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Druck der Union Deutsche Verlagsgesellschaft in Stuttgart. 


Vorwort. 


Die nachfolgende Abhandlung, welche der juristischen 
Fakultät der Rheinischen Friedrich-Wilhelms- Universität im 
Frühjahr dieses Jahres als Habilitationsschrift vorgelegen hat, 
möchte in erster Linie wissenschaftlichen, daneben aber auch 
praktischen Zwecken dienen. 

Bei dem Fehlen einer zuverlässigen Materialsammlung, 
auf der die wissenschaftliche Forschung hätte aufbauen können, 
erschien es unerlässlich, eine umfassende quellengeschichtliche 
und systematische Uebersicht über die für die einzelnen deut- 
schen Staaten massgebenden kirchlichen Steuerrechtsordnungen 
als Grundlage der theoretischen Bearbeitung vorauszuschicken. 
In dem Bestreben, den Stoff tunlichst lückenlos und vor allem 
in den gesetzlichen Bestimmungen vollständig wiederzugeben, 
wandte ich mich an die zuständigen staatlichen Zentralbehörden 
mit der Bitte um Durchsicht und Ergänzung des mir vor- 
liegenden Materials. Da nahezu meinen sämtlichen Gesuchen 
in zuvorkommendster Weise entsprochen worden ist, bin ich 
in die Lage versetzt, eine ziemlich erschöpfende Darstellung 
des Stoffes zu bieten. Allen jenen Behörden für die mir ge- 
währte Unterstützung an dieser Stelle meinen aufrichtigen Dank 
abzustatten, ist mir angenehme Pflicht. 

Die wissenschaftliche Ausbeute des umfangreichen Mate- 
rials mag äusserlich auf den ersten Blick gering erscheinen. 
Doch habe ich besondere Sorgfalt darauf verwendet, möglichst 
alle einigermassen erheblichen theoretischen Fragen, die der 
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für die wissenschaftliche Bearbeitung recht spröde Stoff birgt, 
zu ermitteln und zu würdigen. 

Dem Herausgeber dieser Sammlung, Herrn Professor 
Dr. Stutz, der mich auf den Gegenstand der vorliegenden 
Abhandlung hingewiesen und ihre Bearbeitung mit freund- 
lichen Ratschlägen begleitet, sowie Herrn Geheimrat Professor 
Dr. Bergbohm, der mir gleichfalls wertvolle Winke erteilt 
hat, bin ich zu herzlichem Dank verbunden. 


Bonn, den 1. Oktober 1910. 


Friedrich Giese. 
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VerwRPflG. = Verwaltungsrechtspflegegesetz. 
Vfg. = Verfügung. 
VGH. = Verwaltungsgerichtshof. 


W.= Wiesbaden. 
W.- u. W.-Fürs. = Witwen- und Waisenfürsorge. 
WKG. = Wohnsitzkirchengemeinde. 


ZBABI. = Zentral- und Bezirksamtsblatt. 
Zentralbl. = Zentralblatt. 
ZK. = Zentralkommission. 

ZKR. = Zeitschrift für Kirchenrecht bezw. Deutsche Zeitschrift 
für Kirchenrecht. (Sämtliche Bände sind mit durch- 
laufenden Nummern zitiert.) 

ZPO. = Zivilprozessordnung,. 


Sr 
Die Aufgabe. 


Wissenschaftliche Arbeiten auf dem Gebiete des Staats- 
kirchenrechts!) zeichnen sich nach wie vor durch besondere 
Seltenheit aus. So entbehrt das Recht der nach dem gegen- 
wärtigen Stande der Entwicklung wichtigsten kirchlichen Ab- 
gaben, der Kirchensteuern, bis zur Stunde überhaupt noch der 
monographischen Bearbeitung). Der Mangel einer juristischen 


!) Ich verstehe im folgenden unter dieser Bezeichnung nicht 
bloss das staatliche Kirchenrecht, d.h. die Gesamtheit der vom Staate 
für die Kirche erlassenen, sondern die Gesamtheit derjenigen Rechts- 
normen, welche die rechtlichen Berührungspunkte von Staat und Kirche 
regeln. 

?) Die positiven Angaben in Doves Referat über Kirchensteuern 
auf der Eisenacher Konferenz der deutschen evangelischen Kirchen- 
regierungen (AKBl. 1870, 539 ff.) sind gänzlich veraltet. Die Zusammen- 
stellung von Freyer, Der Staat und die Kirchensteuer in Deutschland, 
AKKR. Bd. 87, 407 ff. 637 f£., Bd. 88, 3 ff. ist zu skizzenhaft und nicht 
durchweg zuverlässig; insbesondere sind die neueren Gesetze nicht immer 
erschöpfend berücksichtigt worden. Fellmeth, Das kirchliche Finanz- 
wesen in Deutschland, 1910 (152 ff.) ist vorwiegend finanzwissenschaft- 
lich, bietet aber auch juristische Ausführungen. Einen guten Ueberblick 
über die wichtigsten Bestimmungen des materiellen kirchlichen Steuerrechts 
der grösseren protestantischen Landeskirchen Deutschlands gewährt die 
— selbst keinen Anspruch auf Vollständigkeit erhebende und einer juri- 
stischen Vertiefung des Stoffes ermangelnde — Erlanger Dissertation 
Kalb, Beiträge zum Steuerrecht in den ev. Landeskirchen Deutschlands, 
1908, Teil I (Teil II behandelt eine Spezialfrage aus dem bayerischen 
Kirchensteuerrecht). Eine kurze, nicht ganz lückenlose, aber in ihren 
Angaben zuverlässige Uebersicht von Knecht findet sich neuestens in 
Bachems Staatslexikon°, Bd. 3, Sp. 246 ff. 


Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 1 


2) F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Darstellung dieser Materie !) macht sich zumal für unser deut- 
sches Kirchensteuerrecht sowohl in der Praxis wie in der 
Wissenschaft deutlich fühlbar. Den Praktikern des kirchlichen 
Steuerrechts steht zwar für die grösseren deutschen Staaten 
bei der Auslegung und Handhabung der einschlägigen Be- 
stimmungen eine Reihe von Kommentaren ?) zu Gebote, aber 
für viele mittlere und fast alle kleineren Staaten versagt auch 
dieses Hilfsmittel. Eine die verschiedenen in den einzelnen 
Staaten geltenden Kirchensteuervorschriften erschöpfend zu- 
sammenstellende Uebersicht, welche z. B. für gesetzgeberische 
Vorarbeiten und für kirchliche Kongresse oder bei anderen 
praktischen Bedürfnissen eine sichere Grundlage bieten könnte, 
fehlt vollkommen. So greift denn auf diesem Gebiete, sobald 
das Steuerrecht eines anderen als des eigenen Staates in Frage 
kommt, eine bedenkliche Rechtsunkenntnis Platz. Nicht weniger 
schlimm ist es mit der wissenschaftlichen Erkenntnis und theo- 
retischen Vertiefung des Stoffes bestellt. Hier betreten wir ein 
fast völlig unbebautes Arbeitsgebiet. Die wenigen Gesetzes- 
kommentare und ebenso die praktischen Handbücher gehen, 
ihrem Zweck entsprechend, auf theoretische Steuerfragen nicht 
näher ein. Die Lehrbücher bieten für Sonderbetrachtungen 
über Kirchensteuern keinen Raum. Nur in Zeitschriften und 
kleineren Monographien finden wir bisweilen einige steuerrecht- 
liche Einzelfragen theoretischer Natur, aber kurz und meist 
nur gelegentlich, behandelt. Zudem beschränken sich diese 
Bearbeitungen in der Regel auf einzelstaatliches Recht, ohne 
in eine für die wissenschaftliche Erforschung der Materie un- 


') Auf die Notwendigkeit einer Bearbeitung haben insbesondere 
hingewiesen: Freisen, Staat und katholische Kirche in den deutschen 
Bundesstaaten, Bd. 1, 1906, 141 Anm. Zorn, Artikel „Kirchliche Ab- 
gaben“ in v. Stengels Wörterbuch Bd. 1,795. Fellmeth, Das kirch- 
liche Finanzwesen, 21 £. 

2) So in Preussen die Kommentare von Crisolli-Schultz, 
Schmedding-Tourneau und einige andere. Besonders gross ist die 
Zahl der Kommentare für das württembergische Recht. 
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erlässliche Rechtsvergleichung einzutreten. Die hier klaffende 
Lücke für die Wissenschaft des deutschen Staatskirchenrechts 
auszufüllen, ist Zweck und Aufgabe dieser Abhandlung. 
Gegenstand der Darstellung sind die Grundzüge und 
die Grundsätze des deutschen Kirchensteuerrechts. Die Aus- 
führungen sollen Rechtsausführungen sein; sie werden sich 
daher in streng: juristisch-sachlichen Bahnen bewegen und nur 
Rechtsregeln und Rechtsverhältnisse schildern, dagegen alle 
politischen, sei es allgemeinpolitischen, sei es rechtspolitischen 
Abschweifungen mit unerbittlicher Strenge vermeiden. Eine 
andere Form der Darstellung widerspräche überdies den tat- 
“ sächlichen Verhältnissen. Die Materie ist, obwohl dem oft sehr 
strittigen Grenzgebiet von staatlichem und kirchlichem Recht 
entnommen, doch keine Kampfesmaterie !) zwischen beiden 
Mächten, sondern erfreut sich im allgemeinen einer auf gegen- 
seitigem Einvernehmen zwischen Staat und Kirche beruhenden 
Regelung und einer ruhigen und sachlichen Fortentwicklung. 
— Welche kirchlichen Abgaben begrifflich als Kirchen- 
steuern zu bezeichnen sind, werden erst die Ergebnisse 
unserer Ausführungen zeigen. Hier zu Anfang schon einen 
bestimmten Begriff zu Grunde zu legen, wäre verfrüht und 
darum verfehlt. Einen genügenden vorläufigen Anhalt ge- 
währt der staatliche Steuerbegriff?), an den sich der kirchliche 
durchweg anlehnt. — Ein deutsches Kirchensteuerrecht be- 
steht ebenso wie ein deutsches Staatskirchenrecht?) nur als 
wissenschaftlicher Begriff; um die Grundlage zu seiner Er- 
forschung zu gewinnen, müssen wir auf die einzelstaatlichen 


’) Sie hat auch im preussischen Kulturkampf keine besondere 
Rolle gespielt. Einzige Ausnahme: Pr. G. vom 20. Juni 1875; s. die 
geschichtliche Entwicklung des katholischen Kirchensteuerrechts in 
Br, 8:20. 

2) Vgl. statt vieler Fuisting, Die pr. direkten Steuern, Bd. 4 
(Grundzüge der Steuerlehre), 1902, 3. 

®) Oder wie das deutsche Kirchenrecht überhaupt oder ferner wie 
das deutsche Privatrecht, 
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Rechtsregeln zurückgreifen, da ja die Regelung der kirchlichen 
Angelegenheiten im Deutschen Reich zur Zuständigkeit der 
Einzelstaaten gehört. Dagegen besteht kein Bedenken, die 
gewonnenen wissenschaftlichen Ergebnisse als deutsches 
Kirchensteuerrecht anzusprechen !). — Nicht das Steuerrecht 
aller Kirchen, sondern nur das der deutschen evangelischen 
Landeskirchen und das für die katholische Kirche innerhalb 
der deutschen Staaten geltende Recht soll zum Gegenstand der 
Darstellung gemacht werden. Insbesondere werden die (oft 
erheblich abweichenden) israelitischen Kirchen- bezw. Kultus- 
steuervorschriften unberücksichtigt bleiben. — Gewisse Recht- 
fertigung verdient endlich noch der Ausdruck: Grundzüge und 
Grundsätze ?). Bei jeder rechtsvergleichenden Darstellung gilt 
es, die richtige Mitte einzuhalten zwischen einer Bearbeitung, 
die das Gesetzesmaterial nur mosaikartig zusammenstellt, und 
einer solchen, die, über den Stoff sich hinwegsetzend, die posi- 
tiven Einzelheiten verschwimmen lässt und sie durch eine gross- 
zügige, bisweilen auf nichts weiter als auf dem Rechtsgefühl 
und der Phantasie des Verfassers beruhende Linienführung er- 
setzt. So war auch hier auf die Vermeidung beider Extreme 
Bedacht zu nehmen. Auf den ersten Blick mag allerdings der 
eine der beiden Fehler schlechterdings unvermeidlich erscheinen. 
Da eine zusammenfassende Darstellung des in den deutschen 
Staaten geltenden Kirchensteuerrechts nicht existiert und ander- 
seits doch dieser selbst dem Fachjuristen in seinen Einzelheiten 
fremde Rechtsstoff — sollte nicht die wissenschaftliche Be- 
arbeitung ganz in der Luft schweben — nicht wohl als be- 
kannt vorausgesetzt werden durfte, musste die Abhandlung 
mit zwingender Notwendigkeit zu einem grossen Teile in der 
referierenden Wiedergabe der geltenden Rechtsordnungen be- 


!) Rothenbücher, Wandlungen in dem Verhältnisse von Staat 
und Kirche in der neueren Zeit. Jahrb. d. ö. R. Bd. 3, 1909, 351. 

?) Diese Unterscheidung ist nicht neu. Vgl. Frank im AKKR. 
Bd. 89, 636. 646. Lohmann, Kirchengesetze der ev.-l. Kirche des vor- 
maligen Königreichs Hannover, 1871, 251. 
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stehen. Gleichwohl glaubt der Verfasser dem Vorwurf einer 
blossen Sammeltätigkeit dadurch zu entgehen, dass er diesem 
referierenden Teile durch Absonderung der entwicklungs- 
geschichtlichen Grundzüge, durch sorgfältige Gruppierung der 
einzelnen geltenden Rechtsordnungen und durch systematische 
Gliederung des Stoffes innerhalb der Darstellung dieser Sonder- 
rechtsordnungen das Gepräge einer rechtswissenschaftlichen 
bezw. rechtshistorischen Bearbeitung verleiht, und dass er auf 
diesen berichtenden Teil als tatsächliche Grundlegung einen 
das faktische Material verwertenden und daraus die wissen- 
schaftlichen Grundsätze abstrahbierenden prinzipiellen Ab- 
schnitt folgen lässt. Auf diese Weise erschien auch die Ver- 
meidung des zweiten Fehlers gewährleistet: Das Beruhen der 
prinzipiell-wissenschaftlichen Ausführungen auf den tatsäch- 
lichen Angaben beseitigt die Gefahr vom konkreten Rechts- 
stoff losgelöster, allzu phantasievoller und darum wissenschaft- 
lich unfruchtbarer Deduktionen. 

Aus diesen Erwägungen ergab sich zugleich die notwendige 
Gliederung des Stoffes. Der erste Teil der Abhandlung 
wird die Grundzüge der geschichtlichen Entwicklung, der 
zweite die Grundzüge der geltenden BRechtsordnungen, der 
dritte die Grundsätze des deutschen Kirchensteuerrechts ent- 
halten. Jeder Abschnitt bildet die Voraussetzung des folgen- 
den. Nur aus dem historischen Werdegang lässt sich das 
heutige Recht verstehen, nur aus dem Bestande der geltenden 
Normen dürfen die Rechtsgrundsätze abstrahiert werden. 

Der erste Teil schildert, zunächst in allgemeiner Ueber- 
sicht, sodann für die in bestimmte Gruppen eingeteilten ein- 
zelnen Staaten, die grossen Züge, welche die Entwicklung des 
kirchlichen Steuerrechts aufweist. Während der Rechtsinhalt 
in der Regel nur kurz vermerkt wird, finden die Rechtsquellen 
selbst eine umfassende Berücksichtigung). Der Schwerpunkt 
ist auf die Entwicklung des preussischen Rechts gelegt. 


!) Erschöpfend verwertet werden die staatlichen und kirchlichen 


(ep) 
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Der zweite Teil führt die gegenwärtig in jedem einzelnen 
deutschen Staate und in jeder einzelnen deutschen Landes- 
kirche geltende Kirchensteuerrechtsordnung zwar nicht in Form 
eines völligen Systems, aber doch unter Betonung aller wich- 
tigeren Grundzüge vor Augen. Im übrigen beschränkt er sich 
auf eine objektive Berichterstattung unter Gruppierung der 
einzelnen Staaten nach deren mehr oder minder grossen Aehn- 
lichkeit in der Art und Weise der steuerrechtlichen Regelung. 
Auch hier ruht das Schwergewicht der Darstellung auf den 
preussischen Rechtsordnungen. 

Der dritte Teil sammelt die wissenschaftliche Ausbeute 
aus den beiden vorangehenden Teilen und bringt sie zum 
juristisch formulierten Ausdruck. Er behandelt die Kirchen- 
steuern als Rechtsinstitut. Er ist zunächst dazu bestimmt, aus 
den einzelnen Steuerordnungen der deutschen Staaten und 
Kirchen die kirchensteuerlichen Rechtsgrundsätze herauszulesen, 
sie zu vergleichen und aus ihrer Gesamtheit die gemein- 
deutschen Kirchensteuergrundsätze abzuleiten. Diese Grund- 
sätze bieten dann zugleich die Handhabe zur Zeichnung des 
inneren rechtlichen Aufbaues des Rechtsinstituts der Kirchen- 
steuern, insbesondere zur Klärung der rechtlichen Natur des 
Kirchensteuerbegriffes. Diese Grundsätze bieten aber ferner 
auch die Handhabe zur Präzisierung derjenigen prinzipiellen 
Bedeutung, welche dem Rechtsinstitut der Kirchensteuern im 
Rahmen der kirchlichen Rechtsordnung und für die kirchlich- 
staatlichen Rechtsbeziehungen zuzuschreiben ist. 


Gesetze und Verordnungen, nach Ermessen zugezogen die von staatlichen 
und kirchlichen Behörden erlassenen Ausführungsbestimmungen. 


Erster Teil. 


Grundzüge der geschichtlichen Entwicklung 
des Kirchensteuerrechts, 
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Erster Abschnitt. 
Ueberblick über die Entwicklung im allgemeinen. 


Schon im Laufe des Mittelalters) bildete sich eine bunte 
Reihe kirchlicher Abgaben aus, die man wohl als Vorläufer 
der heutigen Kirchensteuern bezeichnen darf, in denen man 
aber schwerlich wirkliche Kirchensteuern wird erblicken können. 
Die einzige Abgabe, die hierauf Anspruch erheben konnte, 
war der Zehnte?); er kommt von allen mittelalterlichen kirch- 
lichen Abgaben den Kirchensteuern am nächsten. Doch hat 
er im Laufe der Entwicklung seinen kirchensteuerlichen Cha- 
rakter gänzlich abgestreift, indem er zu einer privatrechtlichen 
Abgabe, zu einer Reallast geworden ist, die dem Besitzer eines 
Grundstücks ohne Rücksicht auf seine Kirchengemeindezuge- 
hörigkeit obliegt?). Die Gestaltung eines echten, in ausführ- 


') Ueber die Gründe, welche zur Verstaatlichung des kirchlichen Zehnt- 
gebotes führten, neuerdings Stutz, Das karolingische Zehntgebot, Zeitschr. 
der Savigny-Stiftung f. Rechtsgeschichte, Germ. Abt. Bd. 29, 1908, 180 ff. 
Perels, Die kirchl. Zehnten im karolingischen Reiche. Berliner phil. 
Diss. 1904. Schoen, Das ev. KR. in Preussen, Bd. 2, 1910, 561—565. 

?) Zorn, KR. 475. Fellmeth 14f. 152 f. Jacobi, Kirchensteuern, 
Konservative Monatsschrift 1905, 1167. 

») Zum Folgenden: Begründung zum pr. KStG.-Eutw., Sten. Ber. 
d. Herrenh. 1904/05, Anlagen, Bd. 1, 535. Mejer-Friedberg, Art. 
„Kirchl. Abgaben“ inHerzog-Haucks Realenzyklopädie °, 1896, Bd. 1, 
92 ff. Stutz, Art. „Stolgebühren“, das. Bd. 19, 1907, 68. Doves Re- 
ferat über Kirchensteuern, AKBl. 1870, 539 ff. Freyer, Der Staat und 
die Kirchensteuer in Deutschland, AKKR. Bd. 87, 407—418. Heiner, 
Das Besteuerungsrecht der Kirche, AKKR. Bd. 77, 3844 f. Fellmeth, 
Das kirchl. Finanzwesen, ? ff. Kalb, Beiträge zum Steuerrecht, 1f. 
Knecht in Bachems Staatslexikon ’, Bd. 3, Sp. 248 ff. Ott, Die Ab- 
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licher, gesetzlicher Form geregelten Kirchensteuerwesens nach 
Art des modernen staatlichen Steuersystems blieb in der Haupt- 
sache dem 19. Jahrhundert vorbehalten. Wir haben des- 
halb beide Entwicklungsgänge auch äusserlich von einander zu 
scheiden. 


82, 
A. Die Entwicklung des kirchlichen Abgabenwesens seit 
der Reformation. 


Bis zur Reformation !) sind kirchliche Abgaben nur ver- 
einzelt zu verzeichnen. Zur Deckung der geringfügigen Be- 
dürfnisse der christlichen Urkirche dienten freiwillige Gaben. 
Sie bestanden vorwiegend in Naturalleistungen, aber auch schon 
in Geldbeiträgen. Wegen ihres freiwilligen Charakters können 
sie auf die Bezeichnung als kirchliche Abgaben im eigent- 
lichen Sinne keinen Anspruch machen. Ihre Bedeutung ver- 
schwand, als die Kirche eigenes Vermögen in grösserem Um- 
fange zu erwerben und zu besitzen begann. Zumal die Aus- 
stattung der bischöflichen Kirchen und der Parochien mit 
liegenden Gütern bildete eine hinreichende Grundlage zur Be- 
friedigung der kirchlichen Bedürfnisse, insbesondere zur Be- 
soldung der Geistlichkeit. Die kanonistische Auffassung be- 
trachtet das Kirchengut als kirchliches Stiftungsvermögen, das 
dem Zweck der Bestreitung des Kirchenbedarfs gewidmet ist. 
Eine Verpflichtung der Parochianen, für die kirchlichen Be- 


gaben an den Bischof bezw. Archidiakon in der Diözese Konstanz bis 
zum 14. Jahrhundert. Tüb. phil. Diss. 1907. Schreiber, Kurie und 
Kloster im 12. Jahrhundert, 2 Bde., Stutz, Kirchenrechtl. Abhandl. 
Heft 65—68, 1910, an den zahlreichen, im Register unter „Abgaben“ und 
„Zehnt“ verzeichneten Stellen. Jacobi, Kirchensteuern, Konservative 
Monatsschrift 1905, 1167 f. v. Kirchenheim, Kirchenrecht, 1900, 306. 

!) Hierzu besonders: Ott, Die Abgaben an den Bischof bezw. Archi- 
diakon, 22 ff. Fellmeth 2—8. Schreiber a.a. 0. der vorigen Anm, 
Haensel, Die mittelalterlichen Erbschaftssteuern in England, ZKR. 
Bd. 41, 376 ff, bringt einen geschichtlichen Abriss der Entwicklung der 
kirchlichen Steuern in England. 
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dürfnisse einzutreten, wurde erst seit der fränkischen Zeit all- 
mählich üblich. Von einer nennenswerten Ausgestaltung dieser 
Verpflichtung war aber zunächst noch kaum die Rede?). Zu einer 
gewissen Bedeutung gelangten später die sogenannten päpst- 
lichen Kreuzzugssteuern?) und päpstlichen Zehnten ?). Im Zeit- 
alter der Kreuzzüge entwickelte sich im Wege der Gewohn- 
heit ein eigenartiges päpstliches Steuerrecht zu Kreuzzugs- 
zwecken, welches aber mit Erstarken der Staatsgewalt und 
nach Wegfall seines Anlasses wieder verschwand und für das 
gegenwärtige Kirchensteuerrecht ohne Belang ist. 

Die Ausbildung eines gewissen kirchlichen Abgabensystems 
datiert — auch für die katholische Kirche — erst aus den 
Tagen der Reformation. Nicht als ob die Reformation als 
solche den Hauptanstoss zu seiner Entfaltung gegeben hätte. 
Aber sie hat doch indirekt dazu beigetragen, indem die älteren 
Formen des kirchlichen Abgabenwesens an die Schicksale des 
Kirchenguts im Reformationszeitalter anknüpfen®). Unberührt 


') Ueber die Entwicklung der an die Bischöfe zu entrichtenden Ab- 
gaben Otta.a.0.22 ff. Schreiber a.a.O. Bd. 2, 80 ff. 186. 210—213. 

2) Gottlob, Die päpstlichen Kreuzzugssteuern des 13. Jahrhunderts, 
1892. Hennig, Die päpstlichen Zehnten aus Deutschland im Zeitalter 
des Avignonesischen Papsttums und während des grossen Schismas, 1909, 
bes. 1—12. 73—77. Freyer im AKKR. Bd. 87, 408 ff. Ueber das Be- 
steuerungsrecht des Papstes überhaupt: Phillips, KR., Bd. 5, 1857, 540 ff. 

%) „Ursprünglich als Einkommensteuern für die Aufbringung der 
Kreuzzugskosten gedacht, gebrauchten die Päpste die Zehnteinnahmen 
bald für ihre Kämpfe mit Staufern und Aragoniern. Dann gingen sie 
einen Schritt weiter und schrieben die Auflagen geradezu ‚für die Be- 
dürfnisse der römischen Kirche‘ aus. ... Die national erstarkten Staaten 
Westeuropas erkannten frühzeitig diese Schwäche des kurialen Besteue- 
rungsrechts und zwangen den geängstigten Päpsten Zehntbewilligung 
auf Zehntbewilligung ab.“ Hennig a.a. 0. 73. 

#4, Das Folgende gründet sich auf Dove, Referat a. a. 0. 543 ff., 
und Niedner, Die Ausgaben des pr. Staats für die ev. Landeskirche 
der älteren Provinzen, Stutz, Kirchenr. Abhandl. Heft 13/14, 1904, 62 ff. 
Vgl. auch Freyer im AKRR. Bd. 87, 411 f. Richter-Dove-Kahl, 
KR., 897 '°, 898. Fellmeth Sf. 
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blieb mit geringen Ausnahmen die Verwendung des Vermögens 
der einzelnen Kirchen und Pfarrstellen als Kirchenstiftungsgut 
zu seinen bisherigen Zwecken). Unberührt blieb ferner in der 
Hauptsache, nur unter Aenderung der Verwaltungsform, die 
Zweckwidmung des Vermögens der kirchlichen Kranken- und 
Armenstiftungen. Dagegen wurde das Vermögen der Stifter 
und Klöster teils zu Unterrichtszwecken verwendet, teils fiel 
es als bonum vacans den Fundatoren oder Patronen, dem 
Landesherrn oder anderen berechtigten Familien anheim?). Die 
Dotationen der Bistümer und Prälaturen wurden grossenteils 
säkularisiert?). Da hier dem aus dem eingezogenen Kirchen- 
gut gemachten Gewinn die Ausstattungs- und Unterhaltungs- 
pflicht der Landesherren entsprach *), trat ein Bedürfnis der 
Heranziehung der Kirchengenossen zunächst lediglich für die 
lokalkirchlichen Anstalten hervor. Für diese aber reichten die 
Lokalpfarrdotationen vorläufig zur Befriedigung der Bedürfnisse 
aus. Anders verhielt es sich nur mit der Aufbringung der 
Kosten zur Erbauung und Unterhaltung der gottesdienstlichen 
und übrigen kirchlichen Gebäude. Hier sah man sich mangels 
ausreichender Renten der Kirchenfabriken auf die Heran- 
ziehung des Patrons und besonders der Parochianen ange- 
wiesen. Als Rechtsgrundlage dieser Baupflicht erschien das 
vorreformatorische Recht, welches, wie oben bereits angedeutet 
wurde, die Verpflichtung der Parochianen schon seit fränki- 
scher Zeit angebahnt hatte. Da aber von der Heranziehung 
der letzteren nur je nach dem Bedürfnisfalle Gebrauch ge- 
macht wurde, so konnte sich weder ein zeitlich ständiges noch 
ein örtlich gleichmässiges Umlagenrecht daraus entwickeln. 
Die Leistungsfähigkeit der Pflichtigen bestimmte sich ent- 
sprechend den damaligen wirtschaftlichen Verhältnissen nach 


1) Niedner a.a.0. 67f£. 

?) Niedner a.a. 0. 68—75. 

Niedner a.a. 0. 76—77. 

So wenigstens nach damaliger und lange herrschender Auf- 
fassung. Dagegen neuerdings Niedner a. a. 0. 62-66. 77—83. 
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dem Grund und Boden. Infolgedessen wurden auch die kirch- 
lichen Umlagen den Grundbesitzern auferlegt, zumal sie da- 
durch die Gewähr der grösseren Stabilität erhielten. Gleich- 
zeitig nahmen sie deshalb aber auch, dem deutschrechtlichen 
' Zuge zur Radizierung der Lasten auf den Grundbesitz folgend, 
allmählich dinglichen Charakter an. Das Bedenken einer 
Heranziehung der Konfessionsfremden war dabei wegen der 
konfessionell einheitlichen Gestaltung der Territorien zunächst 
ausgeschlossen. Der konfessionellen Einheit des Territoriums 
entsprach diejenige der politischen Gemeinden. Aus ihr und aus 
der mangelnden Organisation sich selbst verwaltender Kirchen- 
gemeinden ergab sich die noch bis zur Gegenwart fortwirkende 
Vermischung von kirchlicher und bürgerlicher Gemeindebesteue- 
rung mit der Massgabe, dass die politischen Gemeinden in Ge- 
stalt ihrer Bürger für das Defizit der Kirchengemeinden und 
überhaupt für die kirchlichen Bedürfnisse aufzukommen hatten. 
In den Ortsgemeinden erfolgte die Umlegung des Bedarfs nach 
den örtlichen Steuerordnungen. Besonders in Württemberg 
und Bayern hat sich dieser Rechtszustand noch lange Zeit, bis 
weit ins 19. Jahrhundert hinein, erhalten. 

In den nächsten auf das Reformationszeitalter folgenden 
Jahrhunderten erfuhr das kirchliche Beitragswesen keine er- 
hebliche Förderung. Zur Abänderung der bestehenden oder 
zur Einführung neuer Abgaben lag kein zwingendes Bedürfnis 
vor. Man neigte eher zu einer Beschränkung als zu einer 
Erweiterung der kirchengemeindlichen Aufgaben. Ausserdem 
übernahmen mit dem Erstarken der Staatsgewalt und des ge- 
meindlichen Zweckbewusstseins der Staat und die politischen 
Gemeinden zahlreiche Aufgaben, denen sich bis dahin die 
Kirche gewidmet hatte, namentlich auf dem Gebiet der Kranken- 
und Armenfürsorge. Die äusseren Aufgaben der Kirche blieben 
in der Hauptsache auf die bauliche Unterhaltung der Kirchen- 
gebäude beschränkt. Die Beitragspflicht der Eingepfarrten 
erschöpfte sich also, soweit sie überhaupt praktisch wurde, 
nach wie vor in der Baulast. Eine Regelung durch positive 
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Gesetzesnormen fehlte aber. Zahllose besondere, nicht in Geld 
bestehende Prästationen personaler und realer Art zur Unter- 
haltung der Geistlichen und Kirchenbeamten, die sich unter 
dem Einfluss der Vermischung öffentlichrechtlicher Gesichts- 
punkte mit privatrechtlichen Vorstellungen und unter der vor- 
wiegenden Einwirkung der älteren deutschen Naturalwirtschaft 
entwickelten), fallen als Naturalabgaben ausserhalb des Be- 
reichs unserer Betrachtung. 

Die Frage, ob alle diese kurz skizzierten Abgaben schon 
als Kirchensteuern im modernen Sinne angesehen werden dürfen, 
kann hier noch nicht entschieden werden. Dove?) verneint sie 
mit der Begründung: „Wie ... im Staat im Gegensatz zu 
der älteren, auf privatrechtsartigen Titeln beruhenden Steuer- 
pflicht, jenseits welcher ein Steuerbeitrag nicht gefordert, 
sondern nur erbeten werden konnte, die moderne Steuer- 
pflicht als unmittelbarer Ausfluss des allgemeinen staatlichen 
Subjektionsverhältnisses der Staatsbürger eine allgemeine, ledig- 
lich durch den Umfang des Staatsbedürfnisses begrenzte ist, 
so wird unter den Begriff der Kirchensteuer, kirchlicher Um- 
lagen, im Gegensatz von sonstigen kirchlichen Prästationen 
und Lasten, auch nur der Beitrag gezogen werden können, 
welcher sich lediglich durch den Umfang der allgemeinen oder 
speziell gearteten kirchlichen Bedürfnisse selbst (z. B. aus- 
reichende Pfarrbesoldung, Baulast, Synodalkosten) objektiv be- 
grenzt und nicht auf speziellen Titeln, sondern auf dem organi- 
schen Quasisubjektionsverhältnis beruht, in welchem die Kirchen- 
glieder zur rechtlichen Kirche, also auch die einzelnen Ge- 
meindegenossen zur Kirchengemeinde, die ja schon Kirche ist, 
stehen.“ 


) Dove, AKBl. 1870, 540 f. Richter-Dove-Kahl, KR. 897 °®, 
?) AKBl. 1870, 541, Richter-Dove-Kahl 897 °°, 
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Sr, 
B. Die Entwicklung des Kirchensteuerwesens im 
19, Jahrhundert. 


Eine Aenderung der Rechtslage bewirkte erst eine Kette 
von Umständen, die sich in ihrer Gesamtheit durch das ganze 
19. Jahrhundert hindurchziehen !). Den Anstoss gab die frei- 
lich schon lange vorher eingetretene, in der Folgezeit noch 
ständig wachsende konfessionelle Mischung der Bevölkerung. 
Sie beleuchtete zuerst die Unzulänglichkeit des aus dem Mittel- 
alter überkommenen Rechts und die zwingende Notwendigkeit 
seiner Umgestaltung. Die Durchführung des Grundsatzes der 
Parität der christlichen Kirchen beseitigte den Begriff einer 
herrschenden Kirche und damit die konfessionelle Einheit der 
Territorien. Mit dieser musste auch die konfessionelle Einheit 
der politischen Gemeinden fallen. Das Aufkommen von Sekten 
und Dissidenten einerseits und die Ausbildung der Freizügig- 
keit anderseits steigerte noch die konfessionelle Verschieden- 
heit innerhalb der einzelnen Gemeinden. Bei dieser Entwick- 
lung war die bisherige Einheit von politischer und kirchlicher 
Gemeinde nicht mehr zu halten. Damit erschien aber auch 
eine Trennung des kirchengemeindlichen Beitragswesens von 
dem der politischen Gemeinde unerlässlich. Immer dringender 
wurde das Erfordernis der Beschränkung der Abgabenpflicht 
zu kirchlichen Zwecken auf die Konfessionsgenossen, soweit 
nicht die Pflicht auf besonderem Rechtstitel beruhte oder ding- 
lichen Charakter angenommen hatte. Neue Reallasten zu 
Gunsten der Kirche waren mit der veränderten Lage unverein- 
bar. Die Möglichkeit rascheren Wechsels von Grundbesitz und 
die höhere Bedeutung des Kapital- und Mobiliarbesitzes ent- 
zogen der Verteilung der kirchlichen Abgaben lediglich nach 
dem Grundbesitz ihre mittelalterliche Vorzugsstellung. War 


!) Zum Folgenden siehe besonders Dove, AKBl. 1870, 546—551. 
Niedner 134ff. Fellmeth 14ff.152f. Freyer, AKKR. Bd. 387, 415 ff. 


16 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


an sich schon mit dieser Unhaltbarkeit des alten Abgaben- 
wesens die Notwendigkeit der Einführung eines neuen ver- 
knüpft, so steigerte sich diese Notwendigkeit noch aus weiteren 
Gründen, nämlich zufolge der Verringerung des kirchlichen 
Vermögens und des Wachsens der kirchlichen Bedürfnisse. 
Zur Abnahme des kirchlichen Vermögens trugen zunächst die 
Säkularisationen zu Anfang des 19. Jahrhunderts bei!), sodann 
die Ablösung der Reallasten, Zehnten und anderen dinglichen 
Berechtigungen der Kirche, insbesondere auch die Beseitigung 
und Zersplitterung vieler dinglicher Patronate durch die Agrar- 
gesetzgebung, ferner das Sinken des Geldwertes und die damit 
verbundene Unzulänglichkeit der Pfarrdotationen, in späterer 
Zeit endlich auch die Ablösung der mit den sozialen Aufgaben 
der Kirche nicht mehr vereinbar erachteten Stolgebühren ?). 
Ein angemessener Ersatz für diese der Kirche entzogenen Ein- 
nahmequellen wurde nicht geboten. Auf der anderen Seite 
wuchsen die kirchlichen Bedürfnisse. Für die neuen Kirchen 
und Pfarrbezirke, zu deren Gründung die rasche Vermehrung 
der Bevölkerung, namentlich in grösseren Städten, nötigte, war 
selten hinreichendes eigenes Kirchenvermögen vorhanden. Hin- 
zu kamen in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts die Kosten 
für die Ausbildung der kirchlichen Selbstverwaltung, für die 
Synoden und deren Organe, für Besoldung der Pfarrer und 
Kirchendiener, endlich für die neuestens ausgestaltete kirch- 
liche Sozialgesetzgebung zu Gunsten der in den Ruhestand 
tretenden Geistlichen und der Hinterbliebenen der evangelischen 
Geistlichen. Alle diese Umstände zwangen gebieterisch zur Er- 
schliessung ganz neuer Einnahmequellen für die Kirche, wenn 
anders sie noch die Befriedigung der religiösen Bedürfnisse 


!) Ueber die „Rechtspflicht“ des Staates, zur Unterhaltung des 
Kirchensystems beizutragen, Niedner 134 ff., bes. 176. Stutz, KR. in 
v. Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie, Bd. 2, 875. Zorn in ZKR 
Bd. 14, 338. Freyer, AKKR, Bd. 87, 416. 

?) Stutz, Art. „Stolgebühren“ in Herzog-Haucks Ba 
pädie®, Bd. 19, 1907, 72f. Zorn in ZKR. Bd, 14, 340. 
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des Volkes ermöglichen wollte. Da in der erforderlichen Höhe 
des Bedarfs weder die Aufbringung durch freiwillige Beiträge zu 
erhoffen war noch genügende staatsseitige Unterstützung zu er- 
warten stand, blieb kein anderer Ausweg, als das kirchliche Ab- 
gabenwesen durch Nutzbarmachung und Nachbildung des staat- 
lichen Steuersystems von Grund aus zu reformieren, ja man kann 
sagen, durch ein ganz neues Abgabensystem zu ersetzen. 
Und doch gab es einen Anhaltspunkt, bei dem man an 
das bestehende Recht anknüpfen konnte !). Das war die kirch- 
liche Baulast, das einzige Gebilde aus dem früheren Abgaben- 
recht, das dem modernen Staatssteuersystem etwas ähnelte. 
Nur musste man das Rechtsinstitut in der Form verwerten, 
wie es das ältere deutsche G@ewohnheitsrecht entwickelt hatte, 
nämlich als persönliche subsidiäre Verpflichtung der Paro- 
chianen, und nicht in der Form der Reallast, in welche es die 
spätere Entwicklung abgewandelt hatte. In der Tat haben die 
meisten deutschen Staaten bei der Einführung von Kirchen- 
steuern diese zuerst nur in der Form einer Abgabe zur kirch- 
lichen Baukostendeckung — freilich oft mit Ausdehnung auf 
die übrigen sächlichen Kosten der Unterhaltung des örtlichen 
Gottesdienstes — entwickelt. Besonders sei hier auf Preussen 
verwiesen, wo schon im Jahre 1794 das Allgemeine Landrecht 
in sehr eingehenden Einzelvorschriften die Deckung der kirch- 
lichen Baukosten durch subsidiäres Eintreten der Parochianen 
regelte, während die Einführung eines allgemeinen Kirchen- 
steuerrechts noch viele Jahrzehnte auf sich warten liess, 
Ebenso war diese Erscheinung in Baden, Waldeck, Sachsen- 
Weimar und in zahlreichen anderen Staaten zu beobachten. 
Abgesehen von diesem einen Anknüpfungspunkt war in 
der bisherigen kirchlichen Rechtsentwicklung, nachdem der 
Zehnt die Natur einer privatrechtlichen Last angenommen 
hatte, kein Muster für eine öffentliche kirchliche Steuer ge- 
blieben. Trat auch das staatliche Steuerrecht bier als Vorbild 


) Richter-Dove-Kahl, KR. 897'%. Dove a.a.0. 541f. 
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für die Neuordnung ein, so galt es doch, für das kirchliche 
Gebiet ein ganz neues, diesem bisher fremdes Rechtsinstitut 
zu schaffen. Erklärlich ist unter diesen Umständen die grosse 
Zurückhaltung, mit der die Kirche an die Einführung der 
Kirchensteuer herantrat. Besonders auffallend ist aber die Ab- 
neigung der katholischen Kirche gegen das kirchliche Steuer- 
recht. Dieser Umstand dürfte weniger darauf zurückzuführen 
sein, dass der katholischen Kirche mehr als der evangelischen 
hinreichendes Vermögen zur Deckung der kirchlichen Bedürf- 
nisse zur Verfügung gestanden hätte, als darauf, dass die Ein- 
fügung eines modernen Steuersystems in den Rahmen der katho- 
lischen Kirchenverfassung nur unter Beeinträchtigung wichtiger 
Grundsätze dieser Verfassung durchzuführen war. Die Ver- 
fassung der katholischen Kirche kennt an sich keine Kirchen- 
gemeinden als Selbstverwaltungskörper, keine Mitwirkung von 
Laien bei der Vermögensverwaltung, keine „Landeskirchen‘, 
keine Diözesan- und landeskirchlichen Vertretungskörper — 
alles Begriffe, ohne die aber ein ausgebautes Steuersystem auch 
bei der Kirche nicht wohl auszudenken und auszuführen ist. 
Wenn die katholische Kirche sich wirklich im Laufe der Ent- 
wicklung an das Steuerrecht gewöhnt hat, so liegt darin eine 
weitgehende Modifikation kirchlicher Rechtsgrundsätze, eine Er- 
scheinung, auf die wir in späterem Zusammenhange noch ge- 
nauer werden zurückkommen müssen. Es ist bezeichnend, dass 
die katholische Kirche die Regelung des Steuerrechts — ab- 
gesehen von vielen Ausführungsbestimmungen — nicht selbst 
in die Hand nahm, sondern der staatlichen Gesetzgebung über- 
liess, welche freilich die erforderlichen Vorschriften selten ein- 
seitig, in der Regel vielmehr erst nach erzieltem Einvernehmen 
mit den zuständigen kirchlichen Stellen traf. 

Eine viel grössere Bedeutung hat das Kirchensteuerrecht 
von Anfang an für die evangelische Kirche gehabt. Viel rascher 
hat diese die Scheu vor dem unbekannten neuen Rechts- 
institut überwunden. Schon lange vor Einführung eines 
wirklichen Steuerrechts war die kirchliche Beitragspflicht der 
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Kirchenangehörigen in den Kirchenordnungen zum Ausdruck 
gebracht worden. Auch später erfolgte die Regelung des 
Kirchensteuerrechts in der Hauptsache durch kirchliche Ge- 
setze, während die staatlichen Normen sich mit der Anord- 
nung der aus der staatlichen Kirchenhoheit fliessenden Mass- 
nahmen begnügten. Der Ausspruch der Beitragspflicht und die 
Bestimmungen über Umlagefuss, Veranlagung und das gesamte 
Synodalumlagenwesen finden sich stets in den kirchlichen 
Gesetzen. 

Anderseits war aber die Mitwirkung des Staates bei der 
Regelung des kirchlichen Steuerrechts für beide Kirchen eine 
Notwendigkeit. Selbst die evangelische Kirche konnte dieser 
staatlichen Mitwirkung nicht ganz entraten. Denn die Steuer 
konnte nur wirksam sein, wenn ihre zwangsweise Durchsetzung 
gewährleistet war. Diese zu bieten, hatte nicht die Kirche, 
sondern allein der Staat die Macht. Hier musste der Staat 
ergänzend eintreten. Er stellte seine Macht der Kirche zur 
Verfügung, freilich nur unter der Bedingung, dass die kirch- 
liche Besteuerung gewissen, von ihm kraft seiner staatlichen 
Kirchenhoheit gesetzten Bedingungen entsprach. 

Ausser dieser Garantie staatlichen Zwanges mussten aber 
noch andere Voraussetzungen für die Kirche erfüllt sein, da- 
mit für die Entwicklung des Steuerrechts ein genügend vor- 
bereiteter Rechtsboden vorhanden war. In dieser Beziehung 
ergibt sich bei einem Ueberblick über die steuerrechtlichen 
Entwicklungen in den einzelnen Staaten zunächst die Wahr- 
nehmung, dass die Gewähr für eine wirksame Gestaltung der 
kirchlichen Besteuerung überall erst da gegeben war, wo die 
Kirche nicht mehr (wie z. B. die altpreussische Landes- 
kirche lange Zeit) gleichsam unter staatlicher Verwaltung 
stand, sondern eine eigene kirchliche Verwaltung, eine ge- 
wisse Selbständigkeit gegenüber dem Staate erhalten hatte. 
Dieses Erfordernis musste zunächst bei den evangelischen 
Landeskirchen dem Staat gegenüber erfüllt sein. In analoger 
Weise setzte aber auch das Besteuerungsrecht des über einen 
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Staat sich erstreckenden Teiles der katholischen Kirche ein 
bestimmtes Mass von Selbständigkeit, und zwar hier gegen- 
über der katholischen Kirche als Gesamtkirche, voraus. Ferner 
ergibt sich die Wahrnehmung, dass die Kirche nicht nur dem 
Staate, sondern auch den politischen Gemeinden gegenüber 
— und zwar diesen gegenüber volle — Selbständigkeit sich 
erringen musste, dass die vom Mittelalter her überkommene 
Verquickung der Kirchengemeinde mit der politischen Ge- 
meinde sich allerwärts der Entwicklung des Steuerrechts hin- 
dernd in den Weg gestellt und dass die endgültige Lösung 
jener Verquickung die unbedingte Voraussetzung für die reine 
Entfaltung des kirchlichen Steuerrechts gebildet hat. End- 
lich war, soweit Kirchengemeinden und Synodalgemeinden in 
Frage stehen, die Einfügung des Steuersystems in den kirch- 
lichen Verfassungsorganismus sowohl in der evangelischen als 
auch in der katholischen Kirche von einer gewissen Ver- 
selbständigung der Kirchen- und Synodalgemeinden und ihrer 
Vermögensverwaltung gegenüber der Landes- bezw. Gesamt- 
kirche abhängig; ohne die Ausbildung einer von der Kirchen- 
regierung in erheblichem Umfange unabhängigen, mit selb- 
ständigem Vermögensrecht und eigenen Organen ausgestatteten 
Kirchen- (und Synodal-) Gemeinde war an die Einführung eines 
Besteuerungsrechts nicht zu denken. Es ist hier noch nicht 
unsere Aufgabe, die innere Notwendigkeit dieser Voraus- 
setzungen nachzuweisen. Es genügte an dieser Stelle ein Hin- 
weis darauf, dass die Entwicklung der Kirchensteuern überall 
durch das Vorliegen der gedachten Momente bedingt und durch 
ihr Fehlen hemmend beeinflusst wurde. 

Einen historischen Ueberblick über die Gesamtentwick- 
lung zu bieten, welche das kirchliche Steuerrecht innerhalb 
des Reichsgebietes genommen hat, ist wegen der grossen 
Verschiedenheit der zahlreichen staatlichen und der noch zahl- 
reicheren kirchlichen Sonderentwicklungen !) nicht wohl mög- 


') Gute Uebersicht bei Freyer und Knecht a.a. 0. (vgl. 8.1, 
Anm. 2). 
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lich. Nicht einmal bestimmte Perioden lassen sich für diese 
Gesamtentwicklung unterscheiden. Die ersten Staaten, welche 
das Recht der Kirchensteuern gesetzlich näher regelten, waren 
Lippe, Oldenburg, Sachsen-Altenburg und das Königreich 
Sachsen (1827, 1831, 1837, 1838). Es folgten die meisten 
mitteldeutschen Kleinstaaten, hierauf die süddeutschen Staaten, 
ziemlich zuletzt Preussen (1905/06). Einzelne Staaten sind 
heute noch damit im Rückstande. Die Ausbildung der grund- 
legenden Normen geschah für die evangelische Kirche durch 
die staatliche und kirchliche, für die katholische Kirche nur 
durch die staatliche Gesetzgebung; in einigen Fällen beruht 
die Entwicklung lediglich auf der durch die Rechtsprechung 
unterstützten Verwaltungspraxis (so lange Zeit in Bayern). Doch 
hat die Rechtsprechung nicht immer in dieser Weise fördernd, 
sondern bisweilen auch recht hemmend in die Entwicklung 
eingegriffen (so z. B. in Preussen). Zu besonderer Erörterung 
und allgemeiner Beachtung gelangte das Problem der generellen 
Einführung von Kirchensteuern für die evangelische Kirche im 
Jahre 1870 auf der Eisenacher Konferenz der deutschen evan- 
gelischen Kirchenregierungen, wo Dove über die Frage ein 
eingehendes, in seinen prinzipiellen Teilen heute noch wert- 
volles, wissenschaftliches Referat erstattete!), in neuerer Zeit 
für beide Kirchen im Deutschen Reichstag bei der Besprechung 
des sogenannten Toleranzantrages?). Die weitere Entwicklung 
ist aber im Deutschen Reich ausschliesslich Landessache ge- 
blieben. Eine Vermehrung ähnlicher Züge der einzelstaatlichen 
Steuerrechtsordnungen ist zwar unverkennbar, doch überwiegen 
bei weitem die im einzelnen recht erheblichen Abweichungen. 
In einer Reihe von Staaten steht das Problem gegenwärtig 
noch auf der Tagesordnung. 

Ist also bei der Gesamtmaterie ein Ueberblick über die 
historische Entwicklung unmöglich, so lässt sich ein solcher 
höchstens für die wichtigeren Einzelfragen geben. 


1) AKBl. 1870, 539 £. 
2) AKKR. Bd. 82, Teil 2, 190—200. 293—8325. 
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Betrachten wir zunächst die einzelnen mit Besteuerungs- 
recht ausgestatteten kirchlichen Verbände. In der evange- 
lischen Kirche hat sich ein Besteuerungsrecht der Kirchen- 
gemeinden, der sogenannten Gesamtverbände, der synodalen 
Verbände und der Landeskirchen ausgebildet. In der katho- 
lischen Kirche erhielten ein solches Recht die Kirchengemeinden 
und die Gesamtverbände, bisweilen auch die Diözesen; eine 
eigenartige Erscheinung ist hier die Ausbildung eines quasi- 
landeskirchlichen Besteuerungsrechts nach dem Vorbilde der 
evangelischen Kirche, z. B. in Baden. Fast überall ging die 
Ausbildung des Ortskirchensteuerrechts derjenigen des Landes- 
kirchensteuerrechts zeitlich voran, ohne aber die notwendige 
Voraussetzung für das letztere zu bilden (Beweis: Bayern und 
Elsass-Lothringen). Wo die frühere Verquickung von poli- 
tischer und Kirchengemeinde nicht so rasch überwunden werden 
konnte, erhoben nach wie vor die politischen Gemeinden die 
Kirchensteuern, sei es an Stelle der Kirchengemeinden durch 
Verteilung auf die Kirchengemeindemitglieder, sei es kraft ihrer 
Pflicht zur Tragung der kirchlichen Lasten in Form der Ab- 
wälzung auf ihre eigenen Gemeindeangehörigen. 

Was die Steuerpflicht angeht, so wurde sie fast durch- 
weg auf die kirchliche Angehörigkeit gegründet. Die Bei- 
tragspflicht der bekenntnisfremden Personen wurde in aller 
Regel schon im frühen Stadium der Entwicklung aufgehoben. 
Eine Ausnahme bildet heute noch das Königreich Sachsen. 
Neuerdings schreitet die Entwicklung aber wieder rückwärts, 
indem die Basis der Konfessionsangehörigkeit verlassen und 
die Besteuerung der juristischen Personen in immer grösserem 
Umfange — vorwiegend für Zwecke der Baulast — zugelassen 
wird. Besonders in den süddeutschen Staaten ist diese Ent- 
wicklung wahrzunehmen. Auch in Preussen ist die Heran- 
ziehung juristischer Personen wiederholt verlangt, aber bis jetzt 
noch nicht eingeführt worden. 

Der Verteilungsfuss wurde fast überall an den staatlichen 
Steuerfuss — den Staats- oder den Kommunalsteuerfuss — 
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angelehnt. Doch nahm man auf das bestehende Herkommen 
weitgehende Rücksicht und liess mancherorts auch die fort- 
gesetzte Verwertung früherer Umlagemassstäbe zu. 

Das Verfahren zur Feststellung und Erhebung der Steuer 
wurde in allen Staaten ziemlich übereinstimmend geregelt. Ab- 
gesehen von den Staaten, in denen noch die politischen Ge- 
meinden in mehr oder minder grossem Umfange damit betraut 
sind, und abgesehen ferner von dem Eingreifen staatlicher 
oder kommunaler Organe bei der Vollstreckung ist die Steuer- 
veranlagung und Steuererhebung heute Aufgabe der Kirche. 
Als Steuerbewilligungsorgane wurden fast allenthalben kirch- 
liche Gemeindevertretungen, soweit sie noch nicht bestanden, 
eingeführt. Eine besonders interessante Erscheinung bildete 
die Einfügung entsprechender Vertretungskörper in das landes- 
kirchliche Besteuerungsrecht (Steuersynoden in Baden, Hessen 
und Bayern). 

Der moderne Rechtsgrundsatz, dass es gegen die Be- 
steuerung Rechtsmittel geben müsse, hat sich auch für das 
kirchliche Steuerrecht durchgesetzt. Gegen die Heranziehung 
zu Kirchensteuern ist das Verwaltungsstreitverfahren eröffnet. 
Vorangegangen sind die süddeutschen Staaten. Aber auch in 
Norddeutschland ist jetzt mit geringen Ausnahmen diese Ent- 
wicklung durchgeführt, nachdem lange Zeit die in gewissem 
Umfange gegebene Zulässigkeit des ordentlichen Rechtsweges 
als Notbehelf gedient hatte. Gerade in der Ausbildung des 
Rechtsmittelwesens, so buntscheckig im einzelnen auch seine 
Ausgestaltung ist, zeigt sich der Zug des deutschen Kirchen- 
steuerrechts nach Rechtseinheit. 

Ehe wir uns der Darstellung einer jeden Sonderent- 
wicklung des Steuerrechts in den verschiedenen deutschen 
Staaten (einschliesslich Elsass-Lothringens) und Kirchen zu- 
wenden, müssen wir noch den Versuch einer entwicklungs- 
geschichtlichen Gruppierung der einzelnen Kirchensteuerrechts- 
ordnungen machen. Eine solche Gruppierung ist einerseits 
unerlässlich, da die Fülle des Stoffes und die bunte Mannig- 
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faltigkeit der verschiedenen Rechtsgedanken bei blosser An- 
einanderreihung der einzelstaatlichen Entwicklungsgänge jede 
Uebersicht verlieren würde, anderseits deshalb besonders 
schwierig, weil sich eine vollkommen befriedigende, nach ein- 
heitlichen Gesichtspunkten durchgeführte Scheidung eben jener 
zu verschiedenartigen Detailgestaltung wegen nicht erzielen 
lässt. Wir müssen daher eine Mischung mehrerer Einteilungs- 
gesichtspunkte zu Grunde legen. Den obersten bildet die Frage, 
ob überhaupt in einem Staat ein selbständiges kirchliches Be- 
steuerungsrecht zur Ausbildung gelangt ist oder nicht. Bei 
den Staaten, wo wir ein solches Recht verzeichnen können 
(Hauptgruppe ]), ist weiter zu unterscheiden, ob dieses Recht für 
beide Kirchen gesondert, also konfessionell getrennt (Gruppe I, A) 
oder für beide Kirchen einheitlich, d. h. konfessionell einheitlich 
(Gruppe I, B), oder endlich nur für eine Kirche — in Be- 
tracht kommt da nur die evangelische — geregelt worden 
ist (Gruppe I, ©). Bei den wenigen Staaten, wo wir kein 
selbständiges kirchliches Besteuerungsrecht antreffen (Haupt- 
gruppe II), können wir von einer weiteren Unterscheidung ab- 
sehen. Auf diese Weise erhalten wir zwei grosse Staaten- 
hauptgruppen mit mehrfachen Sondergruppen. 

In die Gruppe I, A fallen die Staaten Preussen, Württem- 
berg, Sachsen-Weimar, Oldenburg, Waldeck, Lippe, Lübeck, 
Bremen, Hamburg; in Gruppe I, B: Bayern, Sachsen, Baden, 
Hessen; in Gruppe I, C: Sachsen-Meiningen, Sachsen-Alten- 
burg, Anhalt, Schwarzburg-Rudolstadt, Schwarzburg-Sonders- 
hausen, Reuss ä. L., Schaumburg-Lippe; in Gruppe II: Bayrische 
Pfalz, Braunschweig, Sachsen-Koburg-Gotha, Reuss j. L., Elsass- 
Lothringen, beide Mecklenburg. 


Zweiter Abschnitt. 


DieSonderentwicklung in den einzelnen deutschen 
Staaten und Kirchen. 


Hauptgruppe I. 
Staaten, welche ein selbständiges kirchliches Besteuerungs- 
recht ausgebildet haben. 


Gruppe I, A. 
Gesonderte Ausbildung des Besteuerungsrechts für beide 
(evangelische und katholische) Kirchen. 


I. Preussen. 


A. Die evangelischen Kirchen. 
Kapitel l. 
Die evangelische Landeskirche der älteren Provinzen. 


S$S 4. Ueberblick. 


Innerhalb der Kirche der neun älteren preussischen Pro- 
vinzen (Östpreussen, Westpreussen, Brandenburg, Pommern, 
Posen, Schlesien, Sachsen, Westfalen, Rheinprovinz mit Hohen- 
zollern) hat die Entwicklung des Kirchensteuerrechts wie die- 
jenige des kirchlichen Verwaltungsrechts überhaupt einen für 
die sieben östlichen Provinzen und für Rheinland-Westfalen !) 


!) Die ev. Landeskirche in Rheinland und Westfalen ist ein Stück 
der einheitlichen „ev. Landeskirche der älteren Provinzen“. Entscheidung 
des pr. OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 238 und Pfarrarchiv, Bd.1, 167. 
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wesentlich verschiedenen Lauf genommen. Näherten sich auch 
inhaltlich beide Entwicklungsgänge einander allmählich immer 
mehr, so wuchs doch die Reihe der auch formell für das 
ganze Rechtsgebiet einheitlich erlassenen Bestimmungen viele 
Jahrzehnte hindurch nur sehr spärlich. Der neueren Zeit 
erst war es vorbehalten, die Rechtseinheit auf diesem Gebiete 
anzubahnen, der allerneuesten erst, sie bis auf wenige Reste 
durchzuführen. Die Darstellung dieser Gesamtentwicklung des 
altpreussischen Kirchensteuerrechts empfängt ihre notwendige 
Gliederung durch die drei grossen gesetzgeberischen Akte, die, 
in ihrer zeitlichen Folge immer stärker auf die Materie ein- 
wirkend, das Steuerrecht gestaltet haben: das Allgemeine 
Landrecht, die Kirchenverfassungsgesetze der Jahre 18373— 1876, 
die neue Kirchensteuergesetzgebung des Jahres 1905. Für die 
Rheinprovinz und Westfalen verschiebt sich freilich dieser 
Rahmen dahin, dass hier das Preussische Allgemeine Land- 
recht keine erhebliche Rolle spielt, und dass die Regelung der 
kirchlichen Verfassung schon aus dem Jahre 1835 datiert. 


$5. 1. Die Anfänge gesetzlicher Regelung. 


Seinen ersten gesetzlichen Ausdruck fand der Gedanke 
der kirchlichen Besteuerung in den reformierten Kirchen- 
gemeinden der Rheinprovinz in Form einer Kirchengemeinde- 
steuer‘). Hier führte die Unzulänglichkeit des (zumeist in 
den Händen der Katholiken verbliebenen) kirchlichen Ver- 
mögens in Verbindung mit der Abneigung der Reformierten 
gegen Stolgebühren ?) zur Uebernahme der bereits in den 


I) Snethlage, Die älteren Presbyterial-Kirchenordnungen, 1837, 
94—96. 145—147. Luettgert, Ev. Kirchenrecht in Rheinland und 
Westfalen, 1905, 566. Begründung zum Entwurf eines KG. betr. die 
Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und Parochial- 
verbänden der ev. Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie, 
KGVBl. 1903, 86. 

?) Beweis: $38 der kleve-märkischen und jülich-bergischen ref. KO. 
vom 20. Mai 1662. 
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niederländischen reformierten Gemeinden verwirklichten Idee, 
die Synodal- und Gemeindekosten durch Beiträge der Ge- 
meinde, das heisst der Gemeindemitglieder, zu decken). In 
Anlehnung an die für die Verfassung des reformierten Kirchen- 
wesens wichtige Synode zu Emden 1571, welche in $ 36 die 
Unterhaltung des Pfarrsystems als Gemeindelast bezeichnete, 
traf die von Friedrich Wilhelm dem Grossen Kurfürsten am 
20. Mai 1662 erlassene klevische und märkische?) reformierte 
Kirchenordnung in Kapitel II (Von dem Unterhalt der Predi- 
ger, oder deroselben Wittwen und Waysen, $S 34—44) nähere 
Bestimmungen über die Beitragspflicht der Gemeinde zur 
Unterhaltung der Prediger, der Armenkasse und anderer kirch- 
licher Einrichtungen ?). $ 34: „Demnach ein Arbeiter seines 
Lohns wert ist, so sollen alle Christlichen Gemeinen und deren 
Aelteste und Vorsteher ihren Predigern und Schul-Dienern 
ehrlichen Unterhalt und behörliche Lebens-Mittel zu rechter 
Zeit verschaffen“ %). $ 35: „Dafern aber solches nicht ge- 
schehe, soll er solches vorhin bey der Gemeine, darnach bey 
Unseren Beamten zu erkennen geben; und dafern er durch 
dieselbe nicht klaglos gestellet werden sollte, sollen sie es Uns, 
oder Unseren dazu Verordneten, zu gebührlicher Verfügung vor- 
bringen.“ In diesen Sätzen ist nicht nur die Beitragspflicht der 


ı) v. Hoffmann, Das Kirchenverfassungsrecht der niederländi- 
schen Reformierten, 1902, 79. Luettgert a.a.0O. 566. Stutz, KR. 
in v. Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie, Bd. 2, 897. 

?) Diese KO. erstreckt sich auch auf die Reformierten in Jülich- 
Berg, wo die 1654 als Statut errichtete jülich-bergische KO. die förm- 
liche landesherrliche Bestätigung (durch Pfalz-Neuburg) nicht gefunden, 
gleichwohl aber faktisch gegolten hatte. Snethlage a.a. ©. 11. 12. 

®) Wichtig sind nicht nur, worauf die geschichtlichen Skizzen sich 
in der Regel beschränken — vgl. die Motive im KGVBl. 1903, 86 und 
die einen Auszug daraus bildende Darstellung des Artikels Kirchensteuern 
in v. Bitters Handwörterbuch der pr. Verwaltung, Bd. 1, 915 — die 
SS 34—35, sondern auch die weiteren Paragraphen. 

4) Aehnlich schon Nr. 56 der in Anm. 2 erwähnten KO. Sneth- 
lage 32. 
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Gremeinde ausgesprochen, sondern auch schon den Berechtigten 
die Verwirklichung ihrer Ansprüche mit Hilfe staatlicher Or- 
gane in Aussicht gestellt. Weitere Vorschriften über die Bei- 
tragspflicht der Gemeinde enthalten die $$ 36 (Unterhaltung 
altersschwacher Prediger durch die Gemeinde), 37 (Erstattungs- 
pflicht der Gemeinde gegenüber der Armenkasse, wenn der 
Prediger aus Armenmitteln unterhalten worden ist), 38 (Ab- 
lösung der Stolgebühren durch „Zulage“ der Gemeinde), 41 (Bei- 
steuerpflicht der Gemeinde an unterhaltungsbedürftige Prediger- 
witwen und -waisen), 42 (Belastung der Gemeinde mit den 
durch Kollation und Konfirmationspatente entstehenden Un- 
kosten), 43 (Belastung der Gemeinde mit den Kosten der 
Amtsreisen der Prediger)!). Besondere Beachtung verdient 
$ 41, welcher zum ersten Male den Ausdruck Bey- „steuer“ 
verwendet. 

Bald drang der in der reformierten Kirche geborene Ge- 
danke auch in die lutherische Kirche ein?). Dem Beispiele 
der reformierten Kirchenordnung folgte die vom Grossen Kur- 
fürsten am 6. August 1687 erlassene klevische und märkische 
evangelisch-lutherische Kirchenordnung. Sie handelt in Kap. X 
($S 77—83)°) ebenfalls „von dem Unterhalt der Prediger, auch 
derselben Wittwen und Waisen“. Im einzelnen verfügt $ 77: 
„Dieweil ein Arbeiter seines Lohns wert ist, so soll solcher 
von den Gemeinden, oder auch von allen denjenigen, welche 
solchen oder auch dazu irgend was zu geben schuldig sind, 
den Predigern und Schuldienern zu ihrem ehrlichen Unterhalt 
und behörlichen Lebensmitteln zu rechter Zeit ohne einige 
Verschmälerung dessen, was sein Antecessor oder er selbst an 
ordinar Gehalt gehabt, oder worauf der Beruf geschehen, un- 
weigerlich gereicht, sonst von höchstgltr. Sr. Churfl. Durchl. 
Beamten die Schuldigen dazu angewiesen werden, und da die 


!) Aehnlich die Bestimmungen der Nummern 38. 39. 40. 43. 44. 45 
der KO. der Reformierten in Jülich und Berg 1654. 

2) Friedberg, KR.°, 1909, 103. 

3) Snethlage, 145—147. 
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Prediger dadurch nicht klaglos sollten gestellet werden, sollen 
sie es alsdann höchstgltr. Sr. Churfl. Durchl. oder Derselben dazu 
Verordneten zur gebührlichen Verfügung vorbringen.“ 8 78: 
„Wo das ordentliche Gehalt eines Predigers so gering und 
schlecht sollte erkannt werden müssen, dass er davon sein ehr- 
liches Auskommen nicht haben könnte, soll solches die Ge- 
meinde mit einer jährlichen Zu- oder Beisteuer zu ersetzen 
schuldig sein.“ $ 79: „Die von Alters her zur Wohnung der 
Kirchen- und Schuldiener gestifteten ... Häuser sollen wie 
auch andere Kirchengüter ... entweder aus den Kirchen-In- 
traden, oder in deren Ermangelung durch Steuer und Zulage 
der Gemeinde, oder auch von den Collatoren selbst, nachdem 
es an einem jeglichen Orte Herkommens, zu der Kirchen- und 
Schuldiener ehrlichen Wohnung wiederum aufgebaut, gebessert 
und erhalten werden. Im Falle aber solche von den Kirchen- 
oder Schuldienern selbst aus ihren eigenen Mitteln ... sollten 
gebauet und gebessert sein, so sollen denselben oder auch 
deren Erben, vor allem aber den Wittwen und Waisen, ehe 
sie solche Behausung den Successoribus abzutreten schuldig 
und gehalten sein sollen, solche angelegten Bau- und Besse- 
rungskosten auf einem oder anderem Weg, entweder aus ge- 
meinen Mitteln oder auch von den Collatoribus wiederum er- 
stattet werden.“ & 80 regelt die Unterhaltung altersschwacher 
Prediger durch die Gemeinde, $ 83 belastet die Gemeinde mit 
den durch Kollation, Ordination, Konfirmation und Prediger- 
dienstreisen entstehenden Kosten. Besondere Beachtung ver- 
dient hier neben dem „Steuer“begriff namentlich der bereits 
verwirklichte Gedanke der bloss subsidiären Beitragspflicht 
der Gemeinde ($ 79: „in deren Ermangelung‘). 


S6. 2. Das Allgemeine Landrecht. 


Ein ganzes Jahrhundert verstrich, ohne dass das kirch- 
liche Steuerrecht eine wesentliche neue Regelung erfahren hätte. 
Erst das Allgemeine Landrecht für die Preussischen Staaten 
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vom 5. Februar 1794, welches unter dem Einfluss natur- 


rechtlicher Ideen in Teil II Titel 11 das gesamte preussische 
Kirchenrecht beider Konfessionen einer eimheitlichen Kodifi- 
kation unterzog, führte eine gewisse Gestaltung der steuer- 
rechtlichen Vorschriften für den damaligen Bestand der Mon- 
archie (das sind heute die sieben östlichen Provinzen und 
einige Gebiete von Rheinland-Westfalen) herbei!). Es liess 
zwar, soweit es lokale Gewohnheiten und Provinzialgesetze vor- 
fand, diese grossenteils unberührt?) und beschränkte sich auch 
in seinen eigenen Bestimmungen vornehmlich auf die Wieder- 
gabe der geltenden Rechtsordnung, stellte anderseits aber doch 
manche neue Rechtsgrundsätze fest, die eine Fortentwicklung 
des Rechtszustandes teils bewirkten, teils anbahnten. Gleich- 
wohl war das neue Recht wenig geeignet, gerade dem kirch- 
lichen Steuerrecht ein irgendwie markanteres Gepräge zu ver- 
leihen. Es schuf freilich in der Anerkennung der Kirchen- 
gemeinden als Korporationen des Öffentlichen Rechts die 
Grundlage für ein Umlagenrecht, versagte aber das zur prak- 
tischen Handhabung dieses Rechts unerlässliche Gegenstück, 
nämlich die für eine selbständige Vermögensverwaltung über- 
haupt erforderliche geordnete Vertretung der Kirchengemeinde. 
Diese von den Motiven zum neuen Kirchensteuergesetz 1905 
scharf gekennzeichnete Lücke setzt die Bedeutung der sonst 
so wichtigen Kodifikation für unser Thema auf ein recht be- 
scheidenes Mass herab°). 

Auch die positiven Einzelvorschriften des Preussischen 
Allgemeinen Landrechts) über das kirchliche Steuerrecht im 


!) Vgl. hierzu die Motive zum neuen KStG. a. a. 0. 86—89.: 

2) Vgl. bezüglich der Baulast der Kirchen- und Pfarrgebäude 
8$ 710. 774. 788 ALR. I, 11. 

®) Frank im Verwaltungsarchiv Bd. 8, 558. Jacobia.a. 0. 1168. 
Eine „wesentliche Aenderung des Rechtszustandes“ wie die Motive 
a. a. 0. 86 ausführen, ist also durch das ALR. nicht bewirkt worden. 


*) Hinschius, Das Preussische Kirchenrecht im Gebiete des 
ALR. 1884. 
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allgemeinen sind, soweit nicht kasuistisch, recht skizzenhaft. 
Die Ursache mag darin erblickt werden, dass man damals 
noch nicht, wie heute, ein System staatlicher direkter Steuern 
kannte, an welches das kirchliche Recht sich hätte anlehnen 
oder das es zum Vorbilde hätte wählen können!). Das All- 
gemeine Landrecht regelt die Beitragspflicht der kirchlichen 
Mitglieder unter dem Gesichtspunkt der Deckung der Bedürf- 
nisse in den einzelnen Kirchengemeinden ?). Diesem Behuf 
dient in erster Linie das aus dem Vermögen der „Kirchen- 
gesellschaften“, das heisst der Kirchengemeinden (Kirchengut, 
$ 160 ALR. II, 11) und aus dem Vermögen der Pfarrkirchen 
(Pfarrgut, $ 618 daselbst) sich zusammensetzende kirchliche Ver- 
mögen, Reicht es nicht aus, so muss die „Kirchengesellschaft“ 
in Gestalt ihrer weltlichen Mitglieder „zur Unterhaltung der 
Kirchenanstalten nach den Verfassungen der Gesellschaft bei- 
tragen“ ($ 110)°). Die Verpflichtung ist bedingt durch die 
Parochialzugehörigkeit. Zur Parochialkirche eingepfarrt ist 
jeder, der innerhalb eines Kirchspiels seinen ordentlichen Wohn- 
sitz aufgeschlagen hat ($ 260). Doch soll niemand bei einer 
Parochialkirche von einer anderen als derjenigen Religions- 
partei‘), zu welcher er selbst sich bekennt, zu Lasten oder 
Abgaben, welche aus der Parochialverbindung fliessen’), an- 
gehalten werden, wenn er gleich in dem Pfarrbezirke wohnt 
oder Grundstücke darin besitzt ($$ 261. 746). Zu welcher 
Parochie die einzelnen Mitglieder der Kirche gehören *), ist 
kasuistisch eingehend entschieden ($$ 262—263. 267—276). 
Wer einen doppelten Wohnsitz hat, ist bei der Parochialkirche 


!) Frank a.a.0, 558/559. Jacobia.a, O. 1168. 

2) Motive zum KStG. a.a. 0. 87f. Frank a.a. 0. 567. 

®) Ueber die grundsätzliche Bedeutung dieses Paragraphen: Zorn, 
KR. 476. Jacobi a.a,.0. 1169. 

#) D. h. privilegierten Religionsgesellschaft. Hinschius, PrKR. 
28, Anm. 70. 

5) Das ALR, fasst also die Abgabepflicht als eine persönliche Last 
der Eingepfarrten auf. Freytag in ZKR. Bd. 40, 272. 

6%) Hinschius, PrKR, 299, Anm. 22. 
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eines jeden Wohnsitzes als Eingepfarrter verpflichtet, unter- 
fällt also der Doppelbesteuerung; in Ansehung seiner Grund- 
stücke trägt er aber die Lasten der Parochialverbindung nur 
bei derjenigen Kirche, in deren Pfarrbezirk die Grundstücke 
liegen ($$ 264— 265). Eine weitere Ausnahme von der Doppel- 
besteuerung ist bei der Baulast zu erwähnen ($ 739). Die 
Beitragspflicht in sogenannten vagierenden Distrikten, die be- 
nachbarten Kirchen zugeschlagen werden, ist vertraglich zu 
bestimmen, mangels Vertrages nach Billigkeit und Analogie 
festzusetzen ($$ 297—298). Kirchliche Abgaben verjähren in 
44 Jahren (ALR. I, 9, $ 629) }). 

Eine besonders ausführliche Einzelregelung hat die kirch- 
liche Beitragspflicht bezüglich der Baulast gefunden ?). Hier 
ist die subsidiäre Verpflichtung der Eingepfarrten zur Ent- 
richtung der Bauumlage noch einmal ausdrücklich ausge- 
sprochen ($$ 720—721). Wichtig ist die Unterscheidung von 
Land- und Stadtkirchen; in jenen ist der Beitrag nach Kon- 
tributionsfuss, das heisst nach der staatlichen Grund- und Ge- 
bäudesteuer (8$ 731. 734), in diesen nach der kommunalen 
Verfassung ($$ 740—741) aufzubringen. In zwei Kirchspielen 
Eingepfarrte tragen in jedem „nur nach Verhältnis der in dem- 
selben besitzenden Grundstücke oder des in demselben treiben- 
den Gewerbes“ bei ($ 739). Im übrigen ist der Verteilungs- 
modus gesetzlich genau fixiert (SS 730 f.). Dessen bedurfte 
es auch, da ja eine Organisation, die über die Aufbringung 
der Mittel nach Lage des einzelnen Falles beschliessen konnte, 
nicht bestand. — Besitzt der Patron Rustikalhufen im Kirch- 
spiel, so trägt er davon noch besonders, wie ein anderer Ein- 
gepfarrter, mit bei ($ 732)°). Kirchen- und Pfarräcker sind 


!) RGZ. 19. Juni 1883, Gruchots Beiträge Bd. 27, 916. 

2) Motive zum KStG. a.a.0. 88. 

?) Der Inhalt dieser Vorschrift ist streitig. Vgl. die Motive a. a. O. 
122 f. Der Streit dreht sich darum, ob der Patron als Eingepfarrter 
nur von Rustikalhufen und nur nach Massgabe der Grund- und Gebäude- 
steuer herangezogen werden könne (so Min.-Erl. 2. Februar 1864, 
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zu Beiträgen bei Kirchbauten nicht heranzuziehen ($S$ 711. 
735). — Besondere Hervorhebung verdient ferner noch das 
sogenannte Interimistikum !). Wenn über einen kirchlichen Bau, 
insbesondere wegen des dazu zu leistenden Beitrages, unter 
den Beteiligten Streit entsteht, so bestimmen die geistlichen 
Oberen — später die Bezirksregierungen — mangels gütlicher 
Regulierung der Sache, wie es bis zur rechtlichen Entschei- 
dung des Streites durch die weltliche Obrigkeit, das heisst die 
Gerichte, vorläufig mit den Beiträgen gehalten werden solle 
(SS 708—709). 

Die gesetzliche Regelung der anderweitigen kirchlichen 
Beitragspflicht — ausserhalb der Bauumlage — beschränkt sich 
auf die Bestimmung, dass für den Unterhalt der bei einer 
Kirchengesellschaft angesetzten Beamten die Gesellschaft selbst 
sorgen muss ($ 164). Wer aber die Verteilung vornehmen 
und beschliessen soll, nach welchem Massstab und in welcher 
Form sie zu geschehen hat, darüber ist nichts Näheres ver- 
ordnet worden?). Man könnte vielleicht die Kirchenvorsteher 
als dafür zuständig erachten. Doch haben diese lediglich als 
Beamte der Kirchengemeinde deren Vermögensrechte zu ver- 
walten, ohne zu einer ständigen Vertretung der Gemeinde be- 
rufen zu sein’). Man könnte ferner diese Aufgabe zur Zu- 
ständigkeit der nach $ 159 in ausserordentlichen Fällen und 
Angelegenheiten von der Gemeinde zu wählenden Bevoll- 
mächtigten und Repräsentanten rechnen, wie dies Dove*) unter 


Min.-Bl. i. V. 89), oder wie ein anderer Eingepfarrter, also insbeson- 
dere auch von dem Einkommen aus den Rustikalhufen, beitragspflichtig 
sei. Das erstere ist richtig. So OVG. 11. Dezember 1908, Bd. 53, 212 ff. 

!) Hinschius, PrKR. 398—401. Für das Verfahren vgl. Min.-Vfg. 
23. August 1828. Hegelin ZKR. Bd. 17, 124f. Frhr. v. Dörnberg 
in ZKR. Bd. 22, 264—267. RGZ. 8. Januar 1880, Bd. 1, 140 ff. 

2) Jacobi a.a. O0. 1168. Begründung z. KStG.-Entw. a. a. 0, 88. 
Schoen, Ev. KR. Bd. 2, 569. 

®) $$ 156. 217. OTr. 9, Oktober 1854, Entsch. Bd. 28, 350. 

4) AKBI. 1870, 551f.; ähnlich anscheinend Artikel „Kirchensteuern“ 
bei v, Bitter Bd. 1, 915. Ebenso Hegel in ZKR. Bd. 17, 118. 
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Berufung auf die von der Beitragspflicht in Korporationen und 
Gemeinden überhaupt handelnden $S 64 ff. 119 des Allgemeinen 
Landrechts I, 6 tut. Doch steht der Anwendbarkeit dieser 
Bestimmungen der Umstand im Wege, dass Teil II, Titel 11 
die Verhältnisse der Kirchengemeinden einer Sonderregelung 
unterzogen hat und auf die bezeichneten Paragraphen ver- 
wiesen hätte, wenn deren Geltung dem Willen des Gesetz- 
gebers genehm gewesen wäre). 


8$ 7. 3. Weiterbildung der landrechtlichen 
Vorschriften durch die Gesetzgebung. 


Obwohl die unzulängliche und der gesetzlichen Handhabe 
zur Abhülfe entbehrende?) Regelung des Preussischen Allge- 
meinen Landrechts dem zunehmenden praktischen Bedürfnis 
auf die Dauer nicht genügen konnte, verblieb es doch vorläufig 
beim alten Rechtszustande. Die in den Jahren 1826—1837 
unternommene Revision des landrechtlichen Kirchenrechts führte 
zwar zum Entwurf einer umfassenden Neukodifikation von 
Teil II, Titel 11, aber dieser Entwurf wurde nicht Gesetz °). 

Die allgemeine Gesetzgebung der nächsten Jahr- 
zehnte *) berührte das kirchliche Steuerrecht entweder nur in- 
direkt oder nur in Einzelpunkten. Zu den beitragspflichtigen 


!) Motive z. KStG@.-Entw. a. a. 0. 89. 

2) Motive a.a. 0. 89. 

®) Niedner, Die Revision des pr. Kirchenrechts in den Jahren 
1826—1837, im Verw.-Arch. Bd. 17, 71 ft. 

*) Unerwähnt bleiben kann das Gesetz vom 23. Januar 1846 betr. 
die Form der Zusammenberufung von Kirchengemeinden (GS. 23), da 
die Gemeinderepräsentation ($ 159 ALR.) keine steuerliche Kompetenz 
besass (Motive a. a. O. 89). Unbeachtlich ist ferner aus dieser Auffassung 
heraus Nr. 5 des Allerh. Erl. v. 27. Februar 1860 betr. die Fortbildung 
der ev. Kirchenverfassung in den östlichen Provinzen der Monarchie 
(Ges.-Slg. 90): „Wo es nach Vorschrift der Gesetze der Wahl besonderer 
Repräsentanten der Gemeinde bedarf, wie bei der Auflegung neuer kirch- 
licher Abgaben, behält es dabei sein Bewenden.“ Dove a.a.O. 552, 
richtig Motive 90. Hinschius, PrKR. 165, Anm. 70. 
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„Evangelischen“ zählen seit der Union des Jahres 1817 Unierte, 
Lutheraner und Reformierte, ausserdem anfänglich auch die 
Altlutheraner. Erst die Generalkonzession für die von der 
Gemeinschaft der evangelischen Landeskirche sich getrennt 
haltenden Lutheraner vom 23. Juli 1845 Nr. 10 (Ges.-Sig. 516) 
beseitigte ihre Beitragspflicht zu den aus der Parochialverbin- 
dung fliessenden Lasten der evangelischen Kirchengemeinden 
durch Anwendbarerklärung der Bestimmung des $ 261 des 
Preussischen Allgemeinen Landrechts II, 11%). Die übrigen 
Aenderungen, welche sie für den Stoff mit sich brachte, be- 
treffen nur formelle Fragen des Steuerrechts, nämlich die Ein- 
ziehung und die Rechtsbehelfe. Weil bei der Einforderung 
von Kirchen- und Pfarrabgaben sowohl über die Zulässigkeit 
der Exekution ohne vorgängigen Prozess, als auch darüber, ob 
die Exekution vom Richter oder von der betreffenden Regie- 
rung zu verfügen sei, Zweifel entstanden waren?), so verordnete 
die Königliche Kabinettsorder betreffend die Einziehung der 
Kirchen-, Pfarr- und Schulabgaben u. s. w. vom 19. Juni 1836 °): 


!) Dazu Min.-Erl. 7. August 1847, Nr. 3. Diese Konzession hat nach 
RGZ. 22. September 1881 (E. Bd. 5, 301) den Charakter eines Privilegs; 
nicht aber nach KKG. 8. Dezember 1900, DJZ. 1901, 391. 

2) So die Eingangsworte der KabO. vom 19. Juni 1836. Den Anstoss 
zu ihrem Erlass gab der Staatsministerialbeschluss vom 28. Februar 1835, 
welcher die Unzulässigkeit der Verwaltungsexekution bei kirchlichen Ab- 
gaben nach bestehendem Recht ausdrücklich anerkannte, sich zugleich 
aber für eine Aenderung des bestehenden Rechtes aussprach. Dass die 
endgültige Form des neuen Gesetzes mit wenigen Ausnahmen den Rechts- 
weg ausschloss, beruhte auf einer nicht in der Absicht des Gesetzgebers 
liegenden fehlerhaften Textfassung und wurde in der Folgezeit mehrfach 
von höchsten Verwaltungs- und Gerichtsbehörden gerügt. Vgl. hierzu 
Loening im Verw.-Arch. Bd. 3, 118 £. 

3) Frank a.a. 0. 584. Frhr. v. Dörnberg in ZKR. Bd. 22, 263 
Anm.7. Laut OVG. vom 9. März 1881 beabsichtigte die KabO., den 
regelmässigen Eingang derjenigen Leistungen und Abgaben zu sichern, 
welche keinen steuerlichen Charakter haben, und welchen der Begriff der 
Allgemeinheit fehlt. Vgl. auch Sartorius, Die staatliche Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit auf dem Gebiete des Kirchenrechts, 1891, 13, 67. 
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1. Alle beständigen!) (dinglichen oder) persönlichen Abgaben 
und Leistungen, welche an Kirchen ... oder an deren | 
Beamte vermöge einer allgemeinen gesetzlichen, oder auf | 
notorischer Orts- oder Bezirksverfassung beruhenden Verbind- 
lichkeit zu entrichten sind, ... unterliegen bei Säumigkeit der 
Debenten sowohl hinsichtlich der laufenden als der aus den 
letzten zwei Jahren rückständig verbleibenden Beträge der 
exekutivischen Beitreibung durch die betreffende Verwaltungs- 
behörde?). 2. Die exekutivische Beitreibung wird gehemmt, 
wenn der in Anspruch Genommene eine Exemtion behauptet 
und wenigstens seit zwei Jahren, vom letzten Verfalltermine 
zurückgerechnet, im Besitze der Freiheit sich befindet. — 
Ausserdem verordnete die Kabinettsorder über den ordent- 
lichen Rechtsweg gegen Kirchensteuern unter Nr. 3: Das 
rechtliche Gehör bleibt nach Vorschrift der (die staatlichen 
Abgaben betreffenden) $$ 79 ff. Titel 14, Teil II des All- 
gemeinen Landrechts, der Verordnung vom 26. Dezember 1808 
SS 41 f. einem jeden verstattet, der aus besonderen Gründen 
die Befreiung von einer solchen Abgabe oder Leistung geltend 
machen will, oder in der Bestimmung seines Anteils über die 
Gebühr belastet zu sein behauptet. — Der Inhalt dieser Nr. 3 
führte in der Praxis des Gerichtshofes zur Entscheidung der 
Kompetenzkonflikte zur Aufstellung des Grundsatzes, dass die 
sämtlichen Forderungen der Nrn. 1—3 in Beziehung auf die 
Zulässigkeit des Rechtsweges den allgemeinen Anlagen und 
Abgaben ganz gleich ständen und demgemäss insbesondere 
darüber, ob im konkreten Falle eine derartige Abgabe auf 


!) D. h. mit bestimmten Beträgen regelmässig wiederkehrenden. 

?) Ueber die zwangsweise Beitreibung kirchlicher Abgaben gegenüber 
säumigen Zahlern vgl. $ 1 der Verordnungen wegen exekutivischer Bei- 
treibung der direkten und indirekten Steuern u.s. w. vom 24. Novem- 
ber 1843 (für die Rheinprovinz), 30. Juni 1845 (für Westfalen), 30. Juli 1853 
(für die sieben östlichen Provinzen), 1. Februar 1858 (für Neuvorpommern 
und Rügen; vgl. jedoch hier $ 6 Pr. AG. z. ZPO. vom 24. März 1879 bezw. 
6. Oktober 1899). Ueber die Geltung der Kab.O. in der Rheinprovinz: 
KKG. 18. April 1857, JMinBl. 1858, 47. 
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notorischer Orts- und Bezirksverfassung beruhe, lediglich von 
der Verwaltungsbehörde zu befinden sei. Zur Abänderung 
dieser Rechtspraxis !) wurde Nr. 3 der Kabinettsorder vom 
19. Juni 1836 durch das Gesetz betreffend die Erweiterung 
des Rechtsweges von 24. Mai 1861 (Ges.-Slg. 241) $ 16 auf- 
gehoben und „zur grösseren Deutlichkeit“ in $ 15 verordnet: 
Das rechtliche Gehör ist in Beziehung auf die in Nr. 1 der 
Allerhöchsten Order vom 19. Juni 1836 aufgeführten Abgaben 
und Leistungen, welche für Kirchen ... oder für deren Be- 
amte auf Grund einer notorischen Orts- oder Bezirksverfassung 
erhoben werden, ... fortan unbedingt gestattet. In Beziehung 
auf solche Abgaben und Leistungen, welche auf einer allge- 
meinen gesetzlichen Verbindlichkeit, bezüglich auf einer von 
der aufsichtführenden Regierung in Gemässheit gesetzlicher 
Bestimmung ?) angeordneten oder exekutorisch erklärten Um- 
lage beruhen, findet der Rechtsweg aber nur insoweit statt, 
als dies bei öffentlichen Abgaben der Fall ist. — Dieser letzte 
Satz des $ 15 nimmt nicht auf die Kabinettsorder von 1836 
Bezug und ist deshalb dahin zu interpretieren, dass er sich 
auf sämtliche von den Staatsbehörden angeordneten und für 
vollstreckbar erklärten (unständigen) Umlagen °?), nicht auf die 
in Nr. 1 der Kabinettsorder von 1836 bezeichneten bestän- 
digen Kirchenabgaben und Leistungen *) bezieht. — Ueber 


!) Motive zum 4. Abschnitt des nachbenannten Gesetzes vom 
24, Mai 1861, s. Hinschius a.a. 0. 107, Anm. 68. 

2) Ueber den Zweck dieser Worte Hinschius 106, Anm. 66. 

3) So richtig KKG. 13. Mai 1882 (MinBl. i. V. 263), 13. Juni 1885, 
10. Oktober 1885, 22. Juni 1889 (KGVBl. 1889, 133) und 14. Mai 1892 
(KGVBl. 149, PrVerwBl. Bd. 14, 136). Ebenso zutreffend Frank a.a. 0. 
583 f., ferner Frhr. v. Dörnberg, ZKR. Bd. 22, 266 f.: „Dieser Paragraph 
ist bisher noch nie anders verstanden worden, als dass, nachdem in dem 
ersten Satz von den beständigen Abgaben des $ 1 G. 19, Juni 1836 die 
Rede gewesen, in dem zweiten Satze in betreff der unständigen, für jeden 
einzelnen Pflichtigen den Betrag erst durch Umlage festsetzenden Ab- 
gaben gesagt wird, dass in betreff dieser letzteren es bei den bisherigen 
Vorschriften über den Rechtsweg bewende.“ 

*) RGZ.8.Jan.1880,Bd.1,140. Das Ergebnis dieser E. istnichtzubilligen. 
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die Nachforderung von Kirchensteuern und die Rechtsmittel 
gegen die Heranziehung zu kirchlichen Beiträgen!) verhält 
sich das Gesetz über die Verjährungsfristen bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840 (Ges.-Slg. 140), dessen in erster 
Linie für die landesherrlichen Abgaben berechnete Vorschriften 
gemäss $ 14 auch Anwendung finden „auf öffentliche Abgaben, 
welche ... an Korporationen zu entrichten“ sind. Das Gesetz 
enthält Vorschriften über die Nachforderung von Steuern bei 
gänzlicher Uebergehung eines Steuerpflichtigen oder bei zu 
geringem Ansatz ($$ 5, 6), sowie über die Verjährung von 
rückständigen oder gestundeten Steuern (in vier Jahren, $ 8). 
Es knüpft die Beendigung der Steuerpflicht an eine Anzeige der 
massgebenden Veränderung bei der zuständigen Behörde ($ 1)?). 
Rechtsmittel sind nach dem Gesetz Reklamation und Rekurs. 
Reklamationen gegen die Veranlagung müssen binnen drei Mo- 
naten vom Tage der Bekanntmachung der Heberolle, das heisst 
von dem Tage, an dem die Auslegung der Heberolle be- 
endet?) ist, oder, wenn die Steuer im Laufe des Jahres auf- 
erlegt worden ist, binnen drei Monaten nach erfolgter Benach- 
richtigung von deren Betrage bei der veranlagenden Behörde‘) 
angebracht werden, widrigenfalls der Anspruch auf Steuer- 
ermässigung oder Befreiung sowie auf Rückerstattung auf das 
laufende Kalenderjahr erlischt (Gesetz $ 1). Gegen die gänz- 
liche oder teilweise Zurückweisung der Reklamation ist binnen 
sechs Wochen der Rekurs an die vorgesetzte Behörde zulässig 
(Gesetz $ 3). 

Die wenigen Gesetze, welche auch materiellrechtliche 
Steuervorschriften enthalten, sind Provinzialgesetze. Zu- 
nächst wurde der Grundsatz des $ 261 ALR. II, 11, dass 
niemand zu den Bedürfnissen einer fremden Religionsgesell- 


I) Frank 580-582. 

2) Anzeigepflicht: PrVerwBl. Bd. 16, 8. 

3) So OVG. 28. November 1888, E. Bd. 17, 232. Frank 581. 
A. M. Min.-Erl. 15. Januar 1881. 

*) OVG. 4. April 1883, E. Bd. 9, 138. 
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schaft beizutragen habe, durch eine Reihe von Kabinettsordern 
über die Aufhebung des Pfarrzwanges weitergebilde. Dahin 
gehören die Kabinettsorder vom 30. Oktober 1809 wegen der 
Befreiung der französischen Kolonisten, die Kabinettsorder 
vom 3. Juni 1806 betreffend die Befreiung der Evangelischen 
vom katholischen Pfarrzwange, die Kabinettsorder vom 24. Mai 
1809 betreffend die Befreiung der Katholiken vom evange- 
lischen Pfarrzwange, die Kabinettsordern vom 4. September 
1325 und 15. September 1826 wegen Aufhebung des Pfarr- 
zwanges in der Ober- und Niederlausitz, endlich das Gesetz 
vom 9. Mai 1854 (Ges.-Sig. 317) betreffend die Aufhebung 
des Pfarrzwangs evangelischer Pfarreien gegen Katholiken 
und katholischer Pfarreien gegen Evangelische in Ost- 
preussen !). Sodann ist der Verordnung betreffend die Bei- 
tragspflicht der Rittergutsbesitzer und anderer Grundbesitzer in 
den vormals königlich sächsischen Landesteilen der Provinz 
Sachsen zur Unterhaltung von Kirchen, Pfarren und Schulen 
vom 11. November 1844 zu gedenken (Ges.-Slg. 698) ?). Diese, 
durch die Kirchengemeinde- und Synodalordnung von 1873 und 
das Gesetz vom 25. Mai 1874 nicht beseitigte Verordnung’) 
verdient besondere Erwähnung, weil sie den Gegensatz zwi- 
schen persönlicher Kirchensteuer und dinglicher Beitragspflicht 
besonders klar erkennen lässt. Sıe regelt die Pflicht der Ritter- 
gutsbesitzer (SS 1ff.) *) und bestimmter ihnen gleich zu achtender 
Gutsbesitzer (SS 15 — 17), zu denjenigen auf dem Parochialver- 


!) Hinschius, Die preuss. KG. des Jahres 1873, 180, Anm. 2. 
Freisen, Der katholische und protestantische Pfarrzwang, 1906, 12. 

2) Ueber die historische Rechtfertigung dieser V.und Zurückweisung 
des Vorwurfes der Ungerechtigkeit: v. Rohrscheidt, Die Beitrags- 
pflicht der Rittergutsbesitzer in den altsächsischen Landesteilen zu Kirchen- 
und Schullasten. Vierteljahrsschr. f. Staats- u. Volkswirtschaft, Bd. 5, 
1897, 82—86. Vgl. auch Verh. der 5. Generalsynode von 1903 (1904), 721. 

3) Erl. 9. Dezember 1376, KGVBl. 1876/77, 144. 

4) Deren Güter innerhalb des Parochialverbandes liegen. E, 
vom 14. Oktober 1865. Zentralbl. der geistlichen und Unterrichts- 
verwaltung, 690. 
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bande beruhenden Abgaben und Leistungen für Kirchen und 
Pfarren beizutragen, welche nicht in einem ein für allemal be- 
stimmten Betrage von einzelnen Personen oder Grundstücken in 
der Parochie entrichtet, sondern von Jahr zu Jahr oder je nach 
dem eintretenden Bedürfnisse verteilt werden ($ 2). Der Um- 
fang der Beiträge wird durch gütliche Vereinigung ($ 3), man- 
gels solcher wird die Beitragsquote durch eine äusserst kom- 
plizierte Berechnung ($$ 4—13) festgesetzt. Die Beitragsquote 
wird zum einen Teil nach dem Grundbesitz, zum anderen nach 
der Kopfzahl aller Eingepfarrten bestimmt (85). Die nach 
Verhältnis des Grundbesitzes berechnete Beitragsquote hat jeder 
Rittergutsbesitzer ohne Unterschied des Wohnortes und der 
Konfession zu entrichten ($ 10). Bei Berechnung der anderen 
Beitragsquote für Leistungen zur Befriedigung kirchlicher Be- 
dürfnisse werden nur diejenigen Personen mitgezählt, die zur 
Konfession der Parochialkirche gehören ($ 5). Auf die Ver- 
teilung der von den übrigen Parochianen zu entrichtenden Lei- 
stungen hat die Berechnung der Beitragsquote der Rittergüter 
u.s. w. keinen Einfluss ($ 18))). — Eine Verordnung vom 
11. April 1846 (Ges.-Sig. 164) betrifft die Beitragspflicht zur 
Unterhaltung von Kirchen, Pfarr- und Schulgebäuden in dem 
Markgraftum Oberlausitz; sie erklärt mit einigen Abweichungen 
die $$S 710-—756 ALR. II, 11 anwendbar. 


$S 8. 4. Weiterbildung der landrechtlichen Vor- 
schriften durch Verwaltung und Rechtsprechung. 


Von etwas grösserer Bedeutung ist die Fortbildung, 
welche der vom Allgemeinen Landrecht geschaffene Rechts- 
zustand durch die Verwaltung und Rechtsprechung erfahren 
hat. Diesen beiden Funktionen bot sich bei der Lückenhaftig- 
keit des Rechtes ein weites Feld der Betätigung. In Betracht 
kommen einerseits die Entscheidungen des preussischen Ober- 


!) Ueber die angebliche Bevorzugung der Rittergutsbesitzer durch 
diese Verordnung vgl. v. Rohrscheidt a.a. 0. 86. 
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tribunals und des Gerichtshofs zur Entscheidung der Kom- 
petenzkonflikte, anderseits die Erlasse der staatlichen und 
kirchlichen Zentralbehörden, des seit 1817 bestehenden Kultus- 
ministeriums und des 1850 errichteten Evangelischen Ober- 
kirchenrats. Natürlich konnte auch hier, da man sich im 
Rahmen des Gesetzes halten musste, nur einzelnes ergänzt und 
gefördert werden. Gleichwohl wurde ein gewisser Ausbau des 
kirchlichen Steuerrechts, auch nach der materiellen Seite, er- 
zielt !). 

Ueberschauen wir zuerst die Weiterbildung des materiellen 
Rechts. Das Recht der Kirchengemeinden, über die Auf- 
bringung der Gemeindebedürfnisse Beschlüsse zu fassen, durch 
welche die einzelnen zur Gemeinde gehörenden?) Mitglieder 
einschliesslich des Patrons als Eingepfarrten ?) verpflichtet 
werden, findet sich im Erlass des Ministers der geistlichen An- 
gelegenheiten vom 12. Januar 1844‘) und im Erkenntnis des 
Gerichtshofs zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte vom 
18. März 1865 °) bestimmt ausgesprochen. Die kirchliche Ab- 
gabepflicht ist eine persönliche Last der Eingepfarrten, also 
von deren Verhältnis zur Kommune, Gutsherrschaft u. s. w. 
unabhängig‘). Die Entscheidung, ob jemand zur Parochie 


!) Es kann nicht unsere Aufgabe sein, die Entscheidungen und Er- 
lasse in lückenloser Vollständigkeit wiederzugeben; für die geschichtliche 
Darstellung genügt die Skizzierung der wichtigeren Grundsätze. Vgl. 
das Detail bei Hinschius, PrKR. und bei Trusen, Das pr. KR, im 
Bereiche der evangelischen Landeskirche (1883), zu den einschlägigen 
Paragraphen des ALR. 

?) Also nicht juristische Personen und Fiskus (Min.-Erl. 18. Januar 
1822, v. Kamptz, Annalen, Bd. 6, 114), nicht die Andersgläubigen (OTr. 
29. April 1861, Arch. Bd. 41, 201). 

®) OTr. 16. August 1847, E. Bd. 14, 471; OTr. 20. Oktober 1865, 
Strieth. Arch. Bd. 61, 140. Crisolli-Schultz, Die pr. KStGesetze, 
1907, 36, Anm. 37. 

*) MinBl. i. V. 1844, 31. 

>) Aktenstücke aus der Verwaltung des Ev. OKRs, Heft 16, 466. 

©) OTr. 2. Mai 1851, E. Bd. 23, 363; Min.-Erl. 8. Juni 1838, 
v. Kamptz, Annalen, Bd. 22, 638. 
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einer kirchlichen Gemeinde gehöre, gebührt den Verwaltungs- 
behörden !). Die auf der Parochialzugehörigkeit beruhende ’) 
Beitragspflicht erlischt durch den mit Uebertritt verbundenen 
Austritt?). Ob sie auch durch Austritt schlechthin, d. h. ohne 
gleichzeitigen Uebertritt, erlischt, ist in der Praxis der Staats- 
und Kirchenbehörden einerseits, der Gerichte anderseits um- 
stritten®). Nicht erlischt sie für Evangelische durch Ueber- 
tritt oder Nichtübertritt zur Union°). Kirchensteuerpflichtig 
sind nämlich alle Evangelischen, gleichviel, ob sie uniert, re- 
formiert oder lutherisch sind®). Eine Ausnahme bilden nur 
die Altlutheraner seit der Generalkonzession vom 23. Juli 
1845 %). Modifikationen erleidet die Beitragspflicht bei doppeltem 


!) KKG. 30. Januar 1858, JMinBl. 1858, 267; 8. Februar 1868, 
daselbst 1868, 108. Vgl. auch Anm. 2 auf S. 44. 

?) Min.-Erl. 12. Januar 1844, MinBl. i. V. 1844, 31. 

2) OTr. 9. Juli 1860, E. Bd. 43, 287., Strieth,"Archzbas ss, 
S. 147. 

#) Erl. d. Min.d. g. A. 19. November 1850 (bejaht), 31. März 1858 
(verneint), 15. Mai 1861 (bejaht. Dove in ZKR. Bd. 1, 491—494. 
Jacobson, Ueber die Arten der Religionsgesellschaften und die reli- 
giösen Rechtsverhältnisse der Dissidenten in Preussen, ZKR. Bd. 1, 419 ft. 
Erl. OKR. 17. Dezember 1850, 10. Mai 1853 (bejahen), 7. Mai 1858 (ver- 
neint), 24. April 1865 (AKBl. 1866, 25, empfiehlt Herbeiführung gericht- 
licher Entscheidung), 7. März 1868 (AKBl. 1870, 265); OTr. 8. Februar 
1854, E. Bd. 27, 375 u. Strieth. Arch. Bd. 12, 110 (verneint), 5. Juli 1867 
(E. Bd. 58, 351 und AKBI. 1868, 364; verneint) und 28. März 1873 
(E. Bd. 69, 174). Vgl. im übrigen Hinschius, PrKR. 28, Anm. 70, 
die pr. KG. 1873, 181. 

5) Min.-Erl. 2. Mai 1826. Nitze, Die Verfassungs- und Verwal- 
tungsgesetze der evangel. Landeskirche in Preussen, 2. Aufl., 1895, 138. 
KKG. 8. Februar 1868, JMinBl. 108; 13. November 1869, JMinBl. 1870, 47. 
OTr. 22. Februar 1864, mitgeteilt im Erl. d. OKR. 13. November 1878, 
KGVBl. 1878, 172 f. Inwieweit bei Ausgetretenen über die fernere 
Beitragspflicht der Rechtsweg zulässig ist, darüber vgl. Hinschius, 
Preuss. KR. 23, Anm. 71 und die Preuss. KG. 1873, 181, ferner Nitze 
a.2.0. 138. 

6%) Nitze a.a. ©. 137 f. und die Quellenangaben dort. 

”, Nitze 139. OTr. 29. April 1861. Strieth. Arch. Bd. 41, 202. 


Weiterbildung des formellen Rechts. 43 


Wohnsitz !). Forensen gehören nicht zu den Eingepfarrten und 
sind darum auch mangels entgegenstehender Observanzen A 
nicht beitragspflichtig ?). Beitragsfreiheit geniessen *) die Geist- 
lichen unter Erweiterung des im Allgemeinen Landrecht 
ss 711, 735 für Baubeiträge enthaltenen Privilegs, ferner die 
Lehrer, nicht aber die Staatsdiener. 

Ueber das Verfahren bei interimistischer Festsetzung der 
Baukosten durch Resolut der Regierung verbreitete sich die 
Ministerialverfügung vom 23. August 18285). — Die in der 
Kabinettsorder von 1836 gedachten beständigen Abgaben sind 
vom Ortsschulzen einzusammeln ®). Die weitaus grösste Zahl 
der gerichtlichen Entscheidungen prüft die Frage der Zulässig- 
keit des Rechtsweges‘) gegen die Heranziehung zu kirch- 


!) OTr. 20. September 1854, E. Bd. 28, 355; 10. Januar 1862, E. 
Bd. 48, 291; 8. März 1867, E. Bd. 58, 370. 

2) Steinbicker, Kirchensteuerpflicht der Forensen im Gebiete 
des Pr. ALR. Der katholische Seelsorger Bd. 20, 1908, 320 ff. 370 ff. 

3) OTr. 23. Januar 1837, Zentralbl. f. pr. Jur. 1837, 585. 20. Sept. 1854, 
E. Bd. 28, 355. 5. April 1861, E. Bd. 45, 269. 8. März 1867, E. Bd. 58, 370 
u. Strieth. Arch. Bd. 66, 255. Nitze 121f. Min.-Erl. 27. November 1861, 
AKKR. Bd.7, 306. Der Min.-Erl. 16. Oktober 1863 (ZKR. Bd. 4, 237 ff.) 
bezeichnet die „gegenwärtige“ sowohl bei den Verwaltungsbehörden als 
auch bei den Gerichten herrschende und praktisch zur Anwendung ge- 
langende Rechtsanschauung dahin, dass die Forensen zu denjenigen Ab- 
gaben und Leistungen für Kirche und Schule, welche aus dem Parochial- 
bezw. Schulverband entspringen und demgemäss vorwiegend persönlicher 
Natur sind, nicht beizutragen haben, sofern nicht positive gesetzliche 
Vorschriften oder rechtsbeständige Observanzen und spezielle Rechtstitel 
ihre Beitragspflicht festsetzen 

4) KKG. 26. November 1853, JMinBl. 1854, 95. OTr. 11. November 
1859, E. Bd.43, 351. Min.-Erl. 14. Februar 1852, AKKR. Bd. 4, 98; 
19. September 1854; 28. Dezember 1861; 30. April 1866; MinBl. i. V. 
1862, 57 und 1866, 102. Frank 568. Schneider und v. Bremen, Das 
Volksschulwesen im pr. Staate, Bd. 1, 839 f. 

5) Hinschius, PrKR. 400. 

6) Min.-Erl. 19. April 1846, Min.-Bl. i. V. 80. Nitze 289. 

’) Sydow, Die Zulässigkeit des Rechtswegs und die Kompetenz- 
konflikte in Preussen, 1860, 92 ft. 
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lichen Beiträgen). Die Frage wird je nach Lage der Sache 
bald (insbesondere bezüglich der Baulast) bejaht — bezw. teil- 
weise oder bedingt bejaht —, bald verneint ?). 


S9. 5. Die rheinisch-westfälische Kirchenordnung 
des Jahres 1835. 


Die Schwierigkeit, an welcher der Versuch einer Weiter- 
bildung des Steuerrechts auf landrechtlicher Grundlage schei- 


) Da es sich hier um die Interpretation von Vorschriften handelt, 
welche für die evangelische wie für die katholische Kirche in gleicher 
Weise gelten, wäre es unzweckmässig gewesen, diejenigen Entscheidungen 
abzusondern, welche die Rechtsverhältnisse in einer katholischen Ge- 
meinde zum Gegenstande haben. Berücksichtigt sind auch die auf Bau- 
kostenbeiträge sich beziehenden Entscheidungen. 

2) OTr. 17. Dezember 1852, Strieth. Arch. 8, 134. 8. Februar 1854, 
Strieth. Arch. 12, 110. 24. Januar 1857, JMinBl. 306. 25. Septem- 
ber 1857, E. 34, 347. 27. November 1857, Strieth. Arch. 28, 106. 
21. März 1859, Strieth. Arch. 33, 80—83. 11. November 1859, E. 43, 351, 
Strieth. Arch. 35, 265. 30. September 1864, Strieth. Arch. 56, 217. 225. 
20. Februar 1865, E. 54, 305. — KKG. 30. Oktober 1847, JMinBl. 
1848, 136. 26. Juni 1849, JMinBl. 368. 10. Januar 1852, JMinBl. 171. 
26. November 1853, JMinBl. 1854, 95. 26. November 1853, JMinBl. 1854, 45. 
7. Oktober 1854, das. 448. 17. Februar 1855, JMinBl. 115. 17. Fe- 
bruar 1855, das. 135. 12. Mai 1855, JMinBl. 238. 20. Oktober 1855, 
JMinBl. 1855, 411; 1856, 7. 24. Januar 1857, JMinBl. 306. 24. Oktober 
1857, JMinBl. 1858, 178; 3. Januar 1857, JMinBl. 302. 19. Juni 1858, 
JMinBl. 1858, 246. 30. Januar 1858, JMinBl. 267, MinBl. i. V. 178. 
13. November 1858, JMinBl. 1859, 219 und 307. 12. November 1859, 
JMinBl. 1860, 371. 14. Januar 1860, JMinBl! 381. 13. Oktober 1860, 
Stölzel, Rechtsprechung d. KKG. 166. 4. Juli 1863, JMinBl. 237. 
14. Oktober 1865, JMinBl. 1866, 22, MinBl.i. V. 1866, 21. 8. Januar 1870, 
JMinBl. 89. 11. Februar 1871, JMinBl. 1083 und AKKR. Bd. 26, 79. 
8. März 1873, JMinBl. 174. 8. Jan. 1876, MinBl. i. V. 126. — 4. Oktober 
1856, das. 386. 18. April 1857, das. 1858, 47. 30. Januar 1858, das. 284. 
23. Juni 1858, das. 1859, 7. 13. November 1858, das. 1859, 219 u. 307. 
11. Dezember 1858, das. 1859, 165. 14. Januar 1860, das. 322 und 
Stölzel 183. 14. März 1863, JMinBl. 133. 8. Februar 1868, das. 108. 
9. Oktober 1869, das. 231. 19. April 1873, das. 193. 7. Juni 1873, das. 254. 
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tern musste, beruhte in dem Mangel einer geordneten und für 
Steuersachen zuständigen Vertretung der Kirchengemeinde. 
Ihre Einführung ist das grosse Verdienst der auf der früher 
gezeichneten Grundlage der Kirchenordnungen von 1662 und 
1687 weiterbauenden und ihre reformierten Rechtsgedanken 
verwertenden!) „Kirchenordnung für die evangelischen Ge- 
meinen der Provinz Westfalen und der Rheinprovinz* vom 
5. März 1835). Diese später mehrfach?) — insbesondere 
durch den auf Grund der Allerhöchsten Order vom 13. Juni 
1853 ergangenen Erlass vom 25. August 1853 und durch die 
Kirchengesetze vom 27. April 1891 und 5. Januar 1908 — 
abgeänderte Kirchenordnung begnügt sich nicht damit, in $ 3 
als eine der Pflichten eines Gemeindegliedes (Eingepfarrten) ‘) 
die Leistung der für die kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen 
Beiträge (Nr. 4) aufzustellen, sondern trifft schon genaue 
Einzelbestimmungen über die Ausübung dieses Besteuerungs- 
rechts der Kirchengemeinden. Jede evangelische Gemeinde, 
welche über 200 Seelen zählt, erhält ausser dem Presbyte- 
rium eine grössere Vertretung, welche gemeinschaftlich mit 
jenem) bei Unzulänglichkeit des kirchlichen Vermögens der 


I) Stutz a.a. 0. 900. 

2) Zum Folgenden: Motive a.a. O. 90. Damit fast wörtlich über- 
einstimmend Art. „Kirchensteuern“ bei v. Bitter Bd. 1, 915. Frank 
5320)2 560, 562.527. ‚Stutz 900. .Schoen, Ev, KR. Bd,2, 569 £. 
Bluhme-Hälschner-Kahl, KO. für die ev. Gemeinden der Pro- 
vinz Westfalen und der Rheinprovinz, 5. Aufl, 1891. Richter, KO, 
für die ev. Gemeinden der Provinz Westfalen und der Rheinprovinz, 1908. 

®) Im einzelnen: Hinschius, PrKR. 208, Anm. 78. Stutz 900. 

#) $ 3 bezog sich zuerst nur auf die Gemeindeglieder im engeren 
Sinne, später (1853 und 1891) auch auf diejenigen Eingepfarrten, „welche 
noch nicht die aktiven Rechte eines Gemeindegliedes nachgesucht und 
erworben haben“; so spricht auch die neueste Fassung (1908) von „Einge- 
pfarrten“ schlechthin. 

5) Geänderte Terminologie und Fassung 1908: In jeder Kirchen- 
gemeinde, welche über 200 Seelen zählt, sind ausser dem Presbyterium 
Repräsentanten zu wählen. Diese bilden zusammen mit dem Presbyte- 
rium die grössere Gemeindevertretung, welche insbesondere .., 
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Gemeinde die Herbeischaffung der nötigen Bedürfnisse berät, 
nötigenfalls die Umlage auf die Mitglieder der kirchlichen 
Gemeinde nach Verhältnis der von denselben zu zahlenden 
direkten Staats- und (seit 1853: oder) Kommunalsteuern be- 
wirkt und dieselbe der Regierung zur Vollziehung vorlegt 
($ 18%. Ferner ist jede Gemeinde verpflichtet, für eine 
freie Dienstwohnung (seit 1853: einschliesslich der nötigen 
Wirtschaftsgebäude) und ein angemessenes Diensteinkommen 
ihres Pfarrers zu sorgen und bei Unzulänglichkeit der fun- 
dierten Pfarreinkünfte und der Stolgebühren aus Kirchenmitteln 
das Fehlende zu ergänzen. In Ermangelung disponibler 
Kirchenmittel ist da, wo die Gesetze die Kommunen zur Aus- 
hilfe verpflichten ?), der Kommunalfonds in Anspruch zu nehmen. 


!) Fassung seit 1908: ... soweit die sonst verfügbaren Einnahmen 
zur Befriedigung des Bedürfnisses nicht ausreichen, die Erhebung einer 
Umlage... . beschliesst. 

?) So unter Einschränkung eines schon der französischen Gesetz- 
gebung zu entnehmenden und in der Gerichtspraxis (Motive, ZKR. Bd. 15, 
393) anerkannten Grundsatzes (vgl. die einzelnen gesetzlichen Bestim- 
mungen: G. vom 8. April 1802, Arröte 8. April 1803, Dekrete 31. Mai 
1804, 26. Dezember 1804, 5. Mai 1806, 30. Dezember 1809, Gesetz vom 
14. Februar 1810; ferner die Motive zum G. vom 14. März 1880, ZKR. 
Bd. 15, 385 ff., und Lüttgert, Ev. KR. 585 ff.). Nach dem am 14. März 
1845 (Ges.-Sig. 163; Entstehungsgeschichte ZKR. Bd. 15, 393—8395) er- 
gangenen Gesetz betr. die Verpflichtung zur Aufbringung der Kosten 
für die kirchlichen Bedürfnisse der Pfarrgemeinden in den Landesteilen 
des linken Rheinufer. Nach jenem Gesetz hat die Zivilgemeinde die 
bei Verkündung des Gesetzes auf ihrem Etat stehenden Zuschüsse zu 
den Kosten für ordentliche (jährlich wiederkehrende) und ausserordent- 
liche kirchliche Bedürfnisse einer Pfarrgemeinde fortzugewähren, sofern 
sie nicht durch veränderte Umstände entbehrlich werden. ($ 1. Ueber 
Entstehungsgeschichte und Bedeutung des $ 1: OVG. 16. Januar 1892, 
E. Bd. 22, 133—139). Können die Kosten weder aus dem Kirchen- 
vermögen noch aus jenen Zuschüssen der Zivilgemeinden bestritten wer- 
den, so haben, wenn es sich um ordentliche kirchliche Bedürfnisse han- 
delt, die zur Konfession der Pfarrgemeinde gehörigen Einwohner und 
Grundbesitzer (zu diesen rechnet der Min.-Erl. 22. Mai 1865, AKKR. 
Bd. 15, 462 f. auch Handelsgesellschaften) des Pfarrbezirks ($ 2), wenn 
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Wenn aber auf diese Weise das Erforderliche nicht herbei- 
geschafft werden kann, so ist von der Pfarrgemeinde durch 
Beiträge der Pfarrgenossen nach dem Kommunalsteuerfuss (seit 
1853 nach dem Fusse der direkten Staats- oder Kommunal- 


es sich um ausserordentliche Bedürfnisse handelt, die Zivilgemeinden ($ 3) 
dieselben aufzubringen. Für die Beschaffung der zur Erfüllung dieser 
letzteren Verpflichtung dienenden Mittel sind nähere Anordnungen ge- 
troffen (SS 4, 5); äusserstenfalls haben auch hier die zur Konfession der 
Pfarrgemeinde gehörigen Einwohner und Grundbesitzer des Pfarrbezirks 
einzutreten ($ 6). 

Das Gesetz vom 14. März 1880 (Ges.-Sig. 225; Entwurf: ZKR. Bd. 15, 
382—384; Begründung: ZKR. Bd. 15, 385 ff., bes. 398—403) betr. die 
Bestreitung der Kosten für die Bedürfnisse der Kirchengemeinden in den 
Landesteilen des linken Rheinufers hat diese Verpflichtung der bürger- 
lichen Gemeinden grundsätzlich aufgehoben und den Kirchengemeinden 
zugewiesen ($ 1), jedoch vorbehaltlich folgender Ausnahmen. Unberührt 
bleiben die aus privatrechtlichen Titeln entspringenden Rechte und Ver- 
pflichtungen der bürgerlichen Gemeinden ($ 1, Abs. 3; OVG. 16. Januar 
1892, E. Bd. 22, 131 ff.; RGZ. vom 9. Januar 1906, Jur. W. 1906, 117, 
Nr. 21). Die Zivilgemeinden haben ferner diejenigen bei Verkündung 
des Gesetzes auf ihrem Etat stehenden Beiträge fort zu entrichten, welche 
den Kirchengemeinden behufs eigener Beschaffung und Unterhaltung 
einer Pfarrwohnung gewährt worden sind ($ 5). Den Kirchengemeinden 
verbleiben die Ansprüche aus $ 1 des Gesetzes von 1845 und die bei 
Verkündung des neuen Gesetzes festgestellten Ansprüche aus $ 5 jenes 
Gesetzes ($ 6); doch können die Zivilgemeinden diese Leistungen (mit 
Ausschluss der in $ 1 G. von 1845 verzeichneten Zuschüsse bei ausser- 
ordentlichen kirchlichen Bedürfnissen) nach näherer gesetzlicher Be- 
stimmung ablösen ($$ 7—11). Die im G. von 1845 statuierte Beitrags- 
pflicht der nicht zu den Einwohnern, aber zur Konfession der Pfarr- 
gemeinde gehörenden Grundbesitzer des Pfarrbezirks (Forensen) wird 
aufgehoben. ($ 13. Marx, Das Kirchenvermögensrecht mit besonderer 
Berücksichtigung der Diözese Trier, 1897, 170). Wegen der Uebernahme 
der für kirchliche Bedürfnisse erforderlichen Ausgaben auf den Kommunal- 
kassenetat s. Erl. 21. November 1898 (Crisolli-Schultz, Verwaltungs- 
ordnung, 173). Frank 570. Nitze a. a. 0. 123. OVG. 25. Februar 1885, 
E. Bd. 12, 155. 23. Februar 1889, PrVerwBl. 10, 336. 360. 15. Januar 
und 5. Oktober 1897, PrVerwBl. 18, 316; 19, 287. Hierdurch werden 
die Steuern als Kommunalsteuern erhoben. (Rechtsauskunft im PrVerwBl. 
Bd. 22, 351). 
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steuern) die Aufbringung des Ergänzungsgehalts zu bewirken 
($ 131)}). Durch Beschluss der Provinzialsynode im Jahre 
1858 wurde zur Ergänzung dieser Vorschrift verordnet: Bei 
Verteilung der kirchlichen Umlagen ist es nicht unbedingt er- 
torderlich, dieselben nach der Gesamtsumme sämtlicher in dem 
Parochialbezirk zu entrichtenden Staats- oder Kommunalsteuern 
zu bewirken. Die Gemeinderepäsentationen sind befugt, je 
nach den besonderen Verhältnissen der einzelnen Kirchen- 
gemeinden unter Genehmigung der Regierung auch einzelne 
Steuern, namentlich die Gewerbesteuer, ganz entweder ausser 
acht zu lassen oder doch nur mit einem geringeren Prozent- 
satz mit in Ansatz zu bringen?). Die Einsammlung der kirch- 
lichen Beiträge ist Aufgabe der Diakonen (Armenpfleger); in 
Empfang genommen werden sie vom Kirchmeister (SS 16. 17 
Nr. 3). — Damit hat die Kirchenordnung die nötige Organi- 
sation zur Entfaltung des Besteuerungsrechts geschaffen, die 
Befugnis der Organe zur Ausübung des Rechts anerkannt und 
auch schon die wichtigsten Grundsätze für seine Durchführung 
(Subsidiarität der Verpflichtung, Veranlagung nach den staat- 
lichen Steuern) ausgebildet?). Sie ging aber noch einen er- 
heblichen Schritt weiter, indem sie durch Einrichtung höherer 


') Fassung seit 1908: Jede Kirchengemeinde ist, unbeschadet der 
allgemeinen landeskirchlichen Vorschriften, verpflichtet, für eine freie 
Dienstwohnung und ein angemessenes Diensteinkommen ihrer Pfarrer zu 
sorgen und bei Unzulänglichkeit der Einkünfte des Stellenvermögens und 
der Stolgebühren das Fehlende aus Kirchenmitteln, nötigenfalls durch 
Umlage, zu ergänzen, vorbehaltlich des Rückgriffes gegen einen etwa 
zur Aufbringung oder Beisteuer verpflichteten Dritten. Die Verpflichtung 
zur Beschaffung einer freien Wohnung begreift auch die Verpflichtung 
zur Beschaffung der nötigen Wirtschaftsgebäude in sich. 

?) Sten. Ber. d. Abg.-H. 1883/84, Bd. 2, Sp. 1061. 

?) Ueber die Zulässigkeit des Rechtsweges gegen die Kirchensteuer 
gilt hier das gleiche, was oben für das Gebiet des ALR. ausgeführt 
worden ist. Vgl. statt vieler KKG. 17. Februar 1855, AKBI. Bd. 5, 148. 
11. Januar 1873, JMinBl. 98; 3. Juli 1886, Stölzel a. a. 0.175. Schon 
die KabO. von 1836 fand auch in der Rheinprovinz Anwendung. KKG. 
18. April 1857, JMinBl. 1858, 47. 
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kirchlicher Verbände, der Kreisgemeinden und der Provinzial- 
gemeinden, durch deren Ausstattung mit Organen (Kreis- 
synoden, Provinzialsynoden) und durch Vorschriften über die 
Deckung ihrer finanziellen Bedürfnisse die ersten Grundlagen 
zu einer bis dahin unbekannten Art von Umlagen legte !). $ 134 
der Kirchenordnung verpflichtete die Gemeinde, ihre Depu- 
tierten zur Kreissynode, die Kreissynode, ihre Deputierten zur 
Provinzialsynode, letztere endlich, den Präses und Assessor für 
die Auslagen, welche die Deputationen erfordern, zu ent- 
schädigen. Die Abänderung der Kirchenordnung von 1853 be- 
schränkte diese Verpflichtung auf die Zahlung der Tagegelder 
und überwies die Reisekosten der Kreisdeputierten der Kreis- 
synodalkasse, die der Provinzialdeputierten der Provinzial- 
synodalkasse (Zusatz 41)?). Die Provinzialsynodalkosten werden 
— bereits nach der Fassung von 1835 — auf die Kreissynoden 
und von diesen wiederum auf die Gemeinden verteilt ($ 135). 
Ein Ergänzungssatz hierzu bestimmte: Beim Ausschlagen der 
Provinzialsynodalkosten auf die einzelnen Kreissynoden sollen 
nur die sämtlichen direkten Steuern, namentlich die Grund-, 
Klassen- und Gewerbesteuer als Repartitionsmassstäbe ange- 
nommen werden. Wo statt der Klassensteuer die Schlacht- und 
Mahlsteuer besteht, wird letztere statt der ersteren angenommen; 
hier geschieht die Ermittlung des auf den evangelischen Teil 
der Einwohner fallenden Anteiles nach Verhältnis der Seelenzahl. 
(Beschluss d. 17. ProvSyn. und Erl.d.OKR.v.29. November 1886.) 


$ 10. 6. Die Uebernahme des Vorbildes der 
rheinisch-westfälischen Kirchenordnung in die 
Kirchenverfassungsgesetze der Jahre 1873—1876. 


Da die Behandlung, welche die rheinisch-westfälische 
Kirchenordnung dem vom Allgemeinen Landrecht vernach- 


ı) Dove a.a.0. 558 f. 
?) Seit 1908 bestreitet die Gemeinde die Tagegelder der Kreis- 
deputierten, die Kreissynodalkasse die Reisekosten der Kreisdeputierten 
Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 4 
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lässigten Problem des kirchlichen Steuerrechts hatte zu teil 
werden lassen, den richtigen Weg zur Lösung darstellte, so 
ergibt sich mit einer gewissen Selbstverständlichkeit, dass sie 
für das landrechtliche Preussen vorbildlich werden musste?). 
Trotzdem hat es noch Jahrzehnte gedauert, bis die Ueber- 
nahme der im Westen verwirklichten Gedanken im übrigen 
Preussen zur Tat wurde. Dies erklärt sich daraus, dass die 
Ausbildung der schon 1848 notwendig gewordenen?) kirch- 
lichen Selbstverwaltung und der damit zeitlich Hand in Hand 
gehenden Uebertragung kirchlicher Angelegenheiten von staat- 
lichen auf kirchliche Behörden nur langsam fortschritt, vor dem 
Abschluss dieser Entwicklung aber?) an die Einführung eines 
eine bestimmte kirchliche Organisation voraussetzenden rich- 
tigen Steuersystems nicht zu denken war*). Erst in den sieb- 
ziger Jahren fand jene Entwicklung ihren Abschluss in der 
am 10. September 1873 erlassenen Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung für die östlichen Provinzen und in der am 
20. Januar 1876 verkündeten Generalsynodalordnung für die 
ganze altpreussische Landeskirche. Die neuen Kirchengesetze 
beziehen sich nicht allein auf die Gemeinden, sondern auch auf 
die höheren kirchlichen Verbände’); sie schaffen nicht nur die 


und die Entschädigung der Vorstandsältesten der Kreissynoden, sofern 
sie nicht zugleich Deputierte einer Ortsgemeinde sind, die Provinzial- 
synodalkasse die Reisekosten und Tagegelder der Mitglieder der Provinzial- 
synode ($ 134). 

!) Zum Folgenden vgl. Motive 90—92; fast wörtlich übereinstimmend 
Art. KSt, a.a. 0. 9l5f. Frank 559 £, 

2) Stutz 900. 

®) V. betr. den Uebergang der Verwaltung der Angelegenheiten 
der ev. Landeskirche auf den Ev. OKR. und die Konsistorien der älteren 
Provinzen vom 5. September 1877, Art. I. Erl. OKR. v. 21. September 
1877 gleichen Titels, KGVBl. 1876/77, 170, AKBI. 1877, 801. 

4) Dove a.a.O, 552, 

°) Für welche schon längere Zeit ein Umlagenrecht geplant war. 
Vgl. z. B. Vfg. d. Konsistoriums Königsberg vom 28. September 1859 
betr. die Einführung von Kreissynoden; hier ist davon die Rede, dass 
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bis dahin fehlende Organisation, sondern gewähren auch das 
innerhalb bestimmter Grenzen und unter staatlicher Aufsicht 
auszuübende kirchliche Besteuerungsrecht. Wir müssen bei 
der weiteren Darstellung die einzelnen kirchlichen Verbände 
unterscheiden !). 

a) Den Kirchengemeinden verlieh $ 31 Nr. 6 der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung das Besteuerungsrecht. 
Der zur Verwaltung des Kirchenvermögens berufene ($ 22) 
Gemeindekirchenrat bedarf fortan der beschliessenden Mitwirkung 
der Gemeindevertretung — an deren Stelle in Kirchengemeinden 
unter 500 Seelen ($ 27 KGSO.) die Versammlung der wahl- 
berechtigten Gemeindeglieder tritt — bei der Beschaffung der 
zu den kirchlichen Bedürfnissen erforderlichen Geldmittel und 
Leistungen, soweit solche nicht nach bestehendem Rechte aus 
dem Kirchenvermögen oder vom Patrone oder von sonst speziell 
Verpflichteten?) zu gewähren sind, insbesondere bei Festsetzung 
der auf die Gemeinde zu repartierenden Umlagen und bei Be- 
stimmung des Repartitionsfusses, welcher nach Massgabe 
direkter Staatssteuern oder?) am Ort erhobener Kommunal- 
steuern festgesetzt werden muss *). Desgleichen sind die Synodal- 
kostenbeiträge und die durch die Amtstätigkeit der kirch- 
lichen Organe verursachten Kosten durch Gemeindeumlagen zu 


bestreiten (KGSO. $ 73, Gesetz v. 25. Mai 1874, Art. 6). Mit 


die Provinzialsynode für die Kreissynoden zur Deckung ihrer Unkosten 
ein Besteuerungsrecht in Antrag gebracht habe. AKBI. 1860, 2. 

!) Uebersicht bei v. Rönne, Staatsrecht der pr. Monarchie, 4. Aufl,, 
Bd. 2, 408 f. 

2) Ueber diesen Begriff Min.-Erl. 12. Juni 1875, KG VBl. 1876/77,:53. 
Hegel in ZKR. Bd. 17, 125 £. 

®) Also alternativ, nicht kumulativ. Crisolli-Schultz, Ver- 
waltungsordnung, 1904, 162 £. 

*) Ueber die Zustimmung des lastenpflichtigen Patrons KGSO. $ 23. 
Der lastenpflichtige Patron hat im Gebiete des ALR. kein Aufsichts- 
bezw. Genehmigungsrecht über die nach $ 31 Nr.6 KGSO. erhobene 
Umlage. Ein solches könnte sich nur gemäss $ 23 auf das frühere Recht 
stützen, findet aber in letzterem keine Basis. Schultz in ZKR. Bd. 35, 
96—103. 
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diesem Besteuerungsrecht ist unter Umständen eine Besteue- 
rungspflicht verknüpft, bei deren Nichterfüllung dann eine 
Zwangsetatisierung eintreten kann!). Die Einnahmen der 
Kirchenkasse erhebt der Rendant ($ 24). Die Vollstreckung 
der Umlagebeschlüsse setzt die Vollstreckbarkeitserklärung 
durch den Regierungspräsidenten (in Berlin den Polizeipräsi- 
denten) voraus. Diese Erklärung ist insbesondere?) zu ver- 
sagen, sofern Bedenken hinsichtlich der Ordnungsmässigkeit der 
Auferlegung, der Angemessenheit des Beitragsfusses oder der 
Leistungsfähigkeit der Pflichtigen ?) bestehen (G. 1874, Art. 3, 
Abs. 8, 4; V. vom 9. September 1876, Art. III Nr. 1). Die 
Beitreibung kirchlicher Abgaben *) verbleibt den Staatsbehörden 
(G. vom 3. Juni 1876, Art. 23 Nr. 3; V. vom 5. September 
1877, Art. II). Die auch ferner nach dem Gesetz vom 18. Juni 

1840 sich richtenden Rechtsmittel erfuhren eine Erweiterung, 
indem gegen den Rekursbescheid des Regierungspräsidenten 
die Beschwerde an den ÖOberpräsidenten gewährt wurde (V. 
vom 9. September 1876, Art. III, Abs. 2). Alle dem Gesetz 
vom 25. Mai 1874 und dem ersten Abschnitt der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung entgegenstehenden Bestim- 
mungen, mochten dieselben im Allgemeinen Landrecht, in 
Provinzialgesetzen oder in Lokalgesetzen nnd Lokalordnungen 


!) Näheres hierüber im geltenden Recht. Art. 27 G. v. 3. Juni 1876, 
Hegel 124, 127. 

?) Also auch aus anderen Gründen. Unrichtig Abg. Strosser, 
Sten. Ber. d. Abgeordnetenh. v. 1883/84, Bd. 2, 1062. Zutreffend die Aus- 
führung des Ministers das. 1064. Freyer im AKKR. Bd. 87, 424 für 
das katholische Recht. 

3) Ueber diese Ausdrücke Freyer im AKKR. Bd. 87, 421—424 
bez. des (gleichlautenden) katholischen Rechtes. 

*) Dieser Ausdruck ist absichtlich ganz allgemein gefasst, sodass 
er sowohl das ganze Beitreibungswesen, einschliesslich der Vollstreck- 
barkeitserklärung, als auch Umlagen, Steuern und andere kirchliche 
Abgaben in sich schliesst. Es bleiben also insbesondere in Geltung Art. 3 
G. v. 25. Mai 1874 und die betr. Bestimmung der rh.-w. KO.; Begrün- 
dung zum G. v. 3. Juni 1876. Drucks. d. Abgeordnetenh. 1876, Bd. 1, 
Nr. 31, 8. 34. 
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enthalten oder durch Observanz oder Gewohnheit begründet 
sein, sollten mit dem 1. Juli 1874 ausser Kraft treten (@. 1874 
Art. 9). Diese Vorschrift hat zu einer heftigen, der Rechts- 
sicherheit wenig förderlichen Kontroverse Anlass gegeben !). Im 
Gegensatz zu den staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörden ?), 
welche nunmehr die Anwendung früherer Normen, insbeson- 
dere bezüglich der kirchlichen Baulast (ohne Berührung ihrer 
sonstigen Gültigkeit) für ausgeschlossen erachteten und füglich 
annahmen, dass sich das Umlagenrecht der Kirchengemeinden 
für alle durch die Gemeindeangehörigkeit bedingten Verpflich- 
tungen nur mehr nach der neuen Bestimmung richte, ent- 
schieden die höheren Gerichtshöfe?) — lange Zeit freilich mit 
Ausschluss des Gerichtshofs zur Entscheidung der Kompetenz- 


!) Vgl. die erschöpfende Behandlung von Frhr. v. Dörnbers, 
Ueber die Anwendung des $ 31 Nr. 6 der pr. KO. v. 10. September 1873 
auf die ev. Kirchensteuern in den acht älteren pr. Provinzen, ZKR, 
Bd. 22, 240 ff. Hegel, Streitfragen und entgegengesetzte Entschei- 
dungen über Kirchenbaulast, ZKR. Bd. 17, 114 ff. Hinschius, PrKR. 
180 fi., Anm. 55. Frank 565--567. Motive a.a.0O. 92f. Crisolli- 
Schultz, Verwaltungsordnung, 160. Nitze a. a. 0. 231 nur zusammen- 
stellend. 

2) Min.-Erl. 6. März 1875, KGVBl. 1876/77, 138; 12. Juni 1875, 
das. 1876/77, 53 (erklärt $ 31 Nr.6 für Umlagen zu baulichen Bedürf- 
nissen ausschliesslich massgebend); gleiche Grundauffassung in den drei 
folgenden Erlassen v. 20. November 1875, das. 122; 18. Mai 1876, das. 
141; 23. Juni 1877, das. 161; etwas geänderte Auffassung im Erl. vom 
19. März 1878, das. 1878, 133 ($31 Nr. 6 und Art. 9 enthalten eine Mo- 
difikation des bestehenden Rechts nur insoweit, als die Gemeinden von 
der ihnen beigelegten Autonomie Gebrauch machen, haben aber, wo 
diese Voraussetzung fehlt, das bestehende materielle Recht unberührt 
gelassen). Der Erl. v. 24. Januar 1881 (KGVBl. 33) trägt der entgegen- 
gesetzten Judikatur Rechnung und erklärt, die Verwaltungsbehörden 
seien nicht in der Lage, die bisherige Praxis aufrecht zu erhalten. Vgl. 
auch Erl. v. 30. August 1884, welcher ausdrücklich zwischen alten und 
neuen Lasten unterscheidet (KGVBl. 57, MinBl. i. V. 197) und Erl. v. 
9. Oktober 1884 (Nitze a.a. 0. 243). 

®) OTr. 18. Juni 1877, E. Bd. 80, 124; 7. November 1877, E. 
Bd. 81, 75. 
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konflikte!) und einiger mittlerer Gerichtshöfe ?) —, dass $ 31 
Nr. 6 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung sich nur auf 
gewisse durch die neuen kirchlichen Bedürfnisse hervorgerufene, 
den Mitgliedern der Landeskirche als solchen obliegende Um-' 
lagen (wie z. B. die Beiträge zu den Synodallasten, zum Pen- 
sions-, Hinterbliebenen- und Stolgebührenablösungsfonds) be- 
ziehe, während die von altersher bestehenden Bedürfnisse nach 
wie vor nach den Normen des älteren Rechts zu decken und 
die Kirchengemeinden nicht befugt seien, die letzteren auto- 
nomisch durch Beschlüsse neueren Rechts zu beseitigen oder 
zu ersetzen. Auch das Reichsgericht erkannte am 8. Januar 
1880 (RGZ. Bd. 1, 140) unter Bezugnahme auf die Begrün- 
dung des ÖObertribunals in diesem Sinne?). Diese Recht- 
sprechung wird in der Literatur unter Zustimmung zu dem 
anfänglich *) von der Verwaltung eingenommenen Standpunkt 
missbilligt. Mit Recht’). Wenn auch die Streitfrage heute 
nur mehr historischen Wert hat und für das gegenwärtige 


) KKG. 13. Oktober 1877, JMinBl. 233. Der im Min.-Erl. v. 19. März 
1878 ausgesprochenen Auffassung folgen die drei Entscheidungen vom 
8. Januar 1881, KGVBl. 42, MinBl. i. V. 16; 14. Januar 1882, KGVBl. 49, 
MinBl. i. V. 27; 13. Mai 1882, KGVBl. 72, MinBl. i. V. 263. Vgl. auch 
die E. v. 24. Mai 1886, Jur. W. 1886, 253; 23. September 1887, PrVerwBl. 
Bd.9, 79£.; 22. Juni 1889, JMinBl. 133; 14. Mai 1892, das. 149. Später 
hat aber auch der KKG. der herrschenden Rechtsprechung zugestimmt. 
E. v. 14. Januar 1899, 1. Juli 1899, Stölzel, Nachtrag zur Recht- 
sprechung des KK@. 9 f. 

?) Vgl. die bei Frhr. v. Dörnberg 245 zit. Entscheidungen. 

?) So auch RGZ. 27. Mai 1886 und 23. September 1837 (Jur. W. 1887, 
442 u. PrVerwBl. Bd. 9, 79); 10. November 1892, E. Bd. 31, 206 ff.; 29. Ok- 
tober 1894, Gruchots Beitr. Bd. 39, 674. 

*) Hegel122f. Hinschius 182. Frhr. v.Dörnberg 256 ff. lehnt 
auch die spätere Auffassung der Verwaltung und Rechtsprechung ab. 

°) Ausführliche Erörterung und Entscheidung bei Frhr. v. Dörn- 
berg a.a.O., besonders 246 ff. gegen OTr. 7. November 1877; 256 ft. 
gegen KKG. 8. Januar 1881; 259 ff. gegen das Reichsgericht. Fried- 
berg, Das geltende Verfassungsrecht der ev. Landeskirchen, 1888, 334, 
Anm. 59. Hegela.a.0. 117f. Hinschius 181f. Frank 567. 
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Recht auf sich beruhen kann !!), so sei doch kurz zu ihr dahin 
Stellung genommen, dass den Erwägungen der Literatur bei- 
zupflichten ist. Zu diesem Ergebnis führt zunächst der Ge- 
setzestext?) (Wortlaut des $ 31 Nr. 6 und des Art. 9), welcher 
keinen Anhaltspunkt für die willkürliche Annahme der Judi- 
katur bietet; zu diesem Ergebnis führt aber auch die prak- 
tische Wertung jener Bestimmung, deren Absicht dahin ging, 
mit den veralteten und verworrenen Verhältnissen aufzuräumen 
und für eine einfache und einheitliche Entwicklung reine Bahn 
zu schaffen ®). Die Motive, auf die sich die Entscheidung des 
Obertribunals vom 7. November 1877 beruft, führen aus: 
»... es gilt, der kirchlichen Autonomie auf dem ihr eigen- 
tümlichen Gebiete durch Hinwegräumung der älteren landes- 
gesetzlichen Vorschriften freie Bahn zu schaffen. Hier emp- 
fiehlt sich der Weg einer generellen Kassation ...“ ‘Die Motive 
beweisen also gerade das Gegenteil dessen, was das Ober- 
tribunal aus ihnen folgert*). Für die Entwicklung des Steuer- 
rechts hatte die namentlich die Praxis bedenklich verwirrende 
Streitfrage das Ergebnis, dass eine unerfreuliche Rechtsunklar- 
heit entstand), die dem früheren verworrenen Zustande kaum 
nachgab und in schroffem Widerspruch mit der modernen 
Selbstverwaltungsentwicklung der Kirchengemeinden stand ®). 
Störten sich auch die Gemeindeorgane und die zur Genehmi- 
gung der Umlagebeschlüsse berufenen Behörden vielfach nicht 
an die ihnen ungünstige Judikatur, so versagte diese durch 
die Bedürfnisse der Praxis gebotene Notwehr doch allemal da, 
wo eine gerichtliche Entscheidung herbeizuführen war. 

b) Das zweite grosse Verdienst der Gesetzgebung der 


ı) 88 29, 30 des neuen KStG. Crisolli-Schultz, Verwaltungs- 
ordnung 160 f. 

2) Frhr. v. Dörnberg a.a. 0. 244 ff, 258. Hinschius 182. 

3) Frhr. v. Dörnberg a.a.0. 267 f. Hegel a. a.0. 123. 128. 

4) Frhr. v. Dörnberg 253. 

Der e2.e17348,04 114401275 

6) Motive a.a. 0. 92. 
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siebziger Jahre ist die Ausbildung eines Umlagenrechts !) der 
höheren kirchlichen Verbände: der Kreissynoden, der 
Provinzialsynoden und der Generalsynode ?) ?). Anderseits zogen 
die Kosten der neuen Synodalverfassung und die landeskirch- 
lichen Unternehmungen Kirchensteuern nach sich und brachten 
diese damit für den Osten der Monarchie erst recht eigentlich 
zur Einführung). Den Kreissynoden wurde ein Besteuerungs- 
recht zur Deckung der durch sie verursachten Kosten zuge- 
standen. Sie sollten ihren Bedarf durch Beiträge der Gemein- 
den decken (KGSO. $$ 71. 72. 53 Nr. 7). Letztere erhielten 
gegen die hepartition die Beschwerde an den Regierungs- 
präsidenten (Polizeipräsidenten) und weiter an den ÖOber- 
präsidenten (G. 3. Juni 1876, Art. 3; V. 1876, Art. II Nr. 4). 
Besonders gestaltet wurde das Besteuerungsrecht der „Ver- 
einigten Kreissynoden“ der Stadt Berlin. In ihrem Regulativ 
sollte ihnen das Recht beigelegt werden können, allgemeine 
Umlagen auszuschreiben zum Ersatz für die aufzuhebenden 
Stolgebühren und zur Gewährung von Beihilfen an ärmere 
Parochien behufs Befriedigung dringlicher kirchlicher Bedürf- 
nisse. Für den Fall, dass die Umlage für diesen letzteren 
Zweck 3° (später 10°) der Summe der von den pflichtigen 
Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu entrichtenden Per- 
sonalsteuern übersteige, wurde die Genehmigung des Staats- 
ministeriums vorgeschrieben (G. 1876, Art. 8)°). Die Pro- 


!) Ueber die Bezeichnung „Umlage“ statt „Steuer“: Verh.d. 1. ord. 
GenSyn., 1880, 977 ff. 

?) Uebersicht bei v. Rönne a.a.O. Bd.2, 408f. Hinschius, PrKR. 
240 f.; vgl. auch v. Schulze-Gävernitz, Pr.Staatsrecht, 2. Aufl., Bd.2,518. 

3) Ansätze zu diesem Umlagenrecht zeigen sich bereits bei der Vertei- 
lung der Kosten für die ausserordentlichen (vorbereitenden) Synoden der 
sechziger Jahre. Kgl. Erl. vom 15. Juni 1859, Min.-Erl. und Erl. d. OKR. 
vom 16. Juni 1869, Erl. des Konsistoriums Breslau vom 9. Dezember 1869 
(AKBI].1870, 5), des Konsistoriums Posen v. 6. Januar 1870 (AKBI. 1870, 107). 

% Lüttgert a.a.O. 567. 

’?) Später erheblich abgeändert durch G. v. 6. März 1882 und 
G. v. 19. Mai 1891, Art. 1. Näheres im geltenden Recht. 
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vinzialsynoden erhielten ein umfassenderes Besteuerungsrecht 
als die Kreissynoden, nämlich ausser zur Deckung der durch 
sie verursachten Kosten auch zur Deckung neuer kirchlicher 
Ausgaben für provinzielle Zwecke. Sie sollten ihren Bedarf 
auf die Kreissynoden verteilen (KGSO. $$ 71. 72. 65 Nr. 7; 
G. 1876, Art. 11; V. 1876, Art. II Nr. 1 und Abs. 2). End- 
lich erbielt ein ähnliches, aber im Wege der kirchlichen 
Gesetzgebung auszuübendes Besteuerungsrecht die General- 
synode, nämlich zur Deckung der Kosten und neuer Ausgaben 
für landeskirchliche Zwecke. Damit war auch der evange- 
lischen Gesamtkirche der älteren Provinzen als solcher zum 
ersten Male ein wirkliches Besteuerungsrecht eingeräumt?). Der 
landeskirchliche Umlagenbedarf wird auf die Provinzen nach 
einem gemäss bestimmter gesetzlicher Vorschrift aufzustellenden 
Massstabe verteilt?). Die Gesamtsumme der für provinzielle und 
landeskirchliche Zwecke zu beschliessenden Umlagen sollte 
4 %o — heute 6 %o — der Gesamtsumme der Staatseinkommen- 
steuer der zur evangelischen Landeskirche gehörigen Bevölke- 
rung nicht übersteigen. Wieviel von den demnach zulässigen 
Umlagen durch die Provinzialsynoden ausgeschrieben werden 
könne, sollte gesetzlich bestimmt werden. Das Gesetz vom 
2. September 1880?) wies den Provinzialsynoden 1° des Be- 
trages zu (GSO. 1876, $$ 14. 38. 40; G. 1876, Art. 15. 16). 
Kirchengesetze, welche jenen Prozentsatz übersteigen, wurden 
der staatsgesetzlichen Bestätigung unterstellt. 


$ 11. 7. Der weitere Ausbau des kirchlichen 
Steuerrechts durch die Gesetzgebung. 


Hatte damit das kirchliche Steuerrecht in aller Form 
Rechtens im ganzen Umfange der altpreussischen Landes- 


) v. Schulze-Gävernitz a.a. 0. Bd. 2, 518. 

2) Verh. d. 1. ord. GenSyn., 1880, 720. 1010—1015. 

®) Zur Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes: Verh.d.1.ord. GenSyn., 
1880, 975— 980. 
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kirche Anerkennung und Ausdruck gefunden, so war gleich- 
wohl doch erst ein Rahmen geschaffen worden, der des Aus- 
baues im Detail bedürftig, aber auch fähig war. Dieser Ausbau 
erfolgte in den nächsten Jahren zum Teil durch die Gesetz- 
gebung, vorwiegend aber durch administrative Verordnungen 
und durch die Rechtsprechung. Auf diese Weise bildete sich 
allmählich eine Reihe fester Normen aus, welche dem Kirchen- 
steuerrecht eine gewisse Grundlage schufen und auch manche 
Einzelheiten erfreulich förderten !). Vergegenwärtigen wir uns 
auch hier kurz die Grundzüge der Entwicklung und werfen 
wir zunächst einen Blick auf die Förderung des Stoffes durch 
die Gesetzgebung. 

Was zunächst das materielle Steuerrecht in den Kirchen- 
gemeinden und hier wiederum die Steuerpflicht angeht, so wurde 
durch das Gesetz vom 12. Juni 1874 betreffend die Verhältnisse 
der Mennoniten (Ges.-Slg. 238) für diese die persönliche Lei- 
stungspflicht an evangelische (oder katholische) Kirchensysteme 
aufgehoben; dagegen blieb bestehen ihre Verpflichtung zu solchen 
Abgaben und Leistungen an evangelische (oder katholische) Kir- 
chensysteme, welche nicht persönlicher Natur sind, sondern auf 
den Grundstücken haften oder von allen oder gewissen Grund- 
stücken des Bezirks ohne Unterschied des Besitzers zu entrichten 
sind ?). — Beim Austritt aus der Kirche endet die Steuerpflicht 
mit Ablauf des ersten, und im Falle ausserordentlicher, bereits 
vorher als notwendig anerkannter Bauten des zweiten auf die 
gerichtliche Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres (G. vom 
14. Mai 1873, 8 3)°%). — Die nach dem Allgemeinen Landrecht 
sowie in einzelnen Landesteilen oder Ortschaften nach besonderem 


!) Motive a. a. 0. 94. 

?) RGZ. v. 8. Oktober 1885, AKBl. 1887, 129. 

3) Seit diesem Gesetz ist auch endgültig mit der früheren Judikatur 
des OTr. aufgeräumt, wonach Austritt ohne Uebertritt nicht beitragsfrei 
machte (OTr. Bd. 27, 375; Bd. 58, 351). Vgl. OKR. vom 30. Juni 1873, 
Nitze 259. RGZ. 16. Juni 1890, Jur. W. 1890, 304; 10. Juni 1901, 
Jur. W. 1901, 585 f£. 
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Recht oder Herkömmen bestehenden, von der Beitragspflicht 
zu kirchlichen Lasten befreienden Parochialexemtionen wurden 
durch ein Gesetz vom 3. Juni 1876 (Ges.-SIg. 154) mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1877 aufgehoben. — Den Verteilungs- 
massstab berühren folgende Bestimmungen. Das am 1. April 
1892 in Kraft tretende Einkommensteuergesetz vom 24. Juni 
1891, welches die staatliche Steuerpflicht erst mit einem Ein- 
kommen von mehr als 900 Mark beginnen liess, erklärte es 
für zulässig, zu den von öffentlichen Verbänden — also auch 
Kirchengemeinden — zu verteilenden Mitgliederbeiträgen Per- 
sonen mit Einkommen von nicht mehr als 900 Mark nach den 
in SS 74, 75 des Gesetzes bestimmten fingierten Normalsteuer- 
sätzen heranzuziehen !), — Den Verteilungsmassstab berührte 
S 51 des Ergänzungssteuergesetzes vom 14. Juli 1893, wonach 
bei der Verteilung und Aufbringung öffentlicher Lasten nach 
dem Massstabe direkter Steuern die Ergänzungssteuer nicht in 
Ansatz kommt. 

Die Beschlüsse der kirchlichen Gemeindeorgane betreffend 
Einführung eines neuen und Abänderung des bestehenden Ver- 
teilungsfusses der Kirchenumlagen bedürfen zu ihrer Gültig- 
keit der Genehmigung des Konsistoriums (G. 18. Juli 1892 
$1 Nr. 6; V. 8. März 1893 Art. IINr. 2)?). Die am 1. Januar 
1900 an Stelle der älteren Verordnung vom 7. September 1879 
in Kraft getretene Verordnung betreffend das Verwaltungs- 
zwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen vom 
15. November 1899 (Ges.-Slg. 545) — nebst Ausführungs- 
anweisung vom 28. November 1899 — regelte das Verfahren 
zur zwangsweisen Beitreibung auch) der Kirchensteuern. Da 
die kirchliche Organisation keine „Beamten, welchen die Ein- 
ziehung der der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren 


!) Vfg. des Konsistoriums Posen vom 2. März 1892, AKBl. 1892, 624; 
des Konsistoriums Breslau vom 18. Juni 1892, AKBl. 1893, 262. 

?) Ueber die Geltung dieser Bestimmungen in Hohenzollern vgl. 
den Allerh. Erl. vom 22. März 1899. 

2) Erank 585 f. 
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unterliegenden Geldbeträge zusteht“, mithin keine nach Mass- 
gabe jener Verordnung „zur Anordnung und Leitung des 
Zwangsverfahrens zuständige Vollstreckungsbehörde“ kennt, so 
hat die Bezirksregierung (in Berlin das Polizeipräsidium) für 
die Kirchensteuern eine solche zu bestimmen (V. $4, Abs. 1 
und 3). Von dieser Befugnis haben die Regierungen Gebrauch 
gemacht). 

Ueber das Recht der Kirchengemeinden hinausgehend 
brachte die Gesetzgebung, wenn man von den im vorigen be- 
reits angemerkten Abänderungen und Ergänzungen zu den 
Kirchenverfassungsgesetzen der siebziger Jahre absieht, eine 
Förderung des Steuerrechts durch seine Einfügung in die so- 
genannten Gesamt- (Pfarr-) Verbände. Die Bildung solcher 
Verbände beruht für die östlichen Provinzen auf dem Kirchen- 
gesetz vom 17. Mai 1895 betreffend die Berliner Stadtsynode ?) 
und die Parochialverbände in grösseren Orten, nebst dem 
Staatsgesetz vom 18. Mai 1895, für Rheinland und Westfalen 
auf dem Kirchengesetz über die Bildung von Parochialver- 
bänden im Geltungsbereiche der revidierten Kirchenordnung 
für Westfalen und die Rheinprovinz vom 4. Juli 1904, nebst 
dem Staatsgesetz vom gleichen Tage. Diese Gesetzgebung 
vereinigte einerseits sämtliche Kirchengemeinden, welche einer 
der Berliner Kreissynoden angehören und ihren Sitz in der 
Stadt Berlin haben, zu einem durch die Stadtsynode ver- 


!) Erwähnt sei noch eine uns sonst nicht weiter interessierende 
Sondervorschrift für dingliche Kirchenlasten. Nach dem Ges. betr. die 
Verteilung der öffentlichen Lasten bei Grundstücksteilungen und die Grün- 
dung neuer Ansiedelungen in den Provinzen Preussen, Brandenburg, 
Pommern, Posen, Schlesien, Sachsen und Westfalen vom 25. August 1876 
$ 7 werden jene Lasten im gedachten Falle durch den Gemeindekirchen- 
rat, verteilt. 

?) Bereits das Gesetz v. 3. Juni 1876 Art. 8 (Abänderungen: G. v. 
6. März 1882 und 19. Mai 1891) hatte in den vereinigten Kreissynoden 
Berlins, der Vorgängerin der Berliner Stadtsynode, ein Umlagenrecht 
eingerichtet und in Art. 9 eine ähnliche Regelung für andere Gesamt- 
verbände angebahnt. 
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tretenen Gesamtverband (KG. vom 17. Mai 1895, Art. L,$D 
und schuf anderseits für das übrige Gebiet der Landeskirche 
die gesetzliche Handhabe zur Bildung ähnlicher Verbände 
(KG. 1895, Art. II; KG. vom 4. Juli 1904, $ 1). Gleichzeitig 
wurde allen diesen Verbänden das Steuerrecht verliehen und 
ähnlich wie das der Einzelkirchengemeinden ausgestaltet (KG. 
1895, Art. I, $6, Abs. 2—4, Art. II; St@. 1895, $ 5; KG. 1904, 
$ 1; St@. 1904, $ 1). Die Umlagen werden unmittelbar auf 
die Angehörigen der Einzelgemeinden verteilt und müssen 
gleichzeitig in allen Einzelgemeinden nach gleichem Massstabe 
erhoben werden. | 

Eine örtliche Erweiterung seines Geltungsgebietes erfuhr 
das Steuerrecht durch Einführung in den Hohenzollern- 
schen Landen. Sie geschah zunächst durch das Gesetz be- 
treffend die Kirchengemeindeordnung für die evangelischen Ge- 
meinden in den Hohenzollernschen Landen vom 1. März 1897 und 
durch das Gesetz betreffend die Kreissynodalordnung für die 
evangelischen Gemeinden in den Hohenzollernschen Landen vom 
2. Juli 1898. Diese Regelung des Steuerrechts entspricht in den 
Grundzügen derjenigen der östlichen Provinzen der Landeskirche; 
hervorzuheben sind nur die bis zur Einführung der Reform der 
direkten Staatssteuern geltenden Detailbestimmungen über die 
als Massstab für den Verteilungsfuss in Betracht kommenden 
Staatssteuern (Ges. v. 1. März 1897, Art. 3, Abs. 3 u. 4, 
Art. 5 u. 6; KGemO., Vorbemerkung 4, $ 29 Nr. 6, $ 45; 
V. über die Ausübung der Rechte des Staates v. 25. Sept. 
1897 bezw. 28. Nov. 1898, Art. Ill; Ges. betr. die Kreissynodal- 
ordnung v. 2. Juli 1898, Art. 3 u. 8; KrSynO. v. 2. Juli 1898, 
$ 10). Nachdem sodann durch Verordnung vom 25. September 
1897 die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten von Kultus- 
minister und Regierung in Sigmaringen nach Massgabe des Ge- 
setzes vom 3. Juni 1876 auf den Evangelischen Oberkirchen- 
rat und das Konsistorium der Rheinprovinz als Organe der Kir- 
chenregierung übergegangen war, wurde durch Staatsgesetz vom 
21. September 1898 das Kirchenverfassungsgesetz vom 3. Juni 
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1876 auf Hohenzollern ausgedehnt und die Verteilung der 
Synodalumlagen durch Art. II des Kirchengesetzes vom 19. Sep- 
tember 1898 geregelt. Endlich führte der Allerhöchste Erlass 
vom 22. März 1899 in den Hohenzollernschen Landen (u. a.) 
folgende Kirchengesetze ein: Das Kirchengesetz betreffend die 
Erhebung einer landeskirchlichen Umlage zur Beschaffung von 
Mitteln für Hilfsgeistliche vom 18. Februar 1895, das Kirchen- 
gesetz betreffend die Errichtung eines landeskirchlichen Hilfs- 
fonds vom 16. August 1898 und das Vermögensaufsichtsgesetz 
vom 18. Juli 1892 nebst der Verordnung vom 8. März 1893. 


S 12. 8. Der weitere Ausbau des kirchlichen 
Steuerrechts durch Verwaltung und Rechtsprechung. 


Eine viel ausführlichere Ausgestaltung erfuhr das Steuer- 
recht durch die Rechtsprechung und durch die Erlasse höherer 
staatlicher und kirchlicher Behörden. Vor allem waren die 
staatlichen Behörden, welche über die Vollstreckbarkeitserklä- 
rung der Umlagebeschlüsse zu entscheiden hatten, in der 
günstigen Lage, den Kirchengemeinden Normativbestimmungen 
für die Ausübung des Besteuerungsrechts vorschreiben zu 
können, weil nur deren Beobachtung die Garantie der Voll- 
streckbarerklärung in sich trug!). Wir geben im folgenden 
die Grundzüge dieser Entwicklung, getrennt für die Kirchen- 
gemeinden und die höheren kirchlichen Verbände, wieder. 

1. Das Steuerrecht der Kirchengemeinden. 

a) Das materielle Steuerrecht der Kirchengemeinden. Die 
für das Umlagerecht in den Kirchengemeinden massgebenden 
Bestimmungen wurden sorgfältig zusammengestellt in der vom 
Öberkirchenrat am 15. Dezember 1886 erlassenen?), am 17. Juni 
1893 revidierten °) Verwaltungsordnung für das kirchliche Ver- 


!) Motive 94. 

2) KGVBl. 1887, 1ff. 

») KGVBI. 1893, 23#. Gebser, VerwO. für das kirchliche Ver- 
mögen u. s. w., erläutert, 1904. Crisolli-Schultz, VerwO. für das 
kirchliche Vermögen in den östlichen Provinzen, Kommentar, 1904. 
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mögen in den östlichen Provinzen der preussischen Landes- 
kirche. Für die Verwaltung des Vermögens der Kirchen- 
gemeinden der Rheinprovinz traf die Ordnung vom 16. Januar 
1838 über den Inhalt des Umlagebeschlusses und den Vertei- 
lungsmassstab ($ 25), Genehmigung der Umlage ($ 31), Hebe- 
rolle (SS 32—36), Einziehung der Umlagen ($ 37) und Re- 
klamationen ($ 38) nähere Bestimmungen, welche denen der 
östlichen Verwaltungsordnung bis auf geschäftliche Details in 
den Grundzügen entsprechen. Dasselbe gilt von den analogen 
Vorschriften der Verwaltungsordnung für das Vermögen der 
Kirchengemeinden der Provinz Westfalen, genehmigt durch 
Erlass des Oberkirchenrats vom 29. Dezember 1902, in Kraft 
getreten am 8. März 1903 ($$ 35—39) )). 

Die Geschäftsanweisung für die östlichen Provinzen ver- 
weist bezüglich der Beschaffung der Geldmittel zur Deckung 
notwendiger kirchlicher Bedürfnisse in erster Linie auf die 
nach den bestehenden Gesetzen oder nach örtlichem Rechte 
persönlich (oder dinglich) speziell, das heisst auch obne Rück- 
sicht auf Kirchengemeindezugehörigkeit ?) Verpflichteten ?), so- 
dann auf die verfügbaren (ALR. II, 11, S$ 712—713) Be- 
stände des Kirchenvermögens *), hiernach auf die nach Gesetz 
oder örtlicher Verfassung aushilfsweise?) Verpflichteten, wie 
insbesondere in Baufällen den Patron und die etwa sonst sub- 
sidiär Haftbaren. Grund, Art und Mass der Leistung richtet 
sich in solchen Fällen lediglich nach dem bestehenden Rechte. 


!) Richter, Kirchenordnung für die ev. Gemeinden d. Prov. W. 
u. d. RhPr., 1908, 564 ff., besonders 608-614. Eine frühere VerwO. 
datierte vom 17. November 1887. 

2#7Mm.-Erl: 19.#Junı 1875, KGVBl. 53. OTr. 18. Juni 1877, BE, 
Ba. 20, 124. Min.-Erl. 30. August 1884. Nitze 125—127. 

3) Dazu gehört beispielshalber nicht die allgemeine gesetzliche Ver- 
bindlichkeit der spanndienstpflichtigen Parochianen zur Leistung von 
Kirchenfuhren. Min.-Erl. 17. Juli 1886, KGVBl. 96. Genaue Einzel- 
angaben bei Nitze 125—127. 

4) Genaue Detailangaben bei Nitze 127—129. 

5) Nitze 199 ff., besonders über die Verpflichtung des Patronats 131 ff. 
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Aus letzterem ist namentlich auch zu entnehmen, ob und in- 
wieweit die Verpflichtung der neben dem Patron haftbaren 
Personen auf ihrer persönlichen Zugehörigkeit zur Kirchen- 
gemeinde oder auf einem anderen Rechtsgrunde beruht, z. B. 
mit dem Besitze verpflichteter Grundstücke zusammenhängt, 
ob daher auch Personen, welche nicht Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde sind, wie ausserhalb Wohnende (Forensen), einer 
anderen religiösen Bekenntnisgemeinschaft Angehörige (Ka- 
tholiken, Juden, Dissidenten u. s. w.), juristische Personen und 
dergleichen, mitheranzuziehen sind. Die kirchlichen Gemeinde- 
körperschaften sind dafür verantwortlich, dass ohne erhebliche 
Gründe und ohne diejenigen Voraussetzungen, welche bei 
stiftungswidriger Verwendung kirchlichen Vermögens zu er- 
füllen sind, Verpflichtete der vorgedachten Art von ihren Ob- 
liegenheiten im allgemeinen und im einzelnen Falle nicht zum 
Nachteil des kirchlichen Vermögens entbunden werden ($ 49). 
Soweit die erforderlichen Geldmittel auf diesem Wege nicht 
beschafft werden können und auch nicht ausnahmsweise zu 
ihrer Deckung eine Anleihe aufgenommen werden soll, sind 
sie unmittelbar von den Mitgliedern der Kirchengemeinde auf- 
zubringen. Ist ein solches Bedürfnis längere Zeit vorauszu- 
sehen, wie z. B. bei Bauten, so haben die Gemeindekörper- 
schaften vorsorglich für die allmähliche Ansammlung des 
nötigen, erforderlichenfalls durch Beisteuern zu beschaffen- 
den Fonds zu sorgen; anderenfalls ist der Bedarf durch nach- 
trägliche Verteilung rechtzeitig aufzubringen ($ 50). Bei alt- 
hergebrachten Zwecken (z. B. Bauten, Fuhren, Pfarrbesoldung, 
regelmässiger Aufbringung des Kirchenkassenbedarfs u. dergl.), 
für die sich ein bestimmter Verteilungsmassstab nach Orts- 
verfassung herausgebildet hat, ist dieser so lange, bis er 
rechtsgültig und mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde im 
Einzelfalle oder dauernd durch einen anderen ersetzt ist, in An- 
wendung zu bringen. Besteht ein solcher Verteilungsfuss über- 
haupt oder für den in Betracht kommenden Zweck in der 
Gemeinde nicht, oder erscheint es im wohlerwogenen Interesse 
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der Kirche und der Gemeindemitglieder nicht angemessen, von 
ihm im einzelnen Falle Gebrauch zu machen, so hat der Ge- 
meindekirchenrat die Beibringung der Geldmittel durch eine 
nach Massgabe direkter Staatssteuern oder am Ort erhobener 
Kommunalsteuern zu verteilende Umlage ins Auge zu fassen 
($ 51). Sind mehrere zu einer Gesamtparochie vereinigte 
Kirchengemeinden zur Beschaffung von Mitteln für kirchliche 
Bedürfnisse verpflichtet (z. B. bei Pfarrbauten und Aufbringung 
des Pfarrgehalts), so sind die Anteile, welche jede dieser 
Kirchengemeinden zu diesem Zweck aufzubringen hat, nach 
Massgabe des am Orte bestehenden Herkommens oder der 
etwa daselbst geltenden bindenden Normen zu bestimmen (Ober- 
verteilung) !); besteht eine solche nicht, so sind sie nach einem 
Massstabe zu bemessen, welcher zwischen den beteiligten 
Kirchengemeinden zu vereinbaren, eventuell durch einen der 
Genehmigung der kirchlichen und staatlichen Aufsichtsbehör- 
den unterliegenden Beschluss der vereinigten Gemeindekörper- 
schaften nach dem Grundsatz des $ 31 Nr. 6 der Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung unter Berücksichtigung der von 
den Evangelischen zu leistenden Staatssteuern festzustellen ist. 
Kommt ein solcher Beschluss nicht zustande, so hat die Auf- 
sichtsbehörde das Beitragsverhältnis nach pflichtmässigem Er- 
messen festzusetzen, da von Aufsichts wegen für eine ordnungs- 
mässige Führung der Geschäfte gesorgt werden muss ?). Ueber 
die Beschaffung des auf die einzelnen Kirchengemeinden fallen- 
den Anteiles von dem Gesamtbetrage haben die Organe der- 
selben allein zu befinden ($ 52)°). 

Für die Aufbringung des Steuerbedarfs der einzelnen 
Kirchengemeinden bildeten sich die nachstehenden Regeln 
aus, 


!) Min.-Erl. vom 19. Juli 1877, KGVBl, 1876/77, 162. Erl, OKR. 
vom 20. März 1885, KGVBl. 28. 

2) OVG. 23. Oktober 1898, KGVBl, 1899, 3. AKKR. Bd. 79, 354. 
Gebser, VerwO. 176 £. 

SENItZEe 252.1673 8. 
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Steuerpflichtig ($ 56) sind nur die zur Kirchengemeinde 
einschliesslich der Gastgemeinden!) gehörigen?) physischen ’®) 
Personen — also sämtliche innerhalb der Kirchengemeinde 
wohnenden evangelischen Steuerzahler —, diese aber grund- 
sätzlich und rechtsvermutlich *) alle. Denn die Kirchensteuer- 
pflicht ist eine gesetzliche Folge der Einpfarrung; sie wird 
durch Aufschlagung des Wohnsitzes innerhalb des Kirchspiels 
sofort begründet und hängt insbesondere von der Beteiligung 
am Wahlrecht in keiner Weise ab°)®). Steuerpflichtig sind 
alle Evangelischen, also Unierte, Reformierte und Lutheraner. 
Reformierte, welche ihren Wohnsitz im Bezirk einer nach Ein- 
führung der Union ohne ausschliessliche Beziehung zu einem 
der beiden Bekenntnisse der augsburgischen Konfessionsver- 
wandten gegründeten Kirchengemeinde genommen haben, sind 
als Mitglieder der letzteren zu den Parochiallasten verpflichtet‘). 
Zu den Verpflichteten gehört auch der in der Parochie ein- 
gepfarrte Patron°), soweit er nicht nach allgemeinem oder 
örtlichem Recht von den Kirchengemeindelasten für einzelne 
Zwecke besonders befreit erscheint; namentlich hat er zu den- 


!) Diese unter Berücksichtigung der ihnen in Betreff der Parochial- 
lasten etwa gemäss $$ 297 f. ALR. II, 11 zustehenden Erleichterungen. 
Min.-Erl. vom 20. November 1880, KGVBl. 193. 

?) Keine anderen. OTr. 1. März 1878, Hartmanns Zeitschrift 
Bd. 5, 31. Min.-Erl. vom 6. März 1875, KGVBl. 1876/77, 138. Ueber die 
Zugehörigkeit zur Kirchengemeinde entscheiden nach wie vor lediglich die 
Verwaltungsbehörden. KKG. 14. April und 7. Juli 1883, KGVBl. 123. 127. 

3) Nicht die juristischen, z. B. nicht der Fiskus. Min.-Erl. vom 
18. Januar 1822. v. Kamptz, Annalen, Bd. 6, 114. 

”) RGZ. 23. September 1901, Jur. W. 763, Anm. 31. 

») Vfg. OKR. 25. Januar 1878, KGVBl. 1878, 18. 

6) Umgekehrt freilich erleidet das Wahlrecht bei Nichtzahlung der 
Kirchensteuern Beschränkungen. $ 34 KGS0. Gebser, KGSO. vom 
10. September 1873 und GSO. vom 20. Januar 1876, 1906, 205, Anm. 5, 
210, Anm. 20. 

”) RGZ. 12. Dezember 1881, Bd. 6, 233. Nitze 137 f. 

®) Aber nicht der Patron als Forense,. Gebser im PrVerwBl. 
Bd. 27, 89r. 


Steuerpflicht. 67 


jenigen kirchlichen Lasten, welche nicht die Bedürfnisse einer 
speziellen Gemeinde, sondern die der evangelischen Kirche in 
ihrer Gesamtheit oder in ihren Provinzial- und Kreisverbänden 
befriedigen sollen, in so weit mit beizutragen, als dies durch 
Kirchen- und Staatsgesetze bereits angeordnet ist!). Bei Misch- 
ehen greifen Sonderregeln Platz, Evangelische Ehefrauen in 
gemischten Ehen sind in so weit steuerpflichtig, als sie eigenes 
Vermögen oder Einkommen bezw. Anteil am gemeinschaft- 
lichen Vermögen oder Einkommen besitzen. Bei Gütergemein- 
schaft ist der evangelische Teil nur mit der Hälfte des Steuer- 
satzes des fesamtvermögens, bei getrennten Gütern nach Mass- 
gabe des Einkommens aus seinem Vermögen heranzuziehen, 
Öbservanzen und Gewohnheiten, welche etwas anderes bestim- 
men, insbesondere bei Gütertrennung die Heranziehung zur 
Hälfte des Steuersatzes zulassen, sind anzuerkennen ?). Auf 
Grund solcher Observanzen gilt in den westlichen Provinzen 
(Verwaltungsordnung für Westfalen $ 37, Abs. 2, für die 
Rheinprovinz $ 35, Nr. 1) als Regel die Heranziehung des 
evangelischen Teiles nach dem halben Steuersatz des Ehe- 
mannes. Nach $ 38, Abs. 3 der Verwaltungsordnung für 
Westfalen vom 8. März 1903 wird der evangelische Teil mit 


Y) Erl. OKR. vom 10. Oktober 1877, KGVBl. 214. Min.-Erl. vom 
23. Nov. 1878, KGVBl. 1879, 90. OTr. 16. August 1847 (E. Bd. 14, 471) 
und 20. Oktober 1865 (Strieth. Arch. Bd. 61, 140). OVG. 21. Juni 1901, 
Zentralbl. f. d. Unterr.-Verw. 963. Gebser im PrVerwBl. Bd. 27, 89r. 
Nitze 136f. Schultz in ZKR. Bd. 35, 100. Umfassende Zusammen- 
stellung über die Verpflichtung des Patrons: Nitze 131—135. 

?2) Motive a. a. O0. 119. Gebser, PrVerwBl. Bd. 25, 820. Ueber 
den vor dem KStG. geltenden Rechtszustand vgl. Winkler in ZKR. 
Bd. 36, 3804 ff. Frank im Verwärch. Bd. 8, 572—575 ist für Heran- 
ziehung nur des konfessionszugehörigen Ehemannes (nicht der Frau), und 
zwar mit der vollen Steuer. So z. B. üblich in Bonn. Kreissyn.-Verh. 
1886, 37. Für die Halbierung sind v. Schilgen, Das kirchliche Ver- 
mögensrecht und die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchen- 
gemeinden ?, Bd. 3 (1894), 150. Gürich, Der Umlagebeschluss, 22. Doch 
beruht die Halbierung nur auf Nützlichkeitsrücksichten und Billigkeits- 
erwägungen. So Porsch im AKKR, Bd. 82, 579. 
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der Hälfte der Staatssteuern zur kirchlichen Umlage heran- 
gezogen. Doch wurde hierdurch an dem in Westfalen be- 
stehenden Rechte, dass die Halbteilung nur bei Gütergemein- 
schaft angewendet werden soll, nichts geändert !). Aehnliches 
galt in Posen bei provinzieller Gütergemeinschaft ?), Eine Be- 
steuerung der Forensen blieb, vorbehaltlich entgegenstehender 
Observanzen?), nach wie vor unzulässig‘). Vorschriften zur 
Beschränkung der Doppelbesteuerung traf zunächst?) der 
Ministerialerlass vom 28. November 1883°%); er dehnte unter 
Nr. 2 die hier einschlägigen Vorschriften des Preussischen 
Allgemeinen Landrechts auch auf die Gebiete ausserhalb 
dessen Geltungsbereiches aus, so dass seitdem überall Einge- 
pfarrte, welche innerhalb der Landeskirche einen doppelten 
Wohnsitz hatten, nach dem innerhalb der betreffenden Parochie 
belegenen Grundbesitz oder Gewerbebetrieb und den darauf 
ruhenden Staatssteuern nur in derjenigen Parochie herange- 
zogen werden konnten, in welcher diese Besteuerungsobjekte 
sich befanden. Später wurde durch den auf Grund des Kom- 
munalsteuergesetzes vom 27. Juli 1885 ergangenen Erlass vom 
5. Februar 1886 °) diese für Grund- und Gewerbesteuer vor- 
geschriebene Verteilung der Steuerquellen nicht bloss auf die 
Verteilung der Kirchenabgaben nach dem aus Grundbesitz oder 


!) Winkler in ZKR. Bd. 36, 307. 

2) Mitteil. d. Konsistoriums Posen v. 13. Juni 1893, AKBl. 1893, 538. 

>) Steinbicker, Kirchensteuerpflicht der Forensen im Gebiete des 
pr. ALR. Der katholische Seelsorger Bd. 20, 1908, 320—325. 370—378. 
RGZ. 26. Januar 1905, Jur. W. 1905, 180 £. 

* Frank 571. Crisolli-Schultza.a.O. 170 f., Anm. 5. Rechts- 
auskunft im PrVerwBl. Bd. 12, 430. Gebser im PrVerwBl. Bd. 27, 89r. 
Verhandlungen der ausserordentlichen Generalsynode von 1394, 331—336. 
RGZ. 26. Januar 1905, Jur. W. 1905, 180 Nr. 29. Verh. der 4. ordentl. 
Generalsynode von 1897, 485 £. 

5) Kurz berührt wurde die Frage bereits im Min.-Erl, vom 25. Ja- 
nuar 1877, KGVBl. 1876/77, 130. 

°) MinBl, i. V. 257, KGVBl. 1884, 54. 

”) MinBl, i. V. 18, KGVBl. 26, Nitze 240. Rechtsfälle dazu: 
PrVerwBl, Bd. 9, 144; Bd. 14, 82. 
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Gewerbebetrieb innerhalb der Parochien herrührenden Einkom- 
men übertragen, sondern darüber hinaus nach Vorgang des 
$ 11 des Kommunalsteuergesetzes vom 27. Juli 1885 ferner 
verfügt, dass mehrfach eingepfarrte Zensiten auch von ihrem 
auswärtigen, d. h. nicht aus Grundbesitz oder Gewerbebetrieb 
innerhalb der Parochien fliessenden Einkommen in jeder 
Parochie nur mit einem der Zahl der beteiligten Parochien 
entsprechenden Bruchteile heranzuziehen seien. Durch diesen 
Erlass wurden also die gesetzlichen Vorschriften des Preussi- 
schen Allgemeinen Landrechts im Verwaltungsinstruktionswege 
abgeändert‘). Die Anwendbarkeit des jenem $ 11 entsprechen- 
den 8 50, Abs. 3 des Kommunalabgabengesetzes auf kirchliche 
Besteuerung wurde jedoch später ausgeschlossen (Min.-Erl. v. 
5. Dezember 1896) 2). — Was besondere Personenklassen an- 
geht, so sind steuerpflichtig alle nach $S 34—37 der Militär- 
kirchenordnung vom 12. Februar 1832?) nicht ausdrücklich 
als Mitglieder von Militärgemeinden bezeichneten Angehörigen 
des Militärstandes bezw. Beamten der Militärverwaltung ?). 
Verabschiedete Offiziere sind Mitglieder der Zivilkirchen- 
gemeinde°). Pfarrer und sonstige Kirchenbeamte sind zwar 
von ihrem ausserdienstlichen Einkommen‘), nicht aber von 
ihrem kirchlichen Diensteinkommen zu Umlagen heranzu- 
ziehen '). Die früher anerkannte Freiheit der Lehrer von den 


!) Motive 97. Frank 571. 

2) Düttgert'a.a. 0. 572, Anm. II], 

3) Vorher galten die 8$ 278—280, ALR. II, 11. 

4) Kriegs-Min.-Erl. vom 6. Mai 1878, KGVBl. 1878, 136; 12. Febr. 1879, 
KGVBl. 1879, 244. Maatz, Die direkte Besteuerung des Militärs in 
Preussen, PrVerwBl. Bd. 27, 141. Mitglieder der Militärgemeinden 
brauchen auch zur Deckung der Synodalkosten nicht beizutragen. OKR. 
24. November 1886, KGVBl. 1887, 69. 

5) Novelle zur MilStG@O. vom 3. Mai 1890 und OKR. 24. Sep- 
tember 1890, KGVBl. 1890, 58. Nitze 139 f. 

6) Rechtsauskunft in PrVerwBl. Bd. 24, 1561. 

?) Min.-Erl. vom 30. April 1866, MinBl. i. V. 102; 21. März 1867, 
MinBl.i. V.133; Erl. 12. Mai 1883, KGVBl. 63; 18. Juni 1880, KGVBl. 76. 
v. Schilgen im AKKR. Ba. 77, 95 f. 
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Kirchenlasten wurde durch Ministerialerlass vom 18. Juni 1880 !) 
beschränkt auf althergebrachte Abgaben, zu denen die Lehrer 
auch bisher nicht beigesteuert, sowie auf solche kirchliche 
Lasten, von deren Tragung die Lehrer auf Grund eines spe- 
ziellen Titels unter Umständen ganz oder teilweise befreit 
werden können; im übrigen sind die Lehrer als ordentliche 
Mitglieder der Parochie heranzuziehen ?). Auch die Beamten 
sind von der Kirchensteuer nicht befreit. Die Berücksichtigung 
des ihnen bezüglich der kommunalen Einkommenbesteuerung 
gewährten Privilegs (G. v. 11. Juli 1822, V. v. 23. Septem- 
ber 1867) bei ihrer Veranlagung zu Kirchensteuern wurde 
durch Erlass vom 22. August 1878°), durch Ministerialerlass 
vom 6. Oktober 1881*) und durch Verfügung vom 8. Novem- 
ber 1884°) für ausgeschlossen erklärt‘). Doch soll nach den 
Ministerialerlassen vom 8. November 1884”) und 29. Dezem- 
ber 1887 und dem Oberkirchenratserlass vom 17. Januar 1883) 
den Beschlüssen der kirchlichen Organe, welche die örtliche 
Kommunalsteuer zu Grunde legen und somit den infolge des 
Gesetzes vom 11. Juli 1822 kommunaliter privilegierten Be- 
amten mittelbar eine Ermässigung zu teil werden lassen, von 
Amts wegen nicht entgegengetreten werden. 

Den Verteilungsmassstab für die Repartition der 


!) KGVBl. 1880, 76. Ebenso Min.-Erl. vom 13. August 1880 und 
Erl. des OKR. vom 14. Januar 1880, 23. Juni 1881 und 22. November 18831. 
Lüttgert 577, Anm. 2. Auf den Erl. vom 18. Juni 1880 (KGVBl. 76) 
verweist die Bktm. d. RegPr. zu Posen vom 18. Februar 1898, PrVerwBl. 
Bd. 19, S. 125 des Umschlages. 

?) Schneider und v. Bremen, Das Volksschulwesen, Bd. 1, 839 £. 
Min.-Erl. vom 13. August 1880 und Erl. OKR. vom 14. Januar 18830, 
23. Juni 1881. Rechtsauskunft im PrVerwBl. Bd. 24, 1561. 

?) AKBl. 1878, 700. 

*) Zentr.Bl. der geistl. und Unterr.-Verw. 637. 

5) KGVBl. 68. 
6%) Frank 569f. Rechtsauskünfte im PrVerwBl. Bd. 22, 632r; 
Bd. 9, 104 und Bd. 10, 604. OVG. 17. Januar 1877, E. Bd. 2, 197. 

?) KGVBl. 1884, 68. 

°) AKBI. 1883, 494. 
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Kirchensteuern bilden zunächst die Klassen- und Einkommen- 
steuer, sodann aber auch die Grund-, Gebäude- und Gewerbe- 


steuern. Ihre — selbst ergänzungsweise (neben Klassen- und 
Einkommensteuer) erfolgende — Heranziehung wurde durch 


den auf Grund des Staatsministerialbeschlusses vom 13. Fe- 
bruar 1882 betr. den Verteilungsmassstab kirchlicher Umlagen 
ergangenen Ministerialerlass vom 28. November 1883 !) ausge- 
schlossen. Die Rechtsgültigkeit dieses Erlasses wurde von den 
kirchlichen Behörden ?) und auch im Abgeordnetenhause in ein- 
gehender Besprechung in der Sitzung vom 30. Januar 1884 °) 
mit der Begründung angefochten, sie erscheine rechtlich wie 
sachlich bedenklich; rechtlich deshalb, weil der Erlass — viel- 
leicht formell berechtigt — inhaltlich im Endergebnis neues 
Recht gegenüber dem gegenwärtigen Rechtszustande schaffe, 
sachlich deshalb, weil er eine weitgehende Gefährdung kirch- 
licher Interessen besorgen lasse. Obwohl es zu einer Beschluss- 
fassung in der Angelegenheit nicht kam, hatte die Bewegung 
doch einen gewissen Erfolg. Durch Ministerialerlass *) vom 
30. August 1884°) wurde das Verbot nur bezüglich des Bei- 
tragsfusses für „solche Lasten, welche erst durch die neue 
Gesetzgebung ermöglicht oder eingeführt sind“ (namentlich die 
Synodalkosten und die Beiträge für den landesherrlichen Pen- 
sionsfonds, für Ersatz der Stolgebühren u. ä.) aufrecht er- 
halten und die Heranziehung der Grund- und Gebäudesteuer 
für diejenigen Lasten, welche von altersher mittels Umlage 
aufgebracht worden, insbesondere die kirchliche Baulast, ge- 
stattet‘). Diese aus der Rechtsprechung übernommene Unter- 


1) MinBl. i. V. 1883, 257. KGVBl. 1884, 54. Nitze 239. 

?) Verh. d. 2. ordentl. GenSyn. von 1885, 181—137. 

3) Sten. Ber. 1883/84 Bd. 2, 1060—1068. Detail bei Frank 562 f. 
Hinschius 183 f. 

*#) Ueber die Gesetzwidrigkeit dieses Erlasses Zorn in den Verh, 
d. 3. ordentl. GenSyn. von 1891, 941 £. 

5) MinBl. i. V. 1884, 197. KGVBl. 1884, 57. Nitze 241. 

%) Dies wiederholt noch einmal mit besonderer Beziehung auf die 
rh.-w. KO. der Erl. vom 9. Oktober 1884, KGVBl. 60. 
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scheidung von alten und neuen Lasten trug nicht sonderlich 
zur Klärung der Rechtslage bei. Die Frage, ob die Grund- 
steuer von solchen Grundstücken, welche die zur Kirchensteuer 
heranzuziehenden Zensiten ausserhalb ihrer Parochie besitzen, 
bei Verteilung der kirchlichen Abgaben mit zu berücksichtigen 
sei, wurde von der Verwaltungspraxis für die einzelnen Landes- 
teile verschieden beantwortet }). 

b) Das formelle Steuerrecht der Kirchengemeinden’). 
Die Ausführung von Umlagebeschlüssen wurde durch den im 
Einverständnis mit dem ÖOberkirchenrat veröffentlichten Mi- 
nisterialerlass vom 15. Januar 1881°) (entsprechend für Hohen- 
zollern vom 26. März 1898) einer eingehenden, die Rechts- 
lage teils ergänzenden, teils sogar abändernden Regelung 
unterworfen. Seine Bestimmungen werden für die östlichen 
Provinzen durch die $$ 53—55. 57—58 der Verwaltungs- 
ordnung, für die Rheinprovinz durch die $$S 31—34. 36—38 
der Verwaltungsordnung vom 16. Januar 1888 ergänzt. Aus 
diesen Quellen ergibt sich folgendes Gesamtbild. 

Hat der Gemeindekirchenrat über die Umlage beraten und 
über die Modalitäten, namentlich über Bedürfnis, Umfang, 
Art und Zeit derselben sich seinerseits schlüssig gemacht, so 
hat er zur Herbeiführung eines Beschlusses den vereinigten 
(Verw.-O. S 3) Gemeindekörperschaften Vorlage zu machen‘). 
Dieser Beschluss muss die belastete Kirchengemeinde, den 
Zweck, den Betrag, den Verteilungsfuss?) und den Fälligkeits- 


!) Bedingt bejaht (sofern nicht etwa der Zensit von dem Grund- 
stück in jener Parochie schon Kirchensteuern zu zahlen hat) in Min.-Erl. 
vom 25. Januar 1877, KGVBl. 1876/77, 130; verneint in dem die west- 
lichen Provinzen betr. Min.-Erl. vom 13. Nov. 1882, AKBl. 1883, 465. 

?) Zum Folgenden Gürich, Der Umlagebeschlus nach der 
KGS0. u. s. w. 1882. 

®) KGVBl. 1881, 10ff. Nitze 234 ff. 

) Revidierte Instruktion zur KGSO. vom 25. Jan. 1882, Nr. 36. 38. 40. 

?) Massgebend ist das Staatssteuersoll des Umlagejahres, nicht das 
Isteinkommen der Staatssteuern aus dem Vorjahre. OKR. 12. Mai 1883, 
KGVBl. 1883, 62; 30. Oktober 1884, KGVBl. 1884, 68. 
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termin der Umlage genau bezeichnen, geeignetenfalls auch die 
Jahre namhaft machen, in welchen die Umlage gleichmässig 
erhoben werden soll!). Bei Bemessung des Betrages sind die 
erfahrungsmässig oder voraussichtlich vorkommenden Ausfälle 
in Betracht zu ziehen, bei Bestimmung des Verteilungsfusses 
sind gleichzeitig Festsetzungen darüber zu treffen, inwieweit 
etwa die unteren Steuerklassen von Beiträgen zu entbinden 
bezw. mit ermässigten Steuersätzen heranzuziehen oder ander- 
seits auch die zur Staatssteuer nicht veranlagten Gemeinde- 
glieder nach den fingierten Normalsteuersätzen (bis zu 4 Mark) 
zu belasten sind?) ($ 58). Die Vollstreckung der Umlage- 
beschlüsse älterer Art (VerwO.S$ 51, Abs. 1) geschieht, wenn 
die Beschlüsse Leistungen zu kirchlichen Bauten betreffen, auf 
Grund eines in Streitfällen die Beträge festsetzenden Resoluts 
der Königlichen Regierung, wenn die Beschlüsse beständige 
Abgaben und Leistungen zum Gegenstande haben, gemäss 
Kabinettsorder vom 19. Juni 1836, wenn sie sıch auf andere 
kirchliche Leistungen beziehen, gemäss Verordnung vom 30. Juli 
1853 bezw. 1. Februar 1858°); die Vollstreckung der Umlage- 
beschlüsse neuerer Art (VerwO. $ 51, Abs. 2; KGasS0. $ 31 
Nr. 6) setzt die kirchenaufsichtliche Zustimmung des Kon- 
sistoriums (soweit erforderlich)*) und die Genehmigung der 
Staatsbehörde °), ferner die ordnungsmässige Aufstellung und 


') Vgl. für Rheinland: Vfg. d. Konsistoriums Koblenz vom 10. Febr. 
1892, die Form der Beschlüsse über kirchliche Umlagen betr., AK Bl. 1893, 13. 
Auch in den östlichen Provinzen sind oft Einzelanordnungen hierüber 
ergangen: Mitteilung des Konsistoriums Breslau vom 19. Juni 1893, 
AKBI. 1893, 587. 

?) SS 5. 17. 74 des EinkStG. v. 24. Juni 1891. 

®) Gebser, Verwaltungsordnung, 168. 

*) G.vom 18. Juli 1892, 81 Nr.6. V. vom 8. März 1893, Art. II Nr. 2. 
Diese Vorschrift beeinträchtigte natürlich das Erfordernis staatsaufsicht- 
licher Genehmigung nicht. Erl. vom 17. Juni 1893. 

?) Diese Genehmigung ist also nicht Bedingung für die Rechts- 
gültigkeit (so Hinschius 166, Anm. 73), sondern Voraussetzung für die 
Vollstreckbarkeit des Beschlusses (Frank 577). 
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öffentliche Auslegung einer Heberolle !), endlich deren Voll- 
streckbarkeitserklärung durch die Staatsbehörde voraus. Zu- 
nächst ist der Beschluss der vereinigten Gemeindekörperschaften 
unter Beifügung aller zur Klarstellung der Verhältnisse er- 
forderlichen Schriftstücke, namentlich der Nachweise über das 
Bedürfnis der Umlage einschliesslich des Voranschlags der 
Kirchenkasse, und unter annähernder Angabe der Zahl der 
Umlagepflichtigen und der bei der Umlage in Betracht kommen- 
den Gesamtbeträge an Staats- bezw. Kommunalsteuern, wie 
solche sich nach der letztjährigen Aufnahme gestalten, dem 
Konsistorium vorzulegen. Der Umlagebeschluss bedarf dessen 
Genehmigung, wenn durch ihn ein neuer Verteilungsfuss ein- 
geführt oder ein bestehender abgeändert wird °). Die für sämt- 
liche Umlagebeschlüsse noch erforderliche staatliche Genehmi- 
gung ist vom Konsistorium beim zuständigen ?) Regierungspräsi- 
denten*) (in Berlin beim Polizeipräsidenten), bei Verweigerung 
im Wege der Beschwerde beim Oberpräsidenten ?) zu erwirken 
($ 54)°®). Obwohl sich diese Genehmigung des Beschlusses 
durch den Regierungspräsidenten aus praktischen Gründen 
empfahl ”), enthielt ihre Neueinführung durch den Ministerial- 
erlass doch eine — rechtlich sehr bedenkliche — Abänderung 


!) Zweck: Gebser, VerwO., 183 £., Anm. 1. 

2?) G. v. 18. Juli 1892, $S1 Nr.6. V. vom 8. Marz 1895, FArtzTr: 
Gebser 182, Anm. 4. 

®) Erstreckt sich die Kirchengemeinde über mehrere Regierungs- 
bezirke, so ist der Sitz der beschliessenden Gemeindeorgane, d. h. der 
Kirchort, für die Zuständigkeit des Regierungspräsidenten entscheidend. 
Min.-Erl. vom 28. Juni 1890, KGVBl. 47. 

*) In Rheinland und Westfalen bis zum Erl. vom 5. November 1897 
(KGVBl. 44) bei der Bezirksregierung, seitdem auch hier beim Regierungs- 
präsidenten. 

5) G. vom 3. Juni 1876, Art.28. V. vom 9. Sept. 1876, Art. III, Abs. 2. 

6) Die Staatsbehörde prüft nicht nur Zulässigkeit, Zweckmässigkeit 
und Ordnungsmässigkeit, sondern auch Angemessenheit des Massstabes. 
Min.-Erl. vom 3, Januar 1888, mitgeteilt vom OKR. am 23. Januar 1388. 
Dagegen Gebser a.a.0. 182. 

7) Motive a.a.0. 95. Gebser 182, Anm. 5. 
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des bestehenden gesetzlichen Zustandes!); denn Art. 3 des Ge- 
setzes vom 25. Mai 1874 kennt nur eine Vollstreckbarkeits- 
erklärung, keine vorgängige Genehmigung des Beschlusses. 
Sobald dem Umlagebeschluss die erforderliche aufsicht- 
liche Genehmigung erteilt ist — nur bei äusserster Dringlich- 
keit früher —, hat der Gemeindekirchenrat die Heberolle auf- 
zustellen. In ihr sind die Namen aller umlagepflichtigen Mit- 
glieder der Kirchengemeinde aufzuführen und die der Umlage 
zu Grunde liegenden Steuersätze ?) derselben ?), wie die danach 
berechneten Umlagebeiträge sowohl bei jedem Verpflichteten 
als auch im ganzen anzugeben ($ 55). Die Heberolle ist, 
sofern nicht bei Nachbesteuerungen die besondere Benach- 
richtigung der Verpflichteten erfolgt oder im Einzelfalle das 
Konsistorium eine kürzere Dauer ausdrücklich genehmigt, 
14 Tage lang an einer in ortsüblicher Weise bekannt zu machen- 
den, allen Gemeindegliedern zugänglichen Stelle auszulegen ®). 
Nach Ablauf der Frist kann die Erhebung der Umlage auf 
Grund der Heberolle, wenn sie ohne Zwang ausführbar er- 
scheint, ohne weiteres erfolgen. Ist vorauszusehen, dass eine 
Zwangsbeitreibung erforderlich sein wird, so muss zu diesem 
Zwecke zeitig die Vollstreckbarkeitserklärung der Heberolle 
beım Regierungspräsidenten’), eventuell in zweiter Instanz 


!) Motive 95. v. Dömming im PrVerwBl. Bd. 25, 759. 

°;, Ueber die Herbeiführung der von den Kommunal- und Polizei- 
behörden zu erteilenden Auskunft vgl. Erl. d. OKR. vom 14. Februar 1882 
betr. die bei Umlagen in ev. Kirchengemeinden erforderliche Ermittelung 
der steuerpflichtigen Gemeindeglieder, KGVBl. 1882, 44—46. Nitze 
238 f. Erl. 18. Juni 1892, AKBl. 1893, 261. Insbesondere über die Be- 
rechtigung dieser Behörden zur Auskunft: Art. 70 Nr.5 der AA. vom 
5. August 189i zum EinkStG. v. 24. Juni 1891. 

%) Massgebend ist das Staatssteuersoll des Umlagejahres, nicht das 
Isteinkommen der Staatssteuern aus dem Vorjahre. OKR. 12. Mai 1883, 
KGVBl. 1883, 64; 30. Oktober 1884, KGVBl. 1884, 63. 

4) Zulässig ist es, die Offenlegung darauf zu beschränken, dass den 
Zensiten nur von der eigenen Veranlagung Kenntnis gegeben werde. 
Erl. d. OKR. vom 18. Juni 1892, AKBl. 1893, 261. 

5) Siehe S. 74, Anm. 4. 
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beim Oberpräsidenten nachgesucht werden, wobei die Nach- 
weise über die gehörige Offenlegung der Heberolle oder be- 
sondere Benachrichtigung der Verpflichteten mit vorzulegen 
sind ($ 57))2). Die Zwangsbeitreibung der Umlagen erfolgt 
unter Ausschluss des gerichtlichen Weges?) im Verwaltungs- 
zwangsverfahren. Dieses findet statt zur Durchführung sowohl 
der für vollstreckbar erklärten Umlagebeschlüsse bezw. Hebe- 
rollen der Kirchengemeindeorgane, als auch der einstweiligen 
Entscheidungen der Regierungen in streitigen Bausachen, als 
endlich auch ‚zur Beitreibung aller beständigen dinglichen oder 
persönlichen kirchlichen Abgaben ($ 89). Die Ausführung der 
Vollstreckung geschieht entweder durch den örtlichen Staats- 
oder Kommunalsteuererheber ohne weiteren Antrag oder durch 
die von der Bezirksregierung für jede Kirchengemeinde ein 
für allemal zu bestimmende Vollstreckungsbehörde *) auf An- 
trag?) des Rendanten‘). 

Die Vollstreckung erfolgt unbeschadet des Reklamations- 
verfahrens. Reklamationen ”) sind binnen dreimonatiger Aus- 


!) Vor dem Erl. vom 15. Januar 1881 bedurfte es der Einreichung 
einer Hebeliste grundsätzlich und in der Regel nicht. Vgl. z. B. Erl. 
d. Konsistoriums Königsberg vom 9. Februar 1878, AKBI. 620. 

?) Ueber die rechtliche Folge und die praktische Tragweite dieser 
doppelten Nachprüfung der Staatsbehörde vgl. Motive a. a. O. 96. 

®) RGZ. vom 25. November 1879, E. Bd. 1, 161; 17. Februar 1888, 
E. Bd. 20, 804. 

*) Z. B. den Magistrat. Min.-Vfe. vom 29. September 1877, KGVBl. 
1876/77, 261. 

°) Niemals aber durch den Rendanten selbst. Min.-Vfg. vom 29. Sep- 
tember 1877, KGVBl. 1876/77, 261. Min.-Erl. vom 28. August 1884, 
KABI. Koblenz 89. 

6) Nach Art. 24, Abs. 3 der Anweisung vom 28. November 1899 
zur V. betr. das Verwaltungszwangsverfahren haben die Gemeindekirchen- 
räte die ausgefertigten Mahnzettel den durch die Regierung oder den 
RegPr. bestimmten Vollstreckungsbehörden zur weiteren Veranlassung mit- 
zuteilen, ohne dass es hierzu der Mitwirkung einer staatlichen Behörde 
bedarf. Min.-Erl. vom 9. Juli 1900, Crisolli-Schultz, VerwO., 174. 

”) Freyer im AKKR. Bd. 88, 6—8. OVG. 10. Dezember 1907, 
E. Bd. 52, 228, Pf.-A. Bd. 1, 94. 
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schlussfrist vom Tage der Offenlegung der Heberolle!) (bezw. 
der besonderen Benachrichtigung der Verpflichteten) an zu- 
lässig. Ueber sie entscheidet zunächst der Gemeindekirchen- 
rat selbst?) durch einen mit Gründen versehenen Beschluss. 
Gegen den ablehnenden Bescheid ist binnen sechswöchiger 
Ausschlussfrist ?) seit Zustellung der Rekurs an den Regierungs- 
präsidenten *) zulässig (S 58). Der Rekurs ist beim Kon- 
sistorium einzureichen und von diesem mit gutachtlicher 
Aeusserung an den Regierungspräsidenten abzugeben. Auf 
Grund der allgemeinen Vorschrift, dass gegen Verfügungen 
des letzteren Beschwerde an den Oberpräsidenten gegeben sei, 
wurde diese auch in Kirchensachen zugelassen, obwohl das 
Gesetz von 1840 eine weitere Instanz nicht vorsieht°). Ein- 
wendungen, die nur vermeintliche Mängel des Zwangsver- 
fahrens oder die angebliche Unzulässigkeit der Vollstreckung 
wegen Zahlung oder Stundung des Betrages betreffen, sind an 
die dem Vollstreckungsbeamten vorgesetzte Dienstbehörde zu 
richten. Der ordentliche Rechtsweg gegen die kirchliche Be- 
steuerung blieb nach wie vor aus denselben Gründen wie bei 
öffentlichen Abgaben unzulässig. So wenigstens nach richtiger, 


!) Dagegen nimmt OVG. 28. November 1888, E. Bd. 17, 232 an, 
die Frist beginne mit dem Tage, an dem die Auslegung der Heberolle 
beendet sei. Gleicher Ansicht Frank 581. 

?) Auch dies ist eine materielle Ergänzung und daher Abänderung 
des G. vom 18. Juni 1840, welches über die Behörde keine Bestimmung 
getroffen hatte. Die Abänderung erfolgte offenbar im Anschluss an 
OVG. 4. April 1833, E. Bd. 9, 138: Bereits diese Entscheidung hatte als 
Reklamationsbehörde die veranlagende bezeichnet. 

®) Ob die Frist auch für die Reklamationen solcher bestehe, die 
sich dem Umlagebeschluss überhaupt nicht unterfallend erachten, war 
streitig. Nitze 237. 

*) Das G. sagt nur: an die „vorgesetzte Behörde“. Dass die Ver- 
waltungsordnung daraus den RegPr. macht, ist rechtlich nicht einwand- 
frei. Vgl. v. Dömming a.a. 0, 759. 

5) Evangel.: V. vom 9. September 1876 Art. III; kathol.: V. vom 
30. Januar 1893 Art. II, OVG. 10. Dezember 1907, Bd. 52, 228. Pf.-A. 
Bd.1, 94, v. Dömming a. a. 0, 761, 
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vom Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte !) und 
von der Wissenschaft?) im Gegensatz zum Obertribunal’) und 
zum Reichsgericht *) vertretener Auffassung. Das Gesetz vom 


”) Nach der Judikatur des KKG. bezieht sich $ 15 des G. v. 24. Mai 
1861 auf jede von den Staatsbehörden auf Grund gesetzlicher Bestimmungen 
für vollstreckbar erklärte Umlage und ist der Rechtsweg nur unter den- 
selben Voraussetzungen offen, welche hinsichtlich der Staats- und Gemeinde- 
abgaben im G. bezeichnet sind. E. vom 13. Oktober 1877, JMinBl. 233; 
8. Januar 1881, KGVBl. 42, MinBl. i. V. 165; 14. Januar 1882, KGVBl. 49, 
MinBl. i. V. 27; 13. Mai 1882, KGVBl. 72, MinBl. i. V. 263; 13. Mai 
1882, MinBl.  V, 192; 18. Oktober 1883, Stölzel a. 2 0.775; 
10. Oktober 1885, das. 174; 13. Juni 1885, das. 174; 3. Juli 1886, das. 175; 
9. Oktober 1886, das. 175; 14. Mai 1837, KGVBl. 125; 22. Juni 1889, 
das. 183; 22. Juni 18389, Stölzel 176; 14. Mai 1892, KGVBl. 149, 
PrVerwBl. Bd. 14, 136; 15. Oktober 1892, Stölzel 177; 11. April 1896, 
das. 178. — Später ist der KKG. der Ansicht des RG. beigetreten: 
E. 14. Januar 1899, 1. Juli 1899, 14. Oktober 1899, Stölzel, Nach- 
trag 10 f., PrVerwBl. Bd. 21, 92. So auch E. v. 2. Dezember 1905, DJZ. 
1907, 663. Vgl. auch die Entscheidungen vom 29. Juni 1901, PrVerwBl. 
Bd. 28, 26; 29. Juni 1901, DJZ. 511; 10. Oktober 1896, KGVBl. 1897, 8; 
PrVerwBl. Bd. 18, 518; Bd. 21, 91. 

») Hegel’in ZKR.’Bd. 17, 1258. 1261. Hinschime.en 
A.M. Winkler in ZKR. Bd. 36, 366; doch muss letzterer zugeben, dass 
besondere Zweckmässigkeitsgründe für die Ausschliessung des Rechts- 
weges sprechen. 

®) E. v. 18. Juni 1877, Bd. 80, 124; 7. November 1877, Bd. 81, 75. 

*) E. v. 8. Januar 1880, Bd. 1, 140; es erklärt den Rechtsweg für 
zulässig gegen Beschlüsse der Gemeindeorgane, welche den neuen Ver- 
teilungsfuss festsetzen und für vollstreckbar erklärt sind, weil der den 
Rechtsweg ausschliessende $ 15 des G. v. 1861 eine Umlage voraussetze, 
welche von der aufsichtführenden Regierung nicht in Ausübung des 
allgemeinen Aufsichtsrechts, sondern in Gemässheit gesetzlicher Be- 
stimmungen, d. h. kraft einer auf gesetzlicher Bestimmung beruhenden 
Ermächtigung zur Anordnung und Verteilung der umgelegten Beiträge 
angeordnet oder vollstreckbar erklärt ist; weil ferner jener $ 15 nicht 
bloss im ersten, sondern auch im zweiten Satze nur von bestän- 
digen Kirchenabgaben und Leistungen handele. Vgl. RGZ. 22. Septem- 
ber 1881, Bd. 5, 302 ff.; 20. März 1882, PrVerwBl. Bd. 3, 303; 23. Sep- 
tember 1887, PrVerwBl. Bd. 9, 79 £.; 29. Oktober 1894, Gruchots 
Beiträge Bd. 39, 674; 8. Juni 1896, E. Bd. 37, 345; 28. März 1901, Jur. W, 
340; 16, März 1903, das. 173 f.; 29. September 1904, das. 565. 
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24. Mai 1861 unterscheidet nur noch zwischen denjenigen Ab- 
gaben, welche auf einer allgemeinen gesetzlichen Verbindlich- 
keit bezw. auf einer von der aufsichtführenden Regierung (in 
Gemässheit gesetzlicher Bestimmung) angeordneten oder exeku- 
torisch erklärten Umlage beruhen, und anderseits denjenigen 
Abgaben, welche auf Grund einer notorischen Orts- oder Be- 
zirksverfassung zu entrichten sind. Bezüglich der letzteren 
ist der Rechtsweg unbedingt, bezüglich der ersteren nur in so 
weit gestattet, als dies bei öffentlichen Abgaben überhaupt der 
Fall ist. Dieser Widerstreit der höchsten Gerichtshöfe und Ver- 
waltungsstellen über die Frage hatte eine bedenkliche Rechts- 
unsicherheit in diesem Punkte des Steuerrechts zur unaus- 


bleiblichen Folge). 


2. Das Steuerrecht der höheren kirchlichen 
Verbände. 

Die Ausgestaltung, welche das Steuerrecht der höheren 
kirchlichen Verbände seit Ende der siebziger Jahre durch Ver- 
waltung und Rechtsprechung erfahren hat, bedarf hier nur 
ganz flüchtiger Skizzierung, weil dieser Rechtszustand zum 
grössten Teil noch heute gilt und darum später im Zusammen- 
hange darzustellen sein wird. — Zur Aufbringung der Synodal- 
kostenbeiträge wurden auch die zur Parochie gehörenden Gast- 
gemeinden herangezogen?). Die der gesetzlichen Begründung 
entbehrende Anordnung des Oberkirchenrats (Erlass vom 5. Juni 
1877)°), dass bei Verteilung der Beiträge zu den Synodal- 
kassen aller Stufen als einheitlicher Massstab die Steuerkraft 
der Mitglieder der einzelnen Gemeinden zur Anwendung zu 
bringen sei, wurde durch den Erlass vom 28. Juni 1881) 
dahin abgeändert, dass es in Zukunft den Kreissynoden über- 


!) Hegel a.a. 0. 114 f.: 127. 

2) Ohne Rücksicht auf die ihnen etwa nach $$ 297 f. ALR. bezüg- 
lich der aus dem Parochialverbande fliessenden Abgaben zustehenden 
Erleichterungen. Min.-Erl, vom 20. November 1880, KGVBl. 193. 

®) KGVBl, 135; AKBj. 1877, 514. 

*) KGVBl. 49, 
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lassen sein solle, den Massstab der Repartition der Synodal- 
kassenbeiträge nach eigenem Ermessen festzusetzen. Dies ent- 
sprach der gesetzlichen Grundlage, wonach zwar in Art. 16 
des Gesetzes vom 3. Juni 1876 die Gesamtsumme der Um- 
lagen mit Ausschluss der Synodalkosten festgestellt, für die 
Unterverteilung in den nachgeordneten Verbänden aber keine 
Bestimmung getroffen ist!). Besondere Ausgestaltung erfuhr 
das Besteuerungsrecht der vier vereinigten Kreissynoden Berlins 
durch die kirchenaufsichtlich bestätigten und staatlich ge- 
nehmigten, auf Art. 8 Nr. 3 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 
beruhenden Regulative vom 10./17. September 1877, 8./13. Juni 
1881, 26. August | 15. September 1882, 6. bezw. 13. November 
1891; ferner durch die ministerielle Ausführungsanweisung vom 
10. September 1881, die Ausführung von Umlagebeschlüssen 
der vereinigten Kreissynoden von Berlin betreffend ?); diese 
Anweisung entspricht — natürlich mit Aenderung der zu- 
ständigen Behörden — inhaltlich durchaus der für die Pro- 
vinzen ergangenen Ausführungsanweisung vom 15. Januar 1881. 
Später ist an die Stelle der vereinigten Kreissynoden die ge- 
mäss dem Kirchengesetz vom 17. Mai 1895 gebildete Berliner 
Stadtsynode getreten. Sie erhielt ihr Regulativ am 14. No- 
vember bezw. 12. Dezember 1896°). Die landeskirchlichen 
Umlagen werden vom Öberkirchenrat alle drei Jahre fest- 
gesetzt und auf die Provinzen verteilt (Zirkularerlasse vom 
18. Sept. 1884, 24. August 1887, 28. August 1890, 4. Sept. 
1893, 27. August 1896, 9. Sept. 1899, 3. Sept. 1902, 29. August 
1905, 31. August 1908). Alle drei Jahre ist auch behufs der 


1) OVG. 11. November 1882, KGVBl. 1883, 12. 

?) Vgl. auch die auf Grund der Regulative gefassten, kirchlich und 
staatlich genehmigten Synodalbeschlüsse über die Aufhebung von Stol- 
gebühren und den Ersatz derselben durch eine nach Massgabe der Ver- 
anlagung zur staatlichen klassifizierten Einkommen- und Klassensteuer 
zu entrichtenden Kirchensteuer vom 18./19. März und 5. April 1880, 
23./27. Mai 1881, KGVBl. 1881, 86 ff. 

d) Gebser, KGSO. 289. KGVBl. 1897, 2. 
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Neuverteilung eine Steuerermittlung vorzunehmen (Erlass vom 
15. März 1890)!). Damit auch hier keine Doppelbesteuerung 
stattfinde, bestimmte der im Anschluss an den oberkirchenrät- 


‚lichen Erlass vom 12. Mai 1833?) publizierte Ministerialerlass 


' vom 28. November 1883 betr. den Verteilungsmassstab kirch- 
' licher Umlagen, dass bei der Bemessung des Gesamtbetrages 


der Umlagen für die Landeskirche oder den Provinzialbezirk 
sowie für die Synodalkosten keines Zensiten Steuer doppelt in 
Ansatz kommen und ebensowenig bei der schliesslichen Re- 
partition unter die Gemeindeglieder jemand zu solchen Um- 
lagen doppelt herangezogen werden dürfe. 


$ 13. 9. Die Vollendung der kirchlichen Steuer- 
rechtsordnung. 


So sehr wir, diese Gesamtentwicklung rückwärts über- 
schauend, anerkennen müssen, dass Verwaltung und Recht- 
sprechung durch Beantwortung einzelner Fragen manche 
empfindliche Lücke ausgefüllt und die Materie nach besten 
Kräften zu fördern versucht haben, so müssen wir gleichwohl 
das Gesamtbild, welches das Steuerrecht der altpreussischen 
Landeskirche gegen Ausgang des 19. Jahrhunderts bietet, als 
lückenhaft, veraltet, unübersichtlich und kontrovers bezeichnen’). 
Bei der unvollkommenen gesetzlichen Grundlage konnte die 
ausbauende Tätigkeit von Judikatur und Verwaltung freilich 
keine einigermassen erschöpfende und geschlossene Regelung 
des Steuerrechts erzielen. Die fortbestehenden alten, ganz un- 
zweckmässigen, auf örtlichen Gewohnheiten und territorialen 
Sondereinrichtungen beruhenden Normen widersprachen den 


') KGVBl. 1890, 13. 

?) KGVBl. 1883, 62. 

3) Frank 586 f. Crisolli-Schultz, Die pr. Kirchensteuergesetze 
nebst den Ausführ.-Anweisungen, 1907, 1f. Motive a. a. O0. 97—99. 
Motive z. Staatsgesetz: Sten. Ber. d. H.-H., 1904/05, Anlagen, Bd. 1, 526. 
v. Dömming a.a.0. 759. 
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wirtschaftlichen Anschauungen der neuen Zeit!). Die bunt- 
scheckige, aus den mannigfaltigsten Quellen fliessende Rege- 
lung liess den bestehenden Rechtszustand nur schwer erkennen 
und führte zu einer erstaunlichen Rechtsunkenntnis auf steuer- 
rechtlichem Gebiete. Die hiedurch erzeugte Rechtsunsicherheit 
wurde noch verschlimmert durch die vielen Streitfragen ?) und 
durch die oft ungewisse Rechtsgültigkeit der — überdies die 
kirchliche Selbstverwaltung stark beeinträchtigenden — Ver- 
waltungsanordnungen. Die Haltlosigkeit der Rechtslage trat 
um so schärfer hervor, als ein Vergleich mit der sorgfältigen 
Ausbildung nahe lag, welche inzwischen das kommunale Be- 
steuerungsrecht erfahren hatte?). Die seitdem vielfach be- 
liebte analoge Anwendung dieser Grundsätze auf das kirch- 
liche Steuerrecht *) brachte nicht nur keine Lösung, sondern 
steigerte noch das Gefühl der Rechtsunsicherheit?). 

Am wenigsten machte sich diese Rechtsunsicherheit noch 
beim Steuerrecht der Synodalverbände und der Landeskirche 
geltend. Hier empfand man bei der Einfachheit des Umlage- 
verfahrens das Bedürfnis einer Neuregelung des Steuerrechts 
kaum. Man verstand es sogar, an der Hand der wenigen gesetz- 
lichen Grundzüge eine gedeihliche steuerliche Gesamtentwick- 
lung zu gewinnen‘). Es bewendete bei dem Uebelstand der 
Unübersichtlichkeit der einzelnen Normen. 

Ganz anders dagegen in den Kirchengemeinden und Paro- 
chialverbänden. Hier traten die oben gezeichneten Missstände 
offen zu Tage, um so offener, als die Kirchengemeinden von 
ihrem Besteuerungsrecht in immer steigendem Masse Gebrauch 


!) Gossner, Pr. ev. Kirchenrecht, 1899, 457. Die neue Kirchen- 
steuergesetzgebung (Düsseldorf 1906), 1. 

2 Hegel ara, 0.1141,,127 8: 

®) KAG. 14. Juli 1893. Motive a. a. 0. 98, 99. 

*) Winkler a.a. 0. 308—310. RGZ. 26. Januar 1905, Jur. W. 1905, 
180 Nr. 29. 

5) Motive 97 f, Crisolli-Schultz a.a.0. 1. Gossner a.a.0. 
S. 457. 

6) Motive 91. 
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machten und hierbei die Mängel der bestehenden Rechts- 
gestaltung immer schwerer empfunden wurden. Heben wir 
die hauptsächlichsten Mängel noch einmal hervor!). Die Be- 
steuerungsbefugnis der Kirchengemeinden war in den Gesetzen 
nirgendwo besonders ausgesprochen, das in der Praxis längst 
eingebürgerte ?) Wort „Kirchensteuern“ den Gesetzestexten über- 
haupt unbekannt. Es fehlten genaue gesetzliche Bestimmungen 
über Beginn und Erlöschen der Steuerpflicht, Vermeidung der 
Doppelbesteuerung, Steuerpflicht des zu den Eingepfarrten 
zählenden Patrons, Steuerpflicht der Geistlichen und Kirchen- 
beamten, Zulässigkeit von - Steuerbefreiungen und Steuer- 
ermässigungen als Entgelt für besondere Leistungen zu kirch- 
lichen Zwecken, Zulässigkeit der Vorbelastung oder Minder- 
belastung ?) einzelner Gemeindeteile *), Zulässigkeit steuerlicher 
Vereinbarungen bei grossen Gewerbebetrieben und bei Paro- 
chialregulierungen°), nicht zum letzten endlich über die wichtige 
Frage der Steuerpflicht in Mischehen °). Aeusserst störend 
wirkte das Nebeneinanderbestehen alter und neuer Besteue- 
rungsmassstäbe. Es bestand keine Vorschrift über die Pflicht 
der kirchlichen Organe zur Amtsverschwiegenheit‘). Vor 
allem aber fehlte der Rechtsschutz durch verwaltungsgericht- 
liche Rechtsprechung‘) in der Form einer einheitlichen und 


) Frank 558—561. 573. 586 f. v. Dömming a.a. 0.759. Crisolli- 
Schultz 1f. Gebser, KGSO. 165. Motive a.a. 0. 98f. Gossner, 
Preuss. ev. KR., 1899, 457. Schoen, Ev. KR. Ba. 2, 570. Verhandl. d. 
5. GenSyn. von 1903 (1904), 700—702. 705—707; der 4. GenSyn. von 1897 
(1898), 485 f. 605. Motive z. Staatsgesetz a. a. 0. 525 f. 

?) Und mit Recht verwendete: Frank 561. 

®) Vgl. jedoch Min.-Erl. vom 7. Februar 1846, Lüttgert, Ev. KR. 
578, Anm. 8. 

*) Ueber das Bedürfnis und das bisherige Recht: Motive 132 f. 

5) Frank 568. Motive 98. v. Bitter, HWB. Bd.1, 916. 

6) Winkler 303 ff,, über die geltende Rechtslage und deren Un- 
gesetzmässigkeit 304—318. Frank 573—575. Motive 119. Porsch, 
Kirchensteuern bei Mischehen, AKKR. Bd. 82, 579 f. 

?) PrVerwBl. Bd. 14, 154. 

®) Ueber die Heranziehung zu Kirchenabgaben fand mangels gesetz- 
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gleichmässigen Rechtsprechung in Steuersachen durch eine 
Zentralinstanz }). 

Es bedarf kaum der Begründung, dass die Lösung der 
unerquicklichen Rechtslage nur im Wege einer kodifikatorischen 
gesetzlichen Neuordnung erfolgen konnte. Obwohl kirchliche 
und staatliche Behörden sich dieser Erkenntnis nicht verschlossen 
und die Kirchenregierung auf Anregung der dritten Generalsynode 
von 1891?) an die Ausarbeitung eines Kirchensteuergesetz- 
entwurfes herantrat, bedurfte es doch zur Erreichung des 
Zieles noch der Ueberwindung erheblicher Schwierigkeiten, da 
eine Einigung beider Behörden über die Prinzipien der neuen 
Gesetzgebung erzielt werden musste°); hinzu trat, dass die 
Regelung nicht nur für die altpreussische, sondern für alle 
preussischen Landeskirchen und für die katholische Kirche gleich- 
zeitig in Aussicht genommen war‘), weil die eine gesetzliche 
Regelung erfordernden Bedürfnisse durchgehends die gleichen 
waren. Und doch war eine genaue Beachtung der Sonder- 
verhältnisse dieser einzelnen Kirchen notwendig. So gediehen 
die gesetzgeberischen Arbeiten erst im Sommer 1905 zum Ab- 
schluss. Nach der Verfassung der evangelischen Kirche und 
ihrer Stellung zum Staat erfolgte die — im wesentlichen dem 
preussischen Kommunalabgabengesetz nachgebildete und dessen 
steuerliche Verwaltungsgrundsätze verwertende °) — Kodifikation 
in zwei Gesetzen, einem Kirchengesetz und einem Staatsgesetz. 
Des letzteren bedurfte es nämlich, um dem Kirchengesetz, so- 


licher Bestimmung (LVG. $ 7 Abs. 2 und $ 50) kein Verwaltungsstreit- 
verfahren statt. OVG. 14. November 1902, PrVerwBl. Bd. 24, 519 f.; 
10. März 1905, das. Bd. 27, 266 f.; 10. Dezember 1907, E. Bd. 52, 228 £., 
PfA. Bd. 1, 94 £.; 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 247, PfA. Bd. 1, 76. 

!) Motive 99. Verh. d. 5. GenSyn. v. 1903 a.a.O. 711f. Frank 587. 
v. Dömming 759. Gebser, KGSO. 165. 

?) Beschluss 68. Antrag Zorn. Verh. d. GenSyn. von 1891 (1892), 
941—943. 

®) Herrenhausverhandl. über das Staatsgesetz, Sten. Ber. 1904/05, 434. 

#) Crisolli-Schultz 2. 

°) Minister Studt im Herrenhaus a. a. O. 434. 


ee 
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weit es Aenderungen bezw. Aufhebungen staatsgesetzlicher Be- 
stimmungen !) enthielt, die staatliche Bestätigung zu erteilen, 
sodann, um ihm — es ergänzend — die Vollstreckbarkeit zu 
sichern und um die Staatsbehörden zu bezeichnen ?), die bei 
Vorbereitung und Ausführung des Steuergeschäfts und im 
Rechtsmittelverfahren mitzuwirken berufen sein sollten). Der 
Entwurf des Kirchengesetzes wurde vom Öberkirchenrat der 
Generalsynode*), der des Staatsgesetzes von der Königlichen 
Staatsregierung den Häusern des Landtages, und zwar zu- 
nächst dem Herrenhaus’), vorgelegt. Beide Entwürfe fanden 
ziemlich unveränderte®) Annahme”). Ausserdem benötigte der 
Entwurf des Kirchengesetzes, da er eine Abänderung der 
rheinisch-westfälischen Kirchenordnung ($ 18 zu d) enthielt, nach 
S 10 der Generalsynodalordnung verfassungsmässig der An- 
nahme seitens der Synodalvertretungen dieser beiden Provinzen, 
um hier Geltung zu erlangen (KG. $ 31). Die Annahme er- 
folgte durch die rheinische Provinzialsynode am 28. September 
1905, durch die westfälische Provinzialsynode am 30. Sep- 
tember 1905 °). Die Gesetze stellen das kirchliche Steuerrecht 
auf eine neue rechtliche Grundlage. Sie tragen in der Haupt- 
sache einen kodifikatorischen bezw. die bisherige Verwaltungs- 
praxis legalisierenden ?) und den entgegenstehenden älteren Be- 


) Art. VIII des Staatsgesetzes hob alle diesem zuwiderlaufenden 
staatsgesetzlichen Bestimmungen auf. 

2) Dies geschah gemäss Art. VII des Staatsgesetzes durch Kgl. V. 
vom 23. März 1906, Ges.-Sig. 53. 

®) Die neue Kirchensteuergesetzgebung 2; Herrenhausverhandlungen 
a.a. 0. 597 f. Verh. d. 5. GenSyn. 1903 a. a. O. 714. 

*, Im Jahre 1903 auf der 5. ordentlichen Versammlung derselben. 
Verh. Bd. 1, 699— 724. 

°) Herrenhaus 1904/05, Sten. Ber. 433—435. 597—611. 614—626. 

%) Die Aenderungen der GenSyn. bezogen sich auf $$7 Abs. 2. 
9. 10 Abs. 3. 13 Abs. 1. 17. 18 Abs. 5 und 7. 21. 25. 

?) Kritik des Entwurfes: v. Dömming a. a. 0. 760 f. 

°) Verh. der 27. rhein. Prov.-Syn. 1905, $ 59, S. 282, der 24. westf. 
Prov.-Syn. 1905, Beschluss 149, S. 102. 

®) v. Dömming 759. 
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stimmungen derogierenden!) Charakter?), stellen aber auch 
einige neue Grundsätze?) über die Materie auf. Das Kirchen- 
gesetz „betreffend die Erhebung von Kirchensteuern in den 
Kirchengemeinden und Parochialverbänden der evangelischen 
Landeskirche der älteren Provinzen der Monarchie“ wurde am 
26. Mai 1905 (KGVBl. 31), das Staatsgesetz genau gleichen 
Titels (Ges.-Slg. 277) am 14. Juli 1905 vom Könige unterzeichnet, 
Zu jenem erliess der mit der Ausführung beauftragte (KG. 
$ 33) Evangelische Oberkirchenrat unter Mitwirkung des Ge- 
neralsynodalvorstandes*) am 22. März 1906 (KGVBl. 5), zu 
diesem der mit der Ausführung dieses Gesetzes gemäss Art. X 
beauftragte Minister der geistlichen Angelegenheiten am 24. März 
1906 (Min.-Bl. i. V. 69) eine — alle bisherigen zur Ausführung 
ergangenen Anweisungen, Erlasse und Verfügungen aufhebende 
— umfangreiche Ausführungsanweisung. 

Das Kirchengesetz findet nach der kirchlichen Ausführungs- 
anweisung Anwendung „in sämtlichen Kirchengemeinden der 
evangelischen Landeskirche der älteren Provinzen Preussens 
einschliesslich der evangelischen Kirchengemeinden in den 
Hohenzollernschen Landen“; zeitlich gilt es gemäss der auf 
$ 32 beruhenden Königlichen Verordnung vom 21. März 1906 
(KGVBl. 1) seit dem 1. April 1906. Das Staatsgesetz findet 
nach seiner Ausführungsanweisung in räumlicher Hinsicht An- 
wendung „in den neun älteren Provinzen einschliesslich der 
Hohenzollernschen Lande, soweit Kirchengemeinden der evan- 
gelischen Landeskirche in diesem Bezirke ihren Sitz haben 
und sich über Gebiet erstrecken, welches in diesem Bezirke 
liegt, nicht dagegen in ausserpreussischen°), zu den oben er- 


!) Art. VIII StG. 

2) Studt im Herrenhaus a. a. O. 434. Gebser, KGSO. 172. 

3) Jacobi a.a. 0. 1167. 1170. 

4) GS0.28736 Nr.22: 

5) Parochiale Verbindungen solcher Art sind neuestens mehrfach 
aufgehoben worden. Vgl. Staatsvertrag zwischen der Kgl. Preuss. und 
der Kgl. Sächs. Regierung wegen Aufhebung der parochialen Verbin- 
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wähnten Kirchengemeinden gehörigen Gebieten“, zeitlich ge- 
mäss Art. IX und Verordnung vom 23. März 1906 (Ges.-Sig. 52) 
„nur auf diejenigen Kirchensteuern, welche in der Zeit seit 
dem 1. April 1906 von der staatlichen Aufsichtsbehörde ge- 
nehmigt sind“ !). 

Das Ziel einer erschöpfenden und handlichen Zusammen- 
stellung der für das kirchliche Steuerwesen der altpreussischen 
Landeskirche massgebenden Vorschriften?) war damit endlich, 
aber auch in vollem Umfange, erreicht. 


dung der Kgl. Preuss. Kirchengemeinden Prösen und Stolzenhain mit 
den Kgl. Sächs. Landgemeinden Reppis und Schweinfurth und der Kegel. 
Preuss. Landgemeinde Wainsdorf mit der Kgl. Sächs. Kirchengemeinde 
Frauenhain vom 20./21. Februar 1905, Ges.-Sig. 351; Staatsvertrag zwi- 
schen Preussen und Hessen über Aufhebung der parochialen Verbindung 
der preuss. Kirchengemeinde Sichertshausen mit der hessischen Kirchen- 
gemeinde Treis an der Lumda vom 25./22. März 1905, vom 22. Oktober 
1905, Ges.-Sig. 400; Staatsvertrag zwischen Preussen und Sachsen- 
Altenburg wegen Aufhebung der parochialen Verbindung der sachsen- 
altenburgischen Gemeinde Sachsenroda mit der zum Königreich 
Preussen gehörigen Kirchengemeinde Hohenkirchen vom 22. Mai 1908, 
Ges.-Slg. 199. 

1) OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 246 £., PfA. Bd. 1, 75 f. Min.-Erl. 
vom 7. Juli 1906, G. I, Nr. 1611. 

?) Studt im Herrenhaus a. a. O. 434. 
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Kapitel 2. 


Die evangelischen Landeskirchen der neueren Provinzen. 


$ 14. 1. Die evangelisch-lutherische Kirche der 
Provinz Hannover!). 


Auch das kirchliche Steuerrecht der evangelisch-lutheri- 
schen Kirche der Provinz Hannover?) hat bis zum Jahre 1906 
niemals eine kodifikatorische Regelung gefunden. Auch hier 
war in älterer Zeit die Zahl der gesetzlichen Bestimmungen 
ausserordentlich spärlich und die Fortbildung des Rechts auf 
den Weg der Gewohnheit angewiesen. Nur in einigen Ge- 
bietsteilen (Ostfriesland, Niedergrafschaft Lingen, Eichsfeld) 
galten die Vorschriften des preussischen Allgemeinen Land- 
rechts. Einen kleinen Fortschritt erfuhr die Rechtslage erst 
dank der mit dem Kirchenvorstandsgesetz vom 14. Oktober 
1848 beginnenden Entwicklung der kirchlichen Selbstverwal- 
tung. Ihre Ausbildung, die Lösung der Verquickung von 
Kirchengemeinde und bürgerlicher Gemeinde sowie die wach- 
senden kirchlichen Bedürfnisse riefen seit den fünfziger Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts eine recht lebhafte Bewegung 
auf dem Gebiete des Steuerrechts hervor. Aber auch jetzt ge- 
schah der Ausbau nur vereinzelt durch gesetzliche Normen, 
vorwiegend im Wege der Feststellung der geltenden Gewohn- 
heiten und ihrer Rechtsgrundsätze durch kirchliche und staat- 


') Literatur: Lohmann, KGe. der ev.-l. Kirche des vormaligen 
Königreichs Hannover, 1871, 250 ff. Entwurf einer Bekanntmachung des 
hannoverschen Kultusministeriums betreffend die Erhebung von Kirchen- 
und Schulgemeindelasten aus dem Jahre 1866, verwertet bei Lohmann 
262 ff. Doves Referat im AKBI. 1870, 553—554. 559 f. Begründung 
zum StG. betreffend die Erhebung von Kirchensteuern u. s. w., Herren- 
hausverh. 1905/06, Anlagen 165/168. Begründung zum Kirchensteuergesetz, 
das. 173 £. 

2) Lohmann a.a. 0. 250 f. 
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liche Verwaltungsbehörden. Eine vortreffliche Zusammenstellung 
erfuhren diese Grundsätze in dem Entwurf einer Bekannt- 
machung des hannoverschen Staatsministeriums betreffend die 
Erhebung von Kirchen- und Schulgemeindelasten. Die preus- 
sische Okkupation hinderte ihr formelles Inkrafttreten, doch 
bildeten die darin aufgespeicherten Rechtsgrundsätze materiell 
für die Folgezeit die Grundlage für das Besteuerungsrecht. 
Preussische Verwaltungsvorschriften traten ergänzend hinzu. 
Die immer dringender gewordene gesetzliche Regelung erfolgte 
erst im Jahre 1906. 

Wohl die ältesten, längst nicht mehr geltenden Normen 
über kirchliches -Beitragswesen waren die Vorschriften der 
Konstitution vom 4.j15. Dezember 1733 und ihrer Deklara- 
tion vom 15. Juli 1747, laut denen in den Fürstentümern 
Calenberg, Göttingen und Grubenhagen zu geistlichen Bauten 
nach dem Fusse der Kontribution beigetragen werden sollte?). 
Die Beschränkung der persönlichen Beitragspflicht auf die Kon- 
fessionsangehörigen der Kirchengemeinde datiert von der Auf- 
hebung des Pfarrzwanges durch die authentische Deklaration 
(Kgl. Verordnung) vom 28. September 1824 zu Art. 16 der 
Deutschen’Bundesakte (Hannov. Ges.-Sig. 1824, Abt. III, 287)?). 


!\ Lohmann a.a.0. 263. 

®) Lohmann 256. Die Kgl. V. vom 28. September 1824 bestimmt 
in Nr. 2: Allen christlichen Religionsparteien steht eine ungehinderte 
Religionsübung zu, und kann jeder Geistliche nur von den Pfarrkindern 
seiner Konfession die sogenannten Stolgebühren oder andere nur den 
Eingepfarrten als solchen obliegende oder Parochiallasten, wie z. B. 
Quartalopfer, verlangen. Nr. 4:Dagegen müssen alle solche den Kirchen, 
Pfarren, Schulen gebührende Leistungen, welche auf Höfen, Häusern 
und sonstigen Grundstücken eines Pfarrbezirks ohne Rücksicht auf des 
Besitzers persönliche Eigenschaft als Glaubensgenosse und Eingepfarrter 
haften und die mithin dingliche Lasten sind, auch von jedem Besitzer, 
selbst wenn er sich zu einer anderen Religionspartei bekennt, als wozu 
die Parochie des Ortes gehört, den bisher Berechtigten nach wie vor 
entrichtet werden. — Mitgeteilt bei Freisen, Der katholische und 
protestantische Pfarrzwang, 1906, 25 f. 
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Steuerprivilegien erhielten die königlichen Beamten in Ostfries- 
land und im Harlingerland durch die Verordnung vom 12. Juli 
1825 (Hannov. Ges.-SIg. Abt. III, 121); danach kann das Dienst- 
einkommen der „Offizianten“ nur dann zu den Parochiallasten 
herangezogen werden, wenn auch der Beitrag der übrigen Ein- 
gepfarrten nicht bloss nach ihrem Grund-, sondern auch nach 
ihrem Kapital- und Gewerbeeinkommen veranschlagt wird 
($ 3); dabei darf aber das Diensteinkommen der Offizianten 
nur mit °s in Anschlag gebracht ($ 4) und für das blosse 
Ehrenrecht, eine Stimme in der Kirchengemeinde zu führen, 
nur ein geringes Stimmgeld von höchstens 12 Groschen ver- 
langt werden ($ 5) )). 

Die die kirchliche Selbstverwaltung einführende Gesetz- 
gebung enthielt auch dieGrundlagen des Besteuerungs- 
rechts der Kirchengemeinden. Das Gesetz über Kirchen- und 
Schulvorstände vom 14. Oktober 1848 (Kirchenvorstandsgesetz) 
wies die Vertretung der Gemeinde in vermögensrechtlicher Be- 
ziehung, die Verwaltung des kirchlichen Vermögens und die 
Beschlussfassung über die Erhebung von Kirchensteuern dem 
Kirchenvorstande zu, knüpfte die Ausübung des Besteuerungs- 
rechtes aber an die vorgängige Zustimmung der ihm vorge- 
setzten Behörde (des Konsistoriums), „wenn von den Gemeinde- 
gliedern eine nicht schon feststehende Leistung gefordert oder 
der Beitragsfuss abgeändert werden soll* (KVorstG. $$ 18. 
19 Nr. 6). Die Kirchenvorstands- und Synodalordnung vom 
9. Oktober 1864 (bestätigt durch $ 1 des Staatsgesetzes vom 
9. Oktober 1864) hielt diese Bestimmungen aufrecht ($ 35). 
Alle Real- und Personalbefreiungen von Leistungen zu Kirchen- 
und Pfarrzwecken waren schon durch $ 14 des Gesetzes vom 
5. September 1848, verschiedene Aenderungen des Landesver- 
fassungsgesetzes vom 6. August 1840 betreffend, ohne Ent- 
schädigung aufgehoben worden. Die Kirchenvorstands- und 
Synodalordnung regelt ferner das Besteuerungsrecht der Synodal- 


!) Begründung a. a. 0. 170. 


Regelung in Hannover vor der preussischen Herrschaft. 91 


verbände: das der Landessynode zur Deckung neuer kirchlicher 
Ausgaben durch Leistungen der Kirchengemeinden !), das der 
Landessynode und der Bezirkssynoden zur Deckung der Synodal- 
kosten. Wie in Altpreussen werden die erforderlichen Bei- 
träge von der Landessynode auf die Bezirkssynoden, von diesen 
auf die Kirchengemeinden verteilt (KVSO. $$ 64 Nr. 3, 79. 
81. 82). 

Die Fortbildung dieser wenigen gesetzlichen Vorschriften 
durch die Verwaltungspraxis zeitigte folgendes Bild ?). 
Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, die Bedürfnisse der kirch- 
lichen Einrichtungen zu bestreiten. Kommt der Kirchenvor- 
stand) dieser Verpflichtung nicht nach, so hat die Kirchen- 
regierung kraft ihrer Oberaufsicht (G. vom 14. Oktober 1848, 
$ 18) das Recht, durch im Einverständnis mit der königlichen 
Landdrostei getroffene Anordnungen einzugreifen (Regulativ 
vom 28. Juni 1864, die landdrosteiliche Mitwirkung in Kirchen- 
und Schulsachen u. s. w. betr., Art. I Nr. 1). Für die Ge- 
meindebedürfnisse haben mangels Leistungen durch Drittver- 
pflichtete und mangels zureichenden verwendbaren örtlichen 
Kirchenvermögens die Gemeindemitglieder kraft ihrer Gemeinde- 
mitgliedschaft aufzukommen. — Die Mitgliedschaft und damit 
die Beitragspflicht ist bedingt durch Wohnsitz (nicht: Wohn- 
recht) und Glaubensgemeinschaft (lutherische Konfession). Sie 
erlischt durch den Austritt aus der Kirche, für welchen be- 
sondere Formen nicht vorgeschrieben sind; es genügt die einer 
zuständigen Stelle (Kirchenvorstand, Gericht u. s. w.) gegen- 
über ernstlich abgegebene Erklärung, der bisherigen Kirchen- 


!) Von diesem Recht machte die 1. Landessynode gleich einen 
ergiebigen Gebrauch. Dove a.a. O0. 559. 

?2) Grundlegend für das Folgende: Lohmann 251 ff., auf dessen 
ausführliche Darstellung verwiesen werden kann. 

3) Nur dieser ist das hierfür zuständige Organ, nicht eine Gemeinde- 
vertretung. Die Gemeindeversammlung ist nach Erl. vom 9. Oktober 1864 
Art.8 nur gutachtlich zu vernehmen bezüglich der Beitragsleistung solcher, 
die bisher noch keine Beiträge entrichtet haben. 
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gemeinschaft nicht mehr angehören zu wollen!). Die Bei- 
tragspflicht ist nach der Aufhebung der vordem für Besitzer 
gewisser Klassen und gewisser Grundstücke bestehenden Be- 
freiungen ?) eine allgemeine und unverjährbare. Nicht beitrags- 
pflichtig sind Andersgläubige und Ausgetretene, letztere im 
Gegensatz zur altpreussischen Entwicklung auch dann, wenn 
sie nur aus-, nicht auch übergetreten sind. Eine Ausnahme 
von der Regel, dass nur Gemeindemitglieder beitragspflichtig 
sind, tritt da ein, wo die Kirchenlasten dinglichen Charakter 
angenommen haben. Eine gesetzliche Bestimmung oder ein 
anerkanntes Gewohnheitsrecht des Inhalts, dass die Kirchen- 
lasten dinglicher Natur seien, lässt sich aber weder für ganz 
Hannover noch für einzelne Landesteile nachweisen. Die Ding- 
lichkeit besteht daher höchstens kraft Gewohnheit für kleinere 
Bezirke oder einzelne Gemeinden, ist aber auch hier nur an- 
zunehmen, sofern bestimmte Tatsachen vorliegen, welche zur 
Annahme eines solchen Gewohnheitsrechts nötigen. Aber auch 
dann ist noch zu prüfen, ob die Dinglichkeit die Besitzer aller 
oder nur einzelner Grundstücke, ob sie ferner alle Kirchen- 
lasten oder nur gewisse Arten betrifft. Der hier vertretenen 
Ansicht folgte auch die Praxis der hannoverschen Kirchen- 
regimentsbehörden sowie der Gerichte) unter Billigung des 
Reichsgerichts *) ?). 


!) Kirchner in der Zeitschrift für hannoversches Recht Bd. 2, 
1870, Heft 1. E. des Oberappellationsger. Berlin vom 11. März 1871. 

2) 88 14. 15. 30 d. Ges. vom 5. September 1848, verschiedene 
Aenderungen des LVerfGes. vom 6. August 1840 betr. 

®) LG. Göttingen 9. Februar 1892, zit. bei v. Bötticher in ZKR. 
Bd. 25, 329. OLG. Celle 29. Juni 1896, zit. von dems. ZKR. Bd. 30, 105. 
KKG. 14. Oktober 1899, PrVerwBl. Bd. 21, 92; 2. Dezember 1905, 
das. Bd. 28, 26. 

*) Aus RGZ. 17. Februar 1888, Bd. 20, 304 geht hervor, dass die 
Dinglichkeit eines besonderen Nachweises bedarf. Siehe ferner RGZ. 
30. April 1897, zit. bei Giese, Die Kirchengesetze der ev.-ref. K. der 
Prov. Hannover, 1902, 71. 

5) Im übrigen ist die Frage in der Literatur überaus streitig. Die 
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Wieweit die einzelnen Pflichtigen heranzuziehen sind, 
hängt von der Beitragsordnung ab. Für den Beitragsfuss, vor 
allem seine Einführung und Abänderung, enthält der oben 
zitierte „Entwurf einer Bekanntmachung u. s. w.“ besonders 


im Text vertretene Auffassung steht im Einklang mit Lohmann 257 £. 
und v. Hinüber, Die Kirchenlasten im Fürstentum Lüneburg und 
die altdeutsche Dorfmark, ZKR. Bd. 23, 349—398. Schoen im 
PrVerwBl. Bd. 30, 110f. Vgl. auch Westrum, Das Märchen von 
den dinglichen Kirchenlasten, Celle 1895. v. Hinüber geht zur Ent- 
scheidung der Frage, ob im einzelnen Falle Dinglichkeit der Kirchen- 
lasten anzunehmen ist, auf die Eigentümlichkeiten des altdeutschen 
Rechtes, und zwar auf die ältere Dorfmarkverfassung zurück; er be- 
gründet in eingehender Darstellung die These, dass der gewohnheits- 
rechtlich zur Entstehung gelangte, heutzutage aber wieder unterge- 
gangene Rechtssatz richtig gefasst so lautet: die Dorfmarksgenossen als 
solche und nur diese sind zu den kirchlichen Lasten des Kirchspiels ver- 
pflichtet. Dieser Satz gilt aber heute nicht mehr, weil die Dorfmark- 
genossenschaft nach aller und jeder Seite hin verschwunden ist und auch 
keine Rechtsnachfolge gefunden hat. So gelangt der Verfasser zu dem 
Ergebnis, dass in Lüneburg die dingliche Natur der Kirchenlasten die 
ältere und ursprünglich regelmässige Bildung, die persönliche Natur der- 
selben die spätere, zuerst ausnahmsweise vorkommende Gestaltung ist, 
die nach und nach immer mehr Boden gewonnen, bis sie heutzutage zur 
Regel geworden ist. Für die Dinglichkeit der Kirchenlasten: Brüel, 
Zur Lehre von den Kirchen- und Schullasten im Königreich Hannover, 
1855, 12f. 63. Brüel, Zur Dinglichkeit der Kirchen- und Schullasten 
im Königreich Hannover, 1861, 6 ff. 43. v. Bötticher, Ein Beitrag 
zur Frage nach der rechtlichen Natur der Kirchenlasten in der hannover- 
schen Landeskirche, ZKR. Bd. 25, 308—333, bringt einige Beiträge zur 
geschichtlichen Entwicklung der Kirchenlasten in der hannoverschen 
Landeskirche und zum Stand der Frage nach der Dinglichkeit der Kirchen- 
lasten. Derselbe, Zur Frage von der Natur der Kirchenlasten in 
Niedersachsen, ZKR. Bd. 30, 78—105, macht „hinsichtlich der in Nieder- 
sachsen verfassungsmässig dinglichen Kirchenlasten“ den „Versuch einer 
rechtsgeschichtlichen Analyse, wieweit jene dingliche Verpflichtung in 
dem öffentlichen oder Privatrechte begründet ist“. Nach v. Bötticher 
ist die Markgemeine die Trägerin der Kirchenlasten gewesen und auch 
geblieben. Er gelangt wie Brüel zu dem Ergebnis: Die Kirchenlasten 
sind regelmässig dinglich; wer sich auf die persönliche Natur beruft, 
muss solche als Ausnahme beweisen. 
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eingehende Detailbestimmungen im Interesse einer billigen und 
gerechten Verteilung der Steuerlast. Die gesetzliche Ein- 
führung eines allgemeinen Beitragsfusses wurde erwogen, aber 
bei der unendlichen Verschiedenheit der einzelnen Verhältnisse 
sah man davon ab. So war auch hier die Fortentwicklung der 
Autonomie der Kirchengemeinden und der beaufsichtigenden 
und leitenden Tätigkeit der kirchlichen Behörden überlassen !). 
Da die Beitragsleistung öffentlich-rechtlichen Charakter trägt, 
so kann sie nicht durch Privatvereinbarungen, sondern nur 
durch Gesetz, Gewohnheit, Anordnung der Kirchenregierung 
oder autonomen Beschluss der kirchlichen Gemeindeorgane be- 
gründet und abgeändert werden. Die Einführung eines neuen 
oder die Aenderung des bestehenden Beitragsfusses geschieht 
regulär nach Massgabe der gesetzlichen Vorschriften durch auto- 
nomen Beschluss der Gemeindeorgane; erfolgt sie wider deren 
Willen durch Anordnung des Konsistoriums, so muss dieses 
im Einverständnis mit der Lanrddrostei handeln ?). Der Bei- 
tragsfuss soll in der Regel nicht von Fall zu Fall, sondern für 
die Dauer festgestellt werden. Er hat die Vermöglichkeit der 
Pflichtigen billig zu berücksichtigen; Verschonung der Minder- 
vermögenden ist zulässig. Auswärtiger Grundbesitz kann heran- 
gezogen werden, wenn er am Belegenheitsort beitragsfrei ist?). 
Die Beitreibung der auf der kirchlichen Mitgliedschaft be- 
ruhenden Beiträge erfolgt nötigenfalls im Verwaltungswege un- 
beschadet des Rechtsweges, der gegen die Heranziehung in 
weitem Umfange offen steht. 

Nach der Okkupation Hannovers hatte die preussi- 
sche Herrschaft in manchen Punkten Veränderungen des Steuer- 
rechts im Gefolge. Teils wurden bestehende preussische Ge- 
setze eingeführt, teils neue Anordnungen getroffen), Nach 


!) Dove 554. 

2) Regulativ vom 28. Juni 1864, Art. I Nr. 3. 

?) Wegen der weiteren Einzelfragen zur Regelung der Beitragsordnung 
ist auf die eingehende Darstellung bei Lohmann, 251ff. zu verweisen. 

*) Auf dingliche, aus dem Kirchen- und Pfarrverbande entsprin- 


nn ed 
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dem Gesetz vom 6. Mai 1885 betreffend Aenderungen der 
Kirchenverfassung der evangelisch-lutherischen Kirche der Pro- 
vinz Hannover ($ 3) in Verbindung mit dem Ministerialerlass 
vom 22. Juni 1885 (Art. I Nr. 6) bedürfen die Umlage- 
beschlüsse des Kirchenvorstandes bei Einführung eines neuen 
und bei Abänderung des bestehenden Repartitionsfusses ausser 
der vorgängigen Zustimmung des Konsistoriums auch der Ge- 
nehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde, d. h. des Regie- 
rungs- bezw. des Oberpräsidenten (V. vom 24. Juni 1885, 
Art. III u. VI). Die Schaffung eines Gemeindevertretungs- 
organs unterblieb. Beschlüsse der Landessynode über Abände- 
rung des bestehenden Verteilungsfusses für die Landessynodal- 
beiträge bedürfen der Genehmigung des Konsistoriums und des 
Öberpräsidenten (V. vom 24. Juni 1885, Art. II). Gegen die 
zwangsweise Etatisierung einer Umlage durch Konsistorium 
und Regierungspräsidenten findet wie in Altpreussen die Klage 
beim Oberverwaltungsgericht statt (G. vom 6. Mai 1883, $ 5). 
Nur dann ist aber die Zwangsetatisierung zulässig, wenn es 
sich um kirchliche Bedürfnisse handelt und das öffentliche 
Wohl die Leistung verlangt). — Die Steuerpflicht des ein- 
zelnen Zensiten endet beim Wegzug aus der Kirchengemeinde 
durch Anzeige (G. vom 18. Juni 1840) ?), ferner durch Austritt 
nach den Vorschriften des Austrittsgesetzes vom 14. Mai 1873 
(S 3). — Die Beitreibung der Kirchensteuern erfolgt auch hier 
durch die Staatsbehörden im Wege des Verwaltungszwangsver- 
fahrens. Zuständig ist der Landrat, in grösseren Städten („für 
welche nicht der $ 27 Abs. 2 der Kreisordnung für die Pro- 
vinz Hannover vom 6. Mai 1884 zutrifft“) der Magistrat. 


gende Lasten bezieht sich die Sondervorschrift des $ 7 des G. vom 4. Juli 
1887, betr. die Verteilung der öffentlichen Lasten bei Grundstücksteilungen 
und Gründung neuer Ansiedlungen in der Provinz Hannover, wonach 
dieselben in diesem Falle durch den Kirchenvorstand verteilt werden. 
1) OVG. 13. Januar 1905, E. Bd. 48, 180. 
2?) Eingeführt durch Kgl. V. vom 28. April 1867 (Ges.-Sig. 533) 
bezw. G. vom 12. April 1832 (Ges.-Sig. 297). 
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Gegen die Verfügungen dieser Behörden geht die Beschwerde 
an den Regierungspräsidenten, welcher endgültig entscheidet 
(G. vom 6. Mai 1885, $ 2 Nr. 3; V. vom 24. Juni 1885, 
Art. V u. VI; V. vom 22. September 1867; Ges.-Slg. 1553; 
später V. vom 15. November 1399). Ebenso fanden bezüglich 
des Reklamationsverfahrens !) und der Zulässigkeit des Rechts- 
wegs?) die altpreussischen Vorschriften Eingang. — Endlich 
wurde durch Kirchengesetz und Staatsgesetz vom 7.8. Juni 
1900 auch in Hannover die Möglichkeit eingeführt, Gesamt- 
verbände mit selbständigem Steuerrecht zu bilden. 

Die Verwaltungspraxis richtete sich zunächst noch 
auf lange Zeit nach den eingehenden und wertvollen An- 
gaben des „Entwurfes einer Bekanntmachung u. s. w.* Doch 
machte sich schliesslich das Bedürfnis einer Anpassung an 
die altpreussischen Verhältnisse fühlbar. Ihm entsprach der 
dem altpreussischen vom 15. Januar 1881 nachgebildete Mini- 
sterialerlass vom 7. September 1886. Er reformierte unter 
Verwertung altpreussischer und unter Berücksichtigung han- 
noverscher Verwaltungsgrundsätze namentlich das formelle 
Steuerrecht. Der vom Kirchenvorstand ordnungsmässig herbei- 
zuführende Steuerbeschluss muss ausser den für Altpreussen 
vorgeschriebenen Angaben eine Bestimmung darüber enthalten, 
ob der Beitragsfuss observanzmässig generell feststeht oder 
wann er die Genehmigung der Aufsichtsbehörden erhalten hat. 
Wenn der Beitragsfuss, welcher zur Anwendung gebracht wer- 
den soll, nicht bereits von früher her generell feststeht oder 
von den Aufsichtsbehörden genehmigt ist, so darf der Kirchen- 
vorstand zur Ausführung des Beschlusses erst schreiten, nachdem 


) G. vom 18. Juni 1840, 88 1.3. G. vom 12. April 1882, 8 1. 
V. vom 24. Juni 1885, Art. III. VI. 

?) G. vom 24. Mai 1861, $5. V. vom 16. September 1367 hob die 
Beschränkungen des Rechtsweges, welche mit den in Altpreussen gel- 
tenden Bestimmungen nicht im Einklange standen, auf. KKG. 14. Okto- 
ber 1899 (PrVerwBl. Bd. 21, 92) erklärt den Rechtsweg für zulässig, 
ebenso E. vom 28. April 1906 (das. Bd. 28, 27), 2. Dezember 1905 (das. 
Bd. 28, 26). - 
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der Beschluss über die Einführung des neuen Beitragsfusses die 
Zustimmung des Konsistoriums und die Genehmigung des Re- 
gierungspräsidenten erhalten hat. Ebenso bedarf es der vor- 
gängigen Genehmigung des Konsistoriums, wenn von den Ge- 
meindegliedern eine nicht schon feststehende Leistung gefordert 
werden soll. In allen übrigen Fällen ist die Genehmigung des 
Regierungspräsidenten nicht erforderlich, aber die Herbeiführung 
seiner Erklärung, ob etwas gegen den Beschluss zu erinnern 
sei, ratsam, damit nicht später die Verweigerung der Voll- 
streckbarkeitserklärung der Heberolle die geschehenen Veran- 
lagungsarbeiten zunichte mache. Diese Vollstreckbarkeits- 
erklärung, deren Erfordernis ebenso wie die Angabe der Gründe 
ihrer Versagung und die Zulässigkeit der Beschwerde gegen die 
Versagung in Hannover anders als in Altpreussen keinen gesetz- 
lichen Ausdruck gefunden hatte, wurde durch den Ministerial- 
erlass auf Grund des S2 Nr. 3 des Gesetzes vom 6. Mai 1885 
eingeführt. Personen, die bisher noch keine kirchlichen Bei- 
träge geleistet haben, sollen vor ihrer ersten Heranziehung 
über den in Aussicht genommenen Beitragsfuss in einer be- 
sonderen Versammlung (eine Gemeindevertretung besteht ja 
nicht) vernommen werden; ebenso soll in diesem Falle die 
Kirchengemeinde in der gedachten Weise über die Neuordnung 
des Beitragsfusses gehört werden. Die weiteren Vorschriften 
des Erlasses entsprechen genau denen des altpreussischen 
Rechts. 

Dem altpreussischen Rechtszustande entsprach aber vol- 
lends auch die dürftige, lückenhafte und zersplitterte Gesamt- 
regelung der Materie. Die gleichen Mängel, die dort zu ver- 
zeichnen waren, machten sich auch hier immer stärker fühlbar!). 
Dazu traten in Hannover als weitere, sehr erhebliche Mängel 
das vollständige Fehlen einer Gemeindevertretung und der Um- 
stand, dass die Wahl des Verteilungsfusses für Kirchenumlagen 
gesetzlich überhaupt nicht feststand, sondern dem Ermessen 


!) Begründung a. a. O, 167. 173. 
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der Gemeindeorgane und der Aufsichtsbehörden anheimgegeben 
war. Dieser misslichen Lage hat die Gesetzgebung jetzt ein 
Ende bereitet. Das kirchliche Steuerrecht fand eine ab- 
schliessende Kodifikation in dem Kirchengesetz be- 
treffend die Erhebung von Kirchensteuern in den Kirchen- 
gemeinden und Gesamtverbänden der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Hannover vom 10. März 1906 (Kirchliches 
Amtsblatt für den Bezirk des Kgl. Landeskonsistoriums in 
Hannover 9.25, Ges.-Slg. 23) und in dem das Kirchengesetz!) 
bestätigenden und ergänzenden Staatsgesetz betreffend die Er- 
hebung von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und Ge- 
samtverbänden der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 
Hannover ... vom 22. März 1906 (Ges.-Sig. 41). Ersterem 
stimmte die Landessynode, letzterem der preussische Landtag 
zu. Zum Kirchengesetz erliess das mit der Ausführung be- 
auftragte ($ 32) Landeskonsistorium zu Hannover am 31. März 
1906 (KABl. 43), zum Staatsgesetz der mit dessen Ausführung 
gemäss Artikel X beauftragte Minister der geistlichen Ange- 
legenheiten am 24. März 1906 (MinBl. ı. V. 86 ff.) eine um- 
fassende Ausführungsanweisung. Beide Gesetze traten gemäss 
den Königlichen Verordnungen vom 23. März 1906 (Ges.-Slg. 51, 
52) am 1. April 1906 in Kraft. Eine weitere Königliche Ver- 
ordnung vom 23. März 1906 (Ges.-Slg. 54) regelt die Zuständig- 
keit der staatlichen Aufsichtsbehörden. 


S 15. 2. Die evangelisch-reformierte Kirche der 
Provinz Hannover). 


Zur evangelisch-reformierten Kirche der Provinz Hannover 
gehören nach $ 1 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 12. April 1882 die reformierten Gemeinden im Fürstentum 


') Gemäss $ 1 des StG. betreffend die KVSO. vom 9. Oktober 1864. 

?) Begründung zum Kirchengesetz, Herrenhausverh., 1905/06, An- 
lagen, 196—204. Begründung zum Staatsgesetz das. 165—170. Giese, 
Die KGe. der ev.-ref. K. der Provinz Hannover, 1902. 
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Ostfriesland, in der Grafschaft Bentheim, in der Niedergraf- 
schaft Lingen und in der Stadt Papenburg, im Herzogtum 
Bremen und in der Grafschaft Plesse; zu diesen sind hinzu- 
getreten die später aufgenommenen reformierten Gemeinden in 
Freren, Osnabrück, Hannover, Hameln und Hildesheim !). 

Die steuerrechtlichen Vorschriften, welche die preussische 
Regierung in den reformierten Kirchengemeinden Hannovers 
vorfand, waren noch weit spärlicher als die der evangelisch- 
lutherischen Kirche Hannovers. Abgesehen von dem dort 
schon erwähnten, auch für die reformierte Kirche gültigen 
'Steuerprivileg der königlichen Beamten in Ostfriesland und 
Harlingerland (V. vom 12. Juli 1825)?) war des kirchlichen 
Beitragswesens nur gedacht — einmal in der für die so- 
genannten niedersächsischen konföderierten Gemeinden (Braun- 
schweig,) Celle, Hannover, Göttingen, Münden (und Bückeburg) 
am 14. September 1839 vereinbarten, von den Regierungen 
Braunschweig’) und Schaumburg-Lippe *) und der hannover- 
schen Regierung am 10. November 1853°) genehmigten 
Kirchenordnung ®) (8 73 Nr. 4 zählt zu den Pflichten eines 
Gemeindegliedes, die für die kirchlichen Bedürfnisse erforder- 
lichen, meist aus freiwilligen Gaben gedeckten ’) Beiträge nach 
seinen Kräften und Mitteln zu leisten), sodann in dem bei der 
Darstellung der evangelisch -lutherischen Rechtsentwicklung 


schon erwähnten Gesetz über Kirchen- und Schulvorstände vom 
14. Oktober 1848 ($ 19 Nr. 6 und Min.-Regulativ vom 28. Juni 


!) Herrenhausverh. a. a. O. 197, Anm. 

2) Giese 70. 

®) Genehmigt von Braunschweig am 6. Juli 1342. Hugues, Die 
Konföderation der reformierten Kirchen in Niedersachsen, 1873, 118f. 

4) Genehmigt von Schaumburg-Lippe am 14. März 1844. Hugues 
a. a. 0. 120—122. 

s, Hugues 1174f. 

6) Reine Darstellung reformierter Institutionen. Stutz, KR. 897. 
Friedberg, KR. 103. Hugues a.a.0. 

”), Brandes, Die Konföderation reformierter Kirchen in Nieder- 
sachsen, 1896, 23, 26. 
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1864, Art. I Nr. 1). Im übrigen bestanden nur partikuläre 
Organisationen. 

Eine breitere gesetzliche Grundlage!) fand das Steuer- 
recht erst unter preussischer Herrschaft durch die Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung vom 12. April 1882 und das 
Kirchenverfassungsgesetz vom 6. August 1883?). Seitdem 
besteht in jeder Kirchengemeinde ein Kirchenrat und eine 
Gemeindevertretung. Der das Kirchenvermögen verwaltende 
Kirchenrat bedarf der beschliessenden Mitwirkung der Ge- 
meindevertretung bei der Beschaffung der zu den kirchlichen 
Bedürfnissen erforderlichen Geldmittel und Leistungen, ins- 
besondere bei Festsetzung des Betrages und des Verteilungs- 
massstabes der zu erhebenden Kirchensteuer. Diese wird nach 
dem in den einzelnen Gemeinden bestehenden Beitragsfusse 
erhoben. Wird ein solcher in einer Gemeinde, die bisher 
keine Kirchensteuer kannte, neu eingeführt, oder wird eine 
Abänderung des bestehenden Fusses beschlossen oder durch 
die vorgesetzte Kirchenbehörde angeordnet, so muss er nach 
dem Fusse direkter Staatssteuern bestimmt werden (KGSO. 
8S 3 Abs. 1, 25, 34 Nr. 6). Beschlüsse dieses Inhalts be- 
dürfen der Zustimmung des Konsistoriums (Min.-Erl. vom 
10. September 1885 betreffend die kirchenregimentliche Auf- 
sicht über die Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden der 
evangelisch-reformierten Kirche der Provinz Hannover, S 1 
Nr. 9, $ 3) und der Genehmigung des Regierungspräsidenten. 
Umlagebeschlüsse können erst vollstreckt werden, wenn sie 
vom Regierungspräsidenten für vollstreckbar erklärt sind. 
Diese Erklärung ist namentlich zu versagen, wenn Bedenken 
hinsichtlich der Ordnungsmässigkeit der Auferlegung, der An- 
gemessenheit des Beitragsfusses oder der Leistungsfähigkeit 


!) Zum Folgenden Dirksen, Predigerwahlrecht, kirchliches Stimm- 
recht und kirchliche Beitragspflicht in Ostfriesland, 1889. Giese a.a. 0. 
6. 35—46. 66—71. 115. 

?) Dingliche Lasten werden nach dem G. vom 4. Juli 1887 in dem 
darin gedachten Falle durch den Kirchenrat verteilt. $ 7. 
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der Pflichtigen bestehen. Die Zwangsetatisierung ist wie in 
Altpreussen zulässig (KVerfG@. vom 6. August 1833, Art. 3 
Abs. 3—5, 24; V. vom 29. Juli 1884, Art. III Nr. 1. 2. 6, 
VI, VI). Die Verordnung vom 22. September 1867 gewähr- 
leistete auch für die reformierte Kirche die Vollstreckbarkeit 
sämtlicher Umlagen im Verwaltungszwangsverfahren (später 
die V. vom 15. November 1899). Vollstreckungsbehörde ist 
der Landrat, in grösseren Städten der Magistrat (KVerfG. 
Art. 20 Nr. 3, V. von 1884, Art. V—VI). Ueber Rechtsmittel 
und Rechtsweg ist nichts vom Altpreussischen Abweichendes 
zu vermerken (G. vom 18. Juni 1840, S$ 1. 3; G. vom 12. April 
1882, S 1; G. vom 24, Mai 1861, $ 15)!). Das Umlagerecht 
der Synodalverbände bezieht sich auf die Kostendeckung und 
die Befriedigung kirchlicher Bedürfnisse. Seine Regelung ent- 
spricht der des hannoverisch-lutherischen Rechts. 

Die Fortbildung dieser Grundsätze erfolgte auch hier im 
Wege der Verwaltung und Rechtsprechung. Für das Ver- 
fahren bei der Steuererhebung traf der Ministerialerlass vom 
7. September 1886?) genaue Vorschriften. Statt der Offen- 
legung der Heberolle empfahl der Ministerialerlass vom 
9. August 1898 den Kirchengemeinden, soweit örtliches Be- 
dürfnis vorliege, eine geschlossene Form zu Benachrichtigungen 
wegen Veranlagung zur Kirchensteuer zu benutzen. Nach den 
Entscheidungen des Appellationsgerichts Oelle vom 28. Novem- 
ber 1867 und 23. September 1869?) befreit Austritt aus der 
reformierten Gemeinschaft von den Kirchenlasten nur, wenn 
er mit Uebertritt verbunden ist und keine spätere Inanspruch- 
nahme kirchlicher Einrichtungen mehr erfolgt oder zu er- 
warten steht. 


!) 3 Entscheidungen des KKG. vom 2. Dezember 1905 erklären den 
Rechtsweg für zulässig, soweit über dingliche Kirchenlasten und über 
die Frage ihrer Verteilung, für unzulässig, soweit über Umlagen nach 
$ 34 Nr. 6 KGSO. gestritten wird. PrVerwBl. Bd. 28, 26 £. 

2) Giese 68f. 

3) Seufferts Archiv Bd. 23, 87; Bd. 24, 388. 
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Auch hier konnte diese steuerliche Regelung dem prakti- 
schen Bedürfnis nicht entsprechen. Abgesehen von allen anderen 
Mängeln hatte das Fehlen gesetzlicher Vorschriften namentlich 
die Folge, dass sich das Steuerrecht nach Massgabe örtlicher 
Gewohnheiten über die subjektive Steuerpflicht und die Lasten- 
verteilung überall verschieden entwickelte und seine rechtliche 
Gestaltung daher fast unübersehbar war. Die Kodifikation 
des Steuerrechts erfolgte durch das unter Zustimmung der 
Gesamtsynode erlassene Kirchengesetz betreffend die Erhebung 
von Kirchensteuern in den Kirchengemeinden der evangelisch- 
reformierten Kirche der Provinz Hannover vom 10. März 1906 
(KGVBI. f. d. ev.-ref. K. d. Prov. H. III 263) und durch das 
zu seiner Bestätigung und Ergänzung!) erforderliche Staats- 
gesetz vom 22. März 1906 (Ges.-SIg. 41). Zu jenem erliess 
($ 31) das Königliche Konsistorium in Aurich am 31. März 
1906 (KGVBl. IH 277), zu diesem (Art. X) der Minister der 
geistlichen Angelegenheiten am 24. März 1906 (Min.-Bl. 1. V. 
86 ff.) eine Ausführungsanweisung. In Kraft stehen die Ge- 
setze seit dem 1. April 1906 (Kgl. Verordnungen vom 23. März 
1906). 


$ 16. 3. Die evangelisch-lutherische Kirche der 
Provinz Schleswig-Holstein?). 


Die ältesten Rechtsquellen über kirchliche Beiträge in der 
Provinz Schleswig-Holstein sind die schleswig-holsteinische 
Kirchenordnung von 1542 und die niedersächsische Kirchen- 
ordnung (für das Herzogtum Lauenburg) von 1585. Aus ihnen 
wird die bis zum neuen Kirchensteuergesetz fortwirkende 


!) Gemäss $ 1 G. vom 14. Juli 1895. 

?) Begründung zum Kirchensteuergesetz: Herrenhausverh. 1905/06, 
Anlagen, 182—193. Begründung zum Staatsgesetz das. 165f. Lampe, 
Die Kirchensteuergesetze der ev.-l. Kirche der Prov. Schleswig-Holstein, 
1906, 1—12. Chalybäus, Sammlung der Vorschriften und Entschei- 
dungen betretfend das schlesw.-holst. KR. 2. Aufl., 1902, 36 f. 40. 59. 62 f. 
836—878. Chalybäus-Mommsen, Die KGSO. für Schleswig-Holstein. 
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Steuerfreiheit der Geistlichen und Lehrer hergeleitet!). In der 
Zeit vor der preussischen Herrschaft zeichnet sich das 
Steuerrecht durch Reichtum an örtlichen Gewohnheiten für 
Steuerpflicht und Verteilungsmassstab aus. Mehr als in Han- 
nover herrschte hier die Ansicht vor, dass der Grundbesitz 
„Träger“ der kirchlichen Steuerpflicht, und nach seiner Mass- 
gabe zu den kirchlichen Lasten beizutragen sei. Die Befugnis 
der Kirchengemeinden, zur Deckung kirchlicher Bedürfnisse 
Umlagen auszuschreiben, ist nirgends ausdrücklich ausgespro- 
chen ?), aber allgemein anerkannt. Nur wenige gesetzliche 
Vorschriften sind vorhanden. Sie gewähren Steuerprivilegien. 
So erklärt das Herzoglich Holsteinsche Gesetz vom 14. Juli 
1863 betreffend die Religionsübung und Gemeindeverhältnisse 
der Reformierten u. s. w. (Ges.- u. Min.-Bl. f. d. Herzogtümer 
Holstein u. Lauenburg, 1863, 163 f.) in $ 2 die Angehörigen 
der Reformierten, Katholiken, Mennoniten, Anglikaner und 
Baptisten im Herzogtum Holstein von persönlichen Beiträgen 
und Leistungen für die Landeskirche befreit, jedoch verpflichtet, 
die auf dem Grundbesitz haftenden Lasten zum Besten der 
Landeskirche „abzuhalten“. So genossen ferner auf Grund der 
Statuta universalia academiae vom 2. April 1866 die Angehöri- 
sen der Kieler Universität Steuerfreiheit. 

Genauere Vorschriften wurden erst unter preussischer 
Herrschaft erlassen. Nach der Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung vom 4. November 1876 °) — welche an die Stelle der 
früheren Gemeindeordnung für die evangelisch-lutherischen 


Kirchengemeinden vom 16. August 1869 ($$ 47. 51 Nr. 5) 


!) Dazu Bescheide des Reg.-Präs. vom 9. Mai 1895, 28. Mai 1896 
und 26. Juni 1900. Chalybäus, Sammlung, 863 £. 

?) Mittelbar aber anerkannt z. B. im Zirkular des Gottorfer Ober- 
konsistoriums an sämtliche Kirchenvisitatoren im Herzogtum Schleswig 
vom 23. August 1768 (Chalybäus Sig. 836): Der Bedarf für Wahl- 
und andere Kosten soll, soweit er nicht durch die jährlichen Zinsen und 
Einkünfte der Kirchen bestritten werden kann, „über das Kirchspiel 
repartiert werden“. 

®) In Lauenburg eingeführt durch Kgl. V. vom 7. November 1877. 
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trat — und dem Kirchenverfassungsgesetz vom 6. April 1878 
beschliessen Kirchenvorstand und Kirchenkollegium über die Aus- 
schreibung neuer und die Erhöhung der bestehenden Umlagen, 
ferner — unter Genehmigung des Konsistoriums und des Regie- 
rungspräsidenten — über die Einführung eines neuen und die 
Abänderung des bestehenden !) Verteilungsfusses (KGSO. 88 2. 
48. 52'Nr. 7. 8 und. Abs. 2; KVerf@. Art. 2 Nr. 1’ Säbs2r 
Min.-Erl. vom 28. Juni 1879, Art. II Nr. 5; V. vom 19. August 
1878, Art. IT Nr. 1 und Abs. 2). Die Zwangsetatisierung ist 
wie in Altpreussen zulässig (KVerfG. Art. 35 Abs. 2; V. 1878 
Art. III Nr. 7 und Abs. 2). Die Beitreibung, welche die Voll- 
streckbarkeitserklärung des Umlagebeschlusses durch den Re- 
gierungspräsidenten voraussetzt (KVerf@. Art. 3 Abs. 4—5; 
V.1878 Art. II Nr. 2 und Abs. 2), erfolgt durch den Landrat im 
Verwaltungszwangsverfahren (KVerf@G. Art. 31 Nr. 3; V. 1879 
Art. II; VV. vom 22. September 1867, 1. November 1886, 
15. November 1899; Bktm. d. RegPr. vom 21. März 1895, 
KGVBl. 30). Rechtsmittel und Rechtsweg?) wie in Alt- 
preussen ®). Der das formelle Steuerrecht überhaupt ab- 
schliessend *) ordnende Ministerialerlass vom 28. August 1886 °) 
entspricht im allgemeinen dem altpreussischen vom 15. Januar 


!) Ein bestimmter Verteilungsmassstab ist nicht vorgeschrieben. 
Schoen, Ev. KR. Bd. 2, 570, Anm. 2. Ueber die Aufstellung eines neuen 
Verteilungsmodus vgl. Kons.-Vfg. vom 4. November 1879, Chalybäus 
837 ff.; Kons.-Vfg. vom 12. Dezember 1879, das. 839. 

2) KKG. vom 10. Dezember 1892, Chalybäus 862f. KKG. vom 
7. Juli 1883, das. 873 f. 

?) G. vom 18. Juni 1840 881.3. G. vom 12. April 1882 81. G. vom 
24. Mai 1861 $ 15. 

*) Von früheren Vfg. sind z. B. zu erwähnen die der Reg. vom 
24. Januar 1879 über die Erwirkung der Vollstreckbarkeitserklärung 
(AKBI. 1879) und vom 12. Januar 1880 betreffend Mitteilung der Staats- 
steuerhebelisten an die Kirchenvorstände (Chalybäus 841 f.). 

®) Mitgeteilt Chalybäus 853—855, wiederholt in den Bktm. d. 
Reg.-Pr. vom 9. September 1896 und 23. April 1897, Chalybäus 865 £. 
Vgl. auch die daselbst 867 f. mitgeteilten Kons.-Bktm. 
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1881, lehnt sich jedoch bezüglich des Verteilungsfusses an den 
für Hannover (lutherische K.) ergangenen vom 7. September 1886 
an. Die gesetzliche Möglichkeit der Bildung von Parochial- 
verbänden beruht auf dem Kirchengesetz und Staatsgesetz vom 
25. Juni 1898. Das Umlagerecht der Synodalverbände erstreckt 
sich auch hier auf die Deckung der Kosten und der Ausgaben 
für landeskirchliche Zwecke (KGSO. $S 81 Nr. 5, 104—107; 
KVerfG. Art. 24—28). 

Es bestauden also auf dem Gebiete des Steuerrechts nur 
wenige und unvollständige Vorschriften. Fast gänzlich un- 
berührt und der gewohnheitlichen Bildung überlassen waren 
die Fragen der Steuerpflicht!) und des Verteilungsmassstabes. 
Zu erwähnen ist nur das Gesetz vom 5. Juli 1892, wonach die 
Befreiung der Angehörigen der Kieler Universität von den 
Kirchensteuern nur noch für die Dauer ihrer damaligen Genuss- 
berechtigung bestehen blieb, im übrigen aber ohne Entschädi- 
gung erlosch. Auch die nach $$ 60 ff. der KGSO. und Art. 3 
Nr. 6 des KVerf@. in Aussicht genommene Einführung einer 
alle Gemeindeglieder treffenden kirchlichen Besteuerung in den 
Gemeinden, in denen die Beitragspflicht zu den Kirchenum- 
lagen in erheblicherem Umfange auf den adeligen Gütern 
ruht ?), unterblieb. Der Verteilungsmassstab war völlig dem 
Ermessen der Gemeindeorgane und Aufsichtsbehörden anheim- 
gegeben. Zum grossen Teile hat sich die dingliche Natur der 
Kirchenabgaben erhalten. Noch heute bildet die Dinglichkeit — 
anders als in Hannover — die Regel, so dass es zur Fest- 
stellung einer abweichenden Rechtsbildung im Einzelfalle des 
vollen Nachweises bedarf’). Bei Grundstücksteilungen verteilt 
die öffentlichen Lasten und damit die dinglichen Kirchenabgaben 
nach dem Gesetz vom 13. Juni 1888 $ 7 der Kirchenvorstand. 


!) Ueber Steuerbefreiung OLG. Kiel vom 16. Mai 1881, Chaly- 
bäus 840 f. 

2) Aufzählung Chalybäus 40, Anm. 1. 

3) Rekursentscheidung des Oberpr. von Schl.-Holst. vom 31. März 1909, 
PA BA. 1, 280. Lampe, KStG. 8. 
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Bei Dinglichkeit der Kirchenlasten können auch Forensen und 
juristische Personen !) herangezogen werden. 

Die dringend notwendige Kodifikation des persön- 
lichen Kirchensteuerrechts erfolgte auch hier durch die Reform 
im Jahre 1906: das unter Zustimmung der Gesamtsynode 
ergangene Kirchengesetz betreffend die Erhebung von Kirchen- 
steuern in den Kirchengemeinden und Parochialverbänden der 
evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein 
(KGVBl. für den Amtsbezirk des Kgl. ev.-l. Konsistoriums 
in Kiel, S. 19), datiert vom 10. März 1906, das bestätigende 
und ergänzende ($ 1 G. v. 14. Juli 1895) Staatsgesetz vom 
22. März 1906 (Ges.-Slg. 41 fi.). Beide traten am 1. April 1906 
in Kraft (VV. v. 23. März 1906). Die Ausführungsanwei- 
sung des Konsistoriums Kiel erging am 30. März 1906 (KGVBl. 


43 ff.), die des Ministers am 24. März 1906 (MinBl. ı. V. 86 ££.). 


S17. 4. Die evangelischen Kirchengemeinschaften 
(die reformierte, die lutherische, die unierte) im 
Konsistorialbezirk Cassel?). 


Die Anfänge der Ausbildung eines Besteuerungsrechts der 
Kirchengemeinden im Gebiete der evangelischen Kirchengemein- 
schaften des Konsistorialbezirks Cassel reichen bis ins 18. Jahr- 
hundert zurück. Die ältesten Rechtsquellen über das kirch- 
liche Beitragswesen beschränken sich auf die Regelung der 


') Juristische Personen aber niemals zu solchen Abgaben, die — als 
persönliche — auf der Kirchengemeindemitgliedschaft beruhen. OLG. 
Kiel vom 18. Dezember 1834, Seufferts Arch. Bd. 40, 327. 

?) Begründung zum Kirchengesetz: Herrenhausverh. 1905/06, An- 
lagen, Nr. 46, 126 ff. Begründung zum Staatsgesetz: das. 120 ff. Kulen- 
kamp, Neue Sammlung der Landesordnungen u. s. w. für die älteren 
Gebietsteile, Bd.3 u.4. Büff, Kurhessisches Kirchenrecht, 1861, 171. 
733 —734. 747—760. Heymann, Parochialänderung und Katholizitäts- 
prinzip nach kurhess. KR., 1906, bes. 45 £. 55. OVG. 27. April 1909, E. 
Bd. 54, 189 ff. und PfA. Bd. 2, 75 ff. OVG. 27. April 1909, E. Bd. 54, 
199 ff. und PfA, Bd. 2, 83 ft. 
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Verteilung und Einziehung von Kirchenbaubeiträgen. Sie be- 
trachteten gemäss dem sogenannten Katholizitätsprinzip !) als 
umlagepflichtig alle Eingepfarrten, nämlich alle Einwohner 
des Bezirks, für den die Pfarrkirche bestimmt ist — gleichviel 
welcher Religion, sofern sie bloss keine eigene Kirche besitzen —, 
ferner alle im Kirchenbezirk Wohnberechtigten, endlich die 
Forensen, soweit sie am Ort wohnbare Gebäude haben ($$ 11. 12 
des Konsistorial-Ausschreibens und Regulativs vom 28. Fe- 
bruar 1766, Konsistorialregulativ vom 27. August 1751 und 
19. Januar 1795, Geheimratsbeschluss vom 8. Januar 1773)?). 
Auf diese Weise umfasste der Parochialverband sämtliche Mit- 
glieder der politischen Gemeinde. Da ferner die Kirchen- 
gemeinde, ohne eigene Rechtspersönlichkeit, die Organe der 
politischen Gemeinde mit der Ausschreibung und Beitreibung 
der Umlagen betrauen musste?), so bildete sich die Rechts- 
überzeugung aus, dass die kirchliche Steuerpflicht nicht auf 
der Parochial-, sondern auf der Zugehörigkeit zur politischen 
Gemeinde beruhe, dass nicht die Gesamtheit der Parochianen, 
sondern die politische Gemeinde Trägerin der Kirchen- 
lasten sei. 

Erst das Gesetz vom 29. Oktober 1848, die Religions- 
freiheit und die Einführung der bürgerlichen Ehe betreffend t), 
erklärte die Konfessionsverwandtschaft für eine Voraussetzung 
der Parochialzugehörigkeit. Es bestimmte ferner, dass der 
Uebertritt zu einer anderen Kirche alle auf der persönlichen 
Angehörigkeit beruhenden Verbindlichkeiten aufhebe ($ 5). 
Es versäumte aber, der Kirchengemeinde die Rechtspersönlich- 
keit und damit die Möglichkeit selbständiger Erhebung der 
Umlagen zu gewähren, so dass die Vermischung des kirchlichen 
mit dem kommunalen Steuerwesen und die darauf beruhende 


') Definiert bei Heymann a.a.0. 13. 

?) Kulenkamp, Neue Sammlung HI, 41. 175 ff. 357; IV, 212. 

>) OAppG. Cassel 3. Juni 1862, Häusers Annalen, Bd. 10, 133 ff. 

*) Sammlung XI, 183 f. Büff, KR, 748. 750. Heymann 
348.0. 15 f. 
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Unklarheit über den Rechtsgrund der kirchlichen Beitrags- 
pflicht vorläufig unverändert blieb. Auch der Beitragsfuss, 
welcher sich ursprünglich !) nach dem Fusse des vom Grund- 
besitz zu entrichtenden, darum aber doch nicht dinglichen 
„Kontributions-Quanti“, später nach örtlich verschiedenen Ge- 
wohnheiten gerichtet hatte, lehnte sich vorzugsweise an den 
Kommunalsteuerfuss an. 

Eine neue gesetzliche Grundlage für das Umlage- 
wesen in Gestalt von Rechtspersönlichkeit und Selbstverwal- 
tung der Kirchengemeinden brachten erst die Presbyterial- 
und Synodalordnung vom 16. Dezember 1885 und das 
Kirchenverfassungsgesetz vom 19. März 1886. Sie lösten das 
kirchliche Besteuerungsrecht völlig vom kommunalen los. 
Fortan war nicht mehr die politische Gemeinde Trägerin 
namentlich der kirchlichen Baulast, sondern diese Verpflich- 
tung ging auf den Parochialverband über?). Die Festsetzung 
des Betrages und des Verteilungsmassstabes von kirchlichen 
Umlagen ist Recht und Pflicht?) der kirchlichen Gemeinde- 
organe, des Presbyteriums und der Gemeindeverordneten (PSO. 
$$ 13. 14 Nr. 12. 22 Nr. 6; KVerfG@. Art. 2 Nr. 1. 3 Abs. 1—2). 
Steuerpflichtig sind nur die Kirchengemeindemitglieder, d. h. 
diejenigen, welche ihren Wohnsitz in der Kirchengemeinde 
haben und deren Bekenntnis angehören. Besondere Bestim- 
mungen bildeten sich in der Verwaltungspraxis für die Be- 
steuerung bei Mischehen aus*). Da die Beschränkung der 


'!) 8 1 des Konsistorialausschreibens vom 28, Februar 1766. Büff 
a. a. O. 751—759. 

?) OLG. Cassel 3. Mai 1892, Kulenkamp, Mitteilungen aus der 
Rechtspflege im Gebiete des vormaligen Kurfürstentums Hessen, Bd. 4, 
165 ff. 

?) Die Zwangsetatisierung — Art. 21 KVerfG. — entspricht der im 
altpreussischen Gebiete. 

*) $ 73 der Verwaltungsordnung in den ev. Gemeinden des Konsi- 
storialbezirks vom 22. November 1887 (s. auch $$ 73—79. 113—115) 
KABl. 1887, Nr. 9, bestimmte: Bei gemischten Ehen ist ohne Rück- 
sicht darauf, ob der Mann oder die Frau ev. ist, bei Gütergemeinschaft 
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Steuerpflicht auf die Parochialzugehörigkeit in der Presbyterial- 
und Synodalordnung nicht zweifelsfrei Ausdruck gefunden hatte, 
erklärten Verwaltungspraxis und Rechtsprechung ihre Vor- 
schriften nur für die neuen kirchlichen Bedürfnisse massgebend, 
dagegen für die älteren, namentlich die Baubedürfnisse, den 
Rückgriff auf das ältere Recht und damit auch die Heran- 
ziehung von Forensen und — konfessionslosen — juristischen 
Personen für statthaft!). Ueber den Beitragsfuss bestimmte 
die Presbyterial- und Synodalordnung lediglich, dass er, wenn 
er in einer bisher umlagenfreien Kirchengemeinde mit den 
Umlagen überhaupt erst eingeführt oder als schon bestehender 
abgeändert wird, nach dem Fusse direkter staatlicher Personal- 
steuern ?) zu bestimmen ist, und dass in diesem Falle auch 
solche Gemeindeglieder herangezogen werden können, welche 
gesetzlich direkte Staatssteuern nicht zahlen °) (PSO. $ 22 Nr. 6, 
$ 70; KVerfG. Art.2 Nr. 1, Art. 3 Abs. 1). Beschlüsse dieses 
Inhalts bedürfen der Zustimmung des Konsistoriums (Min.-Erl. v. 
5. Juli 1887 $ 1 Nr. 12, $ 4) und der Genehmigung des Re- 
gierungs- bezw. des Oberpräsidenten (KVerfG. Art. 3; V. v. 
10. Januar 1887 Art. III Nr. 1, VD. Die Beitreibung der 
Steuern hat in allen Fällen die Vollstreckbarkeitserklärung 
durch den Regierungspräsidenten zur Voraussetzung. Sie erfolgt 


unter den Eheleuten in der Regel die Hälfte der nach dem Erhebungs- 
fuss berechneten Umlage zu erheben. Wenn Gütergemeinschaft nicht 
besteht, wird lediglich das Vermögen des ev. Gatten in vollem Umfange 
evangelischerseits veranlagt. In diesem Falle kann also die ev. Ehefrau 
von ihrer Kirchengemeinde nicht herangezogen werden, es sei denn, dass 
sie ein von dem Niessbrauch des Ehemannes unabhängiges und deshalb 
der selbständigen Besteuerung unterliegendes Vermögen besitzt. Mittei- 
lung des Konsistoriums Cassel 15. Dezember 1892, AKBl. 1893, 269. 

1) OLG. Cassel 22. Juni 1894. Mitteilungen aus der Rechtspflege u.s.w. 
Bd. 4, 157 ff. 

?) Die staatlich veranlagten Realsteuern durften nach der Ver- 
waltungspraxis nur bei Umlagen zu Bauzwecken zu Grunde gelegt wer- 
den. Konsistorialverfügung vom 29. Januar 1900, KABl. 12. 

®) Winkler in ZKR. Bd. 36, 306, Anm. 2. 
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durch den Landrat im Verwaltungszwangsverfahren (KVerfG. 
Art. 3 Abs. 3—4, 17 Nr. 3; V. v. 10. Januar 1887 Art. II 
Nr. 1, V, VD) Im übrigen finden für das Steuerrecht, namentlich 
für die Einziehung, die Nachforderung, das Reklamations- 
verfahren und die Zulässigkeit des Rechtsweges — wie über- 
haupt in den neuen Provinzen — die altpreussischen Vor- 
schriften entsprechende Anwendung (Min.-Erl. v. 6. Mai 1887 
betr. die Ausführung von Umlagebeschlüssen, G. v. 12. April 1882 
81; Verw.-O. v. 22. November 1887 $$ 75—79. 112—115). 
Die gesetzliche Möglichkeit der Bildung von Parochialver- 
bänden mit Besteuerungsrecht beruht auf dem Kirchengesetz 
und Staatsgesetz vom 22. Juni 1902. Das Umlagerecht der 
synodalen Verbände erstreckt sich auf die Kostendeckung und 
die Deckung der Ausgaben für kirchliche Zwecke. 

Die auch hier aus den bekannten Gründen dringend not- 
wendige Kodifikation des kirchlichen Steuerrechts erfolgte 
durch das mit Zustimmung der Gesamtsynode erlassene Kirchen- 
gesetz vom 10. März 1906 betreffend die Erhebung von 
Kirchensteuern in den Kirchengemeinden und Gesamtverbänden 
der evangelischen Kirchengemeinschaften im Bezirke des Kon- 
sistoriums zu Cassel (KABl. 17) und das ergänzende und be- 
stätigende!) Staatsgesetz vom 23. März 1906 (Ges.-Slg. 46). 
Die Ausführungsanweisungen ergingen am 21. März 1906 (des 
Konsistoriums zu Cassel, KABl. 33) und 24. März 1906 (des Mini- 
sters, Min.-Bl. ı. V. 104 ff.). In Kraft getreten ist die neue Gesetz- 
gebung auch hier am 1. April 1906 (VV. v. 23. März 1906). 


8 18. 5. Die evangelische Kirche im Konsistorial- 
bezirk Wiesbaden’). 


Eine nennenswerte Regelung des älteren kirchlichen 
Steuerrechts fehlt hier. Die späteren gesetzlichen Vorschriften 


!) Bestätigung notwendig gemäss $ 1 G. vom 14. Juli 1895. 
2) Wilhelmi, KR. im Amtsbezirke des Konsistoriums zu Wies- 
baden. Bd. 2, 1887, 538—540. 711—713. Ergänzungsheft 1894, 90. Be- 


Er 
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_ beschränken sich auf die Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 4. Juli 18771), das Kirchenverfassungsgesetz vom 6. April 
1878 und die von Altpreussen übertragenen Gesetze. Der Kirchen- 
vorstand bedarf der beschliessenden Mitwirkung der Gemeinde- 
vertretung bei Festsetzung des Betrages der zu erhebenden 
Kirchensteuern, welche überall nach Massgabe der direkten 
Staatssteuern zu erheben sind (KGSO. $$ 4. 19. 24. 33 Nr. 6; 
KVerfG. Art. 14 Nr. 1, 15 Abs. 1). Ein die Genehmigung 
des Konsistoriums vorschreibender Ministerialerlass ist hier nicht 
ergangen ?), wohl aber ist staatliche Genehmigung des Re- 
gierungspräsidenten notwendig. Die Umlagebeschlüsse können 
erst vollstreckt werden, wenn sie vom Regierungs- bezw. vom 
Öberpräsidenten für vollstreckbar erklärt worden sind. Die 
Beitreibung leitet der Landrat (KVerfG. Art. 15 Abs. 3—4, 
31 Nr. 3; V. v. 19. August 1878 Art. II Nr. 2 und Abs. 2, 
Art. IV; V. v. 1. November 1886). Rechtsmittel wie in Alt- 
preussen (G. v. 12. April 1882 $ 1). Die Regelung des 
synodalen Steuerrechts entspricht genau der in der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein. 

Eine unerhebliche Fortbildung erfuhr das Steuerrecht 
durch die Verwaltungspraxis und durch Verwaltungsvorschriften 
der Regierung und des Konsistoriums. — Wer in zwei Kirch- 
spielen eingepfarrt ist und in einem von beiden oder in beiden 
Grundstücke besitzt oder Gewerbe betreibt, ist von dem Ein- 
kommen aus diesem Grundbesitz oder Gewerbebetrieb nur in 
demjenigen Kirchspiel zur Kirchensteuer heranzuziehen, in 
welchem die Grundstücke gelegen sind oder das Gewerbe be- 
trieben wird. Mit demjenigen Einkommen, welches nicht aus 
Grundbesitz oder Gewerbebetrieb innerhalb des betreffenden 
Kirchspiels herrührt, sind Personen, die infolge mehrfachen 


gründung zum KG@.: Herrenhausverh. 1905/06, Anlagen, Nr. 46, S. 139 ff., 
zum StG.: das. 120 ff. 

!) Vorher GemO. für die ev. Kirchengemeinden vom 27. August 1869, 
$$ 3. 16 Nr. 4. Die heutige GemO. datiert vom 6. Juli 1901. 

2) Schoen, Ev. KR. Bd. 1, 254, Anm. 1. 
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Wohnsitzes in mehreren Kirchspielen eingepfarrt sind, in jedem 
Kirchspiel nur von einem der Zahl der beteiligten Kirchspiele 
entsprechenden Bruchteil heranzuziehen (Kons.-Vfg. v. 11. Ok- 
tober 1893)!). Bei gemischten Ehen erfolgt der volle Steuer- 
anschlag nach der Konfession des Ehemanns; wird die Ehe- 
frau Witwe, so wird sie voll zur Kirchensteuer herangezogen ?). 
Geistliche, Lehrer und Staatsdiener sind in keiner Beziehung 
befreit ®). — Der Verteilung der Steuern sind zu Grunde zu 
legen die Staatssteuern, und zwar ist auch die Belastung der 
für die Staatskasse ausser Hebung gesetzten Realsteuern nach 
wie vor zulässig‘). Bei etwaigen Nachlässen an Staatssteuern 
wird gleichwohl der Sollbetrag nach der Staatssteuerrolle für 
die Kirchensteuer in Ansatz gebracht’). — Das bei Veran- 
lagung und Erhebung der Steuern zu beobachtende Verfahren 
ist durch die eingeführten altpreussischen Gesetze und durch 
den Ministerialerlass vom 13. November 1886 dem altpreussi- 
schen gleichgestellt. 

Die Kodifikation des Steuerrechts war hier, wie man 
sieht, besonders notwendig. Sie erfolgte durch das unter Zu- 
stimmung der Bezirkssynode ergangene Kirchengesetz betreffend 
die Erhebung der Kirchensteuern in den evangelischen Kirchen- 
gemeinden im Amtsbezirke des Konsistoriums zu Wiesbaden 
vom 10. März 1906 (KABl. 25) nebst Ausführungsanweisung 
des Konsistoriums vom 27. März 1906 (KABl. 39) und durch das 
Staatsgesetz®) vom 22. März 1906 (Ges.-Slg. 46) nebst Aus- 
führungsanweisung des Ministers der geistlichen Angelegen- 
heiten vom 24. März 1906 (MinBl. i. V. 104 ff.) mit Wirkung 
vom 1. April 1906 (VV. v. 23. März 1906). 


1 


) KABl. 47. AKBI. 1894, 24. 
2) WilhelmırBd.2, 538 
®) Reg.-Vfg. vom 28. September 1869, KABl. 50. 
*) Erl. d. Konsistoriums Wiesbaden vom 13. September 1894. AKBI. 
1895, 20L - AKKRABUS/ 3 He 
°) Erl. d. Reg. und d. Konsistoriums vom 10. August 1881, KABl. 32. 
°) Notwendigkeit: $ 2 G. vom 14. Juli 1895. 
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$S19. 6. Die evangelischen Kirchengemeinschaften 
im Konsistorialbezirk Frankfurt a. M.!). 


Die geringfügige gesetzliche Regelung beruht hier ebenfalls - 
erst auf der Gesetzgebung der allerneuesten Zeit. Nachdem 
zunächst das Umlagenrecht der — jetzt zu einer Kreissynode 
vereinigten — evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden Born- 
heim, Oberrad, Niederrad, Bonames, Niederursel und Hausen 
durch die Kirchengemeindeordnung vom 2. Juni 1890 ($$ 18 
Nr. 6, 20. 21) und durch das Staatsgesetz vom gleichen Tage 
(Art. 3, 8)?) eine gesetzliche Grundlage erhalten hatte, folgte 
für die evangelisch-lutherischen Gemeinden des Konsistorial- 
bezirks Frankfurt die entsprechende Grundlegung durch die 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 27. September 1899 
und das Kirchenverfassungsgesetz vom 28. September 1899. Da- 
nach steht ein Besteuerungsrecht nur den evangelisch-lutheri- 
schen, nicht auch den beiden evangelisch-reformierten Kirchen- 
gemeinden zu°). Der Kirchenvorstand bedarf der beschliessen- 
den Mitwirkung der Gemeindevertretung bei Festsetzung des 
Betrages und des Verteilungsmassstabes der zu erhebenden 
Kirchenumlagen. Geistliche und Kirchenbeamte geniessen keine 
Kirchensteuerbefreiung. Der Beitragsfuss ist nach dem Fusse 
persönlicher direkter Staatssteuern (d. h. der Einkommensteuer, 
nicht der Realsteuern) zu bestimmen. Auch solche Gemeinde- 
glieder, welche gesetzlich direkte Staatssteuern nicht zahlen, 
können herangezogen werden) (KGSO. SS 3 Abs. 2, 12 Nr. 11, 
20 Nr. 6; KVerf@. Art. 2 Nr. 1,3 Abs. 1; KGO. v. 2. Juni 1890 
$ 18 Nr. 6). Umlagebeschlüsse dürfen erst vollstreckt werden, 
wenn der Regierungspräsident sie vollstreckbar erklärt hat. 


!) Begründung zum Kirchensteuergesetz: Drucks. d. Herrenhauses 
1905/06, Anlagen, Nr. 46, 151ff., zum StaatsG.: das. 120 ff. 

?) V. vom 13. Januar 1891. 

®) Sten. Ber. d. Herrenhauses 1905/06, 85. 

#) Winkler in ZKR. Bd. 36, 306, Anm. 2. 
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Die Beitreibung geschieht durch die von der Bezirksregierung 
zu bestimmende Vollstreckungsbehörde (KVerfG@. Art. 3 Abs. 3 
bis 4, 22 Nr. 3; V. v. 6. November 1899 Art. III Nr. 1 und 
Abs. 2, Art. IV; StG. v. 2. Jun ISQlsAzrIzS Velen 
nuar 1891 Art. II; Min.-Erl. v. 14. März 1900 Nr. 5). Rechts- 
mittel wie in Altpreussen (G. v. 12. April 1882 S 1). Einen 
Gesamtverband nach Art der Berliner Stadtsynode bilden die 
vereinigten evangelisch-lutherischen und evangelisch-refor- 
mierten Stadtsynoden. Die Regelung des synodalen Steuer- 
rechts entspricht derjenigen in den anderen Landeskirchen, 
Das Steuerverfahren ist durch Ministerialerlass vom 14. März 
1900 wie in Altpreussen geordnet. 

Die Neukodifikation erfolgte durch das unter Zustimmung 
der Bezirkssynode ergangene Kirchengesetz betreffend die Er- 
hebung von Kirchensteuern in den evangelischen Kirchen- 
gemeinschaften des Konsistorialbezirkes Frankfurt a. M. vom 
10. März 1906 (KABI. 3) nebst vom Konsistorium unter Mit- 
wirkung des Bezirkssynodalvorstandes erlassener Ausführungs- 
anweisung vom 27. März 1906 (daselbst 23) und durch das 
Staatsgesetz vom 22. März 1906 (Ges.-Slg. 46) nebst Ausführungs- 
anweisung des Ministers der geistlichen Angelegenheiten vom 
24. März 1906 (Min.-Bl. ı. V. 104 ff.) mit Wirkung vom 
1. April 1906 (VV. v. 23. März 1906). 


B. Die katholische Kirche '). 


$ 20. 


Im Gegensatz zur evangelischen ist der katholischen 
Kirche ein Besteuerungsrecht ihrer Angehörigen zu kirchlichen 


') Begründung zum Kirchensteuergesetz: Drucks. d. Herrenhauses 
1904/05, Anlagen, Nr. 105, 563 f. Sten. Ber. d. Herrenhauses 1903, 486 f. 
Die neue Kirchensteuergesetzgebung 21. Schmedding-Tourneau, 
Kommentar, 1905, 1f. Förster, Die pr. Gesetzgebung über die Ver- 
mögensverwaltung in den katholischen Kirchengemeinden und Diözesen, 
1907, 42, 74. Freyer in AKKR. Bd. 87, 418—425. Art. „Kirchen- 
steuern“ bei v. Bitter unter III. v. Schilgen, Das kirchliche Ver- 
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Zwecken lange fremd geblieben. Auch zu der Zeit noch, wo 
die evangelische Kirche bereits zahlreiche Ansätze zu seiner 
Ausbildung aufzuweisen hatte, fand das Steuerrecht in der 
katholischen Kirche geringe Beachtung und Verwertung, 
weniger zwar, weil zu seiner Ausübung etwa infolge hin- 
reichenden anderweitigen Vermögens kein praktisches Be- 
dürfnis vorgelegen hätte, als deshalb, weil der katholischen 
Kirche eine ausgesprochene Abneigung gegen kirchliche Um- 
lagen eigen ist!). Erst die allerneueste Entwicklung war der 
Ausbildung des katholischen Umlagenrechts günstig. 

Zu den Anfängen eines modernen kirchlichen Umlagen- 
wesens führten nämlich die Säkularisationen zu Beginn des 
19. Jahrhunderts. Gleichwohl sah die Kirche davon ab, selbst 
steuerrechtliche Normen zu erlassen. Sie konnte dies auch, denn 
die bestehenden, wenn auch spärlichen, staatsgesetzlichen Vor- 
schriften aus jener Zeit, die wir beim evangelischen Steuer- 
recht kennen gelernt haben und die zum grossen Teil auf die 
katholische Kirche Anwendung fanden, genügten dem hier 
geringeren Steuerbedürfnis. Dahin gehören namentlich die 
Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts II, 11, die Kabi- 
nettsorder vom 10. Juni 1836 über die Beitreibung der Um- 
lagen ?), das Gesetz vom 18. Juni 1840 über Verjährungsfristen 
und Reklamationsverfahren, das Gesetz vom 24. Mai 1861 über 
die Zulässigkeit des Rechtsweges. 


mögensrecht und die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchen- 
gemeinden’, Bd. 1,1891, 171. 193—195; Bd. 2, 1893, 31f. 265— 273; Bd. 3, 
1894, 148—152. 185—187. 209. 250 f£ Hermes, Die Verwaltung des 
Kirchenvermögens in den katholischen Kirchengemeinden Preussens?, 1891, 
125. 177. Bröckelmann, Die Verwaltung des Kirchen- und Pfründen- 
vermögens in den katholischen Kirchengemeinden Pr., 1898, 81—85. 
209—212. Fritsch, Zur Pfarrgemeindenfrage, Grünhuts Zeitschrift 
Bd. 34, 665—671, Marx, Das Kirchenvermögensrecht, mit besonderer 
Berücksichtigung der Diözese Trier, 1897, 162 ff. Zorn, Art. „Kirch- 
liche. Abgaben“ a. a. O. Bd. 1, 795. 

) Kühling, Die Verwaltung des Kirchenvermögens ?, 1908, 150. 

®) RGZ, 25. November 1879, E. Bd. 1, 161. 
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Eine eigenartige Sondererscheinung bilden die sogenannten 
Kathedralsteuern!). Dies sind stolgebührenähnliche Abgaben, 
welche von den katholischen Eingesessenen einer Diözese für 
Taufen, Trauungen und Sterbefälle erhoben und zur baulichen 
Unterhaltung der Domkirchen verwendet werden. Ihre Er- 
hebung beruht auf den Kabinettsordern vom 13. April 1825 
(Ges.-Sig. 71) und 24. Mai 1825 (Ges.-Slg. 225). So ist z. B. 
in der Diözese Münster bei Taufen, Trauungen und Sterbe- 
fällen eine Kathedralsteuer von 1! Silbergroschen, in der 
Diözese Cöln seit der Kabinettsorder vom 23. März 1830 eine 
solche von 1! Silbergroschen bei jedem Sterbefall, von 
5 Silbergroschen bei jeder Taufe und von 10 Silbergroschen 
bei jeder Trauung zu entrichten. Arme sind von der „Steuer“ 
befreit. Ihrem Wesen nach ist die Abgabe keine wirkliche 
Steuer, sondern eine den Stolgebühren ähnliche Leistung mit 
besonders geartetem Verwendungszweck ?). 

Erst die Gesetzgebung der Kulturkampfzeit brachte das 
katholische Besteuerungsrecht in Fluss. Zu einer vorüber- 
gehenden Steigerung des kirchlichen Bedarfs trug das Gesetz 
betreffend die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln 
für die römisch-katholischen Bistümer und Geistlichen vom 
22. April 1875 bei. Die zur Handhabung des Rechts erforder- 
lichen Organe, deren Fehlen bis dahin eine wirksame Entfal- 
tung des Umlagerechts verhindert hatte, schuf das zuerst vom 


!) Bröckelmann a.a. 0. 209—212. Dumont, Sammlung kirch- 
licher Erlasse’, 1891, 614—618. Eichhorn, Die Ausführung der Bulle 
„De salute animarum“ in den einzelnen Diözesen des pr. Staates durch 
den Fürstbischof von Ermland, Prinz Joseph von Hohenzollern. In der 
Zeitschrift für die Geschichte und Altertumskunde Ermlands. Bd. 5, 47. 
103. 123 £. 

2) Vgl. Zirkulare des Bischofs von Trier vom 8. November 1844 
und 19. Januar 1858 betreffend Erhebung der Kathedralsteuer (AKKR. 
Bd. 4, 243); für Cöln: Erl. v. 23. Juni 1825, 24. April 1827, 18. Mai 1830, 
12. Oktober 1855. Dumont, Sammlung kirchlicher Erlasse’, 1891, 
614—618. Für Münster: Erl. vom 3. Juli 1825, 12. Mai 1832, 28. Juni 
1844, 9. April 1891. Zum Ganzen: Bröckelmann a.a.0. 209—211. 


Preussische Gesetzgebung in der Kulturkampfzeit. F17 


Episkopat bekämpfte !), nachher aber tolerierte und näher aus- 
geführte Gesetz über die Vermögensverwaltung in den katho- 
lischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 1875?) in Gestalt der 
Kirchenvorstände und der Gemeindevertretungen. Das Be- 
steuerungsrecht der Kirchengemeinden fand zwar nicht aus- 
drücklich, aber doch mittelbar Anerkennung. Nach $ 21 Nr. 7 
und 8 bedürfen die Beschlüsse?) des Kirchenvorstandes der 
Zustimmung der Gemeindevertretung bei Beschaffung der zu 
kirchlichen Bedürfnissen erforderlichen *) Geldmittel oder Lei- 
stungen, soweit solche nicht nach dem bestehenden Rechte 
aus dem Kirchenvermögen oder von dem Patron oder von 
sonst besonders Verpflichteten zu gewähren sind, insbesondere 
bei der Festsetzung der auf die Gemeindeglieder’) zu ver- 
teilenden Umlagen und bei Bestimmung des Verteilungsmass- 
stabes; dieser ist entweder nach Massgabe der direkten Staats- 
oder der Kommunalsteuer °) festzusetzen ). Alle Umlage- 
beschlüsse des Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung 
bedürfen zu ihrer Rechtsgültigkeit®) der Genehmigung des 
Regierungspräsidenten. Doch sollen die Beschlüsse zunächst 
der kirchlichen Aufsichtsbehörde eingereicht werden, damit 


1) AKKR. Bd. 29, 355—402 (dort sind auch die Motive mitgeteilt); 
Bd. 35, 171 ff. 

2) Bröckelmann a.a.O. Seite V. Freyer im AKKR. Bd. 87, 418 ff. 

3) Gürich, Der Umlagebeschluss nach der KGSO. u. s. w., 1882. 

4) D. h. zur Deckung eines Defizits notwendigen. Hermes, Die 
Verwaltung des Kirchenvermögens, 125. Schuppe, Die Vermögens- 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden, 1883, 95. 

5) Dazu gehören nach katholischer Auffassung nicht die Geistlichen. 
v. Schilgen im AKKR. Bd. 77, 94 f. 

6) In $ 31 Nr. 6 der ev. KGSO. heisst es genauer: „oder am Orte 
erhobener Kommunalsteuern“. Doch ist der Fassung des katholischen Ge- 
setzes die gleiche Bedeutung beizumessen. Frank im VerwArch. Bd. 8, 562. 

?) Auch unter eventueller Abänderung eines bestehenden gesetz- 
lichen Verteilungsmodus. Hinschius, Die Preuss. KG. 1874/75, 143, Anm. 29. 

8) Nicht bloss, wie im ev. Recht, zu ihrer Vollstreckbarkeit. Frank 
im VerwArch. Bd. 8, 577 f£ Hermes a.a.0,. 177. Hinschius, Die 
Preuss. KG. 1874/75, 165, Anm. 62. 
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diese Gelegenheit hat, Bedenken geltend zu machen). Die 
staatliche Genehmigung ist insbesondere zu versagen, sofern 
Bedenken hinsichtlich der Ordnungsmässigkeit der Auferlegung, 
der Angemessenheit des Beitragsfusses oder der Leistungs- 
fähigkeit der Pflichtigen bestehen ?) (G. vom 20. Juni 1875, 
85 50. Nr. 9, 55; V. vom 30. Januar 1893 TEEN) 
Gegen die Verfügung des Regierungspräsidenten findet die 
Beschwerde an den Oberpräsidenten statt (V. vom 30. Januar 
1893, Art. II). Weigert sich der Kirchenvorstand oder die 
Gemeindevertretung, Leistungen, welche aus dem kirchlichen 
Vermögen zu bestreiten sind oder den Pfarreingesessenen oder 
sonstigen Verpflichteten obliegen, auf den Etat zu bringen, 
festzusetzen oder zu genehmigen, so ist sowohl die bischöf- 
liche Behörde als auch die staatliche Aufsichtsbehörde unter 
gegenseitigem Einvernehmen befugt, die Eintragung in den 
Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen 
zu treffen ($53 Abs. 1). $59 des Gesetzes hob alle dem Gesetz 
entgegenstehenden Bestimmungen auf, „mögen dieselben in 
dem in den verschiedenen Landesteilen geltenden allgemeinen 
Rechte, in Provinzialgesetzen, in Lokalgesetzen oder Lokal- 
ordnungen enthalten oder durch Observanz oder Gewohnheit 
begründet sein“. Dieser Satz ıst in der katholischen Kirchen- 
verwaltung (ungeachtet der bezüglich der entsprechenden Vor- 
schrift in Art. 9 des Gesetzes vom 25. Mai 1874 für die evan- 
gelische Kirche entstandenen Streitfrage) immer so aufgefasst 
worden, dass mit den gedachten organischen Gesetzen alle 
bisher bestandenen materiellen Vorschriften über die Verteilung 
kirchlicher Umlagen auf die Mitglieder der Kirchengemeinde 
als solche beseitigt seien?). Weitere gesetzliche Regeln über 
das Umlagenrecht brachte das Gesetz nicht. 


') So z. B. Vfg.d.RegPr. Marienwerder 22.Aug.1900, AKKR.Bd.81,161. 

?) Freyer im AKKR. Bd. 87, 421—424. 

®) Frhr. v. Dörnberg in ZKR., Bd. 22, 244. Hinschius, Die 
Preuss. KG. 1874/75, 171, Anm. 95. Vgl. jedoch RGZ. 11. Dezember 
1884, JurW. 1885, 38. 
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Die Fortbildung dieser spärlichen gesetzlichen Grundzüge 
erfolgte, ebenso wie in der evangelischen Kirche, in den näch- 
sten Jahren nur ganz vereinzelt im Wege der Gesetzgebung. 
Ausser dem Kirchenaustrittsgesetz vom 14. Mai 1873, dem 
Gesetz über die Aufhebung der Pfarrexemtionen vom 3. Juni 
1376 und der das Beitreibungsverfahren im Verwaltungszwangs- 
wege regelnden Verordnung vom 7. September 1879 bezw. 
15. November 1899 sind keine erheblichen staatlichen Rechts- 
quellen zu nennen. Erst die neueste Zeit bereicherte das 
kirchliche Umlagewesen wieder durch die Einführung eines 
Besteuerungsrechts in den Gesamtverbänden (G. vom 29. Mai 
1903) und in den Diözesen (GG. vom 29. Mai 1903 und 21. März 
1906). Das erstgenannte Gesetz erging auf Anregung der am 
21. August 1902 m Fulda versammelten preussischen Bischöfe 
und nach dem Vorbild der evangelischen Regelung. 

So blieb die weitere Ausbildung des Steuerrechts der 
Verwaltung überlassen. Die staatlichen Verwaltungsbehörden 
trugen nur wenig dazu bei. Zwar galten manche Ministerial- 
erlasse (so namentlich die vom 13. Februar 1882, 28. November 
1883, 30. August 1884 unter Nr. 6, 9. Oktober 1884, 5. Februar 
1886, 29. Dezember 1887)!) zugleich auch für die katholische 
Kirche, doch fehlte es an einer dem Erlass vom 15. Januar 
1881 entsprechenden ministeriellen Ausführungsanweisung für 
das bei der Veranlagung und Erhebung der Steuern zu be- 
obachtende Verfahren. Hier griffen nun aber die von den 
bischöflichen Behörden in Gemeinschaft "mit den Oberpräsi- 
denten erlassenen Geschäftsanweisungen zum Vermögensver- 
waltungsgesetz ?) ergänzend ein. Alle diese Geschäftsanwei- 


) Freyer a.a.O. Bd. 87, 421. Marx, Das Kirchenvermögens- 
recht, 165 ff. 

2) Geschäftsanweisung 1. Mai 1877 (jetzt 29. Sept. 1902) für Cöln, 18. Au- 
gust 1877 für Trier, 15. April 1878 für Paderborn, 18. September 1878 für 
Gnesen-Posen, 1. Dezember 1888 für Culm ; ferner für die Provinz Hannover 
vom 7. Juli 1876, 30. Juli 1878 für Schlesien, 16. April 1879 für Hohen- 
zollern, 10. Juni 1879 für Brandenburg, 8. September 1889 für Pommern, 
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sungen trafen nähere Anordnungen über die Fassung der 
Umlagebeschlüsse, das Erfordernis der Genehmigung der 
bischöflichen Behörde und des Regierungspräsidenten, die Her- 
stellung und Offenlegung der Hebeliste, die Einziehung der 
Umlagen, das Erfordernis der Vollstreckbarkeitserklärung der 
Liste durch den Regierungspräsidenten !), die Zwangsvoll- 
streckung durch staatliche Organe ?), die Gebühren der Voll- 
streckungsbehörden und das Reklamationsverfahren (Reklamation 
an den Kirchenvorstand, Rekurs an den Regierungspräsidenten, 
Beschwerde an den Oberpräsidenten)°). Erhebliche grundsätz- 
liche Abweichungen von den Vorschriften des die evangelischen 
Kirchenumlagen betreffenden Ministerialerlasses vom 15. Januar 
1881 enthielten sie jedoch nicht; sie stimmen vielmehr in 
grossen Stücken wörtlich mit ihm überein. Der Rechtsweg 
gegen die Heranziehung zu Umlagen ist nur wie bei öffent- 
lichen Lasten zulässig *). 

Es hatte also auch das katholische Steuerrecht zu Aus- 
gang des 19. Jahrhunderts so erhebliche Mängel und Lücken °) 
aufzuweisen, dass eine zusammenfassende Neuregelung als 
dringendes Bedürfnis empfunden wurde. Auf dem Gebiete 
des materiellen Steuerrechts fehlten gesetzliche Vorschriften 
über Beginn und Erlöschen der Steuerpflicht, Vermeidung der 


4. Februar 1902 für Hessen-Nassau, 15. August 1902 für die Diözese 
Münster. Für die Diözese Ermland besteht keine Geschäftsanweisung. 

') Ein Min.-Erl. v, 22. Juni 1870 forderte die Vollstreckbarkeitser- 
klärung durch den Kreislandrat, AKKR. Bd. 24, 200. 

?) Also im Verwaltungszwangsverfahren, nicht auf gerichtlichem 
Wege. Für unzulässig erklärt wurde z. B. vom RGZ. in der Entsch. v. 
25. November 1879 (E. Bd. 1, 161) die gerichtliche Klage des Kirchen- 
vorstandes einer katholischen Pfarrgemeinde auf Zahlung von Umlagen, 
denen der RegPr. die Beitreibung im Verwaltungswege versagt hatte. 

») V. vom 27. September 1875, Art. I Nr. 3, PrVerwBl. Bd. 13, 94. 
V. vom 30. Januar 1893, Art. II. 

*) RGZ. 11. Dezember 1834, JurW. 1885, 38. 

?) Schmedding-Tourneau, 1f. Die neue Kirchensteuergesetz- 
gebung, 21. Freyer, AKKR. Bd. 87, 425 f. 
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Doppelbesteuerung, Besteuerung bei Mischehen, Steuerprivi- 
legien, Steuerpflicht der Geistlichen!) und Kirchenbeamten. 
Die hier eingreifenden staatlichen und kirchlichen Verwaltungs- 
vorschriften vermochten keine sichere Grundlage für die Hand- 
habung des Steuerrechts und keinen Ersatz für die fehlende 
gesetzliche Regelung zu schaffen. Für das Gebiet des formellen 
Steuerrechts waren die Vorschriften weniger lückenhaft, aber 
gleichwohl bei weitem nicht den Bedürfnissen genügend. Ins- 
besondere fehlte eine Rechtskontrolle über das Besteuerungs- 
recht, verbunden mit der Möglichkeit einer einheitlichen Recht- 
sprechung durch eine oberste verwaltungsgerichtliche Instanz. 

Abgestellt wurden diese schwerwiegenden Mängel durch die 
für die evangelischen Landeskirchen und für die katholische Kirche 
gleichzeitig vorgenommene Reform des gesamten preussischen 
Kirchensteuerwesens. Im Gegensatz zu der die evangelischen 
Kirchen betreffenden Regelung genügte hier ein einheitliches, 
nämlich staatliches Gesetz ?). Der Entwurf eines solchen wurde 
zuerst den Bischöfen mitgeteilt und sodann auf Grund ihrer 
Aeusserungen mit einem von ihnen bevollmächtigten Vertreter 
eingehend erörtert. Nach Annahme im Landtag wurde der 
Entwurf am 14. Juli 1905 als Gesetz betreffend die Erhebung 
von Kirchensteuern in den katholischen Kirchengemeinden und 
Gesamtverbänden (Ges.-Slg. 281) publiziert. Hierzu ergingen 
die Ausführungsanweisung des Ministers der geistlichen An- 
gelegenheiten vom 24. März 1906 (Min.-Bl. i. V. 121 ff.) und 
die beiden Verordnungen über die Ausübung der Rechte des 
Staates und über das Inkrafttreten ?) des Gesetzes (am 1. April 


!) Min.-Erl, v. 14. Februar 1852, AKKR. Bd.4, 98. v.Schilgen 
im AKKR. Bd. 77, 91--96 untersucht ihre Steuerfreiheit auf Grund des 
kanonischen und gemeinen Rechts und bezieht sie auf sämtliches Ver- 
mögen und Einkommen der Geistlichen. 

?) Schmedding-Tourneau, Kommentar, 1905, 1. 

3) Das Verfahren in den beim Inkrafttreten des Gesetzes schwe- 
benden Steuerstreitigkeiten hat das Gesetz nicht abgeändert. OVG. 
10. Dezember 1907, E. Bd. 52, 228 f., PfA. Bd. 1, 9. 
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1906) vom 23. März 1906. Das neue Gesetz enthält zusammen 
mit den gleichfalls zuvor mit dem Episkopat vereinbarten !) 
Gesetzen vom 29. Mai 1903 über das Umlagerecht der Gesamt- 
verbände und vom gleichen Tage sowie vom 21. März 1906 
über das Umlagerecht der Diözesen die die Rechtsentwicklung 
vorläufig abschliessende rechtliche Ordnung der Besteuerung 
in der katholischen Kirche Preussens. 


II. Württemberg. 


Saar 
Auch im Königreich Württemberg hat das evangelische 
und das katholische Steuerrecht?) eine in der Hauptsache ge- 
trennte gesetzliche Regelung erfahren. Wegen der grossen 
Aehnlichkeit des Inhalts beider Steuerrechtsordnungen empfiehlt 
sich jedoch hier, anders als für Preussen, eine einheitliche Dar- 
stellung für beide Konfessionen. 


) Von den am 21. August 1902 in Fulda versammelten Bischöfen 
wurde die Vorlage eines Gesetzentwurfs beantragt, durch welchen die 
bischöflichen Behörden ermächtigt würden, zur Gewährung von Beihilfen 
an neu zu errichtende Pfarrstellen einen Diözesanhilfsfonds zu bilden. 
Begründung zum Gesetz vom 29. Mai 1903, Drucks. d. Abg.-H. 1903, 
IV, 2266. 

?) Hermelink, Geschichte des allgemeinen Kirchenguts in W., 
Württemb. Jahrbücher £. Statistik u. Landeskunde, Jahrg. 1903, 2. Heft, 
16—34. 60—74. Stängel, Die kirchenstaatsrechtlichen Verhältnisse der 
katholischen und protestantischen Ortskirchengemeinden in Württem- 
berg, 1863, 118—132. Sarwey, Die Kirchengemeinde und die kirch- 
liche Baulast der Parochianen in W. Württb. Archiv für Recht und 
Rechtsverwaltung, Bd. 7, 1865, 231 ff. Rieker, Dieneue Kirchengemeinde- 
verfassung in W., ZKR. Bd. 23, 194 ff. v. Steinheil, Die Gesetze und 
Verfügungen über die Kirchengemeinden und Synoden in der ev. Landes- 
kirche des Königr. W., 1890, 38 ff. 115f. 119. v. Göz, Die w. Gesetze 
und Verordnungen über die Vertretung der ev. Kirchengemeinden, 1890, 
301—303. Landauer, Das G. betreffend die Vertretung der katholi- 
schen Pfarrgemeinden u. s. w., 1890, 82. 411—415. Kiene, Katholi- 
sches Pfarrgemeindegesetz, 1906, 11-14. Freyerim AKKR. Bd. 87, 654 f. 
Kalb, Beiträge zum Steuerrecht, 8&—10. 
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In Württemberg hinderte zunächst die Einheit von Kirchen- 
gemeinde und bürgerlicher Gemeinde die Entwicklung eines 
eigenen kirchlichen Besteuerungsrechts. Eine ähnliche Er- 
scheinung werden wir später bei Bayern beobachten können. 
Während jedoch in Bayern die Verselbständigung der Kirchen- 
gemeinden und die Ausbildung eines Umlagenrechts erst spät 
sich vollzogen und noch viel später in der Theorie Anerkennung 
fanden, ging dieser Prozess in Württemberg erheblich rascher 
von statten. Gleichwohl entbehrte aber das Steuerrecht noch 
auf lange Jahre hinaus der näheren Regelung. Es wurde zu- 
nächst ohne gesetzliche Grundlage durch die Praxis ausgebildet. 
Die notwendige gesetzliche Ausgestaltung empfing es erst durch 
die Gesetzgebung des Jahres 1837 und deren Reform im Jahre 
1906. Die Anfänge des Steuerrechts der zur Selbständigkeit 
gelangten Kirchengemeinden, die gesetzliche Normierung im 
Jahre 1887 und die Reform dieser Regelung im Jahre 1906 
bilden die Wendepunkte im historischen Werdegang des würt- 
tembergischen Kirchensteuerrechts. 

Nach altwürttembergischen Grundsätzen !) war die kirch- 
liche Gemeinde mit der bürgerlichen Gemeinde identisch. In 
den Kirchengemeinden existierte nur Stiftungsgut, kein kirchen- 
semeindliches Vermögen. Die Gemeinden verwalteten ihre 
bürgerlichen Angelegenheiten gemeinsam mit den kirchlichen 
und hatten für deren Defizit, soweit nicht die kirchlichen Stif- 
tungen oder Drittverpfiichtete beigezogen werden konnten, für 
die kirchliche Baulast auch unmittelbar aufzukommen (General- 
reskript vom 23. September 1783, Nr. 13)2). Dieses Defizit 
wurde in den Etat der bürgerlichen Gemeinden aufgenommen 
und erforderlichenfalls auf die steuerpflichtigen Gemeindean- 
gehörigen umgelest. Da diese Verteilung mit zunehmender 
Mischung der Konfessionen unbillig erschien, verfügte die 
Königliche Verordnung vom 12. September 1818 ($ VII) die 


!) Zum Folgenden besonders Rieker a.a.0. 194 ff. v. Stein- 
heil 38 f. 
?) Mitgeteilt v. Steinheil 40. 
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Freilassung der Andersgläubigen von diesen Umlagen, wenig- 
stens bezüglich der Baulast: „Was den Bau und die Erhaltung 
der Kirchen und Pfarrhäuser betrifft, so haben die Dissentienten 
(wenn nicht durch einen besonderen, in jedem Falle zu er- 
weisenden Rechtstitel, zum Beispiel durch die Erwerbung eines 
Laienzehenden, auf welchem die Last der Kirchenfabrik ruht, 
oder durch Verjährung die Baulast von den Parochianen auf 
die bürgerliche Gemeinde übergegangen ist) weder zum Bau 
und der Reparation der Kirche und Verbindlichkeiten der 
kirchlichen Gemeinde, in welche sie aufgenommen werden, bei- 
zutragen. Hingegen haben die Dissentienten zur Erhaltung 
und Erweiterung desjenigen Kirchhofes beizutragen, auf wel- 
chem nach der Bestimmung des $ IV die Leichen der ihrigen 
zu beerdigen sind...“ 1). Diese Anordnung führte in Gemein- 
schaft mit den das gesamte Stiftungswesen den Staatsbehörden 
unterstellenden und die Verwaltung der Stiftungen dem 
„Stiftungsrat“ übertragenden Edikten vom 18. November 1817 
und 31. Oktober 1818 zur Trennung von Kirchen- und Zivil- 
gemeindeverwaltung. Dabei wurde aber verabsäumt, den neu- 
geschaffenen Stiftungsräten ein Umlagerecht einzuräumen. Nach 
dem die Stiftungsverwaltung genauer ordnenden Verwaltungs- 
edikt vom 1. März 1822, $ 130, hat der Stiftungsrat, wenn die 
Leistung der stiftungsmässigen Ausgaben ohne Angriff des 
Grundstocks nicht möglich sein sollte, in sorgfältige Erwägung 
zu ziehen, ob und welche Ausgaben beschränkt oder eingestellt, 
ob und wer etwa kraft Patronatsrechts oder aus irgend einem 
anderen hechtsgrunde nach Gesetz oder Herkommen in An- 
spruch genommen oder ob und wie etwa sonst das Defizit ge- 
deckt werden dürfte. Die Kasse der Zivilgemeinde ist zu seiner 
Deckung nur in so fern verbunden, als es sich um Ausgaben 
handelt, welche in Ermanglung oder bei der Unzulänglichkeit 
besonderer Stiftungen der Gemeinde unmittelbar obliegen oder 
nach allmählicher Erschöpfung der ersteren auf sie zurück- 


!) Mitgeteilt Freisen, Pfarrzwang, 1906, 24. 
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fallen würden. Obwohl die Praxis sich dahin gestaltete, dass 
das von den kirchlichen Ausgaben herrührende Defizit auf die 
bürgerliche Gemeinde übernommen und als „Gemeindeschaden“ 
umgelegt wurde, war in der Theorie Recht und Pflicht der 
Zivilgemeinden, für das Defizit aufzukommen, doch sehr unklar 
und kontrovers !). Anderseits war den Stiftungsräten ein eigenes 
Besteuerungsrecht nicht eingeräumt worden. Sie waren als 
Verwalter nur des Stiftungsvermögens überhaupt keine ge- 
eigneten Organe hierzu, ja die Kirchengemeinden waren nicht 
mal im Besitz eines ortskirchlichen Vermögens. Entsprechend 
fehlte dem durch Verordnung vom 25. Januar 1851) für die (ev.) 
Kirchengemeinde als solche errichteten Pfarrgemeinderat eine 
Zuständigkeit in Vermögensangelegenheiten, so dass auch er 
kein zur Besteuerung geeignetes Organ bildete. Von Normen 
über das Umlageverfahren war erst recht keine Rede. 

Da aber praktisch das Defizit des kirchlichen Aufwandes 
irgendwie Deckung finden musste, so bildete sich ohne gesetz- 
liche Grundlage in der Verwaltungspraxis ein Umlagerecht 
aus, dessen allerdings örtlich verschiedene Gestaltung und ab- 
weichende Handhabung nicht Wunder nehmen konnte. Die 
wenigen gemeinschaftlichen Grundsätze dieser in den einzelnen 
Gemeinden verschiedenen Beitragsnormen haben insbesondere 
Stängel’) und Sarwey ) zusammengestellt. Beim Versagen aller 
sonstigen Vermögensquellen ist die Genossenschaft der Paro- 
chie verbunden, für das Mangelnde mit ihren Geldmitteln ein- 
zustehen. Diese Geldmittel werden gewöhnlich durch Umlage 
herangezogen. Die Umlage trifft als eine rein persönliche 
Steuer?) nur die zur Kirchengemeinde zählenden Gemeinde- 


!) VGH. 26. April 1880 (Musberger Prozess, v. Steinheil 40, 
Rieker 197) lehnt die Pflicht ab. Vgl. v. Steinheil.a.a.0. 45f. 

2) 882.30; ZKR. Bd. 3, 231. Sarwey im Württ. Arch. Bd. 7, 299 ff. 

DASS ON IER: 

*) Württ. Archiv Bd. 7, 1865, 284 ff., bes. 290 ff. 

5) Min.-Erl. v. 19. November 1855, Geheimrats-Erl. v. 26. Juni 1857 
und 28. August 1858. Stängel 127f. Sarwey a.a. 0. 356—358. 
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ortsangehörigen — diese aber sämtlich!) —, soweit sie ein 
steuerbares Vermögen oder Einkommen besitzen. Anders- 
gläubige und Ausmärker sind nicht steuerpflichtig. Der Mass- 
stab für die Umlegung ist teils der Staatssteuerfuss, teils er- 
folgt sie nach Familien, teils nach Köpfen, bisweilen auch 
unter Vermengung dieser Umlagearten. Gegen den säumigen 
Zensiten wird mit Hilfe des Ortsvorstehers oder des Oberamts 
vorgegangen. Der Pflichtige hat gegen die Heranziehung ein 
Beschwerderecht; seit dem Gesetz über die Verwaltungsrechts- 
pflege vom 16. Dezember 1876 steht ihm auch der Verwaltungs- 
rechtsweg offen. 

Die bunte Mannigfaltigkeit der örtlich verschiedenen Ver- 
teillungsmassstäbe und der Mangel bestimmter Normen über 
die Steuerorgane und das Verfahren liessen das Verlangen 
nach gesetzlicher Regelung berechtigt erscheinen. 1878 nahm 
die evangelische Landessynode den Entwurf einer Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung an, welche die Einführung 
einer Kirchengemeindevertretung mit dem Rechte, im Falle 
eines Defizits der Kirchenkasse die Erhebung von Umlagen 
zu beschliessen, vorsah (Art. 60 ff., 68). Die Sanktion des 
Entwurfes war durch eine Aenderung der bestehenden Staats- 
gesetze bedingt. Die Kammer der Abgeordneten trat jedoch 
in die Beratung des zur Einführung der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung erforderlichen Staatsgesetzes betreffend die 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung und des gleichzeitig 
vorgelegten Entwurfes eines Gesetzes betreffend die Vertretung 
der katholischen Pfarrgemeinden und die Verwaltung ihrer 
Vermögensangelegenheiten nicht ein, sondern ersuchte die Re- 
sierung um Vorlage eines anderen Entwurfes, der die kirch- 
lichen Lokalstiftungen und das örtliche Kirchenvermögen aus 
dem Geschäftskreis der Stiftungsräte ausscheide und besonderen 
Organen der Pfarrgemeinde überweise, ferner die bestehende 


!) Die Steuerfreiheit des standesherrlichen und ritterschaftlichen 
Adels wurde durch G. v. 18. Juni 1849 Art. 7 (RegBl. 210) aufgehoben, 
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Lücke der Gesetzgebung bezüglich der vermögensrechtlichen 
Vertretung der kirchlichen Lokalgemeinde sowie bezüglich der 
Normen für Erhebung von Ortskirchensteuern ergänze. Die 
hierauf gemachte neue Vorlage führte zu den beiden Gesetzen 
vom 14. Juni 1887 betreffend die Vertretung der katholischen 
Pfarrgemeinden bezw. der evangelischen Kirchengemeinden und 
die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten. Zur Aus- 
führung der Gesetze ergingen die Ministerialverfügungen vom 
21. März 1889 über die Bildung der Organe der evangelischen 
Kirchen- !) und vom 26. März 1889 über die Bildung der 
Organe der katholischen Pfarrgemeinden und ihre geschäftliche 
Behandlung ?). Vollzugsvorschriften finden sich ferner für die 
evangelischen Kirchengemeinden in der Bekanntmachung des 
Konsistoriums vom 14. Januar 18903), $$ 78—84, für die 
katholischen Pfarrgemeinden in der Bekanntmachung des 
bischöflichen Ordinariates zu Rottenburg vom 11. März 1890 ®), 
Ss 78—84, Mit dieser Gesetzgebung war endlich das orts- 
kirchliche Vermögen vom Stiftungsvermögen geschieden und 
der Kirchengemeinde zu selbständiger Verwaltung übertragen °), 
der Kirchengemeinde ein Organ zur Ausführung der Selbst- 
verwaltung gewährt und die Frage der Verpflichtung zur 
Deckung des kirchlichen Defizits klar beantwortet ®). 

Eine in der Hauptsache durch die Aenderung der staat- 
lichen Steuergesetzgebung ') bedingte und daneben eine Reihe 
von Einzelpunkten abändernde Reform erfuhren die beiden 
Gesetze vom 14, Juni 1887 durch das Gesetz vom 22. Juli 
1906 unter (RegBl. 245) Neubekanntmachung ihrer Texte (durch 


3072 6028.3, 0.4665. 

2) Dandauer a. a. 0,2778. 

3) Friedberg, Verfassungsgesetze, 3. Erg.-Bd., 54. 

#) Landauer 373 fi. 

°) Nur wo ausnahmsweise die Ausscheidung beider Vermögensmassen 
unterbleibt (Art. 92), hat die bürgerliche Gemeinde für das Defizit 
aufzukommen, 

6) Rieker, ZKR. Bd. 23, 212 ff. 

°) Hierzu Min.-Erl. v. 11. April 1906, AKKR, Bd. 86, 605. 
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die Ministerien des Innern und des Kirchen- und Schulwesens) 
als „Evangelisches Kirchengemeindegesetz“ und „Katholisches 
Pfarrgemeindegesetz“ (RegBl. 255, 294) mit Wirkung vom 
1. Oktober 1906. Die beiden Vollzugsverfügungen erliess das 
Ministerrum des Kirchen- und Schulwesens am 15. August 
1906 (RegBl. 519, 543). 

Ein Besteuerungsrecht für allgemeine kirchliche Zwecke 
besteht in Württemberg nicht. Ansätze dazu finden sich nur in 
der evangelischen Landeskirche. Nach Art. 12 des KG. betreffend 
die evangelischen Kirchengemeinden vom 29. Juli 1888 werden 
die durch die Aufsicht über die Vermögensverwaltung den 
Kirchengemeinden erwachsenden gemeinsamen Kosten vom 
Diözesanausschuss auf die einzelnen Kirchengemeinden einer 
Diözese nach Massgabe des Solls der laufenden Ausgaben der 
Kirchenpflege des betreffenden Rechnungsjahres verteilt. Der 
Diözesanausschuss kann das Beitragsverhältnis der einzelnen 
Kirchengemeinden mit Zustimmung sämtlicher Kirchengemeinde- 
räte für eine längere Dauer festsetzen. Ein näher geregeltes 
Besteuerungsrecht hat sich daraus jedoch nicht entwickelt. 
Den Aufwand für die gemeinschaftlichen Einrichtungen der 
gesamten Landeskirche, insbesondere die Synodalkosten, trägt 
der Staat }). 


111. Sachsen-Weimar. 


8 22. 


Auch im Grossherzogtum Sachsen-Weimar ?) begegnen uns 
nur in den Kirchengemeinden gesetzlich geregelte Kirchen- 
steuern. Auch hier hat sich ein landeskirchliches Besteue- 
rungsrecht nicht ausgebildet. Nur Ansätze dazu sind in der 


!) Friedberg, Kirchenrecht®, 1909, 572, Anm. 7. v. Stein- 
heil 38. 

°) Vollert, Sig. der kirchlichen Gesetze und Verordnungen im Gr. 
S.-W.-E, seit dem Jahre 1848, 1880. Knetsch, Das Staats- und Ver- 
waltungsrecht von S.-W.-E. 1909, 81. Freyer, AKKR. Bd. 87, 653; 
Bd. 88, 17. 
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evangelischen Kirche vorhanden, indem die Kirchengemeinden 
für die Kosten der Landessynode aufkommen und zum Zentral- 
fonds für die evangelischen Geistlichen beisteuern müssen. Das 
Gesetz vom 19. Dezember 1874 äussert sich über die Auf- 
bringung dieser Synodalkosten !). 

Um so früher hat sich in den Kirchengemeinden des 
Grossherzogtums das Beitragswesen entwickelt®). Nach dem 
Gesetz vom 7. Oktober 1823 ($ 15) über das Verhältnis der 
katholischen Kirche waren in konfessionell gemischten Ge- 
meinden Protestanten und Katholiken gleicherweise zum Bau 
und zur Unterhaltung der geistlichen Gebäude verpflichtet ?). 
Diese Verpflichtung wurde durch das Gesetz vom 6. Mai 1857, 
S 3 aufgehoben‘). Seitdem hatte jede Parochie nur für ihre 
eigenen Bedürfnisse zu sorgen. 

Eigentliche kirchliche Umlagen finden zum ersten Male 
in der Kirchengemeindeordnung vom 24. Juni 1851 Ausdruck 
und Regelung. Jede Kirchengemeinde ist danach verpflichtet, für 
Erhaltung und Beschaffung der Mittel zur Befriedigung ihrer 
kirchlichen Bedürfnisse zu sorgen, soweit sie nicht durch Lei- 
stungen, welche auf anderen Rechtsgründen beruhen, zu decken 
sind. Unter jenen Mitteln soll alles zu verstehen sein, was 
zur Erhaltung und Förderung des kirchlichen Lebens in der 


) Vollert 269. 

2) OAppG. Jena 16. September 1824, Seufferts Arch. Bd. 8, 394—396. 

») & 15 bestimmt: Dieser Absonderung (d. h. Aufhebung des Pfarr- 
zwanges) ungeachtet sollen sowohl die katholischen als die protestanti- 
schen Untertanen in gemischten Gemeinden zu denjenigen Beiträgen, 
welche sie zum Bau und zur Erhaltung der geistlichen Gebäude der 
anderen Konfession bisher zu leisten hatten, sowie auch zu solchen 
Leistungen an Kirchen, Pfarrer und Schullehrer, welche auf Häusern 
und Grundstücken als dingliche Lasten haften, fernerhin verbunden 
bleiben. Zu anderen Leistungen ist in solchen Gemeinden der Paro- 
chian nur dem Pfarrer, zu dessen Pfarrei er gehört, und nur dem 
Lehrer verpflichtet, in dessen Schule er sein Kind unterrichten lässt. 
(Mitgeteilt Freisen, Der katholische und protestantische Pfarrzwang, 
1906, 37.) 

*) Schneider, Die partikulären Kirchenrechtsquellen, 1898, 437. 
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Gemeinde gehört. Der Kreis der Steuerpflichtigen und der 
Verteilungsmassstab wurden bereits genau geregelt. Die Um- 
lagen sind von allen steuerpflichtigen Gemeindegliedern ohne 
Rücksicht auf ihre Stimmberechtigung nach ihrer Leistungs- 
fähigkeit zu erheben und nach dem Fuss der Grundeinkommen- 
steuer und der Einkommensteuer vom Nichtgrundbesitz der- 
gestalt auszuschreiben, dass ein Grundeinkommensteuertermin 
gleich ist 2 Pfennigen Steuer vom Taler des Einkommens vom 
Nichtgrundbesitz. Anderweitige Herkommen bezüglich solcher 
Umlagen können beibehalten werden. Ueber die Ausschreibung 
von Umlagen beschliessen Kirchengemeinde und Kirchgemeinde- 
vorstand. Solche Beschlüsse bedürfen zu ihrer Gültigkeit der 
vorgängigen Genehmigung der obersten Landeskirchenbehörde 
(G. 88 24, 25)'). Eine Abänderung erfuhren die Vorschriften 
über Umlagepflicht und Umlagemassstab durch das Gesetz vom 
22. Februar 1854. Nach dieser Novelle werden die Umlagen 
auf sämtliche Kirchengemeindeangehörige?) nach Verhältnis 
der von ihnen in der Gemeinde zu entrichtenden Staatsein- 
kommensteuer verteilt. Keinem Mitglied darf aber die Auf- 
bringung von mehr als !ıo des gesamten Umlagebetrages an- 
gesonnen werden. Wo ein Herkommen über die Umlagen 
besteht und nach einem von dem Kirchgemeindevorstand und 
der Gemeinde binnen einer erforderlichenfalls von der Kirchen- 
inspektion gesetzten Frist zu fassenden Beschlusse der neuen 
Umlage zu Grunde gelegt werden soll, ist danach zu ver- 
fahren. 

Diese ursprüngliche Gestaltung des kirchlichen Umlagen- 


') Dazu AusführungsV. vom 24. Juni 1851 (Friedberg, Verfas- 
sungsgesetze 631), Art. 36—40. 

?) Da nach $ 2 der KGO. die Angehörigkeit zur Kirchengemeinde 
durch Wohnsitz bedingt ist, so sind die Gesellen und Dienstboten, die 
zum Hausstande ihrer Dienstherren und Arbeitgeber gehören, als bloss 
im Kirchspiel sich aufhaltende Personen nicht beizuziehen. (Min.-Reskr. 
v.1.Mai 1873, Vollert 232.) Wohl aber sind Haussöhne, die nicht hier- 
unter fallen, beizuziehen. (Min.-Reskr. v. 17. Juli 1891, AKBl. 623 f.) 
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wesens erhielt zwar in der Folgezeit nach der formell-steuer- 
rechtlichen Seite einige Ergänzungen, blieb im übrigen aber 
bis in die neuere Zeit gültig und wurde auch von der neuesten 
steuerrechtlichen Regelung in den wichtigeren Grundzügen über- 
nommen, nur ein wenig modifiziert und vor allem im Detail 
ausgebaut. 

Eine Ergänzung brachte zuerst das Staatsgesetz vom 
29. März 1873 über die exekutivische Beitreibung der kirch- 
lichen Umlagen. Es wurde nach Einführung der Reichszivil- 
prozessordnung abgelöst durch das Gesetz vom 13. Mai 1879, 
die Zwangsbeitreibung öffentlicher Abgaben und Gefälle be- 
treffend (dessen Vorschriften nach $ 1 Nr. 2 auch für die 
kirchlichen Umlagen massgebend wurden und an Stelle der 
gerichtlichen dieZwangsbeitreibung im Verwaltungswege setzten); 
letzteres wiederum wurde mit dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gesetzbuches durch das Gesetz vom 8. Dezember 1899 
über die Zwangsvollstreckung im Verwaltungswege ersetzt. 

Eine abschliessende Kodifikation wurde dem kirchlichen 
Steuerrecht zuteil durch das Gesetz vom 24. Februar 1894 
betreffend die kirchlichen Umlagen in den evangelischen Kirch- 
gemeinden des Grossherzogtums Sachsen (RegBl. 10; kirch- 
liches VB1. 284), welches ($1) die bisherigen (oben dargelegten) 
Vorschriften der Kirchengemeindeordnung vom 24. Juni 1851 
und des Nachtragsgesetzes vom 22. Februar 1854 formell auf- 
hob und durch ähnliche, aber inhaltlich erweiterte und vertiefte 
Bestimmungen ersetzte — sowie durch die ergänzenden Vor- 
schriften der Kirchgemeindeordnung für die evangelische Landes- 
kirche des Grossherzogtums Sachsen vom 24. Juli 1895 (Ges.- 
Sig. 277) nebst Ausführungsverordnung vom 14. August 1895. 

Für die katholischen Kirchengemeinden wurde am 6. De- 
zember 1899 ein Umlagengesetz — Gesetz betreffend die kirch- 
lichen Umlagen in den katholischen Kirchengemeinden (RegBl. 
729) — erlassen. Seine Bestimmungen lehnen sich mit nur 
geringfügigen Abweichungen an die Vorschriften des evan- 
selischen Kirchensteuergesetzes an. 
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Für die drei innerhalb des Grossherzogtums Oldenburg !) 
bestehenden evangelischen Kirchen — die des Herzogtums 
Oldenburg, die des Fürstentums Lübeck und die des Fürsten- 
tums Birkenfeld — ist, wie die Kirchenverfassung überhaupt, 
so auch das Besteuerungsrecht je selbständig geregelt. Gemein- 
schaftlich sind für sie nur das Kirchenregiment des Landes- 
herrn und die einschlägigen Vorschriften des revidierten Staats- 
grundgesetzes vom 22. November 1852. Nach Art. 81 dieses 
Gesetzes bleibt es jeder Religionsgenossenschaft überlassen, die 
Aufbringung der Abgaben und Leistungen zu ihren Zwecken 
selbst zu ordnen. Diese Abgaben und Leistungen sollen von 
den Staatsbehörden den Abgaben und Leistungen der welt- 
lichen Gemeinden gleich behandelt werden und gleiche Vor- 
züge wie diese haben, wenn die Grundsätze ihrer Aufbringung 
und Verteilung von der Staatsgewalt genehmigt sind. Sie 
werden in diesem Falle, wenn sie von den Pflichtigen nicht 
rechtzeitig entrichtet sind und eine Mahnung erfolglos ge- 
blieben ist, in den grösseren Städten vom Magistrat, sonst von 
den Staatsbehörden zwangsweise beigetrieben (GemO. Art. 59). 
Die weitere Regelung der kirchlichen Besteuerung ist Sonder- 
recht der drei Bestandteile des Grossherzogtums. 


B. Die einzelnen Landesteile. 


S 24. 1. Herzogtum Oldenburg. 


In der evangelisch-lutherischen Kirche des Herzogtums 
Oldenburg?) werden heute Kirchensteuern sowohl in den Kirchen- 


') Hayen, Öldenburgisches KR. Vorschriften u. Entscheidungen 
für die ev.-]. Kirche des Herzogt. O., 1888. Becker, Das Staatsrecht des 
Gr. O0, in Marquardsens Handbuch d. öff. R., Bd. III, 2, 1, 1884, 
87—89. Freyer im AKKR. Bd. 87, 662 f.; Bd. 88, 18. 

2) Oberlandesgericht Oldenburg vom 2. Mai 1888, Zeitschr. f. Ver- 
waltung und Rechtspflege im Grossh. O. Bd. 15, 265 ff. 
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gemeinden als in der Landeskirche erhoben. Ursprünglich 
waren die Kirchen- und Schullasten dinglich. Die Verordnung 
vom 8. August 1793 setzte fest, dass dieselben „insoweit als 
selbige nach dem Verhältnisse der Ländereien und Grundstücke 
bestimmt und darüber repartiert und ausgeschrieben werden, 
als onera mere realia den Grundstücken ankleben, darauf haften 
und mit denselben auf jeden neuen Besitzer übergehen sollen“ !). 
Infolgedessen wurden zur Kirchenlast als einer Reallast auch 
die Forensen und Staatsgüter zugezogen ?). Doch griffen all- 
mählich Ausnahmen Platz. Das Regulativ vom 10. Dezember 
1832 (8 77) ermöglichte die Abänderung des Beitragsfusses in 
den Gemeinden durch freie Vereinbarung’). Die Verordnung 
vom 14. Januar 1851 ($ 10) schloss die Zuziehung der in der 
Gemeinde wohnenden Andersgläubigen aus. In einzelnen Ge- 
meinden wurden die Kirchenlasten nach Vermögen und Ein- 
kommen aufgebracht. Dem trug auch das Verfassungsgesetz 
der evangelisch-lutherischen Kirche des Herzogtums vom 3. 
bezw. 15. August 1849) Rechnung. Es enthält schon ziem- 
lich eingehende Vorschriften über das Umlagenrecht. Es statuiert 
(revidierte Fassung vom 11. April 1853) °) die persönliche Pflicht 
jedes Gemeindegenossen, den ihn gesetzlich treffenden Teil der 
Kirchenlasten zu tragen (Art. 9)°), weist die Beschlussfassung 
über Umlagen °) dem Kirchenausschuss (Art. 42 Nr. 3), die Be- 


!) Vgl. zum Folgenden die Motive zum G. vom 21. Januar 1865, 
AKBI. 1855, 96—99. 

?) Oberlandesgericht Oldenburg vom 2. Mai 1888, a. a. 0. 267 f. 

3) Oberlandesgericht Oldenburg a. a. 0. 268. 

SMARKBE Bd. 1, SL, 

®) Friedberg, Verf.-Ges. 560. 

6) Oberlandesgericht Oldenburg a. a. 0. 276. 

?) Im Voranschlag ist so viel an Umlagen anzusetzen, dass zwi- 
schen Einnahmen und Ausgaben wenigstens das Gleichgewicht oder auch 
ein kleiner Ueberschuss in der Kasse hergestellt wird. Vergrösserte Um- 
lagen im Interesse einer erst künftigen grösseren Ausgabe sind nicht 
ausgeschlossen. V. des OKR. vom 8. Februar 1854, $ 2, I Nr. 16. 
Hayen 39%. 
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willigung der landeskirchlichen Ausgaben und ihrer Deckungs- 
mittel der Landessynode (Art. 78 Nr. 4) zu, kündet den baldigen 
Erlass eines allgemeinen Gesetzes über die Aufbringung der 
kirchlichen Lasten in den einzelnen Gemeinden an und ordnet 
das Beitragswesen provisorisch dahin, dass der in jeder Ge- 
meinde übliche Beitragsfuss, jedoch unter nachbargleicher Zu- 
ziehung der bisher Befreiten und Bevorzugten !), beibehalten 
werden, die Einführung eines neuen Verteilungsfusses aber mit 
Genehmigung des Oberkirchenrates zulässig sein soll (Art. 117). 
Endlich werden Umlagen zur Aufbringung der Entschädigung 
für aufgehobene Stolgebühren zugelassen (Art. 118). Auch die 
Deckung der allgemeinen Kirchenausgaben wurde provisorisch 
geregelt. Soweit sie nicht aus der Staatskasse gezahlt werden, 
sind sie von den einzelnen Gemeinden nach ihrer Steuerkraft 
in der Weise aufzubringen, dass ein Drittel nach ihrer Seelen- 
zahl, ein Drittel nach ihrer Gebäudesteuer, ein Drittel nach 
der Summe ihrer additionellen Kontribution auf die einzelnen 
Gemeinden verteilt wird. Der Erlass des in Art. 117 ange- 
kündigten Umlagengesetzes liess lange auf sich warten. 1859 
überwies die 6. Landessynode dem Oberkirchenrat mehrere 
Petitionen in Betreff seines Erlasses zur Berücksichtigung, 
Ferner ergingen Petitionen an das Kirchenregiment selbst. 
Nachdem die mit dem Staatsministerium eingeleiteten Ver- 
handlungen des Oberkirchenrates zur Sicherung der Garantie 
des staatlichen Vollzuges des geplanten Gesetzes geführt hatten, 
wurde der Landessynode der lange erwartete Entwurf vorgelegt. 
Das Gesetz wegen Aufbringung der kirchlichen Lasten in den 
einzelnen evangelischen Gemeinden erging am 21. Januar 1865). 


!) Diese Zuziehung ist nach der Deklaration durch Synodalabschied 
vom 23. November 1859 nicht zu erstrecken auf die Kirchenbeamten, 
ohne dass hierdurch aber die Verpflichtung, aus ihrem Privatvermögen 
beizutragen, berührt wird. 

?) Seine Grundsätze über Aufbringung und Verteilung der Kirchen- 
lasten erhielten die Genehmigung des Staatsministeriums am 9. Februar 
1865. Ausschr. d. OKR. v. 15. Februar 1865, Hayen 389. 
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Dieses Gesetz hat insbesondere den modernen Gedanken des per- 
sönlichen Charakters der Kirchensteuer durchgeführt. Es hat 
der Kirchenlast da, wo sie zuvor herkömmlich als Reallast auf 
den in dem Pfarrsprengel belegenen Grundbesitzungen geruht 
hatte, diesen realen Charakter genommen). Novellen zu dem 
Gesetz wurden am 20. Januar 1871 und am 22. Dezember 1882 
erlassen. Alle diese Vorschriften sind mit Wirkung vom 1. Mai 
1910 aufgehoben worden durch das an diesem Tage in Kraft 
getretene ($ 25), das evangelische Kirchengemeindesteuerrecht 
kodifizierende Kirchengesetz betreffend die kirchliche Besteue- 
rung vom 10. November 1909?). Für die wichtigste Neuerung 
dieses Gesetzes, die Besteuerung der juristischen Personen (und 
Forensen) für kirchliche Zwecke, war durch das Staatsgesetz 
vom 20. März 1908 betreffend die Heranziehung der juristi- 
schen Personen und der Forensen zu den Steuern der evangeli- 
schen und katholischen Kirche?) die rechtliche Grundlage ®) 
geschaffen worden. Die in dem neuen Kirchensteuergesetz 
enthaltenen Grundsätze über Aufbringung und Verteilung der 
kirchlichen Lasten haben die Genehmigung des grossherzog- 
lichen Staatsministeriums erhalten (Bktm. d. OKR. vom 20. April 
1910)°). Ausführungsbestimmungen zum Kirchensteuergesetz 
($ 26) erliess der Oberkirchenrat in der Bekanntmachung vom 
8. April 1910 (GVBl. 179) und in dem Ausschreiben vom gleichen 
Tage (GVBl. 182). 

Das Beitragswesen für allgemeine kirchliche Ausgaben der 
evangelisch-lutherischen Landeskirche des Herzogtums beruht 
auf den Gesetz vom 16. Dezember 1876. 


!) Oberlandesgericht Oldenburg v. 2. Mai 1883, Zeitschrift für Ver- 
waltung und Rechtspflege im Gr. 0. Bd. 15, 265 ff.; v. 13. März 1891, 
Zeitschr. Bd. 18, 201 ff. 

?\ Ges.- u, V.-Bl. für die ev.-l. Kirche des Herzost. O. Bd. 7, 137 ft. 

3) Ges.- u. V.-Bl. für das Herzogt. O. 1908, 823 fi. 

4) Hierzu Oberlandesgericht Oldenburg vom 2. Mai 1888, Zeitschr. 
Bd. 15, 265 ff., bes. 280 £. 

5) Ges.- u. V.-Bl. für die ev.-l. Kirche, Bd. 7, 185. 
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Sehr früh hat im Herzogtum das Besteuerungsrecht der 
katholischen Kirchengemeinden gesetzlichen Ausdruck ge- 
funden. Das Normativ für die Wahrnehmung des landes- 
herrlichen Hoheitsrechtes über die römisch-katholische Kirche 
im Herzogtum Oldenburg vom 5. April 1831 übertrug die Aus- 
übung dieses Rechtes unter anderen einer Immediatkommis- 
sion ($ D). Es sieht bereits den Fall der Repartition eines 
kirchlichen Defizits über die Kirchengemeinde vor ($ 28) und 
bestimmt ferner, dass wegen Ausschreibung einer Umlage eine 
Requisition seitens der Immediatkommission an die obere Be- 
hörde, welche Kommunalanlagen verfügt, zu ergehen hat ($ 29). 
Eingehende Vorschriften, namentlich über das bei der Aus- 
schreibung kirchlicher Anlagen zu beobachtende Verfahren, 
traf dann das durch Bekanntmachung der Kommission vom 
6./8. Januar 1834 publizierte Regulativ vom 1. August 1833 über 
die Anwendung der im 6. Titel des 1. Teiles der Verordnung 
über die Verfassung und Verwaltung der Landgemeinden ent- 
haltenen Bestimmungen auf die Kirchen- und Schulsachen der 
katholischen Gemeinden. Nachdem die staatsgesetzliche Mög- 
lichkeit der Heranziehung der juristischen Personen (und der 
Forensen) auch für die katholische Kirche durch das oben er- 
wähnte Gesetz vom 20. März 1908 geboten worden ist, dürfte 
auch für das katholische Kirchensteuerrecht Oldenburgs eine 
gesetzliche Neuregelung in nächster Zeit bevorstehen. Wie 
verlautet, ist bereits die „Kommission“ vom Ministerium mit 
der Ausarbeitung einer Gesetzesvorlage beauftragt worden). 


S 25. 2. Fürstentümer Lübeck und Birkenfeld. 


Eine besondere geschichtliche Entwicklung des kirchlichen 
Steuerrechts ist hier nicht zu verzeichnen. Im Fürstentum Lübeck 
hat sich nur eine örtliche Kirchensteuer in einigen evangelischen 
Gemeinden ausgebildet. — Im Fürstentum Birkenfeld ist ein Be- 
steuerungsrecht der evangelischen und der katholischen Kirchen- 


!) Mitteilung des Bischöfl. Offizialats in Vechta. 
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gemeinden zu unterscheiden. Doch hat das letztere ebensowenig 
wie die Beitragspflicht zur Bestreitung allgemeiner Ausgaben 
der evangelischen Landeskirche eine nennenswerte Ausgestal- 
tung erfahren. 


V. Waldeck-Pyrmont. 


58.20 

Die Gesetzgebung des Fürstentums Waldeck-Pyrmont !) 
hat sowohl für die evangelische wie für die katholische Kirche 
ziemlich frühzeitig ein örtliches Besteuerungsrecht ausgebildet. 
Doch blieb dasselbe bis in die allerneueste Zeit auf die Be- 
schaffung der zur Deckung der kirchlichen Baulast erforder- 
lichen Mittel beschränkt. 

Für die evangelischen Kirchengemeinden — deren Mit- 
glieder bereits die Gemeindeordnung für die evangelische Kirche 
vom 1. August 1857) zur Entrichtung der zur Bestreitung 
der allgemeinen und besonderen kirchlichen Bedürfnisse er- 
forderlichen Geldbeiträge und Leistungen verpflichtet erklärt 
hatte ($ 2 Nr. 4) — wurde die Aufbringung der Baulasten 
und die Feststellung, Erhebung und Verrechnung der kirch- 
lichen Baulastbeiträge durch die Abschnitte II und IV der Ver- 
ordnung wegen Bestreitung der kirchlichen Baulasten seitens 
der evangelischen Gemeinden vom 19. April bezw. 4. Mai 1864°) 
geregelt. In nahezu wörtlicher Uebereinstimmung übertrug 
das Gesetz vom 1. Februar 1869 +), die Bestreitung der kirch- 
lichen Baulasten seitens der Katholiken der Fürstentümer 
Waldeck und Pyrmont betreffend, jene Vorschriften auf die 
katholische Kirche. 


!) Freisen, Staat und katholische Kirche in den deutschen Bundes- 
staaten Bd. 1, 1906, 314. 374 ff. 401 f. Freisen im AKKR. Bd. 85, 641. 
Freyer im AKKR. Ba. 87, 653 £. 

?) Friedberg, Verfassungsgesetze, 835. Jetzt vom 25. Februar 
1901, AKBI. 1901, 488. 

®) Friedberg, Verf.-Ges. 848. 

*) Freisen, Staat u. Kirche Bd. 1, 374 ft. 
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Weiter entwickelt wurde das Steuerrecht der vereinigten 
evangelischen Kirche sodann durch die Synodalordnung vom 
18. Februar 1873 (jetzt 19. September 1901) nebst dem zuge- 
hörigen Staatsgesetz vom 31. Januar 1873. Diese Gesetze be- 
reiteten die Grundlage zu einem landeskirchlichen Besteuerungs- 
recht, das später durch das Kirchengesetz vom 31. März 1898 
über die Veranlagung und Erhebung der Landeskirchensteuer 
nebst Ausführungsverordnung vom 31. März 1898 (jetzt 
16. April 1901) !) seine nähere Ausgestaltung erhielt. Den ein- 
zelnen evangelischen Kirchengemeinden räumte ein Besteuerungs- 
recht zur Deckung der Ortskirchenbedürfnisse schlechthin erst 
das Kirchengesetz betreffend Abänderung und Ergänzung der 
landeskirchlichen Gemeindeordnung vom 12. Dezember 1908 
nebst dem ergänzenden- Staatsgesetz vom 29. März 1909 ein 
(RegBl. 1909, 31 ff.). Diejenigen Bestimmungen des Kirchen- 
gesetzes, welche dieses Besteuerungsrecht regeln, sind vielfach 
denen der neuen preussischen Kirchensteuergesetzgebung ent- 
lehnt. Die Bestimmungen der Verordnung vom 19. April bezw. 
4. Mai 1364 über die Bestreitung der kirchlichen Baulasten in 
den evangelischen Gemeinden wurden ausdrücklich aufgehoben 
(KG. $ 48, Nr. 3). 

In diesem Punkte war die evangelische Entwicklung bis 
zum Erlass dieser neuen Gesetze rückständig gegenüber der 
der katholischen Kirchengemeinden. Diesen hatte nämlich 
bereits das Gesetz betreffend die Besteuerung der Katholiken 
vom 20. Januar 1902?) das Recht verliehen, von ihren Mit- 
gliedern Beiträge zur Deckung ihrer Bedürfnisse schlechthin 
-— also nicht bloss der kirchlichen Baulast — zu erheben. 


1) AKBl. 1901, 549. 
?) RegBl. 3 ff. Freisen, Staat u. Kirche Bd. 1, 401. 
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YI. Lippe. 


8 27. 


Im Fürstentum Lippe-Detmold !) hat das kirchliche Steuer- 
recht früher als in irgend einem anderen deutschen Staate eine 
eingehende gesetzliche Regelung gefunden. Die ältesten Vor- 
schriften hierüber enthält die Lippische Kirchenordnung vom 
6. Juni 1684 in Kap. XVIII $S 6 und Kap. XXII $ 3 (Landes- 
verordnungen I, 498). Hier wird die den Kirchspielgenossen 
obliegende Verpflichtung zur Unterhaltung der Kirchen, inso- 
weit die Aufkünfte derselben dazu nicht hinreichen, ausdrück- 
lich anerkannt. Da jedoch über den Verteilungsmassstab nichts 
Genaueres verordnet war, blieb dieser in der Folgezeit überall 
ungewiss und schwankend. Zur Beseitigung der daraus er- 
wachsenden mannigfachen Streitigkeiten unternahm die Ver- 
ordnung (Landesgesetz) vom 16. Mai 1827, die Beiträge zu den 
Bedürfnissen der Kirchen und Schulen betreffend (Landesverord- 
nungen VII Nr. 168), eine für die damalige Zeit ungewöhn- 
lich ausgedehnte, auf dem Grundsatz der persönlichen Beitrags- 
pflicht aufgebaute Ordnung des kirchlichen Beitragswesens, 
deren wichtigste Sätze heute noch fortgelten. Die Verordnung 
vom 18. Februar 1876 (Landesverordnungen, 511) über die 
Kirchenvorstände, die Wahl der Prediger und die Klassen- 
versammlungen der reformierten Kirchengemeinden des Landes), 
in der Fassung der Verordnung vom 29. August 1878, begnügte 
sich mit der Feststellung der Besteuerungsbefugnis. Dagegen 
bewirkten das Gesetz vom 2. April 1880 (Ges.-Slg. 1880, 61) 
und die Verordnung (KG.) vom 25. Oktober 1894 (Ges.-Slg. 
1894, 405) einige Abänderungen des Kirchenbeitragsgesetzes 
vom 15. Mai 1827. Das Geset% vom 2. April 1880 hob die- 


) Falkmann, Das Staatsrecht des Fürstentums Lippe, in Mar- 
quardsens Handbuch des öffentl. R. III, 2,1, 185. Freisen, Staat 
und Kirche, Bd. 1, 139—146. 255 f. Freisen, AKKR. Bd. 85, 639. 
Freyer im AKKR. Bd. 87, 653 £. 

2) Auch Friedberg, Verfassungsgesetze 873 ff. 
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jenigen Bestimmungen auf, nach denen zur Beschlussfassung 
über Beiträge zu Kirchenbauten die Obrigkeiten und Vorsteher 
der politischen Gemeinden und Dorfschaften zugezogen werden 
mussten (V. v. 15. Mai 1827, $ 12)'1). Die Verordnung vom 
25. Oktober 1894 (Ges.-Sig. 1894, 405) brachte einige der 
neueren Entwicklung der kirchlichen Verfassung entsprechende 
Ergänzungen zum Kirchenbeitragsgesetz, liess seine Vorschriften 
in der Hauptsache aber unberührt. So bilden sie auch heute 
noch die Grundlage des Besteuerungsrechts in den Kirchen- 
gemeinden. 

Eingehende Einzelvorschriften über das landeskirchliche 
Besteuerungsrecht enthält das Gesetz vom 12. September 1877, 
die Bildung und Verwaltung eines allgemeinen Kirchen- 
vermögens für die evangelische Kirche des Landes, die Ver- 
anlagung von Kirchensteuern und die Stellung der Kirche dem 
Staate gegenüber betreffend ?). 

Endlich wurde auch für die katholische Pfarrei Lemgo 
nach dem Vorbild des preussischen Gesetzes vom 20. Juni 
1875°) durch die (durch fürstliches Reskript vom 23. April 
1898 genehmigten) Satzungen *) für die kirchliche Vermögens- 
verwaltung in der katholischen Pfarrei Lemgo vom 18. März 
1898 ein Umlagenrecht begründet’). In der Folgezeit wurden 
diese Satzungen in anderen Lippischen katholischen Pfarreien 
— Detmold, Lage, Schwalenberg, Salzuflen — eingeführt ®). 


‘) Vgl. auch V. vom 2. März 1841, $ 35, V. vom 30. März 1841. 

?) Ges.-Sig. 80. Friedberg, Verf.-Ges. 882 f. 

3) Freisen Bd. 1, 142. 

*) Also inkorrekterweise nicht durch Staats@. Hierzu Freisen Bd. 1, 
140, Ann. 1. 

°) Freisen Bd. 1, 255 f., das. 139—144 über die Entstehungs- 
geschichte dieser Satzungen. 

6%) Freisen Bd. 1, 144—146. 
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VII. Lübeck. 


g 28. 


Im Staatsgebiete der freien und Hansestadt Lübeck!) hat 
sich ein Besteuerungsrecht der evangelischen Einzelgemeinden 
nicht entwickelt. Dagegen ist das kirchliche Steuerrecht in der 
evangelisch-lutherischen Landeskirche durch die Gesetzgebung 
des Jahres 1895 kurz, aber klar geregelt worden. 

Eine dieser Regelung fast wörtlich entsprechende ist im 
Jahre 1904 der römisch-katholischen Kirchengemeinde im 
lübeckischen Staate zu teil geworden. Doch ist dieser Kirchen- 
gemeinde das Besteuerungsrecht nur widerruflich gestattet 
worden. Rechtsquelle ist das Gesetz betreffend die Verleihung 
des Besteuerungsrechtes an die römisch-katholische Gemeinde 
im lübeckischen Staate vom 14. März 1904 (GVBl. 1904, 85 £.)?). 


Yilf. Bremen. 


Se 
In der freien und Hansestadt Bremen hat das Besteuerungs- 
recht der katholischen Kirchengemeinden erst im Jahre 1909 
(Verfassungen v. 27. August und 26. Januar 1909) gesetzlichen 
Ausdruck gefunden. Für dieses Steuerrecht wie für dasjenige 
der evangelischen Kirchengemeinden erübrigen sich besondere 
historische Ausführungen °). 


!) Brückner, Das Staats- und VerwR. der Freien und Hanse- 
stadt Lübeck, 1909, 139. 141 f. Freisen, Der katholische und prote- 
stantische Pfarrzwang, 1906, 155—167. Freyer im AKKR. Bd. 87, 
660; Bd. 88, 19. Schmidt, Neue Beiträge zum Austritt aus der Kirche. 
Festschrift für Friedberg, 1908, 87. 

2) Schmidt a.a.0. 87. 

3) Bollmann, Die Verfassung und Verwaltung der Freien Hanse- 
stadt Bremen, 1909, 150. Freyer a.a.O. Bd. 87, 661f.; Bd. 88, 18. 
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IX. Hamburg. 
8 30. 


Im Staatsgebiete der freien und Hansestadt Hamburg !) wur- 
den zur Erhaltung der Kirchen schon frühzeitig Zwangsbeiträge 
erhoben. Wie innerhalb der Stadt und der Vorstädte, so hatten 
auch im Landgebiet die Gemeinden bereits in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts die hierzu erforderlichen Ausgaben nötigen- 
falls durch (den Gemeindemitgliedern aufzuerlegende) Kirchen- 
steuern zu decken?). Nach der am 1. Januar 1533 neu ver- 
kündeten Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche vom 
9. Dezember 1870 bezw. 14. Juli 1876 ist es Sache des Kirchen- 
vorstandes, die etwa erforderlichen Beiträge zur Kirchenkasse 
der Gemeinde auszuschreiben ($ 13 Nr. 3)°). Diese Bestimmung 
schien eine genügende Grundlage zur Einführung eines Be- 
steuerungsrechts zu bieten. In Gemässheit eines am 15. April 
1886 gefassten Synodalbeschlusses wurden durch kirchliches 
Gesetz vom 27. Mai 1886 eingehende Vorschriften für die Er- 
hebung einer Kirchensteuer getroffen. Hervorgerufen *) durch 
die Notwendigkeit, den kirchlichen Gemeinden vermehrte jähr- 
liche Einnahmen zuzuführen, damit sie den von Jahr zu Jahr 
gesteigerten Ansprüchen der rasch anwachsenden Bevölkerung 


!) Westphalen, Hamburgs Verfassung und Verwaltung, Bd. 2, 
1841, 366. 384. Wolffson, Das Staatsrecht der freien und Hansestadt 
Hamburg, in Marquardsens Handbuch Bd. III, 2, 3, S.35. Nöl- 
deke, Hamburgisches Landesprivatrecht (Dernburg, Bürgerl. Recht, 
Erg.-Bd. 6), 1907, 131. 133. Freisen, Pfarrzwang, 1906, 168. 171. 
Freisen, Korporationsrechte der katholischen Gemeinden in den klei- 
neren protestantischen deutschen Bundesstaaten, AKKR. Bd. 85, 641 f. 
Freyer a. a. OÖ. Bd. 87, 661f.; Bd. 88, 18f. E. d. OLG. Hamburg 
4. Januar 1898, ZKR. Bd. 30, 150 fi. 

?) Westphalen a.a. 0. 366. 384. 

®) In der Kirchenverfassung vom 9. Dezember 1870 bezw. 14. Juli 

» 1876: & 23 unter f. 

*) Bktm. des Kirchenrats v. 30. Dez. 1887 betr. die Kirchensteuer, 

AKBI. 1890, 197. Friedberg, Verf.-Ges., 2. Erg.-Bd., 93. 
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Genüge leisten könnten, sollte dieses Gesetz eine in sämtlichen 
Gemeinden der Stadt, Vorstadt und Vororte gleichmässig zu 
erhebende Kirchensteuer einführen. Die neue Steuer war aber 
kaum zur Erhebung und Verwendung gelangt, da erkannten 
die Gerichte!), dass dem Steuergesetz die verfassungsmässige 
Grundlage fehle, weil nach der Kirchenverfassung die Synode 
nicht berechtigt gewesen sei, Bestimmungen über die inner- 
halb der einzelnen Gemeinden zu erhebenden Kirchensteuern 
zu erlassen. Nachdem hierauf der Kirchenverfassung in $ 52 
der ausdrückliche Zusatz: „In jeder Gemeinde wird eine Kirchen- 
steuer erhoben; das Nähere bestimmt das Gesetz“ (Revid. 
KirchVerf. $ 9), beigefügt und auch $ 13 Nr. 3 (Revid. 
KirchVerf. $ 15 Nr. 3) entsprechend ergänzt war?), erliess die 
Synode ein neues, mit dem ungültigen durchweg überein- 
stimmendes Kirchensteuergesetz, welches nach Bestätigung 
seitens des Patronats am 29. Dezember 1887 veröffentlicht 
wurde. Abänderungen für Steuerfuss und Verteilung des er- 
zielten Steuerbetrages brachte das weitere, dasjenige von 1887 
ersetzende ($ 11 Abs. 2), kirchliche Gesetz betreffend die Er- 
hebung einer Kirchensteuer vom 26. Februar 1896°) nebst 
Novelle (Bktm.) vom 12. Februar 1904 (Ges.-Sig. 1904, IV, 7). 
Gleichzeitig mit jenem Gesetz wurde auch eine Neufassung 
des Kirchenverfassungsgesetzes (Revid. KirchVerf. $$ 9, 15 
Nr. 3, 44) verkündet. 

Die katholische Kirchengemeinde Hamburg erhob im Ver- 
trauen auf die ihr durch Verfassung der freien und Hanse- 
stadt vom 13. Oktober 1879 (Art. 96 Abs. 1) garantierte Selb- 
ständigkeit ohne gesetzliche Grundlage und ohne staatliche 
Genehmigung Kirchensteuern, bis auch bier die Judikatur, 
nämlich die Urteile des Oberlandesgerichtes‘) vom 3. April 

!) Vgl. auch OLG. 4. Januar 1898, a. a. 0. 150—152. 

2) Friedberg, Verf.-Ges., 2. Erg.-Bd., 94; 5. Erg.-Bd. (in ZKR. 
381. 
ur -Sig. 1896, IV, 22. AKBI. 1896, 357. 

*) Diese Rechtsprechung ist vom RG. bestätigt worden. nlser: 

AKKR. Bd. 85, 641. Nöldeke 133, Anm. 20. 
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1897 und 14. Juli 1898!) eingriffen und der Gemeinde dieses 
Recht, weil vom Staate nicht eingeräumt, aberkannten. Nach 
langwierigen Verhandlungen zwischen Senat und Bürgerschaft 
erging die Verfassung der römisch-katholischen Kirchengemeinde 
Hamburg vom 13. Februar 1901, welche in $ 6 Nr. 4 die Fest- 
setzung und Ausschreibung des von den Gemeindemitgliedern 
für Gemeindezwecke zu erhebenden Zwangsbeitrags (Steuer) 
als Amtspflicht des Kirchenvorstandes der Gemeinde feststellte, 
und zur näheren Regelung dieser Pflicht bezw. dieses Rechts 
das Gesetz betreffend die Kirchensteuer der römisch-katholischen 
Gemeinde in Hamburg vom 22. Januar 1904. Das gegenwärtige 
Verfassungsgesetz für die Gemeinde wurde am 28, Dezember 
1903 kirchenoberlich genehmigt und am 19. Januar 1904 ver- 
kündet. Die Ausführungsbestimmungen hierzu enthält der Be- 
schluss der Gemeindevertretung der römisch-katholischen Ge- 
meinde zu Hamburg vom 24. November 1908 (Bktm. des 
Kirchenvorstandes betr. Erhebung der Kirchensteuer für die 
Jahre 1909—1913 einschliesslich) ?). 


Gruppel.Db: 


Einheitliche Ausbildung des Besteuerungsrechts für beide 
Kirchen. 


I. Bayern, 


$ 81. A. Uebersicht über die Entwicklung. 


Wie das bayerische Kirchengemeinderecht überhaupt), so 
war insbesondere das bayerische Kirchensteuerrecht bis in die 
neuere Zeit so rückständig und wenig geklärt wie kaum eines 
der übrigen deutschen Staaten. Erst die jüngste Entwicklung 
hat die Ausbildung des Umlagenrechts gefördert und zu einem 


!) Seufferts Arch. Bd. 54, 40 ff. 
°) Amtsblatt der freien und Hansestadt Hamburg 1909, 207 f. 
*) v. Seydel in der Kritischen Vierteljahresschrift 1894, 296. 
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gewissen Ziel geführt, ohne dass man jedoch die Entwicklung 
als abgeschlossen bezeichnen dürfte. Die Ursache dieser spär- 
lichen Entfaltung war weniger das mangelnde Bedürfnis nach 
Umlagen, als das Fehlen einer genügend organisierten Kirchen- 
gemeinde !) — diese bildete lediglich einen Verwaltungsbezirk —, 
ferner die Bevorımundung der kirchlichen Gemeinden durch die 
bürgerlichen Gemeinden und demzufolge die Verquickung des 
kirchlichen mit dem gemeindlichen Umlagenwesen. Während 
diese Verquickung in der bayerischen Pfalz bis zum heutigen 
Tage noch nicht überwunden ist, hat sich die Kirchengemeinde 
im rechtsrheinischen Bayern allmählich davon zu emanzipieren 
gewusst. Diese Verselbständigungsbestrebungen der erwachen- 
den Kirchengemeinden, die Anfänge ihrer eigenen Vermögens- 
verwaltung, die in Ermangelung gesetzlicher Normen durch 
Eingreifen von Verwaltungspraxis und Judikatur bewirkte 
Grundlegung eines eigenen Besteuerungsrechts und die Fort- 
schritte in der Ausbildung dieses Rechts — das sind die ein- 
zelnen Momente, an die wir den geschichtlichen Werdegang 
des bayerischen Kirchensteuerrechts anzuknüpfen haben. Dabei 
ist das Recht der rechtsrheinischen Kirchengemeinden und die 
Rechtslage in der Pfalz wegen der grossen Verschiedenheit in 
der Entwicklung gesondert zu betrachten. Auf das pfälzische 
Recht werden wir an späterer Stelle zurückkommen. Wir be- 
schränken unsere Darstellung vorläufig auf die rechtsrheinische 
Entwicklung. 


$ 32. B. Die Entwicklung im rechtsrheinischen 
Bayern’). 


Die ersten Umlagen für kirchliche Zwecke erhoben in 
Bayern die politischen Gemeinden. Nachdem das Edikt vom 


!) Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht Bd. 1, 122 spricht 
von einem „embryonalen Dasein“ der Kultusgemeinde. Zorn, Die Reform 
der ev. Kirchenverfassung in Bayern, ZKR. Bd. 14, 294 ff. 338 ff, Schmidt, 
Die Kirchengemeinde im rechtsrhein. Bayern, ZKR, Bd. 25, 334 ff. 

2) v.Seydel, Bayerisches Staatsrecht, 1. Aufl., Bd. 6, 1892, 271 £f.; 
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24. September 1808 (RegBl. 1808, 2405) in Anlehnung an das 
französische Vorbild die Ausgaben zur Ergänzung der Religions- 
anstalten für eine Gemeindelast erklärt hatte, schuf die Ver- 
ordnung vom 6. Februar 1812 (RegBl. 1812, 321) die Mög- 
lichkeit einer gemeindlichen Besteuerung zu kirchlichen Zwecken. 
Das Nähere regelte die Gemeindegesetzgebung der Jahre 1818 
bis 1819. Das revidierte Gemeindeedikt vom 17. Mai 1818, 
die künftige Verfassung und Verwaltung der Gemeinden im 
Königreich betreffend (GBl. 49, 139), betraute die bürgerliche 


2. Aufl., Bd.3, 579 ff. Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht, 
Bd. 1, 1899, 13—18. 66 ff. 73. 98—108. Seeberger, Handbuch der Amts- 
führung für die protestantischen Geistlichen Bayerns r. d. Rh., 1899, 808 ff. 
Mayer, Die Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern, 1884, 266 ff. 
Jänicke, Die Rechte des Staates in Bezug auf die Verwaltung und 
Verwendung des Kirchenvermögens. Erl. Diss. 1896, 35—38. 44—46. 
Kalb, Beiträge zum Steuerrecht in den ev. Landeskirchen Deutschlands. 
Erl. Diss, 1908, Teil I, 4—8, TeillI. Lindner, Grundzüge des kirchl. 
Umlagenrechts. Würzb. Diss. 1909, 5—13. Dyroff, Die Entwicklung 
des bayerischen Staatskirchenrechts ete., in Hirths Annalen des Deut- 
schen Reichs, 1905, 641. 672ff. Haberstumpf, Die neuen Kirchen- 
verwaltungen nach dem Gesetz vom 1. Juli 1834. Schumann, Die 
Kompetenz der Kirchenverwaltungen in Bayern, in ZKR. Bd.3, 187 ff. 
Schumann in Blättern für administrative Praxis Bd. 13, 208. Lut- 
hardt.das. Bd. 6, 287; Bd. 20, 33; Bd. 28, 332; Bd. 40, 297. 300; Bd. 43, 
161; Bd.53, 173. Vogtherr, Die lutherische Kirchengemeinde im König- 
reich Bayern d. d. Rh., 1892, 37—43. Tretzel, Die Kirchengemeinde nach 
bayerischem Recht, AKKR. Bd. 86, 652 ff., bes. 658 ff.; Bd. 87, 213 ff. 
228 ff. 250—252 (hier in den Anm. die grösste Materialsammlung). 
Tretzel, Die Selbstverwaltung der Kirchengemeinde. Bl. f. adm. Pr. 
Ba. 57, 1907, 102 ff. Begründung zum Entw. einer KGO. bes. 49—57, 
60-62. 96—100. 132—150. 228—234. 302—306. Piloty, Die KGO. im 
Geiste des bayerischen Entw., 1908; 6—13. Meurer, Grundfragen aus 
dem Entw. einer bayerischen KGO., 1909, 7. 27 £. 50-52. 58f. Piloty, 
Die KGO. im bayer. Landtag, 1910, S.-Abdr. aus dem Arch. f. öff. R, 
Bd. 26, Heft 1. Meurer, Kirchenstiftung und Kirchengemeinde, 1910, 
bes. 29—37. 53—60. Hollweck in der Augsburger Postzeitung, 1907, 
Nr. 255—258. 261. 264. 274. 280.284. Dagegen Döberl, Beil. zur 
Allgem. Ztg. 1908, Nr. 4, S.25—28: Ernst Mayer in der Bee 
le 1910,: Nr. 42. 56. 61. 
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Gemeinde mit der Verwaltung des unter französischem Einfluss 
durch Verordnung vom 29. Dezember 1806 (RegBl. 1807, 49; 
vgl. auch Edikt vom 1. Oktober 1807, RegBl. 1808, 209) ver- 
staatlichten, aber durch Verordnung vom 6. März 1817, die Ver- 
waltung des Stiftungs- und Kommunalvermögens betreffend 
(RegBl. 153), wieder zurückerstatteten Kirchenvermögens. Das 
Gesetz vom 22. Juli 1819 (Weber II, 9) über die Umlagen 
für Gemeindebedürfnisse bezeichnete als die einzelnen kirch- 
lichen Bedürfnisse, zu deren Befriedigung Umlagen erhoben 
werden durften (Art. Ib Nr. 9, 10 u. 12), Neubau und Re- 
paration von Kirchen, Pfarr- und Messnerhäusern nach dem 
hierüber bestehenden Recht !), ferner Anschaffung von Kirchen- 
requisiten und Unterhaltszuschuss für Geistliche nach dem 
bestehenden Recht !), und soweit die auf dem Finanzetat hierzu 
gesetzlich bestimmten Summen und das Stiftungsvermögen 
nicht ausreichen, endlich Ausgaben zur Deckung eines bleiben- 
den oder vorübergehenden Defizits der Ortsstiftungen. Neu 
eingeschärft wurde die schon 1812 dekretierte Beschränkung 
der Umlage auf die Glaubensgenossen; „kein Staatsbürger ist 
verbunden, zur Befriedigung der Bedürfnisse von Kirchen und 
Schulen einer Religionspartei, zu welcher er nicht gehört, 
mittels Umlagen beizutragen, wenn nicht ein gemeinschaft- 
licher Genuss oder ein besonderes Rechtsverhältnis besteht“ ?) 
(Art. V)°). 

Die Grundlage zu einer selbständigen kirchlichen Ver- 


1) Hierdurch wurde also keine neue Aufbringpflicht begründet. 
Meurer, Kirchenvermögensrecht Bd. 1, 110. 113. 121. v. Seydel, 
Staatsrecht!, Bd. 6, 278. 

?) Eine teilweise wörtliche Wiederholung dieses Satzes finden wir 
übrigens im „Toleranzantrage“ der Zentrumsfraktion des Deutschen Reichs- 
tages, Fassung aus den Jahren 1903/4. 1905,6. 1907. Vgl. Schmidt, 
Neue Beiträge zum Austritt aus der Kirche, in Festschrift für Fried- 
berg, 1908, 75. 

%) Zur Auslegung und Anwendbarkeit des Art. V: Meurer Bd. ], 
106—125. Grundfragen 55—62. VGH. 23. Februar 1833, Bd. 4, 340; 
15. Mai 1885, Bd. 6, 156; 4. Mai 1892, Bd. 13, 505 u. a. 
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mögensverwaltung legte das revidierte Gemeindeedikt vom 
1. Juli 1834, indem es ($ 59 Abs. 3—5, $ 94 Abs. 5—8) das 
Kirchenvermögen jeder Konfession und Parochie einer beson- 
deren, neugebildeten „Kirchenverwaltung“ !) zuwies, deren Ge- 
schäftsgang, Zuständigkeit und Kuratelverhältnisse sich nach 
den 1818 für die Gemeindebehörden als kirchliche Vermögens- 
verwalter gegebenen Vorschriften richteten. Nun entbrannte 
ein heftiger Meinungsstreit darüber, ob diese neue Kirchen- 
verwaltung zugleich mit der Abtrennung der Kirchen- von der 
Zivilgemeindeverwaltung auch eine zu Umlagen berechtigende 
Finanzgewalt erhalten habe oder nicht. Hierüber sind die ver- 
schiedensten Ansichten ausgesprochen worden?). Nach der 
einen Auffassung ist die Tätigkeit der Kirchenverwaltung streng 
auf die Verwaltung des vorhandenen Kirchenvermögens be- 
schränkt?), nach einer zweiten hat die Kirchenverwaltung auch 
das Recht der Erhebung kirchlicher Gemeindeumlagen, und 
zwar ohne dabei an eine Mitwirkung der Kirchengemeinde ge- 
bunden zu sein®), nach einer dritten geschieht die Umlagen- 
erhebung durch Beschluss der Gemeindeversammlung’) nach 
Analogie der Vorschriften des revidierten Gemeindeedikts, nach 
einer vierten endlich haben die Organe der Kirchengemeinden 
als selbständiger kirchlicher Korporationen zu Umlagen die 
gleiche Berechtigung wie die politischen Gemeinden. Von 
neueren Schriftstellern haben sich unter vielen anderen nament- 


!) Meurer, Kirchenvermögensrecht, Bd. 1, 19 ff. Tretzel im 
AKKR. Bd. 86, 663 ff. (Entstehungsgeschichte), Bd. 87, 215 ff. 

?) Uebersicht: Schumann in ZKR. Bd. 3, 183—190. Tretzel, 
AKKR. Bd. 86, 668 f. (dort reiches Material). v. Seydel, Staatsrecht!, 
Ba. 6, 285 £. 297 £. 

®) Seuffert in Bl. f. Rechtsanwendung, Bd. 22, 24. Tretzel 
a. a.0. 668, Anm. 6. v. Seydel Bd. 6, 283—285. 

*) Haberstumpf, Die neuen Kirchenverwaltungen nach dem G. 
vom 1. Juli 1834, 161. Bl. f. adm. Pr. Bd. 13, 261, Anm. Tretzel im 
AKKR. Bd. 86, 668 Anm. 7. | 
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lich v. Seydel !) und Meurer?) mit der Frage beschäftigt. Wäh- 
rend jener die Existenz einer Kirchengemeinde und eines selb- 
ständigen Umlagenrechts vollständig leugnet, sucht dieser beides 
zu rechtfertigen. Meurer °) betrachtet die Kirchenverwaltung als 
Rechtsnachfolgerin der bis dahin das Kirchenvermögen ver- 
waltenden Zivilverwaltung und schreibt, da die letztere nach 
Art. IX des Umlagengesetzes von 1819 zur Anordnung und 
Regulierung von Umlagen zuständig war, die gleiche Befug- 
nis auch der Kirchenverwaltung zu. Auch die Vollzugs- 
vorschriften zum revidierten Gemeindeedikt (Min.-Entschl.) vom 
3l. Oktober 1837 ($ 136 ff.) erklären die Kirchenverwaltungen 
für die bis zum Jahre 1854 von den Gemeindebehörden ge- 
führte Verwaltung sämtlicher Kultusstiftungen zuständig. Man 
wird dem Versuche Meurers, die Praxis juristisch zu recht- 
fertigen, die Anerkennung nicht versagen dürfen. Sie findet 
ihre Bestätigung in der wiederholten Auffassung der gesetzgeben- 
den Organe und in der gesamten späteren Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes. Zunächst in der Meinung des Gesetz- 
gebers. Nach Art. 60 der neuen Gemeindeordnung vom 29. April 
1869 bemisst sich die Verpflichtung zu Dienstleistungen oder 
Umlagen, welche sich aus dem Kirchengemeindeverbande er- 
geben, nach den hierüber bestehenden besonderen Bestim- 
mungen. Dieser Artikel setzt also ausdrücklich kirchengemeind- 
liche Umlagen voraus. Art. 206 der Gemeindeordnung hebt 
allerdings das die Grundlage dieses Umlagenrechts bildende Ge- 
meindeedikt vom 1. Juli 1834 und das Umlagengesetz vom 
22. Juli 1819 (vorbehaltlich nur des Art. V des Umlagen- 
gesetzes und der $$ 59 Abs. 3—5 und 94 Abs. 5—8 des 


!) Bayerisches Staatsrecht Bd. 6, 271 ff., 2. Aufl. Bd. 3, 579 ff. 

2) Vgl. die S. 146 in der Anm. angeführten Schriften Meurers, 
bes. Kirchenvermögensrecht Bd. 1, 66 ff. 98 ff. 

3) Aehnlich Riehter-Dove-Kahl, KR. 900, Anm. 20. Ebenso 
wie Meurer (aber ohne neue Gründe) Kalb .a.a.0.5f. Lind- 
ner a. a. O. 10—12. Weitere Vertreter dieser Ansicht bei Meurer 
Bd. 1, 70 ft. 
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Ediktes) auf. Hieraus folgern nun die meisten Theoretiker, 
darunter v. Seydel!), Schmidt?) und Piloty?), die Unanwend- 
barkeit jener — aufgehobenen — Gesetze für kirchliche Um- 
lagen. Auch in den Parlamentsverhandlungen beider Kammern 
aus dem Jahre 1870 wurde diese Auffassung vertreten und 
zur Ausfüllung der Lücke die Vorlage eines Gesetzentwurfes 
über die Befriedigung der Kultusbedürfnisse begehrt *), worauf- 
hin der Landtagsabschied vom 13. Februar 1871?) den Kultus- 
minister mit der Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes hierüber 
beauftragte. Alle diese Auffassungen verkennen aber, worauf 
Krick ®), Richter-Dove-Kahl’), Kalb °) und Lindner”) mit Recht 
hinweisen und was an erster Stelle Meurer überzeugend nachge- 
wiesen hat !°), die Tragweite des Art. 206. Da die neue Regelung 
der Gemeindeordnung, wie aus den Verhandlungen über ihren 
Entwurf und vollends aus ihrem Gesetzestext selbst (Art. 60, 
206) deutlich hervorgeht, ausschliesslich die Gemeinde verwal- 
tung regeln, die kirchlichen Verhältnisse dagegen ganz un- 
berührt lassen wollte und auch gelassen hat, so beschränkt 
sich die in Art. 206 verfügte Aufhebung des Gemeindeedikts 
von 1834 und des Umlagengesetzes von 1319 ausschliesslich 
auf die Gemeindeverwaltung, lässt aber diese beiden Gesetze 
für die kirchliche Vermögensverwaltung völlig unangetastet 


I) Staatsrecht Bd. 6, 283 f. 293; 2. Aufl. Bd. 3, 589. 

2) In ZKR. Bad. 25, 852. 

®) Die KGO., 1908, 8 f. 12. 

4) Verhandlungen d. 2. Kammer, 1870, Beilageband 2, 515 fi. und 
Sten. Ber. Bd. 2, 410 ff. Verhandl. d. Kammer d. Reichsräte 1870/71, 
Beilageband 2, 217 ff, Prot. Bd. 2, 125 ft. 

5) Weber, Neue Gesetze und Verordnungen Bd. 8, 712. 

°%) Handbuch der Verwaltung des Kirchenvermögens, ‘2. Aufl., 15. 

”\ KR. 899 f. Anm. 20. 

2, A205 

°») A.a.0. 10—12. 

10) Bd. 1, 108—105, neuestens auch Grundfragen, 1909, 50—52, und 
Kirchenstiftung, 1910, 31 ff. 55. Ebenso Weber, Neue Gesetze und Ver- 
ordnungen Bd. 1, 566, Anm. Dies wird von Tretzel im AKKR. Bd. 86, 
672—674. 678 und den übrigen nicht genügend gewürdigt. 
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in Geltung. In Uebereinstimmung mit dieser Auffassung be- 
findet sich auch die spätere Gesetzgebung!) sowie die Praxis ?) 
der Verwaltungsbehörden?). Die Rechtsprechung des Ver- 
waltungsgerichtshofes gelangt zum gleichen Ergebnis, erklärt 
allerdings die Vorschriften der aufgehobenen Gemeindegesetze 
auf die kirchlichen Verhältnisse nur analog’) anwendbar und 
lässt das Umlagenrecht erst mit dem Jahre 1869 beginnen’). 
Stimmt man aber den Ausführungen Meurers zu, so muss füg- 
lich das Jahr 1834 als Begründungsjabr nicht nur der Kirchen- 
gemeinde als selbständiger Korporation °), sondern auch des 
bayerischen kirchlichen Umlagenrechts anerkannt werden. 


!) Das G. vom 8. August 1378 über die Errichtung eines VGH. 
spricht in Art. 10 Nr. 12 u. 13 von Kirchengemeindeverband und Kirchen- 
gemeindeangelegenheiten. 

?\, Min.-Erl. v. 12. Juli 1833 (Weber Bad. 2, 707), 21. Juni 1846, $ 11 
{(Döllinger, Sig. d. V. Bd. 23, 37), 24. April 1857 (Weber Bd.5, 47), 
30. November 1869 (Weber Bd.8, 453), 24. Mai 1877 (Bl. f. adm. Pr. 
Bd. 28, 217). Schmidt in ZKR. Bd. 25, 354 bezeichnet diese Praxis, 
von seinem die Kirchengemeinde leugnenden Standpunkt aus als Not- 
behelf, der zu entschuldigen, aber nicht zu billigen sei. Uebersicht über 
die in der Verwaltung herrschende Auffassung bei Krais, Handbuch 
der inneren Verwaltung, 3. Aufl., Bd. 1, 301 £. 

®) Dies müssen auch Schumannin ZKR. Bd. 3, 212 ff., Schmidt, 
ZKR. Bd. 25, 346 u. 353, v. Seydel, Bd. 6, 293, Tretzel im AKKR. 
Bd. 86, 669. 673 und Piloty, Die KGO., 1908, 25 u. 35, zugeben. Vgl. 
auch die bei Mayer 266, Anm. 1 zit. Belege aus den Bl. f. adm. Pr. 

4) Ueber die Unzulässigkeit der Analogie v. Seydel, Bd.6, 294 
bis 296. Mayer führt das Umlagenrecht auf Gewohnheit zurück (268). 
Ihm folgt Rehm in ZKR. Ba. 24, 193.. Dagegen v. Seydel Bd. 6, 297 £. 
2. Aufl. Bd. 3, 591. 

5) E. 21. Mai 1880, Bd. 1, 310; 3. August 1880, Bd. 2, 9 u. AKKR. 
Bd.47, 260; E. 26. November 1880, Bd.2, 255 ff. und. AKKR, Bd, 47, 
261; 25. Februar 1881, Bd. 2, 546; 26. Oktober 1883, Bd.4, 597; vgl. 
ferner die späteren E. Bd. 5, 103; Bd.:9, 297..447; Bd. 12, 70; Bd. 14, 187; 
Bd. 19, 18. 314. Vgl. auch die Entscheidung des Appellationsgerichts- 
München 19. Januar 1877, mitgeteilt v. Seydel Bd.6, 284,:Anm. 1: 
Nach dieser E. ist 1834 die Kirchengemeinde Korporation und Eigen- 
tümerin des Kirchenstiftungsgutes geworden. 

6) So weit geht auch die herrschende Meinung. „Rechtlich anerkannte‘ 
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Nur das eine war freilich nicht zu leugnen, dass die ge- 
setzlichen Bestimmungen über dieses Umlagenrecht wegen ihres 
spärlichen und kontroversen Charakters einer Neuregelung 
dringend bedurften. Das Verlangen hiernach verdichtete sich 
1892 zu einem in der Kammer der Abgeordneten gestellten 
Antrage, dem nächsten Landtag den Entwurf einer Kirchen- 
gemeindeordnung vorzulegen, vorläufig aber zur Behebung der 
schlimmsten Zweifel ein Notstandsgesetz über die notwendig- 
sten Umlagegrundsätze zu erlassen. Die Novelle wurde an- 
genommen und im Landtagsabschied vom 28. Mai 1892 $ 23 
unter dem Titel „Verhältnisse der Kirchengemeinden diesseits 
des Rheins“ als Gesetz verkündet. Sie brachte Reformbestim- 
mungen über die Kirchengemeindeversammlung, schuf die Mög- 
lichkeit einer Kirchengemeinderepräsentation, bestimmte den 
Kreis der Steuerpflichtigen und regelte endlich auch die Bei- 
treibung der Steuern neu). 

Dieses Gesetz trug seinen provisorischen Charakter an der 
Stirn, schon in der Schlussbestimmung über sein Ausserkraft- 
treten mit der Publikation des Gesetzes über die Kirchen- 
gemeindeordnung (Nr. III). Eine umfassende Neuregelung war 
in der Tat angesichts des unhaltbaren Zustandes?) unvermeid- 


Kirchengemeinde“: Schumann in ZKR. Bd. 3, 206. 211. Tretzela.a.O. 
672. 676 £. 679; Bl. f. adm. Pr. Bd. 20, 37, Bd. 42, 241 ff.; Bl. f. Rechtsanw. 
Bd. 22, 26. Ebenso Min.-Erl. v. 11. August und 15. Oktober 1834, 30. Juni 
1835, 6. Februar und 7. Juli 1836. Mayer, Die Kirchenhoheitsrechte 268. 
A. M. Schmidt in ZKR. Bad. 25, 338 ff. 343 f., sogar noch für die durch 
Novelle 1892 geschaffene Neuregelung (343—347), ebenso v.SeydelBd. 6, 
272, Anm. 1, 303 ff., 2. Aufl., Bd. 3, 592. Hiergegen mit Recht Tretzel, 
AKKR. Bd. 86, 675 f. in Anm. 14. 

') Bis dahin fehlte der Kirchenverwaltung ein eigenes Vollstreckungs- 
recht. Obgleich das Umlagengesetz 1819 Art. XIII den Gemeindever- 
waltungen auf dem Umlagengebiet die Exekutionsgewalt gegeben hatte, 
sprach die spätere Praxis der Kirchenverwaltung die Nachfolge in dieses 
Recht ab. Bl. f. adm. Pr. Bd. 32, 238. Meurer Bd. 1, 142 f. 

2) Ueber die Mängel vgl. z. B. Frank, Der Entwurf der neuen 
KG0O,, im AKKR. Bd. 89, 631—634. Schumann in ZKR. Bd. 3, 214 ff. 
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lich. Eine förmliche Kirchengemeindeordnung auf der Grund- 
lage der Selbstverwaltung war schon durch die Landtags- 
abschiede vom 18. Februar 1871 ($ 18) und 28. Mai 1892 ($ 23) 
zugesagt worden. Sie wurde von dem Landtag seitdem wieder- 
holt verlangt, auch seitens der berufenen Vertretungen der be- 
teiligten Kirchen gefordert. Der Entwurf der Kirchengemeinde- 
ordnung ist nach langer Vorbereitung zunächst dem Ver- 
waltungsgerichtshof und den Kreisregierungen, sodann mit 
eingehender Begründung 1905 den kirchlichen Oberbehörden 
zur Aeusserung mitgeteilt '), unter Berücksichtigung der ge- 
wonnenen Anregungen und Vorschläge endlich im Herbst 1907 
dem Landtage vorgelegt worden. Die Verhandlungen in der 
Abgeordnetenkammer sind zur Zeit noch nicht abgeschlossen ?). 

Der Entwurf hat wieder die früheren Streitfragen — und 
neue dazu — entfacht, vor allem die Gegner und Anhänger 
der Selbstverwaltung der Kirchengemeinden in die Schranken 
gerufen. Namentlich ist bestritten worden, dass der Entwurf 
mit den Bestimmungen der Verfassungsgesetzgebung — ge- 
nauer: mit ihrem Geiste — im Einklang stehe?). Ist auch 
nicht zu verkennen, dass diese Auffassung beachtenswerte Gründe 
ins Feld zu führen vermag, so möchten wir doch der entgegen- 


Schmidt in ZKR. Bd. 25, 354. Ludwigs, Der ministerielle Gesetz- 
entwurf einer KGO., 1905, 10. 

') Genaueres über die Aeusserung: Begründung 50 und Ludwigs, 
Der ministerielle Gesetzentwurf einer KGO., 1905. Diese Schrift lehnt 
vom Standpunkt des kanonischen Rechtes bezw. des Vermögens- und Ver- 
fassungsrechtes der katholischen Kirche innerhalb des Königreichs Bayern 
den Entwurf als mit den Grundlehren und Normen des nach katholischer 
Auffassung in Bayern zur Zeit massgebenden kirchlichen Rechtes unver- 
einbar ab. 

2) Referent der Abgeordnetenkammer: Frank. Korreferent: Ge- 
richten. Am 20. Januar 1910 hat der besondere (IX.) Ausschuss die 
Vorberatung des Entwurfs begonnen. Die Verhandlungen im Plenum 
stehen noch aus. 

®) Piloty, Die KGO. im Geiste des bayer. Entwurfs, 1908, 23—37. 
Derselbe, Die KGO. im bayer. Landtag, 1910, 2—19. Derselbe im 
Arch. f. öff. R., Bd. 23, 1908, 303—306. 
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gesetzten Ansicht beitreten). Einmal?) fällt nach dem klaren 
Wortlaut und Sinn des Verfassungsrechts’ (VerfUrk. IV $ 9 
Abs. 6 und RelEdikt $$S 64b, 65) die Gesetzgebung über das 
Kirchenvermögen nicht in die Kompetenz der Kirche, sondern 
in die ausschliessliche Zuständigkeit des Staates, ist folglich 
das kirchliche Vermögensrecht keine innere kirchliche An- 
gelegenheit, sondern weltliche Angelegenheit der Kirche, staat- 
liches Recht); weil sodann das Verfassungsrecht — obzwar 
negativ die kirchliche Vermögensverwaltung nicht unter die 
Staatsangelegenheiten rechnend, gleichwohl — eine positive 
Bestimmung über die Verwaltung des Kirchenvermögens nicht 
enthält und damit diese Frage offen lässt, so steht es der 
bayerischen Gesetzgebung frei, mit dieser Verwaltung zu be- 
trauen,. wen sie für geeignet erachtet, ohne dass sie dabei einen 
Verstoss gegen die Verfassung zu besorgen braucht; die Ent- 
scheidung hierüber ist also eine Frage nicht des Rechts, son- 
dern der Gesetzgebungspolitik®); endlich entspricht es auch 
dem Verfassungsrecht (RelEdikt 1818 $$ 31, 75), dass der 
Staat über die ‚kirchliche Vermögensverwaltung die Aufsicht 
führt). Ebenso wie Meurer, dessen Ausführungen wir hier 
gefolgt sind, hat auch das protestantische Oberkonsistorium 


!) Dabei sei ausdrücklich bemerkt, dass zu einer endgültigen Stellung- 
nahme zu der Streitfrage hier kein Anlass und auch keine Gelegenheit 
geboten ist. 

?) Grundlegend für die folgenden Ausführungen: Meurer, Grund- 
fragen, 1909. 

®) Meurer, Grundfragen, 1909, 3—6. Derselbe, Kirchenver- 
mögensrecht Bd. 2, 72f. Derselbe, Kirchenstiftung, 1910, 56. Der- 
selbe, Der Zuständigkeitstitel bei der Erlassung einer KGO., Münchner 
Neueste Nachrichten 1910, Nr. 78 u. 83. Rehm im Arch. f. öff. R., Bd. 23;: 
1908, 302£. Dyroffiin Hirths Annalen 1905, 641. Frank a.a.O. 
636. ff. Begründung zum Entwurf einer KGO.-52. Dagegen Piloty 
2.4.0. und E. Mayer, Augsb. Abendzeitung 1910, Nr. 61. 

*) Meurer, Grundfragen, 6—9. Rehm im Arch. f.öff. R. Bd. 23,: 
302 f.. Auf einer-unrichtigen Grundlage beruht demnach RG. 11. Okto- 
ber 1880, E..i. StrS. Bd. 2, 816 ff, Dazu Piloty, die KGO., 1910, 65. 

5) Meurer, Grundfragen, 9—10. Frank a.a.0. 636 f. 
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in Bayern r. d. Rh. die Kompetenz der Staatsgewalt ausdrück- 
lich anerkannt). Im besonderen ist der Vorwurf der Ver- 
fassungswidrigkeit der Kirchengemeindeordnung gegen ihren 
„bedeutsamsten und einschneidendsten Teil“ ?), nämlich das 
Umlagenrecht, erhoben worden°). Doch ist der Vorwurf, die 
durch die Kirchenumlage bedingte Einschränkung der Ge- 
wissensfreiheit widerstrebe der Staatsverfassung, auch hier un- 
begründet. Denn es ist schlechterdings nicht ersichtlich, in- 
wiefern der äussere Zwang zum Bezahlen eine innere Nötigung 
in Glaubenssachen mit sich bringen soll*). Zudem ergibt 
die ganze geschichtliche Entwicklung, dass bereits lange zuvor 
wirkliche Kirchenumlagen in Bayern existierten, ohne dass man 
dies als verfassungswidrig angefochten hätte. Allerdings war 
dies ja nicht unbestritten. Um so grösser wird darum das 
Verdienst der Kirchengemeindeordnung sein, diese wichtige 
Frage zu Gunsten des Steuerrechts endgültig zu klären, wie 
es ihr weiteres Verdienst sein wird, die Selbstverwaltung der 
Kirchengemeinde zum gesetzlichen Ausdruck zu bringen°’). Ob 
sich freilich mit diesem Grundsatz die Beibehaltung eines Um- 
lagenrechts der politischen Gemeinden zu kirchlichen Zwecken 
gut vereinbaren lässt, erscheint nicht unbedenklich ®). 
Endlich ist noch der neuesten Entwicklung zu gedenken, 
die sich auf dem Gebiete des allgemeinen Kirchensteuer- 


!) Begründung zur KGO. 50. 

?) So Meurer, Grundfragen, 1909, 21. 48; vgl. auch Piloty, 
KGO. 1908, 6; KGO. 1910, 19. 21£. 40. Diese Bedeutung geht auch 
aus Art. 1 Abs. 1 des Entwurfs hervor. Begründung zum Entwurf, 57. 

2) Von Bilotysa.a. 0,71908,,19. 23,28788. 

4 Meurer, Grundfragen, 1909, 49). Rehm im Arch. f. öffentl. 
Recht Bd. 23, 301 f. Piloty, Arch. f. öffentl. Recht Bd. 23, 306 und 
KG0. 1910, 36 f. 

5) Meurer, Grundfragen, 15—30: unter eingehender. Darlegung 
seiner Ansicht über das Verhältnis von Kirchenstiftung und Kirchen- 
gemeinde, Frank a.a.O. 636.. Ludwigs a.a.0.33ff. 

6) Art. 93 des Entwurfs enthält eine Aenderung des $ 60a der GO. 
Meurer a.a. 0. 58—62. 
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rechts bewegt!). Während sich v. Seydel, allen kirchlichen Steuern 
abhold, auch der Einführung einer allgemeinen Kirchensteuer 
gegenüber sehr skeptisch verhielt ?), hatten andere Schriftsteller 
— meines Wissens als erster im Jahre 1879 Zorn?) — schon 
früh auf den Gedanken einer allgemeinen obligatorischen 
Kirchensteuer hingewiesen. 1882 war der gleiche Gedanke *) 
durch die Staatsregierung, 1893 durch die rechtsrheinische 
Generalsynode ?) angeregt, aber beidemale nicht weiter verfolgt 
worden. In der Theorie stritt man darüber, ob die allgemeine 
Kirchensteuer durch Kirchengesetz *) oder nur durch Staats- 
gesetz ’) eingeführt werden könne; Verfassungsurkunde Titel VII 
$ 2 gab in der Praxis und gibt auch theoretisch für letztere 
Auffassung den Ausschlag ®). Immer nachdrücklicher wurde in- 
zwischen die Forderung nach Erlass eines Kirchensteuergesetzes 
erhoben. Veranlassung dazu bildeten die personalen und sach- 
lichen Notstände der protestantischen Kirche trotz der staat- 
lichen Zuschüsse. Da eine Erhöhung der letzteren in abseh- 
barer Zeit nicht möglich erschien, blieb nur die Einräumung 
der erbetenen finanziellen Selbständigkeit durch Heranziehung 


') Meurer, Kirchenvermögensrecht, Bd.1, 96-98. Luthardt, 
Ueber das Recht zur Erhebung einer allgemeinen Kirchensteuer, Bl. £. 
adm. Pr. Bd. 43, 161 f. Begründung zum Entwurf eines Gesetzes, die 
Kirchensteuer für die protestantische Kirche des Königr. Bayern betr., 
Verhandl. der K. d. Abg. 1908, Beil. 370, 874—880. 

?) Mit Recht wohl bezüglich der katholischen Kirche. Kritische 
Vierteljahresschrift Bd. 36, 298 £. 

®) Die Reform der ev. Kirchenverfassung in Bayern, ZKR. Bd. 14, 341. 

*) Allerh. Bescheid vom 2. November 1882, KultMinBl. 1882, 242. 

?) Darauf Allerh. Bescheid vom 26. Januar 1896, KultMinBl. 35, 
Ziff. VOL. 

°) So Luthardt, Ueber das Recht zur Erhebung einer allgemeinen 
Kirchensteuer, Bl. f. adm. Pr. Bd. 43, 161 ff. 

”) So richtig Meurer, Bd. 1, 96—98. v. Seydel, 2. Aufl. Bd. 3, 
540 ff. und Kritische Vierteljahresschr. Bd. 36, 297 f. Kalb, Beiträge 
zum Steuerrecht, Teil II, bes. 11 ff., wo die gegenteilige Auffassung 
Luthardts eingehend und zutreffend widerlegt wird. 

°) Begründung zum Entwurf des KStG. 877. 
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der Steuerkraft der Angehörigen für kirchliche Zwecke übrig !). 
Durch Königl. Entschliessung vom 20. Mai 1906?) wurde dem 
Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
heiten, zunächst für die protestantische Kirche der Pfalz, der 
Auftrag zur Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes über die Ein- 
führung einer allgemeinen Kirchensteuer erteilt, durch Königl. 
Bescheid vom 2. Dezember 1906) sodann auf den Antrag des 
rechtsrheinischen Generalsynodalausschusses dieser Auftrag auch 
auf die protestantische Landeskirche r. d. Rh. erstreckt‘). Am 
15. August 1908 erging das Gesetz über die Kirchensteuer für 
die protestantische Kirche des Königreichs Bayern (GVBl. 1908, 
513). Vor seinem Inkrafttreten wurden zunächst die beiden 
Generalsynoden r. und 1. d. Rh. gehört). Nachdem sie sich 
zustimmend geäussert haben °), ist der Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes gemäss Art. 14 durch Königl. Entschliessung 
vom 24. März 1910 (GVBl. 149) auf den 26. März 1910 be- 


stimmt worden. 


II. Königreich Sachsen. 


$ 33. 
Im Königreich Sachsen ?) ist das Besteuerungsrecht der 
örtlichen Kirchengemeinden früher als in den meisten übrigen ®) 
Bundesstaaten gesetzlich geregelt worden, nämlich bereits im 


!) Begründung zum Entwurf des KStG. 877—879. 

?) KultMinBl. 304 £. 

®) KultMinBl. 1906. 547 f. 

*) AKBl. 1908, 795. 808. 

5) Ihrer „Zustimmung“ bedurfte es nicht. Dazu Begründung zum 
Entwurf a. a. 0. 893 £. 

6%) Grassmann im Jahrb. d, öffentl. Rechts d, Gegenwart, Bd. 3, 
1909, 490. 

?) Quellensammlung: v. Seydewitz, Kodex des im Königreich 
Sachsen geltenden Kirchen- und Schulrechts, 3. Aufl, 1890. 

®) In allen ausser Lippe (1827), Oldenburg (kathol, K. 1831), Sachsen« 
Altenburg (1837). 
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Jahre 1838. Da nicht nur die Kirchenlasten seither sehr 
ungleichmässig verteilt waren, sondern auch durch den Mangel 
gesetzlicher Bestimmungen eine Unsicherheit des Rechtes 
entstanden war, welche zu vielfachen Streitigkeiten Veran- 
lassung gab (so die Eingangsworte des Gesetzes), so bestimmte 
das sogenannte Parochiallastengesetz vom 8. März 1838 Ge- 
naueres über die Verpflichtung der Kirchen- und Schulgemein- 
den zur Aufbringung des für ihre Kirchen und Schulen er- 
forderlichen Aufwandes (GVBl. 266). Obwohl das Gesetz nur 
provisorische !) Bestimmungen (so Eingang des Gesetzes vom 
12. Dezember 1855) enthielt, bildet es doch heute noch Grund- 
lage und Ausgangspunkt für das Recht der Kirchenanlagen in 
den evangelischen und katholischen Kirchengemeinden. Es galt 
anfänglich nur in den sogenannten sächsischen „Erblanden‘. 
Doch war seine Einführung in der Oberlausitz vorgesehen. 
Sie erfolgte mit einigen Abweichungen nach Zustimmung der 
Öberlausitzer Provinzialstände durch die Verordnung vom 
12. Juli 1842 (GVBl. 88). $ 4 dieser Verordnung bestimmte: 
Soweit in der Oberlausitz Einwohner, welche einer der Parochial- 
kirche fremden Konfession angehören, nach der bestehenden 
Verfassung auch für ihre Person, also bei den Anlagen nach 
Köpfen, zu den Bedürfnissen der Parochialkirche beizutragen 
haben, in deren Bezirke sie sich aufhalten, bewendet es dabei 
und sind auch die Rittergutsbesitzer zu denselben Beiträgen 
nach dem gesetzlichen Massstab verpflichtet. Diese Bestim- 
mung wurde durch die Verordnung vom 12. März 1872 
(GVBl. 34)?) aufgehoben. Inzwischen hatte das Parochial- 
lastengesetz eine Reihe von Abänderungen erfahren durch das 
Erläuterungsgesetz vom 21. März 1843, durch das die Bestim- 


!) Provisorisch waren insbesondere seine Bestimmungen über die 
Beiträge der Rittergüter. Eine weitere Regelung dieser Materie ent- 
hielt das Gesetz vom 18. November 1848 betreffend die Beitragspflicht 
der Rittergüter zu Kirchen- und Schulanlagen, sodann die Novelle vom 
12. Dezember 1855. s 

?) v. Seydewitz, Kodex 457 und Anm. dazu. 
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mungen des Parochiallastengesetzes über die Rittergüter zum 
Teil aufhebende Gesetz vom 18. November 1848 (GVBl. 274) 
und durch das nach Einführung des neuen Grundsteuersystems 
ergangene Gesetz vom 12. Dezember 1855, die Aufbringung 
des Bedarfs für Kirchen und Schulen betreffend (GVBl. 1843, 
18; 1855, 659). Diese zunächst für die evangelische Kirche 
erlassenen Gesetze gelten auch für die katholischen Kirchen- 
Semeinden, soweit für sie nicht Sondervorschriften bestehen 
(MinV. vom 30. Dezember 1899) }) ?). 

Sondervorschriften für die evangelisch-lutherische Kirche 
brachte zunächst das Gesetz vom 30. März 1844, die Vertretung 
der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden in Rechtsstreitig- 
keiten betreffend (GVBl. 140), später das Gesetz vom 30. März 
1868, die Publikation der Kirchenvorstands- und Synodal- 
ordnung sowie die Vertretung der evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinden betreffend, in neuer Fassung vom 22. No- 
vember 1906°). Während bis dahin die Vertretung der Ge- 
meinden in kirchlichen Angelegenheiten den Stadtverordneten 
übertragen gewesen war, traten fortan an deren Stelle beson- 
dere Organe, nämlich die Kirchenvorstände ($ 1). Damit hatte 
der Gedanke der Selbstverwaltung in den Kirchengemeinden 
Anerkennung gefunden. 

Ein Besteuerungsrecht der höheren kirchlichen Verbände 
ist nicht entwickelt. Die Kosten der Synoden werden aus der 


') Fiscehers Zeitschrift für Praxis und Gesetzgebung der Ver- 
waltung, Bd. 21, 327. 

2) Weitere beiden Kirchen gemeinschaftliche Vorschriften sind ent- 
halten in der V. v. 24. Mai 1877 über das Verfahren bei Aufstellung von 
Anlage-Regulativen und Beschwerden gegen die Einschätzung zu den 
Kirchenanlagen (GVBl. 228, Kodex 220, Anm.; über die Rechtsgültig- 
keit dieser V. und derjenigen vom 7. Mai 1887 vgl. OVG. 30. Mai 1907, 
Jahrbücher des OVG. Bd. 10, 289), dem G. vom 12. Februar 1892 über 
die Aufhebung der Befreiung der Geistlichen und Lehrer von persön- 
lichen Anlagen zu Kirchenzwecken (GVBl. 10) und dem G. vom 24. Mai 
1902 über die Ausdehnung der Verwaltungsrechtspflege. 

®) Friedberg, Verf.-Ges. 361. 
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Staatskasse bestritten (KGSO. vom 30. März 1868 bezw. 
22. November 1906, $ 44, Abs. 1). Auch ein landeskirchliches 
Besteuerungsrecht besteht in Sachsen nicht). Der Bedarf der 
zentralen Kirchenleitungsorgane — des Konsistoriums und der 
Superintendenturen ?) — sowie die allgemeinen landeskirchlichen 
Bedürfnisse werden vom Staate gedeckt?). 

In den evangelisch-reformierten Kirchengemeinden sind 
Kirchensteuern nicht näher geregelt; gleichwohl sind kirch- 
liche „Beiträge“ bekannt: Nach $ 3 der Verfassung der evan- 
gelisch-reformierten Gemeinden im Königreich Sachsen vom 
29. März 1870, jetzt vom 3. Juli 1909 %), ist die Aufnahme in 
die Reihe der stimmberechtigten Gemeindeglieder von der Ent- 
richtung eines jährlichen „Beitrages“ zu den kirchlichen Be- 
dürfnissen abhängig. 

Sondervorschriften für das Anlagenrecht in den katho- 
lischen Kirchengemeinden schufen insbesondere das Gesetz vom 
2. August 1878, einige durch die Reform der direkten Steuern 
bedingte Abänderungen gesetzlicher Vorschriften betreffend, 
Nr. IV (GVBl. 211), ferner die Verordnung vom 4. April 1879, 
die Aufbringung des Bedarfs für die katholischen Kirchen und 
Schulen der Erblande, mit Ausnahme der katholischen Kirche 
und Schule zu Schirgiswalde, betreffend (GVBl. 160), endlich 
die Verordnung vom 22. Dezember 1906, die Erhebung der 
katholischen Kirchen- und Schulanlagen in den Erblanden be- 
treffend. 

Eine Aenderung dieses Rechtszustandes erschien und er- 
scheint als dringendes Bedürfnis. Das Parochiallastengesetz 
ist formell wie materiell veraltet. Formell ist es durch die 


!) Mitteilungen über die Landtagsverhandlungen 1907/08, II. Kammer, 
1532. 1538. 1542. 
2) Ferner in der katholischen Kirche des apostolischen Vikariats 
und des katholisch-geistlichen Konsistoriums. 
®) Neues sächsisches Kirchenblatt, 1903, Nr. 8, Sp. 113. Friedberg, 
KR.2,1909, 7872 9Aumssl. 
*) AKBI. 1870, 307; 1910, 1. 


Entwicklung des Steuerrechts im Königreich Sachsen. 161 


späteren Novellen so abgeändert, dass es schwierig ist, aus 
ihm das Bild des geltenden Steuerrechts klar zu erkennen. 
Materiell stehen seine Bestimmungen mit denen des späteren 
Rechts, namentlich mit den Vorschriften der Kirchenvorstands- 
ordnung, in vielen Punkten in Widerspruch. Die Parochial- 
lastengesetzgebung ist durch die Entwicklung längst überholt 
worden. Infolgedessen war eine umfassende Neuregelung und 
Kodifikation des örtlichen kirchlichen Steuerrechts in jüngster 
Zeit in Aussicht genommen). Der in der Thronrede vom 
17. Oktober 1907 angekündigte Entwurf eines Kirchen- (und 
der eines Schul-) Steuergesetzes wurde am 13. Februar 1908 in 
der zweiten sächsischen Kammer verhandelt?); er ist nicht 
Gesetz geworden. Gleichzeitig wurde ein Gesetzentwurf über 
den kirchlichen Haushalt vorgelegt, welcher die finanzielle 
Selbständigkeit der Kirchengemeinden als Selbstverwaltungs- 
körper durchführen sollte und näheres über die finanziellen Auf- 
gaben der Kirchengemeinden, über den Haushaltsplan und die 
Zwangsetatisierung enthielt. Obwohl beide Entwürfe keine 
Gesetzeskraft erlangt haben, erscheint es doch berechtigt, einen 
kurzen Blick auf das beabsichtigte Reformwerk zu werfen. 
Die evangelisch-lutherischen und die römisch-katholischen 
Kirchengemeinden sollten das Recht erhalten, zur Deckung ihres 
Bedarfes?) direkte und indirekte Steuern zu erheben und 
diese Erhebung zu ordnen. Den Haushaltsplan für den Bedarf 
der Kirchengemeinde hat die Kircheninspektion jährlich zu ge- 
nehmigen. Die kirchlichen Vorschriften über den Etat der 
Kirchengemeinden bedürfen staatlicher Genehmigung. Mehrere 
Gemeinden gleichen Bekenntnisses innerhalb einer politischen 
Gemeinde können sich mit Genehmigung des Konsistoriums zu 
einem Verbande zusammenschliessen und als solcher das Be- 


1) Neues sächsisches Kirchenblatt a. a. Ö. 113—118. 121 £. 

?) Mitteilungen über die Verhandlungen des ordentl. Landtages im 
Königr. Sachsen von 1907/08, II. Kammer, Bd. 2, 1522 ff. 

3) Mitteilungen über die Verhandlungen des Landtages a.a.O, 
1535 f. 1553. 
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steuerungsrechtt — nach gleichem Steuerfuss — ausüben. 
Ordnen die Satzungen des Verbandes eine gemeinsame Ver- 
tretung, so erlangt der Verband durch ihre staatliche Ge- 
nehmigung Rechtsfähigkeit. Die Kirchensteuerordnungen be- 
dürfen der Zustimmung der politischen Gemeindevertretung und 
der Genehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde. Die ein- 
zelnen Jahresvoranschläge unterliegen nur der Genehmigung der 
kirchlichen Aufsichtsbehörde. | 

Bezüglich der Beitragspflicht bewendet es im allgemeinen 
bei dem bestehenden Recht — bis auf den wichtigen Grund- 
satz, dass eine Steuer von Andersgläubigen nicht erhoben 
werden soll. Beitragspflichtig sind natürliche und juristische 
Personen. Auch Forensen sollen herangezogen werden sowie 
mit gewissen Beschränkungen der Fiskus. Fortfallen soll die 
Besteuerung Andersgläubiger, der den Zwecken eines anderen 
Bekenntnisses dienenden juristischen Personen sowie des Grund- 
besitzes Andersgläubiger. Bei „Minderheitsgemeinden“ sollen 
die juristischen Personen nach Verhältnis der Seelenzahl der 
Gemeinden herangezogen werden. Den Verteilungsmassstab bildet 
nach dem Entwurf grundsätzlich der Steuerfuss der politischen 
Gemeinde; nur aus erheblichen Gründen wird den Kirchen- 
gemeinden eine Abweichung hiervon nachgelassen. In kleinen 
Gemeinden wird der Bedarf halb nach der Staatsgrundsteuer, 
halb nach der Kopfzahl bemessen. Auch indirekte Steuern 
sind zulässig, soweit sie nicht einen mit der Kirche unverein- 
baren Charakter tragen (z. B. Steuern von Bier, Wein, Lust- 
barkeiten u. s. w.) und aus diesem Grunde unstatthaft erscheinen. 
Besondere Verteilungsregeln waren für zusammengesetzte Kir- 
chengemeinden in Aussicht genommen. 

Die Steuererhebung sollte in der Regel durch die Kir- 
chengemeindevertretung geschehen !),. Doch haben die politi- 
schen Gemeindeorgane auf Antrag der Kirchengemeinde das 
Veranlagungs- und Erhebungsgeschäft zu übernehmen. Ueber 


') Mitteilungen über die Verhandlungen des Landtages a. a. O. 1539. 
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Rekurse gegen die Höhe der Steuer entscheidet, falls die Kir- 
chengemeinde die Erhebung selbst besorgt, zunächst der Kir- 
chenvorstand, sodann die Inspektion, in dritter Instanz das 
Öberverwaltungsgericht; falls die Erhebung durch die poli- 
tische Gemeinde miterfolgt, sind die für die politischen Ge- 
meindeanlagen massgebenden Behörden zuständig. 

Alle sonst üblichen anderen Geldgefälle (Dezem-, Opfer- 
und Häuslergeld, Orgelgeld) sollten fortfallen. 


Iil. Baden. 


S 34. 

Auch im Grossherzogtum Baden!) sind die Besteuerungs- 
vorschriften in der Hauptsache für die beiden Kirchen einheit- 
lich erlassen. Nur die formellen und instruktionellen Aus- 
führungsbestimmungen sind getrennt für beide Kirchen er- 
Sangen. Aber auch sie weichen inhaltlich nur wenig von 
einander ab. Es ist deshalb auch für das badische Kirchen- 


!) Begründung zum Entwurf eines Gesetzes betr. die Besteuerung 
für örtliche kirchliche Bedürfnisse, Verhandlungen der Ständeversammlung 
des Grossherzogtums Baden im Jahre 1887/88, 4. Beilageheft, 292 ff. 
Heiner, Gesetze, die katholische Kirche betr., Rosins Handbibliothek 
badischer Gesetze, 1890. Armbruster, Die kirchliche Besteuerung für 
den katholischen Religionsteil des Grossherzogtums Baden, 1894, II—VI. 
Spohn, Badisches Staatskirchenrecht, 1868, 29—31, 246. Spohn, KR. 
der vereinigten ev.-protest. Kirche im Grossherzogt. Baden, 2. Abt., 1875, 
462—464. Zöpfl, Staatszuschüsse oder kirchliches Umlagerecht? 1876. 
Schenkel, Das Staatsrecht des Grossherzogtums Baden, in Marquard- 
sens Handbuch, Bd. III, 1,3; 1884, 44. Wielandt, Das Staatsrecht 
des Grossherzogtums Baden, 1895, 320. Walz, Das Staatsrecht des 
Grossherzogtums Baden. Das öffentliche Recht der Gegenwart, Bd. 5, 
1908, 462 £. 469. 473. 477. Walz im Jahrbuch des öffentl. Rechts der 
Gegenwart, Bd. 2, 1908, 111. Geigel im AKKR. Bd. 69, 57 ff. 279 ff. 
Freyer im AKKR. Bd. 87, 655—657. Kreuzer, Referat über die 
allgemeine Kirchensteuer, 1900. Schmitt, Simultankirchenrecht im 
Grossherzogt. Baden, 1909, 174 ff. 179 ff. 278 ff. Fellmeth, Das kirch- 
liche Finanzwesen in Deutschland, 1910, 163—1695. 


164 F, Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


steuerrecht eine für beide Konfessionen einheitliche Darstellung 
geboten. 

Die Frage der Deckung der örtlichen Kultausgaben durch 
die Gemeindeangehörigen behandelten zuerst das III. Organi- 
sationsedikt vom 11. Februar 1803 ($ 13) und das I. Kon- 
stitutionsedikt vom 14. Mai 1807 ($$ 12. 14) !). Genauere Vor- 
schriften über die Deckung kirchlicher Baukosten brachte das 
sogenannte Kirchenbauedikt (G., die Kirchen- und Schulbau- 
lichkeiten betr.)?) vom 26. April 1808 (RegBl. 1808, Nr. 13). 
Nach diesem Gesetz fallen die Kosten der Unterhaltung und 
Wiederherstellung altvorhandener Hauptkirchen- und Pfarr- 
baulichkeiten?) da, wo keine Kirchenkassen (Stiftungen) vor- 
handen und auch keine Dritte, insbesondere der „Zehendherr‘, 
baupflichtig sind, auf das „Kirchspiel“ als diejenige Person, für 
deren Nutzen die Kirche gebaut wird (Nr. 14). Diese öffent- 
lich-rechtliche Baupflicht des Kirchspiels für Hauptkirchen- 
gebäude kommt in dem Falle, wenn die Gemarkung mehrere 
Kirchspiele von verschiedener Konfession umfasst, nur den 
Hauptkirchengebäuden desjenigen Konfessionsteils zu gute, 
welcher schon vor der Zeit, als in der Gemeinde die Spaltung 
in der Konfession eintrat, daselbst Pfarrrechte hatte. Das 
Kirchspiel bestreitet die Baukosten durch Ausschlagung „auf 
alle von In- und Ausmärkern besessene, frei und unfreie 
Güter ohne Unterschied, die ortsherrlichen mit eingerechnet, 
nach dem jeden ortsüblichen Schatzungsfuss“ *). „Wo indessen 


ı) Zöpfl, Staatszuschüsse oder kirchl. Umlagerecht, 11, Anm. ], 
26, Anm.1. Spohn, 1868, XII. 

?) Ausgegeben und erläutert von Stempt, 1861. 

®) Die „Nebenkirchengebäude“ sind lediglich auf die für sie be- 
stimmten Stiftungen und auf freiwillige Leistungen angewiesen. 

*) Hiernach hatte die Umlage nach dem Steuerkapital der Güter 
zu geschehen, worunter aber später nicht nur Grundstücke (so Min.-Erl. vom 
28. Januar 1809), sondern auch die Häuser und Gefälle verstanden wurden. 
Min.-Erl. vom 17. Dezember 1816, Staatsmin.-Entschl. vom 27. August 1829. 
Spohn, Bd. 2, 1875, 462. Begründung zum Entw. des Gesetzes 1388 
a.a. 0. 307. Vgl. daselbst auch über die weitere Entwicklung. 
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das Gemeindsärarium vermögend genug ist, da mag nachmals 
der auf die Ortsbürger und Schutzbürger fallende Teil dieser 
Umlage ganz oder zum Teil, mit Einsicht und Bewilligung der 
Öberpolizeibehörde, auf die Gemeindskasse gelegt werden, so- 
wie auch diese Behörde, wo die Umlage erhoben, und zieler- 
weise wegen ihrer Grösse verteilt, sofort inzwischen durch 
Kapitalaufnahme der Baukosten beigeschafft werden muss, 
darüber die Bestimmung zu geben hat“ (Nr. 26). Hiernach 
waren also zur Bestreitung der Baukosten in letzter Linie die 
das Kirchspiel bildenden Gemeinden verpflichtet. Die Praxis 
gestaltete dies so aus, dass zur Deckung der Kirchenbaukosten 
alle in den Gemeinden befindlichen Steuerkapitalien und alle 
zur Gemeindebesteuerung beigezogenen Steueranschläge ohne 
Rücksicht auf die Konfession ihrer Besitzer herangezogen wur- 
den. Eine Entscheidung der Grossherzoglichen Regierung des 
Öberrheinkreises aus dem Jahre 1858!) erklärt die definitive 
Uebernahme der Kirchspiellasten gemäss dem Bauedikt auf die 
Kasse der politischen Gemeinden nach Verhältnis ihrer Seelen- 
zahl nur dann für angängig, wenn die gesamten Einwohner 
einer politischen Gemeinde oder mehrere solcher Gemeinden 
zugleich eine Kirchspielgemeinde bilden und in gleicher Weise 
ihre Kirchspielkosten zu tragen haben, nicht aber auch dann, 
wenn die Kirchspiele aus verschiedenen Teilen bezw. einzelnen 
Teilen von Angehörigen verschiedener politischer Gemeinden 
zusammengesetzt sind. 

Diese interkonfessionelle Steuerbasis?) erwies sich als un- 
zureichend und unhaltbar, je mehr die politischen Gemeinden 
ihres konfessionellen Charakters entkleidet wurden und die 
Kirchen sich zur Deckung ihrer wachsenden Bedürfnisse auf 
die Inanspruchnahme ihrer Konfessionsangehörigen angewiesen 
sahen. Eine hinreichende Grundlage schien ihnen das Gesetz 


vom 9. Oktober 1860, die rechtliche Stellung der Kirchen und 


!) Badisches Zentralbl. 1858, 348; AKKR. Bd.4, 500 f. 
2) Zum Folgenden besonders Begründung zum Entw. d. Ges. 1888 
2. 2. 0. 292 ff. 
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kirchlichen Vereine im Staate betreffend (RegBl. 1860 Nr. 51), 
zu bringen. Es verlieh nämlich der vereinigten evangelisch- 
protestantischen und der römisch-katholischen Kirche öffent- 
liche Rechtspersönlichkeit und freie Ordnung und Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten (SS 1. 7). Aus diesen gesetzlichen Be- 
stimmungen leiteten beide Kirchen die Befugnis her, zur Be- 
streitung des Aufwandes für die der Kultusübung gewidmeten 
Einrichtungen im Bedürfnisfalle ein Besteuerungsrecht gegen- 
über ihren Mitgliedern auszuüben. Hierauf beruhen folgende 
Vorschriften. Die Verfassung der vereinigten evangelisch- 
protestantischen Kirche des Grossherzogtums vom 5. September 
1861!) erklärte die Beschlüsse des Kirchengemeinderates über 
kirchliche Umlagen der Zustimmung der Kirchengemeindever- 
sammlung bedürftig (Art. 22 Nr. 5), verwies aber im übrigen 
auf ein baldmöglichst zu erlassendes allgemeines Gesetz über 
die Aufbringung der kirchlichen Lasten (Art. 116). Für die 
Zwischenzeit sollte jeder Kirchengemeinderat mit Zustimmung 
der Kirchengemeindeversammlung über die Aufbringung der 
Mittel beschliessen. Die allgemeinen Kirchenausgaben sollten 
nach der Zahl der Stimmberechtigten auf die Gemeinden ver- 
teilt und von diesen wie die kirchlichen Ortslasten aufgebracht 
werden (Art. 117)?). In entsprechender Weise nahm in der 
katholischen Kirche ein Erlass des Erzbischöflichen Ordinariats 
zu Freiburg vom 23. April 1863 für den Bischof und den dem 
Kirchspiel vorstehenden Kirchenbeamten das Recht in Anspruch, 
Anordnungen darüber zu treffen, wie für die zur Religions- 
übung notwendigen Bedürfnisse und die dazu erforderlichen 
Deckungsmittel zu sorgen sei. Indessen vermochten alle diese 
Bestimmungen dem kirchlichen Besteuerungsrecht keine prak- 
tische Ausbildung zu gewährleisten. Denn das Gesetz vom 
9. Oktober 1860 schrieb für die in bürgerliche oder staatsbürger- 


') Neueste Fassung gemäss G. vom 17. Dezember 1904 mitgeteilt 
AKBI,. 1909, 393. 

?) Hierzu V. des OKR. vom 3. März 1863, die Bestreitung der Kosten 
der Diözesangemeinden betr., AKBl. 1363, 84. 
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liche Verhältnisse eingreifenden kirchlichen Verordnungen, wenn 
anders sie rechtliche Geltung oder Vollziehbarkeit haben woll- 
ten, staatliche Genehmigung vor (8 15). Ferner bestimmte es, 
dass Verfügungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt gegen 
Freiheit und Vermögen einer Person nur von der Staatsgewalt 
und nur unter der Voraussetzung der Vollzugsreiferklärung durch 
die Staatsbehörde vollzogen werden könnten ($ 16)!). In diesen 
Vorschriften konnte keine Ermächtigung der Staatsgewalt zur 
Ausübung eines Zwanges zur Erfüllung von Beitragspflichten 
erblickt werden ?). Sie enthielten nur allgemeine Grundsätze, 
die der Ergänzung durch genauere staatsgesetzliche Fest- 
setzungen darüber bedurften, unter welchen Voraussetzungen, 
in welchem Umfang und in welcher Weise die Staatsgewalt 
bei Auflegung und Erhebung von kirchlichen Beiträgen ihre 
Mitwirkung gewähren dürfe. Der dringende Wunsch sowohl 
der evangelischen ®) als auch der katholischen Kirche*) nach 
baldiger Einführung eines kirchlichen Besteuerungsrechts grün- 
dete sich auf die Unzulänglichkeit der veralteten und vielfach 
unerträglichen Bestimmungen des Bauedikts, auf die Abnahme 
der vorhandenen kirchlichen Mittel und Einkünfte und auf die 
Zunahme der kirchlichen Bedürfnisse und Lasten. 

In diesem Sinne beantragte in den Jahren 1867 und 1871 
der Evangelische Oberkirchenrat namens der evangelisch-prote- 
stantischen Kirche bei der Grossherzoglichen Regierung unter 
Beifügung eines Entwurfs eine Gesetzesvorlage über zwangs- 
weise Erhebung der für die evangelische Landeskirche etwa 


!) Dieser $ 16 hat nach Spohn, Bad. StaatsKR., 1868, 30 beson- 
ders die Besteuerung im Auge. 

?) Spohn, Bad. StaatsKR., 1868, 30 f.; KR., 1875, 464: das G. 
vom 9. Oktober 1860 kennt keine öffentlich-rechtliche Verpflichtung der 
Kirchenangehörigen zur Leistung von Abgaben an eine Kirche oder einen 
kirchlichen Fonds behufs kirchlicher Zwecke. 

®) Denkschrift: Die Notwendigkeit und Ausführbarkeit eines kirch- 
lichen Umlagegesetzes, 1874. 

4) Zöpfl, Staatszuschüsse oder kirchliches Umlagerecht? 1876, 11. 
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nötigen Umlagen. 1863 und 1867 richtete auch das Erz- 
bischöfliche Ordinariat ein ähnliches Gesuch an die Regierung. 
Doch wurde den Wünschen auf Verleihung eines Besteuerungs- 
rechts vorläufig nicht entsprochen. 

Vielmehr wählte die Regierung zunächst einen anderen 
Weg, um einem besonders dringenden, auch in beiden Kam- 
mern ausgesprochenen Bedürfnisse, nämlich der Notlage der 
gering besoldeten Geistlichen beider Konfessionen abzuhelfen. 
Sie legte zu diesem Zweck 1875 dem Landtage den Entwurf 
eines Gesetzes betreffend die Aufbesserung gering besoldeter 
Kirchendiener aus Staatsmitteln vor, in dessen Begründung die 
Einräumung eines Besteuerungsrechts an die Kirchen für zu- 
nächst untunlich erklärt wurde. Der Entwurf!) wurde am 
25. August 1876 Gesetz. Dasselbe gewährte für die Dauer 
von drei Budgetperioden Aufbesserungen der ungenügenden 
Pfarrbesoldungen aus Staatsmitteln mit dem Vorbehalt, dass 
seine Vorschriften mit der Einführung des kirchlichen Be- 
steuerungsrechts ausser Kraft treten sollten ($ 13)?). Da die 
letztere aber auf sich warten liess, wurde die Geltungsdauer 
des Gesetzes wiederholt (am 15. Mai 1882 und 5. April 1886) 
verlängert und schliesslich selbst nach Erlass der Steuergesetze 
beibehalten. (Die Dotation wurde durch Gesetz vom 18. Mai 
1899, die Aufbesserung gering besoldeter Pfarrer aus Staats- 
mitteln betr., bis Ende 1909, neuestens durch Gesetz vom 
18. Juli 1908 bis Ende 1914 verlängert)°). Ein dem Land- 
tag 1877/1878 vorgelegter Gesetzentwurf zur Neufassung des 
Bauedikts (die Bestreitung des Aufwandes für Kirchen- und 
Pfarrhausbaulichkeiten betr.) blieb wegen Landtagsschlusses un- 
ertedigt. Doch war mit der Einbringung des Entwurfs der 
erste Schritt auf dem Wege zur praktischen Lösung der Frage 
der kirchlichen Besteuerung getan. Weiter wollte die Regie- 


!) Zu dem Entwurf dieses Gesetzes vgl. Zöpfl a.a.0. Sf. 

?, Zöpfl 13. Begründung a.a. 0, 294. 

®) Lewald in Stier-Somlos Jahrbuch des Verwaltungsrechts, 
Bd. 4, 933. 


Die badische Gesetzgebung von 1888 und 1892. 169 


rung nicht eher gehen, als bis die Neuregelung des Steuer- 
wesens der politischen Gemeinden zum Abschluss gelangt war. 

Erst nachdem das staatliche und kommunale Steuerwesen 
des Grossherzogtums abschliessend geregelt und eine hin- 
reichende Verständigung mit beiden Kirchen über die Gestal- 
tung des kirchlichen Umlagenrechts erzielt war!), gedieh die 
auf seine Einführung gerichtete Bewegung zum Ergebnis. Das 
Gesetz vom 26. Juli 1888 gewährte für örtliche, das Gesetz ?) 
vom 18. Juni 1892 für allgemeine kirchliche Bedürfnisse den 
beiden grossen Kirchen sowie den Altkatholiken ein wirksames, 
eingehend geordnetes, mit staatlichem Zwang ausgestattetes 
kirchliches Besteuerungsrecht. Damit wurde die Uebernahme 
kirchlicher Lasten zu einer wirklichen, erzwingbaren Rechts- 
pflicht jedes Gemeindegliedes®). Die beiden neuen Gesetze 
enthielten einen schweren Eingriff in die Verfassungsorgani- 
sation der Kirchen, besonders in die der katholischen Kirche. 
Während man sich für die evangelische an die bestehenden 
Einrichtungen (Kirchengemeindevertretung, Generalsynode) an- 
lehnen konnte, bedurfte es in der katholischen Kirche einer 
völligen Neuschaffung der zur Beschlussfassung in Kirchen- 
steuersachen zuständigen Organe. Gleichwohl erklärte sich die 


katholische Kirche mit den neuen Bestimmungen — mit dem 
Umlagenrecht zu allgemeinen kirchlichen Zwecken allerdings 
erst?) im Jahre 1899 — einverstanden. 


Doch diese Regelung war noch keine endgültige. Nach- 
dem das Gesetz über die Besteuerung für örtliche kirchliche 
Bedürfnisse schon durch die Novelle vom 25. Juni 1896 ein- 
zelne Abänderungen erhalten hatte, erfuhren beide Steuer- 


!) Begründung a. a. O. 313. 

2) Auf Anregung der ev.-prot. Kirche erlassen. Geigel, AKKR. 
Bd. 69, 62. 

®) Die kirchliche Pflicht wurde ausgesprochen für die evangelisch- 
protestantische Kirche durch Novelle zur Kirchenverfassung vom 22. No- 
vember 1892, 

*) Kreuzer, Referat über die allgemeine Kirchensteuer, 7. 
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gesetze infolge der Erlassung des Vermögenssteuergesetzes !) 
und der damit zusammenhängenden Aenderung der Vorschriften 
über die Umlagen der politischen Gemeinden eine die An- 
passung an die neuen Vorschriften für Staat und Gemeinden 
bezweckende Umgestaltung durch die Novelle vom 20. No- 
vember 1906. Die Aenderungen sind deshalb weniger prinzi- 
pieller?) als technischer Art. Auch hier hatte sich die Regierung 
zuerst der Zustimmung der oberen Kirchenbehörden zu dem 
Entwurf versichert). Am 20. November 1906 wurden durch 
ministerielle Bekanntmachung die Texte beider Gesetze unter 
der Bezeichnung „Ortskirchensteuergesetz“ und „Landeskirchen- 
steuergesetz“ neu verkündet. Zu jedem Gesetze wurden zwei 
Ausführungsverordnungen — die evangelische und katholische 
Ortskirchensteuerverordnung (vom 1. und 15. Mai 1908) und die 
evangelische und katholische Landeskirchensteuerverordnung 
(vom 1. November 1907) — erlassen. Eine weitere Novelle 
zum Landeskirchensteuergesetz erging am 15. August 1908 
(GVBl. 492), eine solche zu beiden Kirchensteuergesetzen am 
8. August 1910 (GVBl. 436), letztere mit Wirkung vom 
1. Januar 1911. 


IV. Hessen. 


8 35. 


Ein kirchliches Besteuerungsrecht ist im Grossherzogtum 
Hessen *) schon im Jahre 1875 zu einer gewissen abschliessen- 


!) Durch G. v. 28. September 1906. Bktm.d. OKR. 11. Dezember 1906, 
AKBI. 1907, 161. Eingangsworte der Begründung zum Entwurf eines 
Ges, die Kirchensteuern betr., Verhandlungen der 2. Kammer der Stände- 
versammlung des Grossherzogt. Baden vom 42. Landtag, 1905/06, 3. Beil.- 
Heft, S. 426 bezw. Sp. 10. 

?) Lewald in Stier-Somlos Jahrbuch des Verwaltungsrechts, 
Bd. 2, 1079. Ueber grundsätzliche Aenderungen vgl. OKR. 11. Dezem- 
ber 1906, AKBI. 1907, 162. 

3) Begründung a.a.0. S. 426 bezw. Sp. 10. 

*) Reidel, Die katholische Kirche im Grossherzogt. Hessen, 1904, 
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den, heute noch massgebenden gesetzlichen Regelung gelangt. 
Das Gesetz vom 23. April 1875 über das Besteuerungsrecht 
der Kirchen- und Religionsgemeinschaften verlieh diese Be- 
fugnis allen mit Korporationsrechten versehenen Religions- 
gemeinschaften und zeichnete zugleich in kurzen, aber klaren 
Vorschriften die Grundzüge des neuen Rechtsgebildes. 

Vorher hatte es in Hessen keine eigentlichen Kirchen- 
steuern gegeben. Dass zwar in der evangelisch-unierten !) 
Kirche des Landes ein der Ausgestaltung zur Kirchensteuer 
fähiges Beitragswesen ?) bereits bekannt war, ergibt sich aus 
dem (provisorischen) Edikt vom 11. Juli 1870 über die Ver- 
fassung der evangelischen Kirche des Grossherzogtums Hessen, 
welches in $10 zu den Pflichten der Gemeindeglieder u. a. 
auch die Leistung der für die kirchlichen Bedürfnisse erforder- 
lichen Zuschüsse rechnet. Die durch die landesherrliche Ver- 
ordnung (Edikt) vom 6. Januar 1874 bekannt gegebene ge- 
änderte Fassung des Kirchenverfassungsgesetzes äussert sich 
ausführlicher über diese Pflicht. An die Stelle der „Zuschüsse“ 
sind „Beiträge“ getreten ($ 10). Die Beschlüsse des Kirchen- 
vorstandes über Umlagen für kirchliche Bedürfnisse auf die 
Gemeindeglieder bedürfen der Zustimmung der Gemeindever- 
tretung ($S28 Nr. 5). Hinsichtlich der Aufbringung der Mittel 
zur Befriedigung der lokalen kirchlichen Bedürfnisse wird im 
übrigen auf bestehende Vorschriften?) Bezug genommen. 
Art. 5 Nr. 3 des Gesetzes über die Gemeindeausgaben vom 
22. November 1872 bestimmte, dass die Kosten für Kirche, 
Pfarrhaus und Gottesdienst, insoweit sie nicht aus Kirchen- 


186. 198—202. 236 f. 247. Gareis, Das Staatsr. d. Gr. Hessen. In 
Marquardsens Handb. Bd. III, 1,3, 1884, 81. 

') Vereinigungsurkunde vom 28. November 1822. 

?) Schon die Gemeindeordnung vom 30. Juni 1821 Art. 84—86 be- 
zeichnet die Bestreitung des Aufwandes für Kirche und Pfarrhaus als 
„Kirchspielskosten“. Diese hat subsidiär die politische Gemeinde auf- 
zubringen. 

3) Die dort zit. V. vom 6. Juni 1832 über die Verwaltung des 
Kirchenvermögens enthält nichts über kirchliche Umlagen. 


178 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


fonds gedeckt werden oder Dritte oder die Gemeinde nicht 
vermöge einer privatrechtlichen Verbindlichkeit zu ihrer Be- 
streitung verpflichtet sind, neben den übrigen Gemeindeaus- 
gaben aus den Gemeindeeinkünften zu decken, eventuell auf 
das gesamte Kommunalsteuerkapital der Mitglieder der Kir- 
chengemeinde innerhalb des Kirchspiels umzulegen sind. Diese 
Umlagen haben also die Natur politischer Gemeinde- 
umlagen für kirchliche Zwecke, obgleich sie auf die Ange- 
hörigen der betreffenden Konfession beschränkt bleiben !). Im 
übrigen verwies das Edikt vom 11. Juli 1870 bezüglich der 
Art und Weise der Aufbringung der Mittel zur Bestreitung 
allgemeiner Lasten und lokaler Bedürfnisse auf den Weg der 
Gesetzgebung ($ 138). — Nach alledem gab es damals noch 
kein Recht der Kirche zur selbständigen Erhebung wirklicher 
Kirchensteuern. 

Ein solches wurde erst durch das Kirchensteuergesetz vom 
23. April 1875 (RegBl. 262)?) begründet. Das Gesetz be- 
zweckte, „die Hauptgrundsätze für Erhebung kirchlicher Um- 
lagen, die Voraussetzungen festzustellen, die jedenfalls vor Er- 
hebung einer kirchlichen Umlage erfüllt werden müssen. Es 
ist deshalb nicht ausgeschlossen, dass durch ein kirchliches 
Verfassungsstatut, durch organische Bestimmungen noch wei- 
tere, nähere Vorschriften erlassen werden“ °). Das Gesetz schuf 
jedoch nicht unmittelbar anwendbares Recht, sondern überliess 
es dem mit seiner Ausführung beauftragten (Art. 7) Ministerium 


!) Küchler-Dietz, Die Verwaltungsgesetzgebung im Gr. Hessen, 
Bd. 2 (2. Aufl.), 217—219. Köhler, KR. der ev. Kirche d. Gr. Hessen, 
1884, 440. 

?) Dieses Jahr 1875 schuf überhaupt die Grundlage des hessischen 
Staatskirchenrechts. Gegen die Gesetzentwürfe reichte am 24. Septem- 
ber 1874 Bischof v. Ketteler an das Gr. Staatsministerium eine Ver- 
wahrung ein (Reidel 180 ff.), die bezüglich des Entwurfs zum Besteue- 
rungsgesetz lediglich sagt, dass auch er die Prinzipien des kirchlichen 
Rechts verletze. 

®) Motive zum Gesetzentwurf. Verh. d. 2. Kam. 1873/75, Beil.-Bd. 5, 
Nr. 414. 
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des Innern, die Zeitpunkte zu bestimmen, von welchen an das 
Gesetz für die einzelnen Kirchen in Anwendung kommen sollte. 
Zunächst wurde das Gesetz für die evangelische Kirche durch 
die ministerielle Bekanntmachung vom 24. Dezember 1875 
(RegBl. 839) mit Wirkung vom 1. Januar 1876 in Anwendung 
gesetzt. Durch Bekanntmachung vom 8. Oktober 1877 ist es 
für die deutsch-katholische Gemeinde in Osthofen, durch Be- 
kanntmachung vom 31. Oktober 1882 für die deutsch-katho- 
lische Gemeinde in Mainz anwendbar erklärt!). Für die katho- 
lische Kirche wurde durch Verfügung des Ministeriums des 
Innern vom 19. Mai 1899 zwecks Beschaffung der — zur künf- 
tigen Regelung der Gehälter der Geistlichen vom 1. April 1900 
an, zur Bestreitung der allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse 
der Diözese sowie zur Rückzahlung eines von den Stände- 
kammern zur Aufbesserung für 1899—1900 bewilligten Dar- 
lehens von 70000 Mark — erforderlichen Mittel die Erhebung 
einer allgemeinen Kirchensteuer von den Katholiken des Bis- 
tums Mainz angeordnet. Zur Ermöglichung dieser Besteuerung 
erliess die bischöfliche Behörde ein Statut für die Bildung einer 
Vertretungsbehörde der Kirchengenossen, des „Diözesankirchen- 
vorstandes“, welches am 16. Oktober 1899 die landesherrliche 
Genehmigung fand?). Die ministerielle Bekanntmachung vom 
30. Januar 1900 setzte sodann das Gesetz, soweit es das Be- 
steuerungsrecht für Bedürfnisse der Gesamtkirche betrifft 
(Art. 5, 6), für die katholische Kirche mit Wirkung vom 
1. April 1900 in Anwendung. Eine seit dem 1. April 1901 
in Kraft stehende Novelle zum Kirchensteuergesetz datiert vom 
30. März 1901. 


!) Zeller, Handbuch der Verfassung und Verwaltung im Gr. Hessen, 
Bd02,97.2Anm. 1: 
?) AKKR. Bd. 80, 163. 
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Gruppe I, ©. 


Ausbildung eines Besteuerungsrechts nur für die evangelische 
Kirche. 


I. Sachsen-Meiningen. 


8 36. 


Der Gesetzgebung des Herzogtums Sachsen-Meiningen !) 
ist ein Besteuerungsrecht der katholischen Kirchengemeinden 
bis jetzt unbekannt geblieben. Dagegen sind auf evangelischer 
Seite Kirchengemeinden wie Landeskirche mit dieser Befugnis 
ausgestattet. Das Besteuerungsrecht der evangelischen Kirchen- 
gemeinden erhielt seine »gesetzliche Regelung im Jahre 1876 
(G. v. 25. Februar 1876 betreffend die Kirchengemeinde- 
lasten)?) im Anschluss an den Erlass der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung (G. v. 4. Januar 1876)°) und hat seitdem 
keine nennenswerten Aenderungen erfahren. Das Besteuerungs- 
recht der evangelischen Landeskirche erhielt seine Grund- 
legung gleichfalls durch die Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung, eine kleine Ausgestaltung durch das Kirchengesetz 
vom 27. Dezember 1890 betreffend die Landeskirchkasse ®). 


IE. Sachsen-Altenburg. 


$ 37. 
Im Bereich des Herzogtums Sachsen-Altenburg) gibt es 
nur eine örtliche Kirchensteuer der evangelischen Kirchen- 


') Oberländer, Verfassung und Verwaltung des Herzogtums 
Sachsen-Meiningen, 1909, 195 f. 197. Kircher, Das StR. des Herzog- 
tums Sachsen-Meiningen, inMarquardsens Handbuch Bd. III, 2, 2, 61. 
Freyer im AKKR. Bd. 87, 653. Fellmeth, Das kirchliche Finanz- 
wesen, 1910, 167 £. 

?) Ges.-Sig. Bd. 20, 297. Friedberg, Verf.-Ges. 687 f. Anm. 

®) Friedberg, Verf.-Ges. 686. 

*) Ges.-Sig. Bd. 22, 892. Friedberg, Verf.-Ges. 3. Erg.-Bd. 158. 

’) Hässelbarth, Das Staats- und Verwaltungsrecht des Herzogtums 
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gemeinden. Für ihre gesetzliche Ausgestaltung und Fortbildung 
ist wohl — ausgenommen Lippe-Detmold — in keinem anderen 
Bundesstaat so frühzeitig und so häufig Sorge getragen worden. 
Bereits unter dem 21. April 1837 erging das erste Gesetz über 
die Aufbringung kirchlicher Anlagen. Das Grundgesetz für 
das Herzogtum vom 29. April 1861!) erklärte die Kirchfahrt 
(Parochie) für verpflichtet, bei Unzulänglichkeit der zur Be- 
streitung der kirchlichen Ausgaben erforderlichen kirchlichen 
Einnahmen das Fehlende zu ergänzen, und stellte für den Fall 
nachgewiesener Mittellosigkeit staatliche Aushilfe bereit. Die 
erforderlichen Umlagen für kirchliche Zwecke unter die Mit- 
glieder der Kirchfahrt sollten unter Genehmigung des Konsi- 
storiums angeordnet und Streitigkeiten darüber nach den im 
Ss 103 des Grundgesetzes aufgestellten Grundsätzen entschieden 
werden (SS 156. 157). Das folgende Jahr brachte eine für die 
damalige Zeit ungewöhnlich umfassende Neuregelung des 
kirchlichen Abgabenwesens in dem Gesetz vom 30. Juni 1862, 
die Kirchen- und Schullasten betreffend ?). Dieses Gesetz traf 
unter Aufhebung des Anlagengesetzes von 1837 eine in wesent- 
lichen Punkten geänderte und vervollständigte Regelung der 
Materie. Aber auch diese war noch keineswegs die endgültige. 
Weitere Abänderungen ?) schufen zunächst die Novellen vom 


Sachsen-Altenburg, 1909, 249—254. Sonnenkalb, Das Staatsrecht 
des Herzogtums Sachsen-Altenburg, in Marquardsens Handbuch 
Ba. Ill, 2,1, 1884, 105. 107f. Geier, Slg. der wichtigsten auf die 
Landeskirche des Herzogtums Sachsen-Altenburg sich beziehenden Be- 
stimmungen. Ohne Jahreszahl. Abgeschlossen am 31. Dezember 1905. 
Freyer im AKKR. Bd. 87, 660. Ditelin Stier-Somlos JVerwR. 
Bd. 3, 996 £. 

1) Ges.-Sig. 1831, 7If. Friedberg, Verf.-Ges..664. Geier 
2.2.0.3 ff. 

2?) Ges.-Sig. 1862, 32 fi. Geier a.a. 0. 372. 

3) Zu $$ 19 Abs. 3 und 21 des G. vom 30. Juni 1862 vgl. auch 
G. betr. die Aufhebung des Konsistoriums und die anderweitige Regelung 
der Kompetenzen desselben vom 4. Januar 1869, $6 zub. Fried- 
berg, Verf.-Ges. 668. Geier 15. 
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28. Dezember 1871!) und 13. Juni 1376?), sodann die durch 
Höchstes Patent vom 8. Februar 1877 eingeführte Kirchen- 
gemeindeordnung°), welche für die Anlagenbeschlüsse die Mit- 
zustimmung der politischen Gemeinden vorschrieb ($ 21). Eine 
abschliessende, nur wenige Bestimmungen des Kirchenlasten- 
gesetzes von 1862 in Kraft lassende Kodifikation des kirch- 
lichen Umlagenrechts erfolgte endlich durch das Gesetz vom 
19. Dezember 1906 betreffend die Erhebung von Umlagen zu 
kirchlichen Zwecken). Zu seiner Ausführung erging die 
ministerielle Bekanntmachung vom 22. Dezember 1906 °). Das 
neue Recht steht seit dem 1. Januar 1907 in Kraft. 

Ein Besteuerungsrecht der katholischen Kirche besteht im 
Herzogtum nicht. Der von der katholischen Kirchengemeinde 
der Stadt Altenburg 1901 bei der Herzoglichen Regierung ge- 
stellte Antrag, für die in der Stadt Altenburg wohnenden 
Katholiken die Verpflichtung zur Mitgliedschaft und zur Lei- 
stung von Beiträgen zu begründen, batte freilich den Erfolg, 
dass die Regierung dem Landtage einen Gesetzentwurf be- 
treffend die Bildung eines (mit Besteuerungsrecht ausgestatteten) 
Parochialverbandes der römisch-katholischen Glaubensgenossen 
in der Stadt Altenburg vorlegte.e Doch lehnte der Landtag 
den Entwurf ab®). Die katholische Kirchengemeinde bildet 
nur eine privatrechtliche Korporation '). 


!) Geier 385, Anm, 18. 

2) Geier 376. 

3) Geier 29. Friedberg, Verf.-Ges. 672. 

*) Ges.-Sig. 1906, 131. AKBl. 1907, 375. 

5) Ges.-Sig. 1906, 135. AKBI. 1909, 214. 

6) Freisen, Pfarrzwang, 104. 124 f.; Staat und katholische Kirche 
Bd. 2, 271, Anm. 2; im AKKR. Bd. 85, 641. 

?) Statut der katholischen Gemeinde zu Altenburg vom 1. Februar 
1876, Ziffer XII: Die zur Deckung des Aufwandes der Gemeinde erforder- 
lichen Gemeindebeiträge sind, sofern die Gemeindeversammlung nicht 
etwas anderes beschliesst, von den Gemeindegliedern nach dem Verhält- 
nis. der von jedem derselben jeweilig zu entrichtenden direkten Staats- 
steuern aufzubringen. 


Sachsen-Altenburg. Anhalt. ılpir! 


III. Anhalt, 


S 88. 

Im Herzogtum Anhalt !) ist nur der evangelischen (unierten) 
Kirche ein Besteuerungsrecht zuerkannt, und zwar sowohl den 
Kirchengemeinden als auch der Landeskirche. Das Steuerrecht in 
den Kirchengemeinden beruht auf der Kirchengemeindeordnung 
vom 6. Februar 1875?) bezw. dem Staatsgesetz vom 28. De- 
zember 1875°), das nach preussischem Muster ziemlich ein- 
gehend geregelte Steuerrecht der Gesamtkirche auf der Syno- 
dalordnung vom 14. Dezember 1878) bezw. dem Staatsgesetz 
vom 24. März 1879°). Spätere abändernde oder ergänzende 
Bestimmungen sind nicht zu verzeichnen. 

Der katholischen Kirche wurde trotz ihres schon 1889 
gestellten und 1905 wiederholten Antrages ein Besteuerungs- 
recht nicht verliehen ®). Die Einräumung eines solchen könnte 
auch hier nur durch Gesetz erfolgen (Landschafts- u. Geschäfts- 
ordnung v. 18. Juli bezw. 31. August 1859, $ 19) °). 


!) Pietscher, Das Staatsrecht des Herzogtums Anhalt, in Mar- 
quardsens Handbuch Bd. III, 2, 1, 1884, 148. Sanftenberg, Das 
anhaltische Staats- und Verwaltungsrecht, 1905, 106 f. 112. Sanften- 
berg-Knorr, Das Staats- und Verwaltungsrecht des Herzogtums An- 
halt, 1909, 175 f. Müller, Zusammenstellung der die ev. Landeskirche 
des Herzogtums Anhalt betr. Gesetze und Konsistorialverfügungen, 1904. 
Ulrich, Die Gesetze über die anhaltischen Staats-, Kreis- und Ge- 
meindesteuern, 7. Aufl., 1905, 153—162. Freisen, Staat und katholische 
Kirche Bd. 2, 37 f. 63—66. 91 f. 

2) Friedberg, VerfGes. 801. 

®) Daselbst 814. 

*) Das. 816. 

>): Das. 825. 

6) Freisen, Staat und katholische Kirche Bd. 2, 64 f. 271, Anm. 2, 
Derselbe im AKKR. Bd, 85, 640. 

?) Freisen a.a. 0. Bd. 2, 63 f. in Anm. 11. 
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IV. Schwarzburg-Rudolstadt. 


5299, 

Im Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt!) hat sich nur in 
den evangelisch-lutherischen Ortskirchengemeinden eine Kirchen- 
steuer entwickelt, welche sehr früh eine gesetzliche Grundlage 
empfangen, später aber keine weitere gesetzliche Ausgestaltung 
erfahren hat. 

Rechtsquelle ist das Gesetz betreffend die Errichtung von 
Kirchen- und Schulvorständen in den evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinden vom 17. März 18542). Die Beaufsichtigung 
und Verwaltung des kirchlichen und des örtlichen Stiftungs- 
vermögens sowie die Vertretung der Gemeinde in den darauf 
bezüglichen Rechtsangelegenheiten steht dem Kirchen- und 
Schulvorstande zu ($ 26 Abs. 1). Seine Beschlüsse zur Aus- 
schreibung von Umlagen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der vor- 
gängigen Genehmigung des Fürstlichen Ministeriums, Abteilung 
für Kirchen- und Schulsachen ($ 40 Nr. A 4). Das Gesetz 
vom 29. Juni 1883 mit Abänderungen gemäss Gesetz vom 
21. Dezember 1899 regelt die Zwangsvollstreckung im Ver- 
waltungswege. Die an Kirchen und Pfarreien zu entrichtenden 
Grundabgaben sind durch das Gesetz vom 14. Dezember 1878 
für ablösbar erklärt worden. 

Praktische Bedeutung hat das kirchliche Umlagenrecht 
nicht erlangt. Nur in wenigen Gemeinden macht der Kirchen- 
und Schulvorstand von diesem Recht Gebrauch. In der Regel 
werden die Bedürfnisse der Kirchengemeinden, soweit das 
Kirchenvermögen nicht ausreicht und der Bedarf von den 
kirchlichen Stellen nachgewiesen worden ist, aus Mitteln der 
politischen Gemeinden befriedigt. Nach Art. 15 der Gemeinde- 
ordnung für das Fürstentum vom 9. Juni 1876 sind die Ge- 


!) Sig. der Gesetze und Verordnungen in Kirchen- und Schulsachen 
für das Fürstentum Schwarzburg-Rudolstadt, 2. Aufl., 1893. Freyer, 
AKKR. Bd. 87, 653; Bd. 88, 18. 

?) Friedberg, VerfGes. 725 ff. 
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meinden zu allen Leistungen verpflichtet, welche das aus dem 
Gemeindezwecke abgeleitete Bedürfnis erfordert; diese Ver- 
pflichtung liegt ihnen auch rücksichtlich der Kirchen und 
Schulen nebst allem, was dazu gehört, ob. 


V. Schwarzburg-Sondershausen. 


S 40. 

Für das Fürstentum Schwarzburg-Sondershausen !) sind 
nur für eine örtliche Kirchensteuer im Gesetz vom 9. Dezember 
1865 ?), die Neugestaltung der Kirchen- und Schulbehörden 
betreffend, einige spärliche Ansätze vorhanden, die jedoch 
einer praktischen Handhabung entbehren. Kirchensteuern im 
eigentlichen Sinne werden nicht erhoben. Nach dem bezeich- 
neten Gesetz ist der Kirchen- und Schulvorstand (Zusammen- 
setzung: $ 27 des Gesetzes) befugt, die zur Bestreitung der 
kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Geldmittel auf dem ge- 
setzlich geordneten bezw. observanz- und vertragsmässigen 
Wege zu besorgen. Zur Deckung der Bedürfnisse sind mangels 
laufender Einnahmen des Kirchenvermögens und Beiträgen der 
politischen Gemeinden Umlagen auszuschreiben?). Die Be- 
schlüsse des Kirchen- und Schulvorstandes bedürfen bei Aus- 
schreibung von Umlagen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung 
des Ministeriums, Abteilung für Kirchen- und Schulsachen (G. 
$$ 35 Nr. 12, 38 Nr. 6; Min.-V. v. 14. März 1866 Art. 35) %). 
Nach dem Gesetz vom 19. Juli 1899 betreffend die Zwangs- 
vollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher Gelder können die 


!\ Schambach, Das Staatsrecht des Fürstentums Schwarzburg- 
Sondershausen, bei Marquardsen Bad.III, 2, 2, 1884, 172f. Lang- 
bein, Das Staats- und Verwaltungsrecht des Fürstentums Schwarzburg- 
Sondershausen, 1909, 177 £. Freisen im AKKR. Bd. 85, 639. Freyer 
im AKKR. Bd. 87, 653; Bd. 88, 18. 

?) Friedberg, VerfGes. 708 ff. 

3) Diese Vorschrift hat bis jetzt praktische Bedeutung nicht erlangt. 

4) Friedberg VerfGes. 714 f. 
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Kirchenabgaben ohne vorherige gerichtliche Verurteilung im 
Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 


VI. Reuss ä L. 


$ 41. 

Das kirchliche Besteuerungsrecht hat ım Fürstentum 
Reuss ä. L.!) nur für die Kirchengemeinden der evangelisch- 
lutherischen Kirche eine gewisse gesetzliche Regelung gefun- 
den ?). Begründet durch die „Gesetzliche Verordnung“ vom 
7. Januar 1854 über die Aufbringung des für Kirchen und 
Schulen erforderlichen Aufwandes, erhielt das Recht nähere 
Regelung durch das Gesetz vom 7. April 1880°), die Ver- 
tretung der Kirchengemeinden betreffend, seine abschliessende 
Gestaltung durch das Gesetz vom 7. Januar 1886 *), Abände- 
rungen der gesetzlichen Verordnung vom Januar 1854 über 
die Aufbringung des für Kirchen und Schulen erforderlichen 
Aufwandes sowie des Gesetzes vom 7. April 1880 über die 
Vertretung der Kirchengemeinden betreffend. 


VII. Schaumburg-Lippe. 


$ 42. 
Im Fürstentum Schaumburg-Lippe ?) ist zunächst das Be- 
steuerungsrecht der evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden 


!) Liebmann, Das Staatsrecht des Fürstentums Reuss ä.L., bei 
Marquardsen III, 2, 2, 1884, 185. Schlotter, Das Staats- und 
Verwaltungsrecht der Fürstentümer Reuss ä. u. j. L., 1909, 150. 

?) Für die katholische Kirche dürfte nur Ziffer XII des Statuts 
der röm.-kathol. Gemeinde zu Greiz vom 12. April 1897 in Betracht 
kommen: Die zur Deckung des Aufwandes der Gemeinde erforderlichen 
Gemeindebeiträge sind, sofern die Gemeindeversammlung nicht etwas 
anderes beschliesst, von den Gemeindemitgliedern nach Verhältnis ihres 
Einkommens aufzubringen. — Die fürstliche Bestätigung des Statuts 
erfolgte unter dem 7. Juni 1897. Freisen, Der katholische und pro- 
testantische Pfarrzwang, 1906, 126 ff. 

®) Friedberg, VerfGes. 736. *#) Daselbst 1. Erg.-Bd. 164. 

5) Beseler, Staats- und Verwaltungsrecht des Fürstentums Schaum- 
burg-Lippe, 1910, 79—81. 


Reuss ä& L. Schaumburg-Lippe. 181 


durch die Gesetzgebung der Jahre 1893/94 ziemlich ein- 
gehend behandelt worden. Die massgebenden Bestimmungen 
finden sich in der Verordnung vom 3. Februar 1893 be- 
treffend die Vertretung der evangelisch-lutherischen Kirchen- 
gemeinden !), im Gesetz vom 24. April 1894 betreffend die 
Erhebung von Kirchensteuern in den evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinden ?) und in der dazu ergangenen Ausführungs- 
verordnung des Ministeriums und des Konsistoriums vom 
12. Oktober 1894). 

Ein Besteuerungsrecht der evangelisch-lutherischen Lan- 
deskirche fand in der Verordnung vom 10. Mai 1900 *) seinen 
ersten gesetzlichen Ausdruck. $ 16 Nr. 4 dieser Verordnung 
rechnet zum Wirkungskreise der Landessynode die Mit- 
genehmigung zur Ausschreibung von allgemeinen Kirchen- 
steuern für die Landeskirchenkasse nach Massgabe der dieser- 
halb noch zu vereinbarenden Gesetze. Diese Ausgestaltung 
brachte das Gesetz betreffend die Erhebung von allgemeinen 
Kirchensteuern in der evangelisch-lutherischen Landeskirche 
vom 6. April 1903). 

Neuestens ist endlich noch den evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinden zu Bückeburg und Stadthagen nach dem 
Vorbilde des Gesetzes vom 24. April 1894 ein Besteuerungs- 
recht durch das Gesetz vom 17. März 1910°) verliehen 
worden. 


') Landesverordnungen Nr. 3. AKBI. 1895, 417. Friedberg, 
VerfGes. 4. Erg.-Bd. 93. In Kraft seit 1. April 1894 gemäss V. vom 
2. März 1894, AKBl. 1895, 440. 

2) AKBl. 1895, 440. Friedberg, VerfGes. 4. Erg.-Bd. 374. In 
Kraft seit dem 1. Januar 1895 gemäss V. vom 30. Oktober 1894, AKBl. 
1895, 444. 

®) AKBl. 1895, 443. Friedberg, VerfGes. 4. Erg.-Bd. 376. 

+) V. vom 10. Mai 1900 betr. Erl. einer Syn.-O. für die ev.-l. Landes- 
kirche des Fürstentums Schaumburg-Lippee Friedberg, VerfGes. 
4. Erg.-Bd. 1049. 

°) Landesverordnungen Bd. 20, 322 fi. 

6) Landesverordnungen Bd. 22, 1910, 523 ff. 
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Dagegen ist ein Besteuerungsrecht katholischer Kirchen- 
gemeinden im Fürstentum Schaumburg-Lippe meines Wissens 
bisher gesetzlich nicht zum Ausdruck gelangt. 


Hauptgruppe Ill. 


Staaten, welche kein selbständiges kirchliches 
Besteuerungsrecht ausgebildet haben. 


I. Bayerische Pfalz. 
$ 43. 

Eine besondere Entwicklung nahm das bayerische kirch- 
liche Umlagenrecht in der Rheinpfalz‘). Als Bayern dieses 
Land aus französischer Herrschaft zurückerhielt, bildete in 
ihm die Quelle für das Kirchenvermögensrecht das zunächst 
nur für die katholische Kirche bestimmte, auf die protestantische 
aber demnächst entsprechend angewandte ?) Fabrikdekret vom 
30. Dezember 1809. Nach ihm wird das Kirchenvermögen in 
katholischen Gemeinden durch den Fabrikrat, in protestantischen 
nach der Instruktion vom 8. Januar 1819 durch das Presby- 
terium verwaltet. Ein Besteuerungsrecht erhielten aber weder 


I) v. Seydel, Staatsrecht, 1. Aufl. Bd. 6, 310—313; 2. Aufl. Bd. 3, 
597 ff. Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht Bd.1, 14. 104. 
287—289. 318—323; derselbe, Grundfragen zum Entw. einer KGO., 
1909, 51 £.; derselbe, Kirchenstiftung, 1910, 54, Anm. 6. Tretzel, 
Die Kirchengemeinde nach pfälzischem Recht, in ZKR. Bd. 39, 17 ff., 
bes. 37—45. Freyer, AKKR. Bd. 87, 664 f. Begründung zum Entw. 
der KGO. 51. 96. 100. 132. 148. 150—153. 228. 312—314. Kalb, Bei- 
träge zum Steuerrecht, 6 f. E. des VGH. vom 18. Dezember 1895, 
E. Bd. 18, 116. 

2) Tretzel a.a.0. in ZKR. Bd. 39, 40. 45. Ausdrücklich be- 
stimmte dies nachher das von der Kgl. Regierung ans Konsistorium er- 
lassene Ausschreiben (nur eine zusammenstellende Instruktion, kein Gesetz) 
vom 8. Januar 1819 $S 4. 54. 76. 
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die katholischen noch die evangelischen Kirchengemeinden. 
Die in ihnen für kirchliche Zwecke erforderlichen Umlagen 
werden vielmehr von den Zivilgemeinden erhoben. Für den 
Kultusaufwand haben nächst den Fabriken die Kommunen mit 
ihren Revenüen, subsidiär die Eingepfarrten mit ausserordent- 
lichen Umlagen einzutreten. Ueber das materielle Umlagen- 
recht äussert sich in dieser Weise das Fabrikdekret (Art. 37, 
92). Durch das Gesetz vom 14./24. Februar 1810 wurde das 
Umlagenrecht näher ausgebaut; dabei hielt man an der Bei- 
tragspflicht sämtlicher Bewohner der Pfarrei fest. Nach Be- 
seitigung der französischen Herrschaft und ihrer Ersetzung durch 
die bayerische blieben jene gesetzlichen Bestimmungen zu- 
nächst unberührt. Erst im Jahre 1837 erfolgte eine, frei- 
lich vorzugsweise formelle Aenderung. An die Stelle des Ge- 
setzes vom 14./24. Februar 1810 trat nämlich das inhaltlich 
wenig von ihm abweichende, vielmehr die französischen Be- 
stimmungen zusammenfassende und das Umlagenrecht neu 
kodifizierende Gesetz vom 17. November 1837 betreffend die 
Gemeindeumlagen im Rheinkreise. Die Pfälzer Gemeindeord- 
nung vom 29. April 1869 änderte an der kirchlichen Ver- 
mögensverwaltung und an dem Umlagenrecht der Zivilgemeinden 
für kirchliche Zwecke nichts (Art. 44, 129, 130); sie hob zwar 
in Art. 130 das Umlagengesetz von 1837 auf, doch wirkte 
diese Aufhebung nur für die Gemeinde-, nicht für die Kirchen- 
vermögensverwaltung*). Eine weitere Entwicklung hat das 
pfälzische Gemeindeumlagenrecht seit dem Jahre 1837 bis in 
die neueste Zeit nicht zu verzeichnen. 

Das landeskirchliche Besteuerungsrecht ?) dagegen empfing 
auch hier seine Regelung für die protestantische Kirche durch 
das für das ganze Königreich erlassene Gesetz vom 15. Au- 


) Meurer Bd.1, 104. 288. v. Seydel, Staatsrecht, 2. Aufl., 
Bd. 3, 597 ff. 

2) Vorgeschichte in der Begründung zum Entw. eines Gesetzes, die 
Kirchensteuer für die protestantische Kirche des Königreichs Bayern betr., 
Verhandl. der Kammer d. Abg. 1908, Beilage 370, 875 £. 
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gust 1908. Auch der Geltungsbezirk der beide Konfessionen 
betreffenden Kirchengemeindeordnung soll die Pfalz mitum- 
fassen. Gerade dieses Gesetz würde „für die politische Ge- 
meinde, welche bis jetzt lediglich infolge eines geschichtlichen 
Verhängnisses stark engagiert war, befreiend wirken“ !). Der 
Verwaltungsgerichtshof hat die Mängel der jetzt in der Pfalz 
bestehenden Kirchengemeindegesetzgebung dahin zusammen- 
gefasst, dass „diese grösstenteils aus der französischen Zeit über- 
kommene Gesetzgebung selbst da, wo sie seinerzeit den Ver- 
hältnissen entsprochen haben mag, sich jetzt als veraltet und 
revisionsbedürftig erweist, dass sie aber auch an sich sowie 
in ihrer späteren Weiterentwicklung an schweren Systemfehlern 
leidet, indem vor allem. die Kirchengemeinden einer selbstän- 
digen Organisation und Finanzgewalt entbehren, vielmehr auf 
die Beihilfe der politischen Gemeinden sogar bei Heranziehung 
der Bekenntnisgenossen angewiesen sind, und überdies die 
Bildung der Vertretungskörper auf katholischer Seite sich in 
einer den heutigen Anforderungen nicht entsprechenden Weise 
vollzieht“ ?.. So würde denn auch für die Pfalz die Kirchen- 
gemeindeordnung sich das Verdienst der Reform gänzlich ver- 
alteter Zustände erwerben. 


II. Braunschweig. 


8 44, 


Auch im Herzogtum Braunschweig °) ist die Zivilgemeinde 
zur Deckung kirchlicher Bedürfnisse verpflichtet. Die Bei- 


1) Meurer Bd. 1, 356. 

?) Begründung zur KGO. 51. 

®) Rhamm, Das Staatsrecht des Herzogtums Braunschweig. Das 
öff. R. d. G. Bd. 4, 1908, 143. v. Frankenberg, Das Staats- und Ver- 
waltungsrecht des Herzogtums Braunschweig, 1909, 177 ff. v. Schmidt- 
Phiseldeck, Das ev. KR. des Herzogtums Braunschweig, 2. Aufl., 1903, 
56 f. 93—104. 123. Freyer, AKKR. Bd. 87, 663. v. Bötticher, Zur 
Frage von der Natur der Kirchenlasten in Niedersachsen, ZKR. Bd. 30, 
87 5. Anm.122, 
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tragspflicht der Kirchengemeindeglieder zu den Parochiallasten 
ist schon in frühester Zeit ausgesprochen worden (V. vom 
16. Juni 1750; landesfürstliche Reskripte von 1764 und 1765) ). 
Das kirchliche Besteuerungswesen hat sodann eine eigenartige 
Entwicklung genommen. Abgesehen von den geringfügigen 
gesetzlichen Ansätzen zu einem evangelischen landeskirchlichen 
Besteuerungsrecht?), welche jedoch praktisch noch niemals 
gehandhabt worden sind, besteht keine Kirchensteuer in dem 
Sinn, wie wir sie in den früher erörterten Rechtsentwicklungen 
kennen gelernt haben. Wir finden hier allerdings eine von 
den Kirchengemeindegliedern für kirchliche Zwecke zu er- 
hebende Steuer; zu ihrer Handhabung sind aber nicht die 
Kirchengemeinden selbst, sondern ähnlich wie in der Pfalz die 
Zivilgemeinden zufolge ihrer Verpflichtung zur Deckung der 
kirchlichen Bedürfnisse berechtigt. Dieser Weg zur Auf- 
bringung des der Deckung kirchlicher Bedürfnisse dienenden 
Bedarfs wurde durch das Gesetz vom 30. November 1851, 
die Errichtung von Kirchenvorständen in den evangelisch- 
lutherischen Kirchengemeinden betreffend, begründet. Rück- 
sichtlich der sonst den einzelnen Kirchengemeinden obliegen- 
den Beitragsverpflichtungen wurden die Ortsgemeinden als 
solche als pflichtig bezeichnet. Doch steht ihnen ein Regress- 
recht gegen Drittverpflichtete zu. Die Aufbringung der 
Leistungen innerhalb der Gemeinde sollte vorläufig nach dem 
für die Aufbringung der Parochiallasten bislang üblichen Fusse 
geschehen, hernach durch ein in Aussicht gestelltes Gesetz 
geregelt werden. Organe für die Ausübung des Besteuerungs- 
rechts sind die Kommunalbehörden (SS 30. 31). Das an- 
gekündigte Gesetz erging für die Landgemeinden am 18. Juni 
1864 und erhielt Ergänzungen am 28. Mai 1894. Die Auf- 
bringung der Parochiallasten in den Städten ordnete das Gesetz 
vom 26. Juni 1892. Diese beiden Gesetze bauten das Um- 


!) Zit. bei v. Schmidt-Phiseldeck 93, Anm. 8. 
?) In Wirklichkeit ist noch kein Fall allgemeiner Kirchensteuer 
vorgekommen. v.Schmidt-Phiseldeck 57, Anm. 14; 97, Anm.]. 
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lagenrecht unter Beibehaltung der in dem Kirchenvorstands- 
gesetz gelegten Grundzüge näher aus. 

Neuerdings ist auch in der katholischen Gemeinde der 
Stadt Braunschweig (G. v. 7. Dezember 1898) und in der 
reformierten Gemeinde daselbst (G. v. 14. März 1904) ein 
auf ähnlicher Rechtsgrundlage beruhendes Besteuerungsrecht 
eingeführt worden. 


III. Sachsen-Koburg-Gotha. 


BuAB) 


Im Herzogtum Sachsen-Koburg-Gotha !) ist ein zur regel- 
rechten Durchbildung gelangtes Kirchensteuerrecht weder in 
der katholischen noch in der evangelischen Kirche wahrzu- 
nehmen ?). Insbesondere der evangelischen Kirche fehlte zur 
Entwicklung eines solchen die erforderliche Voraussetzung, 
eine genügend ausgestaltete Selbstverwaltung. Die die Ver- 
waltung des kirchlichen Vermögens und damit auch die das 
kirchliche Beitragswesen betreffenden Geschäfte wurden durch 
Herzogliche Verordnung vom 15. Oktober 1839 über die Or- 
ganisation der geistlichen Unterbehörden im Herzogtum Gotha?) 
„Kirchen- und Schulämtern“ (SS 1.27 Nr. 8 u. 9) zugewiesen. 
Diese Aemter wurden später in Sachsen-Gotha neugeordnet 
(G. v. 11. Juni 18558 und V. v. 14. Juni 1858). Namentlich 
wurden durch Gesetz vom 1. Juli 1863 die Schulangelegen- 
heiten von den (nunmehrigen) „Kirchenämtern* abgetrennt. 
In Sachsen-Koburg empfingen die Bestimmungen des gotha- 


) v. Strenge-Rudloff-Claus, Die Grundsätze des Kirchen- 
rechts der ev. Landeskirchen der Herzogtümer Sachsen-Koburg und Gotha, 
1908, 36 f£. 194—212. Forkel, Das Staatsrecht der Herzogtümer Sachsen- 
Koburg und Gotha, bei Marquardsen Bd.IIlI, 2, 2,1884, 138. Freyer, 
AKKR. Bd. 87, 661. Friedberg, VerfGes. 648—652. 

?) Dieses könnte nach $ 118 des Staatsgrundgesetzes vom 3. Mai 
1852 nur durch Staatsgesetz verliehen werden. So Freisen a.a.O. Bd. 2, 
426. 448 und v. Strenge 37; unrichtig Forkel 138. 

®) Friedberg, VerfGes. 659. 


| 
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 ischen Gesetzes vom 11. Juni 1858 entsprechende Geltung durch 


Gesetz vom 17. Juni 1858 und Verordnung vom 19. Juni 1858; 
auch hier wurden die Schulangelegenheiten später abgezweigt 
und seitdem aus den Kirchen- und Schulämtern „Kirchen- 
ämter“ (V, v. 15. Januar 1875). Zur Zuständigkeit dieser 
Kirchenämter gehört die Ausmittelung und Feststellung der 
Beträge, welche von einzelnen Kirchengemeinden und deren 
Gliedern sowie von etwa dazu verpflichteten Patronen zur Unter- 
haltung ihrer Geistlichen !) und Kirchendiener ?), zur Herstel- 
lung und Unterhaltung von Kirchen, Pfarr- und sonstigen zum 
Kirchenwesen gehörigen Gebäuden und Einrichtungen zu leisten 
sind, verbunden mit der Erörterung und Entscheidung aller 
über solche Spezialleistungen entstehenden Streitigkeiten (G. v. 
LIE 012165825 DaeNral 1, V.>v. 14, Juni%18582873.Nr.9), 
Ein generelles Abgaben-, d. h. Besteuerungsrecht hat sich 
aus diesen Beiträgen nicht entwickelt. In jüngster Zeit sind 
Kirchgemeinderäte und Kirchverwaltungen eingeführt worden, 
ohne dass jedoch hierdurch die Ausbildung des Umlagen- 
rechts gefördert worden wäre°). Die Deckung der kirchlichen 
Bedürfnisse erfolgt nach wie vor auf anderem Wege. Sie 
geschieht, wenn das Kirchenvermögen nicht ausreicht, ent- 
weder durch Beihilfen aus Staatsmitteln oder durch spezielle, 
nach Bedarf und für bestimmte Zwecke zu entrichtende 
Leistungen dritter Personen (Parochiallasten) oder endlich, und 
zwar in der Hauptsache, durch die bürgerlichen Gemeinden. 
Diese sind zu subsidiären Zuschüssen an die Kirchengemeinden 
verpflichtet. Das Gemeindegesetz für Gotha vom 11. Juni 1858 
Art. 70 und das für Koburg vom 22, Februar 1867 Art. 20 
erwähnen denn auch ausdrücklich unter den Gemeindezwecken 
die Aufbringung der Mittel für den Kultusbedarf%). 


!) Jetzt G. vom 8. August 1906. 

2) Vgl. namentlich die GG. vom 31. August 1399, 3. April 1906, 
22. März 1904; V. v. 3. März 1902. 

3) v. Strenge 194f. 

#) v. Strenge 198—212. 
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IV. Reuss j. L. 


8 46. 


Auch das Fürstentum Reuss j. L.?!) kennt keineKirchen- 
steuern im Sinne selbständig von den Kirchengemeinden er- 
hobener kirchlicher Abgaben. Soweit Umlagen notwendig 
sind, nehmen die politischen Gemeinden die Aufbringung in 
die Hand. 

Nachdem zuerst das Gesetz vom 13. Oktober 1849, die 
Erhebung einer Abgabe von Kollateralerbschaftsfällen zu 
Kirchen- und Schulzwecken betreffend, eine staatliche Abgabe 
von 4° vom Betrage der Erbschaft oder des Vermächtnisses 
und ihre Verwendung zu Kirchen- und Schulzwecken ange- 
ordnet hatte?), wurden „zur Abschneidung der vielfachen 
Streitigkeiten und anderen Nachteile“ die Grundsätze für die 
Aufbringung und Verteilung der Parochiallasten in der ge- 
setzlichen Verordnung vom 15. Januar 1850, die Verteilung 
der Parochial-, Kriegs- und Einquartierungslasten betreffend, 
eingehend geregelt. Nach diesem Gesetz haben die Kirchen- 
gemeinden die zur Unterhaltung ibrer Kirchen (und Schulen) 
erforderlichen Mittel, sofern sie nicht durch die dazu vor- 
handenen Kassen, Stiftungen und Fonds gedeckt werden 
können ($ 1), subsidiär durch Geldanlagen aufzubringen ($ 2), 
zu welchen alle Mitglieder der Gemeinde sowie das ganze im 
Gemeindebezirk befindliche unbewegliche Eigentum beizuziehen 
sind ($S 3). DBefreit sind ausser den nicht zur Gemeinde und 
zum Gemeindebezirk gezogenen Personen und Grundstücken 
nur die der ganzen Gemeinde oder den darin befindlichen 
Kirchen (und Schulen) gehörigen Grundstücke ($ 4). Die An- 
lagen werden von sämtlichen Gemeindebürgern, Schutzgenossen 
und Flurgenossen nach dem Verhältnis ihres Einkommens auf- 


!) Schlottera.a. 0.91. Freyer, AKKR. Ba. 87, 661. Freisen, 
Staat und Kirche, Bd. 2, 357 f. 

2) AKBl. Bd. 2, 577 ff. Ergänzungen: Rege.-V. v. 17. September 1851, 
6. Oktober 1855, MinV. 23. Mai 1856 und 10. April 1860. AKBl. 1860. 
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gebracht ($ 6). Beträgt der Beitrag eines einzelnen zu den 
Parochiallasten mehr als !Jı der gesamten Anlagen der übrigen 
Gemeindeangehörigen, so kann für ihn aus Billigkeitsrück- 
sichten eine anderweitige Regelung erfolgen ($ 7). Auf die 
zahlreichen Uebergangsvorschriften des Gesetzes, die einen 
interessanten Einblick in die frühere Beitragsordnung gewähren, 
kann hier nicht eingegangen werden. Das Gesetz sollte nur 
solange in Kraft bleiben, „als nicht die Kirchengemeinden im 
Sinne der einschlagenden grundrechtlichen Bestimmungen Selbst- 
verwaltung ihrer Angelegenheiten übernommen und geordnet 
haben‘ ($ 9 a.E.). Es dürfte daher mit Erlass der Kirchen- 
gemeindeordnung vom 30. November 1893 ausser Kraft getreten 
sein. Diese Kirchengemeindeordnung hat aber ebensowenig 
wie der Ministerialbescheid vom 14. Dezember 1889 betreffend 
die Jurisdiktion des Apostolischen Vikars, Bildung einer katho- 
lischen Kirchengemeinde u. s. w.!) ein wirkliches Kirchen- 
steuerrecht geschaffen, die Sorge hierfür vielmehr den politi- 
schen Gemeinden belassen. 

So sind denn auch noch nach dem gegenwärtigen Rechts- 
zustande die Bedürfnisse der Kirchengemeinde aus der Kirchen- 
kasse bezw. dem Kirchenvermögen, vom Kirchenpatron und 
von den sonst persönlich speziell Verpflichteten zu bestreiten, 
Soweit diese Mittel nicht reichen, hat die Ortsgemeinde den 
fehlenden Bedarf durch Geldanlagen, zu denen alle Gemeinde- 
mitglieder und das im Gemeindebezirk befindliche unbewegliche 
Eigentum heranzuziehen sind, nach den für die Aufbringung 
der Kommunalanlagen in den politischen Gemeinden geltenden 
Vorschriften aufzubringen. Die Geldanlagen zu kirchlichen 
Zwecken sind in den Ortsgemeindeabgaben mitenthalten ?). 
Diese Befugnis der Heranziehung der politischen Gemeinden 
ist für die evangelischen Kirchengemeinden in der Kirchen- 
gemeindeordnung vom 30. November 1893 (SS 17 Abs. 4, 20. 


!) Freisen Bd. 2, 357 £. 
2) Schlotter 91. 
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24), für die katholische Kirchengemeinde im erwähnten Mini- 
sterialbescheid vom 14. Dezember 1889 ausgesprochen. 


V, Elsass-Lothringen. 


SA 

Im Reichsland Elsass-Lothringen !) hat sich das kirchliche 
Umlagenwesen infolge der auch hier bestehenden Deckungs- 
pflicht der Zivilgemeinden und ihres damit verknüpften Be- 
steuerungsrechts zu kirchlichen Zwecken trotz einer nunmehr 
hundertjährigen Entwicklung nur ganz vorübergehend zu den 
Anfängen eines wirklichen kirchlichen Steuerrechts zu erheben 
vermocht. Die Grundlagen des Umlagenrechts für kirchliche 
Zwecke entstammen der kirchlichen Reform- und Restitutions- 
gesetzgebung Frankreichs unter Napoleon I. Ihr wichtigster 
Grundsatz war die Verpflichtung der Zivilgemeinden zur 
Tragung der Kirchenlasten. Die spätere Beibehaltung dieses 
Grundsatzes liess die Entwicklung eines eigenen kirchlichen 
Besteuerungsrechts nicht aufkommen, auch nicht nach Ein- 
führung der deutschen Herrschaft. Erst die neuere elsass- 
lothringische Gesetzgebung hat, wie schon angedeutet, einige 
spärliche Grundzüge für ein eigenes kirchliches Umlagenwesen 


!) Mandel-Grünewald, Die Verfassung und Verwaltung von 
Elsass-Lothringen, 1905, 130f. Geigel, Kirchensteuern, Friedhöfe, 
reform. Synode in Preussen und Elsass-Lothringen, 1906, 62—75. Geigel, 
Reichs- und reichsländisches Kirchen- und Stiftungsrecht, Bd. 1, 1900. 
Geigel, Landeskirchliche Umlagen in Elsass-Lothringen, ZKR. Bd. 28, 
106 ff. Geigel, Oertliche Kirchenumlagen, im AKKR. Bd. 69, 269— 303. 
Geigel, Kirchensteuer. Juristische Zeitschr. für das Reichsland Elsass- 
Lothringen, Bd. 30 (1905), 218f. Freyer im AKKR. Bd. 87, 663 £. 
v.Seydel, Bayerisches Staatsrecht, 1. Aufl. Bd. 6, 311, Anm. 1. Gräff, 
Das Eigentum der katholischen Kirche an den ihrem Kultus gewidmeten 
Kirchen, 1859, 118f. De Syo, Das die Kirchenfabriken betr. Dekret, 
1861, 85 ff. 105. 198 ff. Bruck, Das Verfassungs- und Verwaltungsrecht 
von Elsass-Lothringen, Bd. 3, 1910, 242 f. Fellmeth, Das kirchliche 
Finanzwesen in Deutschland, 1910, 167. 
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geschaffen, die jedoch kürzlich wieder beseitigt worden sind. 

In der katholischen Kirche und in den Ortskirchengemeinden 
beider Konfessionen hat sich überhaupt kein echtes Kirchen- 
steuerrecht entwickelt. Dasjenige der evangelischen Landes- 
kirchen ist, solange es bestanden hat, in seinem Anwendungs- 
bereich auf die Deckung eines kleinen Kreises kirchlicher 
Bedürfnisse beschränkt geblieben. 


I. Die Rechtsentwicklung unter französischer 
Herrschaft. — Nachdem die „Organischen Artikel“ vom 
18. Germinal X. (8. April 1802) in Art. 72 die Gemeinden 
„ermächtigt“ hatten, den katholischen Geistlichen in Ermang- 
lung von Pfarrhäusern eine Wohnung und einen Garten zu 
verschaffen, verfügte das Kaiserliche Dekret vom 5. Mai 1806 
ein gleiches bezüglich der protestantischen Geistlichen, be- 
stimmte aber weiter, dass die Gemeinde auch für die Kosten 
der protestantischen Kirchengebäude und des protestantischen 
Gottesdienstes aufzukommen habe. 

Das Dekret vom 30. Dezember 1809 über die Kirchen- 
fabriken führt die von der Gemeinde zu leistenden Zuschüsse 
unter den (gesetzlichen) Einkünften der Kirchenfabrik an 
(Art. 36 Nr. 11). Es zählt sodann die Gemeindelasten zu 
Gunsten des Kultus einzeln auf. Danach sind die Gemeinden 
verpflichtet: 1. im Falle der Unzulänglichkeit der Einkünfte 
der Fabrik die zum Gottesdienst erforderlichen Kosten, das 
Honorar für die Advents-, Fasten- und Feiertagsprediger !), 
die zur Ausschmückung und Verzierung des Innern der Kirchen 
und zur Ueberwachung und Anordnung ihrer Erhaltung er- 
forderlichen Ausgaben zu bestreiten; 2. dem Pfarrer ein Pfarr- 
haus oder eine Wohnung, eventuell statt dessen eine Geldent- 
schädigung zu beschaffen; 3. zu den Hauptreparaturen an den 
gottesdienstlichen Gebäuden helfend beizutragen (Art. 92, 37)?). 


!) Hierüber vgl. Art. 32 des Dekrets. 
?) Das Dekret vom 17. November 1811 betr. die Stellvertretung 
der Pfarrer bei Abwesenheit oder Krankheit fügt noch die Stellvertretungs- 
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In dem Falle, wo die Gemeinden bei Unzulänglichkeit der Ein- 
künfte der Fabrik aufzukommen haben, muss das Budget der 
Fabrik dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 
Der Beschluss wird dem Präfekten eingesandt, welcher ihn 
dem Bischof zur Erstattung seines Gutachtens mitteilt. Sind 
beide verschiedener Meinung, so kann von dem einen oder dem 
andern hierüber an das Kultusministerium berichtet werden 
(Art. 98). Auf eine Beitragspflicht der Konfessionsgenossen 
scheint der von „Pfarreingesessenen“ sprechende Art. 49 des 
Dekrets hinzuweisen. Aber eben nur scheinbar. Aus der in 
Art. 49 enthaltenen Bezugnahme auf das 4. Kapitel des Ge- 
setzes ergibt sich, dass unter „Pfarreingesessenen“ die Gemeinde- 
glieder überhaupt zu verstehen sind }). 

Das Fabrikdekret wurde später laut Entscheidungen des 
Oberkonsistoriums (VIII, 13; XXXI, 39) auch auf die prote- 
stantische Kirche angewandt. An die Stelle des Bischofs trat 
hier das Konsistorium. 

Auch das Gesetz betreffend die Einkünfte der Kirchen- 
fabriken vom 14./24. Februar 1810 legte seinen Bestimmungen 
die subsidiäre Verpflichtung der bürgerlichen Gemeinden zu 
Gunsten beider Kirchen zu Grunde. Wenn in einer Pfarre 
die Einkünfte der Fabrik nicht ausreichen und auch keine ge- 
nügenden Gemeinderevenüen vorhanden sind, um die alljähr- 
lichen Ausgaben für den Gottesdienst zu bestreiten, so sollen 
die Zivilgemeinden den erforderlichen Bedarf durch Umlagen 
auf die Gemeindeangehörigen aufbringen (Art. 1—3). Besteht 
eine Pfarre aus mehreren Gemeinden, so erfolgt die Ver- 
teilung der Kultuslasten nach Verhältnis der direkten Steuern 


(Art. 4). 


kosten bei Krankheit und Gebrechlichkeit des Geistlichen hinzu. $ 3 
Nr. 9.10, $ 5. Diese Bestimmungen sind aufgehoben durch $ 12 des 
G. vom 15. November 1909 betr. die Gehalts- und Pensionsverhältnisse 
der staatlich besoldeten Religionsdiener und ihrer Hinterbliebenen. GBl. 
1909, 126 ff. 

!) De Syo 105. 


Entwicklung des Steuerrechts in Elsass-Lothringen. 193 


Bei diesem Ergebnis der Entwicklung bewendete es. Das 
französische Gesetz vom 18. Juli 1837 über die Gemeinde- 
verwaltung „resümierte* !) dieselbe in Art. 30 Nr. 13—14 und 
bestätigte auch die Zuständigkeit des Präfekten zur endgültigen 
_ Feststellung des Haushaltsvoranschlags der Pfarreien. Zu den 
_ Pflichtausgaben der Zivilgemeinden rechnet es die Wohnungs- 
entschädigung für die Geistlichen und die Unterstützungen an 
die Kirchenfabriken und anderen Kultusverwaltungen, wenn 
deren Einkünfte ausweislich der Rechnungen und Voran- 
schläge unzulänglich sind. Das Nähere über die von den 
Gemeinden zu leistenden Wohnungsentschädigungen der prote- 
stantischen Religionsdiener verordnete die Ordonnanz vom 


7. August 1842, 


I. Die Rechtsentwicklung unter deutscher Herr- 
schaft bis zum Gesetz vom 6. Juli 1901. — Alle diese 
Bestimmungen blieben bei der Besetzung Elsass-Lothringens 
durch die deutschen Truppen zunächst unberührt?) und er- 
fuhren auch nach seiner endgültigen Angliederung an das 
Deutsche Reich keine wesentlichen Inhaltsänderungen. An die 
Stelle des Präfekten trat der Kreisdirektor (Verordnung des 
Reichskanzlers vom 20, September 1873, $ 1 Nr. 3). Höhere 
Instanz ist der Bezirkspräsident. Die Ausbildung eines kirch- 
lichen Besteuerungsrechts erfolgte nicht. Es blieb vielmehr 
bei dem übernommenen Rechtszustande, wonach für den Fehl- 
betrag der Kultuskosten in Ermangelung ausreichender Ge-. 
meindeüberschüsse die bürgerliche Gemeinde alle Steuerpflich- 
tigen des Gemeindebezirks ohne Rücksicht auf Bekenntnis 
und Wohnsitz im Kirchspiel mit den erforderlichen Steuer- 
zuschlägen?) heranzieht*).. Obwohl die Ersetzung dieser 


!) So Staatsratsgutachten vom 21. August 1839. 

2) Bktm. des Zivilkommissars an die Geistlichkeit vom 12. Septem- 
ber 1870. 

3) Höchstens 20%. Geigel im AKKR, Bd. 69, 274 f, 

4) Geigel im AKKR. Bd. 69, 269 ff., bes. 274 ff. 
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zivilgemeindlichen Kultusumlagen durch Kirchensteuern so- 
wohl von katholischer wie von evangelischer Seite wieder- 
holt angeregt wurde‘), gingen die Wünsche doch zu- 
nächst nicht in Erfüllung. Sie sind bezüglich des ört- 
lichen Kirchenumlagenrechts auch bis heute noch unerfüllt 
geblieben. 

Einen geringen Erfolg hatte die Bewegung nach mehr- 
fachen Anläufen schliesslich bezüglich der landeskirchlichen 
Umlagen?). Am 15. Mai 1895 befürwortete das Oberkonsi- 
storium Augsburgischen Bekenntnisses °), „zur Aufbringung der 
Kultusbedürfnisse in erster Reihe die Konfessionsverwandten 
heranzuziehen und dem in Vorbereitung befindlichen Systeme 
der direkten Steuern Zuschläge anzulehnen, vorerst jedoch als 
sichere Grundlage für Einzelverhandlungen das Prinzipale der 
von Angehörigen der protestantischen Kirchen zu zahlenden 
unmittelbaren Steuern ermitteln und die Gemeinden über die 
Notwendigkeit einer landeskirchlichen Ergänzungssteuer ge- 
eignet belehren zu lassen“ *). Gleichzeitig wurde vom Direk- 
torium (weniger als Gesetzesvorschlag als zur Kennzeichnung 
des zu erstrebenden Zieles und der einzuschlagenden Wege) 
ein Entwurf über die Erhebung landeskirchlicher Umlagen 
veröffentlicht, welcher sich an das Vorbild des badischen 
Landeskirchensteuerrechts anschloss. Es sollte allen staat- 
lich anerkannten Kirchen- und Religionsverbänden das sub- 
sidiäre Recht zur Erhebung landeskirchlicher Umlagen für 
allgemeine kirchliche Bedürfnisse) zustehen und von einer in 


I) Geigel a.2.0. 2751. 

2) Geigel daselbst 269 f. und in ZKR. Bd. 28, 106 ft. 

®) Sig. der Akten des Öberkonsistoriums und des Direktoriums, 
Bd. 50, 219 ff. 

*) So referiert Geigel in ZKR. Bd. 28, 106 f. 

5) Nämlich: für Aufbesserung gering besoldeter Geistlichen und 
kirchlicher Beamten, Zuschüsse zu den Ruhegehältern und Unterstützungen 
der Geistlichen und kirchlichen Beamten sowie ihrer Witwen und Waisen, 
Beihilfen zur kirchlichen Versorgung der Diaspora, Zuschüsse zur Er- 
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' der Mehrheit aus der Wahl der Bekenntnisangehörigen her- 
vorgegangenen, vom obersten Kultusvorsteher (dem Bischof 
bezw. dem Präsidenten des Direktoriums Augsburgischer Kon- 
fession) geleiteten landeskirchlichen Vertretung (Steuersynode) 
bezw. Bistumsvertretung mit Genehmigung des Ministeriums 
ausgeübt werden. Für das Augsburger und das reformierte 
Bekenntnis sollten die Umlagen unausgeschieden bewilligt 
werden. Die Umlagen sollten auf die Bekenntnisangehöri- 
gen nach dem Prinzipale ihrer direkten Staatssteuern verteilt 
und gleichzeitig mit den letzteren durch den Staat erhoben 
werden. Ausser diesen physischen sind juristische Personen, 
namentlich Stiftungen, beitragspflichtig. Ueber Steuerein- 
sprüche sollte der Kaiserliche Rat in erster und letzter In- 
stanz erkennen. 

Zum Gesetz wurde dieser Entwurf jedoch nicht. Einen 
weiteren Gesetzesvorschlag betreffend Umlagen für die Auf- 
bringung der Pfarrbesoldung der katholischen Geistlichen in 
Elsass-Lothringen machte Geigel in seinem Kirchen-, Schul- 
und Stiftungsblatt I (1902) 8. 17 ff. ($$ 10—12). Auch dieser 
Entwurf wurde nicht weiter verfolgt, wohl aber eine ähnliche 
Regelung durch das Gesetz vom 6. Juli 1901 betreffend die 
Gehalts- und Pensionsverhältnisse der protestantischen 
Pfarrer und die Fürsorge für deren Witwen und Waisen (GBl. 
S. 50) vorgenommen !). Dieses Gesetz führte mit Wirkung 
vom 1. April 1903 die lange ersehnten kirchlichen Umlagen 
ein, freilich nur für die protestantische Landeskirche und ferner 
nur zur Deckung des Bedarfs für Gehaltserhöhungen und des 
Pensionsbedarfs, soweit nicht die im Landeshaushalt vorge- 
sehenen allgemeinen Landesmittel verwendbar sind ($S 4. 5). 


richtung und zum Unterhalt von Anstalten zur Vorbereitung und Aus- 
bildung von Geistlichen, sowie zur Unterstützung der Zöglinge dieser 
Anstalten, ausnahmsweise auch Beihilfen zur Errichtung von Gottes- und 
Pfarrhäusern. 

!) Geigel, Kirchensteuern u. s. w. 57 ff. 
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Zur Ausführung erging die ministerielle Verordnung vom 
18. März 1903, später vom 5. Oktober 1904 }). 


If. Das Umlagenrecht nach dem Gesetz vom 
6. Juli 1901. — Den evangelischen Landeskirchen stand 
nach dem Gesetz vom 6. Juli 1901 in beschränktem Umfange 
ein Besteuerungsrecht zu, das aber durch staatliche Organe 
ausgeübt wurde. 


A. Das materielle Recht. 


1. Umlagen können nur zur Deckung des durch das Ge- 
setz vom 6. Juli 1901 für protestantische Geistliche begrün- 
deten Gehaltserhöhungs- und Pensionsbedarfs und nur soweit, 
als nicht allgemeine Landesmittel verwendbar sind, von den 
Angehörigen der beiden protestantischen Landeskirchen, der 
reformierten und derjenigen Augsburgischen Bekenntnisses, er- 
hoben werden (G. $ 5). 


2. Umlagenpflichtig sind die natürlichen Personen, welche 
in Elsass-Lothringen ihren Wohnsitz oder Aufenthalt haben, 
einer der beiden protestantischen Landeskirchen angehören 
und eine direkte Steuer entrichten — ausgenommen die zu 
den Militärkirchenverbänden gehörigen Personen ($ 6 Abs. 1 
und 3; V. Art. 3 Abs. 3). Ausgeschlossen sind also Anders- 
gläubige, Konfessionslose ?), Ausmärker und juristische Per- 
sonen. Die Umlagenpflicht erlischt durch formgerechten 
Austritt aus der Kirche mit Ablauf des Rechnungsjahres 
(Art. 10)°). Anschluss an einen für die gottesdienstlichen 


!) Zentral- und Bezirksamtsblatt 1903, 31; 1904, 137. 

2) E. des Kaiserlichen Rats vom 26. November 1904, Beilage zum 
Zentral- und Bezirksamtsblatt vom 31. Dezember 1904, 216. 

®) Während beim Inländer die Fortdauer der einmal begründeten 
Zugehörigkeit zur Landeskirche bis zum Nachweis förmlichen Aus- 
tritts vermutet wird, hat bei einem (vordem inländischen) Ausländer 
die veranlagende Steuerbehörde nachzuweisen, dass er trotz Aufgabe 
der Staatsangehörigkeit und des Wohnsitzes im Inlande fortdauernd 
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Kosten zwar aus eigenen Mitteln aufkommenden, dabei aber 
innerhalb der Landeskirche bestehenden Verein ist kein Austritt 
aus der Landeskirche und befreit daher von den Umlagen 
nicht ). 

3. Den Verteilungsfuss für die Umlagen bilden die in den 
Steuerrollen enthaltenen Ansätze der direkten Staatssteuern 
einschliesslich der Bergwerkssteuer?). Für den evangelischen 
Teil einer Mischehe ist die in der Heberolle auf seinen Namen 
veranlagte Steuer massgebend (Art. 3 Abs. 5). Umlagenpflich- 
tige, welche zusammen mit anderen ein Gewerbe treiben, sind 
mit den ihrer Beteiligung an der Gesellschaft (offenen Handels- 
gesellschaft, einfachen oder Aktienkommanditgesellschaft) ent- 
sprechenden Steueranteilen?) heranzuziehen. Sie sind verpflichtet, 
über ihre Beteiligung an der Gesellschaft Auskunft zu erteilen 
(S 5, $ 6 Abs. 2; Art. 3). Die insbesondere infolge von Rechts- 
mitteln eintretenden Minderungen der Steuersätze haben auch 
die verhältnismässige Minderung der Umlage zur Wirkung 
(Art. 7). 

B. Das formelle Recht. 

1. Die Veranlagung erfolgt für ein Rechnungsjahr gleich- 
zeitig mit derjenigen der direkten Steuern durch die staatlichen 
Steuerveranlagungsbeamten (Art. 4). Die Verwaltung der 
direkten Steuern stellt die umlagenpflichtigen Personen für die 
einzelnen Gemeinden fest, gegebenenfalls unter Mitwirkung der 
Bürgermeister, der protestantischen Geistlichen und der Polizei- 
behörden (Art. 3). Die Umlagen werden in die Heberolle und 
in die Steuerzettel für die einzelnen Steuerarten aufgenommen 
(Art. 4). Steuerzugänge werden erst für das nächste Jahr be- 


der Kirche angehört oder wieder in dieselbe eingetreten ist. E. des 
Kaiserlichen Rats vom 4, März 1905, Beil. z. ZBABl. vom 3. Juni 1905, 
S. 225. 

1) E. d. Kaiserl. Rats vom 26. November 1904, Beil. z. ZBABl. vom 
3. Juni 1905, S. 225. 

2) G. vom 16. Dezember 1873, 8 5. 

3) (rewerbesteuergesetz v. 8. Juni 1896, 88 9.11. 
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rücksichtigt, irrtümlich unterbliebene Veranlagungen aber durch 
Ergänzungsrollen nachgeholt (Art. 5). Den zu erhebenden 
Prozentsatz der Steuerbeträge bestimmt alljährlich das Mini- 
sterium (Art. 1). 

2. Die Erhebung und Beitreibung der Umlagen erfolgt 
nach den für die direkten Staatssteuern geltenden Vorschriften. 
Die Umlagen werden zur Landeshauptkasse vereinnahmt und 
in einer Nebenrechnung nachgewiesen ($ 5; Art. 6). Ueber 
Anträge auf Erlass der Umlage entscheidet in erster Instanz 
der Direktor der direkten Steuern, in zweiter Instanz das Mini- 
sterium (Art. 7, 8 Abs. ]l). 

3. Einwendungen gegen die Zugrundelegung durch den 
Umlagepflichtigen nicht geschuldeter Steuern sind, falls be- 
gründet, vom Direktor der direkten Steuern durch Nieder- 
schlagung zu erledigen. Ebenso ist zu verfahren, wenn 
zweifellos ein Irrtum in der Veranlagung stattgefunden hat. 
In anderen Fällen entscheidet der Direktor, wogegen inner- 
halb 30 Tagen Beschwerde an das Ministerium zusteht (Art. 8 
Abs. 1). Einwendungen gegen die Veranlagung der Umlagen 
sind binnen einer Ausschlussfrist von drei Monaten seit Be- 
kanntgabe der Zustellung der Heberolle an den Direktor der 
direkten Steuern zu richten und von diesem dem Bezirks- 
rat zur Entscheidung vorzulegen ($ 5 Abs. 2; Art. 7). Gegen 
die Entscheidung des Bezirksrats ist der Rekurs an den 
Kaiserlichen Rat zulässig (Art. 8 Abs. 2; V. vom 23. März 
1889). 


IV. Die Rechtsgestaltung seit dem Gesetz vom 
15. November 1909. — Mit Rücksicht auf die not- 
wendige Erhöhung der Pfarrgehälter in allen Konfessionen be- 
absichtigte die elsass-lothringische Regierung im Jahre 1908, 
die konfessionellen Steuerzuschläge zur Besoldung der evan- 
gelischen Pfarrer zu erhöhen und solche Zuschläge gleichzeitig 


1) Fellmeth 167. DJZ. 1909, Sp. 1128. 
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zur Besoldung der katholischen Geistlichen einzuführen. Da 
der Landesausschuss sich jedoch mit dieser Regelung nicht 
einverstanden erklärte und die vorgeschlagene Kultussteuer 
ablehnte, wurde die Dotation der Religionsdiener und ihrer 
Hinterbliebenen auf die Landeskasse übernommen und das 
System der konfessionellen Steuerzuschläge ganz beseitigt. Das 
Gesetz betreffend die Gehalts- und Pensionsverhältnisse der 
staatlich besoldeten Religionsdiener und ihrer Hinterbliebenen 
vom 15. November 1909 (GBl. 1909 Nr. 26 S. 126 ff.) garan- 
tierte allen Religionsdienern, nämlich den katholischen General- 
vikaren, Domherren, Pfarrern, Hilfspfarrern, Pfarrverwesern, 
Kaplänen und ständig angestellten Vikaren?), ferner den prote- 
stantischen Pfarrern und Hilfsgeistlichen, endlich den Ober- 
rabbinern und Rabbinern bestimmte Gehälter und Pensionen 
aus der Landeskasse. Gleichzeitig wurden die geltenden Be- 
stimmungen über Gehalts- und Pensionsverhältnisse der be- 
zeichneten Religionsdiener, darunter auch das Gesetz vom 
6. Juli 1901, aufgehoben ($ 12). Die neue Rechtsgestaltung 
ist am 1. April 1910 in Kraft getreten ($ 14). 


VI. Mecklenburg-Schwerin-Strelitz. 


8 48, 


In den beideu mecklenburgischen Grossherzogtümern ?) ist 
ein kirchliches Besteuerungsrecht sowohl der evangelischen 
wie der katholischen Kirche unbekannt geblieben. Es werden 
keine Kirchensteuern erhoben. Es finden sich auch keinerlei 
Gesetzesbestimmungen darüber. Es besteht zu ihrer Ein- 


!) Das Gehalt der katholischen Vikare ist grundsätzlich von den 
Kirchenfabriken oder den bürgerlichen Gemeinden zu bestreiten (G. vom 
15. November 1909, $ 4). 

2) Schmidt, Mecklenburg-Schwerinsches KR., mit besonderer 
Rücksicht auf Theologen dargestellt, 1908, 27. 128. 131. 139. Freyer 
im AKKR. Bd. 87, 661. 
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führung auch kein praktisches Bedürfnis, da durch das 
wohl ausgebildete Patronats- und Pfründenwesen für die 
Deckung der kirchlichen Bedürfnisse in genügendem Masse 
gesorgt ist. Die auf Grund der Baulast geschuldeten Natural- 
oder Geldleistungen werden als öffentliche Abgaben im Wege 
des Verwaltungszwangsverfahrens durch die Ortsobrigkeiten 
beigetrieben ?). 


DESchmeidtis.820207.2118. 


Zweiter Teil. 


Grundzüge des geltenden Kirchensteuerrechts. 


Erster Abschnitt. 
Ueberblick über die geltenden Rechtsordnungen. 


$ 49. 

Der zweite Teil der Darstellung ist dazu bestimmt, die 
gegenwärtig in den einzelnen deutschen Staaten einschliesslich 
Elsass-Lothringens geltenden Kirchensteuerrechtsordnungen in 
Form systematischer Einzelbearbeitungen zusammenzustellen. 
Jede dieser Sonderdarstellungen knüpft an die historischen 
Grundzüge des ersten Teiles an und bildet ein selbständiges, 
in sich geschlossenes Kapitel. Aus der Gesamtheit der Sonder- 
darstellungen werden dann später die Rechtsgrundsätze abzu- 
leiten sein. 

Um aber diese Aufgabe hier schon vorzubereiten und eine 
langatmige und nüchterne Aneinanderreihung der einzelnen 
Rechtsordnungen zu vermeiden, sollen diese, ähnlich wie es 
im historischen Teile geschehen ist, nach bestimmten Gruppen 
geordnet dargestellt werden. Natürlich darf diese Grup- 
pierung nicht so weit gehen, dass dem wegen seiner bunten 
Mannigfaltiskeit sehr spröden Stoff Gewalt angetan und 
er in ein Schema eingezwängt wird, das ihm nicht passen 
und seine objektive Wiedergabe beeinträchtigen würde. Des- 
halb konnte bei der Auswahl von Einteilungsgesichtspunkten 
nicht vorsichtig und zurückhaltend genug vorgegangen werden. 

Vor allem musste im Interesse der Uebersichtlichkeit eine 
Zerreissung der innerhalb jedes Staates geltenden Rechtsord- 
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nungen vermieden werden !). Damit war die sonst naheliegende 
Einteilung nach Steuerverbänden oder nach Konfessionen aus- 
geschlossen. Das Besteuerungsrecht der grösseren Verbände 
konnte bei der Gruppierung kaum Berücksichtigung ?) finden. 
Brauchbare Anhaltspunkte zu einer solchen gab daher fast aus- 
schliesslich die Differenzierung des kirchengemeindlichen Steuer- 
rechts. Den obersten Einteilungsgesichtspunkt bot der Um- 
stand, von wem im einzelnen Falle ein Besteuerungsrecht für 
kirchliche Zwecke überhaupt ausgeübt wird, ob von kirchlichen 
Verbänden oder von den politischen Gemeinden. Sodann er- 
schien von prinzipiellem Unterscheidungswert, ob nur natür- 
liche oder auch juristische Personen herangezogen werden, 
endlich die gesetzestechnische Seite der steuerrechtlichen Rege- 
lung mit Rücksicht auf- die verschiedenen Konfessionen. 

Demgemäss dürfte zur Erleichterung der Uebersicht über 
das geltende Recht und als Grundlage für die späteren Unter- 
suchungen eine Gruppierung der einzelnen Steuerordnungen 
nach folgendem Plane geeignet sein. 

Die erste Hauptgruppe (I) umfasst die Staaten, in denen 
das Besteuerungsrecht zu kirchlichen Zwecken von den kirch- 
lichen Verbänden ausgeübt wird. Sie zerfällt in die Unter- 
gruppe (I, A) der Beschränkung der Beitragspflicht auf die 
natürlichen Personen — und zwar in den Staaten mit einer 
für beide Kirchen gesonderten (I, A, 1), mit einer für beide 
Kirchen einheitlichen (I, A, 2) und mit einer nur die evan- 
gelische Kirche treffenden (I, A, 3) Regelung des Steuer- 
rechts — und in die Untergruppe (I, B) der Beitragspflicht 
auch der juristischen Personen. 

Die zweite Hauptgruppe (II) enthält die Staaten, in denen 
das Besteuerungsrecht zu kirchlichen Zwecken von den Zivil- 
gemeinden ausgeübt wird. 


’) Eine Ausnahme ist nur bei Bayern gemacht worden. 
?) Es ist z. B. berücksichtigt bei der Eingliederung Bayerns (zu- 
künftiges Recht) in Gruppe I, B. 
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Es gehören im einzelnen zu Gruppe I, A, 1: Preussen, 
Württemberg, Sachsen- Weimar, Waldeck, Lippe, Lübeck, 
Bremen, Hamburg; zu Gruppe I, A, 2: Bayern und Hessen; 
zu Gruppe I, A, 3: Sachsen-Meiningen, Anhalt, Reuss ä. L., 
Schaumburg-Lippe; zu Gruppe I, B: Sachsen, Baden, Olden- 
burg, Sachsen-Altenburg (in Zukunft zum Teil auch Bayern); 
zu Gruppe Il: die bayerische Pfalz und Braunschweig. 

Die Staaten, in denen keine wirklichen Kirchensteuern er- 
hoben werden (beide Mecklenburg, Sachsen-Koburg-Gotha, 
beide Schwarzburg, Reuss j. L., Elsass-Lothringen) bleiben in 
diesem Teil der Darstellung ganz unberücksichtigt. 


Zweiter Abschnitt. 


Die in den einzelnen deutschen Staaten 
geltenden Rechtsordnungen. 
Hauptgruppe Il. 

Staaten, in denen das Besteuerungsrecht zu kirchlichen 
Zwecken von den kirchlichen Verbänden ausgeübt wird. 


Gruppe IL, A. 
Die Beitragspflicht ist auf natürliche Personen beschränkt. 


Gruppesl As 
Für beide Kirchen gesonderte Regelung des Kirchensteuerrechts, 


I. Preussen. 


Erste Abteilung: Die evangelischen Kirchen. 


Kapitel 1. 
Das Steuerrecht der Kirchengemeinden. 


A. Das materielle Steuerrecht. 


S 50. 1. Das Besteuerungsrecht der Kirchen- 
gemeinden!), 


1. Inhaber des Besteuerungsrechts (KG. $ 1) sind sämt- 
liche selbständig organisierte Kirchengemeinden der evangeli- 


!) Kirchengesetz für Altpreussen $$ 1.28. Kirchliche Ausführungs- 
anweisung, I. Begründung zum KG. im KGVBl. 1903, 102 f. 144. Crisolli- 
Schultz, Die pr. Kirchensteuergesetze 8f. Richter, KirchOrdn. 525. 
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schen Landeskirchen der preussischen Monarchie. Zur alt- 
preussischen Landeskirche gehören !)?) insbesondere auch die 
in $ 48 Nr. 1—3 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
verzeichneten Gemeinden, nämlich: 1. diejenigen französisch- 
reformierten Gemeinden, in welchen ein nach Vorschrift der 
Discipline des eglises reform6es de France gebildetes Consistoire 
oder Presbyterium eingerichtet ist; 2. diejenigen Immediat- 
gemeinden, welche eine Allerhöchst sanktionierte Verfassung 
und ein für die Interna und Externa der Gemeinde gebildetes 
Kirchenkollegium besitzen; 3. die Unitätsgemeinden der Provinz 
Posen. Selbständig organisiert sind auch die „Gastgemeinden“ 
des Allgemeinen Landrechts (SS 294 ff. II, 11; KGSO.$2 Abs. 4), 
die Tochtergemeinden und die nur für bestimmte Klassen von 
Personen bestehenden Kirchengemeinden der evangelisch-luthe- 
rischen Landeskirche Hannovers (KVSO. $ 1). Ausgeschlossen 
sind generell die Militär-°) und Anstaltsgemeinden *) kraft ge- 
setzlicher Vorschrift (KG. $ 28), in Altpreussen ferner die 
unter gemeinsamem Pfarramte verbundenen sogenannten Pfarr- 
gemeinden oder Gesamtparochien ($$ 246 ff., 752f. ALR.II, 
11; KGSO. $ 2 Abs. 2) und die zur Behandlung gemeinsamer 
Angelegenheiten verbundenen, aber nicht unter gemeinsamem 
Pfarramt stehenden Kirchengemeinden (KGSO. $ 2 Abs. 3) — 


weil ihre Beschlüsse nur die verbundenen Gemeinden, nicht 


Schoen, EvKR. Bd. 2, 572f. Geigel, Kirchensteuern, Friedhöfe, 
reform. Synode, 1906, 16—20. KVSO. f. Hannover 1. K.8$ 43. KGSO, 
f. Hannover ref. K. 83, Abs. 2, KGSO. f. Schleswig-Holstein $5, Abs. 1. 
PSO. f. Cassel $4, Abs. 1 u.2. KGSO. f. Wiesbaden $ 4, Abs. 2. 

!) Alle nachfolgenden Quellenzitate beziehen sich, wenn nichts 
anderes vermerkt ist, auf die altpreussische Landeskirche. 

?) Ueber die Zugehörigkeit: OVG. 27. September 1904, KGVBl. 
1905, 5 ff. 

®) In diesen werden bisher überhaupt keine Kirchensteuern erhoben; 
und sollten sie eingeführt werden, so wären es keine im Sinne der Kirchen- 
steuergesetze. OVG. 30. April 1907, E. Ba. 50, 196 ff. Crisolli- 
Schultz 24, Anm. 26, 

*) In der luther. K. in Hannover nur die Anstaltsgemeinden. 
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unmittelbar deren Mitglieder binden, endlich auch die beiden 
reformierten Kirchengemeinden im Konsistorialbezirk Frankfurt. 

2. Inhalt des Rechts!) ist die Befugnis der Kirchen- 
gemeinden, „Steuern“ (Geldabgaben) von den steuerpflichtigen 
Personen zu erheben. Unter diesen Steuern sind jedoch nur 
solche Geldabgaben verstanden, welche auf Grund der im 
Kirchengesetz selbst normierten oder einer gleichförmigen 
früheren (KGSO. $ 31 Nr. 6, rh.-w. KO. $ 18 lit. d) Umlage- 
ordnung erhoben werden. Auszuscheiden sind somit einmal 
die nicht in Geld bestehenden Kirchengemeindeabgaben, sodann 
die auf Grund einer noch zu Recht bestehenden älteren, von 
der der Kirchengesetze abweichenden Umlageordnung?) er- 


n KG. f. Altpr. $$ 1. 29. 30. KAA. f. Altpr. II, C, XVI. Begrün- 
dung a. a. O. 145—147. Crisolli-Schultz 80—82. OVG. 10. Novem- 
ber 1908, E. Bd. 53, 232. PfA. Bd. 1, 267. 

2) Von den Vorschriften des KStG. weicht eine zu Recht bestehende 
ältere Steuerordnung nicht nur dann ab, wenn die Steuerpflicht auf anderen 
Voraussetzungen als lediglich der Gemeindemitgliedschaft beruht oder 
die Umlegung nach einem anderen als nach dem Massstab staatlich ver- 
anlagter Steuern erfolgt, sondern überhaupt dann, wenn sie sich in den 
dem KStG. wesentlichen Elementen von ihm unterscheidet. Das ist bei- 
spielsweise der Fall, wenn nach der älteren Ordnung bei der Besteuerung 
das Einkommen des Kirchengemeindeangehörigen aus ausserparochialem 
Grundbesitz ausser Betracht bleiben muss. OVG. 10. November 1908, E. 
B4#59,5252, P IA b0 214267 5 

Zu den älteren Steuerordnungen gehört z. B. in Altpreussen und 
Schleswig-Holstein die Umlegung nach dem Hufenfuss (KAA. für Alt- 
preussen, XVI, KAA. f. S.-H., XVI), in Hannover die Umlegung nach 
dem Höfefuss, in Hannover und Schleswig-Holstein die Umlegung nach 
Köpfen oder nach Haushaltungen (KAA. f.H., XVI) u. s. w. Näheres in 
den einzelnen KAA. unter XVI. 

„Die rechtliche Natur der Hufenumlage für kirchliche Zwecke in 
den ev. Kirchspielen des Danziger Werders“ unterzieht Freytag in ZKR. 
Bd. 40, 230 ff. einer Spezialprüfung. Er stellt fest, dass in dem Dan- 
ziger Werder die Verpflichtung zur Unterhaltung der kirchlichen Ge- 
bäude sowie zur Deckung der kirchlichen Ausgaben überhaupt weder 
eine Reallast (so RGZ. 18. April 1898 und 9. Oktober 1899, ZKR. Bd. 40, 
235, Anm, 1) noch eine Personallast ist, sondern auf den das Kirchspiel 
bildenden Kommunen ruht. Die Hufenumlage ist daher keine nach dem 
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hobenen Geldabgaben. Die Kirchengesetze und die ergänzenden 
Staatsgesetze finden auf diese beiden Gruppen keine Anwen- 
dung !), lassen sie aber unberührt und bieten die Möglichkeit 
ihrer Ueberleitung in moderne Kirchensteuern. — So ist den 
Kirchengemeinden die Befugnis beigelegt worden, die Ueber- 
nahme der ihnen (den Kirchengemeinden, nicht etwa dem 
Pfarrer oder den Kirchenbeamten)?) gegenüber auf Grund all- 
gemeiner gesetzlicher (nicht spezieller, z. B. auf Provinzial- oder 
Ortsrecht beruhender)?) Verpflichtung zu leistenden Hand- und 
Spanndienste auf die Kirchengemeinde als Gemeindelast zu 
beschliessen und an ihrer Stelle den ihrem Wert entsprechen- 
den Geldbetrag im Wege der Kirchensteuer zu erheben. So 
ist ferner in Erledigung der alten unerquicklichen Streitfrage 
über das Verhältnis von $ 31 Nr. 6 der Kirchengemeinde- und 
Synodalordnung und Art. 3 und 9 des Gesetzes vom 25. Mai 
1574 zu den älteren Umlageordnungen die Befugnis der 
Kirchengemeinden, auf Grund zu Recht bestehender älterer, von 
den Vorschriften der Kirchengesetze abweichender Ordnungen 
Kirchensteuern — ausser im Falle der Zwangsetatisierung *) — 


Hufenbesitz umzulegende Kirchensteuer, sondern die rechtliche Folge der 
Tatsache, dass in dem genannten Gebiet die Zivilgemeinden verpflichtet 
sind, die kirchlichen Lasten in vollem Umfange durch Zuschüsse zur 
Kirchenkasse, die von den einzelnen Kommunen nach Massgabe ihres 
Hufenbesitzes geleistet werden, zu tragen. Diese Gemeinden sind dem- 
gemäss „speziell Verpflichtete“ im Sinne $1 KG. $ 30 dieses G. findet 
also hier gar keine Anwendung. 

!) Wichtige Konsequenz z. B.: Nichtanwendung des Verwaltungs- 
zwangsverfahrens gemäss StG. Art. II$2. Min. AA. f. Altpr. I, B, 4. In 
Hannover und Schleswig-Holstein wird dagegen bei Umlagen nach älterem 
Recht auch heute noch die Vollstreckung im Verwaltungszwangsverfahren 
nach Massgabe der V. vom 22. September 1867 gewährt. Crisolli- 
Schultz 115, Anm. und 158, Anm. 5. 

?) Dies ist zum Ausdruck gebracht worden in den KAA. aller 
übrigen pr. Landeskirchen unter II, C, Abs. 2. 

3) In diesem Falle ist die Uebernahme wenigstens grundsätzlich 
ausgeschlossen. Min.-Erl. vom 17. Juli 1886, KGVBl. 96. 

*) In diesem Falle haben die Aufsichtsbehörden jene Befugnis nicht. 

Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. g 14 


210 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


umzulegen, unberührt geblieben !), den Kirchengemeinden aber 
das bisher von der Judikatur versagte Recht zugebillist worden, 
in allen Fällen die Aufbringung kirchlicher Umlagen nach 
Massgabe der Vorschriften der neuen Gesetze zu beschliessen ?). 

3. Seinem Umfang) nach ist das Steuerrecht der Kirchen- 
gemeinden gesetzlich beschränkt auf die „Befriedigung ihrer 
Bedürfnisse* (KG. $ 1). Dass sowohl die gesetzlichen Be- 
stimmungen als auch die der Ausführungsanweisungen es unter- 
lassen haben, eine bestimmte Umgrenzung des Begriffes „Be- 
dürfnisse* zu geben, kann nicht wundernehmen; denn die Be- 
dürfnisse sind entsprechend den kirchlichen Aufgaben an sich 
unbegrenzt und lassen sich nur durch — örtliche und zeitliche 
Anschauungen berücksichtigende — Erwägung und Entscheidung 
des Einzelfalles feststellen. Es genüge darum, einige leitende 
Gesichtspunkte hervorzuheben. Zu unterscheiden sind unmittel- 
bare und mittelbare Bedürfnisse der Kirchengemeinden. Zu den 
unmittelbaren zählen einerseits Errichtung und Unterhaltung 
des Kirchen- und Pfarrsystems (Erbauung und Unterhaltung der 
Kirchen, Pfarrhäuser, Küstereien, Konfirmandensäle, Kirchhöfe; 
Unterhaltung des Gottesdienstes; Unterhaltung der Geistlichen, 
Kirchenbeamten und kirchlichen Gemeindeorgane *); Vergütung 


Ausnahmen bilden aber Hannover und Schleswig-Holstein., Crisolli- 
Schultz 75, Anm. 84. 

!) Eine solche ältere Steuerordnung bleibt so lange in Geltung, bis 
vorbehaltlich der Genehmigung der Aufsichtsbehörde die Kirchengemeinde 
die Aufbringung kirchlicher Umlagen nach den neuen Vorschriften be- 
schliesst. Doch muss der Wille der Kirchengemeinde zu einer der- 
artigen Umwandlung in dem Beschluss erkennbaren Ausdruck finden. 
‘8o für Hannover OVG. 10. November 1908, E. Bd. 53, 232 ff., PfA. 
Ba. 1, 267 fi. 

?2) Hierzu Freytag in ZKR. Bd. 40, 268 f. 277 £. 

») KAA. II, A. MinAA. III, B, Abs. 5. Min.-Erl, v. 28. Juni 1906, 
zit. bei Lüttgert, 1. Nachtrag, 1910, 34. Begründung a. a. O. 103—106. 
Verhandl. d. 5. GenSyn. von 1903 (1904), 709. Crisolli-Schultz 10 f. 
Lüttgert 568f. Schoen, KR, Bd. 2, 572, Anm. 1. 

*) Diese Beiträge haben die Natur notwendiger kirchlicher Aufwen- 
dungen. KGSO. f. Altpr. $ 73. Hann. ev.-1. KVSO. 9. Oktober 1864, $ 79. 
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für Umzugskosten eines neu anziehenden Pfarrers) !), ander- 
seits die durch die Zugehörigkeit zur Landeskirche und die 
Eingliederung in die landeskirchlichen Synodalverbände be- 
dingten Leistungen (Beiträge zum Hilfsfonds für landeskirch- 
liche Zwecke [Alterszulagekasse, Ruhegehaltskasse, Pfarr- 
Witwen- und Waisenfonds]?), zum Pfarrstellendotationsfonds, 
zum Hilfsgeistlichenfonds u. s. w., zu den Synodalkosten) °). 
Zu den mittelbaren, erst nach Befriedigung der unmittelbaren 
in Betracht kommenden Bedürfnissen gehören die den Kirchen- 
gemeinden durch die Kirchenordnungen *) gestellten weiteren, 


Hann. ref. KGSO. 12. April 1882, $ 79. S.-H. KGSO. $ 106. Wiesb. 
KGSO. $ 78. Fr. KGSO. 8 86. 

!) KG. betr. Umzugskosten der Geistlichen vom 10. Juli 1909, $1, 
AKBI. 1910, 242. 

?) Doch ist für diese Zwecke prinzipaliter ein staatlich dotierter 
Zuschussfonds vorgesehen. Vgl. die neuen Pfarrbesoldungsgesetze vom 
26. Mai 1909: Altpreussen $ 16; H.-1. SS 11 Abs. 5 u. 8, 16 Abs. 1; 
Bere 5211, 16,28,-H. 88 11:.216.3175 0,85. 1E Abs} 3’ un. 4, 16.0175 
W.s$$ 11. 16; F. (G. v. 14. August 1909) $ 11. StG. betr. die Pfarrbesol- 
dung, das Ruhegehaltswesen und die Hinterbliebenenfürsorge für die Geist- 
lichen der ev. Landeskirchen v. 26. Mai 1909, Art. 7.8. Von den älteren 
KG. betr. Diensteinkommen der Geistlichen vgl.: Altpreussen G. 2. Juli 
1898, $ 21; H.-ref. SS 21. 22; C.$ 21; W. 821; für alle diese K.: StG. 
2. Juli 1898 Art. 6.7 Abs. 2u.3; F. KG. (24. März 1902) $ 21. StG. (24. März 
1902) Art. 2 u. 3. — G. 7. Juli 1900 bezw. 13. Mai 1910 betr. das Ruhe- 
gehalt der Organisten, Kantoren und Küster u. s. w. $$ 26 Nr. 4. 29. 30; 
StG. dazu vom 7. Juli 1900 bezw. 13. Mai 1910 Art. 2, 3. KG. betr. 
die Aufhebung von Stolgebühren v. 28. Juli 1892 $S$ 3. 11 Abs. 2; 
H.-l. 16. Juni 1875 $ 4; H.-ref. 30. März 1893, $ 6; S.-H. 9. Juli 1892, 
8 6; C. 31. März 1893, $ 6; W. 15. Juni 1895, 3 6; StG. dazu 3. Sep- 
tember 1892 Art. 1 u.3. 

3») Auch letztere Beiträge haben die Natur notwendiger kirch- 
licher Aufwendungen, Altpr. KGSO. 8 73. Zu ihrer Entrichtung aus der 
Kirchenkasse bedarf es nicht der Genehmigung des Patrons und der 
geistlichen Oberen. OKR. 5. Juni 1877, 29. Juni 1877, 6. Juni 1878; 


_ KGVBl. 131. H.-1. KVSO. $$ 64 Nr. 3. 79. H.-ref. KGSO. $ 79. S.-H. 


KGSO. $ 106. ©. PSO. 88 63 Nr. 10. 70. W. KGSO.$ 78. F. KGSO.$ 86, 
%) Altpr. K680.8813—17.31 Nr. 10; rh.-w. K0.$8 14. 17.147; K’VerfG. 
3. Juni 1876 Art. 24 Nr. 8; H.-1. KVSO. 831. 37; H.-ref.KG80.88 15.17.18; 
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für die einzelnen Gemeinden örtlich verschiedenen Aufgaben, 
wie z. B. ganz allgemein die Förderung der christlichen Ge- 
meindetätigkeit, im besonderen die Fürsorge für die kirchlichen 
Einrichtungen zur Pflege der Armen, Kranken und Verwahr- 
losten, zum Teil auch für die Schuleinrichtungen (rh.-w. KO. 
$ 117), die Unterstützung evangelisch-christlicher Vereine und 
Anstalten; ja es kann sogar eine Fürsorge für eine andere!) 
Kirchengemeinde hierhin gehören, wofern nur eine mittelbare 
Beziehung zum eigenen Bedürfnis der Kirchengemeinde besteht. 
Endlich beschränkt sich der Begriff der Bedürfnisse nicht not- 
wendig auf die Ausgaben des Umlagejahres, sondern gestattet 
auch die Ansammlung von Mitteln für solche Ausgaben, deren 
Notwendigkeit längere Zeit vorauszusehen ist, wie z.B. bei 
Bauten und bevorstehenden Parochialveränderungen (rheinische 
Verwaltungsordnung $ 26); unzulässig erscheint jedoch die Er- 
hebung von Kirchensteuern lediglich zum Zweck der Vermögens- 
ansammlung. 


4. Die Ausübung?) des Besteuerungsrechts geschieht in 
der Form des die konkreten steuerlichen Leistungen festsetzen- 
den Steuerbeschlusses und seiner diese Leistungen verwirk- 
lichenden Ausführung (nötigenfalls Vollstreckung). Das Nähere 
gehört ins „formelle“ Steuerrecht. Hier ist jedoch zu ver- 
merken, dass beide Stadien der Ausübung des Rechts — so- 
wohl der Steuerbeschluss als seine Ausführung — materiell- 
rechtlich an bestimmte Voraussetzungen geknüpft sind, die das 
Gesetz genau normiert hat. 


S.-H.KGSO. 8$ 41 ff.; C. PSO. 8$ 14.22; W. KGSO. $$ 15. 17.18. 33 Nr. 10; 
F. KGSO. $$ 12.20 Nr. 10. Speziell zu KVerfG. vom 3. Juni 1876 Art. 24 
Nr. 8 vgl. OVG. vom 20. September 1907, E. Bd. 51, 187 ff. und Verhandl. 
der Kreissynode Bonn, 14. Versammlung vom 19. Juni 1908, 6—16. Vgl. 
auch die bei Crisolli-Schultz 10, Anm. 4 vermerkte Erklärung des 
Regierungsvertreters. 

!) Selbst eine ausländische. Vgl. die in der vorigen Anm. zit. E. 
OVG. vom 20. September 1907, E. Bd. 51, 187 fi. 

2) KG. 81. KAA.II.B.. Begründung a. a. 0. 106 f. Crisolli- 
Schiultzsldzr 
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a) Zum Erlass eines Steuerbeschlusses darf nur dann 
geschritten werden, wenn die Steuerumlage zur Befriedigung 
der Bedürfnisse erforderlich ist. Diese Voraussetzung ist 
gesetzlich durch eine allgemeine und durch zwei kasuistische 
Spezialregeln zum Ausdruck gebracht worden. 

a) Im allgemeinen ist von der Besteuerungsbefugnis nur 
Gebrauch zu machen, soweit die sonstigen verfügbaren Ein- 
nahmen zur Befriedigung‘ der Bedürfnisse nicht ausreichen 
(KG. $ 1). Dafür, ob „verfügbare* Einnahmen zu Gebote 
stehen, können weniger formal-juristische als wirtschaftliche 
Momente entscheidend sein. Daher ist es nicht unbedingt er- 
forderlich, vor Inanspruchnahme der Steuerkraft alle im Bereich 
der Möglichkeit liegenden Einnahmequellen — wie z. B. Stol- 
gebühren, Kirchenstuhlmieten und Sammlungen — zu erschöpfen. 

ß) Im besonderen ist von der Besteuerungsbefugnis nur 
Gebrauch zu machen, soweit die erforderlichen Geldmittel und 
Leistungen nicht nach bestehendem Recht aus dem Kirchen- 
vermögen entnommen werden können oder vom Patron oder 
sonst speziell Verpflichteten gewährt werden. Die Entnahme 
aus dem Kirchenvermögen ist nur so weit zulässig, als sie ohne 
Nachteil der aus der Kirchenkasse zu bestreitenden jährlichen 
Ausgaben geschehen kann ($ 713 ALR. I, 11) und die hierzu 
nach den bestehenden Gesetzen erforderliche Zustimmung des 
lastenpflichtigen Patrons erteilt oder, soweit angängig, von der 
Aufsichtsbehörde ergänzt ist (KGSO. $ 23; G. v. 25. Mai 1874 
Art. 8). Es darf grundsätzlich bloss die laufende Einnahme, nur 
ganz ausnahmsweise auch der Grundstock des Kirchenver- 
mögens!) angegriffen werden. Ferner bleiben die gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Zweckverwendung bestimmter 


!) Nach RGZ. 8. Dezember 1904, E. Bd. 59, 230 nur, wenn das 
Kapital oder der Vermögensbestandteil von vornherein ausdrücklich für 
Bauzwecke bestimmt war, wenn eine Einnahme anlässlich des Baues 
erzielt wurde, wenn in Ermangelung solcher Fonds die Entnahme der 
Billigkeit und den Grundsätzen ordnungsmässiger Vermögensverwaltung 
entspricht. Crisolli-Schultz 12, Anm. 8. 
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Teile des Kirchenvermögens unberührt). „Speziell Verpflich- 
tete“ sind diejenigen, welchen nach den bestehenden Gesetzen, 
nach örtlichem Recht?) oder auf Grund privaten Rechtstitels 
eine besondere, nicht durch die Parochialangehörigkeit als solche 
bedingte persönliche oder dingliche Verpflichtung obliegt; von 
ihrer Heranziehung darf nur ausnahmsweise und nur aus be- 
sonderen Gründen Abstand genommen werden. 

b) Zur Ausführung des erlassenen Steuerbeschlusses darf 
erst dann geschritten werden, wenn der Steuerbeschluss die 
gesetzlich vorgeschriebene Genehmigung der kirchlichen ?) und 
der staatlichen Aufsichtsbehörde erhalten hat (KG. $ 1 Abs. 2; 
StG. Art. D. Steuerbeschlüsse, welche dieser Genehmigung 
entbehren, sind rechtlich unwirksam *). Im besonderen ist die 
Genehmigung ausser bei den gewöhnlichen Umlagebeschlüssen 
auch bei solchen erforderlich, welche Hand- und Spanndienste 
durch einen Geldbetrag ersetzen (KG. $ 29 Abs. 2; StG. Art. I 
zu b), in Hannover und Schleswig-Holstein die Genehmigung 
der kirchlichen Aufsichtsbehörde auch zu den Beschlüssen, die 
an die Stelle älterer Steuerordnungen solche nach Massgabe 


!) Pfarrbesoldungsgesetze vom 26. Mai 1909: Altpr. $ 11 Abs. 3; 
H.-1. $11 Abs. 4; H.-ref. $ 11 Abs. 3; S.-H. $ 11 Abs. 2; 0.811 Abs. 2; 
W.S:118 A bss3. Rs 11FAbere: 

?) Z. B. die Rittergutsbesitzer und die ihnen rechtlich gleichgestellten 
Grundbesitzer nach Massgabe der noch geltenden V. vom 11. November 
1844 betr. die Beitragspflicht u. s. w. in den vormals Kgl. sächs. Landes- 
teilen, ferner die Zivilgemeinden auf dem linken Rheinufer (G. v. 14. März 
1880) und im Danziger Werder (Freytag in ZKR. Bd. 40, 230 ff., bes. 
269 f.). Eingehende Detailangaben bei Keigel, Kirchensteuern, 17—19. 

?) Die Genehmigung der kirchlichen Aufsichtsbehörde (des Konsi- 
storiums) ist jetzt in allen Fällen erforderlich; früher nur bei Ein- 
führung eines neuen und Abänderung des bestehenden Verteilungsfusses, 
G. v. 18. Juli 1892 $ 1 Nr.6. Crisolli-Schultz 232f. 

*) Das gleiche gilt von Steuerbeschlüssen, welche die Genehmigung 
erst nach Ablauf des Steuerjahres erhalten. Die nach Ablauf des Steuer- 
jahres erfolgte Genehmigung ist verspätet. Sie vermag nicht rückwirkend 
die Grundlage der Besteuerung für das verflossene Steuerjahr zu bilden. 
OVG. 21. September 1909, PfA. Bd. 2, 70—72. 
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der neuen Vorschriften setzen (KG. f. Hannover ref. K. $ 29; 
K6. f. Hannover 1. K. $ 30). 

5. Zuweilen schliesst die öffentlich-rechtliche Befugnis auch 
die öffentlich-rechtliche Pflicht zur Erhebung von Steuern in 
sich). Diese Pflicht wird schon äusserlich dadurch erkenn- 
bar, dass die Gemeindekörperschaften von den Aufsichtsbehörden 
im Wege der Zwangsetatisierung zur Steuererhebung angehalten 
werden können. Näheres hierüber gehört in die Darstellung 
des Steuerverfahrens. Was die materiell-rechtliche Verpflich- 
tung angeht, so besteht sie ausdrücklich bezüglich der den Pfarr- 
eingesessenen obliegenden gesetzlichen Leistungen (G. v. 3. Juni 
1876 Art. 27 Abs. 2; KG. $ 25)?). Unter „gesetzlichen Lei- 
stungen“ sind nicht nur die auf geschriebenem Gesetz beruhen- 
den Leistungen zu verstehen. Normen des objektiven örtlichen 
Rechts, mögen sie in Observanzen, Verträgen oder anderen 
öffentlichen Quellen begründet sein, haben in so weit, als nicht 
das geschriebene Gesetz ihnen die Anerkennung versagt, mit 
diesem völlig gleiche Kraft. Aus ihnen sich ergebende Lei- 
stungen fallen unter den Begriff gesetzliche Leistungen’). Im 
einzelnen gehören dazu die zur Befriedigung der unmittel- 
baren Bedürfnisse der Kirchengemeinde (zur Errichtung und 
Erhaltung des Kirchen- und Pfarrsystems, zur Deckung*) der 
Beiträge zu den landeskirchlichen Fonds und zu den Synodal- 
abgaben) erforderlichen Leistungen °), nicht auch bloss wün- 
schenswerte Leistungen, welche eine angenehmere und reich- 
lichere Gestaltung des kirchlichen Wesens ermöglichen wür- 


2) KG. 825 KAA. XUI Nitze aa. 0. 305—807. 

?) Für die Landeskirchen der neuen Provinzen: H.-l. G. v. 6. Mai 1885 
$ 5; H.-ref. G. v.6. August 1883 $ 24; 8.-H. G. v. 6. April 1878 $ 35; 
C. G. v. 19. März 1886 $ 21; F. G. v. 28. September 1899 $ 26; Hohen- 
zollern G. v. 1. März 1897 Art. 6. 

3) OVG. 21. Mai 1897, KGVBl. Bd. 21, 47. 

#) OVG. 27. November 1880, E. Bd.7, 208; 11. November 1882, 
E. Bd. 9, 93 ff. 

5) Lüttgert 568. 
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den‘). Für die zwangsweise angeordneten Umlagen gelten die 
Vorschriften der $$ 1-26 des Kirchengesetzes (KAA. XIII, 
KG. $ 25). Ausgeschlossen ist also das Zurückgreifen auf 
ältere, von den Vorschriften des Kirchengesetzes abweichende 
Steuerordnungen (8 30)?). Nur in Hannover und in Schleswig- 
Holstein gilt diese Beschränkung nicht. 


2. Die Steuerpflicht der Kirchengemeinde- 
mitglieder. 


Kirchensteuerpflichtig sind nur natürliche Personen °). Aber 
es bedarf noch einer weiteren Einschränkung. Den Gegenstand 
der folgenden Ausführungen bildet ausschliesslich die auf der 
kirchlichen Mitgliedschaft beruhende Steuerpflicht. Unberück- 
sichtigt bleiben die auf speziellen — sei es privat-*), sei 
es öffentlich-rechtlichen ?) — Titeln beruhenden Verpflichtungen 
zur Leistung von Kirchensteuern oder Befreiungen ®) von sol- 
chen. Diese Verpflichtungen und Befreiungen ?) lassen auch die 
Kirchengesetze ($ 8) vollständig unberührt, da sie nicht in wohl- 
erworbene Rechte eingreifen wollen °). 


!) Crisolli-Schultz 248, Anm. 65. 

?) Crisolli-Schultz 75, Anm. 84. 

®) Eine Resolution des Herren- und eine solche des Abgeordneten- 
hauses ersuchte aber die Regierung, auf gesetzliche Massnahmen Be- 
dacht zu nehmen, damit die Heranziehung grösserer gewerblicher 
Unternehmer sowie der juristischen Personen (Aktien-, Kommanditgesell- 
schaften, Gewerkschaften u. s. w.) zu den kirchlichen Lasten ermöglicht 
werde. 

*) Vertrag, besondere Verleihung, befreiende Verjährung. 

5) Von der Auseinandersetzungsbehörde genehmigte Rezesse, Ab- 
gabeverteilungspläne, Auseinandersetzungen bei Parochialveränderungen. 

°) Kasuistik bei Geigel, Kirchensteuern, 32 £. 

?) Ueber den Nachweis der Befreiung OLG. Kiel 16. Mai 1881, 
KGVBl. f. SH. 1882, 36. 

®) Begründung a. a. O. 128f. Crisolli-Schultz 44, zu 49. 
Richter 531, Anm. 22. Dort auch Beispiele. 
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$ 51. a) Die allgemeine Steuerpflicht). 


l. Voraussetzungen’). Die allgemeine Steuerpflicht 
lastet in der Regel — so in Altpreussen und auch in den 
meisten übrigen preussischen Landeskirchen ®) — auf allen 
Evangelischen, welche der Kirchengemeinde durch ihren Wohn- 
sitz angehören *)°). Diese Vorschrift der Kirchensteuergesetze 
entspricht dem bereits vorher geltenden Rechtszustand °). 

a) Sie setzt subjektiv das evangelische Bekenntnis ‘) 
des Zensiten voraus. Wer evangelisch im Sinne der Kirchen- 


') Begründung 107—110 KAA. III, A. Sten. Ber. d. Herrenhauses 
1904/05, 601—611. 614—619. Kommissionsbericht des Abgeordnetenhauses 
in „Die neue Kirchensteuergesetzgebung“ 4ff. Crisolli-Schultz 16—18. 
Jacobiim PrVerwBl. Bd. 27,639 ff. Schoen, KR. Bd. 2,573 ff. Gei- 
gel, Kirchensteuern, 20—23. 

?) Paul, Die Voraussetzungen der kirchl. Steuerpflicht nach $ 2 
des KStG., PfA. Bd. 2, 193 ff. 

3) Hannover 1. K. und SH.: „alle Mitglieder der Kirchengemeinde“. 
Ueber diese Abweichung Crisolli-Schultz 88, Anm. 1 und Paul 
a.a.0. 195. Doch ist auch hier gemäss $3 KG. Wohnsitz in der 
Kirchengemeinde erforderlich. KAA.f.H. III, B. In Cassel (KG. $ 2) 
sind pflichtig „alle der ref. oder der l. oder der unierten Kirchengemein- 
schaft angehörigen Evangelischen, welche in dem Bezirke der Kirchen- 
gemeinde einen Wohnsitz haben ...“ Hannover ref. K., Wiesbaden, 
Frankfurt: „Alle Evangelischen .. .“ 

*#) Diese Voraussetzungen müssen zeitlich in dem Augenblick zu- 
treffen, wo der Steuerbeschluss die staatliche Genehmigung erhalten hat. 
Denn in diesem Augenblick gelangt das Steuerrecht der Gemeinde und 
die konkrete Steuerpflicht erst zur Entstehung. OVG. 26. November 
1907, DJZ. 1908, 651. Studt im Herrenhaus, Sten. Ber. 1904/05, 608. 

>) Wahlrecht ist nicht Voraussetzung der Steuerpflicht. Umgekehrt 
aber beeinflusst die Nichtzahlung der Steuer das Wahlrecht. Vgl. z.B. 
KGSO. 8 34 und rh.-w. KO. $ 21. 

©) Kommissionsberatungen des Abgeordnetenhauses, „Die neue Kir- 
chensteuergesetzgebung“ 4 ff. Begründung 108. 

”) Zum Folgenden vgl. die beiden E. OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 
233 ff. bezw. PfA. Bd. 1, 164 ff. und E. Bd. 52, 244 ff. bezw. PfA. Bd. 1, 73 ff. 
ferner Paul a.a. 0. 195 ft. 
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gesetze ist, ist in diesen Gesetzen selbst nirgends ausgesprochen), 
sondern nach dem staatsrechtlich anerkannten Begriff eines 
Evangelischen zu bestimmen ?). Als evangelisch werden z. B. im 
Konsistorialbezirk Cassel diejenigen bezeichnet, welche einer der 
drei evangelischen Kirchengemeinschaften (der reformierten, 
der lutherischen und der unierten) angehören). Aber auch für 
die übrigen preussischen Landeskirchen muss dieser Satz Gel- 
tung beanspruchen. Auch hier müssen als Evangelische heute 
die Angehörigen evangelischer Landeskirchen überhaupt an- 
gesprochen werden, ohne Unterschied, ob sie der unierten, der 
lutherischen oder der reformierten Kirche angehören. Den 
eingehenden geschichtlichen Nachweis dafür, dass z. B. in Alt- 
preussen Lutherische und Reformierte zu den Evangelischen 
zählen, erbringt das Oberverwaltungsgericht in der Entscheidung 
vom 15. Maı 1908 *%). Im alten Reich hatten die Reformierten 
neben den Lutheranern im Westfälischen Frieden als mit Jus 
reformandi ausgestattete Religionspartei Anerkennung gefunden. 
In Preussen schuf das Religionsverfassungsedikt vom 9. Juli 
1788 eine feste Rechtsgrundlage, indem es als die Haupt- 
konfessionen der christlichen Religion die reformierte, die 
lutherische und die römisch-katholische erklärte. Die beiden 
ersteren wurden auch als protestantische Konfessionen zusammen- 
gefasst°). Auch das Allgemeine Landrecht unterscheidet jene 
drei Konfessionen als vom Staate ausdrücklich aufgenommene 
Kirchengesellschaften ($ 17, I, 11). Durch die Kabinettsorder 
vom 3. April 1821 wurde die Bezeichnung „Protestanten“ 
amtlich durch den Namen „Evangelische“ ersetzt‘). Seitdem 


') War hier auch weder angebracht noch erforderlich noch mög- 
lich. Sten. Ber. d. Herrenhauses 1904/05, 604. 608. 

?®) OVG.15. Mai 1908, E. Bd. 52, 248, PfA. Bd. 1, 76 £.; 15. Mai 1908, 
BE. Bd. 52, 238, PfA, Ba.1, 167. Paula.a.0. 196. 

3) Vgl. PSO. v. 16. Dezember 1885, $ 1; OVG. 26. Mai 1903, E. 
Bd. 52, 263 und PfA. Bd.1, 264 f. 

*#) E: Bd. 52, 248—250; PfA..Bd. 1, 77f. Paul a.a} 0.7196: 

9) Rabe,1Ssigspragam.IV.sL Abt W720 5 

6) Vorgeschichte Jacobi, Der $2 des KG. vom 26. Mai 1905 
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stellen Reformierte und Lutheraner Evangelische im staats- 
rechtlich anerkannten Sinne dar!), und es macht auch keinen 
Unterschied, ob die betreffende Kirchengemeinde zur Union ge- 
hört oder nicht). Insbesondere gilt dies auch in Rheinland und 
Westfalen nach $$ I—II der rheinisch-westfälischen Kirchen- 
ordnung. Sie erkennt die fortdauernde Geltung des lutherischen 
und reformierten Bekenntnisses an, bezeichnet aber sämtliche 
Gemeinden unbeschadet des verschiedenen Bekenntnisstandes 
mit dem gemeinsamen Namen „evangelisch“. Demnach sind 
hier sowohl die Lutheraner als auch die Reformierten im Sinne 
des Kirchengesetzes evangelisch °). 

Steuerpflichtig sind nach den Gesetzen alle Evangelischen, 
also auch Minderjährige, Frauen und Witwen ®), ferner nicht 
nur die preussischen Staatsangehörigen, sondern auch die anderer 
deutscher Staaten, ja grundsätzlich sogar die Angehörigen 
ausserdeutscher Staaten (StG. Art. IV $1 Abs.3)°). Inwieweit 
Ausländer evangelisch sind, wird allerdings praktisch nicht 
immer leicht festzustellen sein. Nach der „Begründung“ soll das 
Bekenntnis zur deutschen Reformation oder doch wenigstens 
zu ihren Grundsätzen entscheidend sein ®). 

Ausgeschlossen von der Steuerpflicht sind begrifflich ausser 
den juristischen Personen alle Nichtchristen ’) und alle Ange- 
und seine Auslegung, im PrVerwBl. Bd. 27, 639 f. Stutz, KR. 956, 
Anm. 1. 


ı) OTr. 22. Februar 1864, KGVBl. 1878, 173. 

2) Uebereinstimmend damit das Erk. OVG. 15. Mai 1908 (E. Bd. 52, 
237 #., PfA. Bd. 1, 167 £.), welches den Nachweis mit Bezug auf S$ I—III 
der rh.-w. KO. erbringt. 

3) OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 238 f., PfA. Bd. 1,168. Paul 206. 

Hhuttzertsara, 0570. 

5) OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 247 f., PfA. Bd. 1, 76; OVG. 
15. Mai 1908, PrVerwBl. Bd. 30, 831. Paul.a.a. ©. 205 f. 

6) Kasuistisches Jacobi im PrVerwBl. Bd. 27, 640. Dass Bekenner 
der anglikanischen Kirche Evangelische im Sinne des Gesetzes sind, weist 
eingehend nach OVG. 22. Juni 1909, E. Bd. 54, 208 ff. Vgl. auch OTr. 
26. April 1852, Strieth. Arch. Bd. 5, 199. Paul a.a. O0. 197 £. 

?) Ueber die beschränkte Beitragspflicht der jüdischen Grundbesitzer 
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hörigen nichtevangelischer Konfessionen !). Durch positive Ge- 
setzesvorschrift ausgenommen sind einerseits die aus der evan- 
gelischen Kirche wirksam?) Ausgetretenen, anderseits nach 
näherer Massgabe der staatlichen Gesetze die den Kirchen- 
gemeinschaften bezw. Sekten der Altlutheraner °), Mennoniten %), 
in etwa auch der Herrnhuter °), nicht dagegen der Baptisten °), 
der Niederländisch-Reformierten ©) und der sogenannten „Reni- 


zur Erhaltung christlicher Kirchensysteme vgl. $ 9 des Kirchenaustritts- 
gesetzes vom 14. Mai 1873. 

) Römisch-, Griechisch-, Alt- u. Deutsch-Katholische, freireligiöse 
(remeinden; wohl aber gehören dazu die Waldenser. Jacobi a.a.0. 
Bd. 27, 640. 

2) G. v. 14. Mai 1873 & 3, unbeschadet der in $ 3 Abs. 2 ent- 
haltenen Beschränkung. Ausgetretene sind nicht evangelisch im Sinne 
des Steuergesetzes. OVG. 15. Mai 1908, PrVerwBl. Bd. 30, 831, und 
11. Dezember 1908, PfA. Bd. 1, 178. Paul .a.a. 0. 199. 

®) Falls sie Mitglieder einer an ihrem Wohnsitz bestehenden, vom 
Staate förmlich anerkannten Gemeinde ihres Bekenntnisses oder Ange- 
hörige der den Geistlichen dieser Gemeinde zugewiesenen kirchlichen 
Zweigverbände sind bezw. durch eine Bescheinigung des für ihren Wohn- 
ort zuständigen Geistlichen und Kirchenkollesiums nachweisen, dass sie 
dem Pfarrzwange dieses Geistlichen zugewiesen sind. Generalkonzession 
für die von der Gemeinschaft der ev. Landeskirche sich getrennt halten- 
den Lutheraner vom 23. Juli 1845 Nr. 10 nebst Ergänzung durch Gesetz 
vom 23. Mai 1908. Vgl. unten S. 226, Anm.3. Min.-Erl. vom 7. August 1847, 
MinBla1. ve317. 

*) Welche Mitglieder einer ihren Wohnort umfassenden, auf Grund 
des Gesetzes vom 12. Juni 1874 vom Staate förmlich anerkannten Ge- 
meinde ihres Bekenntnisses sind. G. betr. die Verhältnisse der Menno- 
niten vom 12. Juni 1874 S 3. 

5) Sofern ihnen nämlich herkömmlich Befreiung von der Kirchen- 
steuer gewährt wird; sonst nur, wenn sie ihren Austritt aus der Landes- 
kirche erklärt haben. Konzessionsurkunden vom 7. Mai 1746 und 10. April 
1789. Vfe.. des Justizministers vom 30. August 1897. Vgl. „Rechts- 
urkunden der ev. Brüder-Unität“, Herrnhut 1903. Schoen, KR. Bd. 2, 

75 Anm. 4. Bescheid des RegPräs. von Düsseldorf vom 18. Mai 1907, 
zit. bei Lüttgert, 1. Nachtrag, 1910, 35. 

®) Die Baptisten (G. v. 7. Juli 1875) und Niederländisch-Reformierten 

(Allerh. Order v. 24. November 1849. Jacobson in ZKR. Bd. 3, 359) 


sind nur steuerfrei, wenn sie ihren Austritt aus der Landeskirche erklärt. 
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tenten Kirche“ !) zugehörigen Evangelischen. Alle diese Be- 
freiten werden nur noch zu solchen Kirchenabgaben heran- 
gezogen, welche nichtpersönlicher Natur sind oder auf Grund- 
stücken haften. 

b) Die Steuerpflicht setzt ausserdem die auf dem Wohn- 
sitz?) beruhende Angehörigkeit°) zur Kirchengemeinde 
bezw. Gastgemeinde voraus. Auch über diesen Begriff äussern 
sich die Gesetze nicht näher*), auch hier ist deshalb auf das 
bestehende Recht zurückzugreifen). Da die Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung für die östlichen Provinzen — anders als 
die rheinisch-westfälische Kirchenordnung — zum Begriff der 
Kirchengemeinde-(Parochial-)Angehörigkeit nicht besonders 
Stellung genommen hat, so bilden für jene Provinzen die 
Vorschriften des Allgemeinen Landrechts noch die Grundlage. 
Die wesentlichen Voraussetzungsmomente für die Parochial- 
zugehörigkeit sind nach dem Allgemeinen Landrecht und nach 
der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung der Wohnsitz inner- 


haben. Richtig Schoen, KR. Bd. 2, 575, Anm. 4. Crisolli-Schultz 17. 
Unzutreffend Begründung zum altpreuss. KStG. und Jacobi a.a.O. 640. 

) OVG. 26. Mai 1908, E. Bd. 52, 264, PfA. Bd. 1, 265. 

2) KG. Hannover 1. K. und KG. Schleswig-Holstein $$ 3 setzen 
hinzu: „in dem Bezirke der Kirchengemeinde“. 

®) D. h. Kirchengemeindemitgliedschaft. Zwar bezeichnen nur die 
Kirchensteuergesetze für Hannover 1. K. und für S.-H. ausdrücklich alle 
Mitglieder der Kirchengemeinde als steuerpflichtig. Aber auch die übrigen 
Kirchensteuergesetze gehen davon aus, dass die Steuerpflicht durch die 
Gemeindemitgliedschaft bedingt werde. OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 
240 ff.; 27. April 1909, E. Bd. 54, 189 ff. u. PfA. Bd. 2, 75ff. Schoen, 
KR. Bd.2, 573 f, Anm. 7 und Kom.-Ber. des Abe.-H. a. a. 0. 4 ff. be- 
tonen von beiden in den Gesetzen aufgestellten Erfordernissen 1. des 
Wohnsitzes, 2. der Angehörigkeit nur das erstere und gelangen so zu 
einem unzutreffenden Ergebnis. Richtig Paul a.a. 0. 194 f. 

*) Kommissionsber. des Abg.-H. a. a. 0. 8. 

5) KAA.III,B. Begründung 110—113. Kommissionsber. des Abg.-H. 
a.a.0. 4ff. OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 244—262, PfA. Bd. 1, 73—88. 
Crisolli-Schultz, 14. 18—25. Jacobi im PrVerwBl. Bd. 27, 639 ff. 
Schoen Bd: 2, 573 £. Anm.-7. "Paul a.2a. 0. 200 f. a 
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halb des Pfarrbezirks und die Angehörigkeit zur Religionspartei 
der Kirchengemeinde. . 
%) Das Erfordernis des Wohnsitzes ergibt sich aus $ 260 
des Allgemeinen Landrechts II, 11 und $ 2 der rheinisch-west- 
fälischen Kirchenordnung. Es findet auch in den Kirchensteuer- 
gesetzen ($2) ausdrückliche Erwähnung, nämlich zur Ausräumung 
der Annahme, es genüge — wie beim Kommunalsteuerrecht — der 
blosse Aufenthalt !). Der Begriff des Wohnsitzes — in den Kirchen- 
gesetzen nicht definiert — ist dem geltenden Recht und zwar 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch $$ 7—11?) zu entnehmen. Seine 
Begründung setzt die Tatsachen der ständigen Niederlassung 
und des damit verbundenen Begründungswillens voraus). Eine 
ständige Niederlassung ist durch dauernden *) Aufenthalt be- 
dingt, noch nicht ohne weiteres z. B. aus der, wenn auch 
längeren, Innehabung einer standesgemässen Wohnung allein 
zu schliessen’). Wem an mehreren Orten eingerichtete Woh- 
nungen zur Verfügung stehen, die er zum dauernden, wenn 
auch nicht ununterbrochenen Aufenthalt dergestalt gebraucht, 
dass von jedem der Orte aus, sobald an ihm Aufenthalt ge- 
nommen wird, seine Lebensverhältnisse im ganzen bestimmt 
werden, der hat gleichzeitig an den mehreren Orten einen 
Wohnsitz®). Der Begründungswille braucht nicht ausdrück- 


ı) 8 268 ALR.II, 11. Kommissionsber. a.a. O. 8. Jacobi 8.2.0. 
640. Paul a.a. 0. 19. 

®), Nicht dem Kirchenrecht oder dem Prozessrecht. OVG. 25. Okto- 
ber 1907, E. Bd. 51, 183, PfA. Bd. 1, 174. Paul a. a. 0. 200. 

®) Vgl. die Zitate in OVG. 7. April 1908, E. Bd. 52, 231, PfA. Bd. 1,72. 

*) OVG. 8. Februar 1910, PfA. Bd. 2, 274. Eine Niederlassung „für 
immer“ gehört nicht zur Wohnsitzbegründung. OVG. 29. Juni 1909, 
E. Ba. 54, 225, PfA. Bd. 2, 89. 

°) OVG. 7. April’1908, E. Bd. 52, 230. f£., PfA, Ba, 7EgePpSl 
3..22 0.2200: z 

°) OVG. 10. Juli 1908, 19. Januar 1909 (mitgeteilt Lüttgert, 
1. Nachtrag, 1910, 7), 27. April 1909 (E. Bd. 54, 185 ff, PfA. Bd. 1, 357 ff.), 
8. Februar 1910 (PfA. Bd. 2, 274; PrVerwBl. Bd. 31, 599 f.) und 25. Fe- 
bruar 1910 (PfA. Bd. 2, 278, und PrVerwBl. Bd. 31, 683 f.). 
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lich geäussert zu sein, sondern kann sich aus den Umständen 
ergeben. Die Begründung des Wohnsitzes hat an sich, ohne 
das Erfordernis der Beitrittserklärung, die Parochialzugehörig- 
keit im Gefolge. Zum Nachweise des Wohnsitzes genügt der 
Nachweis seiner Begründung, da nach bekannter Rechtsregel 
die Fortdauer von Rechtsverhältnissen zu vermuten!) ist. Wie 
blosser Aufenthalt nicht steuerpflichtig macht, so befreit vor- 
übergehende Abwesenheit, z. B. Einberufung zu einer militäri- 
schen Uebung, nicht davon?). Ausgeschlossen ist nach dem 
vorigen die Heranziehung der Forensen, d.h. solcher Personen, 
die in der Kirchengemeinde zwar Grundstücke, Fabriken u. ä., 
aber keinen Wohnsitz haben°). Ausgeschlossen ist ebenso 
die Besteuerung der in sogenannten Gastbezirken wohnenden 
Evangelischen, weil sie keinen Wohnsitz in der Kirchen- 
gemeinde haben). 

ß) Das zweite wesentliche Erfordernis ist die Parochial- 
zugehörigkeit, d.h. die Angehörigkeit zur Religionspartei 
der Kirchengemeinde’) bezw. der mit ihr verbundenen Gast- 
gemeinde ($$ 110. 111. 261 ALR. II, 11 und $ 2 rh.-w. KO.)®). 
Diese Zugehörigkeit ergibt sich aus dem bei Erlass der Kirchen- 


!) Jebens, Verwaltungsrechtl. Aufsätze, 326. 328. OVG. 7. April 
1908, Bd. 52, 231, PfA. Bd. 1, 71. 

?) Vfe. des westf. Konsistoriums Münster vom 22. Mai 1908. 
Richter, KO. 526, Anm. 7a. 

®) Es müsste denn die Besteuerung durch Provinzialrecht oder durch 
örtliches Herkommen gestattet sein. Lüttgert 571. v. Dömming 
213. 02700: 

#) Lüttgert 574. 

5) Historisches über den Mitgliedschaftserwerb in der ev. Landes- 
kirche bei Rehm in ZKR. Bd. 24, 192 ff. Die folgenden Ausführungen 
schliessen sich an die E. des OVG. vom 15. Mai 1908 (E. Bd. 52, 244 ff. 
und PfA. Bd. 1, 73 ff.) an. 

2) OVG@. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 250 ff., PfA. Ba.1, 75 f. .OVG, 
15. Mai 1908, E. Ba. 52, 241 ff., PfA. Bd. 1, 170. Jacebi a.a. 0. 640 f. 
Paul a. a. O. 201 ff. — ungenau Kommissionsber. a. a. O. 8 und Studt 
im Herrenhaus a.a. 0. 608; unrichtig Schoen, KR. Bd. 2, 573 f., Anm. 7, 
Kommissionsber. 4 ff. und Sten. Ber. d. Herrenhauses a. a. O. 601. 


23934 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


gesetze geltenden Rechte!) und bereitet für die neupreussischen 
Landeskirchen ?) keine erheblichen Schwierigkeiten, grössere hin- 
gegen für Altpreussen. 

Hier ist der Begriff aus den soeben vermerkten Quellen 
abzuleiten. Zu den „Religionsparteien“ zählt das Allgemeine 
Landrecht ausser den Katholiken die Lutherischen und die 
Reformierten®). Das wesentliche Kennzeichen einer Religions- 
partei erblickt es darin, dass sie eigentümliche Religionshand- 


1) OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 250, PfA. Bd. 1, 78£.; 16. Fe- 
bruar 1909, E. Bd. 53, 241 f£., PfA. Bd. 1, 274. Paul a.a.0. 201. 

?2) In H. ref. K. sind kirchensteuerpflichtig (KAA. III) „alle Evangeli- 
schen, welche der Kirchengemeinde nach Massgabe des geltenden Rechts 
angehören...“ Diese Fassung trägt dem Umstande Rechnung, dass refor- 
mierten Gemeinden auch ev.-l. Konfessionsverwandte angehören, sofern nicht 
für denselben räumlichen Bezirk eine ev.-l. Gemeinde besteht. Motive zum 
KG. f. H.1.K., Herrenhausverh. 1906, Anlagen, 198. Crisolli-Schultz 
143, Anm. 2. Giese, Die Kirchengesetze der ref. K. 88, Vorbemerkung 
zu $ 58 KGSO. Bezüglich der Kirchengemeindemitgliedschaft in 8.-H. 
herrscht Streit darüber, ob Bekenntnisgemeinschaft (so Lampe, Die 
Kirchensteuergesetze der ev.-l. K. der Provinz S.-H. 17 f., Anm. 2) genüge, 
oder ob die Zugehörigkeit speziell zur ev.-l. K. der Provinz S.-H. als 
einer Landeskirche notwendig sei (so Mommsen-Chalybäus, Die 
KGSO. £. S.-H., Anm. 2 zu $ 8). Das OVG. geht in seiner E. vom 
16. Februar 1909 (E. Bd. 53, 241 fi., PfA. Bd. 1, 274 ff.) zur Beantwor- 
tung der Frage vom Begriff der Parochialangehörigkeit aus. Dieser ist 
in der KGSO. vom 4. November 1876 nicht bestimmt, sondern aus dem 
älteren Recht übernommen worden. Aus dem älteren Recht aber (nament- 
lich aus dem G. betr. die Religionsübung und die Gemeindeverhältnisse 
der Reformierten u.s.w. vom 14. Juli 1863) ergibt sich, dass alle 
Christen der Parochie, in der sie ihren Wohnsitz haben, angehören, 
vorbehaltlich des Nachweises, dass sie zu einer der im $ 1 des G. vom 
14. Juli 1863 genannten Religionsgesellschaften gehören. An diesem 
Rechtszustand haben die KGSO. und das neue KStG. nichts geändert. 
Es ist also die Mitgliedschaft zu einer im Bezirk des ehemaligen Herzog- 
tums Holstein belegenen lutherischen Kirchengemeinde von der speziellen 
Zugehörigkeit zur ev.-1. Landeskirche der Provinz $.-H. nicht abhängig. 

?) Zu letzteren gehören beispielsweise auch die Angehörigen der 
wallonischen Gemeinde zu Hanau; diese sind also Evangelische im Sinne 


des KStG. OVG. 29. Juni 1909, E. Bd. 54, 222 ff., PfA. Bd. 2, 87 ft. 
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lungen hat, von deren Teilnahme sie andere als ihre Ange- 
hörigen ausschliessen kann ($3 39, 41, 42, II, 11). Derartige 
eigentümliche Religionshandlungen sind Gottesdienst und Sakra- 
mente. Die Union hat in der Hauptsache, unter Wahrung der 
verschiedenen Glaubensbekenntnisse, eine Gemeinschaft des 
Gottesdienstes und der Sakramente herbeigeführt‘). Infolge- 
dessen ist für die ihr beigetretenen lutherischen und reformierten 
Gemeinden das Merkmal einer besonderen Religionspartei fort- 
gefallen, sie bestehen als solche nur in der evangelischen 
Landeskirche fort”). Wer daher in einer zur Union gehörigen 
Kirchengemeinde seinen Wohnsitz aufgeschlagen hatte oder 
aufschlägt, gehört dieser Kirchengemeinde an, ohne Rücksicht 
auf sein eigenes Sonderbekenntnis wie auch auf das frühere 
Sonderbekenntnis der Kirchengemeinde?). Wohl aber haben 
sich in den der Union nicht beigetretenen Kirchengemeinden 
Lutherische und Reformierte noch als besondere Religionspar- 
teien erhalten *). Diese letztere, vom Oberverwaltungsgericht mit 
Recht gezogene Konsequenz scheint auf den ersten Blick nicht 
im Einklang zu stehen mit dem Privileg der Landeskirche als 
öffentlich aufgenommener Kirchengesellschaft (Religionspartei). 
Das geltende Recht kennt nur die evangelische Kirche als vom 


) OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 252 f. und PfA. Bd. 1, 80 f., sowie 
Jacobi a.a. 0.641. Richter-Dove-Kahl, KR. 952 ff. Jacobson, 
Ev. KR., 12, 19. Förster, Entstehung der pr. Landeskirche Bd. 1, 
279f£. Wangemann, Kirchliche Kabinettspolitik des Königs Friedrich 
Wilhelm IIL, 311. 313. Hoffmann, Die Einführung der Union in 
Preussen, 1903, 88f. Paul.a.a. 0. 202 f. 

2) OVG. 29. Juni 1898, E. Bd. 33, 33. Jacobi 641. Paul 204. 

3) Zu Unrecht machen die RGZ. 22. September 1881 (Bd. 5, 305) 
und 12. Dezember 1881 (Bd. 6, 235) hierbei den Unterschied, ob die der 
Union beigetretene Kirchengemeinde vor der Union als lutherische oder 
ref. oder nachher unter neutralem Verhalten gegenüber diesen Sonder- 
bekenntnissen begründet worden ist. Diese Ansicht wird überzeugend 
zurückgewiesen vom OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 254 f. und PfA. 
Bd. 1, 832, 

4) OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 255. 257, PfA. Bd.1, 82 ff. 
A. M. Jacobi 641f. 
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Staate ausdrücklich aufgenommene Kirchengesellschaft (Relıi- 
gionspartei), nicht auch eine besondere lutherische und eine 
besondere reformierte Religionspartei. Diese evangelische Kirche 
umfasst die Lutherischen und Reformierten als ihre Glaubens- 
verwandten; sie ist eine einheitliche Konfessionskirche und ent- 
hält darin nur „evangelische“ Gemeinden. „Religionspartei“ und 
„evangelisch“ sind also gleichzustellende Begriffe. Aus dieser 
Betrachtung wäre die — dem Kirchengesetz offenbar wider- 
sprechende!) — Folgerung zu ziehen, dass in jeder nicht 
unierten lutherischen Gemeinde auch jeder Reformierte (weil 
evangelisch) und in jeder nicht unierten reformierten Gemeinde 
auch jeder Lutherische (weil evangelisch) parochialabgaben- 
pflichtig sei, obwohl ihm von der anderen Gemeinde versagt 
werden kann, an ihrem religiösen Veranstaltungen teilzunehmen. 
Diese Unstimmigkeit ist jedoch nur eine scheinbare. Sie löst 
sich durch die Erwägung, dass durch die Vereinigung aller 
unierten und nichtunierten Gemeinden zur Landeskirche der 
Unterschied zwischen Lutherischen und Reformierten als be- 
sonderen Religionsparteien nur für das Gebiet des Kirchen- 
regiments und der Kirchenverfassung beseitigt?), für 
die Frage der Parochialzugehörigkeit der einzelnen aber 
unberührt geblieben ist. 

Nach der beim Erlass des Steuergesetzes und auch heute 
noch geltenden Rechtslage wird also jeder Evangelische, jeder 
Lutherische?) und jeder Reformierte, der in einer der Union 


1) Vgl. auch OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 241, PfA. Bd. 1, 170. 

2) Dazu Wendland, Die Religiosität und die kirchenpolitischen 
Grundsätze Friedrich Wilhelms III., 1909, 108: „Seine Politik strebt nur 
auf eine kirchenregimentliche Vereinigung beider Konfessionen hin.“ 
Soweit stimmt auch Jacobi 642 zu. 

5) Da dieser geltende Rechtszustand für die aus anderen Landes- 
kirchen anziehenden Altlutheraner als unbillig empfunden wurde (Sten. 
Ber. d. Herrenhauses 1904/05, 435. 601—611. 614—619; Drucks. d. Hauses 
d. Abg. 1904/05, Bd. 1, Nr. 811, S. 12, Sten. Ber. 12 385. 12 404; 1907/08, 
Bd. 4, Nr. 245, 3205, Nr. 292, 3371; Sten. Ber. des Herrenhauses vom 
7. April 1908, 328; Sten. Ber. des Abg.-H. 1907/08, Bd. 4, 4728 ff. Refe- 
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angehörigen Gemeinde Wohnsitz nimmt, von selbst deren Mit- 
glied, hingegen erwirbt der Bekenner eines evangelischen 
Sonderbekenntnisses die Parochialzugehörigkeit zu einer der 
Union nicht beigetretenen Kirchengemeinde eines anderen evan- 
gelischen Sonderbekenntnisses durch Wohnsitznahme nicht !). 
Diese Rechtslage besteht einheitlich in der ganzen altpreussi- 
schen Landeskirche, nicht nur in Rheinland-Westfalen, wo nach 
$ 2 der Kirchenordnung der Wohnsitz „für jeden evangelischen 
Glaubensgenossen“ die Einpfarrung begründet, sondern auch 
in den östlichen Provinzen, wo nach den Bestimmungen des 
Allgemeinen Landrechtes die Parochialzugehörigkeit durch den 
Wohnsitz (ohne das weitere Erfordernis einer Beitrittserklärung 
oder gar eines Vertrages mit der Kirchengemeinde) ?) begründet 
wird. Sie gilt ferner nicht nur für solche Personen, die schon 


rierend v. Dömming im PrVerwBl. Bd. 26, 584. Gegen die Regelung 
im KG.: Bunke in „Die Reformation“, Deutsche ev. Kirchenzeitung für 
die Gemeinde, 1904 Nr. 46, 727 £.), so schuf, nachdem die im Land- 
tage aus diesem Grunde gestellten Abänderungsanträge zum Gesetz ge- 
scheitert waren, das G. vom 23. Mai 1908 betr. die Ergänzung und Ab- 
änderung der Generalkonzession für die von der Gemeinschaft der ev. 
Landeskirche sich getrennt haltenden Lutheraner vom 23. Juli 1845 
(Ges.-Sig. 155) für diese ein Sonderrecht. Es sicherte ihnen» die Ertei- 
lung der Rechte einer juristischen Person durch die zuständigen Minister 
(Art. I) und bestimmte sodann in Art. Il: Wird in eine gemäss Ziff. 2 
der Generalkonzession vom 23. Juli 1845 genehmigte ev.-altluth. Kirchen- 
gemeinde durch deren Vorstand ein Mitglied einer anderen Religions- 
gesellschaft, welches innerhalb der Kirchengemeinde einen Wohnsitz hat, 
innerhalb sechs Monaten nach Begründung dieses Wohnsitzes auf Grund 
einer öffentlich beglaubigten Beitrittserklärung aufgenommen, so wird 
der Aufgenommene von dem ersten Tage des auf die Beitrittserklärung 
folgenden Monats ab von der Verpflichtung zu Leistungen befreit, welche 
auf seiner bisherigen persönlichen Zugehörigkeit zu der anderen Religions- 
gesellschaft beruhen. — Aehnliche Anordnungen wurden für den Fall des 
Uebertritts aus einer altlutherischen Gemeinde zu einer mit Korporations- 
rechten versehenen Gemeinde einer anderen Religionsgesellschaft getroffen. 

!) So auch OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 255, PfA, Bd. 1, 82£ 

2) Begründung a. a. 0. 110. OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 258 f., 
BFATBE 5855 Paul’arar 0: 205 
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Glieder der altpreussischen Landeskirche waren !), sondern auch 
für solche, die in diese Landeskirche von auswärts anziehen ?). 
Diese letztere Ausdehnung widerspricht nicht dem im Frei- 
zügigkeitsgesetz ausgesprochenen Grundsatze des unbeschränk- 
ten Wohnrechts, denn der Staat stellt dem Anziehenden nicht 
die Bedingung, dass er der Landeskirche des Aufenthaltsorts 
beitreten müsse, sondern er bestimmt nur die Wirkung von 
Wohnsitz und Glaubensverwandtschaft. Die Unzulässigkeit 
dieser Ausdehnung lässt sich auch nicht aus den Grenzen des 
landesherrlichen Kirchenregimentes, d.h. dem Mangel einer 
kirchlichen Gebietshoheit, herleiten. Denn nicht die Kirchen- 
gewalt, sondern die Staatsgewalt bestimmt in Preussen, wer 
als Mitglied einer Parochie zu gelten hat?). 

Wir haben noch nicht des Falles gedacht, dass an einem 
Ort zwei (oder mehr) Kirchengemeinden gleicher oder ver- 
schiedener „Religionspartei“ bestehen. Hier ist zu unterscheiden. 
Decken sich die mehreren Kirchengemeinden (derselben Reli- 
gionspartei) räumlich nicht, so entscheidet für die Parochial- 
zugehörigkeit die ständige Niederlassung im Bezirk *) gerade der 
das Besteuerungsrecht geltend machenden Kirchengemeinde). 
Decken sich die beiden (verschiedenen Religionsparteien zu- 
gehörenden) Kirchengemeinden räumlich ganz oder teilweise °) 


1) Auf solche beschränken Friedberg, KR.‘ 291, Anm. 9 und 
Schoen, Pr. KR. Bd.1, 312—315 diese Rechtslage. Dagegen OVG. 
Bd. 52, 259 f., PfA. Bd. 1, 86f. Paula.a.O. 205. Neumeyer, Inter- 
nationales Verwaltungsrecht. Innere Verwaltung. I., 1910, 547 £. 

2) Bezüglich des Anzuges von Altlutheranern vgl. oben S. 226, Anm.3. 

®) Unzutreffend Friedberg, KR.°, 290f. und in ZKR. Bd. 30, 149 £. 
Richtig: OVG. Bd. 52, 259 ff., PfA. Bd. 1,86 f. RGZ. 12. Dezember 1881, 
E. Bd. 6, 235. Neumeyer, Internationales Verwaltungsrecht, 547 £. 

*) So wörtlich 8 3 der KG. H. 1. K. und SH.: „in dem Bezirke 
der Kirchengemeinde“. 

5) So schon nach $ 267 ALR. II, 11: Die Lage des Wohnhauses 
entscheidet. Für heute vgl. OVG. 25. Oktober 1907, E. Bd. 51, 182, 
PfA. Bd.1, 173. Paula.a. 0. 200. 

6) Für diesen Fall trifft das KG. f. Cassel in $2 Abs. 2 u. 3 folgende 
Sonderregelung: Liegt der Wohnsitz innerhalb der Bezirke mehrerer 
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oder erstreckt sich eine Personalgemeinde über das Gebiet 
mehrerer anderer Kirchengemeinden !), so genügt zur Begrün- 
dung der Zugehörigkeit zu einer der beiden Gemeinden der 
Wohnsitz allein nicht, sondern weiterhin entscheidet das Sonder- 
bekenntnis. Es wird z. B. ein Reformierter, der in einem Ort 
mit einer lutherischen und einer reformierten Gemeinde seinen 
Wohnsitz nimmt, Mitglied der reformierten, nicht aber der 
lutherischen Gemeinde ?). Für das Gebiet der rheinisch-west- 


Kirchengemeinden, so besteht die Steuerpflicht nur derjenigen Kirchen- 
gemeinde gegenüber, zu deren Lasten der Evangelische bisher beigetragen 
hat oder gegebenenfalls beigetragen haben würde oder binnen drei 
Monaten nach Begründung des Wohnsitzes beitragen zu wollen erklärt. 
Die Erklärung muss gegenüber dem Presbyterium dieser Gemeinde schrift- 
lich abgegeben werden. Die Steuerpflicht der neuanziehenden Evangeli- 
schen, welche diese Erklärung nicht abgegeben haben, bestimmt sich 
nach der Vereinbarung der Presbyterien der beteiligten Kirchengemeinden, 
an deren Stelle, falls sie nicht binnen drei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses KG. zustande gekommen ist, die Festsetzung des durch den Ge- 
samtsynodalausschuss verstärkten Konsistoriums tritt. Die Vorschriften 
des vorigen Absatzes finden sinngemäss Anwendung, wenn nach Inkraft- 
treten dieses KG. eine neue Kirchengemeinde errichtet wird, deren Be- 
zirk sich ganz oder teilweise über den Bezirk einer schon bestehenden 
Kirchengemeinde erstreckt. — Zu $2 Abs. 2: OVG. 27. September 1909, 
E. Bd. 54, 189 f£., PfA. Bd. 2, 75 ff. Diese Entscheidung verwirft ins- 
besondere am Schluss die Ansicht, dass ein Rat IV. Klasse (vgl. Regu- 
lative des Konsistoriums vom 27. August 1751 und 19. Januar 1795) das 
Recht habe, auch nachdem er einmal die Parochie gewählt, von neuem 
zu wählen und daher nach Belieben die Parochie zu wechseln. Zu $ 2 
Abs. 2 vgl. ferner OVG. 27. April 1909, E. Bd. 54, 199 ff., PfA. Bd. 2, 83 ff 
Letztere E. führt aus: Das für die Stadt Cassel bestehende Recht der Räte, 
die Parochie zu wählen, gilt nicht auch für die eingemeindeten Vor- 
orte. Hierzu auch Heymann, Parochialänderung und Katholizitätsprinzip 
nach kurhess. KR., 1906, und Werner, Die Eingemeindung der Vororte 
in Cassel und die in Betracht kommenden kirchenrechtlichen Grund- 
sätze, 1905. Endlich beschäftigt sich mit der Auslegung des $2 Abs. 2: 
OVG. 7. Januar 1910, E. Bd. 55, 228 ff. 

!) Beispiel: die französisch-reformierte Gemeinde in Berlin. Cri- 
solli-Schultz 21, Anm. 19. 

ZEOYVG-> 15°°M3191908, CH Bd 52, 241 £., DIA, BA.1,.1705 OVG., 
27. September 1909, E. Bd. 54, 189 ff., PfA. Bd. 2, 75ff. Paula.a.O. 206 £. 
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fälischen Kirchenordnung ist durch deren $ 2 vorgeschrieben, 
dass jedes an einen Ort mit Parochien verschiedenen evan- 
gelischen Bekenntnisses zuziehende Gemeindemitglied gehalten 
ist, innerhalb eines Vierteljahres nach Anzug zu erklären, wel- 
cher Kirchengemeinde es angehören will. Bei Versäumung der 
Erklärung hat freilich das Konsistorium kein Recht, eine förm- 
liche Zuweisung vorzunehmen). In den östlichen Provinzen 
fehlt eine entsprechende Vorschrift, doch gewähren die Kabinetts- 
ordern vom 30. April 1830?) und 4. Juli 1868°) und der Mini- 
sterialerlass vom 5. Mai 1830?) die Grundlage, eine örtliche 
Regelung ähnlicher Art mit Genehmigung der Zentralbehörde 
herbeizuführen. 

Ausgeschlossen von der Parochialzugehörigkeit kraft posi- 
tiver Gesetzesvorschrift sind die zu besonderen Militärgemein- 
den?) vereinigten Militärpersonen. Die (die $$ 34—-37 der 
Militärkirchenordnung vom 12. Februar 1832 aufhebende) Ver- 
ordnung vom 19. Oktober 1904 zählt die zu den Militärgemeinden 
gehörigen Personenkategorien einzeln auf ($ 1) und rechnet 
während der Dauer ihrer Zugehörigkeit auch die Ehefrauen ®) 
und ehelichen Kinder, solange sie sich in der elterlichen Ge- 
walt des Vaters und im elterlichen Hause befinden, zur Militär- 
gemeinde”). Da in Militärgemeinden bis jetzt Kirchensteuern 
nicht erhoben werden, sind jene Personen kirchensteuerfrei. 


!) Dies hatte das westf. Konsistorium versucht durch Verfügung vom 
30. Oktober 1860, KABl. Bd. 66, 41. Dagegen OKR. 28. April 1897, zit. Lütt- 
gert 222, Anm.1. Anscheinend zustimmend OVG. 27. September 1909 a.a.O. 

?), v. Kamptz, Annalen Bd. 14, 330. 

®) Aktenstücke des Ev. OKR. Bd. 6, 114. 

%) v. Kamptz, Annalen Bd. 14, 324 ff. 

5) Militärkirchengemeinden bestehen nicht. OVG. 30. April 1907, 
E. Bd. 50, 202. Paul a.a. 0. 207. 

6%) Auch wenn sie anderer Konfession sind als der Mann. Denn 
die Militärgemeinde umfasst Katholiken und Protestanten. OVG. 30. April 
1907, E. Bd. 50, 196 f£., bes.201 f. Paul 207. 

7) Im übrigen gehören Zivilpersonen nicht dazu. OVG. 24, Sep- 
tember 1909, E. Bd. 55, 214. 


mn 
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Nur da, wo auf Grund zu Recht bestehender älterer, von den 
Vorschriften der Kirchengesetze abweichender Ordnungen Paro- 
chiallasten auf die Grundstücke verteilt sind oder verteilt 
werden, sind diese Militärpersonen als Eigentümer solcher 
Grundstücke gemäss $$ 280. 722 des Allgemeinen Landrechts 
II, 11 beitragspflichtig )). 

2. Beginn und Erlöschen der Steuerpflicht. Zur 
Vermeidung mehrfacher Besteuerung ist die Steuerpflicht zeit- 
lich und örtlich begrenzt. Die zeitlichen Schranken berührt 
S 3 der Kirchengesetze ?). 

a) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des 
auf die Begründung des Wohnsitzes folgenden Monats’), in 
Ortschaften mit mehreren Konfessionen, wo die Steuerpflicht 
von der Ausübung oder Nichtausübung eines Wahlrechts (betr. 
die Zugehörigkeit) abhängt, erst mit dem ersten Tage desjenigen 
Monats, welcher auf die Begründung der Zugehörigkeit zur 
Wahlgemeinde folgt*). 

b) Die Steuerpflicht erlischt: 

«) durch den Tod des Steuerpflichtigen mit dem Ablauf 
des Monats, in welchem der Tod eingetreten ist); 

ß) durch Austritt aus der Kirche ®). Da die Kirchensteuer- 
gesetze über die Befugnis zum Austritt keine näheren Vor- 
schriften enthalten, ist in dieser Beziehung das bestehende Recht 

!) Crisolli-Schultz 25, Anm. 27. 

2) KAA. IIIL,C. Begründung 113 f. Crisolli-Schultz18f. 25 £. 
396—401. Lüttgert 573, Anm. 1. Geigel, Kirchensteuern, 24. 

®) Nach früherer Praxis begann sie mit dem im Umlagebeschluss als 
Fälligkeitstag der Kirchensteuer festgesetzten Termin. Begründung 113, 

#4, Es fehlt eine Vorschrift darüber, wann bei einem nicht mit Wohn- 
sitzveränderung zusammenfallenden Uebertritt von einer christlichen Kirche 
zu einer anderen bezw. dem Beitritt zu einer christlichen Kirche die 
Steuerpflicht beginnen solle. Winkler knüpft hier den Beginn der 
Steuerpflicht an die Beitrittserklärung. ZKR. Bd. 36, 354 f. 

5) Vorbild: Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893, $ 60. 

6%) Hinschius, Die pr. KG. des Jahres 1873, 178—184; PrKR. 27—30. 
Schoen, KR. Bd.2, 243 f. Schmidt, Der Austritt aus der Kirche, 1893, 
23—31. 93. 154—137. 157—172. 3083—316. Crisolli-Schultz 18f. 396. 
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massgebend geblieben. In denjenigen Landesteilen, in welchen 
das Allgemeine Landrecht gilt, ist der Austritt mit Erreichung 
des „Unterscheidungsalters“ ($84 ALR.II, 2), d.h. der Vollendung 
des 14. Lebensjahres zulässig. Ueber 14 Jahre alte Personen 
sind zur selbständigen Abgabe der Austrittserklärung selbst dann 
befugt, wenn sie noch der elterlichen Gewalt unterstehen !). Für 
Personen unter 14 Jahren kann der Austritt nach der neueren 
Rechtsprechung des Kammergerichts durch den Vater erklärt 
werden?). Der Austritt aus der Kirche mit bürgerlicher Wir- 
kung erfolgt nach den Vorschriften des Gesetzes vom 14. Mai 
1873 (Ges.-Slg. 207) und der ministeriellen Ausführungs- 
verfügung vom 13. Juni 1873 (JMinBl. 183) nach vorgängigem 
Antrag durch persönliche Erklärung des Austretenden vor dem 
Amtsrichter ?) seines Wohnortes ($$ 1, 2)*). Zweifel über die 
Angehörigkeit des Antragstellers zu der Kirche, aus der er 
austreten will, berechtigen den Richter nicht, die Aufnahme 
der Erklärung abzulehnen, es sei denn, dass die Erklärung 
wegen offenbarer Nichtzugehörigkeit ungültig ist’). Die Er- 
klärung bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, welche 
auf der persönlichen Kirchen- oder Kirchengemeindeangehörig- 
keit beruhen, nicht mehr verpflichtet wird. Von einer kon- 
kreten Steuerforderung befreit der geschehene Austritt aber 
nur dann, wenn er in dem der Klage voraufgehenden Ver- 
fahren geltend gemacht oder den Behörden anderweit bekannt 
war oder bekannt sein musste®). Die befreiende Wirkung 
tritt mit dem Schlusse des auf die Erklärung folgenden Ka- 
lenderjahres ein‘). Zu den Kosten eines ausserordentlichen 


!) Kammergericht, 26. Oktober 1903, Jahrb. Bd. 27, S. A 19. 

?) Kammergericht, 14. Dezember 1905, Jahrb. Bd. 31, S. A 31. Vgl. 
auch OVG. 10. Februar 1905, E. Bd. 47, 217. 

3) Nr. 1 der AA. und Art. 31 PrFFG. v. 21. September 1899. 

*#) OVG. 15. Mai 1908, PrVerwBl. Bd. 30, 832. 

5) So nach der Entscheidung des Kammergerichts vom 30. Dezember 
1907, Jahrb. Bd. 35, S. A 49. OVG. 15. Mai 1908, PrVerwBl. Bd. 30, 831 f. 

6%) OVG. 11. Dezember 1908, PfA. Bd. 1, 177 £. 

”) OVG. 19. März 1907, PrVerwBl. Bd. 29, 412. 
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Baues !), dessen Notwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres der 
Austrittserklärung festgestellt ist ?), hat der Austretende bis zum 
Ablauf des zweiten auf die Erklärung folgenden Kalenderjahres 
ebenso beizutragen, als wenn er seinen Austritt nicht erklärt 
hätte). Leistungen, welche nicht auf der persönlichen Kirchen- 
oder Kirchengemeindeangehörigkeit beruhen, insbesondere 
Leistungen, welche entweder kraft besonderen Rechtstitels auf 
bestimmten Grundstücken haften oder von allen Grundstücken 
des Bezirks oder doch von allen Grundstücken einer gewissen 
Klasse in dem Bezirk ohne Unterschied des Besitzers zu entrichten 
sind, werden durch die Austrittserklärung nicht berührt ($ 3) ?). 

x) Durch Uebertritt zu einer anderen Kirche in den Formen 
des Austrittsgesetzes. Der Uebertritt regelt sich noch nach 
dem früheren Recht ($$ 41.42 ALR. II, 11; $1 Abs. 2 des Aus- 
trittsgesetzes). Er befreit den Uebertretenden von den Lasten 
seines bisherigen Verbandes (worunter natürlich nicht die be- 
treffende Kirche, sondern die einzelne Kirchengemeinde zu ver- 
stehen ist)?) an sich nicht. Will der Uebertretende hiervon 
befreit sein, so muss er die im Austrittsgesetz vorgeschriebene 
Form beachten, also den Austritt aus der früheren Gemein- 


!) Dazu zählen unter anderem diejenigen Aufwendungen, welche 
der Gemeinde aus der Aufnahme eines zur Deckung der Baukosten auf- 
genommenen Darlehens an Zinsen und Kapitalabtrag erwachsen, die 
Kosten für den Ankauf oder Bau eines neuen Pfarrhauses, sowie für 
grössere, umfangreichere Reparaturen eines kirchlichen Gebäudes. OVG. 
8. Oktober 1909, E. Bd. 55, 218 ff.; KGVBl. 179; PfA. Bd. 2, 73 ff. Wei- 
tere Kasuistik bei Hinschius, Die preuss. KG. 1873, 182, Anm. 5. 

2) D. h. die Notwendigkeit muss von den zur Prüfung berufenen 
Behörden ausgesprochen sein. Hinschius, Die preuss. KG. 1873, 182, 
Anm.6. Schoen, KR,, Bd.2, 244, Anm.3. Schmidt, Austritt aus 
der Kirche, 252. 253. OVG. 8. Oktober 1909, PfA. Bd. 2, 73 ff., bes. 75. 

3) Für die Verpflichtung zu ausserordentlichen Umlagen ist der 
Zeitpunkt der Einziehung massgebend. 

4) Hinschius, Die preuss. KG. 1873, 183 f., Anm. 9—11. RGZ. 
16. Juni 1890, Jur. W. 304 Nr. 20; 6. Mai 1901, Gruchots Beitr. Bd. 46, 
120 0.: 10.”Juni’ 1901, Jur. W. 585 Nr, 28. 

5) OVG. 28. Mai 1909, E. Bd. 54, 203 ff., PfA. Bd. 1, 360—363. 
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schaft vor dem Richter erklären (@. $ 1 Abs. 3))). Aber auch 
dann tritt die Befreiung nur nach Massgabe der Bestimmungen 
des Austrittsgesetzes ein, so dass bei sofortiger Heranziehung 
durch die neue Kirchengemeinschaft zeitweilig eine doppelte 
Besteuerung des Uebergetretenen stattfindet. 

ö) Durch das Aufgeben des Wohnsitzes erlischt die Steuer- 
pflicht mit Ablauf des Monats, in welchem der Wohnsitz tat- 
sächlich aufgegeben worden ist; sofern jedoch bis zu diesem 
Zeitpunkt der Kirchengemeinde ?) keine Anzeige davon erstattet 
worden ist, erst mit Ablauf des folgenden Monats. Diese 
Ordnungsvorschrift führt gleichfalls unter Umständen zu einer 
doppelten Besteuerung. 

3. Oertlich ist zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung 
die Steuerpflicht gemäss $ 4°) der Kirchengesetze nach dem 
Vorbilde des preussischen Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1893 bezw. 30. Juli 1895 begrenzt, wenn infolge 
mehrfachen Wohnsitzes‘) in mehreren Kirchengemein- 
den) die Zugehörigkeit zu jeder dieser Kirchengemeinden und 
damit grundsätzlich die volle Steuerpflicht in jeder dieser 
Kirchengemeinden begründet ist. Allerdings kommt die Mög- 


!) OVG. 10. Dezember 1909, E. Bd. 55, 223 £. 

?) Dem Kirchenvorstand oder auch dem Kirchenrendanten. Förster, 
Die Preuss. Gesetzgebung über die Vermögensverwaltung in den kathol. 
Kirchengemeinden und Diözesen ?, 1907, 167, Anm. 5. 

®) KAA. III, D. Begründung 114—118. Crisolli-Schultz 26—32. 
Richter 526—528. Lüttgert 572f. Winkler a.a.0.322. Geigel, 
Kirchensteuern 25—27. Schoen, KR. Bd. 2, 578—580. 

*) Mehrfacher Wohnsitz wird nicht vermutet, sondern ist von dem 
die Steuern fordernden Verband besonders nachzuweisen. OVG. 7. April 
1908,,2.:Bd4.952,1250 E22 PfA7 Bd 21, 71: 

°) Ist auch möglich innerhalb eines mehrere räumlich abgegrenzte 
Kirchengemeinden umfassenden Kommunalbezirks. OVG. 25. Oktober 1907, 
E. Bd. 51, 182. Kein mehrfacher Wohnsitz liegt gemäss KAA,. f. H. 
1.K. III, D vor, wenn eine Personalkirchengemeinde sich über das Ge- 
biet einer oder mehrerer anderer Kirchengemeinden erstreckt, so dass 
der Wohnsitz sich sowohl im Bereich der Ortsgemeinde als auch in dem 
der Personalgemeinde befindet. 
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lichkeit der Doppelbesteuerung, da nach $ 10 der Kirchengesetze 
eine Heranziehung nach Massgabe der Realsteuern bloss in der 
Belegenheitsgemeinde stattfindet, nur hinsichtlich der Besteue- 
rung nach Massgabe der staatlichen Einkommensteuer in Be- 
tracht!). Der mehrfache Wohnsitz kann entweder innerhalb 
einer Landeskirche (d. h. innerhalb der altpreussischen oder 
einer der neupreussischen) oder auch innerhalb und ausserhalb 
einer Landeskirche (d. h. innerhalb verschiedener preussischer 
oder deutscher Landeskirchen) ?) begründet sein. In beiden 
Fällen verbleibt derjenige Teil des Gesamteinkommens, wel- 
cher aus Grundvermögen, Handels- oder gewerblichen Anlagen 
einschliesslich Bergwerken, aus Handel und Gewerbe ein- 
schliesslich des Bergbaues, sowie aus der Beteiligung an dem 
Unternehmen einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
fliesst („radiziertes Einkommen“), derjenigen Wohnsitzkirchen- 
gemeinde°), in welcher das Grundvermögen oder der Betrieb 
belegen ist. Beträgt dieser Teil in einer Wohnsitzkirchen- 
gemeinde mehr als °ı des Gesamteinkommens, so ist diejenige 
Wohnsitzkirchengemeinde, in welcher das steuerpflichtige Ein- 
kommen weniger als !ı des Gesamteinkommens beträgt, be- 
rechtigt, ein volles Viertel des Gesamteinkommens für sich 
zur kirchlichen Besteuerung in Anspruch zu nehmen). Steht 
dieser Anspruch auf Besteuerung eines Viertels des Gesamt- 
einkommens mehreren Kirchengemeinden zu, so ist der über 

!) Begründung 116. 

?2) Ein ausserhalb Deutschlands liegender Wohnsitz dagegen wurde 
schon vor Erlass der KStG. nicht berücksichtigt. Entscheidung des Regie- 
rungspräsidenten von Düsseldorf vom 29. November 1898 und des Regie- 
rungspräsidenten von Arnsberg vom 5. Februar 1900. Anders nur gegen- 
über Oesterreich gemäss Staatsvertrag vom 21. Juni 1899 (Ges.-Slg. 1900, 
259). Lüttgert 572, Anm. l. 

®) Sie muss wirklich eine Wohnsitz-Kirchengemeinde des Zen- 
siten sein, es genügt nicht ihre blosse Eigenschaft als Ursprungsgemeinde 
des Steuerobjektes. Vorbescheid des OVG. 29. Mai 1908, PfA. Bd. 1, 172 £. 
Gebser im PrVerwBl. Bd. 31, 183. 


4), Beispiel: OVG. 18. September 1908, PfA. Bd. 2, 91 ff., PrVerwBl. 
Ba. 31, 160. 
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3/ı des Gesamteinkommens hinausgehende Mehrbetrag des radi- 
zierten Einkommens!) nach der Zahl dieser Gemeinden zu ver- 
teilen. Soweit die vorstehenden Grundsätze nicht Platz greifen, 
sind Personen mit mehrfachem Wohnsitz innerhalb der evan- 
gelischen Landeskirchen Preussens in jeder Kirchengemeinde im 
Geltungsgebiet eines KG. nur mit dem der Zahl aller Gemeinden 
entsprechenden Bruchteil ihres Einkommens heranzuziehen; dies 
gilt nicht nur für Einkommen aus Kapitalvermögen oder ge- 
winnbringender Beschäftigung, sondern auch für solches Ein- 
kommen aus Grundbesitz und Gewerbebetrieb, welches der 
Ursprungsgemeinde (z. B. mangels eines Wohnsitzes in ihr) 
nicht verbleibt?). Nach den sinngemäss anzuwendenden Vor- 
schriften des Kommunalabgabengesetzes $ 50 Abs. 4 ist in allen 
Fällen das gesamte Einkommen des Zensiten einzuschätzen 
und der so ermittelte Betrag entsprechend dem Verhältnis des 
nach den vorstehenden Bestimmungen ausser Berechnung zu 
lassenden Einkommens zu dem Gesamteinkommen herabzu- 
setzen. Das einzuschätzende Gesamteinkommen umfasst auch 
die von der Kirchensteuerpflicht befreiten Einkommensteile; 
dagegen sind diese Befreiungen bei der Herabsetzung des nach 
dem Gesamteinkommen ermittelten Steuerbetrages zu berück- 
sichtigen °). Bei der Einschätzung des Gesamteinkommens findet 
S 51 des Kommunalabgabengesetzes sinngemässe Anwendung, 
wonach das in mehreren Gemeinden steuerpflichtige Ein- 


!) Der Schlusssatz des $ 4 Abs. 1 lässt nicht deutlich erkennen, 
dass das hier fragliche Viertel sich ausschliesslich auf das radizierte 
Gesamteinkommen des Steuerpflichtigen bezieht, d. h., dass der Schluss- 
satz nur Anwendung findet, soweit das Gesamteinkommen des Zensiten 
radiziert ist. Diese Auslegung, der auch die KAA. folgen, ergibt sich 
aus der unzweideutigen Absicht des Gesetzgebers, die Vorschriften der 
KStG. an die des KAG. anzulehnen, insbesondere aus der Vorschrift 
des 849 Abs.2 KAG. Vgl. auch Crisolli-Schultz 27. Schoen, 
KR. Bd. 2,579, Anm.3. OKR. 26. März 1906, zit. bei Richter 527, Anm.9. 

?) Die gesetzlichen Bestimmungen werden in den KAA, III, D 
durch sieben Beispiele erläutert. Crisolli-Schultz 29—31. 

®) Beispiel: KAA, III, D. Crisolli-Schultz 31. 
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kommen im ganzen den Höchstbetrag derjenigen Steuerstufe, 
in welche der Steuerpflichtige bei Veranlagung zur Staats- 
einkommensteuer eingeschätzt worden ist, nicht übersteigen 
darf, widrigenfalls die Teile des Einkommens verhältnismässig 
herabzusetzen sind. 

4. Eine besondere Ausgestaltung hat das Recht der Be- 
steuerung von Ehegatten erfahren. Hier bedurfte der Fall 
der Mischehe und in Verbindung damit der der staatssteuer- 
lichen Sonderveranlagung der Ehefrau spezieller Regelung). 

Der vordem für die Mischehen ?) so verworrene und zer- 
splitterte Rechtszustand ist durch die einfache Vorschrift des 
S 5 Abs. 1 der Kirchengesetze dahin geklärt und vereinheitlicht 
worden, dass der evangelische Teil einer gemischten Ehe von 
der Hälfte des der kirchlichen Besteuerung zu Grunde liegenden 
Steuersatzes, zu welchem der Ehemann veranlagt ist, zur Kirchen- 
steuer heranzuziehen ist. 

Der Begriff der „gemischten Ehe“ wird in den Landes- 
kirchen Altpreussen, Wiesbaden und Frankfurt als gegeben 
vorausgesetzt. Man versteht darunter im allgemeinen kon- 
fessionell gemischte Ehen, das heisst solche zwischen Christen 
verschiedener Konfession, namentlich zwischen Evangelischen 
einerseits und Katholiken (Römisch-, Griechisch- und Altkatholi- 
schen) anderseits. Dieser Mischehenbegriff ist aber für das 
kirchliche Steuerrecht zu eng. Entscheidend muss der Um- 
stand sein, dass nur der eine Ehegatte der Steuern erheben- 
den Kirchengemeinde angehört?). Infolgedessen sind unter 
Mischehen ausser den konfessionell gemischten auch die 


!) KAA.IIL,E. Begründung 118—121. Crisolli-Schultz 32—35. 
Lüttgert573f. Richter 528f. v. Dömming, PrVerwBl. Bd. 25, 760. 
Geigel, Kirchensteuern, 27 f. Verh. der 5. ordentl. Generalsynode von 
1903. 1904, 709. 

?) Hierzu besonders: Winkler, Die Reform des kirchl. Steuer- 
rechts in Preussen unter besonderer Berücksichtigung der Mischehen, in 
ZKR. Bd. 36, 303—8372. Crisolli, Kirchliche Steuerpflicht in Misch- 
ehen, PfA. Bd. 1, 193—199. 

3) Schoen, KR. Bd. 2, 577, Anm. 2. 
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religiös gemischten!) Ehen, das heisst solche zwischen 
Christen (evangelischen oder katholischen) einerseits und Nicht- 
christen (namentlich Juden) ?) und gerichtlich aus ihrer christ- 
lichen Kirche ausgetretenen Personen ?) anderseits zu begreifen. 
Da ferner das Bekenntnis zur „evangelischen“ Landeskirche 
schlechthin die Steuerpflicht begründet, so fallen Ehen zwischen 
Angehörigen evangelischer Sonderbekenntnisse — zwischen Ehe- 
gatten lutherischen und reformierten Bekenntnisses oder zwi- 
schen solchen und Ehegatten, welche der Union in vollem Sinne 
angehören — nicht unter den Begriff der Mischehen, gleich- 
viel, ob die betreffende Kirchengemeinde, in der die Ehegatten 
leben, der Union beigetreten ist oder nicht. Die Frau gehört 
in diesem Falle zur Kirchengemeinde des Mannes*). Weil 
die Altlutheraner nicht zur evangelischen Landeskirche zählen, 
sind Ehen zwischen ihnen und Angehörigen der „evangelischen“ 
Landeskirche wiederum Mischehen im Sinne des Kirchensteuer- 
rechts). Da der Begriff der Ehe dem bürgerlichen Recht zu ent- 
nehmen ist, so ist in allen eben genannten Fällen die kirchliche 
Trauung für Bestand und Beurteilung der Ehe ohne Belang. 

Genauer definiert — und zwar prinzipiell übereinstimmend — 
ist der Mischehenbegriff dagegen von den Kirchengesetzen der 
Landeskirchen Hannover, Schleswig-Holstein und Cassel. Nach 
$ 5 der Kirchengesetze für die hannoverschen Landeskirchen 
ist eine Mischehe die Ehe zwischen einer der evangelisch- 
lutherischen bezw. evangelisch-reformierten Kirche der Provinz 


') Kammergericht, 8. März 1906, Jahrb. Bd. 32, S. A 58. 

2) OVG. 29. September 1908, KGVBl. 165, PfA. Bd. 1, 93, DJZ. 
1909, 326. OVG. 13. Oktober 1908, DJZ. 1909, 326. 

2) OVG. 2. Juni 1908, KGVBl. 1908, 153, PfA. Bd. 1, 89 £. 

*) OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 237 ff., PfA. Bd. 1, 167 ff. Dies 
gilt auch dann, wenn an einem Ort zwei oder mehr evangelische Kirchen- 
gemeinden bestehen, deren eine dem ev. Sonderbekenntnis der Ehefrau 
entspricht. Die anderweitige Bestimmung des $ 270 ALR. II, 11 findet 
keine Anwendung mehr. Crisolli-Schultz 33, Anm. 34, Crisolli 
im PfA. Bd. 1, 193 £. 

®) OVG. 29. Januar 1909, KGVBl.81, PfA. Bd. 1, 357, DJZ. 1909, 1152 
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Hannover angehörigen Person und einer solchen — gleichviel, 
welchen Bekenntnisses oder Glaubens —, welche weder der 
evangelisch-reformierten noch der evangelisch -lutherischen 
Kirche der Provinz Hannover angehört. Hieraus in Verbin- 
dung mit $ 11 Abs. 2 der Kirchengesetze ergibt sich, dass die 
lutherische (reformierte) Ehefrau eines der reformierten (lutheri- 
schen) Kirche angehörigen Mannes von der lutherischen (re- 
formierten) Kirchengemeinde nicht herangezogen werden kann, 
sofern sie ausnahmsweise selbständig veranlagt ist. — In ent- 
sprechender Weise versteht das Kirchengesetz für Schleswig- 
Holstein unter einer Mischehe die Ehe einer der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein angehörigen 
mit einer ausserhalb dieser Kirche stehenden Person — gleich- 
viel, welchen Bekenntnisses oder Glaubens — und ebenso end- 
lich das Kirchengesetz für Cassel die Ehe der einer evangeli- 
schen Kirchengemeinschaft des Bezirks Cassel angehörigen mit 
einer ausserhalb dieser Kirchen stehenden Person — gleichviel, 
welchen Bekenntnisses oder Glaubens). 

Die Regelung der Steuerpflicht der Ehegatten ge- 
mischter Ehen würde keine erheblichen Schwierigkeiten bieten, 
wenn jeder Ehegatte nach Massgabe seines Einkommens u. s. w. 
selbständig zu den — der kirchlichen Besteuerung zu Grunde 
zu legenden — staatlichen Steuersätzen veranlagt würde. Denn 
in diesem Falle könnte die Kirchengemeinde den staatlich er- 
mittelten Steuersatz ihrer Besteuerung zu Grunde legen. Eine 
Abweichung der bisher dargelegten Steuerregeln ergäbe sich 
dann nur aus den besonderen Bestimmungen des bürgerlichen 
Rechts, nach denen die Ehefrau grundsätzlich den Wohnsitz 
des Mannes teilt, bezüglich der Feststellung der steuerberech- 
tigten Wohnsitzkirchengemeinde. Diese Regelung ist in der 
Tat vom Gesetz gewählt worden für den Fall, dass die Ehe- 


!) Die Ehe eines Mitgliedes der ev. Kirche des Bezirks Cassel mit 
einer Person, die einer anderen ev. Landeskirche Preussens entstammt, 
ist regelmässig nicht als Mischehe im Sinne des Gesetzes anzusehen. 
Crisolli-Schultz 170, Anm. 4. 
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frau selbständig zu den Staatssteuern veranlagt wird ($5 Abs. 2). 
Sie greift Platz, wenn die Ehefrau zu den Realsteuern vom 
Grund- und Gebäudebesitz oder von einem Gewerbebetrieb !) 
selbständig veranlagt ist, ferner bei gesonderter Veranlagung 
der vom Manne getrennt lebenden Frau zur Staatseinkommen- 
steuer (EinkSt@. v. 19. Juni 1906 bezw. 25. Mai 1909, $ 10 
Abs. 2)?). In diesen Fällen ist — und zwar in gleicher Weise 
für unikonfessionelle Ehen wie für Mischehen — der evangelische 
Ehegatte nach Massgabe seiner Veranlagung zur Kirchen- 
steuer heranzuziehen. Diese Vorschrift versagt aber, wo (wie 
in den meisten Fällen) nach dem heute geltenden Prinzip der 
Veranlagung nach Haushaltungen (EinkStG. $ 10) eine ein- 
heitliche Veranlagung beider Ehegatten stattfindet. Für diesen 
Fall?) ist, da eine eigens hierfür eintretende Sonderveranlagung 
der Ehegatten seitens der kirchlichen Behörde nicht zweck- 
mässig erschien, die Steuerpflicht dahin geregelt worden, dass 
der der kirchlichen Besteuerung zu Grunde liegende Gesamt- 
steuerbetrag *), zu dem der Ehemann staatlicherseits formell °) 
veranlagt ist, ermittelt und halbiert wird; die gewonnene Hälfte 


!) Ausnahme: $ 20 des preuss. GewStG. vom 24. Juni 1891. 

2) Crisolli im PfA. Bd. 1, 195 £. 

3) Für diesen Fall schlug Winkler in ZKR. Bd. 36, 303 ff., weil 
die Halbteilung in Widerspruch mit dem geltenden Recht stehe, (318 ff.) 
vor, die Kirchensteuern auch bei gemischten Ehen streng nach den Ein- 
kommensverhältnissen der Eheleute, welche erforderlichenfalls durch 
eine besondere Veranlagung zu ermitteln seien, zu bemessen und zu ver- 
teilen (318—326). Die erforderliche besondere Steuerveranlagung soll 
aus Zweckmässigkeitsgründen der staatlichen Veranlagungskommission zu- 
gewiesen werden, die sich hierfür besser eignet (326—336). Winkler bringt 
dann eine ausführliche Formulierung seines Vorschlages in Form eines 
Gesetzentwurfes (340—344) nebst eingehender Begründung (345—352). 

4) Also nicht bloss der als Einkommensteuer zu entrichtende Steuer- 
satz, sondern auch ein fingierter Normalsteuersatz gemäss $ 74 des 
EinkStG., sowie die veranlagten Steuersätze zur Grund-, Gebäude- und 
Gewerbesteuer. 

5) OVG. 10. November 1908, mitgeteilt von Lüttgert im 1. Nach- 
trag, 1910, 35 f. 
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bildet dann, wenn der Mann evangelisch ist, für ihn, falls 
die Frau evangelisch ist, für sie die Grundlage der kirchlichen 
Zuschlagsbesteuerung. Die güterrechtlichen Verhältnisse der 
Ehegatten und die Frage, ob der evangelische Teil ein eigenes 
Einkommen besitzt oder nicht, bleiben ganz ausser Betracht ?). 
Die nicht in das Steuerrecht gehörende weitere Frage, ob der 
Ehemann als Haushaltungsvorstand für die Kirchensteuern 
seiner (evangelischen) Ehefrau hafte und darum die Steuer- 
forderung gegen ihn vollstreckt werden könne, ist mangels 
dahingehender Vorschrift der Kirchensteuergesetze aus dem 
ehelichen Güterrecht zu beantworten?). Eine. solche — und 
zwar solidarische — Haftung des Mannes ist beim gesetzlichen 
Güterrecht auf Grund der $$S 1385 Nr. 1 und 1388 BGB. an- 
erkannt?), dagegen bei der Gütertrennung ($ 1426 BGB.) ver- 
neint worden *). Jedenfalls ist nur der evangelische Teil zu 
veranlagen, in die Heberolle aufzunehmen, zu benachrichtigen 
und zur Zahlung aufzufordern °) ©). 

Diese wegen ihrer Einfachheit praktisch zu :billigende 
Lösung’) konnte freilich nur unter Durchbrechung der übrigen 


1) OVG. 2. Juni 1908, PfA. Bd. 1, 90;-29. September 1908, PfA. 
Ba. 1, 9. 


2) OVG. 29. September 1908, PfA. Bd. 1, 93; OVG. 29. Januar 1909, 
PfA. Bd. 1, 356. 

3) OVG. 3. Dezember 1908. Crisolliim PfA. Bd. 1,197. Saran im 
PrVerwBl. Bd. 30, 530. Schultzenstein, Die Tragung öffentl. Lasten 
durch den Ehemann, im Arch. f. bürg. R. Bd. 29, 168 ff. 205. 229; Bd. 33, 
187 ff. OVG. 29. Januar 1909, PfA. Bd. 1, 356, besprochen von Schultzen- 
stein in DJZ. 1909, 645—647. 

#) Crisolli im PfA. Bd. 1, 197 f. unter Darlegung der eigenartigen 
Folgerung der Unerzwingbarkeit der Steuerforderung, falls dıe Ehefrau 
unvermögend ist. 

3) Konsistorium Münster 17. August 1907, KABI. 59. OVG. 30. April 
1907, E. Bd. 50, 203; 29. September 1908, PfA. Bd. 1, 93. 

°%) Auch ist nur der konfessionsangehörige Gatte zur Klage beim 
OVG. berechtigt. OVG. 29. Januar 1909, KGVBl. 81. 

?”) Ueber die materielle Rechtfertigung Begründung 120 und Lütt- 
gert 573f. Dagegen Winkler 318 f. 
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Grundsätze der Kirchengesetze erzielt werden. Denn nun- 
mehr trägt der evangelische Ehegatte, wenn sein Einkommen 
grösser ist als das des nichtevangelischen anderen Gatten, zu 
wenig, im umgekehrten Falle zu viel zu den Kirchensteuern 
seiner Gemeinde bei. Dies widerspricht, wie Winkler!) mit 
Recht hervorhebt, dem Grundsatz der Bemessung der Kirchen- 
steuer nach den Einkommensverhältnissen. Gleichwohl ver- 
dient die Sonderregelung aus praktischen Gründen volle Zu- 
stimmung ?). ‚Sie tritt, wenn ihr Bedürfnis fortfällt, das heisst, 
wenn die Mischehe durch den Tod des nichtevangelischen 
Gatten gelöst wird, sofort ausser Kraft, und fortan hat der 
überlebende evangelische Ehegatte nur an seine Kirchen- 
gemeinschaft Steuern zu entrichten. Insbesondere erlischt in 
diesem Augenblick da, wo die Bezirke zweier Kirchengemeinden 
evangelischer Sonderbekenntnisse sich decken, die Zugehörig- 
keit der Frau zur Kirchengemeinde des Mannes, wenn die 
Frau einem anderen Sonderbekenntnisse angehörte, und sie 
hat fortan zur Kirchengemeinde ihres eigenen Sonderbekennt- 
nisses beizusteuern ?). 


$ 52. b) Steuerprivilegien und Steuerbefreiungen. 


1. Eine bedingte teilweise Befreiung von der 
Kirchensteuer geniessen Patrone oder sonst speziell Ver- 
pflichtete*). Insoweit diese als solche nach bestehendem 
allgemeinen und örtlichen Recht für einzelne ) Bedürfnisse der 


2) Ar 2.20.2820, 

?) Freyer im AKKR. Bd. 87, 429. 

3) Unrichtig ist der Satz der KAA., die einmal begründete Ge- 
meindezugehörigkeit werde durch den Tod des Ehemannes nicht auf- 
gehoben. ‘Richtig OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 240—243, PfA. Bd. 1, 
169—171; 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 233 f., PfA. Bd. 1, 164 fl. 

*) Crisolli-Schultz 35—37. KAA. III, F. Begründung 121—124. 
Lüttgert 575. Geigel, Kirchensteuern, 17—19. 28-30. Schoen, 
KR. Bd. 2, 581. OVG. 11. Dezember 1908, E. Bd.53, 212 ff. Verh. d. 
5. Generalsynode von 1903. 1904, 718—722. 

®) Dieses Wort „einzelne“ fehlt im KG. f. Hannover, 1.K. 


Preussen, ev. K. Steuerprivilegien und Steuerbefreiungen. 243 


Kirchengemeinde!) nach besonderen Grundsätzen — prinzipal 
oder subsidiär ?) — beizutragen haben, sind sie als Gemeinde- 
glieder für diese Bedürfnisse in demselben Umfange wie bis- 
her von der Kirchensteuer frei zu lassen ($ 6). Grundsätzlich 
sind die Genannten also, soweit sie evangelisch sind und der 
Kirchengemeinde durch ihren Wohnsitz angehören, in ihrer 
Eigenschaft als Gemeindeglieder zu den Kirchensteuern heran- 
zuziehen. Nur in ihrer Eigenschaft als speziell Lastenpflich- 
tige — mag die Verpflichtung eine primäre oder subsidiäre 
sein — geniessen sie die Befreiung, der Patron namentlich, 
soweit er die Baulast trägt. Im Gebiete des Allgemeinen 
Landrechtes erstreckt sich die Baupflicht des Patrons nur auf 
den gesetzlichen Patronatbaubeitrag. Hat er den Beitrag ge- 
leistet, so kann, sofern er nicht Rustikalhufen im Kirchspiel 
besitzt (S 732 ALR.), eine behufs Deckung des Kirchbaubei- 
trages ausgeschriebene Kirchensteuer weder von ihm noch 
(beim dinglichen Patronat) von seinen Rechtsnachfolgern ge- 
fordert werden°). „Speziell Verpflichtete* sind diejenigen, 
welchen nach den bestehenden Gesetzen, nach örtlichem Recht 
oder auf Grund privaten Rechtstitels eine besondere, das heisst 
nicht durch die Parochialangehörigkeit als solche bedingte, 
persönliche oder dingliche Verpflichtung obliegt. Zu ihnen 
gehören zum Beispiel die Besitzer von Rittergütern und die 
ihnen rechtlich gleichgestellten Grundbesitzer nach Massgabe 
der Verordnung vom 11. November 1844 betreffend die Bei- 
tragspflicht der Rittergutsbesitzer in den vormals Königlich 
Sächsischen Landesteilen. 

2. Eine unbedingte teilweise Befreiung von der 
Kirchensteuer *) geniessen in allen preussischen Landeskirchen 


!) Nicht auch der Synodalverbände und der Landeskirche. Cri- 
solli-Schultz 37, Anm. 39. 

2) Förster a.a. O. 171, Anm. A. 

®) OVG. 11. Dezember 1908, E. Bd. 583, 212 ft. 

#) KAA. IV,B. Begründung 126—128. Crisolli-Schultz 37£. 
24—44. Lüttgert 576f. Richter 530 f. Geigel, KSt.31f. Schoen, 
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mit Ausnahme derjenigen von Wiesbaden und Frankfurt die 
Geistlichen und Kirchenbeamten sowie ihre hinter- 
bliebenen Witwen und Waisen. Die Geistlichen und Kirchen- 
beamten sind steuerfrei hinsichtlich ihres Diensteinkommens 
und ihres Ruhegehaltes, bei dauernder Verbindung des Kirchen- 
amtes mit einem anderen Amte hinsichtlich ihrer gesamten 
Dienstbezüge. Ihre hinterbliebenen Witwen und Waisen sind 
steuerfrei bezüglich ihrer aus dem Pfarr-Witwen- und -Waisen- 
fonds und dem landeskirchlichen Fonds für Organisten, Kan- 
toren und Küster (K@. v. 7. Julı 1900, 5 21) zahlbaren Pensionen 
und derjenigen dauernden Bezüge, welche ihnen mit Rücksicht 
auf das kirchliche Amt des Verstorbenen aus anderen als 
privatrechtlichen Titeln zustehen (z. B. des Einkommens aus 
Wittümern und Diözesanwitwenkassen), sowie hinsichtlich der 
Bezüge der Sterbe- und Gnadenzeit ($ 7 Abs. 2). 

„Geistliche“ sind die in landeskirchlichen Pfarrämtern stehen- 
den Geistlichen einschliesslich der Hilfs-, Vereins- und Anstalts- 
geistlichen), sofern sie von der kirchlichen Aufsichtsbehörde als 
Geistliche irgendwie?) anerkannt werden. Ohne Einfluss auf das 
Steuerprivileg ist der Umstand, dass ein Geistlicher neben dem 
geistlichen Amte noch ein anderes, zum Beispiel im Konsistorium, 
bekleidet; ferner der Umstand, dass der Geistliche einer Nachbar- 
gemeinde aus besonderen Gründen nicht in dieser, sondern in 
der besteuernden Kirchengemeinde seinen Wohnsitz hat?). 

Kirchenbeamter ist nicht, wer bloss vertragsmässig gegen 
Entgelt kirchliche Hilfsleistungen übernommen hat, sondern 
nur, wer in einem Kirchenamt als kirchlicher Beamter an- 
gestellt ist. Kirchenbeamte sind zum Beispiel Dozenten an 


KR. Bd. 2, 580 f. Verh. der 6. ordentl. Generaisynode von 1909. 1910, 
Bd. 1, 219—225. 

ı) OVG. 2. November 1900 betr. das Rettungshaus in Schildesche 
bei Bielefeld. Lüttgert 576, Anm. 5. 

®2) CGrisolli-Schultz 43, Anm. 47. 

®) Für die kirchlichen Beamten: Erl. d. Konsistoriums Coblenz vom 
9. August 1906, mitgeteilt Lüttgert, 1. Nachtrag 1910, 36. 
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landeskirchlichen theologischen Lehranstalten, Kirchenkassen- 
rendanten !), Organisten, Kantoren und Küster, nicht dagegen 
— weil staatliche Beamte — die Mitglieder der kirchenregiment- 
lichen Behörden im Hauptamt ’?). 

Steuerfrei ist nur das Diensteinkommen im Sinne der 
Kirchengesetze, das heisst die Summe der von der zuständigen 
Behörde als dienstliche Einkünfte anerkannten Bezüge, bei ver- 
einigten Aemtern (z. B. vereinigtem Pfarr- und Konsistorial- 
amt, aber auch bei vereinigtem Kirchen- und Schulamt)?) das 
Gesamtdiensteinkommen *). Das Privateinkommen unterliegt in 
allen Fällen der vollen Besteuerung. Unter Ruhegehalt ist 
nicht nur dasjenige auf Grund der Ruhegehaltsordnungen für 
die Geistlichen vom 26. Mai 1909 sowie des Kirchengesetzes 
vom 7. Juli 1900 bezw. 13. Mai 1910 betreffend das Ruhe- 
gehalt der Organisten, Kantoren und Küster, sondern auch das 
landrechtliche Emeritengehalt ($S 528 f. ALR. II, 11) zu ver- 
stehen. Ferner fallen die in disziplinaren Entscheidungen zu- 
gebilligten Ruhegehälter darunter ’°). 

Kein entsprechendes Steuerprivileg geniessen Staats- und 
Kommunalbeamte°). Ebensowenig Lehrer ’), es sei denn auf 
Grund Ortsbrauches oder weil sie ihr Schulamt in Verbindung 
mit einem Kirchenamt bekleiden. Die Befreiung von der 
Kirchensteuer, welche ihnen nach der schleswig-holsteinischen 


') OVG.22. April 1837, E. Bd. 15, 79; 14. Dezember 1883, E. Bd. 17, 124. 

2), OVG. 1. April 1892, E. Bad. 22, 88. A.M, Schoen, KR, Bd. 1, 
234 ff. Niedner, Ausg. d. pr. Staats f. d. ev. Landeskirche, 265. 

3) Erl. d. Konsistoriums Münster v. 7. September 1906. Richter 
530 f£., Anm. 21. Verh. der 5. Gen.-Syn. von 1903 (1904), 710. 

#) Kasuistisches bei Crisolli-Schultz 43, Anm. 48. 

5) Ruhegehaltsordnung v. 26. Mai 1909, $5. KG. v. 16. Juli 1886, 
$ 11 Abs. 2; KG. v. 7. Juli 1900, $ 3 Abs. 4; Hannover 1. K.: KG. v. 
15. Mai 1900, $1 Abs. 2; KG. v. 24. April 1894, 8$ 8. 86; SH.: KG. v. 
15. September 1889, $ 12; Cassel: KG. v. 11. März 1901, $1 Abs. 2. 

6) Vgl. auch Lüttgert 570, Anm. 6. 

?) Verf. d. Konsistor. Coblenz vom 21. Januar 1907, mitgeteilt 
Lüttgert, 1. Nachtrag, 36. A. M, Lüttgert daselbst. 
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Kirchenordnung von 1542 und nach der lauenburgischen 
Kirchenordnung von 1585 zustand, besteht seit dem Kirchen- 
steuergesetz für Schleswig-Holstein $ 7 Abs. 3 nur noch für 
die Dauer der Genussberechtigung der beim Inkrafttreten des 
Gesetzes im wohlerworbenen Besitz der Steuerfreiheit befind- 
lichen Personen und erlischt alsdann ohne Entschädigung !). 
Ebenso ist das Steuerprivileg der hannoverschen Beamten im 
Fürstentum Ostfriesland und im Harlinger Lande (V. vom 12. Juli 
1825) durch Art. VIII des Staatsgesetzes vom 22. März 1906 
aufgehoben worden?). 

3. Eine unbedingte gesetzliche Befreiung von 
der Steuerpflicht begründet ferner $ 7 Abs. 1 der Kirchen- 
gesetze durch die Vorschrift, dass die zur Zeit seines Inkraft- 
tretens bestehenden gesetzlichen Befreiungen von der Staats- 
einkommensteuer oder den staatlich veranlagten Steuern die 
entsprechende Befreiung von der Kirchensteuer zur Folge 
haben?). Hiernach sind an sich kirchensteuerpflichtige Per- 
sonen ın folgendem Umfange kirchensteuerfrei: 

a) bei Veranlagung zur Kirchensteuer nach Massgabe der 
staatlichen Einkommensteuer: 

1. Mangels subjektiver staatlicher Steuerpflicht (Einkommen- 
steuergesetz SS 1—3): 

a) Preussen, die neben einem preussischen einen dienst- 
lichen Wohnsitz in einem anderen Bundesstaat oder einer 
deutschen Kolonie haben; 

ß) Angehörige anderer Bundesstaaten, die neben ihrem 
Wohnsitz in Preussen einen Wohnsitz in ihrem Heimatstaat 


!) Regelung unter Bezugnahme auf Gesetz vom 5. Juli 1892 betr. 
die Beseitigung der kirchlichen Steuerfreiheit der Angehörigen der Kieler 
Universität. 

2) Motive (Drucks. d. Herrenhauses 1905/06, Anlagen), 170. OVG. 
10. November 1908, E. Bd. 53, 237, PfA. Bd. 1, 271. 

?) KAA.IV,A. Begründung 124—126. Crisolli-Schultz 37—42. 
Lüttgert 575£f. Richter 529f. Geigel, KSt. 31. Schoen, KR, 
Bd 2, 580. 
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haben (ausser, wenn sie in Preussen ihren dienstlichen Wohn- 
sitz haben). 

Die beiden letzteren Gruppen sind jedoch steuerpflichtig 
bezüglich des Einkommens aus preussischem Staatsgehalt u. s. w., 
aus preussischem Grundbesitz und aus preussischen gewerb- 
lichen Betriebsstätten ; 

y) die Mitglieder des Königlichen Hauses und der ihm 
gleichgestellten Häuser; 

°) auswärtige Diplomaten und deutsche Bundesratsbevoll- 
mächtigte nebst Beamten und fremdem Dienstpersonal sowie 
die sonst völkerrechtlich und staatsvertraglich von der Ein- 
kommensteuer Befreiten — ausgenommen im Fall der Aus- 
nahmen zu & und ß sowie beim Fehlen der Gegenseitigkeit. 

2. Mangels objektiver staatlicher Steuerpflicht (EinkStG. 
s)Y)®): 

o) alle grundsätzlich Steuerpflichtigen hinsichtlich des 
Einkommens aus ausserpreussisch-deutschen ?) und kolonialen 
Grundstücken, Gewerbebetrieben *) und Staatsgehältern u. s. w.; 


!) Neue Fassung $ 5. 

2) Für die daselbst in Nr. 3 (wo von dem Einkommen der ohnehin 
nicht zur Kirchengemeinde gehörigen Militärpersonen die Rede ist) und 
Nr. 4 genannten Fälle, welche übrigens nur höchst selten vorkommen 
werden, besteht eine kirchliche Steuerpflicht ebenfalls nicht. 

3) Ausgedehnt auf Oesterreich durch Staatsvertrag vom 21. Juli 
1899, pr. G. v.18. April 1900, Sten. Ber. d. Herrenhauses a. a. O. 600 f. 

*) Nach dem KG. für SH. $ 7 Abs. 1 Satz 2 erstreckt sich die 
Befreiung bei den Angehörigen der ev.-l. K. der Provinz SH. aber nicht 
auf das Einkommen aus den in anderen deutschen Staaten belegenen 
Grundstücken und den daselbst betriebenen Gewerben — unbeschadet 
der Vorschrift des $ 4. Diese Anordnung wurde mit Rücksicht auf die 
besonderen Verhältnisse getroffen, welche sich aus der unmittelbaren Nach- 
barschaft der Grossstadt Hamburg für eine Anzahl von schl.-h. Kirchen- 
gemeinden ergeben, indem viele ihrer Gemeindemitglieder ihr gesamtes 
oder Haupteinkommen aus Grundstücken und Gewerbebetrieben innerhalb 
des hamburgischen Staatsgebietes beziehen. Begründung z, G., Herrenhaus- 
verh. 1905/06, Anlagen, 188. Lampe, Die Kirchensteuergesetze der ev.-l. 
Kirche der Provinz SH. 29 f. Uebrigens werden diese Kirchenmitglieder 


248 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


ß) grundsätzlich steuerpflichtige Ausländer (EinkStG. $1 
Nr. 3) hinsichtlich des Einkommens aus ausländischem Grund- 
besitz oder Gewerbetrieb; 

x) Kriegsinvaliden hinsichtlich des Einkommens aus Pen- 
sionserhöhungen, Verstümmelungszulagen und Ehrensolden; 

b) bei Veranlagung zur Kirchensteuer nach Massgabe der 
staatlichen Grund- und Gebäudesteuer: mangels Steuerpflicht 
der in $ 4 des Grundsteuergesetzes vom 21. Mai 1861!) und 
S 3 des Gebäudesteuergesetzes vom 21. Mai 1861?)°) ver- 
zeichneten Grundstücke und Gebäude, soweit diese hier über- 
haupt in Betracht kommen, also der Domanialgrundstücke und 
Gebäude der früher reichsunmittelbaren Standesherren *), der 
Gebäude der Mitglieder des Königlichen und der ihm gleich- 
gestellten Häuser, der zur Dotation der Kirchen und Pfarren 
gehörigen Grundstücke und Gebäude, der Diensthäuser der 
Geistlichen, Kirchenbeamten und Lehrer; 

c) bei Veranlagung zur Kirchensteuer nach Massgabe der 
staatlichen Gewerbesteuer: mangels Steuerpflicht der in $$ 4 
und 7 des Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891 aufge- 
führten Gewerbebetriebe — insbesondere land- und forstwirt- 
schaftlicher Gewerbebetriebe, der Ausübung amtlicher und 
höherer Berufe, der finanziell kleineren Gewerbebetriebe. 


nach Lage der hamburgischen Gesetzgebung ($ 9 Abs. 4 des Kirchen- 
steuergesetzes für die hamburgische Landeskirche vom 26. Februar 1896 
i. Verb. mit $3 der hamburgischen Kirchenverfassung vom gleichen Tage) 
dort mangels Wohnsitzes zur Kirchensteuer überhaupt nicht heran- 
gezogen. 

!) Eingeführt in Hannover durch Königliche V. vom 11. Februar 
1870, Ges.-Sig. 85. 

?, Eingeführt in Hannover durch V. vom 28. April 1867, Ges.-Sig. 533. 

®) Diese für das Gebiet des KAG. durch dessen $ 24 Abs. 2 auf- 
gehobenen Privilegien gelten noch für die Kirchensteuern, weil diese 
als Zuschlag zu den staatlich veranlagten Steuern zu erheben sind. 
Crisolli-Schultz 41f. 

4) Persönlich sind diese nicht kirchensteuerfrei. OTr. 18. Juni 1877, 
E. Bd. 80, 134; OVG. 13. Juni 1902, E. Bd. 41, 217. 


Preussen, ev. K. Befreiung von Ausländern. 249 


Da sich die Kirchengesetze auf die Anerkennung der- 
jenigen Befreiungen beschränken, welche zur Zeit ihres In- 
krafttretens bestanden, decken sich die auf Grund der staat- 
lichen Veranlagung sich ergebenden kirchlichen Befreiungen 
mit den für das kommunale Steuerrecht geltenden Befreiungen 
nicht mehr ganz. 

4. Eine nicht kraft Gesetzes, sondern nur kraft aus- 
drücklicher Geltendmachung wirkende Steuerbe- 
freiung ergibt sich aus Art. IV, $ 1 Abs. 3 der Staats- 
gesetze!). Danach ist den Beschwerden (siehe auch die 
Darstellung im formellen Teile) von Angehörigen eines ausser- 
deutschen Staates, welche damit begründet werden, dass für 
sie, das heisst ihrem konfessionellen Standpunkt entsprechend, 
in dem Bezirke der Kirchengemeinde oder in deren nächster 
Nachbarschaft besondere, nicht von der betreffenden Kirchen- 
gemeinde unterhaltene gottesdienstliche Veranstaltungen be- 
stehen, stattzugeben, sofern diese Voraussetzungen tatsächlich 
vorliegen und nach einer in der Gesetzsammlung veröffentlichten 
Bekanntmachung des Staatsministeriums in dem auswärtigen 
Staate die Gegenseitigkeit verbürgt ist und der zur Kirchen- 
steuer herangezogene Ausländer nicht der Kirchengemeinde 
gegenüber die Erklärung abgegeben hat, dass er zu deren 
kirchlichen Lasten beitragen wolle. Diese Vorschrift stellt 
sich als Erweiterung der materiell-rechtlichen Vorschriften des 
Kirchengesetzes dar?). Solche Bekanntmachungen der ver- 
bürgten Gegenseitigkeit erliess das Staatsministerium am 
30. Juni 1906 für die Angehörigen von England, Wales und 
Irland sowie der Vereinigten Staaten von Amerika (Ges.-S1g.322), 
am 7. November 1906 für die Angehörigen der britischen 
Kolonien und Besitzungen, mit Ausnahme von Barbados, sowie 
für die Angehörigen der Niederlande und von Niederländisch- 


) Crisolli-Schultz 241f. v. Dömminga.a. 0.760. Schoen. 
KR. Ba. 2, 576 f, Anm.3. MinAA, VI, C. 
2) Crisolli-Schultz 241, Anm. 38. 
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Indien (Ges.-Sig. 413), am 17. Juni 1908 für die Angehörigen 
Dänemarks und der dänischen Kolonien (Ges.-Slg. 158). 


$ 53. 3. Die Kirchensteuerumlage. 


1. Verteilungsmassstab!). 


Die Kirchensteuern sind für das Rechnungsjahr umzu- 
legen ($ 9 Abs. 1 KG.). 

Als Verteilungsmassstäbe standen folgende seit der Staats- 
und Kommunalsteuerreform der Jahre 1891 —1893 dem preussi- 
schen Steuerrecht bekannte Steuerarten zur Wahl: Die vom 
Staate erhobene Einkommensteuer (G. v. 24. Juni 1891) und 
Vermögens-(Ergänzungs-)Steuer (G. v. 14. Juli 1893); die vom 
Staate veranlagten, von. den Gemeinden ganz oder zu höherem 
oder geringerem Betrage erhobenen Realsteuern: die Grund-, 
Gebäude- und Gewerbesteuer; die von den Gemeinden in Zu- 
schlägen zur staatlichen Einkommensteuer erhobene Gemeinde- 
einkommensteuer (KAG. v. 14. Juli 1893) mit Einschluss der nur 
von den Gemeinden erhobenen, von der staatlichen Vorein- 
schätzungskommission künstlich veranlagten fingierten Steuer- 
sätze der Einkommen unter 900 Mark. 

Nach dem altpreussischen Kirchengesetz ($ 9 Abs. 2) dient 
als Massstab der Umlegung grundsätzlich die Staatseinkommen- 
steuer, erforderlichenfalls?) einschliesslich der staatlich ver- 
anlagten fingierten Normalsteuersätze?) (EinkStG. $ 74), so- 
dann), falls daneben eine Heranziehung der Realsteuern 
erfolgen soll, die staatlich veranlagte Grund-, Gebäude- und 


) KAA. V,A. Begründung 129—131. Sten. Ber. d. Herrenhauses 
a. a. O. 598—600. 619—622. Kommissionsber. d. Abg.-H. a. a. O. 15—17. 
Richter 531. Lüttgert 579—581. v. Dömming 760. Winkler a.a.O. 
336—340. Geigel, Kirchensteuern 34 f. Schoen, KR. Bd. 2, 582 f, 

2) Dieses Wort fehlt n 89d. KG. f.H.LK. 

®) Dagegen Winkler 338 £. 

‘) Fassung des KG. f. H. 1. K.: „sowie die staatlich veranlagten 
Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuern und die Betriebssteuer“; ebenso, 
aber unter Weglassung der Betriebssteuer, H. ref. K. 
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Gewerbesteuer!). In den übrigen Landeskirchen bestehen ?) 
bezüglich der Realsteuern folgende Abweichungen: In Hannover 
(lutherische Kirche) und Wiesbaden tritt zu den Realsteuern 
noch die Betriebssteuer. In Frankfurt fallen die Realsteuern 
als Verteilungsfuss überhaupt fort, so dass hier alle Kirchen- 
steuern nach dem Massstabe der Einkommensteuer umzu- 
legen sind. 

Vollständig beseitigt ıst die nach dem bisherigen Recht 
zulässige Verteilung der Kirchensteuer nach dem Kommunal- 
steuerfuss, da dieser Verteilungsmodus wenig Bedeutung ge- 
habt und selten Anwendung gefunden hatte, weil verhältnis- 
mässig nur wenige Kirchengemeinden genau eine politische 
Gemeinde umfassen. Das Gesetz erwähnt diese Steuer über- 
haupt nicht mehr. Die Ergänzungssteuer, die Steuer vom 
Gewerbebetrieb im Umherziehen sowie die (gemäss $$ 59 ff. 
des Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891) zu entrichtende, 
als Verteilungsfuss nur in den Landeskirchen Hannover (luthe- 
rische Kirche) und Wiesbaden statthafte Betriebssteuer und die 
Warenhaussteuer (G. v. 18. Juli 1900) sind bei der Umlegung 
der Kirchensteuer zufolge ausdrücklichen gesetzlichen Verbotes 
nicht heranzuziehen ($ 9 Abs. 3). 

Die Staatseinkommensteuer ist mit den aus $S 2 
(Voraussetzung des Wohnsitzes für die Kirchengemeindeange- 
hörigkeit) und 4 (Vermeidung der Doppelbesteuerung) der KG. 
sich ergebenden Ausnahmen in vollem Umfange ihrer Ver- 
anlagung als Grundlage für die Kirchensteuer heranzuziehen 
(S 10 Abs. 1)°?). Doch ist eine Minderbelastung oder Frei- 


!) Ob ihre Heranziehung sich praktisch empfehle, war in den Land- 
tagsdebatten lebhaft umstritten. Dafür: Herrenhausverh. a. a. O. 600. 620; 
Kommissionsber. d. Abg.-H. a. a. O. 15f. — Dagegen: Winkler, ZKR. 
Bd. 36, 336—338. Vgl. auch KAA. V, A am Ende. 

?) Ausser den 8. 250 in Anm. 2 u.4 verzeichneten geringfügigen Ab- 
weichungen. 

®) Doch ohne etwaigen Zuschlag gemäss $ 30 EinkStG. Crisolli- 
Schultz 45, Anm. 50, anderseits mit dem gemäss $ 71, EinkStG. bei 
Einkommen aus G. m. b. H. aus Billigkeitsrücksichten ausser Hebung 


3523 F, Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


lassung der fingierten Normalsteuersätze (EinkStG. $ 74) und 
ferner der sechs untersten Stufen dieser Steuer!) nicht aus- 
geschlossen ($ 11 Abs. 4) ?). 

Für die Heranziehung der Realsteuern?) gelten fol- 
sende Beschränkungen: Die Realsteuern oder einzelne von 
ihnen dürfen niemals ohne gleichzeitige Heranziehung der 
Staatseinkommensteuer, sondern immer nur neben jener ver- 
wendet werden ($ 9). Sie dürfen mit keinem höheren Prozent- 
satz herangezogen werden als die Staatseinkommensteuer; da- 
gegen ist die vollständige Freilassung der Realsteuern wie eine 
geringere Heranziehung aller oder einzelner dieser Steuern zu- 
lässig ($ 10 Abs. 3). Ferner dürfen die staatlich veranlagten 
Realsteuern nur in so weit herangezogen werden, als sie für 
Grundbesitz bezw. Betriebe veranlagt sind, welche in der steuer- 
erhebenden Kirchengemeinde belegen sind ($ 10 Abs. 2). In 
Cassel ist endlich die Heranziehung der Realsteuern nur zu 
Bauzwecken gestattet. 

Die Gewerbesteuer soll nach den kirchlichen Ausfüh- 
rungsanweisungen namentlich bei Gewerben verwendet werden, 
deren Betrieb besondere Aufwendungen der Kirchengemeinde 
für die angestellten Beamten und Arbeitnehmer bedingt %). 


2. Gesetzliche Verteilungsregeln?). 


Die staatlich veranlagte Steuer bildet zu ihrem vollen 


gesetzten Teilbetrage. OVG. 8. Februar 1910, E. Bd. 55, 232 ff. OVG. 
22. März 1910, PfA. Bd. 2.276 ff. v. Dömming, PrVerwBl. Bd. 29, 307 f. 

') Dazu gehören die Einkommen bis 1800 Mark einschliesslich. 

2) KAA. V,C. Winkler in ZKR. Bd. 36, 338—340. 

®) Hierzu die Kommissionsberatungen des Abg.-H. a. a. O0. 15—17. 

*) Bei einer Heranziehung nach dem Massstabe der staatlichen 
Gewerbesteuer ist bei Handelsgesellschaften jedem Gesellschafter die- 
jenige Quote der Steuer zuzuweisen, die seiner Beteiligung an der Gesell- 
schaft entspricht. OVG. 18. Februar 1910, PfA. Bd. 2, 281; PrVerwBl. 
Bd. 31,582. Crisolli im PrVerwBl. Bd. 31, 638. 

5) KAA.V,B,C. Begründung 131—135. Crisolli-Schultz 47—50. 
Lüttgert 578.581. Geigel, Kirchensteuern, 35—37. Schoen, KR, 
Bd. 2, 583 f. 
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veranlagten Betrage!) die Grundlage für die Berechnung der 
konkreten Steuerleistungen. Doch gibt es einerseits Fälle, in 
denen die staatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte 
Grundlage für die Steuerzuschläge bildet, so zum Beispiel bei 
Verteilung der Steuer im Falle mehrfachen Wohnsitzes ($ 4), 
bei Besteuerung des evangelischen Teiles einer gemischten 
Ehe ($ 5), bei Minderung der Steuerpflicht des Patrons ($ 6) 
und bei Besteuerung der Geistlichen und Kirchenbeamten sowie 
ihrer Hinterbliebenen bezüglich des Privateinkommens ($ 7), 
endlich in den neupreussischen Kirchen bei Vereinbarungen 
gemäss $ 14 KG., sofern sie sich nur auf einen Teil des 
Einkommens beziehen?). Die in diesen Fällen eintretende 
Aufgabe, den dem Zuschlage zu Grunde zu legenden Steuer- 
satz nach den für die staatliche Veranlagung geltenden Grund- 
sätzen zu ermitteln, ist der kirchlichen Veranlagungsbehörde 
als selbständige Befugnis zugewiesen ($ 16 Abs. 1). Ander- 
seits zieht die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln 
sowie auf Grund der $$ 57 f. des EinkStG@. vom 24. Juni 1891 
bezw. SS 62 f. der neuen Fassung vom 19. Juni 1906 °) (Ver- 
mehrung des Einkommens infolge Erb- oder Fideikommiss- 
anfalls, Vermächtnisses, Ueberlassungsvertrags zwischen Eltern 
und Kindern, Verheiratung oder Schenkung; Verminderung des 
Einkommens um mehr als !}; durch Wegfall einer Einnahme- 
quelle oder durch aussergewöhnliche Unglücksfälle) erfolgte 
Erhöhung oder Ermässigung der veranlagten Steuern die ent- 
sprechende Aenderung der Veranlagung zur Kirchensteuer nach 
sich (8 13). 

An der Hand des dargelegten und, soweit erforderlich, 
abgeänderten Verteilungsmassstabes sind nun die Kirchensteuern 
innerhalb der Kirchengemeinde auf alle Steuerpflichtigen nach 
festen und gleichmässigen Grundsätzen in Form von Zu- 


!) v. Dömming im PrVerwBl. Bd. 29, 307 £. 

2) KAA. f. d. neuen Prov. V, B. 

®) Es liegt hier eine „echte“ Verweisung des KStG. auf das EinkStG. 
vor. Vgl. Crisolli-Schultz 5f. in Anm.3. 
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schlägen zu den oben erwähnten Staatssteuern zu verteilen. 
Diese Zuschläge zu den einzelnen der Veranlagung zu Grunde 
gelegten Staatssteuern müssen gleichmässig sein; Progressiv- 
zuschläge sind unzulässig !). 

Diese Regeln erleiden jedoch mehrere Modifikationen. 
Steuerpflichtige, welche im Wege der öffentlichen ?) Armen- 
pflege fortlaufende Unterstützung erhalten, sind nicht zur 
Kirchensteuer heranzuziehen. Ferner kann, wie schon er- 
wähnt, eine Minderbelastung oder Freilassung der fingierten 
Normalsteuersätze und der sechs untersten Stufen der Staats- 
einkommensteuer ?) eintreten („nicht ausgeschlossen“). End- 
lich kann die Kirchengemeinde, wenn Einrichtungen (z. B. 
besondere Kapellen, Kirchhöfe, Pfarrhäuser, Konfirmandensäle) 
oder Aufwendungen (Deckung zeitweiliger Bedürfnisse, Sta- 
tionierung von Hilfspredigern)*) in besonders hervorragendem 
Masse einem örtlich begrenzten?) Teile der Kirchengemeinde 
zu gute kommen, für einen bestimmten Zeitraum eine ent- 
sprechende besondere Belastung dieses Teiles beschliessen °); 
bei Abmessung der Sonderbelastung ist namentlich der zur 
Herstellung und Unterhaltung der Einrichtung erforderliche 
Bedarf nach Abzug eines etwaigen Ertrages in Betracht zu 


!) Nach Min.-Erl. vom 18. Oktober 1907 widerspricht es diesem 
Prinzip, wenn Beamte und Elementarlehrer nur mit der Hälfte ihres 
Diensteinkommens zur Kirchensteuer herangezogen werden. Mitgeteilt 
von Kühling, Die Verwaltung des Kirchenvermögens, 3. Aufl., 1908, 
68. Anm. 50. 

?) Unbeachtlich ist also der Bezug von Unterstützungen aus kirch- 
lichen oder anderen Wohltätigkeitsfonds. Förster a.a. O. 178, Anm. ®. 

®) Dazu gehören die Einkommen bis 1800 Mark einschliesslich. 

*) Kasuistik KAA. V,0,3. Begründung 132—134. Schmedding- 
Tourneau, Kommentar zum Ges. betreffend die Erhebung von Kirchen- 
steuern, 36. 

5) Crisolli-Schultz 47, Anm. 51. 

°) Ein solcher Beschluss ist Steuerbeschluss im Sinne des $ 1 KG. 
Dieser Zusatz der Ausführungsanweisungen zu den kirchlichen Steuer- 
gesetzen für die neuen Provinzen fehlt in der KAA. f. d. alten Prov. 
V0#3, 
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ziehen ($ 12). Die Art der Ausführung ist dem Beschluss 
der Gemeindeorgane überlassen !). 


3. Gewillkürte Verteilungsregeln. 


Eine erhebliche Abweichung von diesen Verteilungsgrund- 
sätzen ist mittels besonderer Vereinbarung zwischen der Kirchen- 
gemeinde und einzelnen Steuerpflichtigen mit kirchenaufsicht- 
licher wie staatlicher Genehmigung in folgenden Spezialfällen 
zulässig ?). 

a) Einmal sind den Kirchengemeinden Vereinbarungen 
mit steuerpflichtigen Mitgliedern gestattet, wonach von deren 
fabrikmässigen Betrieben und Bergwerken an Stelle der Kirchen- 
steuer in Form von Zuschlägen zur Staatseinkommensteuer und 
zur Gewerbesteuer (oder zu einzelnen der beiden Arten) ein 
für ein oder mehrere Jahre im voraus zu bestimmender fester 
jährlicher Steuerbeitrag zu entrichten ist ($ 14). Diese Ver- 
einbarungen liegen im Interesse sowohl der Kirchengemeinden, 
denen hierdurch die Möglichkeit gewährt wird, ihren Haus- 
halt vor den mit einem erheblichen Schwanken der Steuer- 
einnahmen verbundenen Unzuträglichkeiten zu bewahren, als 
auch der Steuerpflichtigen, die hierdurch instand gesetzt werden, 
mit feststehenden Ausgabeposten zu rechnen. Freilich darf 
ihnen daraus kein finanzieller Vorteil erwachsen. Beschlüsse 
dieses Inhalts bedürfen der kirchenaufsichtlichen ($ 15 Abs. 2 
KG.) und sodann der staatlichen (St@.Art.I zu b) Genehmigung. 

b) Ferner kann bei Veränderungen von Pfarrbezirken ’) 
sowie zum Ausgleich für erhebliche Aufwendungen zu Gunsten 
einer Kirchengemeinde für eine bestimmte Zahl von Jahren 
die Freilassung oder verminderte Heranziehung einzelner Steuer- 
pflichtiger beschlossen werden ($ 15). Letzterenfalls insbesondere 


!) Ueber die Zulässigkeit der Zwangsetatisierung Orisolli-Schultz 
48, Anm. 51. 

2) KAA.V,C. Begründung 135 f. Crisolli-Schultz 50—53. Lütt- 
gert 578. Geigel, Kirchensteuern, 37—39. Schoen, KR. Bd. 2, 585. 

3) Beispiele: KAA. V, C und Crisolli-Schultz 52, Anm. 57. 
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dann, wenn die Zuwendungen an die Bedingung der Kirchen- 
steuerfreiheit für den Spender oder für gewisse Klassen von 
Gemeindegliedern, zum Beispiel die Angestellten und Arbeit- 
nehmer des Spenders, geknüpft werden‘). Auch hier muss 
natürlich für die Befreiung ein Gegenwert geboten sein. Auch 
hier bedarf ferner der Beschluss der kirchenaufsichtlichen (KG. 
$ 15 Abs. 2) und sodann der staatlichen (StG. Art. 1 zu b) Ge- 
nehmigung. 


B. Das formelle Steuerrecht. 


S 54 1. Gegenstand der Regelung. 


Bei der Darstellung der das formelle Steuerrecht regeln- 
den Vorschriften ist zwischen den auf älteren Steuerordnungen 
beruhenden und den nach den neuen Gesetzen erhobenen Um- 
lagen zu unterscheiden. 

Auf Kirchensteuern älterer Ordnungen (KG. $ 30) finden, 
insbesondere bezüglich der Mitwirkung staatlicher Behörden 
und ihrer Zuständigkeit, der Vollstreckung im Verwaltungs- 
zwangsverfahren und ihrer Voraussetzungen sowie des Ver- 
fahrens zur Entscheidung von Streitigkeiten?), endlich der 
Zulässigkeit des ordentlichen Rechtsweges nach wie vor die 
Bestimmungen der zur Zeit des Inkrafttretens der neuen Gesetze 
in Geltung befindlichen Gesetze, Verordnungen, Anweisungen, 
Erlasse und Verfügungen Anwendung). Solche Umlagen auf 
Grund älterer Steuerordnungen sind also von den Bestimmungen 
der Kirchengesetze und der zugehörigen Staatsgesetze aus- 
genommen. Sie bedürfen daher auf der einen Seite nicht der 
besonderen, in diesen Gesetzen vorgeschriebenen Genehmigung; 
auf der anderen Seite können sie — wenigstens in den Be- 


!) Verhandlungen der Generalsynode von 1903 (1904), Bd. 1, 710. 

2) OVG. 21. Dezember 1909, PfA. Bd. 2, 285 £. 

?) So für das katholische Kirchensteuergesetz: OVG. 10. Dezem- 
ber 1907,:B. .B4. 52,529 PfA. Bd. 1, 95 £. 
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zirken Altpreussen, Cassel, Wiesbaden, Frankfurt !) — mangels 
der Vollstreckbarkeit im Verwaltungszwangsverfahren nur im 
ordentlichen Rechtswege von den Pflichtigen beigetrieben 
werden?). Damit ist die gesetzliche Grundlage geschaffen 
worden für die schon lange vorher geübte Verwaltungspraxis, 
Umlagen auf Grund älterer Steuerordnungen die Zwangsvoll- 
streckung im Verwaltungswege zu versagen (StG@. Art. VIII 
Abs. 2)°). 

Im folgenden behandeln wir nur die Vorschriften für die 
Kirchensteuern neuerer Ordnungen. Noch mehr als die Vor- 
schriften des materiellen sind die des formellen Steuerrechts 
den Bestimmungen des Kommunalabgabengesetzes, freilich mit 
den durch die kirchlichen Bedürfnisse gebotenen Abweichungen, 
nachgebildet worden*). Ausser den Kirchengesetzen sind hier 
als fernere Quelle die Staatsgesetze heranzuziehen. Aus beiden 
Quellen ergibt sich die nachstehende Rechtslage, bei welcher 
zwischen der Veranlagung (Ermittlung) der Kirchensteuern als 
dem Feststellungsverfahren, der Erhebung (Einziehung) der 
Kirchensteuern als dem Verwirklichungsverfahren und den 
Rechtsmitteln gegen die Besteuerung als den Kirchensteuer- 
garantien zu unterscheiden ist. Doch bedarf zunächst die zur 
Ausführung der Besteuerung vorhandene Organisation kurzer 
Darlegung. 


$ 55. 2. Steuerorgane. 


Steuerorgane sind in erster Linie der Gemeindekirchenrat 
(Kirchenvorstand) und die Gemeindevertretung, im weiteren 


!) In Hann. und SH. wird dagegen auch bei Umlagen des älteren 
Rechts, welche für vollstreckbar erklärt sind, nach wie vor gemäss V. 
vom 22. September 1867 die ZV. im Verwaltungszwangsverfahren ge- 
währt und es bleiben jene überhaupt von den Vorschriften der neuen KG. 
ganz ‚unberührt. Crisolli-Schultz 115, Anm. 14, 158, Anm. 5. Herren- 
hausverh. 1905/06, 86 £. 

2) MinAA. I, B, 4. 

®) Motive zum StG. a. a. 0. 532, 

*) Verh. d. 5. GenSyn. 1903, Bd. 1, 708. 
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Sinne sodann noch das Konsistorium und der Regierungs- 
präsident. 

1. Das wichtigste Steuerorgan für die steuerliche Geschäfts- 
führung ist der Gemeindekirchenrat, in Rheinland-Westfalen 
Presbyterium genannt'). In den neuen Provinzen führt dieses 
Organ die Bezeichnung Kirchenvorstand (in Hannover [lutherische 
Kirche], Schleswig-Holstein, Wiesbaden, Frankfurt), Kirchenrat 
(Hannover, reformierte Kirche) oder Presbyterium (Cassel) ($ 16 
Abs. 1). Bildung und Bestand dieses Organs sind hier nicht 
näher darzustellen. Was seine steuerlichen Funktionen angeht, 
so liegt ihm die Vorbereitung und Ausführung der Umlage- 
beschlüsse ob. Infolgedessen sind ihm auch besondere Rechte 
und Pflichten zuerteilt worden. Der Gemeindekirchenrat hat 
die zur Besteuerung erforderlichen Unterlagen — die Ver- 
zeichnisse der evangelischen Mitglieder nebst Angabe ihrer 
staatlichen Steuersätze sowie die Zu- und Abgangslisten — 
von den zuständigen Staats- und Gemeindebehörden, das heisst 
den Gemeinde- (Guts-) Vorständen bezw. ?) den Vorsitzenden der 
Steuerveranlagungskommissionen, rechtzeitig einzufordern. Die 
genannten Behörden sind verpflichtet, diese Unterlagen auf das 
Erfordern hin unentgeltlich gegen Erstattung nur der baren 
Auslagen ?) mitzuteilen (StG. Art. II $ 1)*). Der Gemeinde- 
kirchenrat hat sodann in denjenigen Fällen, in denen die staat- 
lich veranlagten Steuern wegen Verschiedenheit des der Kirchen- 
steuer und des den Staatssteuern unterliegenden Einkommens- 
betrages nicht die unveränderte Grundlage der Steuerzuschläge 


) KAA.VI,A,B. MinAA.II, A—F. Begründung 137. Crisolli- 
Schultz 55—57. 234 f. 238 f. 255—262. Für Gesamtparochien ist 
$ 2 Abs. 2 der KGSO. zu vergleichen; dazu Gebser, KGSO. 6 f£., 
Anm. 4. 

2), MmAAFIEEN. 

®) Heinroth im PrVerwBl. Bd. 29, 508. 

*) Vgl. die eingehenden Ausführungsbestimmungen über die Hilfs- 
leistungen weltlicher Behörden bei der Vorbereitung des Steuergeschäfts 
in der MinAA. II, B-F. 
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bilden — 88 4. 5. 6. 72). 14?) KG. — und er darum zu selb- 
ständiger Veranlagung befugt ist, das Recht, nach Massgabe 
des Kommunalabgabengesetzes $ 63 Abs. 2—5 von den steuer- 
pflichtigen Gemeindemitgliedern mittels Anfrage über bestimmte 
Tatsachen Auskunft binnen einer angemessenen Frist zu er- 
fordern. Im Falle der Beanstandung der gegebenen Auskunft 
sind dem Steuerpflichtigen vor der Veranlagung die Gründe 
der Beanstandung mit dem Anheimgeben mitzuteilen, hierüber 
innerhalb einer angemessenen Frist eine weitere Erklärung ab- 
zugeben ($ 17 KG., Art. III StG.). Zu dieser Auskunftserteilung 
ist der befragte Steuerpflichtige, sofern es sich nicht lediglich 
um Schätzungen handelt, gemäss Staatsgesetz Art. III staats- 
gesetzlich verpflichtet, und mit Strafe bedroht, wenn er wissent- 
lich unrichtige und unvollständige Angaben macht, welche eine 
Verkürzung der Steuer herbeizuführen geeignet sind (KAG. 
SS 79, 81), desgleichen, wenn er im Einspruchsverfahren solche 
unrichtige oder unvollständige Angaben vorbringt (MinAA.IV,B). 

2. Die kirchliche Gemeindevertretung. Eine solche 
besteht in allen preussischen Landeskirchen mit Ausnahme der 
lutherischen Kirche Hannovers’). In Altpreussen, Hannover 
(reformierte Kirche), Wiesbaden und Frankfurt führt sie die 
Bezeichnung Gemeindevertretung, in Schleswig-Holstein den 
Namen Kirchenkollegium, in Cassel den Namen Gemeinde- 
verordnete. Sie bildet das wichtigste Organ für die Steuer- 
erhebung im ganzen, indem der Gemeindekirchenrat ihrer be- 
schliessenden Mitwirkung bei der Besteuerung unbedingt bedarf. 


!) Hierzu besonders Orisolli-Schultz 56 in Anm. 60. Winkler 
in ZKR. Bd. 36, 322 ff. 

?2) Hier, sofern die Vereinbarung sich nur auf einen Teil des Ein- 
kommens bezieht. KAA. für d. neuen Prov. V, B. 

3») Die Gemeindeversammlung hat nur sehr beschränkte Funktionen; 
sie ist gutachtlich zu hören über die Beitragsleistung solcher, die bisher 
weder kirchliches Stimmrecht gehabt noch Beiträge geleistet haben. — 
In den übrigen Landeskirchen führt die Gemeindevertretung die Be- 
zeichnungen: Gemeindevertretung (H., W., F.), Kirchenkollegium (SH.) 
oder Gemeindeverordnete (Ö). 
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Doch tritt die Gemeindevertretung hierbei äusserlich nicht selb- 
ständig, sondern mit dem Gemeindekirchenrat zu einem gemein- 
samen Kollegium, in Rheinland-Westfalen mit dem Presbyterium 
zur „grösseren Repräsentation“ vereinigt auf (KGSO. 85 29, 
31 Nr. 6; rh.-w. KO. $ 18%). 

Zu 1. und 2. — Eine gemeinschaftliche Verpflichtung 
dieser beiden Veranlagungsorgane ist die zur Wahrung des 
Amtsgeheimnisses ?). Den kirchlichen Organen und ihren Mit- 
gliedern sowie den bei der Veranlagung beteiligten Beamten 
ist es untersagt, die zu ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, 
Vermögens- oder Einkommensverhältnisse eines Steuerpflichti- 
gen unbefugt zu offenbaren (KG. $ 24). Bei Zuwiderhandeln 
unterliegen sie den durch $ 80 des Kommunalabgabengesetzes 
für den Gemeindevorstand angedrohten Strafen (StG. Art. II; 
KAG. 88 80 £.). Unabhängig von der strafrechtlichen Ver- 
folgung der Verletzung der Amtsverschwiegenheit ist die dis- 
ziplinare Ahndung auf Grund des $ 1 des Kirchengesetzes vom 
16. Juli 1886 betreffend die Dienstvergehen der Kirchenbeamten, 
$ 44 Abs. 1 Nr. 2 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
und $$ 122—126 der rheinisch-westfälischen Kirchenordnung. 

3. Zu den Steuerorganen gehört auch das Konsistorium?), 
zunächst in so fern, als der Steuerbeschluss seiner kirchenauf- 
sichtlichen Genehmigung bedarf ($ 27 K@.)*). Eine weitere 
Funktion des Konsistoriums in Steuersachen wird sogleich zu 
erwähnen sein. Zuständig sind in der Regel die landeskirch- 
lichen Provinzialkonsistorien, bei Immediatgemeinden der Ober- 
kirchenrat. Ausserdem kommen noch die fürstlich-stolbergi- 
schen Konsistorien in Frage. Dem Mediatkonsistorium in 
Stralsund ist im Statut vom 23. Juni 1882 die Befugnis zur 


) KAA. VI, A. Begründung 136. 

2) KAA. XII. MinAA. III, A, C. Begründung 142. Crisolli- 
Schultz 265 £. 

3) KAA. VI, C, XV. Begründung 144. 

) Gegen die Verweigerung dieser Genehmigung steht die Beschwerde 
an den OKR. zu; G. v. 3. Juni 1876, 8 21. Crisolli-Schultz 233, Anm. 6. 
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Genehmigung kirchlicher Umlagen nicht beigelegt. Die Befug- 
nisse des Stadtkonsistoriums in Breslau (vgl. Begründung a.a.O. 
144) können hier dahingestellt bleiben mit Rücksicht auf den 
dort bestehenden Parochialverband. In Hannover (lutherische 
Kirche) tritt für die Genehmigung der Umlagebeschlüsse in 
den Stadtbezirken Hannover (hier aber nur bezüglich der 
Markt-, St. Aegidien-, Kreuz- und St. Johannis-Kirchengemeinde) 
und Hameln an Stelle des Konsistoriums der Magistrat (KG. 
f. Hannover 1. K. $ 27 Abs. 2, KAA.XV). 

4. Endlich zählt zu den Steuerorganen noch der Re- 
gierungspräsident!), in Berlin der Polizeipräsident, zunächst 
in so fern, als der Steuerbeschluss (KG. $$ 1, 11 Abs. 4, 12, 14, 
15, 29) seiner staatsaufsichtlichen Genehmigung bedarf (StG. 
Art. I, VII; Verordn. v. 23. März 1906; MinAA.III, A). Worauf 
sich die der Entscheidung über die Genehmigung voraufgehende 
Prüfung zu erstrecken hat, ist Sache des freien Ermessens 
und kann hier nicht näher dargelegt werden. Allgemein lässt 
sich angeben: Zu prüfen ist, ob die Beschlüsse formell nach 
den gesetzlichen Vorschriften ordnungsmässig zu stande ge- 
kommen sind, ob sie materiell den Vorschriften des Kirchen- 
gesetzes entsprechen, endlich, ob nicht eine übermässige, mit 
der Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen und mit den Inter- 
essen des Staates unvereinbare Belastung der Kirchengemeinde 
oder einzelner Teile (KG. $$ 12, 14, 15, 29) eintritt?). Gegen 
die Erteilung der Genehmigung steht den Zensiten kein Rechts- 
mittel®), gegen die Verweigerung der Genehmigung aber den 
Gemeindeorganen die Beschwerde an den Oberpräsidenten zu, 
welcher endgültig entscheidet ®). 


‘) KAA. VI, ©. MinAA. III, A—C. Crisolli-Schultz 233 £. 

?) MinAA, III, B. Dort weitere Einzelheiten über die Prüfung. 

3) Unrichtig Geigel, Kirchensteuern 20. 

*) Bestreiten die Gemeindeorgane dagegen die Gesetzwidrigkeit be- 
anstandeter Posten, so entscheidet auf ihre Klage im Verwaltungsstreit- 
verfahren das OVG. (G. v. 3. Juni 1876, Art. 27 Abs. 3, entsprechend 
die Vorschriften für die neuen Provinzen). 
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Zu 3. und 4. Eine weitere, und zwar gemeinschaftliche 
steuerliche Funktion des Konsistoriums und des Regierungs- 
präsidenten ergibt sich bei der Zwangsetatisierung ') kirchlicher 
Umlagen ($ 25 KG., Art. V StG.) Weigern sich die kirch- 
lichen Körperschaften, gesetzliche?) Leistungen, welche den 
Pfarreingesessenen obliegen°), auf den Etat zu bringen, fest- 
zusetzen oder zu genehmigen, so sind nach Art. 27 Abs. 2 des 
Staatsgesetzes vom 3. Juni 1876 *) Konsistorium und Regierungs- 
präsident — aber nur unter ausdrücklichem °) und vorgängigem 
gegenseitigen Einvernehmen — befugt, die Eintragung in den 
Etat zu bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen 
zu treffen, insbesondere also auch die Erhebung und Einziehung 
einer Umlage anzuordnen. Mit den dem Gemeindekirchenrat 
zustehenden Befugnissen kann auf Kosten der Kirchengemeinde 
ein anderer Gemeindekirchenrat®) oder ein von Amts wegen 
zu bestellender Bevollmächtigter ”) beauftragt werden. Be- 


) KAA.XIII. MinAA. VII. Begründung 142. Crisolli-Schultz 
75. 247—249. 275. 110, Anm. 13. Lüttgert 385. Nitze 305—307. 

2) Z. B. Synodalkosten (OVG. 27. November 1880, E. Bd. 7, 208; 
11. November 1882, KGVBl. 1883, 12), Beiträge zu den Pensions- etc. 
Fonds, zur Ablösung der Stolgebühren, für Umzugskosten u. s.w. Kasui- 
stik: Nitze 306; OVG. 21. Mai 1897, KGVBl. Ba. 21, 47; OVG. 13. Ja- 
nuar 1905, E. Bd. 48, 180. 

®) Ueber die Möglichkeit des zeitlichen Zusammenfallens der Fest- 
stellung dieses Umstandes mit der Zwangsetatisierung: OVG.20. Juni 1905 
und PrVerwBl. Bd. 27, 267. 

4) Hohenzollern: G. v. 1. März 1897, Art.6; H. 1.K.: G. v. 6. Mai 
1885, 8 5; H. ref. K.: KVerfG. v. 6. August 1883, Art. 24; SH.: G. v. 
6. April 1878, 8 85; C.: KVerfG. v. 19. März 1886, S2, EWG. 
6. April 1878, $ 35; F.: KVerfG. v. 23. September 1899, $ 26. 

5) Das Einvernehmen muss ausdrücklich erklärt sein und darf nicht 
aus dem Unterbleiben eines Widerspruches nach erlangter Kenntnis ge- 
folgert werden. OVG. 12. Juni 1894, E. Bd. 27, 127 ff. 136 £. 

6) In H. 1. K.: Der Bezirkssynodalausschuss. 

?) Dieser Grundsatz war für Hannover bereits in Art. 24 Nr. 10 
der Ausführungsbekanntmachung vom 14. Oktober 1848 zum Kirchen- 
vorstandsgesetz vom gleichen Tage ausgesprochen. 
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streiten die Gemeindeorgane ihre Verpflichtung zu den zwangs- 
weise etatisierten Leistungen, so entscheidet!) unter Ausschluss 
des ordentlichen Rechtsweges?) im Verwaltungsstreitverfahren 
das Oberverwaltungsgericht (Gesetz vom 3. Juni 1876, $ 27 
Abs. 3)?). 


$ 56. 3. Veranlagung der Kirchensteuern. 


1. Veranlagungszeit (Rechnungsjahr und Rechnungs- 
periode) *). Die Veranlagung erfolgt für jedes Rechnungsjahr. 
Das Rechnungsjahr („Kirchensteuerjahr“) beginnt mit dem 
1. April und schliesst mit dem 31. März ($ 16). Infolgedessen 
ist schon im Laufe des Februars’) der Bedarf der durch die 
kirchliche Umlage aufzubringenden Mittel für das kommende 
Rechnungsjahr festzusetzen und der Steuerbeschluss herbei- 
zuführen; doch wird durch etwaige Verspätung des Beschlusses 
die im $ 3 erwähnte Berechnung der Kirchensteuerpflicht nach, 
Monatsraten nicht berührt. Im Falle des Bedürfnisses kann 
eine ausserordentliche Umlage auch im Laufe des BRechnungs- 
jahres ausgeschrieben werden. 

Der Beschlussfassung der kirchlichen Organe bleibt es 
überlassen, an Stelle des Rechnungsjahres eine Periode von 
zwei oder drei, in Hannover (lutherische Kirche) und Schleswig- 
Holstein sogar bis zu sechs Rechnungsjahren ®) treten zu lassen 


!) Ueber die inhaltliche Schranke der Entsch. des OVG. vgl. die 
bei Hinschius, Pr. KR. 234, Anm. 56 zit. Entsch. v. 27. November 1880, 
E. Bd. 7, 208; 11. November 1882, E. Bd. 9, 98; Reichsger. v. 26. Fe- 
bruar 1883, E. Bd. 8, 280. 

2) OVG. 27. November 1880, E. Bd. 7, 208. RGZ. 26. Februar 1883, 
E. Bd. 8, 280. RGZ. 24. Oktober 1889, JMinBl. 1890, 90. 

®) Siehe Anm. 4 auf $. 262. 

*) KAA.VIL,A. Begründung 136f. Crisolli-Schultz 53f. Schoen, 
KR. Bd. 2, 586. 

5) Vfg. des Konsistoriums in Coblenz vom 24. Dezember 1908, 
KABI. 1909, 5. 

©) Falsch Begründung, Herrenhausverh. 1905/06, Anl. 191: „2 bis 
3 Jahre“. 
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(8 16 Abs. 3). Hiervon wird namentlich in kleineren Gemeinden 
Gebrauch gemacht werden können. In einem solchen, mehrere 
Jahre umfassenden Umlagebeschluss sind nur Steuerbedarf und 
Verteilungsmassstab festzusetzen; der Prozentsatz der Zuschläge 
ist, weil von dem jeweilig veranlagten Staatsteuersoll abhängig, 
je nach dessen Betrag für jedes Rechnungsjahr besonders fest- 
zusetzen. 


2. Veranlagungsverfahren (Steuerbeschluss und 
Steuerausschreibung) !). Die Veranlagung erfolgt in folgenden 
Stufen: Vorbereitung des Steuerbeschlusses (Voranschlag), Er- 
lass des Steuerbeschlusses, Genehmigung des Beschlusses, 
Ausschreibung der Steuern auf Grund des genehmigten Be- 
schlusses. 

In dem Beschluss?) sind die belastete Kirchengemeinde, 
das Rechnungsjahr (bezw. die Rechnungsperiode), für welches 
die Kirchensteuer erhoben werden soll, der zu beschaffende 
Fehlbetrag des ordentlichen oder ausserordentlichen („Nach- 
trags“-)Kirchenkassenetats?), die der Kirchensteuer zu Grunde 
gelegten staatlichen Steuern und deren Sollbetrag (bei Heran- 
ziehung der fingiert Veranlagten auch die Summe der fingierten 
Sätze), der als Umlage zu erhebende Prozentsatz sowie die 
Hebeperiode der Umlage — bei ausserordentlichen Umlagen 
der Einziehungstermin — genau zu bezeichnen. Steht im Zeit- 
punkt der Beschlussfassung das Ergebnis der staatlichen Ver- 
anlagung für das Kirchensteuerjahr den kirchlichen Vertretungs- 
organen noch nicht zur Verfügung, so besteht kein Hindernis, 


) KAA. VI, A,C,D und IX. Crisolli-Schultz 58. Lüttgert 
581. Schoen, KR. Bd. 2, 586. 

?) Muster angegeben in der Vfg. des Konsistoriums Magdeburg 
vom 19. April 1909 betr. Muster für Umlagebeschlüsse, PfA. Bd. 1, 190 f.; 
siehe auch Crisolli-Schultz 402 f. 

®) In den übrigen pr. Landeskirchen „der zu beschaffende Umlage- 
betrag, der Zweck, zu welchem die Kirchensteuer erhoben werden soll“; 
des Falles, dass die Umlage für Fehlbeträge erhoben wird, wird sodann 
besonders gedacht. KAA. f. d. neuen Prov. VI, A, Abs. 4 u. 5. 
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das Ergebnis des vorhergehenden Rechnungsjahres zu Grunde 
zu legen!). Bei Bemessung der Höhe der Kirchensteuer sind 
die Veranlagungs- und Erhebungskosten (diese fallen ja gleich 
den Kosten der Zwangsetatisierung der Kirchengemeinde zur 
Last, $$ 22, 25) sowie die erfahrungsmässig oder voraussicht- 
lich eintretenden Ausfälle mit in Ansatz zu bringen. Bei der 
Festsetzung des Verteilungsmassstabes ist gleichzeitig Bestim- 
mung zu treffen, ob und inwieweit die fingiert veranlagten 
oder die sechs untersten Stufen der Staatseinkommensteuer 
von der Umlage freigelassen oder mit ermässigten Beträgen 
herangezogen werden sollen. 

Zur Herbeiführung der kirchlichen und staatlichen Ge- 
nehmigung hat der Gemeindekirchenrat den Steuerbeschluss in 
beglaubigtem Protokollauszug unter Beifügung der zu seiner 
Begründung erforderlichen Unterlagen, namentlich des Kirchen- 
kassenetats, dem Konsistorium so zeitig vorzulegen, dass die 
Erhebung der Steuer nicht verzögert wird. Das Konsistorium 
überreicht den genehmigten Beschluss dem Regierungspräsi- 
denten zur staatlichen Genehmigung weiter ?). Versagt dieser 
die Genehmigung, so steht dem Kirchenvorstande dagegen die 
Beschwerde an den ÖOberpräsidenten zu. 

Nach endgültiger Genehmigung?) des Kirchensteuerbe- 


!) Ergibt sich nachher am Vorjahre gemessen ein Sinken des staat- 
lichen Steuersolls, so muss sich damit notwendig der festgesetzte kirch- 
liche Prozentsatz als unzureichend erweisen. Gleichwohl darf er nicht 
ohne weiteres durch den betreffenden höheren ersetzt werden. Vielmehr 
muss entweder eine Nachtragsumlage veranstaltet oder der noch zu 
deckende Rest des Fehlbetrages im nächsten Jahre mitberücksichtigt 
werden — beides im ordnungsmässigen Wege der Beschlussfassung und 
Genehmigung. Theinert im PrVerwBl. Bd. 31, 335. Siehe auch Lütt- 
gert, 1. Nachtrag 1910, 37. 

2) Und zwar so rechtzeitig, dass die Genehmigung des Beschlusses 
noch vor Ablauf des Steuerjahres erfolgen kann; denn eine spätere Ge- 
nehmigung würde keine Grundlage der Besteuerung für das (verflossene) 
Steuerjahr zu bieten vermögen. OVG.21.September 1909, PfA. Bd.2,70— 72. 

3) Eine frühere Heranziehung zur Steuer wäre ungesetzlich. OVG. 
8. März 1910, PfA. Bd. 2, 283 f. 
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schlusses!) (oder, was dem gleichsteht, nach geschehener 
Zwangsetatisierung) hat der Gemeindekirchenrat zur Aus- 
schreibung der Steuern zu schreiten und die Heberolle (Steuer- 
liste) aufzustellen. In dieser sind die Namen der (jetzt, d.h. 
nach Genehmigung des Beschlusses) ?) Steuerpflichtigen aufzu- 
führen und sowohl für jeden einzelnen als auch insgesamt die 
staatlichen Steuersätze und die danach berechneten Umlage- 
beträge anzugeben. Eine Offenlegung der Heberolle findet 
nicht mehr statt. Auch das Erfordernis ihrer Vollstreckbar- 
keitserklärung als Voraussetzung der Zwangsvollstreckung ist 
abgeschafft ?). 


S 57. 4. Erhebung der Kirchensteuern. 


1. Bekanntmachung des Steuersatzes*). Ehe an 
die Erhebung der Kirchensteuer herangetreten wird, hat der 
Gemeindekirchenrat dieselbe durch eine in ortsüblicher Weise 
zu bewirkende Veröffentlichung der zu erhebenden Prozent- 
sätze bekannt zu machen. Bei ausserordentlichen Umlagen 
sind auch die Einziehungstermine bekannt zu geben. Das 
Konsistorium ist befugt, die Bekanntmachung des Steuersatzes 
(Steuerbetrages) an die Steuerpflichtigen durch besondere ver- 
schlossene Mitteilung anzuordnen; einer solchen bedarf es 
immer bei Zugängen im Laufe des Jahres sowie stets dann, 
wenn die staatlich veranlagte Steuer nicht die unveränderte 
Grundlage der Steuerzuschläge bildet ($ 18 Abs. 1—3, 6); 
eine solche gebührt nach der kirchlichen Ausführungsanweisung 
in jedem Falle auch dem Kirchenpatron, wobei ersichtlich zu 
machen ist, ob die Vorschrift des $ 6 des (altpr.) Kirchengesetzes 


') Ueber die Rechtswirkung ungültiger Umlagebeschlüsse vgl. die 
Vfg. des Konsistoriums Stettin vom 5. März 1910, PfA. Bd. 2, 191. 

?) OVG. 26. November 1907, DJZ. 1908, 651. 

?) Begründung zum StG., Drucks. d. Herrenhauses a. a. O. Bd. 1, 528. 

*) KAA. VI, E, F. Begründung 137—139. Crisolli-Schultz 
57—64. Lüttgert 582. Schoen, KR. Bd. 2, 586 £. 
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beobachtet ist‘). Die besondere Mitteilung soll nach der kirch- 
lichen Ausführungsanweisung gemäss Art. 28 der zur Verord- 
nung vom 15. November 1899 erlassenen Ausführungsanweisung 
vom 28. November 1899 durch die sogenannte vereinfachte 
Zustellung bewirkt werden. Diese Vorschrift ist aber nicht 
zwingendes Recht ?). 

Die rechtliche Wirkung der Bekanntmachung ist die Fällig- 
keit der Steuer vor dem Ablauf des achten Tages) eines jeden 
Kalendervierteljahres oder der anderweitig festgesetzten Hebe- 
periode. An Stelle des Vierteljahres kann nämlich durch Be- 
schluss der kirchlichen Veranlagungsbehörde eine halbjährliche 
und, falls nicht mehr als zwanzig Prozent Staatseinkommen- 
steuer zu erheben sind — in Hannover (lutherische Kirche) 
und Schleswig-Holstein: falls die Verhältnisse der Gemeinde 
es zulässig erscheinen lassen‘) —, eine jährliche Hebeperiode 
eingeführt werden; auch kann festgesetzt werden, dass die 
Hebung gleichzeitig mit der Einziehung der Staats- oder 
Kommunalsteuern an einem oder mehreren Einziehungsterminen 
erfolge®). Wird im Laufe des Rechnungsjahres eine ausser- 
ordentliche Umlage notwendig, so ist über die Termine der 
Einziehung in dem Steuerbeschlusse Bestimmung zu treffen 
($ 18 Abs. 4—6). 

!) Zweckmässiger heisst es in den KAA. der neuen Provinzen VI, 
E: „... und dabei mit Rücksicht auf $ 6 des KG. der Zweck ersicht- 
lich zu machen, zu welchem die Kirchensteuer von ihm gefordert wird.“ 

2) OVG. 29. Januar 1909, PfA. Bd. 1, 354—356. DJZ. 1909, 1152. 

3) Es sind wirkliche acht Tage, nicht eine Woche. Förster, Ver- 
mögensverwaltung 190, Anm. 10. 

4) Falsch Begründung z. KG. f. S.H., Herrenhausverh. 1905/06, 
Anl, 191: 20%. 

5) Beansprucht in diesem Falle jemand Ermässigung seiner Gesamt- 
steuerforderung um den Betrag der unstreitig darin mitenthaltenen 
Kirchensteuern, weil er sich zu letzteren nicht verpflichtet hält, ohne 
ihre ziffernmässige Höhe berechnen zu können, so hat der Steuergläubiger 
die ziffernmässige Berichtigung des Steuerbetrages vorzunehmen. Stier- 


Somlo im VerwArch. Bd. 12, 527; OVG. 2. Oktober 1896, PrVerwBl. 
Bd. 18, 89. 
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2. Zahlungsaufforderung und freiwillige Zah- 
lung‘). Der Einziehung des Steuerbetrages muss eine Zah- 
lungsaufforderung ?) vorangehen. Sie kann mit der Mitteilung 
des Steuerbetrages verbunden werden und hat spätestens gleich- 
zeitig mit der Einziehung zu erfolgen. Sie erscheint bei frei- 
williger Entrichtung des Steuerbetrages unnötig, ist aber ın 
allen Fällen ratsam, weil mit ihr die Einspruchsfrist beginnt. 
Die Zahlungsaufforderung soll, wenn sie schriftlich geschieht, 
verschlossen ?) zugestellt ($ 18 Abs. 7), wenn sie mündlich 
geschieht, gehörig bescheinigt werden. Die Einziehung des 
Steuerbetrages bewirkt der Kirchmeister (Kassenführer, Ren- 
dant) (KGSO. $ 24 Abs. 5; rh.-w. KO. $ 16 Nr. 1), sie kann 
aber mit Genehmigung des Regierungspräsidenten auch dem 
örtlichen (staatlichen oder) kommunalen Steuererheber gegen 
Entgelt übertragen werden*). Die Steuerschuld ist Bring- 
schuld, ihre Erfüllung hat kostenfrei zu geschehen. 


) Schoen, KR. Bd. 2, 587 f. 

?) Eine solche (KStG. $ 18 Abs. 7) kann in der Bekanntmachung, 
dass für das Jahr X eine kirchliche Umlage von y°/oe der staatlichen 
EinkSt. erhoben werde, nicht erblickt werden; eine Heranziehung muss 
mindestens den Betrag der geforderten Steuer, nach A und d, enthalten. 
OVG. 24. Juni 1896, PrVerwBl. Bd. 18, 19. Doch muss es als hin- 
reichende Zahlungsaufforderung gelten, wenn die zugleich mit der Ein- 
ziehung der KSt. beauftragte Stadthauptkasse dem die Staatseink$t. 
zahlenden Kirchensteuerpflichtigen den Betrag der auf ihn entfallenden 
Kirchensteuer mitteilt und ihn dadurch zu dessen Zahlung auffordert. 
OVG. 21. September 1909, PfA. Bd. 2, 71f. Ueber den Unterschied von 
Bekanntmachung und Zahlungsaufforderung vgl. OVG. 30. November 1909, 
PfA. Bd. 2, 187 ft. 

%) Ihre „Zustellung“ ist jedoch nur durch die AA., nicht zwingend 
durch das Gesetz vorgeschrieben. OVG. 29. Januar 1909, KGVBl. 81, 
PfA. Bd. 1, 355. 

*) Wenn der Gemeindekassenrendant die Erhebung bewirkt, so hat 
er an sich keinen rechtlichen Anspruch auf Zahlung einer Entschädigung, 
da die Erhebung grundsätzlich nicht zu seinem Geschäftskreise gehört. 
PrVerwBl. Bd. 27, 653. 
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3. Zwangsweise Beitreibung des Steuerbetrages'). 

Da die Kirche nicht die Macht hat, gegen säumige Steuer- 
pflichtige mit Gewalt vorzugehen, bedarf sie dabei der Unter- 
stützung durch den Staat. Nach Staatsgesetz Art. ITS 2 stellt 
der Staat der Kirche zu diesem Zweck seine Hilfe zur Ver- 
fügung. Die Zwangsvollstreckung wegen einer vom Regierungs- 
präsidenten genehmigten Kirchensteuer erfolgt nach den Vor- 
schriften über das Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei- 
treibung von Geldbeträgen (V.v. 15. November 1899 — Ges.-Slg. 
545 — mit Abänderung vom 18. März 1904 — Ges.-Slg. 36 —, 
nebst AA. des Finanzministers vom 28. November 1899 — 
AbgZentrBl. 1900, 44 — bezw. 4. Juli 1904 — das. 1904, 
246 —) auf Ersuchen des Gemeindekirchenrates durch die 
kommunalen Vollstreckungsbehörden, welche seit der König- 
lichen Verordnung vom 22. Januar 1894 zur Erhebung der 
sämtlichen direkten Staatssteuern verpflichtet sind. Die im Ge- 
setz zunächst vorgesehene Vollstreckung durch staatliche Voll- 
streckungsbehörden kommt also gegenwärtig nicht in Betracht. 

Der Zwangsvollstreckung unterliegen — ausser den nach 
Massgabe des $89 des Kommunalabgabengesetzes in der Entschei- 
dung über den Einspruch gegen Steuerpflichtige festgesetzten 
Kosten?) (KG.$ 22) — die Steuern einschliesslich der Nachsteuern °) 


!) KAA. VIII. MinAA. V. Crisolli-Schultz 267—269. Freyer 
im AKKR. Bd. 88, 8f. Schoen, KR. Bd. 2, 588. 

2) Crisolli-Schultz 346, Anm. 43. 44. Schmedding-Tourneau, 
Kommentar 70. 

3) Kirchliche Nachsteuern sind die vom GKR. festzusetzenden, von 
Steuerpflichtigen hinterzogenen oder infolge Nichtberücksichtigung gesetz- 
lich Steuerpflichtiger nicht erhobenen Kirchensteuern; die Verbindlich- 
keit zur Nachzahlung verjährt im ersten Falle in zehn, für Erben (auch 
wenn sie einer anderen Kirchengemeinde oder sogar einem anderen Be- 
kenntnisse angehören) in fünf Jahren seit Ablauf des Rechnungsjahres 
der Hinterziehung, im zweiten Falle erstreckt sie sich auf die drei letzten 
Rechnungsjahre vor dem Rechnungsjahr der Entdeckung. KAA. X, A-D, XI. 
Begründung 140 f£ Schoen, KR. Bd. 2, 592 f. Crisolli-Schultz 
70—74. 288 f. Winkler in ZKR. Bd. 36, 855 f£. 
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und der nachträglichen Zuschläge‘), die auf Grund der für 
das laufende Rechnungsjahr oder der für frühere Rechnungs- 
jahre staatsaufsichtlich genehmigten Umlagebeschlüsse vom 
Gemeindekirchenrat umgelegt bezw. von ihm unter sinn- 
gemässer Anwendung der $$ 83—86 des Kommunalabgaben- 
gesetzes festgesetzt sind, sofern nicht nach den Vorschriften 
des $ 88 des Kommunalabgabengesetzes Verjährung eingetreten 
ist (KG. $ 23). Rückständige oder befristete Kirchensteuern 
und Kosten verjähren in vier Jahren seit Ablauf des Rechnungs- 
jahres der Fälligkeit oder einer die Verjährung unterbrechenden 
Handlung ?). 

Dem Ersuchen um Vollstreckung sind die Umlagebeschlüsse 
nebst Genehmigungsvermerk des Regierungspräsidenten, eine 
Liste der säumigen Steuerpflichtigen und eine Bescheinigung über 
gehörige Bekanntmachung beizufügen’). Die Vollstreckungs- 
behörde hat die Uebereinstimmung der Steuerbeträge mit den 
Festsetzungen des genehmigten Umlagebeschlusses zu prüfen *), 
sodann unverzüglich zur Mahnung zu schreiten und weiterhin 
nach der Verordnung vom 15. November 1899 vorzugehen. 
Bei Vollstreckungen in anderen deutschen Staaten wird der 
Regierungspräsident um Beitreibung ersucht, welcher nach Mass- 
gabe des Reichsgesetzes vom 9. Juni 1895 über den Beistand 
bei Einziehung von Abgaben u. s. w. ($ 1, RGBl. 256) ver- 


!) Sind staatliche Nachsteuern in den den beiden vorigen entspre- 
chenden Fällen zu entrichten oder hat infolge Einlegung von Rechts- 
mitteln oder einer anderweiten Veranlagung infolge eines Erbfalles oder 
der ihm gleichgestellten Vorgänge eine Erhöhung der ursprünglich staat- 
lich veranlagten Staatssteuern stattgefunden, so werden hiervon kirch- 
licherseits nachträgliche Zuschläge erhoben. 

?) Das Gesetz vom 18. Juni 1840 über die Verjährungsfristen findet 
auf die Kirchensteuern, die nach Massgabe der neuen Kirchengesetze 
erhoben werden, keine Anwendung mehr. StG. Art. VIII, Abs. 2. 

>) Der Nachweis der erfolgten Zahlungsaufforderung ist nicht Vor- 
aussetzung der Zwangsvollstreckung. Crisolli-Schultz 59, Anm. 3, 
Ueber weitere Beifügungen MinAA. V, D. 

#4) Hiergegen die Kritik von Winkler in ZKR. Bd. 36, 357—359. 
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fährt. Wegen vermeintlicher Mängel des Zwangsverfahrens ist 
nur die Beschwerde bei der vorgesetzten Behörde des Beamten 
zulässig. ” 
Den Vollstreckungsbehörden ist, falls nicht ein geringeres 
Entgelt vereinbart ist, eine Vergütung von zwei Prozent des 
Istbetrages der durch sie zur Einziehung gelangenden Steuer- 
beträge zu gewähren. Die Vollziehungsbeamten haben ausser- 
dem auf die tarifmässigen Einziehungsgebühren Anspruch )). 


$58. 5. Rechtsmittel gegen die kirchliche 
Besteuerung?). 


Bei den gegen die kirchliche Besteuerung heute statt- 
haften Rechtsmitteln ist zu unterscheiden zwischen dem Be- 
schwerdeverfahren, dem Streitverfahren und dem ordentlichen 
Rechtswege. 


1. Das Beschwerdeverfahren. 


a) An verschiedenartige Behörden sich richtende, aber 
instanzlich koordinierte- Rechtsmittel sind Einspruch und 
Verteilungsantrag. Grundsätzliches Rechtsmittel erster 
Instanz ist der Einspruch. Der Verteilungsantrag tritt unter 
besonderen Umständen an seine Stelle. Jener geht an eine 
kirchliche, dieser an eine staatliche Behörde. 

a) Der Einspruch’). Dem zur Kirchensteuer — ein- 
schliesslich der Nachsteuer — Herangezogenen*) steht gegen 


) 8 54 der V. vom 15. November 1899. 

2) Freyer im AKKR. Bd. 88, 9—12. Winkler in ZKR. Bd. 36, 
352—354. 359—370. 

®) KAA. VII, A. Begründung 139. Crisolli-Schultz 64f. 240. 
Lüttgert 582. Geigel, Kirchensteuern 43f. Schoen, KR. Bd. 2, 
588 f. 

4) Diesem als solchem. OVG. 29. Januar 1909, PfA. Bd. 1, 356. 
Auch wenn er nicht der Konfession der besteuernden Gemeinde angehört 
oder aus der Landeskirche ausgetreten ist, muss er einsprechen, wenn er 
von der Steuerpflicht verschont bleiben will! So OVG. 9. Februar 1909, 
E. Bd. 53, 239 und 26. Februar 1909, PfA. Bd. 2, 72 f., DJZ. 1909, 1334 £ 
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die Heranziehung bezw. Veranlagung!) das Rechtsmittel des 
Einspruches zu. Der Einspruch gegen die Heranziehung ist 
an eine Ausschlussfrist?)?) von vier Wochen?) geknüpft, die 
vom Tage nach’) der Zahlungsaufforderung‘°) — bei raten- 
weiser Entrichtung des Steuerbetrages: nach der ersten Auf- 
forderung — ab gerechnet wird. Der Einspruch gegen die 
Veranlagung zur Kirchensteuer ist zulässig in den Fällen, in 


!) Nicht auch gegen eine auf Grund vollstreckbar gewordener Her- 
anziehung erfolgte Zwangsvollstreckung. OVG. 15. April 1902, PrVerwBl. 
Bd. 24, 436. 

2) OVG. 26. Februar 1909, PfA. Bd.2, 72f. DJZ. 1334 £. 

>) Alle Fristen im Rechtsmittelverfahren sind Ausschlussfristen. 
StG@. Art. III. KAG. $ 94. 

4) Zu Unzuträglichkeiten kann diese Ausschlussfrist bei gemischten 
Ehen führen, wenn der Mann zunächst ohne Berücksichtigung seiner 
Mischehe von seiner Kirchengemeinde in voller Höhe zur Kirchensteuer 
herangezogen wird und nach Ablauf der Einspruchsfrist auch noch die 
Heranziehung der Ehefrau durch ihre Kirchengemeinde erfolgt. Durch 
letztere Heranziehung wird dem Ehemann eine neue Frist für die An- 
fechtung seiner Veranlagung nicht eröffnet, OVG. 19. Februar 1909. 
Crisolli im PfA. Bd. 1, 198 f. — Beim Fehlen eines Einspruchs wird 
die Heranziehung zur Kirchensteuer auch dann unanfechtbar, wenn der 
Herangezogene nach seinem Bekenntnis oder infolge Austritts dem Steuer- 
recht der steuerfordernden Gemeinde gar nicht unterworfen ist. OVG. 
9, Februar 1909, E. Bd. 53, 239—241, PfA. Bd. 1, 273 f., und 26. Februar 
1909, PfA. Bd. 2, 72£., DJZ. 1909, 1334 f. Ebenso erlischt mit Ablauf 
der Einspruchsfrist das Rückforderungsrecht bezüglich zu viel erhobener 
Kirchensteuern. Lüttgert 581, Anm. 2. 

5) StG. Art. III. KAG. $ 9. 

6) Eine Zahlungsaufforderung (KStG. $ 18 Abs. 7) kann in der Be- 
kanntmachung, dass für das Jahr X eine kirchliche Umlage von y °% der 
staatlichen EinkSt. erhoben werde, nicht erblickt werden; eine Heran- 
ziehung muss mindestens den Betrag der geforderten Steuer nach A 
und J enthalten. OVG. 24. Juni 1896, PrVerwBl. Bd. 18, 19; OVG. 
30. November 1909, PfA. Bd. 2, 187 f. Doch muss es als hinreichende 
Zahlungsaufforderung gelten, wenn die zugleich mit der Einziehung der 
KSt. beauftragte Stadthauptkasse dem die StaatseinkSt. zahlenden Kirchen- 
steuerpflichtigen den Betrag der auf ihn entfallenden Kirchensteuer mit- 
teilt und ihn dadurch zu dessen Zahlung auffordert. OVG. 21. September 
1909, PIAZBI.2F 1 8 
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denen eine Heranziehung nicht stattfindet, wie bei Rückforde- 
rung von Steuern wegen Aufgabe des Wohnsitzes, wegen 
Herabsetzung des der Kirchensteuer zu Grunde liegenden 
Prinzipalsteuersatzes, wegen Eintritts zum Militär, Uebertritts 
zu einer Anstaltsgemeinde u. s. w. Der Natur der Sache nach 
ist dieser Einspruch nicht an die Frist gebunden. Unzulässig 
sind Einsprüche, welche sich gegen die staatliche Veranlagung 
richten (K@. $ 19). Der Einspruch ist beim Gemeindekirchenrat 
einzulegen. Eine Formvorschrift besteht nicht. Ueber den 
Einspruch entscheidet der Gemeindekirchenrat durch begründe- 
ten, auch die Kostenfrage regelnden !) Beschluss, der dem 
Steuerpflichtigen zuzustellen ist. Die Verpflichtung zur Zah- 
lung der Kirchensteuer wird durch die Erhebung des Ein- 
spruches nicht aufgehoben (KG. $ 20 Abs. 2). Geht der Ein- 
spruch durch ?), so ist der Betrag zurückzuzahlen ?). Geschieht 
dies nicht, so ist Beschwerde im Aufsichtswege, nicht aber 
etwa Klage im ordentlichen Rechtsweg auf Rückzahlung statt- 
haft (St@. Art. IV $ 7)%). 

ß) Der Verteilungsantrag°). Im Falle der Heranziehung 
zur Kirchensteuer seitens zweier oder mehrerer evangelischer ‘) 


!) Die Kosten, welche durch die gelegentlich des Einspruchs er- 
_ folgenden Ermittelungen veranlasst werden, hat der Steuerpflichtige zu 
tragen, wenn sich seine Angaben in wesentlichen Punkten als unrichtig 
erweisen. Dem ordentlichen Rechtswege ist der Kostenerstattungsanspruch 
entzogen. KAA. IX. 

2) Andernfalls wird der Einspruch entweder als unzulässig oder 
als unbegründet zurückgewiesen. Förster, Vermögensverwaltung, 196, 
Anm. 2. 

3) Ueber die Verjährung dieses Anspruches Gebser im PrVerwBl. 
Bd. 31, 738. 

4) Crisolli-Schultz 59, Anm. 3. 

5) KAA. VIL,C. MinAA. VL, B,D, Begründung z. KG. 139 f. Be- 
gründung z. StG. Herrenhausverh. 1904/05, Bd. 1, 529. Crisolli-Schultz 
66, 243f. Schoen, KR. Bd. 2, 590. 

6) Ein Antrag auf Verteilung des Einkommens auf eine evangelische 
und eine katholische Kirchengemeinde ist unzulässig. OVG. 10. De- 
zember 1909, E. Bd. 55, 223 ff. 
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Kirchengemeinden kann der Steuerpflichtige an Stelle des Ein- 
spruchs gegen die Heranziehung oder Veranlagung in jeder ein- 
zelnen der beteiligten Gemeinden auch das Rechtsmittel des „An- 
trages auf Verteilung“ des kirchensteuerpflichtigen Einkommens 
auf die mehreren Kirchengemeinden durch die zuständige Staats- 
behörde stellen. Der Verteilungsantrag tritt dann an die Stelle 
des Einspruches ($ 21 KG). Der Antrag ist binnen einer 
Ausschlussfrist von vier Wochen vom Tage nach!) der Zah- 
lungsaufforderung seitens der zweiten oder einer weiteren eine 
Steuerforderung erhebenden Kirchengemeinde an das Kon- 
sistorium zu richten, in dessen Bezirk eine der beteiligten 
Kirchengemeinden gelegen ist?). Der Antrag muss sich auf 
das gesamte steuerpflichtige Einkommen erstrecken. Das 
Konsistorium legt den Antrag mit seiner Aeusserung dem 
Regierungspräsidenten vor, in dessen Bezirk die Kirchen- 
gemeinde gelegen ist, deren Zahlungsaufforderung dem Steuer- 
pflichtigen ausweislich seines Antrages zuerst zugegangen ist?). 
Die hiernach begründete Zuständigkeit erstreckt sich auch auf 
weitere etwa noch hervortretende Veranlagungen. Der Re- 
gierungspräsident*) beschliesst nach Anhörung der beteiligten 
Kirchengemeinden und Konsistorien unter Erwähnung dieser 
Anhörung im Beschluss’). Gegen den Beschluss findet keine 
weitere Beschwerde (sondern nur die Klage) statt. 


!) Siehe Anm. 5 auf S. 272. 

?) In den Gesetzen für die Landeskirchen der neuen Provinzen, 
welche (ausser Hannover, 1. K.) nur je ein Konsistorium besitzen, fehlt 
dieser Relativsatz. 

®) Die Zuständigkeit wird also durch einen rein zufälligen Umstand 
bestimmt. Anders $ 20 Abs.2 des EinkStG. Winkler in ZKR. Bd. 36, 332. 

*) Darin, dass eine Staats-, keine Kirchenbehörde über die nicht dem 
Steuerrecht, sondern dem Kirchenrecht angehörende Frage betr. die Be- 
rechtigung der Kirchengemeinde zur Heranziehung der Pflichtigen be- 
schliesst, erblickt Winkler, ZKR. Bd. 36, 331f. nicht mit Unrecht eine 
Prinzipwidrigkeit; doch ist sie aus praktischen Gründen gerechtfertigt. 

°) Diese Erwähnung ist nur eine instruktionelle Vorschrift. OVG. 
15. Mai 1908, PrVerwBl. Bd. 30, 831. 
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b) Zweitinstanzliches Rechtsmittel im Beschwerdeverfahren 
ist die Beschwerde). Gegen die Entscheidung des Ge- 
meindekirchenrates über den Einspruch gegen Heranziehung 
oder Veranlagung zur Kirchensteuer steht dem Steuerpflichtigen 
die an keine Form gebundene?) Beschwerde offen, welche 
binnen einer Ausschlussfrist von vier Wochen vom Tage nach °) 
Zustellung der Einspruchsentscheidung beim Konsistorium ein- 
zulegen ist. Das Konsistorium legt die Beschwerde mit seiner 
Aeusserung dem Regierungspräsidenten zur Entscheidung vor. 
Die Entscheidung ergeht nach Anhörung der Kirchengemeinde‘) 
unter Erwähnung dieser Anhörung). Unter den Betrag, zu 
dessen Entrichtung sich der Zensit in der Beschwerde bereit 
erklärt hat, darf die Kirchensteuer nicht herabgesetzt werden °). 
Gegen die Entscheidung findet keine fernere Beschwerde (son- 
dern nur die Klage) statt (St@. Art. IV, $1 Abs. 1—2; V. vom 
23. März 1906, Art. II Nr. 2). 

Solchen Beschwerden gegen einen Einspruchsbescheid, 
welche von Angehörigen eines ausserdeutschen Staates erhoben 
und damit begründet werden, dass für sie in dem Bezirk der 
Kirchengemeinde oder in deren nächster Nachbarschaft be- 
sondere, nicht von der betreffenden Kirchengemeinde unter- 


!) KAA. VOL, B. MinAA. VI, C,D. Begründung z. StG. Herrenhaus- 
verh.a.a. 0.529. Crisolli-Schultz 240—242. Lüttgert 583. Schoen, 
KR. Bd. 2, 589. 

2) Es genügt der Ausdruck der Unzufriedenheit mit dem Einspruchs- 
beschluss des GKR. OVG. 15. Mai 1908, PrVerwBl. Bd. 30, 831. 

3) Siehe Anm. 5 auf S. 272. 

*) Auf welche Weise und in welchem Zeitpunkt vor der Entschei- 
dung diese Anhörung zu erfolgen hat, darüber ist nichts vorgeschrieben. 
OVG. 30. April 1907, E. Bd. 50, 200. 

5) Diese Entscheidung hat nach OVG. 30. April 1907 (E. Bd. 50, 199) 
schon nicht mehr die Natur eines Verwaltungsbescheides, vielmehr übt 
der Regierungspräsident die Tätigkeit einer über den Parteien stehenden 
judiziellen Behörde aus. Die Parteien sind der Herangezogene und die 
Kirchengemeinde. 

6) OVG. 18. September 1908, PrVerwBl. Bd. 31, 160, PfA. Bd. 2, 
91 ff, Die Richtigkeit dieser Entscheidung erscheint mehr als bedenklich. 
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haltene gottesdienstliche Veranstaltungen bestehen, ist, wenn 
diese Behauptung zutrifft, stattzugeben, sofern nach einer in 
der Gesetzsammlung veröffentlichten Bekanntmachung des 
Staatsministeriums in dem auswärtigen Staate die Gegenseitig- 
keit verbürgt ist und der zur Kirchensteuer herangezogene 
Ausländer nicht der Kirchengemeinde gegenüber die Erklärung 
abgegeben hat, dass er zu deren kirchlichen Lasten beitragen 
wolle (StG@. Art. IV, $1 Abs. 3). Auch diese Beschwerde ist 
kein selbständiges Rechtsmittel, sondern erst gegen einen Ein- 
spruchsbescheid des Gemeindekirchenrates zulässig. Doch findet 
hier gegen die Beschwerdeentscheidung des Regierungspräsi- 
denten die weitere Beschwerde an den Öberpräsidenten statt, 
welcher endgültig entscheidet (StG. Art. IV, $ 4 Abs. 4; 
V. Art. II Abs. 2))). 

Zu aß und b. Gemeinsam für Beschwerde und Ver- 
teilungsantrag gilt folgende Bestimmung: Werden beide den 
Vorschriften zuwider innerhalb der gesetzlichen Frist sogleich 
bei der zur Entscheidung oder Beschlussfassung zuständigen 
staatlichen Behörde angebracht, so gilt die Frist als gewahrt 
(StG. Art. IV $3)?). Die vorgeschriebene Anhörung der Ge- 
meinde (des Gemeindekirchenrates) ist praktisch schon vom 
Konsistorium herbeizuführen. Nichtanhörung der Gemeinde 
führt zur Aufhebung der Entscheidung; dagegen ist die Er- 
wähnung der Anhörung in der Entscheidung nicht unerläss- 
lich?). Durch Erhebung beider Rechtsmittel wird die Zahlungs- 
pflicht nicht aufgehoben (St@. Art. IV $ 5)%). Doch kann 
der Regierungspräsident bis zur endgültigen Entscheidung die 
vorläufige Aussetzung der Vollstreckung — auch ohne An- 


!) Eine Klage an das OVG. wäre hier auch materiell verfehlt, weil 
diese Steuerbefreiung an bestimmte tatsächliche Voraussetzungen 
geknüpft ist, deren Nachprüfung dem OVG. ohnehin entzogen ist. 

?) Dieser $ 3 ist durch die Herrenhauskommission eingefügt worden, 
Vgl. Sten. Ber. 619. 

®) OVG. 30. April 1907, E. Bd. 50, 197. 

*) KAA. VIL E. Crisolli-Schultz 245 f. 
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trag — anordnen (Art. IV $ 6). Gegen die Entscheidung 
hierüber steht dem Steuerpflichtigen bezw. der Kirchengemeinde 
die Beschwerde an den Oberpräsidenten zu, welcher endgültig 
entscheidet (V. Art. II Nr. 2). — Die Entscheidungen und Be- 
schlüsse ergehen kostenfrei; sie sind mit Gründen zu versehen 
und den Beteiligten zuzustellen. 

2. Das Verwaltungsstreitverfahren ist auf eine 
Instanz beschränkt. Diese genügt, da sie im Oberverwaltungs- 
gericht besteht, zur Wahrung der Einheitlichkeit der Recht- 
sprechung in Kirchensteuersachen. Gegen die Entscheidungen 
und Beschlüsse des Regierungspräsidenten über Beschwerde 
und Verteilungsantrag steht binnen einer Ausschlussfrist von 
zwei Wochen vom Tage nach der Zustellung sowohl dem 
Steuerpflichtigen — gegen die Kirchengemeinde(n) — als auch 
der Kirchengemeinde — gegen den Steuerpflichtigen — die!) 
Klage beim Öberverwaltungsgericht zu). Die Klage hat den 
Charakter der Revision. Sie kann nur darauf gestützt werden’): 
l. dass die angefochtene Entscheidung oder der angefochtene 
Beschluss) auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen 
Anwendung des bestehenden Rechtes, insbesondere auch der 
von der Behörde innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Ver- 
ordnungen beruhe; 2. dass das Verfahren an wesentlichen 
Mängeln leide°). Diese Revisionsrüge ist in der sonst an keine 
Form gebundenen Klage anzugeben (Art. IV $ 4). Für das 
Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht gelten die Bestim- 


!) Beim OVG. einzureichende. Schmedding-Tourneau, Kom- 
mentar 66. 

?2) KAA.VIIL,D,E. MinAA,VIL,E. Begründung z. StG. Herrenhaus- 
verh. 1904/05, Anl., Bd.1,530. Crisolli-Schultz 67f.244f,. Lüttgert 538. 
Winkler 353. Schoen Bd.2,589 f. OVG.30. April 1907, E. Bd. 50, 196. 

3) Vorbild: LVerfG. v. 30. Juli 1883, 88 4. 96. 

*) Eine Feststellungsklage auf Anerkennung der Steuerfreiheit über- 
haupt ist nach Art. IV $ 4 im Verwaltungsverfahren nicht zulässig. 
KKG. 2. November 1907, DJZ. 1908, 1139. 

5) Kasuistisches bei Förster, Vermögensverwaltung 204, Anm. 10. 
Geigel, Kirchensteuern 47. 
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mungen der $$ 63—81 des Gesetzes über die allgemeine Landes- 
verwaltung vom 30. Juli 1883. Durch die Anstellung der Klage 
wird die Zahlungspflicht nicht aufgehoben (Art. IV $ 5))). 

3. Der ordentliche Rechtsweg gegen die Heran- 
ziehung zu einer Kirchensteuer ist sowohl bezüglich der ein- 
zelnen Heranziehung als auch allgemein ?) grundsätzlich aus- 
geschlossen®). Er findet nur in den Fällen der SS 9 und 10 
des Gesetzes wegen Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 
1861 statt (StG. Art. IV S 7), also nur auf Grund der Be- 
hauptung, dass 1. die einzelne Forderung getilgt oder verjährt 
sei — dieses Klagerecht verjährt) in sechs Monaten nach Bei- 
treibung oder Zahlung — oder dass 2. die geforderte Abgabe 
keine öffentliche sei°). Hingegen findet der Rechtsweg nicht 
mehr (wie früher gemäss $ 15 jenes Gesetzes) statt, wenn der 
in Anspruch Genommene die Beitragspflicht auf Grund von 
Privilegium, Vertrag oder Verjährung bestreitet oder eine 
Ueberlastung in der Bestimmung seines Anteiles behauptet. 
Soweit eine gleichwohl angestellte Klage unzulässig erscheint, 
hat die beklagte Kirchengemeinde — in Hannover, Schleswig- 
Holstein und Cassel®) genauer: der Kirchenvorstand — dem 
Konsistorium wegen etwaiger Erhebung des Kompetenzkon- 
fliktes (V. vom 1. August 1879) zu berichten bezw. die Re- 


ierung rechtzeitig über dessen Erhebung Beschluss zu fassen. 
oO oO 


!) Wenn Klage erhoben wird, so sollen die Konsistorien darüber 
alsbald an den OKR. berichten. Erl. des OKR. v. 15. Januar 1907, 
mitgeteilt im KABl. Coblenz 1907, 8. 

2) KKG. 2. November 1907, DJZ. 1908, 1139. 

®) KAA. VIL E. MinAA. VI. Begründung z. StG., Herrenhausverh. 
530 f£ Crisolli-Schultz 246 f. Lüttgert 584f. Winkler, ZKR. 
Bd. 36, 359-870 will — sehr mit Recht — den Rechtsweg ganz ausge- 
schlossen haben. Schoen, KR. Bd. 2, 591 f£. 

*) Keine Präklusivfrist: OTr. 16. Mai 1879, E. Bd. 83, 278; RGZ. 
5. Oktober 1882, Annalen d. Reichsger. Bd. 6, 497. 

°) Dieser zweite Fall dürfte schwerlich praktisch werden. Winkler 360 
in der Anm. Crisolli-Schultz 247, Anm. 59. Schoen, KR. Bd. 2, 591. 

e, KAA. VIL FE. 
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Kapitel 2. 
Das Steuerrecht der Parochialverbände. 


Sr 
Die im vorigen Kapitel ausgeführten Bestimmungen des 
Kirchengesetzes vom 26. Mai 1905, des Staatsgesetzes vom 
14. Juli 1905 sowie der entsprechenden Kirchen- und Staats- 
gesetze für die neueren Provinzen finden auf die Berliner Stadt- 
synode, auf die Frankfurter Stadtsynoden und auf die Parochial- 
bezw. Gesamtverbände in grösseren Orten sinngemäss Anwen- 


dung (KG. $ 26 Abs. 1; St@. Art. VD). 


1. Inhaber dieses Besteuerungsrechts sind die Berliner 
Stadtsynode, die vereinigten Frankfurter Stadtsynoden sowie 
die übrigen Parochial- bezw. Gesamtverbände in grösseren Orten. 
Alle diese genannten Arten von Verbänden sind rechtlich ein- 
ander gleichzuordnen ?). 


a) Die Berliner Stadtsynode und die vereinigten 
Frankfurter Stadtsynoden. Die auf dem Kirchengesetz 
vom 17. Mai 1895 und dem Staatsgesetz vom 18. Mai 1895 
beruhende Berliner Stadtsynode trat an die Stelle der „Ver- 
einigten Kreissynoden von Berlin“ ?). Sämtliche Kirchen- 
gemeinden, welche einer der Berliner Kreissynoden angehörten 
und ihren Sitz in der Stadt Berlin haben, einschliesslich einer 
Anzahl von Personalgemeinden *), sind, unbeschadet des Ver- 
hältnisses zu ihren Kreissynoden, zu einem Gesamtverbande 


ı) KAA.XIV. MinAA.II,A. Begründung z. KG. 143 f. Begründung 
z. StG., Herrenhausverh. 531; Verh. d. 5. GenSyn. 1903 (1904), 722—724. 
Crisolli-Schultz 77—79. 233. 248. Geigel, Kirchensteuern 9—14. 

?) Motive zum KG. v. 17. Mai 1895, KGVBl. 1894, 97. 

®) KG. v. 17..Mai 1895, Art. III. KGSO. 857. G. v. 3. Juni 1876, 
Art. 7. 8. 

*) Die Hof- und Domgemeinde, die Parochialgemeinde, die ev.-l. 
böhmische Gemeinde und die ev.-ref. böhmische Gemeinde. Crisolli- 
Schultz 20, Anm. 19. 
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vereinigt worden, dessen Vertretung durch die Stadtsynode 
erfolgt. Dem Stadtsynodalverbande können durch Anordnung 
des Konsistoriums auch solche Kirchengemeinden angeschlossen 
werden, welche ihren Sitz nicht in der Stadt Berlin haben, 
aber an eine zum Synodalverbande gehörige Kirchengemeinde 
angrenzen. Es bedarf hierzu der Einwilligung der Stadtsynode 
sowie der Zustimmung der Organe der anzuschliessenden Ge- 
meinde; doch kann diese Zustimmung im Falle des Widerspruches 
durch die Provinzialsynode ergänzt werden (StG@. Art. IS 1). 
Auf die Stadtsynode sind die Befugnisse und Verbindlichkeiten 
der früheren Vereinigten Kreissynoden übergegangen. Der 
Stadtsynode liegt ferner unbeschadet der Rechte und Pflichten 
der Aufsichtsbehörden und der einzelnen Kirchengemeinden die 
Förderung einer ausreichenden Ausstattung der Stadt Berlin 
und der an den Synodalverband angeschlossenen Kirchen- 
gemeinden !) mit äusseren kirchlichen Einrichtungen, insbeson- 
dere Pfarrstellen, kirchlichen Gebäuden, Begräbnisplätzen ob. 
Auch hat sie die Verpflichtung, den einzelnen Kirchengemeinden 
diejenigen Mittel zu gewähren, welcher sie zur Erfüllung der 
ihnen obliegenden gesetzlichen Leistungen bedürfen und in Er- 
mangelung zulänglichen Kirchenvermögens und dritter Ver- 
pflichteter (Patrone, Stadtgemeinde Berlin u. s. w.) sich nicht 
ohne Umlagen beschaffen können. 

Diesem Besteuerungsrecht der Berliner Stadtsynode ent- 
spricht genau dasjenige der vereinigten evangelisch-lutherischen 
und evangelisch-reformierten Stadtsynode in Frankfurt a. M. 
(KGSO. 88 51. 61. 67. 83. 85; KVerfG. Art. 12. 13). 

b) Die Parochialverbände in der altpreussischen 
Landeskirche. Die für die östlichen Provinzen gleichfalls auf 
den Gesetzen vom 17. und 18. Mai 1895, für Westfalen und 
die Rheinprovinz auf Kirchen- und Staatsgesetz vom 4. Juli 
1904 beruhenden Parochialverbände haben entsprechende Funk- 


') Crisolli-Schultz 77 f. Verhandl. der 10. GenSyn. von 1894 
(1895), 393. 
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tionen. Es können auch in anderen Ortschaften (als Berlin), 
welche mehrere unter einem gemeinsamen Pfarramt nicht ver- 
bundene Parochien umfassen — in Westfalen und in der Rhein- 
provinz !) ferner auch dann, wenn Kirchengemeinden in mehrere 
unter einem gemeinsamen Pfarramt nicht verbundene Einzel- 
gemeinden geteilt werden (KG. v. 4. Juli 1904 $S 1) —, die 
oben bezeichneten Rechte und Pflichten ganz oder teilweise 
einem Gesamtverbande übertragen werden, welcher aus einigen 
oder sämtlichen Kirchengemeinden der betreffenden Ortschaft 
bezw. aus der in Einzelgemeinden geteilten Kirchengemeinde, 
geeignetenfalls unter Einbeziehung angrenzender Kirchen- 
gemeinden gebildet wird. Wird ein solcher gebildet, so werden 
jene Befugnisse und Verpflichtungen von einer besonderen, aus 
den Vorsitzenden der Gemeindekirchenräte (bezw. Presbyterien) 
sämtlicher Verbandsgemeinden und der mindestens doppelten 
Anzahl gewählter Mitglieder (in Rheinland-Westfalen minde- 
stens 30 weiteren Mitgliedern) zu bildenden Verbandsvertretung 
ausgeübt. Die Anordnung erfolgt durch das Konsistorium 
unter Teilnahme des Provinzialsynodalvorstandes ?) und erfordert 
ausser der Zustimmung der beteiligten Gemeinden?) die Ge- 
nehmigung des Ministers der geistlichen Angelegenheiten (StG. 
v. 18. Mai 1895 $4 Abs. 1; V. v. 20. Okt. 1896 Art. II Nr. 1; 
St@. v. 4. Juli 1904 S 1). 

!) Sowie neuerdings auch in Schleswig-Holstein gemäss KG. vom 
3. Juni 1907 und StG. v. 4. Juni 1907. 

?) In Hannover 1. K.: des ständigen Ausschusses der Landessynode; 
in SH.: der Mitglieder des Ausschusses der Gesamtsynode; in C.: der 
Mitglieder des Gesamtsynodalausschusses. 

») In den östlichen Provinzen die Genehmigung der Provinzial- 
synode, falls die Seelenzahl der ihr zustimmenden Gemeinden wenigstens 
die Hälfte (in H. 1. K.: °/; bezw. °/a) der Gesamtseelenzahl des zu bil- 
denden Parochialverbandes beträgt. Art. II, Abs. 4 KG. v. 17. Mai 1895. 
In Rheinland-Westfalen und in SH. muss in dem erwähnten Sonderfalle 
der Teilung der Kirchengemeinde in Einzelgemeinden die Anordnung 
vor dem Inkrafttreten der Gemeindeteilung erfolgen; sie tritt zugleich 
mit dieser in Kraft und erfordert die Zustimmung der zu teilenden 
Kirchengemeinde. KG. v. 4. Juli 1904, $ 5 Abs. 2. 
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c) Die Parochial- und Gesamtverbände in den 
neupreussischen Landeskirchen. Während die reformierte 
Kirche Hannovers!) und die Kirche des Bezirks Wiesbaden 
keine, diejenige zu Frankfurt nur die oben erwähnten Stadt- 
synoden als Parochialverbände kennt, bestehen solche in der 
lutherischen Kirche Hannovers ?) und in der Kirche des Bezirks 
Cassel?) unter der Bezeichnung „Gesamtverbände*, ferner in 
der Kirche der Provinz Schleswig-Holstein *) unter dem Namen 
„Parochialverbände“. Die Einrichtung aller dieser Verbände 
entspricht ziemlich genau °) der in den östlichen Provinzen der 
altpreussischen Landeskirche. Abweichungen sind kaum zu 
verzeichnen. Erwähnenswert ist, dass in Schleswig-Holstein 
durch die Novelle (KG.) vom 3. Juni 1907 bezw. Staatsgesetz 
vom 4. Juni 1907 die Regeln über die Gesamtverbände auf den 
von Rheinland- Westfalen her bekannten Fall ausgedehnt worden 
sind, dass Kirchengemeinden in mehrere unter einem gemein- 
samen Pfarramt nicht verbundene Einzelgemeinden geteilt 
werden °). 


2. Das Besteuerungsrecht dieser Parochialverbände. 


a) Umfang. Während die vereinigten Kreissynoden von 
Berlin allgemeine Umlagen nur ausschreiben durften 1. behufs 
Ersatz für die Stolgebühren, 2. zur Verzinsung und Abtragung 
von Anleihen, 3. zur Gewährung von Beihilfen an ärmere 
Parochien behufs Befriedigung dringender kirchlicher Bedürf- 
nisse, 4. behufs Gewährung des Anteiles aller Gemeinden an 


1) Begründung z. StG. v. 22. März 1906, Drucks. d. Herrenhauses, 
1905/06, Anlagen, 169. 

?) G. v. 7. Juni 1900, Art. I 8$ 1-3, Art. II Nr. 2—4. StG. v. 
8. Juni 1900, $$ 5. 6. V. v. 1. Oktober 1900, Art. II u. III. 

3) KG. und StG. v. 22. Juni 1902. V. v. 16. November 1902. 

*) KG. v. 25. Juni 1898, Art. I, II Nr. 2—4, mit Novelle v. 3. Juni 
1907. StG. v. 25. Juni 1898, $$ 5—6, mit Novelle v. 4. Juni 1907. V. 
v. 29. August 1898, Art. II u. III. 

5) Die Abweichungen sind $S. 281, Anm. 2 u. 3 vermerkt. 

6%) AKBI. 1909, 85 £. 
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den Kreis-, Proyinzial- und Generalsynodalkosten sowie an 
den im Wege kirchlicher Gesetzgebung festgestellten Umlagen 
für provinzielle und landeskirchliche Zwecke (G. v. 19. Mai 
1891 Art. I), hat die Berliner Stadtsynode das Recht, alle 
Mittel, welcher sie zur Erfüllung ihrer vorhin bezeichneten Auf- 
gaben bedarf, soweit nicht andere Einnahmen zu Gebote stehen, 
durch Umlagen zu beschaffen (K@. v. 17. Mai 1895 Art. 136 
Abs. 2). Gleichen Umfanges ist das Besteuerungsrecht der 
übrigen Parochial- und Gesamtverbände der preussischen Landes- 
kirchen sowie der Frankfurter Stadtsynoden (KG. v. 17. Mai 
1895 Art. II Abs. 1 für die östl. Prov.; KG. v. 4. Juli 1904 
S 1 für Rheinland; K@. v. 8. Juni 1900 Art. II für Hannover, 
1. K.; K6. v. 25. Juni 1898 Art. II für S.-H.; K@. v. 22. Juni 
1902 Art. II für Cassel; KGSO. $ 83 für Frankfurt). Dieses 
Besteuerungsrecht erstreckt sich also nur auf die unmittel- 
baren kirchlichen Bedürfnisse. Die für die mittelbaren kirch- 
lichen Bedürfnisse erforderlichen Mittel durch Umlagen aufzu- 
bringen, ist Aufgabe der in ihrem Besteuerungsrecht qualitativ 
nicht geschmälerten, den Parochialverband bildenden Einzel- 
gemeinden !). 

b) Für die Ausübung des Steuerrechts gelten wie in 
den Kirchengemeinden die beiden Regeln, dass die Erhebung 
der Umlage zur Befriedigung der Bedürfnisse erforderlich sein 
muss, und dass die Umlagebeschlüsse der Genehmigung be- 
dürfen. Ausserdem besteht aber folgende, dem kirchlichen 
Gemeindesteuerrecht fremde Beschränkung: Soll die Umlage, 
soweit sie anderen Zwecken, als dem Ersatz für aufgehobene 
Stolgebühren oder der Berichtigung des Anteiles aller Ge- 
meinden des Verbandes an den Kreis-, Provinzial- und General- 
synodalkosten sowie an den für provinzielle und landeskirch- 
liche Zwecke ausgeschriebenen Umlagen dient, 10% der Summe 


1) V, v. 23. März 1906, Art. II. Verhandl. der 5. ordentl. GenSyn. 
1904, 722. Crisolli-Schultz 78. OVG. 18. September 1908, PrVerwBl. 
%4.81,3160, PfA. Bd. 2,91 ff. 
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der von den pflichtigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat 
zu entrichtenden Einkommensteuer übersteigen, so bedarf es 
für Umlagebeschlüsse der Parochialverbände und der vereinigten 
Stadtsynoden zu Frankfurt der Genehmigung des Oberpräsi- 
denten, für Umlagebeschlüsse der Berliner Stadtsynode!) der- 
jenigen des Staatsministeriums. Gegen die Verfügung des Ober- 
präsidenten findet die Beschwerde an den Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten statt. (Für die östl. Prov.: StG. v. 
18. Mai 1895 $ 5 Abs. 2; V. v. 20. Okt. 1896 Art. DI Nr. 1 
und Abs. 2; für Rheinland: St@. v. 4. Juli 1904 $ 1; StG. v. 
14. Juli 1905 Art. VII Abs. 2; V. v. 23. März 1906 Art. 1; für 
Hannover, 1.K.: G. v. 8. Juni 1900 $ 5; für S.-H.: G. v. 25. Juni 
1893 8 5; für Cassel: G. v. 22. Juni 1902 $ 5; für Frank- 
furt: G. v. 28. Nov. 1899 Art. 12.) 

c) Eine Pflicht zur Ausübung des Besteuerungsrechts be- 
steht auch hier, soweit es sich um „gesetzliche Leistungen“ 
handelt. Diese Zwangsetatisierung war schon für die Ver- 
einigten Kreissynoden durch Gesetz vom 19. Mai 1891 Art. 3 
begründet. Als Staatsbehörde fungiert gegenüber der Berliner 
Stadtsynode der Polizeipräsident, sonst der Regierungspräsident 
(StG. v. 18. Mai 1895 $ 6; V. v. 20. Okt. 1896 Art IV; StG. 
v. 4. Juli 1904 $ 1)?). 

d) Die Umlagen werden unmittelbar auf die Steuerpflich- 
tigen, d.h. alle Evangelischen, welche der Gesamtgemeinde 
durch Wohnsitz angehören, verteilt?). Sie müssen gleichzeitig 
in allen Gemeinden nach gleichem Massstab erhoben werden. 
Eine Sonderbelastung bestimmter örtlicher Gemeindeteile ist 
ausgeschlossen, denn dies wäre keine sinngemässe Anwendung). 


!) Aehnlich schon G. v. 19. Mai 1891, Art. 1 Nr. 3e. 

°) H,1.K.: @. v.8. Juni 1900, $ 6; SH.: G. v. 25. Juni 1898, $ 6; 
C.: G. v. 22. Juni 1902, 8 6; F.: G. v. 28. September 1899, Art. 13. 

®) OVG. 18. September 1908, PrVerwBl. Bd. 31, 160, PfA, 
Ba. 2, 91. 

*) KAA.XIV. MinAA.III,A,1. Begründung z.St@.a.a.0.531. Für 
H. 1. K., SH., C. und F. ist die Unanwendbarkeit dieser Bestimmung 
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Die dem Gemeindekirchenrat bezw. den kirchlichen Gemeinde- 
organen zustehenden Befugnisse werden vom geschäftsführen- 
den Ausschuss der Berliner Stadtsynode bezw. von den Ver- 
bandsvertretungen der Parochialverbände!) nach Massgabe des 
seitens der Staatsbehörde (des Ministers) anerkannten, von dem 
Konsistorium unter Teilnahme des Provinzialsynodalvorstandes 
erlassenen Regulativs über die Einrichtung und Geschäfts- 
führung dieser Vertretung?) wahrgenommen. 


Kapitel 3. 
Das Steuerrecht der Synodalverbände. 


S 60. A. Im Allgemeinen. 


Auch den höheren kirchlichen Verbänden, den Synodal- 
verbänden einschliesslich der Landeskirche®) ist gesetzlich ein 
Besteuerungsrecht verliehen worden. Seine rechtliche Grund- 
lage bildet noch die Gesetzgebung der siebziger Jahre nebst 
ihren Ergänzungsbestimmungen. Zu einer Neukodifikation lag 
wegen der vorwiegend formell-geschäftlichen Beschaffenheit der 
einschlägigen Rechtsregeln in Verbindung mit den mehrfachen, 


auf die Gesamtverbände zum gesetzlichen Ausdruck gelangt in KG.$ 12 
Abs. 2. 

») Crisolli-Schultz 53, Anm. 59; 235, Anm. 17; 240, Anm. 30. 

2) KG. $ 26 Abs.2, StG@. Art. VI; KG. v. 17. Mai 1895, Art. I 
88 6. 10. 11, Art. II Abs. 2 u. 3; KG. v. 4. Juli 1904, 8$$ 3—4; StG. 
v. 18. Mai 1895, $ 4; StG. v. 4. Juli 1904, $ 1 Abs. 1; Regulativ für 
die Geschäftsführung der Berliner Stadtsynode vom 14. November bezw. 
12. Dezember 1896, & 9. 

3) Schoen, KR. Bd. 2, 594—597. Freyer im AKKR. Bd. 87, 
641—645. Gossner, Preuss. KR. 455—457. Thudichum, Deutsches 
KR. d. 19. Jahrhunderts, Bd. 2, 239 f. Art. „Synode“ in v. Bitters 
Handwörterbuch, Bd. 2, 580. Loening, Art. „Kirchliche Abgaben“ im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften ?, 1900, 84. Nitze, Anm. zu 
den zit. Paragraphen. Richter zu $8$ 134—135 rh.-w. KO. Gebser, 
KGSO. 1906, 330 ff. Verh. der 6. ord. Generalsynode von 1909, Bd. 1, 
1910, 120—132. 931—935. 
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alle erforderlichen Neuerungen nachtragenden Novellen kein 
praktisches Bedürfnis vor. 

Das synodale und landeskirchliche Steuerrecht weist einen 
vollständig anderen Charakter auf als das Steuerrecht der 
Kirchengemeinden und der Gesamtverbände. Die Synodalsteuern 
werden nämlich nicht auf die einzelnen Mitglieder der Kirchen- 
gemeinden, sondern auf die kirchlichen Verbände als solche 
umgelegt. Jeder höhere Verband verteilt seinen Bedarf auf 
die nächstfolgende Klasse von Verbänden, diese wiederum ver- 
teilen die Umlagen einschliesslich des eigenen Bedarfs weiter 
bis zu den Kirchengemeinden. So werden die landeskirchlichen 
Steuern auf die Provinzial- (in Neupreussen auf die Kreis-) 
Synodalverbände, die Provinzialsteuern auf die Kreissynodal- 
verbände, die Kreissteuern auf die Kirchengemeinden umgelegt. 
Diese Repartition ist freilich !) nicht so zu konstruieren, als 
ob der Provinzialverband Schuldner der Landeskirche, der 
Kreisverband Schuldner des Provinzialverbandes u. s. w. wäre; 
vielmehr hat die Repartition nur rechnerische Bedeutung und 
sind als Schuldner der Synodalsteuern ausschliesslich die 
Kirchengemeinden bezw. Gesamtverbände zu betrachten, denen 
allein ja auch nur das Recht zusteht, gegen die Repartition 
die Entscheidung der Staatsbehörde anzurufen. 

Hinsichtlich seines Umfanges ist das Besteuerungsrecht 
der Synodalverbände ein doppeltes: Alle Synodalverbände haben 
das Recht, die durch die Abhaltung der Synoden entstehenden 
sachlichen (für Versammlungslokal, Bureau, Druckkosten u.s. w.) 
und persönlichen (Tagegelder und Reisekosten der Mitglieder 
der Synoden und ihrer Vorstände, Ausschüsse, Kommissionen) ?) 
Unkosten mangels anderweiter Deckung zu repartieren; die 
Gesamtkirche und die Provinzialverbände haben ausserdem noch 


') OVG. 11. November 1832, E. Bd. 9, 105. 

2) KGSO. $ 74 in der Fassung des KG. v. 10. Mai 1893 bezw. 
StG. v. 3. Juli 1893. GSO. $$ 38. 40. In Rheinland und Westfalen sind 
die Tagegelder der Abgeordneten zur Kreissynode von den Gemeinden 
zu tragen, $ 134 rh.-w. KO, 
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das Recht, für kirchliche Zwecke neue Umlagen auszuschreiben. 
Der aus beiden Gründen entstehende Gesamtbedarf wird dann 
in der angegebenen Weise umgelegt. 


S 61. B. In der altpreussischen Landeskirche. 


1. Das Steuerrecht der Kreissynoden!). Die Kreis- 
synoden haben, abgesehen von der Befugnis bezw. Verpflichtung 
der Weiterrepartition der auf sie selbst umgelegten, an die 
Provinzialsynodalkasse zu entrichtenden Beiträge zu den Pro- 
vinzialsynodalumlagen, ein selbständiges Besteuerungsrecht nur 
zur Deckung der Kreissynodalkosten. Beide Posten sind grund- 
sätzlich aus der Kreissynodalkasse zu bestreiten; diese erhält 
aber ihren Bedarf, soweit nicht andere Mittel für jenen Zweck 
gewidmet sind und die Einkünfte ihres eigenen etwaigen Ver- 
mögens nicht ausreichen, durch Umlage. Die Kreissynoden 
(nicht ihr Vorstand als solcher) verteilen diese Umlage durch 
Beschluss auf die einzelnen ?) zu ihrem Verbande gehörenden 
Kirchengemeinden einschliesslich der Gastgemeinden ?) und der 
der Kreisgemeinde als Mitglieder angehörenden Personal- 
gemeinden*). (KGSO. SS 83 Nr. 7. 71. 72 Abs. 2; rh.-w. KO. 
517 2135.26. 7, 37Juni.1876 Art, 2 Nr,3, 15 Abs. 3, ii 
Abs. 1.) Die Umlegung geschieht nach Massgabe der Ein- 
kommensteuer’) unter Berücksichtigung auch des Patrons ®) 
nach einem von den Kreissynoden selbst sachgemäss festzu- 
setzenden Verteilungsfuss (rev. Instr. zur KGSO. v. 25. Januar 


') Schoen, KR. Bd. 2, 594—596. Vfg. des Konsistoriums Stettin 
vom 10. März 1903 (Gebser, KGSO., 1906, 269—272). Erl. OKR. v. 
5. Juni 1877, KGVBl. 1876/77, 135. Erl. OKR. v. 28. Juni 1881, KGVBl. 49. 

?) Nicht etwa auf die Gesamtparochien. Gebser, KGSO. 271, 
Anm. 4. 

3) Min.-Erl. v. 20. November 1880, KGVBl. 193. 

*#) Schoen, KR. Bd. 1, 382; Bd. 2, 594, Anm. 3. 

5) Erl. OKR. v. 5. Juni 1877, KGVBl. 1876/77, 135. 
©) OKR. 10. Oktober 1877, KGVBl. 214. 
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1882 Nr. 55)!) in der Regel für je 3 Jahre?). Den Kirchen- 
gemeinden steht gegen diesen Beschluss der Kreissynode binnen 
21 Tagen seit Zustellung Beschwerde an den Regierungspräsi- 
denten, gegen dessen ablehnende Verfügung weitere Beschwerde 
an den ÖOberpräsidenten zu, welcher endgültig?) entscheidet 
(G..v. 3. Juni 1876 Art. 9. 15 Abs. 3; V. 2.23eSepll27h 
Art. III Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2; Hohenzollern: G. v. 2. Juli 
1898 Art. 3; V. v. 25. Sept. 1897 Art. II). Da die Synodal- 
kosten die rechtliche Natur gesetzlicher Leistungen haben ‘), 
können sie nach Art. 27 des Gesetzes vom 3. Juni 1876 
nötigenfalls zwangsweise gegen die Kirchengemeinden etatisiert 
werden’). 


2. Das Steuerrecht der Provinzialsynoden®). Die 
Provinzialsynoden haben, abgesehen von der Befugnis der 
Unterverteilung (KVerfG. Art. 15 Abs. 3) der auf sie selbst 
umgelegten, an die Generalsynodalkasse zu entrichtenden Bei- 
träge zu den Generalsynodal- (landeskirchlichen) Umlagen, ein 
Selbstbesteuerungsrecht einerseits zur Deckung der Provinzial- 
synodalkosten, anderseits für provinzialkirchliche Zwecke. Die 
Provinzialsynodalkosten sind auch hier grundsätzlich aus der 
Provinzialsynodalkasse zu bestreiten. Diese erhält aber ihren 
Bedarf, soweit nicht andere Mittel für jenen Zweck gewidmet 
sind und nicht die Einkünfte ihres eigenen etwaigen Vermögens 


') Erl. v. 23. Juni 1881, KGVBl. 49. 

?) Dies empfiehlt wenigstens der Erl. d. OKR. 17. April 1883, KGVBl. 
60 —62. 

®) Die hierdurch festgestellte Verpflichtung der Kirchengemeinde 
kann nicht noch einmal auf Grund des Art. 27 Abs. 3 des G. von 1876 
im Verwaltungsstreitverfahren in Frage gestellt werden. OVG. 27. No- 
vember 1880, E. Bd.7, 208; 11. November 1882, E. Bd. 9, 98. 

*) Sie sind in erster Linie aus den bereiten kirchlichen Mitteln 
zu entrichten, wozu es der Genehmigung weder des Patronats noch der 
geistlichen Obern bedarf. Erl. d. OKR. v. 6. Juni 1878, AKBl. 1878, 594. 

5) OVG. 27. November 1880, E. Bd. 7, 208. 

6) Schoen, KR. Bd. 2, 596. 
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ausreichen, durch. Umlagen (KGSO. $$ 71. 72; rev. Instr. vom 
25. Januar 1882 Nr. 66; rh.-w. KO. $ 135). 

Was die Umlagen für provinzialkirchliche Zwecke angeht, 
so ist dieses Recht nur den Provinzialsynoden in den östlichen 
Provinzen ausdrücklich gesetzlich (KGSO. $ 65 Nr. 7) einge- 
räumt, denen der westlichen Provinzen aber stillschweigend 
zuerkannt!). Ein kirchlicher Zweck ist ein jeder, durch den 
die Landeskirche gebaut und gebessert und die Gesamtkirche 
in der Erfüllung ihrer religiösen und sittlichen Aufgaben ge- 
fördert werden kann, z.B. auch eine Ausgabe zur Unterstützung 
eines die sozialdemokratische Bewegung bekämpfenden Vereins. 
Ein provinzieller Zweck ist nicht nur ein solcher, welcher die 
Provinz allein angeht, sondern es genügt das Bestehen des zu 
befriedigenden Bedürfnisses in der Provinz?). Umlage- 
beschlüsse, durch welche neue kirchliche Ausgaben zu provin- 
ziellen Zwecken bewilligt werden, bedürfen der Zustimmung 
des Konsistoriums und der Bestätigung durch den Oberpräsi- 
denten; diese Bestätigung ist insbesondere zu versagen, wenn 
Bedenken hinsichtlich der Ordnungsmässigkeit des Beschlusses, 
der Angemessenheit des Verteilungsfusses oder der Leistungs- 
fähigkeit des Bezirkes bestehen. Gegen die Verfügung des 


_ Oberpräsidenten findet die Beschwerde an den Minister der geist- 


lichen Angelegenheiten statt (KGSO. $ 65 Nr. 7; G. v. 3. Juni 
1876 Art. 10 Nr. 3, 11 Abs. 2; V. v. 9. Sept. 1876 Art. II 
Nr. 1 und Abs. 2). Die Gesamtsumme der zu provinziellen 
Zwecken zu beschliessenden kirchlichen Umlagen darf 1° der 
Gesamtsumme der Staatseinkommensteuer der zur evangelischen 
Landeskirche gehörigen Bevölkerung nicht übersteigen (G. v. 
1876 Art. 16; StG. v. 28. Mai 1894 $ 4; KG. v. 2. Sept. 1880, 
KGVBl. 134). 

Sämtliche Umlagen der Provinzialsynode auf die Kreis- 
synoden geschehen auf Grund einer Matrikel, welche vor- 


ı) Richter, KO. 314, Anm.5. Lüttgert 826 £. 
2) OVG. 26. Mai 1899, E. Bd. 36, 190—193. 
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läufig vom Konsistorium, endgültig von der Provinzialsynode 
unter Zustimmung des Konsistoriums !) aufzustellen ist und der 
Bestätigung des Oberpräsidenten bedarf. Auch diese Be- 
stätigung ist insbesondere aus den oben genannten Gründen 
zu versagen, wogegen die Beschwerde an den Minister statt- 
findet (G. vom 3. Juni 1876 Art. 11,15 Abs. 3; KGSO. $ 65 Nr. 7, 
$ 72; rh.-w. KO. 8 135; V. von 1876 Art. II Nr.1 und Abs. 2). 
Die Etatsperioden sind hier gleichfalls dreijährige ?). Hervor- 
zuheben ist, dass diese Art der Umlegung auch für die weiter 
zu repartierenden Beiträge der Provinzialsynode zu den landes- 
kirchlichen Umlagen gilt und von den den Verteilungsmassstab 
landeskirchlicher Umlagen betreffenden Sonderbestimmungen 
vollständig unberührt und unbeeinflusst bleibt. Es besteht also 
keine Gewähr dafür, dass hier das gleiche Verhältnis bei der 
Unterverteilung bis zu der einzelnen steuerpflichtigen Gemeinde 
oder den einzelnen steuerpflichtigen Parochianen herab be- 
stehen bleibt’). 


3. Das Besteuerungsrecht der Landeskirche bezw. der 
Generalsynode*). Die Generalsynode hat ein Besteuerungs- 
recht einerseits zur Deckung der Generalsynodalkosten, ander- 
seits für landeskirchliche Zwecke. 

Die Generalsynodalkosten sind auch hier grundsätzlich aus 
der Generalsynodalkasse zu bestreiten; diese erhält aber ihren 
Bedarf, soweit nicht andere Mittel für jenen Zweck gewidmet 
sind, durch Umlage auf die Provinzialsynodalkassen (GSO. $ 38; 
G. vom 3. Juni 1876 Art. 20). 


!) So kraft gesetzlicher Vorschrift in den östlichen Provinzen. 
Aehnlich wird in den westlichen Provinzen (vgl. z. B. $ 17 der Instruk- 
tion zur Verwaltung und Beaufsichtigung der Kreis- und Provinzial- 
synodalkassen der Provinz Westfalen, Richter, KO. 387) die Matrikel 
von der Provinzialsynode aufgestellt und vom Konsistorium fest- 
gestellt. 

?) OKR. 17. April 1833, KGVBl. 60. 

>») OVG. 11. November 1882, E. Bd. 9, 93—103. 

4) Schoen, KR. Bd. 2, 597. 


Steuerrecht der altpreussischen Landeskirche, 291 


Die Bewilligung neuer Ausgaben für landeskirchliche 
Zwecke (KVerfG. Art. 14), soweit!) sie durch Umlagen auf 
die Kirchenkassen oder Kirchengemeinden gedeckt werden 
sollen, erfolgt im Wege der kirchlichen Gesetzgebung (GSO. $ 14 
Abs. 1). Dabei bedarf es einer zweimaligen Beratung und 
Beschlussfassung in der Generalsynode (GS0. $ 32 Abs. 4). 
Kirchengesetze, durch welche neue Ausgaben für landeskirch- 
liche Zwecke bewilligt werden, bedürfen, bevor sie dem Könige 
zur Sanktion vorgelegt werden, der Zustimmung?) des Staats- 
ministeriums (G. vom 3. Juni 1876 Art. 15 Abs. 1). Die Ge- 
samtsumme der Umlagen darf für provinzielle und landes- 
kirchliche Zwecke (abgesehen von den Synodalkosten) zusammen 
6° ?) der Gesamtsumme der Staatseinkommensteuer der zur 
evangelischen Landeskirche gehörigen Bevölkerung nicht über- 
steigen. Kirchengesetze, welche diesen Prozentsatz über- 
schreiten, bedürfen der Bestätigung durch ein Staatsgesetz. 
Wieviel von den innerhalb jener Grenzen zulässigen Umlagen 
durch die Provinzialsynoden und wieviel durch die General- 
synode ausgeschrieben werden darf, wird durch landeskirch- 
liches Gesetz bestimmt (KVerfG. Art. 16); das Kirchengesetz 
betreffend die Ausschreibung von Umlagen für provinzielle und 
landeskirchliche Zwecke vom 2. September 1880) überwies 
1°o an die Provinzialsynoden. Die der Generalsynode danach 
im ganzen zufallenden 5 °o (also die überhaupt zulässigen 6 °o) 
sind heute nicht nur erschöpft, sondern erheblich überschritten 
worden. Die zur Bewilligung des die 5° übersteigenden 
Prozentsatzes erforderliche staatsgesetzliche Bestätigung er- 


!) Auf die Heranziehung gewisser Kategorien des Kirchen- und 
Pfründenvermögens soll hier nicht weiter eingegangen werden. (Vgl. 
darüber GenSynO. $ 15, KVerfG. Art. 17.) 

?) Dass dies geschehen, musste früher in der Verkündungsformel 
des Gesetzes erwähnt werden. Seit dem StG. v. 28. Mai 1894, $ 3 be- 
darf es dessen nicht mehr. 

3) Seit dem StG. v. 28. Mai 1894, $ 4; vorher 4%. 

*) Welches vor Erhöhung der ursprünglichen Rate von 4°%% auf 6% 
ergangen ist, 
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teilte das Staatsgesetz betreffend die Pfarrbesoldung, das Ruhe- 
gehaltswesen und die Hinterbliebenenfürsorge für die Geistlichen 
der evangelischen Landeskirchen vom 26. Mai 1909 Art. 1 u. 5!) 
in der Form, dass es die für die Alterszulagekasse, die Ruhe- 
gehaltskasse und den Pfarr-Witwen- und Waisenfonds zu er- 
hebenden allgemeinen kirchlichen Umlagen als auf den staats- 
gesetzlich für allgemeine Umlagen in den Landeskirchen fest- 
gesetzten Höchstbetrag — in Altpreussen von 5 ° (6%) — nicht 
zur Anrechnung kommend bezeichnete. Nach dem am 1. April 
1908 (G. vom 26. Mai 1909 Art. 12, V. vom 10. Juli 1909, 
V. vom 14. August 1909) erfolgten ?) Inkrafttreten der neuen 
Kirchengesetzgebung des Jahres 1909 zur Besserung der wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der Geistlichen und ihrer Angehörigen 
ist die Verpflichtung zur Aufbringung des Mehrbedarfes für 
die Gehaltsaufbesserung der Gesamtheit der preussischen Landes- 
kirchen auferlegt worden, welche ihrerseits nach Massgabe ihrer 
Steuerkraft ihre Mitglieder zur Deckung des Bedarfes heran- 
ziehen. Um den Landeskirchen dies zu ermöglichen, zahlt der 
Staat an ihre Gesamtheit einen Zuschuss (St@. vom 26. Mai 
1909 Art. 8)3). Ebenso ist der Gesamtheit der Landeskirchen 
die Verpflichtung zur Aufbringung des Mehrbedarfs für die 
Ruhegehaltskasse sowie für den Pfarr-Witwen- und Waisen- 
fonds auferlegt worden. Seit dieser neuen Gesetzgebung wer- 
den für landeskirchliche Zwecke 7Y» °%o, zuzüglich des den 
Provinzialsynoden zustehenden 10, also im ganzen 8!’ ° der 
von den Mitgliedern der evangelischen Landeskirche in den 


!) v. Rohrscheidt, Die pr. Pfarrbesoldungsgesetze für die sämt- 
lichen ev. Landeskirchen, 3. Aufl., 1909, 8.14f. Meurer, Das Gehaltsrecht 
der Pfarrer in Preussen nach der Gesetzgebung vom 26. Mai 1909, 1910, 7. 

2) Ueber die rückwirkende Kraft der neuen Gesetze vgl. Loycke 
im PfA. Bd. 1, 5 ff.; derselbe, Pfarrbesoldungsgesetz ete., Kommentar, 
1908, 6. 

3) Aus der Begründung. Vgl. v. Rohrscheidt a.a. O0. 43 f£. 
Loyck'e, Pfarrbesoldungsgesetz ete., Kommentar, 1908, 2. Niedner, 
Die Ausgaben des pr. Staates für die ev. Landeskirche, Stutz, Kirchen- 
rechtl. Abhandl. Heft 13/14, 1904, bes. 4 ff. u. 251 £. 
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älteren Landesteilen der Monarchie zu zahlenden Staatseinkommen- 
steuer in Anspruch genommen. Die 7!& °% verteilen sich seit 
dem Kirchengesetz betreffend die weitere Verstärkung des 
Hilfsfonds für landeskirchliche Zwecke vom 10. Juli 1909 %) 
gemäss dem letzten Runderlass des Oberkirchenrates vom 
31. August 1908 betreffend landeskirchliche Umlagen für die 
Jahre vom 1. April 1909 bis 1912 (KGVBl. 129)?) wie folgt: 
612 % für Beiträge zum Hilfsfonds für landeskirchliche Zwecke 
— davon 5°o°) für Beiträge der Landeskirche®) an die 
Alterszulagekasse (2 °o)°), die Ruhegehaltskasse (2!/a o) ®) und 


) In Kraft getreten laut Kgl. V. v. 10. Juli 1909 mit Wirkung 
vom 1. April 1908. Die amtliche Begründung zu diesem Gesetz ist mit- 
geteilt im PfA. Bd. 1, 283—285. 

?) Mitgeteilt auch im PfA. Bd. 1, 188—190. 

®) Der OKR. ist ermächtigt, nach Massgabe des Bedürfnisses über 
eine etwa zulässige zeitweilige Ermässigung oder erforderliche zeitweise 
Erhöhung der Umlage zu beschliessen. Er beschliesst ferner in Gemein- 
schaft mit dem Generalsynodalvorstand über die Grundsätze für die Ver- 
rechnung und Verwendung von etwa unverwendet bleibenden Ueber- 
schüssen der Umlage. G. v. 10. Juli 1909, Art. I Abs. 2 u, 3. 

4) KG. v. 10, Juli 1909, Art. I Abs, 1. 

5) Pfarrbesoldungsgesetz für die ev. Landeskirche der älteren Pro- 
vinzen v. 26. Mai 1909, $ 17. Satzungen betr. die Alterszulagekasse u. s. w. 
$$ 11—13. Die Landeskirchen sind verpflichtet, für jede seit dem 
1. April 1908 neugegründete versicherungspflichtige Pfarrstelle einen 
jährlichen Zuschuss von 1400 Mark, in Frankfurt 1950 Mark, an die 
Alterszulagekasse zu zahlen. Diese Zahlungen werden aus dem Hilfs- 
fonds für landeskirchliche Zwecke geleistet. Die hierzu erhobene Um- 
lage steht also gesetzlich in ihrer Höhe fest. Satzungen $ 11, PfBG. 
für die einzelnen Landeskirchen $ 17, für Frankfurt auch $ 16 Abs. 1. 
— Ferner sind die Landeskirchen verpflichtet, die in der Alterszulage- 
kasse entstehenden Fehlbeträge zu decken. Hierzu wird eine wohl im 
Minimum, aber nicht im Maximum gesetzlich festliegende landeskirch- 
liche Umlage auf die kirchlichen Gemeinden ausgeschrieben, deren Höhe 
der OKR. festsetzt. Satzungen $$ 12. 13. PfBG. für die einzelnen 
Landeskirchen $ 17 Abs. 2 bezw. 3, für Frankfurt auch $ 16 Abs. 2. — 
Meurer, Gehaltsrecht, 15 £. 

6) Ruhegehaltsordnung für die Geistlichen der ev. Landeskirchen der 
älteren Provinzen v. 26. Mai 1909, $ 10. Satzungen betr. die Ruhegehalts- 
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den Pfarr-Witwen- und Waisenfonds (3 °%)!) und 11 % für 
Beiträge an den Hilfsfonds zur Ausstattung neuer Pfarrstellen, 
zu kirchlichen Bauten, zur Vorbildung der Geistlichen, sub- 
sidiär auch zur Verstärkung der Mittel des Hilfsgeistlichenfonds 
sowie zu Umzugskosten ?) — !a °b für Beiträge an den landes- 
kirchlichen Hilfsgeistlichenfonds’), !/« %/o für Beiträge an den 
landeskirchlichen Hilfsfonds zur Verstärkung der seelsorgeri- 
schen Kräfte in den Grossstädten und Industriebezirken durch 


kasse u.s.w. $$ 11 Abs. 2, 12. 13. — Die Landeskirchen sind verpflichtet, 
die in der Ruhegehaltskasse entstehenden Fehlbeträge zu decken. Hier- 
für sowie für die auf Grund der RGO. zu gewährenden, nicht von der 
gemeinsamen Ruhegehaltskasse zu tragenden Ruhegehälter und Unter- 
stützungen stehen jeder Landeskirche die Zinsen der bei dem Pensions- 
fonds der ev. Landeskirchen vorhandenen Kapitalien, sowie die im $ 15 
festgestellten Pfarrstellenabgaben zur Verfügung. Soweit diese Ein- 
nahmen nicht ausreichen, sind die Mittel durch landeskirchliche Umlagen 
auf die Kirchengemeinden aufzubringen, deren Höhe der OKR. festsetzt. 
Satzungen $$ 11 Nr. 2, 12, 13. RGO.8S10. InHH. tritt an Stelle der Umlage 
der durch Beiträge der Bezirkssynodalkassen aufzubringende Zuschuss der 
Landessynodalkasse bezw. Gesamtsynodalkasse (l. K. $ 10, ref. K.$ 8). 
Achnlich in SH. und ©. ($ 8 bezw. 9). In W. zunächst (u. a.) prozentual 
fixierter Beitrag der Kirchengemeinden, sodann Bezirkssynodalkasse, zu- 
letzt Eintreten des Zentralkirchenfonds ($$ 7. 8. 10). In F. gelten die 
$$ 12.13 der Satzungen nicht, vgl.$$ 7.8. Meurer, Gehaltsrecht, 37—39. 

) KG. betr. die Fürsorge für die Witwen und Waisen der Geist- 
lichen v. 26. Mai 1909, $4; Satzungen betr. den Pfarr-Witwen- und Waisen- 
fonds 88 10 Nr. 3, 11—13. Die Landeskirchen sind verpflichtet, die dem 
(seit 1895 eingerichteten) Witwen- und Waisenfonds entstehenden Fehl- 
beträge zu decken. Dies geschieht in Altpreussen durch landeskirchliche 
Umlagen, deren Höhe der OKR. feststellt. Die Deckung geschieht in H. 
1. K. durch Beiträge der Bezirkssynodalkassen, in SH., C. und H. ref. K. 
aus der Gesamtsynodalkasse, in W. aus dem Zentralkirchenfonds. KG. 
8 4 bezw. $5. In Frankfurt a. M. finden die Satzungen $$ 11—13 
keine Anwendung. Meurer, Gehaltsrecht, 65—67. 

2) KG. betr. Errichtung eines Hilfsfonds für landeskirchliche Zwecke 
v. 16. August 1898 (KGVBl. 144), 8$ 1 u. 2, gilt in Hohenzollern gemäss 
Kgl. Erl. v. 22. März 1899. KG. v. 24. April 1904 Art. I, v. 10. Juli 1909 
Ara IImetln 

3) KG. v. 18. Februar 1895, $ 1; gilt in Hohenzollern gemäss Kgl. 
Erl. v. 22. März 1899. Erl. OKR. v. 8. März 1895, KGVBl. 25. 
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Bestellung von Geistlichen und anderweiten Helfern in be- 
sonders bedrohten Kirchengemeinden !), Yı °o für Beiträge an 
den landeskirchlichen Hilfsfonds zur kirchlichen Versorgung 
der evangelischen Deutschen ausserhalb Deutschlands ?). 
Sämtliche Umlagen der Generalsynode — also sowohl zur 
Bestreitung von Ausgaben für landeskirchliche Zwecke als 
auch zur Deckung der Generalsynodalkosten — sind nach 
Massgabe der von den evangelischen Gemeindegliedern auf- 
zubringenden Staatseinkommensteuer°?), und zwar nach dem 
Einkommensteuersollbetrage des Umlagejahres*) auf die Pro- 
vinzen der Landeskirche einschliesslich der Kreissynode Hohen- 
zollern (KG. vom 19. September 1898 Art. II und StG. vom 
21. September 1898 Art. 3) zu verteilen (GSO. $ 14 Abs. 3°), 


!) KG. v. 24. April 1904 betr. die Verstärkung des Hilfsfonds für 
landeskirchl. Zwecke, Art. I, $ 1, KGVBl. 15. 

?) Allerh. Erl. (Notverordnung!) betr. die Verstärkung des Hilfs- 
fonds für landeskirchl. Zwecke v. 22. April 1907, KGVBl. 1. 

®) Vfg. d. OKR, v. 12. Juli 1881, AKBl, 1882. 

*) Rundvfg. d. OKR. v. 17. April 1883, KGVBl. 1883, 60; 30. Ok- 
tober 1884, KGVBl. 1834, 63. 

5) Wegen Feststellung der auf die ev. Gemeindeglieder innerhalb 
der gesamten Landeskirche veranlagten Staatseinkommensteuer vgl. die 
eingehenden Vorschriften des Erl. d. OKR. v. 12. Mai 1883, KGVBl. 62—65 ; 
hiernach sind zu berücksichtigen die Mitglieder der ev. Militärgemeinden 
(nicht unbedingt), die herkömmlich von Beiträgen zur Unterhaltung des 
örtlichen Kirchenwesens befreiten Bewohner, namentlich Beamten solcher 
Anstalten, deren Geistlichen gemäss $ 78 ALR. II. 19 pfarramtliche 
Befugnisse zustehen, ferner die Geistlichen und Kirchenbeamten hin- 
sichtlich ihres zu kirchlichen Abgaben nicht heranzuziehenden Dienst- 
einkommens, die Mitglieder von Gast- und vagierenden Gemeinden oder 
etwaiger Ortschaften, deren kirchliche Gemeindezugehörigkeit noch nicht 
fest geordnet ist, die evangelischen Bewohner von Grenzorten, welche zu 
Gemeinden auswärtiger Landeskirchen eingepfarrt sind. Vgl. ferner die 
Erl. v. 24. Dezember 1886, KGVBl. 1837, 69 f. und vom 6. Februar 1893, 
KGVBl. 5. Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung ist auch hier Vor- 
sorge getroffen worden durch den angeführten Min.-Erl. v. 12. Mai 1883, 
ferner durch Min.-Erl. v. 28. November 1883 und durch den im Erl. 
d. OKR. v. 25. Januar 1904 (Richter 313) mitgeteilten Min.-Erl. betr. 
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KG. vom 2. September 1880 betr. die Verteilung der General- 
synodalkosten und der landeskirchlichen Umlagen auf die ein- 
zelnen Provinzen. K@VBl. 133). Die Ausschreibung der ge- 
mäss den neuen Kirchengesetzen vom 26. Mai 1909 (zur 
Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Geistlichen und 
ihrer Angehörigen) zu verteilenden landeskirchlichen Umlagen 
erfolgt durch den Oberkirchenrat ohne Mitwirkung des Ge- 
neralsynodalvorstandes (PfBG. $ 17 Abs. 2; RGO. $ 10 Abs. 2; 
KG. betr. W.-u. W.-Fürs. $4). Im übrigen geschieht die Ver- 
teilung der landeskirchlichen Umlagen nach einem Massstab, 
welcher vorläufig durch eine vom Staatsministerium gegenzu- 
zeichnende königliche Verordnung aufgestellt, endgültig zwi- 
schen der Generalsynode und dem Oberkirchenrat vereinbart 
wird. Diese endgültige Vereinbarung bedarf, ehe sie dem 
Könige zur Sanktion vorgelegt wird, der Zustimmung des 
Staatsministeriums (GSO.$ 14 Abs. 2, G. vom 3. Juni 1876 Art. 15 
Abs. 1 und 2). Für die weitere Verteilung ist diese Matrikel 
nicht massgebend. Das Gesetz bietet also keine Gewähr dafür, 
dass dasselbe Verhältnis bei der Unterverteilung bestehen 
bleibt!). Die Matrikel wird für je eine Provinzialsynodal- 
periode — drei Jahre — aufgestellt und jeweils durch Rund- 
erlass des Oberkirchenrates zwecks Aufnahme in die Provinzial- 
synodalkassenetats bekannt gemacht’). 


S 62. C. In den neupreussischen Landeskirchen. 


1. Für die evangelisch-lutherische Kirche der Provinz 
Hannover kommen als steuerberechtigte Synodalverbände 
die Landessynode und die Bezirkssynoden in Betracht (KVSO. 
vom 9. Oktober 1864, $$ 64 Nr. 3, 82 Abs. 2). 


Verrechnung des Staatseinkommensteuersolls bei mehrfachem Wohnsitz. 
Siehe auch Gebser, KGSO. 332 f. 

) OVG. v. 11. November 1882, E. Bd. 9, 93—103. Erl. d. OKR. v. 
12. Mai 1883, KGVBl. 1883, 62. 

?) Bis jetzt ergingen die Runderlasse am 18. September 1884, 24. Au- 
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Die Kosten der Landessynode !) werden durch die Kirchen- 
regierung festgesetzt und durch Beiträge sämtlicher Bezirks- 
synodalkassen nach einem von der Landessynode mit Genehmi- 
gung des Landeskonsistoriums (bei Aenderung des Repartitions- 
fusses überdies mit Genehmigung des Oberpräsidenten) ?) 
festzusetzenden Verteilungsmassstab gedeckt. Die Kosten der 
Bezirkssynoden sind aus der Bezirkssynodalkasse zu bestreiten. 
Letztere werden durch Beiträge der Parochialkirchenkassen, 
soweit diese dazu ausreichen und wenn nicht im Fall der Un- 
zulänglichkeit Dritte ganz oder teilweise für sie einzutreten 
haben, sonst der Kirchengemeinden des Bezirks gedeckt. Der 
Verteilungsfuss wird von jeder Bezirkssynode mit Genehmigung 
der Kirchenregierung festgesetzt (KVSO. $S 81. 82 Abs. 1). 

Umlagen zur Deckung neuer kirchlicher Ausgaben, welche 
durch Leistungen der Kirchengemeinden oder solcher Parochial- 
kassen gedeckt werden sollen, für welche nicht im Falle der 
Unzulänglichkeit Dritte ganz oder teilweise einzutreten haben, 
werden von der Landessynode auf Vorschlag des Landes- 
konsistoriums beschlossen. Gesetzlich als zulässig feststehende 
Verwendungszwecke landeskirchlicher Umlagen sind gegen- 
wärtig — ausser der bereits erwähnten Deckung der Synodal- 
kosten — Zahlungen an die Alterszulagekasse (PfBG. $ 17), 
an die Ruhegehaltskasse (Ruhegeh.-O. $ 10), an den Pfarr- 
Witwen- und Waisenfonds (KG. betr. Fürs. f. W.u. W.$S 4u.5), 
an den landeskirchlichen Notstandsfonds (1 °o der Staatsein- 
kommensteuer, KG. vom 30. Mai 1894) ?) sowie zu Erziehungs- 


gust 1837, 28. August 1890, 14. September 1893, 27. August 1896, 
9. September 1899, 3. September 1902, 29. Augnst 1905, 31. August 1908. 

!) Ferner die Kosten der Beaufsichtigung des kirchlichen Bauwesens, 
KG. v. 26. Mai 1838, und der Superrevision der kirchlichen Rechnungen, 
KG. v. 27. Mai 1888. 

2) Hiergegen ausnahmsweise keine Beschwerde an den Minister. 
V. v. 24. Juni 1885 Art. II. Schoen, KR. Bd. 1, 182. 

3) Durch KG. v. 30. Mai 1894 wurde ein landeskirchlicher Fonds 
zur Abstellung kirchlicher Notstände errichtet. Für diesen Fonds wird 
eine von sechs zu sechs Jahren durch das Landeskonsistorium festzu- 
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beihilfen für Kinder von Geistlichen (1?/4 o der StaatsEinkS$t., 
Landessynodalbeschluss vom 18. Dezember 1905). Die Ver- 
teilung des Bedarfs auf die Bezirkssynodalkassen geschieht 
auch hier auf Grund der Staatseinkommensteuer nach einem 
zwischen Landessynode und Landeskonsistorium vereinbarten 
Fusse, zu dessen Veränderung die Genehmigung des Ober- 
präsidenten erforderlich ist. 


2. In der evangelisch-reformierten Kirche der Provinz 
Hannover haben die Gesamtsynode und die Bezirkssynoden 
ein Besteuerungsrecht (KGSO. vom 12. April 1882 SS 63 
Nr. 8, 73 Nr. 11). Die Synodalkosten werden aus der Ge- 
samt- bezw. den Bezirkssynodalkassen bestritten; doch er- 
halten diese mangels anderer verfügbarer Mittel und mangels 
eigener Vermögenseinkünfte ihren Bedarf durch die Beiträge 
der Synodalbezirke bezw. der Gemeinden. Der Bedarf der 
Gesamtsynodalkasse wird nach einer vorläufig von der Kirchen- 
behörde, endgültig von der Gesamtsynode unter Zustimmung 
der Kirchenbehörde aufzustellenden Matrikel auf die Bezirks- 
synodalkassen, der Bedarf der letzteren nach dem Betrage der 
direkten Staatssteuern auf die Kirchengemeinden verteilt (KGSO. 
SSH OLE TS ER Vera @ATtaoeLT): 

Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung neuer Ausgaben 
für kirchliche Zwecke des Synodalverbandes — z. B., soweit 
hier nicht besondere Hilfsfonds eingreifen !), Zahlungen an die 
Alterszulage-?), Ruhegehaltskasse °) und den Pfarr-Witwen- 
und Waisenfonds*) — kann, wenn die Umlage 2° der Staats- 
einkommensteuer nicht übersteigt, durch Beschluss der Ge- 
samtsynode unter Bestätigung des Oberpräsidenten, muss im 


stellende Kirchensteuer im jährlichen Gesamtbetrage von 1° der von 
den Ev.-luther. Hannovers zu zahlenden StaatsEinkSt. erhoben. 

) 2. B. KG. v. 30. März 1893, $ 10, 2. Juli 1898, $ 22. 

?) PfBG. v. 26. Mai 1909, $& 17. 

3) RGO. v. 26. Mai 1909, $ 8. 

*) KG. v. 26. Mai 1909, SS 4. 5. 
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übrigen durch Kirchengesetz unter vorgängiger Zustimmung 
des Staatsministeriums ausgeübt werden. Die Gesamtsumme 
der Synodalumlagen darf 6° der Gesamtsumme der Staats- 
einkommensteuer nicht übersteigen, widrigenfalls Bestätigung 
durch ein Staatsgesetz erforderlich ist. Die Verteilung der 
Synodalumlagen geschieht wie die Verteilung der Synodal- 
kosten; in beiden Fällen bedarf die Matrikel der Bestätigung 
durch den Oberpräsidenten (KVerf@. Art. 13—16, G. vom 14. Juli 
1895 S$ 3 u. 4, V. vom 24. Juli 1884 Art. 2). 

3. In der evangelischen Kirche der Provinz Schleswig- 
Holstein haben die Gesamtsynode und die Propsteisynoden 
ein Besteuerungsrecht (KGSO. vom 4. November 1876 SS 81 
Nr. 5, 92 Abs. 4). Die Synodalkosten werden aus der Ge- 
samt- bezw. den Propsteisynodalkassen bestritten; diese er- 
halten ihren Bedarf durch die Beiträge der Propsteisynodal- 
kassen bezw. der Gemeinden. Der Bedarf der Gesamtsynodal- 
kasse wird nach einer vorläufig vom Konsistorium, endgültig 
von der Gesamtsynode unter Zustimmung des Konsistoriums 
aufzustellenden Matrikel!) auf die Propsteisynodalkassen, der 
Bedarf der letzteren nach einem vorläufig vom Konsistorium, 
endgültig von den Propsteisynoden ?) unter Genehmigung des 
Konsistoriums festzusetzenden Fuss auf die Gemeinden?) ver- 
teilt (KGSO. $$ 104—107). 

Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung neuer Ausgaben 
für kirchliche Zwecke des Synodalverbandes (z. B., soweit hier 


") Dazu Verfügung des Konsistoriums Kiel v. 23. Juni 1879 über 
die Ermittelung der Steuerkraft der Kirchengemeinden. AKBl. 1879, 467. 

2) Unterlässt oder verweigert eine Propsteisynode die Umlegung, 
so ist das Konsistorium kraft seines Aufsichtsrechts befugt, den Umlage- 
beschluss festzusetzen und gegenüber einer Gemeinde, welche den danach 
auf sie entfallenden Beitrag nicht zur Synodalkasse entrichtet, im Ein- 
vernehmen mit der Staatsbehörde zur Zwangsetatisierung zu schreiten. 
OVG. 15. Februar 1907, E. Bd. 51, 172, PfA. Bd. 1, 180. 

3) Die Kirchengemeinden als solche schulden diese Beiträge, nicht 
eine etwaige gemeinschaftliche Kirchenkasse. OVG. 15. Februar 1907 
BeBasst, 172, PrA.2 Bdr1,21&0: 
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nicht besondere Hilfsfonds eingreifen !), Zahlungen an Alters- 
zulage-, Ruhegehaltskasse und Pfarr-Witwen- und Waisen- 
fonds) ?), kann, wenn die Umlage 2° der Staatseinkommen- 
steuer nicht übersteigt, durch Beschluss der Gesamtsynode oder 
der Propsteisynoden unter Bestätigung des Oberpräsidenten, 
muss im übrigen durch Kirchengesetz unter vorgängiger Zu- 
stimmung des Staatsministeriums ausgeübt werden. Die Gesamt- 
summe des Synodalumlagen darf 6° der Gesamtsumme der 
Staatseinkommensteuer nicht übersteigen, widrigenfalls Bestäti- 
gung durch ein Staatsgesetz erforderlich ist. Die Verteilung 
der Synodalsteuern geschieht wie die Verteilung der Synodal- 
kosten. In beiden Fällen bedarf die Matrikel der Bestätigung 
des Oberpräsidenten (KVerfG. Art. 24—28, G. vom 14. Juli 
1895 $ 6, V. vom 19. August 1878 Art. ID. 

4. In den evangelischen Kirchengemeinschaften im Bezirk 
des Konsistoriums zu Cassel haben die Gesamtsynode und die 
Diözesansynoden ein Besteuerungsrecht. Die Synodalkosten 
werden aus der Gesamtsynodalkasse bestritten. Diese erhält 
ihren Bedarf aus den Erträgen einer Umlage, welche nach 
dem Massstabe des Ueberschusses der einzelnen Kirchenkassen 
auf diese verteilt wird, subsidiär durch Beiträge der Gemeinden 
des Gesamtsynodalbezirkes. Der Bedarf und die Verteilungs- 
matrikel auf die Kirchenkassen werden zuerst vom Konsi- 
storium, später von dem Gesamtsynodalausschuss unter Zu- 
stimmung des: Konsistoriums festgestellt. Die subsidiären 
Beiträge der Gemeinden werden von der Gesamtsynode nach 
Monatsbeträgen direkter Staatssteuern ausgeschrieben (PSO. vom 
16. Dezember 1885, $$ 67 £.). 

Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung neuer Ausgaben 
für kirchliche Zwecke des Synodalverbandes — z. B., soweit 
nicht besondere Hilfsfonds°®) eingreifen, Zahlungen an Alters- 


1)7,2.2B..K6G.972.92901101892,7840. 

°®) PfBG. $ 17. RGO. $ 8. KG. betr. Fürsorge für W. und W. 
85 u 6. 

2)? 20 BEK Gay 3 1 EMarze1295,8.8 
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zulage-, Ruhegehaltskasse und Pfarr-Witwen- und Waisen- 
fonds!) — kann, wenn die Umlage den Betrag von 2° der 
Staatseinkommensteuer nicht übersteigt, durch Beschluss der 
Gesamtsynode unter Bestätigung des Oberpräsidenten, muss im 
übrigen durch Kirchengesetz unter vorgängiger Zustimmung 
des Staatsministeriums ausgeübt werden. Die Gesamtsumme 
dieser Synodalumlagen darf 6° der Gesamtsumme der Staats- 
einkommensteuer nicht übersteigen, widrigenfalls Bestätigung 
durch ein Staatsgesetz erforderlich ist. Die Verteilung der 
Synodalsteuern geschieht wie die Verteilung der Synodalkosten. 
In beiden Fällen bedarf die Verteilungsmatrikel der Bestäti- 
gung durch den Oberpräsidenten (KVerfG. vom 19. März 1886 
Art. 9 Nr. 4, Art. 11—14, G. vom 14. Juli 1895 $ 4, V. 
vom 10, Januar 1887 Art. ID. 

5. Im Konsistorialbezirk Wiesbaden haben die Bezirks- 
synode und die Kreissynoden ein Besteuerungsrecht (KGSO. 
SS 62 Nr. 8, 72 Nr. 11). Die Synodalkosten werden aus der 
Bezirks- bezw. den Kreissynodalkassen bestritten. Diese er- 
halten ihren Bedarf mangels anderer verfügbarer Mittel und 
eigener Vermögenseinkünfte durch die Beiträge der Kreis- 
synodalkassen bezw. der Gemeinden. Der Bedarf der Bezirks- 
synodalkasse wird nach einer vorläufig vom Konsistorium, end- 
gültig von der Bezirkssynode unter Zustimmung des Konsi- 
storiums aufzustellenden Matrikel auf die Kreissynodalkassen, 
der Bedarf dieser nach der Staatssteuerheberolle auf die Ge- 
meinden verteilt. Schuldner dieser Beiträge sind nicht die 
Kirchenkassen, sondern die Kirchengemeinden (KGSO, vom 
4. Juli 1877 bezw. 6. Juli 1901 SS 76 £.). 

Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung neuer Ausgaben 
für kirchliche Zwecke — z.B., soweit nicht besondere Hilfs- 
fonds eingreifen?), Zahlungen an die mehrfach genannten 


ı, PfBG. 8 17. RGO. $ 9. KG. betr. Fürsorge für W. und W. 


88 4. 5. 
2) Z. B. KG. v. 15. Juni 1895, $ 10. 
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Kassen !) — entspricht dem der Kirche der Provinz Schleswig- 
Holstein ?). 

6. In den evangelischen Kirchengemeinschaften des Kon- 
sistorialbezirkes Frankfurt a.M. haben die Bezirkssynode, 
die beiden Stadtsynoden und die Kreissynode °) ein Besteuerungs- 
recht. Das Recht der Vereinigten Stadtsynoden, die einen Gesamt- 
verband darstellen, ist oben behandelt worden. Der Bedarf der 
Bezirkssynodalkasse — z. B., soweit nicht besondere Hilfsfonds 
eingreifen, Zahlungen an die wiederholt genannten Kassen *) 
— wird mangels eigener Einnahmen durch Beiträge der beiden 
Stadtsynoden und der Kreissynode gedeckt. Der Anteil jeder 
dieser drei Kassen wird nach Massgabe einer unter Berück- 
sichtigung der Staatssteuerheberolle vorläufig vom Konsistorium, 
endgültig von der Bezirkssynode unter Zustimmung des Kon- 
sistoriums festzusetzenden Matrikel bestimmt. Der Bedarf der 
Stadtsynodalkasse wird in der oben bezeichneten Weise, der 
Bedarf der Kreissynodalkasse durch Beschluss der Synode auf 
die Kirchengemeinden des Synodalkreises nach der Staats- 
steuerheberolle verteilt (KGS0. vom 27. September 1899 
ss 82—86). 

Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung neuer Ausgaben 
für kirchliche Zwecke des Synodalverbandes kann, wenn die 
Umlage 2 °o der Staatseinkommensteuer nicht übersteigt, durch 
Beschluss der Bezirkssynode unter Bestätigung des Ober- 
präsidenten, muss im übrigen durch Kirchengesetz unter vor- 
gängiger Zustimmung des Staatsministeriums ausgeübt werden. 
Die Gesamtsumme darf 6 %o der Staatseinkommensteuer nur 


) PfBG. $17. RGO. $$ 7. 10. KG. betr. Fürsorge für W. und W. 
88 A. 5. 

?) Dasselbe Gesetz gilt. G. v. 6. April 1878, Art. 24—28. G. v. 
14. Juli 1895, $ 6. V. v. 19. August 1878, Art. 11. 

») Gebildet aus den Gemeinden Bornheim, Oberrad, Niederrad, 
Bonames, Niederursel, Hausen. 

*) PfBG. v: 14. August 1909, $S$ 16. 17. RGO. v. 14. August 1909, 
SS 8. 12. 
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mit staatsgesetzlicher Bestätigung übersteigen. Die Verteilung 
geschieht wie diejenige der Synodalkosten. In beiden Fällen 
bedarf die Matrikel der Bestätigung durch den Oberpräsidenten 
(KVerfG. vom 23. September 1899 Art. 16—19, V, vom 6. No- 
vember 1899 Art. ID. 


Zweite Abteilung: Die katholische Kirche. 


Kapitel 1. 
Das Steuerrecht der Kirchengemeinden. 


Das Steuerrecht der katholischen Kirchengemeinden, wie 
es durch das neue Gesetz vom 14. Juli 1905 nebst seiner Aus- 
führungsanweisung vom 24. März 1906 kodifiziert worden ist, 
befindet sich in so grosser Uebereinstimmung mit dem Steuer- 
recht der evangelischen Kirchengemeinden der preussischen 
Landeskirchen, dass wir uns zur Vermeidung unnötiger Wieder- 
holungen darauf beschränken dürfen und müssen, lediglich die 
Abweichungen von der evangelisch-kirchlichen Regelung zu 
verzeichnen !). 


A. Das materielle Steuerrecht. 
8 68. 
I. Das Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden. 


1. Inhaber des Besteuerungsrechts ($ 1) sind sämtliche 
organisierte katholische Kirchengemeinden, in denen Vermögens- 


') Literatur: Crisolli-Schultz.a.a. 0. 331—395. Schmedding- 
Tourneau, Kommentar zu dem Gesetz betr. die Erhebung von Kirchen- 
steuern, 1905, 7 ff. Derselbe, Objektive und subjektive Voraussetzungen 
für die Erhebung von Kirchensteuern in katholischen Kirchengemeinden 
Preussens, im AKKR. Bd. 86, 82—97. Freyer im AKKR. Bd. 87, 425 
bis 435. Kühling a. a. 0. 58—86. 150—165. Förster, Die pr. Gesetz- 
gebung über die Vermögensverwaltung in den katholischen Kirchen- 
gemeinden und Diözesen, 2. Aufl., 1907, 42. 74. 160—272. Geigel, 
Kirchensteuern, Friedhöfe, reform. Synode, 1906, 15fl. Fritsch in 
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verwaltungsorgane nach Massgabe des Gesetzes vom 20. Juni 
1875 zu bilden sind, also ausser den eigentlichen Pfarrgemein- 
den auch die organisierten Nebengemeinden, wie die Missions- 
pfarr-, Filial-, Kapellen-, Rektorats-, Kuratie-u.s. w. Gemeinden 
(G. vom 20. Juni 1875 $ 2) sowie die Sukkursalpfarreien im 
Gebiete des französischen Rechts, ferner die Domgemeinden !), 
endlich auch die altkatholischen Gemeinden?). Ausgeschlossen 
sind die Militär- und Anstaltsgemeinden ($ 35) °). 


2. Inhalt des Rechts ist die Befugnis, „Steuern“ zu er- 
heben. Dieses in $ 21 Nr. 8 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 
nur mittelbar anerkannte Recht wird im neuen Gesetz aus- 
drücklich ausgesprochen. Bezüglich der Hand- und Spann- 
dienste und der Steuerausschreibung auf Grund älterer, von 
den Vorschriften des Kirchensteuergesetzes abweichender Ord- 
nungen ist auf die genau gleichen Vorschriften der evange- 
lischen Gesetze zu verweisen. 


3. Seinem Umfang nach ist das Besteuerungsrecht wie 
das der evangelischen Gemeinden beschränkt auf die Befrie- 
digung der Bedürfnisse der Kirchengemeinde ($ 1). Als „Be- 
dürfnisse“ *) erscheinen insbesondere die den Kirchengemeinden 
obliegenden Verpflichtungen zur Herstellung und Erhaltung 
der erforderlichen Baulichkeiten, Oertlichkeiten und gottes- 
dienstlichen Einrichtungen sowie zur subsidiären Aufbringung 
von Stelleneinkommen, Alters- und Ortszulagen der Pfarrer in 


Grünhuts Zeitschrift Bd. 34, 667—671. Begründung z. G., Herrenhaus- 
verh. 1904/05, Anlagen, 563—578. 

ı) Förster a. a. O. 212, Anm. 1 zu $ 35. Geigel, Kirchen- 
steuern 21. Schmedding-Tourneau7. Nach $ 56 G. v. 20. Juni 1875 
sind sie von diesem G. ausgeschlossen. 

2) Nicht aber die griechisch-katholischen und die deutsch-katholischen 
Kirchengemeinden. Förster a.a.O. 162, Anm. 2. Schmedding im 
AKKR. Bd. 86, 84 f. 

®) Schmedding-Tourneau, Kommentar 18 £. 

*) Kasuistisches bei Förster, 162 f., Anm.4. Schmedding 8£. 
und im AKKR. Bd. 82, 85—87. Geigel, Kirchensteuern 16 f. 
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bestehenden !) und in neu zu gründenden ?) Pfarrstellen, ferner 
die an den kirchlichen Diözesanfonds zu leistenden Beiträge’). 
Im übrigen muss aber der Zweck der Umlage grundsätzlich 
innerhalb der Kirchengemeinde liegen; deshalb ist z. B. die 
Verwendung der Umlagebeträge zur Abführung an den Boni- 
faziusverein oder für den Peterspfennig als unstatthaft zu be- 
zeichnen ®). 

4, Die Ausübung des Besteuerungsrechts geschieht 
durch Steuerbeschluss und seine Ausführung. Zum Erlass eines 
Steuerbeschlusses darf die Gemeinde erst dann schreiten, wenn 
die Steuerumlage zur Befriedigung der Bedürfnisse erforder- 
lich ist, wenn nämlich die sonstigen verfügbaren Einnahmen 
dazu nicht ausreichen, insbesondere die notwendigen Geldmittel 
und Leistungen nicht nach bestehendem Recht aus dem Kir- 
chenvermögen entnommen werden können oder vom Patron 
(G. vom 20. Juni 1875 S 40) oder sonst privat- oder öffent- 
lich-rechtlich speziell Verpflichteten gewährt werden ($ 1 
Abs. 2)°). Zu den speziell Verpflichteten gehören auch die 
in $ 41 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 erwähnten bürger- 
lichen Gemeinden und die Rittergutsbesitzer in den vormals 


!) G. betr. das Diensteinkommen der katholischen Pfarrer vom 
26. Mai 1909 bezw. für die Erzdiözese Posen-Gnesen und die Diözese 
Culm vom 2. Juli 1898, Art. 6. 7. Tourneau, Das preuss. Ges. betr. 
das Diensteinkommen, AKKR. Bd. 90, 282 fi. 

2) Das. Art. 9. 

®) G, betr. die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errichtende 
katholische Kirchengemeinden vom 29. Mai 1903, Art.1.3. G. betr. die Bil- 
dung von Gesamtverbänden vom 29. Mai 1903, $ 6. G. betr. die Erhebung 
von Abgaben für kirchliche Bedürfnisse der Diözesen vom 21. März 1906. 

4) Schmedding im AKKR, Bd. 82, 86. Die Verfügungsgewalt 
der evangelischen und der katholischen Kirchengemeinden ist nach den 
Kirchensteuergesetzen in übereinstimmender Weise beschränkt, die der 
ev. Gemeinden geht jedoch auf Grund der älteren ev. Rechtsvorschriften 
weiter als die der kath. Gemeinden. Crisolli-Schultz 10 f., Anm. 4. 
Schmedding-Tourneau 8. Die neue KStGGeb. 22 f. OVG. 20. Sep- 
tember 1907, E. Bd. 51, 187. 

5) Schmedding im AKKR. Bd. 86, 87—89. 
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königlich sächsischen Landesteilen der Provinz Sachsen laut 
Verordnung vom 11. November 1844). Die Steuerbeschlüsse 
(8$ 1. 12. 14. 15. 36) sind vom Kirchenvorstande zu fassen. 
Sie bedürfen der Zustimmung der Gemeindevertretung und der 
Genehmigung der bischöflichen ?) und sodann der staatlichen 
Aufsichtsbehörde. Für die Erteilung oder Versagung der Ge- 
nehmigung sind nähere Weisungen nicht gegeben. Insbesondere 
$ 50 Nr. 9 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 enthält keinen 
obligatorischen Versagungsgrund mehr und ist deshalb als auf- 
gehoben zu betrachten ?). Als Staatsbehörde fungiert auch hier 
der Regierungs-, in Berlin der Polizeipräsident (V. vom 22. März 
1906). Gegen ihre die Genehmigung ganz oder teilweise ver- 
sagende Entscheidung steht dem Kirchenvorstand die Beschwerde 
an den Oberpräsidenten zu (V. vom 30. Januar 1893, Art. 2). 


5. Dem Recht zur Besteuerung entspricht auch hier die 
Pflicht, soweit gesetzliche Leistungen, die den Pfarrein- 
gesessenen oder sonstigen Verpflichteten obliegen, in Frage 
stehen. Gesetzliche Leistungen sind rechtlich begründete und 
erzwingbare Leistungen, welche schon vor der Zwangsetati- 
sierung als gesetzliche Verpflichtungen bestanden *). Für den 
Umfang des Begriffes ist auf die Darstellung des evange- 
lischen Rechtes zu verweisen (G@. vom 20. Juni 1875 $$ 33. 
53 Abs. 1). 


II. Die Steuerpflicht der Kirchengemeindemitglieder. 


Wir behandeln hier nur die persönliche, aus der Gemeinde- 
angehörigkeit fliessende, nicht die auf speziellen Titeln be- 
ruhende Verpflichtung. 


!) Detailangaben bei Geigel, Kirchensteuern 17—19. 

?) 88 48. 49 G. v. 20. Juni 1875 finden keine Anwendung mehr. 
Crisolli-Schultz 333 f,, Anm. 7, AA. XV. Die Anwendbarkeit des 
$ 43 G. v. 20. Juni 1875 wird von Schmedding-Tourneau 77 ohne 
Gründe angenommen, von Crisolli-Schultz 349, Anm. 58 dagegen mit 
Recht verneint. 

») Förster 2.0. 188. 

*) OVG. 1. März 1880, E, Bd. 6, 157 ff. 
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1. Die allgemeine Steuerpflicht lastet auf allen 
Katholiken, welche der Kirchengemeinde durch ihren Wohn- 
sitz angehören ($ 2). Für die Frage, wer Katholik ist, bleibt 
das bestehende Recht massgebend, sie ist also nach kirchen- 
rechtlichen Grundsätzen zu entscheiden. Zu den Katholiken 
zählen auch die Altkatholiken !), obwohl es zu ihrer Besteue- 
rung durch katholische Kirchengemeinden deshalb nicht kommen 
wird ?), weil sie nach den Grundsätzen der katholischen Kirche 
zwar als Katholiken, aber nicht als Mitglieder der Pfarrei be- 
trachtet werden?). Nicht aber gehören dazu die Griechisch - 
katholischen und die sogenannten Deutschkatholischen. Wohn- 
sitz ist auch hier unerlässliche Voraussetzung der Steuerpflicht. 
Katholiken, welche Grundbesitz, jedoch keinen Wohnsitz in 
einer Kirchengemeinde haben (Forensen), können zu Kirchen- 
steuern nur auf Grund einer Observanz gemäss $ 37 des Ge- 
setzes vom 14. Juli 1905 herangezogen werden). Der Wohn- 
sitz regelt sich nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch $$ 7—11. 
In Ortsgemeinden mit mehreren räumlich abgegrenzten katho- 
lischen Pfarrsystemen hängt die Steuerpflicht von einer stän- 
digen Niederlassung im Bezirk gerade der das Besteuerungs- 
recht geltend machenden Kirchengemeinde, nicht der Orts- 
gemeinde als solcher, ab?). Ein mehrfacher Wohnsitz liegt 
dann vor, wenn die Zugehörigkeit zu mehreren Kirchen- 
gemeinden infolge mehrfachen Wohnsitzes begründet ist, nicht 
dagegen, wenn innerhalb der Parochie noch ein rechtsfähiger 
kleinerer kirchlicher Verband mit selbständigen Aufgaben be- 
steht (z. B. eine Kapellengemeinde, G. vom 20. Juni 1875 8 2); 


ı) Förster 165, Anm. 2. OVG. 14. Mai 1890, E. Bd. 19, 210. 

2) Schmedding im AKKR. Bd. 82, 89 f. 

3) Marx, Kirchenvermögensrecht, 1897, 171. So schon Min.-Erl. 
v. 14. Februar 1852, AKKR. Ba. 4, 98. 

*) OVG.v. 10. Dezember 1907, AKKR. Bd. 88, 551. Förster a.a.0. 
165, Anm. 5. Steinbicker, Kirchensteuerpflicht der Forensen, in „Der 
katholische Seelsorger“, Bd. 20, 1908, 320—825. 370—378. 

5) OVG. v. 25. Oktober 1907, E. Bd. 51, 182, PfA. Bd. 1, 173. 
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in letzterem Falle besitzen dessen Mitglieder, obwohl sie nur 
einen Wohnsitz haben, eine zweifache Gemeindeangehörig- 
keit!). Der Begriff und die Regelung der Mischehe ist früher 
eingehend erörtert worden. Auch hier genügt das Bestehen 
einer Zivilehe ohne das Erfordernis kirchlicher Trauung ?). Die 
Steuerpflicht erlischt durch freiwilligen Austritt, nicht durch 
Ausschluss °). 

2. Steuerprivilegien und Steuerbefreiungen. Kirchensteuer- 
frei sind (ausser dem speziell verpflichteten Patron) *) die Geist- 
lichen und Kirchenbeamten hinsichtlich ihres Diensteinkommens 
und ihres Ruhegehalts, bei dauernder Verbindung des Kirchen- 
amts mit einem anderen Amte hinsichtlich ihrer gesamten 
Dienstbezüge in so weit, als ihnen die Befreiung bisher tatsäch- 
lich gewährt worden ist’). Kirchensteuerfrei sind ferner die 
hinterbliebenen Witwen und Waisen der Kirchenbeamten hin- 
sichtlich derjenigen dauernden Bezüge, welche ihnen mit Rück- 
sicht auf das kirchliche Amt des Verstorbenen aus anderen als 
privatrechtlichen Titeln (z. B. aus Ortsstiftungen, Diözesan- 
witwenkassen) °) zustehen, sowie diejenigen, welche aus Anlass 
des Todes eines Geistlichen oder Kirchenbeamten Bezüge wäh- 
rend der Sterbe- und Gnadenzeit erhalten, hinsichtlich dieser 
Bezüge ($ 7). 


!) Förster a.a.0. 168, Anm. 2. Praktischer Fall zu $4 des 
Gesetzes: Schmedding im PrVerwBl. Bd. 28, 13 £. 

?) Schmedding im AKKR. Bd. 86, 90. Geigel, Kirchen- 
steuern 28. 

®) Geigel, Kirchensteuern 20. 28. 

%) Geigel, Kirchensteuern 28—30. Schmedding-Tour- 
neau 26. 

5) So im Gebiete des ALR., insbesondere in der Erzdiözese Cöln 
(Kühling 66, Anm. 33, 159. Marx, Kirchenvermögensrecht 171. Min.- 
Erl. v. 14. Februar 1852, AKKR. Bd. 4, 98. Reskr. d. RegPr. Cöln v. 
9. Dezember 1881. Reuss, Die Verwaltung des kirchlichen Vermögens 
in der Diözese Trier, als Manuskr, gedruckt, 1387, 97); nicht dagegen 
in der Diözese Limburg (Schmedding-Tourneau, Kommentar 30). 

6) Geigel, Kirchensteuern 32. 
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III. Für die Steuerumlage gelten genau die gleichen 
Regeln wie für das evangelische Recht ($$ 9—15). 


Zu bemerken ist nur: $ 12 Abs. 1 findet auf Filial-, Ka- 
pellen- u. s. w. Gemeinden (G. vom 20. Juni 1875 $ 2), für 
welche besondere bestimmte kirchliche Vermögensstücke vor- 
handen sind oder deren Gemeindegliedern besondere Leistungen 
zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse dieser Gemeinden 
obliegen, keine Anwendung, weil solche Gemeinden ihren eigenen 
Kirchenvorstand und ihre eigene Gemeindevertretung haben und 
deshalb selbst Umlagen beschliessen können !). 


B. Das formelle Steuerrecht. 


8 64. 


Hier ist die Uebereinstimmung mit dem evangelischen 
Recht noch grösser. Das hier darzustellende Verfahren be- 
zieht sich — wie dort — nur auf die nach Massgabe des 
neuen Gesetzes erhobenen Steuern. Bei der Besteuerung nach 
älteren Steuerordnungen ($ 37) tritt eine Mitwirkung staat- 
licher oder kommunaler Behörden weder in Form der Geneh- 
migung noch bei der Zwangsvollstreckung noch in Gestalt 
eines Rechtsmittelverfahrens ?) ein, vielmehr müssen Kirchen- 
gemeinden derartige Steuerforderungen im ordentlichen Rechts- 
wege einklagen und die Rechtsbeständigkeit der angewendeten 
Steuerordnung in demselben nachweisen. 


1. Organe. Als Veranlagungsorgane fungieren der 
Kirchenvorstand, die Gemeindevertretung, die bischöfliche Be- 
hörde und der Regierungspräsident?). Kirchenvorstand und 
Gemeindevertretung *) sind hier anders als in der evangelischen 


!) Crisolli-Schultz 339 f., Anm. 31. 

?) OVG. 10. Dezember 1907, E. Bd. 52, 229—230, PfA. Bd. 1, 95 f. 
AKKR. Bd. 88, 551. Geigel, Kirchensteuern 55. 

®) In 2, Instanz der Oberpräsident. V. v. 23. März 1906, Art. II. 

4) Ueber diese Organe vgl. Heiner, Die katholischen Kirchen- 
vorstände und Gemeindevertretungen in Preussen, 1885. 
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Kirehe getrennte Kollegien. Eine gemeinschaftliche Zuständig- 
keit der bischöflichen Behörde und des Regierungspräsidenten 
ist bei der Zwangsetatisierung begründet. Beide Behörden 
sind alsdann nach $ 53 des Gesetzes vom 20. Juni 1875 unter 
gegenseitigem Einvernehmen befugt, die Eintragung der 
zwangsweise in den Etat einzustellenden Leistungen zu be- 
wirken und die weiter erforderlichen Anordnungen zu treffen. 
Die in diesem Falle um ihre Zustimmung angegangene Be- 
hörde muss sich binnen 30 Tagen nach Empfang der Auf- 
forderung erklären, widrigenfalls sie als zustimmend gilt 
(G. vom 20. Juni 1875 $ 43 Abs. 2). Wird im Wege der 
Zwangsetatisierung die Erhebung oder Einziehung einer Um- 
lage angeordnet, so ist ein Zurückgreifen auf ältere Steuer- 
ordnungen ausgeschlossen. Mit den dem Kirchenvorstande 
zustehenden Befugnissen kann!) ein anderer Kirchenvorstand 
oder ein von Amts wegen zu bestellender Bevollmächtigter, 
nötigenfalls auf Kosten der Kirchengemeinde, beauftragt 


werden ($ 33). 


2. Veranlagung der Kirchensteuer ($$ 16—18). Die 
Veranlagungsform, insbesondere der Inhalt des Umlagebe- 
schlusses ?) entspricht der Regelung für die evangelischen 
Landeskirchen der neueren Provinzen. Anzugeben ist nämlich 
nicht, wie bei der altpreussischen Landeskirche, der Fehlbetrag 
des Kirchenkassenetats, sondern grundsätzlich Zweck und Be- 
trag der zu beschaffenden Umlage, nur eventuell der Fehl- 
betrag, falls nämlich die Steuer speziell zur Deckung eines 
solchen erhoben wird °). 


!) Von der kirchlichen oder staatlichen Aufsichtsbehörde, aber 
unter gegenseitigem Einvernehmen. Förster a.a.O. 211, Anm. 4. 

2) AA. VL, A. 

°) Früher wurden die Kirchenstenern nicht für bestimmte Zwecke, 
sondern nur zur Deckung eines Defizits erhoben. Schuppe, Vermögens- 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden, 1883, 95. Hermes 
a.2. O. 125. 
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3. Erhebung der Kirchensteuer ($$ 19—20). Die Be- 
kanntmachung des Steuersatzes erfolgt in der Regel auch hier 
durch eine in ortsüblicher Weise zu bewirkende Veröffent- 
lichung !). Zur Anordnung der Bekanntmachung durch be- 
sondere, verschlossene Mitteilung an die Steuerpflichtigen ist 
jedoch neben der bischöflichen auch die staatliche Aufsichts- 
behörde (der Regierungspräsident) zuständig. 

4. Das Rechtsmittelverfahren ($$ 21—29) entspricht 
genau dem in den evangelischen Landeskirchen. 


Kapitel 2. 
Das Steuerrecht der Gesamtverbände. 


8 65. 


Rechtsquelle ist das Gesetz vom 29. Mai 1903, betreffend 
die Bildung von Gesamtverbänden ?) in der katholischen Kirche?). 
Die im vorigen dargestellten Bestimmungen des Gesetzes vom 
14. Juli 1905 finden auf die Gesamtverbände sinngemässe An- 
wendung ($ 34 Abs. 1). 

Die „Gesamtverbände“ sind Inhaber eines kirchlichen Be- 
steuerungsrechts. Ein Gesamtverband ist eine Vereinigung 
sämtlicher oder einiger unter einem gemeinsamen Pfarramt 
nicht verbundener Kirchengemeinden einer Ortschaft, zu welcher 
geeignetenfalls auch angrenzende Kirchengemeinden einbezogen 
und welcher weitere Kirchengemeinden derselben Ortschaft 


!) Einzelheiten über Form und Inhalt bei Crisolli im PrVerwBl. 
Bd. 29, 672. 

?) Gesamtverbände bestehen z. B. für Gross-Berlin (Regulativ v. 
26. Januar 1906, Einl. Nr.3 u. 5, $ 10 Abs. 2), Hildesheim (Regulativ 
v. 1. September 1903, $$ 4 lit. d, 7), Bonn u, s. w. Förster 145/152. 

®) AA. 1.'C, VI.A, XIII. Die Begründung ist mitgeteilt: AKKR, 
Bd. 83, 514—518, Herrenhaus, Sten. Ber. 1903, 191—196. Crisolli- 
Schultz 348. Förster 141 ff. Freyer im AKKR, Bd. 87, 455 f. 
Fritsch in Grünhuts Zeitschrift Bd. 34, 665— 0667. 


312 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


oder angrenzende angeschlossen werden können. Die Anord- 
nung der bischöflichen Behörde über die Bildung eines Ge- 
samtverbandes erfolgt unter Zustimmung der beteiligten 
Kirchengemeinden und bedarf der Genehmigung des Ministers 
der geistlichen Angelegenheiten '). Unter den gleichen Voraus- 
setzungen geschieht die Uebertragung der einem Gesamtver- 
band übertragbaren Rechte und Pflichten. Organe des Ge- 
samtverbandes sind die Verbandsvertretung und deren Ausschuss 
(G. $8$ 1—5; V. v. 4. Januar 1904 Art. I, Nr. 1 u. 2). 

Dem Gesamtverband kann unter anderem die Aufgabe 
übertragen werden, unbeschadet der Rechte und Pflichten der 
Aufsichtsbehörden und der einzelnen Kirchengemeinden, neue 
Parochialbildungen innerhalb der Verbandsgemeinden mit 
äusseren kirchlichen Einrichtungen zu fördern, sodann die 
Verpflichtung, den Einzelgemeinden diejenigen Mittel zu 
gewähren, welcher sie zur Erfüllung der ihnen obliegen- 
den gesetzlichen Leistungen bedürfen und in Ermangelung 
zulänglichen Kirchenvermögens und dritter Verpflichteter 
sich nicht ohne Umlage beschaffen können. Dem ent- 
spricht die weitere Befugnis des Verbandes, die Mittel, 
welcher er zur Erfüllung seiner Aufgaben bedarf, soweit nicht 
andere Einnahmen zu Gebote stehen, sich durch Umlage zu 
beschaffen ($ 6). Dieses Umlagerecht berührt aber nicht das 
Besteuerungsrecht der Einzelgemeinden zur Beschaffung der 
Mittel zur Befriedigung von Bedürfnissen, welche ausserhalb 
des Bereichs der dem Gesamtverbande übertragenen Aufgaben 
liegen ?). 

Organe für das Besteuerungsrecht der Gesamtverbände sind 
die Verbandsvertretung und deren Ausschuss. Die Verbands- 
vertretung versieht die beschliessenden Funktionen der beiden 
kirchlichen Gemeindekörperschaften, der Ausschuss die vor- 
bereitenden und ausführenden Funktionen des Kirchenvorstan- 


!) Beispiele (für Gross-Berlin und Hildesheim) bei Förster 144 f. 


151207. 
?) Förster 141, Anm. 3. Kühling 52 Anm. 27, 28. 
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des. Die Umlagen werden unmittelbar auf die Gemeindeglieder 
sämtlicher Kirchengemeinden verteilt. Sie müssen gleichzeitig 
in allen Gemeinden des Verbands nach gleichem Massstabe !) 
erhoben werden. Eine Sonderbelastung bestimmter örtlicher 
Gemeindeteile ist unzulässig (G. v. 1903 $ 6 Nr. 5 Abs. 2; 
G. v. 14. Juli 1905 $ 12 Abs. 2)?). Der Steuerbeschluss er- 
fordert die Genehmigung der bischöflichen Behörde und des 
Regierungspräsidenten, in zweiter Instanz des Oberpräsidenten ; 
sofern aber die Umlage, abgesehen von den nach Massgabe 
des Hilfsfondsgesetzes vom 29. Mai 1903 für die Zwecke des 
Diözesanhilfsfonds und von den für die Zwecke sonstiger auf 
Grund staatlicher Ermächtigung gebildeter Diözesanfonds auf- 
zubringenden Beträgen, 10 °o der Summe der von den pflich- 
tigen Gemeindegliedern jährlich an den Staat zu entrichtenden 
Einkommensteuer übersteigt, der Genehmigung des Ober- 
präsidenten ?), in zweiter Instanz des Ministers der geistlichen 
Angelegenheiten (V. v. 23. März 1906 Art. I, ID®). Eine 
Zwangsetatisierung ist auch gegenüber den Gesamtverbänden 
zulässig (G. $ 8 Abs. 2; V. v. 4. Jan. 1904 Art. ID. 


Kapitel 9. 
Das Steuerrecht der Diözesen. 


S 66 

3 . 
Nach dem Vorbild des synodalen Besteuerungsrechts der 
preussischen evangelischen Landeskirchex wurde den bischöf- 
lichen Behörden ?), die bis dahin in der Hauptsache auf frei- 


!) Dieser bestimmt sich nach den Vorschriften des KStG. Der $6 
Nr. 5 Abs. 3 des G. v. 29. Mai 1903 ist aufgehoben. Förster 141 Anm. 5. 

2) Förster 179, Anm. 5. 

3) Letztere Sondervorschrift gilt aber nur für Gesamtverbände, nicht 
auch für Kirchengemeinden. Dies übersieht Freyer, AKKR. Bd. 87, 435. 

4, Vorher V. v. 4. Januar 1904, Art. II Nr. 1. 

5) Sten. Ber. d. Herrenh. 1903, 196—198, Anlage Nr. 59, 1905/06, 88 f., 
Anlage Nr. 53, Abg.-H. 1905/06, Sten. Ber. Bd. 2, 2314. 2317. 2399. 2562, 
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willige Gaben und staatliche Zuschüsse angewiesen waren, mit 
ihrem Einverständnis durch die Gesetze vom 29. Mai 1903, 
betreffend die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für neu zu errich- 
tende katholische Pfarrgemeinden !), und vom 21. März 1906, 
betreffend die Erhebung von Abgaben für kirchliche Bedürf- 
nisse der Diözesen der katholischen Kirche in Preussen, ein 
beschränktes Besteuerungsrecht verliehen. Durch das Gesetz 
vom 29. Mai 1903 wurde den bischöflichen Behörden mit 
Wirkung vom 1. Juli 1905 die Befugnis beigelegt, einen 
Diözesanhilfsfonds zu bilden zur Gewährung von Beihilfen an 
neu zu errichtende leistungsunfähige katholische Pfarrgemein- 
den, welche zur Aufbringung von Zuschüssen zur Erreichung 
des Mindeststelleneinkommens oder von Alters- oder Ortszu- 
lagen für die neu zu errichtende Pfarrstelle Umlagen aus- 
schreiben müssen, sowie zur Gewährung von Beihilfen zu 
Um-, Erweiterungs- und Neubauten von Kirchen, Pfarr- und 
Küsterhäusern. Aus einem Diözesanhilfsfonds können mit Ge- 
nehmigung des Oberpräsidenten Beihilfen zu den vorerwähnten 
Zwecken auch an Diözesanhilfsfonds anderer preussischer‘ 
Diözesen bewilligt werden. Für diesen Fonds darf alljährlich 
eine Umlage bis zu 2° (so seit G.v. 26. Mai 1909, betr. das 
Diensteinkommen der katholischen Pfarrer, Art. 16, mit Wirkung 
[gemäss Art. 18] vom 1. April 1908; früher 1°) der von den 
katholischen Gemeindegliedern zu zahlenden Staatseinkommen- 
steuer erhoben werden (Art. 1 Abs. 1). Durch das Gesetz vom 
21. März 1906 wurde ihnen mit Wirkung vom 1. April 1906 
die fernere Befugnis eingeräumt, einen weiteren Diözesanfonds 
zur Bestreitung kirchlicher Diözesanbedürfnisse schlechthin 


Anlagen Bd. 4, Nr. 96. Förster 343, Anm. 12, 358—368. Geigel, 
Kirchensteuern 5—9. Rothenbücher im Jahrb. d. öffentl. R. d. Gegen- 
wart Bd.3, 1909, 357. Kühling 54—58. 86 f. Freyer im AKKR. 
Bd. 87, 435 f. Meurer, Gehaltsrecht der Pfarrer in Preussen, 1910, 87 £. 
Tourneau im AKKR. Ba. 90, 469—475. 

!) Begründung: Drucks. d. Abg.-H. 1903, Bd. 4, 2265 ff, AKKR. 
Bd. 83, 520—524. 
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(insbesondere Ausgaben für den bischöflichen Stuhl und das 
Domkapitel sowie deren Verwaltung, für die Domkirche, die 
bischöflichen Anstalten sowie für das Emeriten- und Demeriten- 
wesen) zu bilden und für diesen Fonds alljährlich eine Umlage 
bis zu 5° (so seit G. v. 26. Mai 1909, Art. 16, mit Wirkung 
vom 1. April 1908; früher 3°) der von den katholischen 
Gemeindegliedern zu zahlenden Staatseinkommensteuer zu er- 
heben (Art. 1). Auch aus diesem Hilfsfonds können mit Ge- 
nehmigung des Oberpräsidenten Beihilfen zu den gedachten 
Zwecken an entsprechende Fonds anderer preussischer Diö- 
zesen bewilligt werden (Art. 2). Die bischöflichen Behörden 
verwalten die Fonds unter staatlicher Aufsicht des Oberpräsi- 
denten!). Sie beschliessen unter Bestätigung des Oberpräsi- 
denten ?) über die Erhebung der Umlage innerhalb der zu- 
lässigen Grenzen, jedoch mit der Massgabe, dass die Erhebung 
einer Umlage — für den neuen Diözesanhilfsfonds — von 
mehr als 1 ° der Bestätigung des Staatsministeriums bedarf (G. v. 
21. März 1906 Art. 2), und verteilen die Umlage durch eine 
gleichfalls der Bestätigung des Oberpräsidenten ?) bedürftige 
Matrikel auf die katholischen Kirchengemeinden einschliesslich 
der Domgemeinden ?) der Diözese, äusserstenfalls auf Grund 
einer Zwangsetatisierung (G. v. 20. Juni 1875 $ 53). Während 
bei der Berechnung der Gesamtsumme der Umlage und deren 
Verteilung auf die Kirchengemeinden einschliesslich der Dom- 
gemeinden?) die Staatseinkommensteuerbeträge aller katholi- 
schen Gemeindeglieder einschliesslich der Geistlichen und 
Kirchenbeamten zu berücksichtigen sind, hat die Einzelerhebung 
der Gemeindebeträge, soweit sie nicht aus den Kirchenkassen, 
bestritten werden können, durch Umlage auf die Gemeinde- 
glieder nach den für Gemeindeumlagen bestehenden Vorschriften 


1) G. v. 29. Mai 1903, Art.4. G. v. 7. Juni 1876, $2 Nr.8. V. v. 
30. Januar 1893, Art. 1 Nr. 4, Art. 3. 

2) Gegen die Verf. des Oberpräsidenten findet die Beschwerde an 
den Min. d. g. A. statt. G. Art.4 Abs. 2. 

®) Min.-Erl. v. 25. Mai 1906. Förster 361 f., Anm. 7. 
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zu erfolgen (Min.-Erl. v. 3. Mai 1905) 1). In den Gemeinden 
werden die Umlagebeiträge in erster Linie aus den Kirchen- 
kassen, in zweiter durch Gemeindekirchensteuer bestritten (G. 
v. 1903 Art. 2—4; G@. v. 1906 Art. 2). Zur Ausführung der 
beiden Gesetze ergingen die Anweisungen der Minister der 
geistlichen Angelegenheiten und der Finanzen vom 5. November 
1904 und 18. August 1906 ?). 


II. Württemberg. 


Obwohl die Rechtsregeln des evangelischen und des katho- 
lischen Kirchensteuerrechts, ausgenommen bei der Behörden- 
organisation, kaum Abweichungen von einander aufzuweisen 
haben, erscheint doch wegen jener Verschiedenheit der zu- 
ständigen Organe eine getrennte Darstellung angezeigt. Doch 
können wir im einzelnen die Form der Darstellung derjenigen 
des preussischen Kirchensteuerrechts nachbilden und uns ebenso 
wie dort beim Bericht über das katholische württembergische 
Kirchensteuersystem mit der Angabe der hervortretenden Ab- 
weichungen begnügen. 


Kapitel 1. 
Die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden). 
$ 67. 
I. Das materielle Steuerrecht. 


1. Das Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden. 


Inhaber des Besteuerungsrechts sind die — von den Ge- 
nossen des Kirchspiels (der Parochie) gebildeten, als öffent- 


'). Förster 361, Anm. 5, AKKR. Bd. 85, 586. 

?) Förster 364 f. 368. 

°) v. Steinheil, Die Gesetze und Verfügungen über die Kirchen- 
gemeinden und Synoden, 1890, 116—128. 265.269 —272.527—530. v. Goez, 
Die wüttemb. G. u. Verfügungen über die Vertretung der ev. Kirchen- 
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liche Körperschaften mit dem Rechte der juristischen Persön- 
lichkeit ausgestatteten — evangelischen Kirchengemeinden 
(Art. 1). Ausgenommen sind die Hof- und Militärkirchen- 
gemeinden (Art. 96). In den Gesamtkirchengemeinden grösserer 
Orte, in den unter einem gemeinschaftlichen Pfarramt ver- 
bundenen Kirchengemeinden sowie in Mutter- und Filial- 
gemeinden !) (Art. 2 Nr. 1—3) bleiben die bestehenden recht- 
lichen Verhältnisse bezüglich der Bestreitung des kirchlichen 
Aufwandes der einzelnen Gemeinden unberührt, doch kann 
unbeschadet dieser Verhältnisse der Kreis der gemeinsamen 
Angelegenheiten und damit auch ein gemeinsames Umlagen- 
recht mit Genehmigung des Konsistoriums durch Ortsstatut 
näher geregelt werden (Art. 3, 85). 

Reichen in den Kirchengemeinden die ordentlichen und 
ausserordentlichen laufenden Einnahmen der Kirchenkasse zur 
Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse nicht aus, sind ferner 
keine im voraus angesammelte Fonds verwendbar, und ist 
endlich bei ausserordentlichen Ausgaben ?) auch ein Angriff des 
Grundstocks oder eine Darlehensaufnahme unzulässig, so ist 
die Beschaffung der erforderlichen Mittel in Erwägung zu 


gemeinden, 1890, 303—313. Mayer, Die kirchlichen Umlagen, Zeitschr. 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit und die Gemeindeverwaltung in W. 
Bd. 46 (1904), 51—55. Freyer im AKKR. Bd. 87, 654 f.; Bd. 88, 13 £. 
Gugel, Verwaltungsrecht des Königr. W. 1908, 407. 412 f. Goez, Das 
Staatsrecht des Königreichs W., Das öffentliche Recht der Gegenwart, 
Bd. 2, 1908, 497 £f. Kiene, Katholisches Pfarrgemeindegesetz, 1906, 103 
bis 116. Rieker in ZKR. Bd. 23, 207 ff. 

!) Das Beitragsverhältnis zum gemeinsamen Aufwand von Mutter- 
und Filialgemeinde wird nach dem durch Vertrag oder Herkommen be- 
stimmten Verteilungsfuss, sonst nach Massgabe der Teilnahme an den 
kirchlichen Einrichtungen geregelt. Diese Regelung ist der Vereinbarung 
der Kirchengemeinderäte der betr. Gemeinden überlassen. Kommt eine 
solche nicht zustande, so wird das Beitragsverhältnis durch das Konsi- 
‚storium vorbehaltlich der Anrufung des Verwaltungsgerichts geordnet 
(Art. 74). Diese Bestimmung berührt das kirchliche Umlagenwesen aber 
nicht. v, Steinheil 128, 

2) v. Steinheil 117, Anm, 3. 
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ziehen. Dabei ist zunächst auf Beisteuer Dritter!) und auf 
freiwillige Beiträge der Kirchengemeindegenossen Bedacht zu 
nehmen; wird der Bedarf hierdurch nicht aufgebracht, so kann 
die Erhebung von Umlagen auf die Kirchengemeindegenossen 
beschlossen werden (Art. 65 Abs. 1—2). 

Das Besteuerungsrecht steht nach Massgabe der ge- 


setzlichen Bestimmungen unter staatlicher Aufsicht (Art. 65 
Abs. 3). 


2. Die Steuerpflicht ist, wie in Preussen, eine per- 
sönliche, ausschliesslich auf die Mitglieder der Kirchengemeinde 
beschränkte ?). Beitragspflichtig für das ganze Steuerjahr sind 
sämtliche bei seinem Beginn?) zur Kirchengemeinde gehörigen 
Kirchengemeindegenossen (Art. 68 Abs. 1; KG. v. 29. Juli 1888 
Art. 2). Zu diesen zählen alle Mitglieder der evangelischen 
Landeskirche *), die in einem württembergischen Kirchspiele 
rechtlich ihren Wohnsitz haben, auch die Geistlichen °), ferner 
die Militärpersonen, soweit sie nicht nach der militärkirchlichen 
Ordnung ausgenommen sind®). Hat ein Mitglied der evan- 
gelischen Landeskirche seinen Wohnsitz in mehreren württem- 
bergischen Kirchspielen, so ist er Kirchengenosse dieser 
sämtlichen Kirchspiele. Mitglieder der Landeskirche, welche 
keinen Wohnsitz haben, gehören demjenigen Kirchspiel an, 
in welchem sie einen Aufenthalt von mehr als einem Jahre 
genommen haben oder zu nehmen gedenken. Die Kirchen- 


') Z. B. der bürgerl. Gemeinden. v. Steinheil 117f., Anm. 7. 
Landauer, Das Gesetz betr. die Vertretung d. kathol. Pfarrgemeinden 
84 f., Anm. 4. 

2) v. Steinheil 117, Anm, 6. 

®) Ueber die Heranziehung der hiernach steuerpflichtigen, aber bis 
zur oberamtlichen Vollzugsreiferklärung der Steuerschuldigkeiten fort- 
gezogenen Personen vgl. Mayer a.a. 0. 52£. 

*) Ueber das Verhältnis von Landeskirchenangehörigkeit und Kirchen- 
gemeindemitgliedschaft: Kälber, Ueber die Zugehörigkeit zur ev. Landes- 
kirche W.s. Tüb. Diss. 1905, 2 ff. 

®») Kiene 19—22. Rehm in ZKR. Bd. 24, 242, Anm. 4. 

6) Kiene 137. 
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gemeindeangehörigkeit erlischt!) durch Aufgabe des Wohn- 
sitzes oder Aufenthalts, durch Austritt ?) (bezw. Uebertritt) oder 
Ausschluss aus der Kirche. Der Austritt muss, um wirksam 
zu sein, beim Vorsitzenden des Kirchengemeinderats vom Aus- 
tretenden selbst angezeigt werden. Die Austrittserklärung tritt 
erst nach vier Wochen in Kraft. Ueber die Voraussetzungen der 
Kirchengemeindegenossenschaft entscheiden die kirchlichen ®) 
Organe (Art. 5—7). Keinem Steuerpflichtigen darf mehr als 
!5s der in der Kirchengemeinde zu erhebenden Gesamtumlage 
zugeschieden werden (Art. 68 Abs. 2). 

Mehreren Kirchengemeinden angehörige Personen werden 
von den beteiligten Gemeinden zu gleichen Teilen besteuert. 
Eine Teilung des Besteuerungsrechts tritt auch dann ein, wenn 
nur in einer der beteiligten Gemeinden eine kirchliche Um- 
lage erhoben wird*). Dem Ehegatten einer gemischten Ehe 
wird die Hälfte der Umlage angesetzt, welche nach dem be- 
stehenden Massstab auf beide Gatten entfallen würde (Art. 68; 
VollzugsVerf. $ 37)?°). 

Nicht umlagepflichtig sind, da die Steuerpflicht persönlich 
ist, Andersgläubige, Ausmärker und juristische Personen °). 


3. Umlageordnung’). — Ueber den Verteilungsmass- 
stab bestehen, im Gegensatz zu Preussen, unbedingt bindende 
Vorschriften nicht. Der Umlagefuss wird nach den örtlichen 
Verhältnissen, und zwar entweder für den Einzelfall oder auch 
für einen längeren Zeitraum durch ein der Genehmigung des 


Kälber 82.0.5353. 

?).Schmidt, Austritt aus der Kirche, 38 ff, 186 ff. v. Stein- 
heil 122. 

3) Doch ist den Verwaltungsgerichten die inzidente Feststellung der 
Eigenschaft eines Kirchengemeindemitgliedes in Umlagestreitigkeiten vor- 
behalten (Art. 90 Abs. 2). Goez, Die Verwaltungsrechtspflege in Württem- 
berg 1902, 340. 

#4) Kiene 110. v. Steinheil 120 f, Anm. 4. 

5) Kiene 110 £. 

6) v, Steinheil 117, Anm.6. Kiene 104. 

”) v, Steinheil 119 fi. 
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Konsistoriums und der Kreisregierung!) unterliegendes Statut 
bestimmt. Damit sind die staatlichen oder die Gemeindesteuern 
zur Auswahl anheimgegeben. Der Verteilungsfuss kann ins- 
besondere nach Klassen festgestellt werden, in welche die 
Pflichtigen nach ihren Vermögens- und Einkommensverhältnissen 
einzureihen sind (Art. 67. 85 Abs. 3)?). Die Vollzugsverfügung 
empfiehlt als Massstab die direkten Staatssteuern des laufenden 
oder des vorhergehenden Steuerjahres ($ 36 Abs. 1). 

Die Gesamtheit der Umlagen in einer Kirchengemeinde 
darf 10% der von der Gesamtheit der Kirchensteuerpflichtigen 
zu entrichtenden direkten Staatssteuern (Einkommen-, Kapital-, 
Grund-, Gebäude-, Gewerbe- und Wandergewerbesteuer) nur 
unter besonderen Verhältnissen und mit Genehmigung der 
Ministerien des Inneren und des Kirchen- und Schulwesens 
übersteigen (Art. 66) °). 


ll. Das formelle Steuerrecht. 


1. Das zuständige Organ für die Verwaltung des (nach 
den hierfür gegebenen gesetzlichen Vorschriften — Art. 30 bis 
49 — ausgemittelten und ausgeschiedenen) örtlichen Kirchen- 
vermögens überhaupt und für das Umlagenwesen im beson- 
deren ist der Kirchengemeinderat, in den Fällen des Art. 2 
Nr. 1-3 der Gesamtkirchengemeinderat. An die Stelle des 
letzteren kann für die regelmässigen Amtsverrichtungen ein 
engerer Rat gesetzt werden. Der Kirchengemeinderat*) ist 
zur Vertretung der Kirchengemeinde und zu den steuerlichen 


!) Gegen deren Beschluss ergeht Beschwerde an das Ministerium 
des Kirchen- und Schulwesens, welches nach Rücksprache mit dem Min. 
d. Innern endgültig entscheidet. Art. 89 Abs. 4. 

2) VollzugsVerf. $ 36 Abs. 2—5. Landauer a.a. 0. 87. 

3) Zur Geschichte dieses Artikels: Mayer 54 f. Zeller, Die 
kirchlichen Umlagen, Ev. Kirchenblatt f. W., Nr. 2 vom 9, Januar 1904. 
Min.-Erl. v. 11. April 1906, AKKR. Bd. 86, 605 £. 

4) Ueber seine rechtliche Natur Rieker in ZKR, Bd. 23, 221 
bis 225. 
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Funktionen einzig und ausschliesslich berechtigt; eine besondere 
Vertretung der Kirchengemeindegenossen im Sinne derjenigen 
anderer deutscher Kirchenordnungen besteht nicht (Art. 3 
Abs. 2, 12 Abs. 1 u. 2, 50 Abs. 1, 65, 67; VollzV.86)!). Der 
Kirchengemeinderat besteht aus dem Pfarrer des Kirchspiels 
als Vorsitzendem, aus dem Ortsvorsteher, wenn dieser der 
evangelischen Landeskirche angehört, aus dem Kirchenpfleger 
und aus 4—12 (bezw. 13) gewählten weltlichen Mitgliedern 
(Kirchengemeinderäten) (Art. 9, 10; VollzV.8$$ 1—5). Alle Mit- 
glieder sind zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet (Art. 88). 
Kommt eine Wahl des Kirchengemeinderates nicht zustande, 
so ist das Konsistorium befugt, eine kommissarische Verwal- 
tung einzusetzen, welche in die vermögensrechtlichen Befug- 
nisse des Kirchengemeinderates eintritt (Art. 13). Vernach- 
lässigt oder verweigert der Kirchengemeinderat beharrlich die 
Erfüllung seiner Pflichten, so kann er sowohl durch das Kon- 
sistorium als auch durch die Kreisregierung, unter gegen- 
seitigem Einvernehmen, aufgelöst werden (Art. 84 Abs. l). 
Beträgt die Zahl der Kirchengemeinderäte mindestens acht, 
so kann vom Kirchengemeinderat oder vom Gesamtkirchenge- 
meinderat bezw. dessen engerem Rate für gewisse Geschäfte 
ein Verwaltungsausschuss bestellt werden (Art. 26). 
Kirchliche Aufsichtsbehörden sind der Diözesanausschuss 
und das Konsistorium (KG., betr. die evang. Kirchengemein- 
den v. 29. Juli 1888 Art. 8a, 11), staatliche Aufsichtsbehörden 
das Oberamt und die Kreisregierung (Art. 69; VollzV. $ 33). 


2. Die Steuerveranlagung. Der Kirchengemeinderat 
hat die Beschaffung der erforderlichen Mittel in Erwägung zu 
ziehen, die Grundlagen für die Besteuerung mit Unterstützung?) 


!) v,Steinheil 117, Anm. 5. 

?) Erl. v. 16. Januar 1904 betr. die Benutzung der staatlichen Ein- 
kommensteuerakten durch die kirchlichen Behörden, Amtsblatt d. Steuer- 
kollegiums 10. Erl. v. 6. April 1905 betr. die Erleichterung der Be- 
schaffung der Grundlagen für die kirchliche Besteuerung, Amtsblatt d. 
Min. d. Innern 225. 
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der bürgerlichen Behörden (Art. 88; VollzV.$ 49) zu beschaffen, 
den Verteilungsmassstab zu bestimmen und für die Festsetzung 
der Umlage Sorge zu tragen. Der auf die Erhebung einer 
Umlage gerichtete Beschluss des Kirchengemeinderates bedarf 
der Genehmigung der kirchlichen und der staatlichen Aufsichts- 
behörde. Zuständig sind Diözesanausschuss und Oberamt; 
wenn aber die Erhebung regelmässig wiederkehrender Umlagen 
erstmals in Frage kommt, sowie bei ausserordentlichen Umlagen 
— Konsistorium und Kreisregierung. Letztere ist auch dann 
zuständig, wenn das Oberamt Bedenken trägt, die Zustimmung 
zu erteilen (Art. 69)!). Die Staatsbehörde hat insbesondere 
die Ordnungsmässigkeit der Auferlegung, die Leistungsfähig- 
keit der Pflichtigen und die Angemessenheit des Beitragsfusses 
zu prüfen (Art. 65 Abs. 3). Sie hat ferner den bürgerlichen 
Kollegien der beteiligten Gemeinden Gelegenheit zur Aeusse- 
rung ?) (über Höhe, Verteilungsmassstab u. s. w.) zu geben. Die 
Kreisregierung darf eine versagende Entscheidung erst nach 
Benehmen mit dem Konsistorium treffen (Art. 69 Abs. 4, 5). 
Auf Beschwerde — des Kirchengemeinderates oder des Kon- 
sistoriums — gegen die Beschlüsse der Kreisregierung entscheidet 
das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens nach Rück- 
sprache mit dem Ministerium des Inneren, und zwar endgültig 
(Art. 89 Abs. 4). Nach Genehmigung des Umlagebeschlusses 
berechnet der Kirchengemeinderat — bezw., wo ein Verwal- 
tungsausschuss besteht, dieser — die auf die einzelnen Kirchen- 
gemeindegenossen entfallenden Umlagebeträge (Art. 69 Abs. 6). 


3. Die Steuererhebung. Für die Erhebung der Umlage 
hat gleichfalls der Kirchengemeinderat Sorge zu tragen. Die 


!) Ueber den Geschäftsgang vgl. VollzV. $ 33 und KG. v. 29. Juli 
1888, Art. 10a. 11 Abs. 2. Vgl. auch die Verfügung v. 30. März 1906, 
betr. die Genehmigung kirchlicher Umlagen, Amtsblatt d. Min. d. Innern 
113 und Amtsblatt d. Kons. XIV, 15. 

?) Diese Aeusserung kann von den örtlichen kirchlichen Organen in 
geeigneten Fällen vor der Vorlage an die Aufsichtsbehörde schon ein- 
geholt werden VollzV. $ 34). 


Württemberg. Evangelische Kirchengemeinden. 2h 


Berechnung der Umlagebeträge ist für mindestens eine Woche 
zur Einsicht der Pflichtigen aufzulegen, nachdem zuvor Ort 
und Dauer der Auflegung mit dem Anfügen bekannt gemacht 
worden sind, dass Einsprachen gegen Ansatz und Höhe, welche 
nicht binnen der Auflegungsfrist beim Kirchengemeinderat vor- 
gebracht werden, ausgeschlossen seien, soweit die Einsprachen 
nicht bei den Verwaltungsgerichten geltend gemacht werden 
wollen. Gegen die Verfügung des Kirchengemeinderates auf 
die Einsprache ist binnen zweiwöchiger Ausschlussfrist Be- 
schwerde an das Oberamt zulässig, dessen Entscheidung end- 
gültig ist, wenn nicht binnen weiterer zweiwöchiger Ausschluss- 
frist im Wege der Rechtsbeschwerde der Verwaltungsgerichtshof 
angerufen wird!). Nach Erledigung der Einsprachen und 
etwaiger Berichtigung legt der Kirchengemeinderat das Ein- 
zugsregister dem ÖOberamt vor. Nachdem dieses auf dem 
Register die Genehmigung der Umlage bestätigt hat, kann der 
Einzug der Umlage erfolgen (Art. 70). 

Die Steuerschuldigkeiten sind in drei gleichen Beträgen 
am 1. August, 1. November und 1. Februar fällig und spätestens 
am 14. dieser Monate zu entrichten; sie können aber auch 
auf mehrere Ziele bis zum Jahresbetrage im voraus bezahlt 
werden. Das Recht zur Nachforderung verjährt in drei Jahren 
seit Ablauf des Fälligkeitsjahres und wird durch urkundliche 
Zahlungsaufforderung unterbrochen; das Recht zur Zurück- 
forderung verjährt in drei Jahren seit dem Tage der Zahlung 
und wird durch Anbringen der Rückforderung beim Kirchen- 
gemeinderat unterbrochen (Art. 72). 

Die Einziehung der Kirchensteuer ist an sich Aufgabe 
des Kirchenpflegers (Art. 25). Doch können die kirchlichen 
und bürgerlichen Verwaltungsbehörden sich darüber einigen, 
dass die kirchlichen Umlagen zugleich mit den Gemeinde- 
steuern vom Gemeindepfleger erhoben ?) und dem Kirchen- 


!) Sartorius, Die staatliche Verwaltungsgerichtsbarkeit auf dem 
Gebiete des Kirchenrechts, 1891, 71. v. Steinheil 125, Anm. 4. 
®) Es dürfen hierdurch aber den bürgerlichen Gemeinden keine 
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pfleger abgeliefert werden (Art. 71). Die Beitreibung ist Sache 
des Staates. Sie erfolgt auf Anrufen der kirchlichen Behörden 
nach den näheren Vorschriften des Gesetzes vom 18. August 1879 


über die Zwangsvollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher An- 


sprüche (Art. 73) 9. 
4, Rechtsmittel?). Die Arten der Rechtsmittel — Ein- 


sprache, Beschwerde, Klage — wurden bereits erwähnt. Die 


Anfechtung einer Umlageforderung kann auf die objektive 
Gesetzwidrigkeit des Umlagebeschlusses oder auf die Gesetz- 
widrigkeit der individuellen Umlageforderung °) gestützt werden. 
Für Einwendungen ersterer Art ist nach den Grundsätzen des 
Verwaltungsrechtspflegegesetzes (Art. 10, 12) und seiner im 
Art. 90 des Kirchengemeindegesetzes enthaltenen Ergänzungen 
zu verfahren. Für Einwendungen der zweiten Art ist neben 
letzterem noch ein zweiter‘) Weg zugelassen, nämlich der der 
schon erwähnten Einsprache gegen die vom Kirchengemeinde- 
rat gefertigte und aufgelegte Berechnung der einzelnen Um- 
lagebeträge. Dieser Weg ist oben des näheren ausgeführt. 
Gegen die Entscheidung des Oberamts steht dann die Rechts- 
beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof zu (VerwRPflegeG. 
vom 16. Dezember 1876 Art. 13)°). Der nach Massgabe des 


Verwaltungsrechtspflegegesetzes offenstehende Weg ist folgen- 


Kosten entstehen und es muss aus dem Steuerzettel ersichtlich sein, 
was ein Pfarrgenosse als solcher und was er als Gemeindeglied zu zahlen 
hat. Motive, bei v. Steinheil 126. 

!) Näheres Freyer, AKKR. Bd. 88, 13. 

?) Sartorius, Die staatliche Verwaltungsgerichtsbarkeit, 33, 
69—72. v. Steinheil 125 f, Anm. 4. v. Goez a.a.0. 310f. Goez, 
Die Verwaltungsrechtspflege in W. 1902, 336—8340. Freyer, AKKR. 
Bd. 88, 13 £. 

®) Beispiele bei Sartorius 71. 

*) Wie lange man das Wahlrecht zwischen beiden Wegen hat, 
darüber v. Steinheil 125 £, Anm. 4. Landauer 92, Anm. 2. Goez, 
Verwaltungsrechtspflege 338. 

5) Sartorius 71. v. Steinheil 125, Anm. 4. Goez, Verwal- 
tungsrechtspflege 337 £. 
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der: Zuständig ist in erster Instanz die Kreisregierung, in 
zweiter der Verwaltungsgerichtshof. Eine Frist zur Anrufung 
des Gerichts besteht hier nicht. Die Verwaltungsgerichte ent- 
scheiden alle Streitigkeiten über kirchliche Umlagen !), hierbei 
inzidenter auch über die Eigenschaft der Kirchengemeindezu- 
gehörigkeit; dagegen sind die Beschlüsse über den Massstab 
kirchlicher Umlagen (Art. 67) und über die Höhe der Gesamt- 
umlage ?) der Anfechtung vor den Verwaltungsgerichten ent- 
zogen. Dies ist einleuchtend, da bei ihnen nicht feste Normen, 
sondern wechselnde Zweckmässigkeitsrücksichten massgebend 
sind (Art 66) (G. v. 16. Dezember 1876 Art. 10 Nr. 17, Art. 13; 
KGem@G. Art. 90). Endlich ist noch für Geldforderungen, für 
die das Verwaltungsgericht zuständig, aber eine vollstreckbare 
Entscheidung nicht ergangen ist, ein an das Mahnverfahren 
erinnerndes vereinfachtes Verfahren, das „Schuldklageverfahren“ 
vor dem zuständigen Gemeindegericht gegeben. Dieses wird 
jedoch hinfällig, sobald der Schuldner Widerspruch erhebt 
(G. v. 18. August 1879 Art. 79) °). 


Kapitel 2. 
Die katholischen Pfarrgemeinden. 


8 68. 


Als Abweichungen des Steuerrechts in den katholischen 
Pfarrgemeinden‘) von dem in den evangelischen Kirchengemein- 
den sind die nachstehenden zu vermerken: 


!) Auch Streitigkeiten zwischen Mutterort und Filial über das Bei- 
tragsverhältnis, 

2) Goez 310. Steinheil 125. 

®) Freyer, AKKR. Bd. 88, 13 f. 

*) Landauer, Das Gesetz betr. die Vertretung der katholischen 
Pfarrgemeinden u. s. w. 1890, 82—96. 299 f. 411—415. Kienea.a.0. 
31—46. 103—116. 127—135. 137. Freyer im AKKR. Bd. 87, 654 f. 
Gugel a.a.0. 417. Silbernagl, Lehrbuch des katholischen KR., 
3. Aufl, 714 u. 716. 
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I. Das materielle Recht. Inhaber des Besteuerungs- 
rechts sind die — als öffentliche Körperschaften mit dem Rechte 
der juristischen Persönlichkeit ausgestatteten — katholischen 
Pfarrgemeinden (Art. 1), ausgenommen die Militärpfarrgemein- 


den (Art. 71)!). Die vom Bischof im Einverständnis mit der 


Staatsregierung als solche anerkannten Filialgemeinden ?) bilden 
bezüglich der gemeinsamen Angelegenheiten einen Teil der 


Muttergemeinde. In grösseren Orten mit mehreren Pfarr- 


gemeinden können die gemeinsamen Angelegenheiten gemein- 


sam beraten und beschlossen werden (Art.1 Abs. 2 u. 4); der \ 


Kreis dieser Angelegenheiten wird durch Ortsstatut bestimmt 
(Art. 1a Abs. 2, 61). Die Ausübung des Besteuerungsrechts 
ist an die gleichen Voraussetzungen geknüpft wie in der 
evangelischen Kirche (Art. 38). Umlagepflichtig sind die Pfarr- 
gemeindegenossen ?) (Art. 38, 43; VollzV. $ 37), einschliesslich 
der Geistlichen *). Ueber den Verteilungsmassstab ist das Ent- 
sprechende wie in dem evangelischen Kirchengesetz angeordnet. 
Die ortsstatutarischen Vorschriften hierüber unterliegen der 
Genehmigung des bischöflichen Ordinariates und der Kreis- 
regierung (Art. 39, 40, 61, 65; VollzV. $ 36). 


II. Das formelle Steuerrecht. Oertliches Kirchen- 
steuerorgan ist der Kirchenstiftungsrat bezw. der Gesamtkirchen- 
stiftungsrat (Art. 1—3, 20; VollzV. $$ 1—6), dessen regel- 
mässige Amtsverrichtungen jedoch auch hier durch Ortsstatut 
einem „engeren Rat“ übertragen werden können (Art. 1, 1a). 
Kommt eine Wahl des Kirchenstiftungsrates nicht zustande, 
so kann sowohl das bischöfliche Ordinariat als die Kreisregie- 
rung, unter gegenseitigem Einvernehmen, eine kommissarische 


ı) Kiene 137. 

2) G. v. 30. Januar 1862, betr. die Regelung des Verhältnisses der 
Staatsgewalt zur katholischen Kirche, $ 17 Abs. 1. 

3) Wer dazu gehört, ist im Gegensatz zum ev. Gesetz im kathol. 
Pfarrgemeindegesetz nicht beantwortet. Entscheidend ist also das kathol. 
Kirchenrecht. Kiene 16 ft. 

*) Kiene 19—22. 109. 
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Verwaltung einsetzen (Art. 60). Bezüglich Auflösung und 
Pflicht zur Amtsverschwiegenheit bestehen keine abweichenden 
Vorschriften (Art. 59, 64). Auch hier kann in grösseren Pfarr- 
gemeinden ein Verwaltungsausschuss bestellt werden (Art. 16). 
Kirchliche Aufsichtsbehörde ist das bischöfliche Ordinariat, 
staatliche das Oberamt oder die Kreisregierung (Art. 41, 65). 
Hinsichtlich der Steuerveranlagung (Art. 25, 38 Abs. 3, 41, 42, 
64; VollzV. 88 33. 34. 49), der Steuererhebung (Art. 13, 44—48) 
und der Rechtsmittel (Art. 66) ist auf das evangelische Recht 
zu verweisen. 


III. Sachsen- Weimar. 


Kapitel 1. 
Die evangelische Kirche !). 
$ 69. 
I. Das materielle Umlagenrecht. 


1. Die Kirchgemeinden sind entweder Pfarrgemeinden oder 
Personalgemeinden, d. h. Gemeinden, bei denen die Zugehörig- 
keit durch Stand oder Stellung bedingt wird. Sie haben die 
Rechte einer juristischen Person (KGO. $ 1 Abs. 1). Das Be- 
steuerungsrecht der Kirchgemeinden gründet sich auf 
ihre gesetzlich ausgesprochene Verpflichtung, für Beschaffung 
und Erhaltung der Mittel zur Befriedigung ihrer kirchlichen 
Bedürfnisse zu sorgen, soweit diese nicht durch auf anderen 
Rechtsgründen beruhende Leistungen zu decken sind. Unter 
diesen Mitteln ist alles zu verstehen, was zur Erhaltung und 
Förderung des kirchlichen Lebens in der Kirchgemeinde ge- 
hört (G. v. 24. Februar 1894 $ 2). Ausserdem zählen dazu 
aber auch die gesetzlichen und die der Gemeinde sonst recht- 
lich obliegenden Leistungen zur Aufbringung der Besoldung 
der Geistlichen (KG. v. 21. November 1901 betr. die Besol- 


!) Literatur siehe S. 123 Anm. 2. 
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dungen der evangelischen Geistlichen und den Zentralfonds für 
dieselben, $$ 10. 13. 14)"), der Ruhegehalte der Geistlichen 
(KG. vom 22. November 1901, betr. die Ruhegehalte der evan- 
gelischen Geistlichen und die Pensionsanstalt für dieselben 
($ 3)?), sowie der Kosten der Landessynode und ihres Aus- 
schusses (KGO. $ 1 Abs. 5)°?). Reichen zur Deckung der 
Bedürfnisse die ständigen Einnahmen aus dem Kirchenver- 
mögen und die etwaigen anderweiten Leistungen nicht aus 
und treten nicht ausserordentliche Zuwendungen ein, so sind 
die fehlenden Mittel durch kirchliche Umlagen aufzubringen 
(KGO. $ 1 Abs. 4). 


2. Umlagenpflichtig ist jedes Mitglied (K@O. $$ 3. 4) 
der Kirchgemeinde (UmlG. $ 3 Nr. 1) bis zum Höchstbetrage 
von !s der Gesamtumlage (UmlG. $ 7 Nr. 1). Wegen der 
früheren Mitglieder des vormaligen Oberappellationsgerichts 
Jena sowie der Lehrer, Beamten und Diener der Universität 
Jena bewendet es gegenüber der Kirchgemeinde beim bis- 
herigen Rechtsverhältnis (Uml&G. $S 7 Nr. 2). Man kann 
mehreren Kirchgemeinden angehören. Der Pfarrer ist Mit- 
glied jeder Kirchgemeinde seiner Parochie (KGO. $ 3), hat 
aber nur an seinem Wohnorte zu den kirchlichen Umlagen 
beizutragen (KGO. $ 26). Diese Umlagepflicht erlischt beim 
Austritt aus der Kirche mit Beginn des auf die Austritts- 
erklärung folgenden Kalenderjahres; jedoch hat der Aus- 
getretene zu den Kosten eines ausserordentlichen Baues, dessen 
Notwendigkeit vor Ablauf des Austrittsjahres festgestellt wird, 
bis zum Ablauf des zweiten, auf die Austrittserklärung folgen- 
den Jahres beizutragen, wie wenn er seinen Austritt nicht 
erklärt hätte (G. v. 10. April 1895, betr. die Konfession der 
Kinder aus gemischten Ehen zwischen Evangelischen und 


1) RegBl. 1901, 255. 

?) RegBl. 1901, 263. 

®) SynO. v. 29. März 1873, $ 37 Abs. 2 u. 3. KG. v. 19. Dezem- 
ber 1874 (Vollert 269). 
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Katholiken sowie den Konfessionswechsel der Evangelischen 
und Katholiken, $ 10)}). 


3. Die Umlegung erfolgt nach dem Massstabe der Heran- 
ziehung der Kirchgemeindemitglieder zu den Gemeindesteuern 
(UmlG. $ 3 Nr. 1). 

a) Diese Umlegung bietet keine weiteren Schwierigkeiten, 
wenn in der politischen Gemeinde nach den gesetzlichen Vor- 
schriften Umlagen erhoben werden. Für diesen Fall ist nur 
zu erwähnen, dass zu dem zu berücksichtigenden gemeinde- 
steuerpflichtigen Einkommen auch das zu rechnen ist, welches 
der Kirchensteuerpflichtige als Inhaber oder Mitinhaber einer 
Handelsfirma oder als Mitglied eines Personenvereins nach der 
Gemeindesteuerrolle zu versteuern hat, wobei gleichheitliche 
Anteile der mehreren Firmeninhaber oder Vereinsmitglieder 
zu vermuten sind (UmlG. $ 3 Nr. 2). 

b) Einer besonderen Regelung bedurfte es für den Fall, 
dass die politische Gemeinde im Wege des Ortsstatuts eine 
besondere Regelung der Gemeindebesteuerung vorgenommen 
hat. Besteht diese Regelung lediglich in der Festsetzung eines 
je nach Höhe des steuerpflichtigen Einkommens verschiedenen 
Prozentsatzes seiner Heranziehung zur Gemeindesteuer, so findet 
$ 3 Nr. 1 des Umlagengesetzes Anwendung ($ 4 Nr. 1). Er- 
streckt sich jene Regelung aber auf andere Punkte als die 
Festsetzung eines verschiedenen Prozentsatzes, so bleibt es dem 
Kirchgemeindevorstand überlassen, entweder diese Regelung 
auch für die kirchlichen Umlagen gelten zu lassen oder deren 
Verteilung in anderer geeigneter Weise zu regeln; letzteres 
bedarf jedoch der Genehmigung des Staatsministeriums und 
kann nur mit der Beschränkung geschehen, dass bei Fest- 
stellung des heranzuziehenden Einkommens nicht über das- 
jenige Einkommen der Pflichtigen hinausgegangen wird, 
welches nach den allgemeinen landesgesetzlichen Bestimmungen 


!) RegBl. 1895, 129. Schmidt, Neue Beiträge zum Austritt aus 
der Kirche. Festschrift für Friedberg, 1908, 39. 
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der Heranziehung zu den Gemeindelasten des gleichen Ortes 
unterfällt ($ 4 Nr. 2 UmlG.). 


c) Einer besonderen Regelung bedurfte es ferner für den 
Fall, dass Gemeindeumlagen gar nicht erhoben werden. In 
solchem Falle erfolgt die Verteilung der Kirchenumlagen ent- 
weder nach Verhältnis der zur Berechnung der Stimmberech- 
tigung in der Gemeinde festgestellten Einkommensbeträge der 
Pflichtigen oder nach Beschluss des Kirchgemeindevorstandes 
in anderer geeigneter Weise. Der Beschluss unterliegt der 
staatsministeriellen Genehmigung und der zu b) gedachten Be- 
schränkung ($ 6). 


d) Sind in einer zusammengesetzten Parochie gemeinsame 
Parochiallasten aufzubringen, so ist zu unterscheiden, ob bereits 
feststeht, zu welchen Anteilen die einzelnen Orte zu diesen 
Lasten beizutragen haben, oder nicht. Im ersten Falle be- 
wendet es bei den zu a) und b) dargelegten Vorschriften. Im 
zweiten Falle beschliessen die Kirchgemeindevorstände, ob die 
Verteilung der Umlagen nach der Regel ($ 3 Nr. 1) oder in 
anderer geeigneter Weise vorgenommen werden soll. Auch 
dieser Beschluss unterliegt der staatsministeriellen Genehmigung 
und der zu b) gedachten Beschränkung. Wird ein solcher 
Beschluss nicht gefasst oder nicht genehmigt, so bestimmt das 
Staatsministerium nach Gehör der Kirchgemeindevorstände und 
des Bezirksausschusses unter Ausschluss des Rechtsweges die 
Anteile ($ 5). 


e) Soll ein bezüglich der kirchlichen Umlage bestehendes 
abweichendes Herkommen durch Beschluss des Kirchgemeinde- 
vorstandes der Umlageerhebung zugrunde gelegt werden, so 
unterliegt dieser Beschluss der staatsministeriellen Genehmigung 
und der zu b) gedachten Beschränkung. Bestehen in einer 
zusammengesetzten Parochie Rechtsnormen über die Beitrags- 
pflicht der einzelnen Orte, so bewendet es ‘bei diesen, selbst 
dann, wenn nicht alle Orte dem Grossherzogtum ange- 


"hören ($ 3). 
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‚1. Das formelle Umlagenrecht. 


1. Die hier zuständigen Organe der Kirchgemeinde sind 
der Kirchgemeindevorstand (KGO. $$ 7—21) und die Kirch- 
gemeindeversammlung (KGO. $$ 22—24) }). 

2. Die zu erhebende Umlage wird durch Beschluss des 
Kirchgemeindevorstandes und der Kirchgemeindeversammlung 
festgesetzt. Der Beschluss bedarf der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde, d. h. der Kircheninspektion (KG0. $ 24 
Abs. 1 Nr. 5). Staatsministerielle Genehmigung ist nur in den 
vermerkten besonderen Fällen (UmlG. $$ 4 Nr. 2, 5 Nr. 2, 6) 
erforderlich (Ausführ.-V. vom 14. August 1895, $ 37). Lässt sich 
bei der Ausschreibung schon im voraus mit Sicherheit beur- 
teilen, dass derjenige Prozentsatz, welcher in dem betreffenden 
Jahre ausgeschrieben werden soll, auch in den folgenden 
Jahren zur Erhebung gelangen muss, so empfiehlt es sich, 
nicht für jedes Jahr die Erlaubnis zur Umlageerhebung be- 
sonders nachzusuchen, sondern alsbald darum zu bitten, dass 
die betreffende kirchliche Umlage bis auf weiteres auch für 
jedes folgende Jahr erhoben werden dürfe (V. v. 14. August 
1895 $ 37). Nach Einstellung der einzelnen Umlagebeträge 
in die Umlagerolle ist diese nach ortsüblicher Bekanntmachung 
acht Tage lang zur Einsichtnahme für die Beteiligten in die 
sie betreffenden Einträge vom Kirchgemeindevorstand aufzu- 
legen. 


3. Die zwangsweise Eintreibung nicht gezahlter 
Kirchenumlagen geschieht nach den Bestimmungen des Gesetzes 
vom 8. Dezember 1899 über die Zwangsvollstreckung im Ver- 
waltungswege ($ 5 Abs. 1 Nr. 2)°). Für die Zwangsbeitrei- 


!) In gewissem Sinne kann man auch den Kirchenrat dahin rechnen. 
Er beschliesst nämlich über Zwangsmassregeln gegen solche Gemeinden, 
welche bei Uebernahme oder Erfüllung gesetzlicher Leistungen wider- 
spenstig oder säumig sind. V. v. 25. November 1874, $ 2 Nr. 3. Hierin 
liegt eine Art Zwangsetatisierungsbefugnis des Kirchenrats. 

2?) Dieses Gesetz trat an die Stelle des früheren v. 13. Mai 1879, 
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bung ist als Vollstreckungsbehörde diejenige Behörde zuständig, 
welcher die Erhebung der beizutreibenden Kirchensteuern ob- 
liegt ($ 5 Abs. 3). 

4. „Berufungen“ der beteiligten Kirchgemeindeglieder 
sind binnen einer Ausschlussfrist von 14 Tagen nach Ablauf 
des letzten Tages der Offenlegung der Umlagerolle beim 
Kirchgemeindevorstand „einzuwenden“, welcher die Entschei- 
dung der zuständigen Kircheninspektion einholt. Gegen diese 
Entscheidung ist bei unrichtiger Anwendung von gesetzlichen 
oder Vollzugsbestimmungen binnen vierzehntägiger Ausschluss- 
frist die bei der zuständigen Kircheninspektion einzuwendende 
„Oberberufung“ an das Staatsministerium zulässig. Weitere 
Rechtsmittel finden nicht statt. Der Rechtsweg ist ausge- 
schlossen ($ 9). 


Kapitel 2. 
Die katholische Kirche. 


$ 70. 

Rechtsquelle ist das Gesetz betreffend die kirchlichen Um- 
lagen in den katholischen Kirchengemeinden vom 6. Dezember 
1899 (RegBl. 729). Vorbildlich für die Regelung war das 
Umlagenrecht der evangelischen Kirchengemeinden. 


I. Das materielle Umlagenrecht. 


1. Jede Kirchgemeinde muss für Beschaffung und Erhal- 
tung der Mittel zur Befriedigung ihrer kirchlichen Bedürfnisse 
sorgen, soweit sie nicht durch auf anderen Rechtsgründen be- 
ruhende Leistungen zu decken sind oder nicht Vermögens- 
bestände der Kirchenstiftungen herangezogen werden können. 
Unter diesen Mitteln ist alles zu verstehen, was zur Erhaltung 
und Förderung des Gemeindelebens gehört, einschliesslich der 


die Zwangsbeitreibung öffentlicher Abgaben und Gefälle betr., mit Nach- 
trag v. 13. Dezember 1830. G. v. 1899, & 87. 
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zur Erhaltung der Kirchen- und Pfarreigebäude erforderlichen 
Aufwendungen ($ 1). Erforderlichenfalls ist der Bedarf durch 
Umlagen aufzubringen. Doch sind die Kirchengemeinden nicht 
verpflichtet, zur Aufbringung der Besoldungen der Geistlichen 
Umlagen zu erheben. 

2. Bezüglich der Umlagenpflicht ist im allgemeinen auf 
das evangelische Recht zu verweisen ($$ 2, 6; G. vom 10. April 
1895, $ 10). Die Immediatkommission für das katholische 
Kirchen- und Schulwesen kann, vorbehaltlich der Beschwerde 
an das Staatsministerıum, auswärts zerstreut wohnende Paro- 
chianen ganz oder teilweise von der Pflicht entbinden; auch 
kann der Pfarrer zu Umlagen für Kultuskosten nicht, zu anderen 
Umlagen nur am Wohnort herangezogen werden ($ 2). Auch 
bezüglich des Verteilungsfusses finden die für das evangelische 
Recht verzeichneten detaillierten Vorschriften (oben zu 3 b-e) 
mit geringfügigen Modifikationen Anwendung. Bevor aber von 
den Aufsichtsbehörden eine Entschliessung gefasst wird, hat 
die Immediatkommission das bischöfliche Generalvikariat zu 


hören ($$ 2—5. 7. 8). 


II. Das formelle Umlagenrecht. 


Ueber die Verteilung der Umlagen beschliessen die Kirch- 
vorsteherämter mit Genehmigung der Immediatkommission für 
das katholische Kirchen- und Schulwesen. Die Umlagerolle 
ist eine Woche zur Einsicht für die Beteiligten in die sie 
betreffenden Einträge vom Kirchvorsteheramt nach orts- 
üblicher Bekanntmachung aufzulegen. Berufungen der be- 
teilisten Mitglieder sind binnen zweiwöchiger Ausschlussfrist 
beim Kirchvorsteheramt einzuwenden. Die Immediatkommis- 
sion entscheidet. Gegen ihre Entscheidung ist binnen zwei- 
wöchiger Ausschlussfrist die bei ihr einzuwendende Öber- 
berufung an das Staatsministerium zulässig, wenn es sich um 
unrichtige Anwendung gesetzlicher oder Vollzugsvorschriften 
handelt. Weitere Rechtsmittel oder der Rechtsweg finden nicht 
statt (8 9). 
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Kapitel 1. 
Die evangelische Kirche. 


SA 
A. Das Steuerrecht der evangelischen Kirchengemeinden. 


I. Das materielle Steuerrecht. 


1. Das Kirchengesetz vom 12. Dezember 1908 hat unter 
staatsgesetzlicher Genehmigung (StG. v. 29. März 1909, $1 Abs.1) 
den evangelischen Kirchengemeinden mit Ausschluss der Militär- 
gemeinden ($ 3 StG.) ein kirchliches Besteuerungsrecht ver- 
liehen. Diejenigen Ausgaben, welche durch die Besorgung des 
äusseren Gottesdienstes, durch die Verwaltung des Kirchen- 
vermögens oder durch ihm obliegende Verpflichtungen ?) er- 
forderlich werden, sind zunächst aus den Einkünften des 
Kirchenvermögens zu bestreiten (GemO. $ 26). Soweit die 
verfügbaren ($ 27) Einkünfte der Kirchengemeinden dazu nicht 
ausreichen, sind die Kirchengemeinden berechtigt, von ihren 
Angehörigen Gemeindekirchensteuern zu erheben ($ 29). 

2. Steuerpflichtig sind alle Angehörigen der evangelischen 
Landeskirche ?), welche in dem Bezirk der Kirchengemeinde 


!) Literatur siehe S. 137 Anm... 

2) 2.B. die Kosten der Errichtung und Verwaltung der Pfarrkassen, 
KG. betr. Pfarrkassen, vom 12. Dez. 1908, $ 6, AKBl. 1910, 349; ferner 
die Umzugskosten von Geistlichen, KG. v. 23. Dez. 1909, AKBI. 1910, 215. 

®) Dazu gehören nicht die ausgeschiedenen Altlutheraner. Vgl. die 
Gesetze v. 26. März 1866. Eintritt und Austritt regelt das KG. betr. 
die Zugehörigkeit zur Landeskirche v. 18. Februar 1907 (AKBl. 1909, 
388 ff.). Die Aufnahme von Mitgliedern anderer deutscher ev. Landes- 
kirchen geschieht von selbst, sobald sie im Gebiete des Fürstentums W. 
oder P. ihren Wohnsitz genommen haben (KG. $ 2). Die Aufnahme 
solcher Personen, welche aus der Landeskirche ausgeschieden sind, der 
Katholiken, der Altlutheraner, der Angehörigen anderer christlicher 
Religionsgemeinschaften oder Sekten oder christlicher Ausländer erfolgt 
auf Antrag des Aufzunehmenden durch Beschluss des Kirchenvorstandes 
($ 3). Den Austritt aus der Landeskirche regeln die $$ 13—18 KG. 
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einen Wohnsitz haben ($ 30). Unberührt bleiben die auf 
speziellen Rechtstiteln beruhenden Steuerverpflichtungen ($ 33). 
Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des auf die 
Begründung des Wohnsitzes folgenden Monats. Die Steuer- 
pflicht erlischt durch den Tod des Steuerpflichtigen mit Ab- 
lauf des Sterbemonats, ferner durch Aufgeben des Wohnsitzes 
_ mit dem Ablauf des Monats der tatsächlichen Aufgabe (sofern 
jedoch bis dahin der Kirchengemeinde keine Anzeige erstattet 
ist, mit dem Ablauf des folgenden Monats), endlich durch den 
Austritt aus der Landeskirche mit der Massgabe, dass der 
Austretende zu den Kosten eines ausserordentlichen Baues, 
dessen Notwendigkeit vor Ablauf des Austrittsjahres festgestellt 
ist, bis zum Ablauf des zweiten folgenden Kalenderjahres bei- 
zutragen hat, wie wenn er seinen Austritt nicht erklärt hätte 
($ 31). Die beim Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden ge- 
setzlichen Befreiungen von der Staatssteuer oder den staatlich 
veranlagten Steuern haben die entsprechende Befreiung von 
der Kirchensteuer zur Folge; unberührt bleiben die auf spe- 
ziellen Rechtstiteln beruhenden Befreiungen von der Kirchen- 
steuer ($$ 32 £.). 


3. Die Steuern sind für das Rechnungsjahr in gleichen 
prozentualen Zuschlägen zu den direkten Staatssteuern (Klassen-, 
Grund-, G@ewerbe- und Betriebssteuer) umzulegen. Zu berück- 
sichtigen sind nur diejenigen Beträge der Staatsabgaben, welche 
in der Gemeinde veranlagt sind; doch dürfen auch Gehälter, 
Pensionen und Wartegelder, welche aus ausländischer Staats- 
kasse bezogen (und deshalb zu den inländischen Steuern nicht 
herangezogen) werden, nach Massgabe einer im Umlegungs- 
verfahren fingiert zu veranlagenden Klassensteuer berücksichtigt 


werden ($ 34). 


II. Das formelle Steuerrecht. 


1. Veranlagung und Erhebung ist grundsätzlich Aufgabe 
des Kirchenvorstandes ($$ 35, 37). Die Veranlagung erfolgt 
für das Rechnungsjahr, an dessen Stelle eine Periode von zwei 
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oder drei Jahren gesetzt werden kann ($ 35). Ueber die Be- 
willigung der Steuern beschliesst der Kirchengemeinderat ($ 25). 
Der Beschluss unterliegt der Genehmigung des Konsistoriums 
($ 43). Werden die zur Bestreitung kirchlicher Bedürfnisse 
erforderlichen Steuern nicht rechtzeitig vom Kirchenvorstand 
beantragt, so können sie auf Antrag des zuständigen Geist- 
lichen oder Superintendenten oder von Amts wegen durch das 
weitere, durch den Synodalausschuss verstärkte Konsistorium 
beschlossen werden. Die Ausführung des Beschlusses wird vom 
Konsistorium veranlasst. Dieser Beschluss entscheidet sowohl 
die Bedürfnis- als auch die Deckungsfrage ($ 36). Auch ab- 
gesehen hiervon kann ausnahmsweise, zum Beispiel bei Säumig- 
keit des Kirchenvorstandes, die Veranlagung und Erhebung der 
Steuer vom Konsistorium in die Hand genommen werden ($ 37). 
Der Steuerbeschluss kann erst dann vollstreckt werden, wenn 
er von der Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt worden ist 
(StG. $ 1 Abs. 2). Zu diesem Zweck ist die vom Kirchen- 
vorstand oder anderweit aufgestellte Umlagerolle dem Kreis- 
amtmann einzureichen, welcher sie prüft und nach Anhörung 
des Kreisvorstandes eventuell für exekutorisch erklärt (StG. 
$ 1 Abs. 3). 

Die Erhebung der Kirchensteuern, der Prozentsatz und 
die Zahlungstermine sind ortsüblich bekannt zu machen. Bei 
Zugängen im Laufe des Jahres bedarf es stets besonderer Mit- 
teilung ($ 38). Die Vollstreckung erfolgt gemäss dem Gesetz 
vom 17. Januar 1900. 

2, Rechtsmittel. Dem Herangezogenen steht gegen die 
Veranlagung bezw. Heranziehung Einspruch zu. Der Einspruch 
hebt die Zahlungspflicht nicht auf. Er ist binnen vier Wochen 
seit Bekanntmachung bezw. Zahlungsaufforderung beim Kirchen- 
vorstand einzulegen, welcher über ihn beschliesst ($$ 39, 40). 
Gegen die Entscheidung des Kirchenvorstandes über den Ein- 
spruch steht dem Steuerpflichtigen und, falls das Konsistorium 
die Veranlagung und Erhebung der Steuer übernommen hat, 
auch diesem die Beschwerde an den Kreisvorstand offen, welche 
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binnen drei Wochen seit dem Tage nach Zustellung der Ent- 
scheidung beim Kreisamtmann einzulegen ist. Gegen die Ent- 
scheidung des Kreisvorstandes kann während einer gleichen 
Frist sowohl vom Beschwerdeführer wie von der veranlagenden 
Kirchenbehörde der Rekurs an den Landesdirektor erhoben 
werden (StG. $ 2). 


B. Das Steuerrecht der vereinigten evangelischen Landeskirche. 


1. Zur Deckung der allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse 
kann eine landeskirchliche Steuer erhoben werden. Beitrags- 
pflichtig sind die Mitglieder der vereinigten evangelischen Kirche 
der Fürstentümer Waldeck und Pyrmont, das heisst alle Evan- 
gelischen, welche im Gebiet der Fürstentümer ihren Wohnsitz 
haben, mit Ausnahme der Altlutheraner !) und der aus der Landes- 
kirche anerkannt Ausgeschiedenen ?). Der Austritt aus der Landes- 
kirche regelt sich nach den $$ 13—18 des Kirchengesetzes vom 


18. Februar 1907. Die Kirchensteuern bestehen in Zuschlägen zu 
den direkten Staatssteuern ?) und müssen auf diese nach gleichen 


Prozentsätzen umgelegt werden. Der Betrag der zu erhebenden 
Geldmittel darf 143% der gesamten direkten Staatssteuern in 


einem Jahre nicht überschreiten, widrigenfalls die vorherige 


Genehmigung des Landtages eintreten muss (SynO. $ 42, G. 
betr. die SynO. vom 31. Januar 1875). 


2. Die Beschaffung der Unterlagen für die Veranlagung 
der Steuer liegt den Kirchenvorständen der einzelnen Orts- 
kirchengemeinden ob. Diese haben Listen aller der Kirchen- 
gemeinde angehörigen, zur Zahlung direkter Staatssteuern ver- 
pflichteten Personen aufzustellen und darin auch diejenigen 
Angehörigen der Landeskirche aufzunehmen, welche in der 
Gemeinde Grundeigentum oder einen gewerbe- oder betriebs- 


!) Gesetz v.26. März 1866, die Bildung besonderer Kirchengemeinden 
der separierten Lutheraner betr. 


?) KG. vom 18. Februar 1907, $1. So vorher schon Gesetz vom 
26. März 1866, $ 3. 
3) Klassen-, Grund-, Gewerbe- und Betriebssteuer, 
Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 22 
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steuerpflichtigen Betrieb besitzen (V. vom 16. April 1901, $ 1). 
Die Veranlagung geschieht auf Grund der Listen durch das 
Konsistorium (KG. vom 31. März 1898, $ 1; V.$$ 2. 3). Dieses 
hat den Voranschlag über die zur Deckung der allgemeinen 
Kirchenbedürfnisse erforderlichen Mittel aufzustellen und der 
Synode vorzulegen (SynO. $ 52). Diese beschliesst über die 
allgemeinen Ausgaben zu kirchlichen Zwecken und die Deckungs- 
mittel (SynO. $ 42). Die Beschlüsse über die Aufbringung 
der zur Deckung kirchlicher Bedürfnisse erforderlichen Geld- 
mittel können erst dann vollstreckt werden, wenn sie von der 
Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt worden sind. Zu diesem 
Zweck sind die von den kirchlichen Organen aufgestellten 
Umlagerollen dem Landesdirektor einzureichen, welcher sie mit 
Rücksicht auf die rechtliche Natur der geforderten Leistung, 
die Richtigkeit des Beitragsfusses und die Leistungsfähigkeit 
der Pflichtigen prüft und eventuell für exekutorisch erklärt 
(&. betr. die SynO. vom 31. Januar 1873). Nach Erteilung 
der Vollzugsreiferklärung werden die Zuschläge in derselben 
Weise wie die übrigen Steuern erhoben. Die Einziehung der 
Steuer und ihre Abführung an die Landeskirchenkasse liegt 
wiederum den Kirchenvorständen ob (SynO. $ 42; G. vom 
31. Januar 1873; V. $ 4; KG. vom 31. März 1898, $$ 1, 2). 
Sie sind befugt, diese Geschäfte unter eigener Verantwortlich- 
keit durch die Kirchenrechner oder sonstige geeignete Bevoll- 
mächtigte gegen Vergütung besorgen zu lassen (V.$ 5). Wird 
die Steuer nicht zu den durch den Erheber bekannt gegebenen 
Terminen entrichtet, so erfolgt ihre zwangsweise Beitreibung 
durch den staatlichen Steuerexekutor (V. SS 6, 7). 
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Rechtsquelle ist zunächst das Gesetz vom 20. Januar 1902. 
Die katholischen Kirchengemeinden sind befugt, zur Deckung 
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ihrer Bedürfnisse, insbesondere, um das Diensteinkommen ihrer 
Pfarrer angemessen zu erhöhen, Beiträge mittels Aufschlägen 
auf die direkten Staatssteuern zu erheben ($ 1). Die zur Auf- 
besserung des Diensteinkommens der Pfarrer erforderlichen 
Geldmittel dürfen von den Kirchengemeinden in so weit nicht 
verweigert werden, als das Erfordernis den Betrag von 5° 
der von der Gemeinde aufzubringenden direkten Staatssteuern 
nicht übersteigt. Verweigert ein Gemeindeausschuss die Be- 
willigung dieser Mittel, so ist der Landesdirektor im Einver- 
nehmen mit dem Bischof befugt, die Mittel im Verwaltungs- 
zwangsverfahren einziehen zu lassen ($ 3). — Steuerpflichtig 
sind die Mitglieder der katholischen Kirchengemeinden. Für 
die Beschlussfassung über die Aufbringung ihrer Beiträge und 
deren Erhebung gelten die näheren Bestimmungen der Ab- 
schnitte II—IV des Gesetzes vom 1. Februar 1869. 
Herangezogen werden sämtliche in der Gemeinde bezw. 
Kirchspielsgemarkung gelegenen Grundstücke der in der Ge- 
meinde oder im Kirchspiel wohnhaften Pflichtigen, ferner aus- 
wärts wohnende katholische Gutseigentümer von ihren in der 
Gemeinde belegenen bewirtschafteten Gütern. Bei gemischten 
Ehen wird bloss der katholische Ehemann, die katholische 
Frau nur dann, wenn Grundstücke als ihr Eigentum registriert 
sind, herangezogen. Die Verteilung geschieht durch Auf- 
schläge auf die direkten Staatssteuern, und zwar auf die ein- 
zelnen nach gleichen Prozentsätzen. Die Grundsteuer bleibt 
so weit unberücksichtigt, als sie staatlich nicht in Hebung ist. 
Die Güter der katholischen Forensen werden nach der von 
ihnen zu entrichtenden Grundsteuer herangezogen ($ 14). 
Nach vierzehntägiger Offenlegung eines vom Kirchen- 
vorstande aufgestellten Voranschlages über die erforderlichen 
Bauaufwendungen beschliesst der kirchliche Gemeindeausschuss 
über die Bewilligung der notwendigen Mittel und die Art ihrer 
Aufbringung. Nach so erfolgter Feststellung veranlasst der 
Kirchenvorstand Verteilung, Erhebung und Verrechnung der 
Beiträge. Er stellt nach den requirierten Staatssteuerlisten 
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eine Erhebungsliste auf und legt sie 14 Tage offen. Während 
dieser Frist können Reklamationen bei ihm angebracht werden. 
Gegen die Verfügung des Kirchenvorstandes über die Re- 
klamationen findet binnen acht Tagen Berufung an den Kreis- 
rat, von da in gleicher Frist an die obere Kirchenbehörde und 
den Landesdirektor statt. Hat der Kirchenvorstand sodann die 
Liste durch Beschluss für vollstreckbar erklärt, so erfolgt die 
Erhebung der Beiträge im Steuerexekutionswege auf Grund der 
Beitragsliste durch den Kirchenrechner gegen eine vom Ausschuss 
zu bestimmende billige Vergütung. Nach Ablauf des Jahres hat 
der Kirchenrechner Rechnung zu legen ($$ 29—33. 35). 

Beschlüsse der kirchlichen Gemeindeausschüsse über die 
Aufbringung von Beiträgen können erst dann vollstreckt werden, 
wenn sie vom Landesdirektor für vollzugsreif erklärt worden 
sind. Zu diesem Zwecke sind die von den kirchlichen Organen 
aufgestellten Umlagerollen dem Landesdirektor einzureichen, 
welcher sie mit Rücksicht auf die rechtliche Natur der ge- 
forderten Leistung, die Richtigkeit des Beitragsfusses und die 
Leistungsfähigkeit der Pflichtigen prüft und eventuell für 
exekutorisch erklärt (G. v. 1902, $ 4). 


V. Lippe). 
S 73. 


A. Die evangelische Kirche. 


I. Das Steuerrecht der evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinden. 

Die evangelisch-reformierten Kirchengemeinden haben ein 
Besteuerungsrecht zur Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse. 
Diese werden zunächst aus den kirchlichen Aufkünften gedeckt 
(G. vom 16. Mai 1827, $ 1). Soweit diese aber dazu nicht 
hinreichen, sind die Bedürfnisse von sämtlichen Pfarrgenossen 
aufzubringen. Filialkirchen und -kapellen sind in Ermangelung 


!) Literatur siehe $. 139, Anm. 1. 
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eines eigenen zureichenden Vermögens von den Distrikts- 
bewohnern zu unterhalten, welche dadurch aber von den Bei- 
trägen für die Mutterkirche nicht frei werden ($ 2). Die 
Steuer ist eine persönliche (SS 3 u. 4). Pflichtig sind sämt- 
liche Pfarrgenossen !) ohne Unterschied des Standes und der 
Konfession. Befreit sind nur Arme, Fremde und Juden ($ 8). 
Das Beitragsverhältnis ?) bestimmt sich gemäss dem Gesetz vom 
16. Mai 1827 nach dem Werte der Gebäude, die der Pflichtige 
in Kirchspiele bewohnt oder benutzt, eventuell bleibt der Eigen- 
tümer für den Ausfall verhaftet ($ 3). Seit der Verordnung vom 
25. Oktober 1894 ist mindestens die Hälfte der zur Bestrei- 
tung der kirchlichen Ausgaben in den einzelnen Gemeinden 
jährlich erforderlichen Mittel nach dem Klassen- bezw. Ein- 
kommensteuerfusse aufzubringen (KG. von 1894, $ 1 Abs. 2). 
Im übrigen entscheidet über die Wahl des Steuerfusses, zu 
welchem die Kirchensteuern erhoben werden sollen, der Kirchen- 
vorstand (KG. von 1894, $ 1 Abs. 1), dem überhaupt gemein- 
schaftlich mit den gewählten Stellvertretern der Kirchenvor- 
steher vorbehaltlich der Genehmigung des Konsistoriums die 
Beschlussfassung über Ausgaben, welche die Erhebung einer 
Kirchensteuer erfordern, sowie die Veranlagung von Kirchen- 
steuern nach Massgabe der bestehenden und noch weiter zu er- 
lassenden Verordnungen zusteht (V. — KG. — vom 2. Dezember 
1890 betr. die Verfassung der Kirchengemeinden, $ 15 Nr. 6, 
[Ges.-Sig. 1890, S. 368]; V. vom 18. Februar 1876, $$ 1. 3. 15 
Nr. 4). Die Ausschreibung von Steuern ist unter Angabe der 
Summe und der Verwendung von der Kanzel bekannt zu 
machen (G. von 1827, $ 14). Die Kirchensteuern haben hin- 
sichtlich der Beitreibung die Vorrechte der öffentlichen Ab- 


!) Die Pfarrgenossenschaft des Mannes als Familienhauptes ist für 
diejenige seiner Familie massgebend. Ldh. V., die Regelung der ev.-prot. 
Parochialverhältnisse betr., v. 7. November 1857 (Ges.-Slg. 753), $$ 4. 9. 

?) Wegen der Bestimmung des von den nicht-lippischen Gemeinde- 
angehörigen zu den kirchlichen Ausgaben zu leistenden Anteils vgl. die 
eingehende Regelung des G. v. 25. Oktober 1894, S 4. 
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gaben. Die Steuerkassen des Landes sind verpflichtet, sie 
einzuziehen, sobald der Kirchenvorstand darauf anträgt oder 
das Konsistorium sie dazu veranlasst. Die Erhebung kann 
auch einem Unterbeamten gegen Vergütung übertragen werden. 
Rückstände sind im Verwaltungswege auf Kosten der Säumigen 
zwangsweise beizutreiben (KG. von 1894, $ 3). Ueber Beschwer- 
den gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer oder die Umlage- 
beschlüsse des Kirchenvorstandes entscheidet das Konsistorium 
und in letzter Instanz das Kabinettsministerium (das. $ 2). 


II. Das Steuerrecht der evangelischen Landes- 
kirche. 


In der evangelischen Landeskirche !) dient zur Bestreitung 
der kirchlichen Bedürfnisse zunächst das allgemeine Kirchen- 
vermögen (Näheres $ 2 des G. vom 12. September 1877). Die 
sonst zur Bestreitung der allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse 
erforderlichen Mittel sind durch Veranlagung einer Kirchen- 
steuer zu beschaffen, über welche auf landesherrliche Vorlage 
hin die Landessynode nach zweimaliger Beratung, wozwischen 
mindestens ein Tag liegen muss, zu beschliessen hat. Die 
Kirchensteuern tragen den Charakter der öffentlichen Steuern. 
Die Gesamtsumme der für landeskirchliche Zwecke zu be- 
schliessenden Umlagen darf 1!’ Monatssatz der Einkommen- 
steuer der zur evangelischen Landeskirche gehörenden Bevölke- 
rung nicht übersteigen, widrigenfalls die Bestätigung durch 
ein Staatsgesetz erforderlich ist. In dem Voranschlag der 
Synodalkasse ist für jedes Jahr der vierjährigen Etatsperiode 
ein Monatssatz der Einkommensteuer einzustellen. Wenn zur 
Deckung eines Fehlbetrages im Voranschlage eine Mehrerhebung 
erforderlich wird, so ist dazu für jedes Jahr die ausdrückliche 
Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörde einzuholen. Die 
Umlagen werden wie die öffentlichen Steuern von den Landes- 


!) Die Landessynode umfasst ausser den ref. auch die vier luther. 
Kirchengemeinden. V. v. 19. Oktober 1882, den Beitritt der luther. Ge- 
meinden des Landes zur Landessynode betr. Friedberg, Verf.-Ges. 885. 
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steuerkassen !) eingezogen (@. vom 12. September 1877,85 3.5.9; 
V. vom 12. September 1877, die Einführung einer Landes- 
synode betr., $ 7 Nr. 3, Ges.-Sig. S. 75; G@. vom 15. April 
1908 über die Abänderung des $ 4 Abs. 1 des G. vom 12. Sep- 
tember 1877, Art. 1, Landesverordnungen S. 21). 


B. Die katholische Kirche. 


In den katholischen Pfarrgemeinden sind zur örtlichen 
Verwaltung des kirchlichen Vermögens der Pfarrei der Kirchen- 
vorstand und die Gemeinderepräsentanten berufen, ersterer für 
immer, letztere nur für bestimmte Fälle, von denen der wich- 
tigste die Besteuerung ist; wenn die Mitglieder der Pfarr- 
gemeinde zur Leistung von kirchlichen steuermässigen Umlagen 
herangezogen werden müssen, so werden die Gemeinderepräsen- 
tanten von der Pfarrgemeinde gewählt (Satzungen vom 18. März 
1898, $S 2, 5). Die Erhebung der Steuern geschieht durch 
die lippischen Steuerkassen auf Anweisung der Regierung ?). 


VI. Lübeck ') 
8 7A. 


A. Die evangelisch-lutherische Kirche. 


I. In den einzelnen evangelisch-lutherischen Kirchen- 
gemeinden des Lübeckischen Freistaates haben zwar die 
Kirchenordnungen die Beitragspflicht zur Bestreitung der 
Kirchenausgaben zunächst als Pflicht der Kirchengemeinden %), 


!) Ausführungs-V. d. Ministeriums-Konsistoriums v. 12. Oktober 1894. 

?) So wenigstens in Salzuflen nach Freisen Bd. 1, 146, Anm. 1. 

®) Siehe S. 141, Anm. 1. 

*) Ordnung für die ev.-l. Gemeinde der Kirche zu Schlutup vom 
3. März 1866, Art.3 Abs. 2. Ordnung für die ev.-l. Gemeinde der Kirche 
zu Kücknitz vom 17. Juni 1908. Ordnung für die ev.-l. Gemeinden” zu 
Nusse und Behlendorf vom 25. April 1896, Art. 3. Ordnung für die 
ev.-l. Gemeinde der Kirche zu Travemünde vom 3. Oktober 1900, $ 2. 
Ordnung für die Gemeinde Genin vom 11. April 1866, Art. 3. 
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später !) als solche der Kirchengemeindemitglieder ausdrücklich 
ausgesprochen, doch fehlt jeder weitere Ausbau dieser Pflicht 
oder eines ihr entsprechenden Besteuerungsrechts der Kirchen- 
gemeinden. 


II. Lübeck kennt also nur eine Kirchensteuer der evangelisch- 
lutherischen Landeskirche. Durch Gesetz vom 16. Januar 
1895 ist für die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden der 
Stadt Lübeck und deren Vorstädte zur Bestreitung der aus 
ihren eigenen Mitteln nicht zu beschaffenden Erfordernisse eine 
‘allgemeine Kirchenkasse gebildet worden ($ 1). In sie fliessen 
ausser sonstigen Beiträgen diejenigen der Kirchengemeinde- 
glieder ($ 3 Nr. 3). Von allen einer evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinde der Stadt Lübeck und ihrer Vorstädte (durch 
Wohnsitz)?) angehörenden Mitgliedern, welche nach Mass- 
gabe der Veranlagung zur Staatseinkommensteuer ein Ein- 
kommen von über 1500 Mark versteuern, oder unter Hinzu- 
rechnung ihres steuerfreien Einkommens zu versteuern haben 
würden, werden nach ihrem Gesamteinkommen jährliche Kirchen- 
steuern als Zuschlag zur Einkommensteuer erhoben ($ 6). Die 
Steuerpflicht erlischt mit dem formgerecht vollzogenen, aber 
nur Volljährigen zustehenden Austritt aus der Landeskirche 
(G. vom 16. Januar 1895 betr. den Austritt aus der evange- 
lisch-lutherischen Landeskirche im Lübeckischen Staate, $ 3 
Abs. 1). Nicht berührt werden Leistungen, die nicht auf der 
persönlichen Kirchenangehörigkeit beruhen, insbesondere Lei- 
stungen an die Kirchen, Geistlichen und Kirchenbeamten, die 
entweder kraft besonderen Rechtstitels auf bestimmten Grund- 
stücken haften oder von allen Grundstücken einer bestimmten 
Klasse innerhalb des Bezirks ohne Unterschied des Besitzers 
zu entrichten sind ($ 3 Abs. 2). 


!) Ordnung für die ev.-l. Kirchengemeinden der Stadt Lübeck und 
deren Vorstädte vom 8. Dezember 1897, $ 2, mit Nachtrag vom 22. No- 
vember 1902. 

?) KG. vom 8. Dezember 1897, $ 1. 
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Ueber die Ausschreibung (Feststellung und Aenderung) 
dieser Steuer beschliesst der Kirchenrat unter Mitgenehmigung 
der Synode (Verfassung der ev.-l. K. vom 2. Januar 1895, 
Art. 6 Nr. 12, 14 Nr. 7). Beschlüsse über die Höhe der Steuer 
unterliegen der Genehmigung des Senats (G. $ 9). Zur Aus- 
schreibung eines Jahresansatzes der Kirchensteuer, welcher 
6° des ordentlichen Ansatzes der Staatseinkommensteuer über- 
schreitet, ist die Mitgenehmigung der Bürgerschaft erforder- 
lich (G. $ 9 Abs. 2). Die Erhebung der Steuer geschieht durch 
die Steuerbehörde gegen Vergütung von 3° des zur Abliefe- 
rung gelangenden Betrages der Kirchensteuer ($ 6 Abs. 2). Die 
Zwangsvollstreckung erfolgt im Verwaltungswege, doch er- 
streckt sich das hierfür massgebende Gesetz vom 7. November 
1899 nur auf die Vollstreckung in das bewegliche Vermögen; 
bei Heranziehung des unbeweglichen ist nach dem Reichszwangs- 
versteigerungsgesetz vom 24. März 1897 zu verfahren. 


B. Die katholische Kirche. 


Durch Gesetz vom 14. März 1904 ist der römisch-katho- 
lischen Kirchengemeinde im Lübeckischen Staate mit Wirkung 
vom 1. April 1904 das Recht verliehen worden, von ihren Mit- 
gliedern nach Massgabe dieses Gesetzes für die Zwecke der 
Gemeinde Kirchensteuern zu erheben ($ 1). Die Verleihung 
ist widerruflich geschehen. Der Widerruf hat durch Gesetz 
zu erfolgen ($ 5). Die Verfassung der römisch-katholischen 
Kirchengemeinde vom gleichen Tage definiert Steuer als der 
„von den Gemeindemitgliedern für Gemeindezwecke zu er- 
hebenden Zwangsbeitrag“ (Verf. der r.-k. KGem. $ 5 Nr. 4). 
Steuerpflichtig sind alle im Lübeckischen Staatsgebiete woh- 
nenden Mitglieder der römisch-katholischen Kirchengemeinde, 
welche nach Massgabe der Veranlagung zur Staatseinkommen- 
steuer ein Einkommen von über 1000 Mark versteuern oder 
unter Hinzurechnung ihres steuerfreien Einkommens zu ver- 
steuern haben würden. Sie haben nach ihrem Gesamtein- 
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kommen jährliche Kirchensteuern als Zuschlag zu der ordent- 
lichen Staatseinkommensteuer zu entrichten ($ 2). Die Steuer- 
pflicht erlischt mit dem formgerecht vollzogenen Austritt aus 
der Kirchengemeinde (@. betr. den Austritt aus der r.-k. Kirchen- 
gemeinde im Lüb. Staate vom 14. März 1904, 8 3, GVBl. 86 £.). 
Der Austritt bewirkt, dass der Ausgetretene zu Leistungen, 
die auf der persönlichen Angehörigkeit zur Kirchengemeinde 
beruhen, nicht mehr verpflichtet ist. Für periodisch wieder- 
kehrende Leistungen tritt diese Wirkung jedoch erst mit Ab- 
lauf des Rechnungsjahres ein, in welchem der Austritt statt- 
gefunden hat ($ 3). 

Die Höhe des als Kirchensteuer zu erhebenden Zuschlages 
wird jährlich durch den Kirchenvorstand nach Bedarf fest- 
gesetzt. Die hierauf bezüglichen Beschlüsse bedürfen der Ge- 
nehmigung der kirchlichen Oberbehörde und des Senats (KVerf. 
85 Nr. 4; St@. $ 4). Mitgenehmigung der Bürgerschaft ist er- 
forderlich zur Ausschreibung eines Jahresansatzes zur Kirchen- 
steuer, welcher 20° des ordentlichen Ansatzes zur Staats- 
einkommensteuer überschreitet. Die Höhe des Zuschlages wird 
nach erfolgter Feststellung vom Senat der Steuerbehörde all- 
jährlich aufgegeben ($ 4). Die Erhebung der Steuer erfolgt 
auf Grund eines vom Kirchenvorstande einzureichenden Ver- 
zeichnisses der Gemeindemitglieder durch die Steuerbehörde 
gleichzeitig mit der Erhebung der Staatseinkommensteuer gegen 
Vergütung von 5. des zur Ablieferung gelangenden Betrages 
der Kirchensteuer ($ 3). Hinsichtlich der Vollstreckung der 
Steuerforderungen kann auf das evangelische Recht verwiesen 
werden. 


VII. Bremen. 
8 75. 


In der freien und Hansestadt Bremen !) sind unter den evan- 
gelischen Kirchengemeinden die städtischen, die ländlichen und 


!) Siehe S. 141, Anm. 3. 
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die der Hafenstädte zu unterscheiden. Ein Besteuerungsrecht 
der katholischen Kirchengemeinden zu Bremen und Bremerhaven 
ist neuestens durch ihre Verfassungen vom 27, August 1909 
(für Bremen) und vom 26. Januar 1909 (für Bremerhaven) 
ausgebildet worden. 


I. Evangelische Kirchengemeinden. 


1. Stadtgebiet. In den städtischen Kirchengemeinden — 
nämlich den Gemeinden von St. Petri Dom, U.L. Frauen, St. Ste- 
fani, St. Ansgarıi, St. Martini, St. Remberti, St. Pauli, St. Michaelis, 
St. Jacobi, Friedenskirche, Hastedt, Walle, Gröpelingen, Wolt- 
mershausen — dienen zur Deckung der kirchlichen Geldbedürf- 
nisse und der Mittel für Gehälter und Pensionen der Geistlichen 
die Erträgnisse des Kirchenvermögens und freiwillige Beiträge. 
Wirkliche Kirchensteuern werden nicht erhoben. Zwar ist in 
allen Kirchenordnungen (kirchlichen Ordnungen, Kirchenverfas- 
sungen, kirchlichen Verfassungen) dieser Gemeinden den Ge- 
meindegenossen die kirchliche Pflicht auferlegt, erforderlichen- 
falls zu den kirchlichen Bedürfnissen Beisteuern zu leisten, doch 
hat diese Vorschrift keine weitere Ausgestaltung erfahren !). 


2. Landgebiet. In den ländlichen Kirchengemeinden 
sind die Grundzüge eines kirchlichen Steuersystems durch das 


!) Verfassung der Gemeinde der St. Petri-Domkirche vom 23. Okto- 
ber 1908. Kirchliche Ordnung für U.-L. Frauengemeinde v. 17. April 1893. 
Kirchenordnung für die St. Stefanigemeinde v. 25. Januar 1864. Kirch- 
liche Ordnung für die St. Ansgariigemeinde v. 15. Februar 1903. Kirchen- 
ordnung der St. Martinigemeinde (27. November 1872, 18. Oktober 1874) 
und 23. April 1875. Kirchenverfassung der Gemeinde zu St. Remberti 
v. 11. Dezember 1904. Kirchliche Verfassung der vereinigten ref. und 
luth. Gemeinde zu St. Pauli. Genehmigung des Senats v. 23. März 1870. 
Kirchliche Ordnung für die St. Michaelisgemeinde v. 9. Mai 1909. Kirch- 
liche Verfassung der ev. Gemeinde zu St. Jacobi v. 19. Oktober 1884. 
Kirchliche Verfassung der ev. Gemeinde der Friedenskirche v. 19. Mai 1908. 
Hastedter Gemeinde: 6. März 1902. Kirchengemeinde Walle v. 18. März 
1902. Gröpelinger Gemeinde v. 23. März 1902. Gemeinde Woltmers- 
hausen v. 28. April 1902. — Alle Verfassungen sind nach den Beschlüssen 
der Gemeinden zitiert. 
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Gesetz vom 27. November 1839 betreffend Beiträge zu den 
Kirchenlasten im Landgebiet !) gelegt, das jedoch staatlicher 
zwangsweiser Verwirklichung ermangelt und daher als voll- 
kommenes Kirchensteuersystem nicht angesehen werden kann. 

a) Zu den Kirchenlasten einer kirchlichen Gemeinde des 
Landgebietes beizusteuern, ist kirchliche Pflicht der G@emeinde- 
genossen?). Als solche gelten auch die evangelischen Eigen- 
tümer im Kirchspiel belegener Wohnungsgrundstücke. Dem 
Eigentum steht in der Steuerpflicht das meiergrundzins- oder 
erbenzinsrechtliche Eigentum und jede andere Art des geteilten 
nützlichen Eigentums gleich ($ 1). DBefreit sind Pastoren, 
Lehrer (denen dies bei der Anstellung zugesichert ist), Militär- 
personen und Landjäger, Gemeindegenossen, die nicht drei 
Monate im Kirchspiel gewohnt haben, zum Besuch einer 
Unterrichtsanstalt oder als Lehrlinge sich Aufhaltende, in Kost 
und Lohn eines anderen Stehende, Eltern und Witwen, die bei 
ihren einen eigenen Hausstand führenden Kindern leben, öffent- 
lich unterstützte Arme und solche, die mit Rücksicht auf ihre 
hilfsbedürftige Lage durch Beschluss des Kirchenvorstandes 
von der Steuer befreit sind. Andere Befreiungen, soweit sie 
nicht auf Reichsgesetzen oder Staatsverträgen beruhen, finden 
nicht weiter statt ($ 2). 

b) Die sehr detaillierten Bestimmungen über den Ver- 
teilungsmassstab gelten nur vorbehaltlich rechtsgültiger ander- 
weiter Bestimmungen der Gemeindeorgane. Den Massstab bilden 
Grund- und Gebäudesteuer in dem Verhältnis, dass einer Ge- 
bäudesteuer von 1°/oo des Kapitalwertes eine Grundsteuer von 
2! °%o des Reinertrages gleichsteht. Immobilien, die zwar von 
der Grundsteuer oder der Gemeindesteuer, nicht aber von Ge- 
meindeabgaben befreit sind, werden nach Massgabe ihres wie 
bei der Grundsteuer zu ermittelnden Reinertrages bezw. ihres 
wie bei der Gebäudesteuer zu ermittelnden Kapitalwertes zu 


) Friedberg, VerfG., Erg.-Bd. 3, 184 f. 
?) V. des Senats, die kirchliche Gemeindeordnung für das Land- 
gebiet betr., v. 18. Januar 1889, 8 2. 
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den Abgaben herangezogen. Bei diesem Beitragsfuss haben 

Nichtgrundeigentümer einen Beitrag zu zahlen, wie er von 
einem Gebäudesteuerwert von 1500 Mark zu entrichten ist. 
Den gleichen Betrag haben diejenigen in der Gemeinde wohnen- 
den Abgabenpflichtigen zu zahlen, welche daselbst kein ge- 
bäudesteuerpflichtiges Einkommen und ein grundsteuerpflich- 
tiges Einkommen von weniger als 60 Mark Reinertrag haben. 
Eigentümer gebäudesteuerpflichtiger Grundstücke, die aus- 
schliesslich dem Geschäftsbetriebe der Eigentümer dienen, wer- 
den von dem 100000 Mark übersteigenden Steuerwert nur zur 
Hälfte herangezogen. 

c) Ueber Erhebung der Kirchensteuern und Feststellung 
des Steuersatzes beschliesst der aus den Mitgliedern des Kir- 
chenvorstandes und aus den Gemeindevertretern bestehende 
($ 4) Kirchenausschuss. Der Beschluss bedarf zu seiner Gültig- 
keit der Bestätigung der Senatskommission für die kirchlichen 
Angelegenheiten !) (Kirchliche Gemeindeordnung für das Land- 
gebiet vom 18. Januar 1889 SS 12 Abs. 3 zu b und 15). 
Gegen ihre Verfügung ist die binnen 14 Tagen nach Empfang 
einzureichende Beschwerde an den Senat zulässig ($ 29 der 
kirchlichen GemO. in Verbindung mit V. vom 29. Oktober 
1895). Die Ausführung des Beschlusses obliegt den aus dem 
Kirchenvorstand erwählten Kirchenvorstehern in Gemeinschaft 
mit dem Pastor ($ 22). Ein Verwaltungszwang zur Beitreibung 
wird nicht gewährt (G. betr. die Zwangsvollstreckung im Ver- 
waltungswege vom 23. März 1880 mit Abänderungen vom 
27. Dezember 1901). 


3. Hafenstädte. Zu den Kirchenlasten einer kirch- 
lichen Gemeinde der Hafenstädte beizusteuern, ist kirchliche 
Pflicht der Gemeindegenossen. Ein Besteuerungsrecht hat sich 
aber daraus ebensowenig wie im "Stadtgebiet Bremen ent- 
wickelt ?). 


!) Dies übersieht Freyer, AKKR. Bd. 87, 662. 
2) Vgl. die Kirchenverfassungen: Vegesack v. 23. Mai 1893; ver- 
einigte ev. Gemeinde zu Bremerhaven: Senatsgenehmigung v. 13. Sep- 
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II. Katholische Kirche. 


Das Besteuerungsrecht der römisch-katholischen Kirchen- 
gemeinde zu Bremen beruht auf der Verfassung dieser Ge- 
meinde vom 27. August 1909, dasjenige der römisch-katho- 
lischen Kirchengemeinde im Amtsbezirk Bremerhaven auf der 
Verfassung vom 26. Januar 1909. Beide Verfassungen stim- 
men inhaltlich überein. Die genannten Kirchengemeinden 
haben das Recht, für Gemeindezwecke Steuern zu erheben. 
Steuerpflichtig sind ihre Mitglieder, d. h. diejenigen Per- 
sonen, welche der römisch-katholischen Kirche angehören und 
ihren Wohnsitz im Bremer Staatsgebiet bezw. im Gebiete des 
Amtsbezirks Bremerhaven haben ($ 1). Organ zur Ausübung 
des Rechts ist der aus dem „Pfarramt“ (d. h. diejenigen 
ersten Geistlichen der einzelnen Pfarren, $ 4) und je vier auf 
zehn Jahre gewählten weltlichen Gemeindemitgliedern der ein- 
zelnen Pfarren bestehende Kirchenvorstand ($ 5). Ihm obliegt 
die Verwaltung des kirchlichen Vermögens, insbesondere die 
Festsetzung der Kirchensteuern ($ 6 Abs. 2 Nr. 1 u. 6). Die 
Steuerbeschlüsse bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung 
des Bremer Senats ($ 8 Nr. 3) )). 


VIHl. Hamburg ’). 
5% (0, 


I. Die in sämtlichen Gemeinden der evangelisch-luthe- 
rischen Landeskirche des Hamburgischen Freistaates nach 
dem Gesetze vom 26. Februar 1896 zu erhebende Kirchen- 
steuer (8 1) ist gleichzeitig die Bedürfnisse der Kirchen- 
gemeinden wie die der Gesamtkirche zu decken bestimmt. 
Nach $ 9 des Gesetzes wird nämlich der Steuerertrag nach 


tember 1861; ev.-l. Gemeinde zur Kreuzkirche in Bremerhaven: Senats 
genehmigung v. 26. Mai 1865. 

!) Wegen Genehmigung der kirchlichen Oberbehörde vgl. $ 7. 

?) Siehe S. 142, Anm. 1. 
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Abzug aller Erhebungskosten zugewiesen: zu zwei Fünfteln 
(40 %0) der Kirchenhauptkasse zur verfassungsgemässen (K Verf. 
$ 45) Verwendung, zu drei Fünfteln (60 %) an die Gemeinden, 
und zwar zur Hälfte nach Massgabe der in einer Gemeinde 
aufgebrachten Steuer, zur anderen Hälfte nach Verhältnis der 
Zahl ihrer evangelisch-lutherischen Einwohner. Die Einwohner- 
zahl wird alljährlich auf Grund der amtlichen statistischen 
Angaben vom Kirchenrat festgestellt und sämtlichen Kirchen- 
vorständen mitgeteilt; diesen steht hiergegen binnen 14 Tagen 
Einspruch zu, über den die Synode entscheidet. Räumlich 
findet das Steuergesetz nur in den Gemeinden der Stadt- 
kreise Anwendung. In den Gemeinden der Landkreise, in 
denen vor Erlass des Gesetzes vom 27. Mai 1886 bereits 
eine Kirchensteuer erhoben wurde, bleiben die in Geltung 
befindlichen kirchensteuerlichen Bestimmungen in Kraft und 
sind die Kirchengemeinden wie bisher befugt, Abänderungen zu 
treffen ($ 2). 

Für die in den Stadtkreisen zu erhebende Kirchensteuer 
ist eine Zentralkommission gebildet, welche aus zwei Dele- 
gierten des Kirchenrates und fünf von der Synode aus ihrer 
Mitte erwählten Mitgliedern besteht ($ 3). Diese „Zentral- 
kommission für die Kirchensteuer“ hat alljährlich dem Kirchen- 
rat und der Synode über das Ergebnis der Steuerausschreibung 
Bericht zu erstatten ($ 10). Zur Mitwirkung bei der Erhebung 
sind die Kirchenvorstände verpflichtet (KVerfG. $ 15 Nr. 3). Sie 
bilden aus ihrer Mitte Kommissionen, welche die Einschätzung 
der Pflichtigen in die Steuerklassen vornehmen und deren Mit- 
glieder durch den Kirchspielsherrn durch Handschlag zur Ver- 
schwiegenheit verpflichtet werden ($ 7 Abs. 1) Ausfertigung 
und Zustellung der Steuerzettel und alle sonstigen mit Er- 
hebung der Steuer verbundenen Arbeiten verrichtet das „Zen- 
tralbureau für die Kirchensteuer“ unter Aufsicht und Instruk- 
tion der Zentralkommission ($ 8). Zur Erledigung der Rechts- 
mittel dient der „Reklamationsausschuss*. Er besteht aus drei 
Mitgliedern der Zentralkommission, nämlich demjenigen Dele- 
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gierten des Kirchenrats, welcher in der Zentralkommission 
nicht den Vorsitz führt, und zwei von der Synode gewählten 
Mitgliedern der Zentralkommission, welche von dieser in den 
Reklamationsausschuss entsandt werden ($ 7 Abs. 3 in der 
Fassung der Bktm. vom 12. Februar 1904). 
Kirchensteuerpflichtig sind die Gemeindeangehörigen !). 
Die Steuerpflicht erlischt beim formgerechten Austritt aus der 
Kirche (bezw. beim Uebertritt) mit dem Ablauf des Kalender- 
jahres (G. vom 12. Dezember 1883 $ 1). Leistungen, welche 
nicht auf der persönlichen Kirchen- und Gemeindeangehörig- 
keit beruhen, insbesondere Leistungen, welche entweder kraft 
besonderen Rechtstitels auf bestimmten Grundstücken haften 
oder von allen Grundstücken des Bezirks oder von Grund- 
stücken einer bestimmten Klasse innerhalb des Bezirkes ohne 
Unterschied des Besitzers zu entrichten sind, werden durch den 
Austritt des Leistungspflichtigen aus der Kirche nicht berührt 
($S 1 Abs. 2)°?). Die Steuer richtet sich nach dem Einkommen, 
das ım letzten Jahre zuvor für die staatliche Einkommensteuer 
massgebend war, mangels Heranziehung zur Einkommensteuer 
nach der laufenden Einnahme. Von der Einkommensteuer be- 
freite Gemeindemitglieder haben gleichwohl die Kirchensteuer 
nach ihrem wirklichen Einkommen zu zahlen ($ 4). Niemand 


!) Eine kirchliche Satzung wie die Kirchenverfassung vermag wohl 
diejenigen Normen festzustellen, unter denen die Gemeindemitgliedschaft 
erworben werden kann, sie darf aber nicht zwangsweise den Kreis ihrer 
Mitglieder erweitern. Für die zwangsweise Eingliederung in eine Kirchen- 
gemeinde bedarf es vielmehr der Mitwirkung der staatlichen Gesetz- 
gebung. Eine solche ist bezüglich der KVerf. anzunehmen. Ihr ist 
staatliche Geltung beizulegen, weil sie unter unmittelbarer Mitwirkung 
des Hamburgischen Staates zustande gekommen ist und in anderen 
Staatsgesetzen und auf andere Weise mittelbare Anerkennung auch für 
das staatliche Gebiet gefunden hat. Nach der hamburgischen ev.-l. KVerf. 
($ 3) erwirbt jeder, der luther. Glaubens ist, ohne weiteres durch Wohn- 
sitz in der Gemeinde die Mitgliedschaft. OLG. Hamburg v. 4. Januar 
1898, ZKR. Bd. 30. 153 f. Hiergegen Friedberg daselbst in den An- 
merkungen. 

?) Schmidt, Austritt, 386 f. 
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darf gleichzeitig in mehreren Gemeinden herangezogen werden; 
im Zweifelsfalle bestimmt die Zentralkommission die Gemeinde 
der Heranziehung ($ 5). Einkommen unter 1500 Mark sind 
steuerfrei. Die Steuerpflichtigen zerfallen in neun Klassen, für 
deren jede der zu entrichtende Steuergrundbetrag (Einheits- 
satz) gesetzlich feststeht (vgl. des näheren $ 6). Zu diesen 
Steuersätzen können in einer durch gemeinsamen Beschluss 
von Kirchenrat und Synode jeweilig für erforderlich erachteten 
Höhe prozentuale Zuschläge erhoben werden, jedoch nur bis 
zu einer Höchstgrenze von 50 °o der Einheitssätze ($ 6, letzter 
Abs., eingefügt durch Novelle — Bktm. des Kirchenrats — 
vom 15. Januar 1907, Ges.-Sig. 1907 IV 3 f.)Y). Steuerklasse 
und Steuerbetrag sind aus dem Steuerzettel zu ersehen. Die 
Vollstreckung der festgestellten steuerlichen Leistungen erfolgt 
durch staatliche Verwaltungsbehörden im Verwaltungswege, 
jedoch vorbehaltlich des Rechtsweges (G. betr. das Verh. der 
Verwaltung zur Rechtspflege vom 23. April 1879 8 18; G. vom 
22. Dezember 1899 SS 18. 24. 27). Die Rechtsmittel gegen 
die Heranziehung zur Kirchensteuer sind Reklamation und Be- 
schwerde. Binnen 14 Tagen seit Zustellung des Steuerzettels 
kann jeder Besteuerte beim Reklamationsausschuss der Zentral- 
kommission gegen die Einschätzung reklamieren. Wird die 
Reklamation vom Ausschuss nicht als begründet anerkannt, so 
steht innerhalb 14 Tagen nach Zustellung des abschlägigen 
Bescheides die Beschwerde an die Zentralkommission zu, welche 
endgültig entscheidet ($ 7 Abs. 2 u. 4). 


II. Der römisch-katholischen Kirchengemeinde des 
hamburgischen Staates verlieh das Gesetz vom 22. Januar 1904 
die Berechtigung, in Gemässheit ihrer Kirchenverfassung von 


') Für das Jahr 1910 gelangt nach dem gemeinsamen Beschluss 
von Kirchenrat und Synode vom 9. Dezember 1909 die Kirchensteuer 
im 1. und 2. Kirchenkreise mit einem Zuschlage von 40% zur Er- 
hebung. (Bktm. der Zentralkommission vom 12. Januar 1910, Amts- 
blatt 1910, 22.) 
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ihren Mitgliedern eine Kirchensteuer zu erheben. Mitglied der 
Gemeinde ist, wer der römisch-katholischen Kirche angehört 
und seinen Wohnsitz im hamburgischen Staatsgebiete mit 
Ausnahme des Gebietes der Landherrenschaften Ritzebüttel 
und Bergedorf hat (KVerf. vom 19. Januar 1904 $ 1). Die 
Bestimmungen über die Erhebung der Steuer unterliegen, 
nachdem sie von den kirchlichen Instanzen genehmigt sind, 
noch der Genehmigung des Senats; diese Genehmigung wird 
immer nur für fünf Jahre erteilt ($ 1). Organe bei der Aus- 
übung des Rechts sind Kirchenvorstand, Gemeindevertretung 
und Beschwerdekommission (KVerf. $ 4). Dem Kirchenvorstand 
obliegt als Amtspflicht die Vermögensverwaltung der Gemeinde, 
insbesondere die Vorlage eines Entwurfes von Bestimmungen 
über eine von den Gemeindemitgliedern zu erhebende Kirchen- 
steuer zur Bestreitung der durch anderweitige Einnahmen 
nicht gedeckten Ausgaben für die verfassungsmässigen ört- 
lichen Gemeindezwecke ; über den Entwurf beschliesst die 
Gemeindevertretung (KVerf. $$ 6°, 9°). Die Beschlüsse des 
Kirchenvorstandes und der Gemeindevertretung bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Genehmigung der kirchlichen Oberbehörde 
($ 15). Reklamationen wegen unrichtiger Veranlagung zur 
Kirchensteuer prüft und entscheidet endgültig die Beschwerde- 
kommission (KVerf. $ 12). 

Der Senat ist kraft seines Oberaufsichtsrechtes (KVerf. 
$ 2) befugt, von der Gemeinde jede Auskunft über ihre Ver- 
mögensverhältnisse einzuziehen und namentlich ihre Jahres- 
rechnung und ihr Budget sich vorlegen zu lassen ($ 3). 

Auf Grund der dargelegten gesetzlichen Bestimmungen 
hat laut Bekanntmachung des Kirchenvorstandes der römisch- 
katholischen Gemeinde (betr. Erhebung der Kirchensteuer für 
die Jahre 1909—1913 einschl., Amtsblatt 1909 S. 207) die 
Gemeindevertretung am 24. November 1908 mit kirchenober- 
licher (4. Dezember 1908) und staatlicher (7. April 1909) Ge- 
nehmigung folgendes beschlossen: 

1. Verpflichtet zur Entrichtung der Kirchensteuer sind alle 
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Mitglieder der römisch-katholischen Kirche, welche im ham- 
burgischen Staatsgebiete, mit Ausnahme des Gebietes der 
Landherrenschaften Ritzebüttel und Bergedorf, ihren Wohnsitz 
haben. 

2. Die Steuer ist vom reinen Einkommen der Steuer- 
pflichtigen zu entrichten. Für den Begriff des reinen Ein- 
kommens ist das jeweilige Hamburger Einkommensteuergesetz 
massgebend. 

3. Die Höhe des Steuerbetrages ist je nach dem Betrage 
des Einkommens (1300 Mark und höher) gesetzlich ziffern- 
mässig festgelegt (Näheres siehe unter Ziffer 3 der Bekannt- 
machung). Einkommen unter 1300 Mark werden nicht heran- 
gezogen. 

4. Die Einschätzung der Steuerpflichtigen erfolgt durch 
den Kirchenvorstand, welcher berechtigt ist, zu diesem Zwecke 
nicht zum Kirchenvorstande gehörige Mitglieder der Gemeinde 
heranzuziehen. Jedem Steuerpflichtigen wird ein Steuerzettel 
übersandt, auf dem der Betrag der von ihm zu entrichtenden 
Kirchensteuer zu ersehen ist, 


5. Die Kirchensteuer ist bis 1. Mai eines jeden Jahres zu 
entrichten. Bis dahin nicht eingezahlte Beträge werden im 
Wege der Zwangsvollstreckung durch die staatlichen Verwal- 
tungsbehörden in Gemässheit $ 13 des Gesetzes, betreffend das 
Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege, vom 23. April 
1879 beigetrieben. 


6. Jedem Besteuerten, welcher sich durch die Einschätzung 
des Kirchenvorstandes beschwert erachtet, steht es frei, inner- 
halb 14 Tagen, vom Datum der Zustellung seines Steuerzettels 
an gerechnet, gegen diese Einschätzung bei der Beschwerde- 
kommission zu reklamieren. Die Beschwerdekommission ent- 
scheidet endgültig. 
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Gruppe I, A, 2. 


Für beide Kirchen einheitliche Regelung des Kirchensteuerrechts. | 


I. Bayern r. d. Rheins. 


Kapitel l. 
Das Umlagenrecht der Kirchengemeinden. 


SR 


A. Das materielle Umlagenrecht '). 


1. Das Umlagenerhebungsrecht der Kirchengemeinden. 
Die Berechtigung und Verpflichtung der bürgerlichen Ge- 
meinden, Umlagen für kirchliche Zwecke auszuschreiben, steht 
hier weder allgemein noch in so weit, als diese Gemeindeumlagen 
auf die Angehörigen der dem Umlagezweck entsprechenden 
Konfession beschränkt bleiben, zur Erörterung?). Wir be- 
handeln im folgenden lediglich das Recht der Kirchen- 
gemeinden (und Kapellengemeinden)°?), zur Befriedigung der 
örtlichen Kultusbedürfnisse von ihren Konfessionsangehörigen 
Umlagen zu erheben *). Ein solches Recht haben die Kirchen- 
gemeinden zur Deckung derjenigen kirchengemeindlichen Be- 


!) Meurer, Bayer. Kirchenvermögensrecht Bd. 1, 108—144. 
Tretzel im AKKR. Bd. 86, 676 ff.; Bd. 87, 215—241. 252—254. (Hier 
in den Anm. reiches Quellenmaterial zu jeder Einzelfrage) Freyer im 
AKKR. Bd. 87, 665 f. v. Seydel, Bayerisches StR.! Bd. 6, 307—309. 
Silbernagl, Verfassung und Verwaltung sämtlicher Religionsgenossen- 
schaften, 393—897. Lindner, Grundzüge des kirchlichen Umlagen- 
rechts. Würzb. Diss. 1909, 13—43. 

?) Darüber Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht, Bd. 1 
108 f£. 114—125. 

®) Tretzel im AKKR. Bad. 87, 254. 

*) Zum Folgenden Meurer, Kirchenvermögensrecht, Bd. 1, 108. 
110—114. v. Seydel, Bayerisches StR., 1. Aufl. Bd. 6, 294 f.; 2. Aufl. 
Bd. 3, 589. 
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dürfnisse, für welche nach ausdrücklicher Anordnung des Ge- 
setzes Umlagen erhoben werden dürfen. Das Recht besteht 
seit dem revidierten Gemeindeedikt vom 1. Juli 1834. Seine 
Grundlage bildet, wie wir früher gezeigt haben, das Zivil- 
gemeindeumlagengesetz vom 22. Juli 1819, welches — auch 
nach Erlass der Gemeindeordnung von 1869 (Art. 206) 1) — 
massgebend geblieben ist. Nach diesem Umlagengesetz ist die 
Zulässigkeit von Umlagen dadurch bedingt, dass der Kirchen- 
gemeinde eine Verbindlichkeit zur Befriedigung kirchlicher 
Bedürfnisse durch besondere Rechtstitel oder durch Gesetze auf- 
erlegt ist?). Die hier gedachten Gesetze könnten nur staatliche 
Gesetze sein, da die Aufbringpflicht nach dem Religionsedikt 
8 64 zu b und f°?) als weltlicher Gegenstand staatlich zu regeln 
ist. Da nun Staatsgesetze solchen Inhaltes nicht existieren, 
so entfällt die Annahme einer allgemeinen gesetzlichen Auf- 
bringpflicht*). Hingegen besteht eine spezielle°) Aufbring- 
pflicht organisierter Kirchengemeinden, so z. B. zur Deckung 
der Baulast °), zur Ablösung von Stolgebühren, bei Aufnahme 
von Darlehen und Erfüllung anderer °) Pflichten (Um1G. Art. Ib 
Nr. 9, 10, 12). Zu diesen einzelnen gesetzlich festgestellten 
Spezialzwecken °®) ist die Erhebung kirchlicher Umlagen seitens 
einer Kirchengemeinde (bezw. Kapellengemeinde)°) rechtlich 


) VGH. 5. Februar 1909, Sig. Bd. 30, 31. 

2) Meurer Bd.1, 110f. v.Seydel? Bd. 3, 589. VGH. 28. März 
1888, E. Bd. 9, 452; Bl. f. adm. Pr. Bd. 16, 232 £. 

3) 8 38 das. bezieht sich nur auf die inneren Kirchenangelegenheiten. 
Min.-Erl. v. 16. März 1865. Weber, Slg. Bd. 6, 421. Meurer 111. 

*) Ebenso v. Seydel Bd. 6, 278. 294. 

5) Aufzählung bei Richter-Dove-Kahl 902, Anm. 22. Tretzel 
im AKKR. Bd. 87, 253. 

6) Bayer. OberstLG. 27. Dezember 1886, E. Bd. 11, 555 ff. 

?) Auch privatrechtlicher Verbindlichkeiten. VGH. v. 5. August 1881, 
Bd. 3, 234. 

° VGH. 21. Mai 1880, E. Bd. 1, 310; 28. März 1888, Bd. 9, 452 
vgl. ferner VGH. E. Bd. 9, 299. 310; Bd. 19, 18. 

®) Tretzel im AKKR. Bd. 87, 254. 
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statthaft. Die Ausübung dieses Rechts ist jedoch an die Be- 
dingung geknüpft, dass die genannten Bedürfnisse nicht durch | 
andere Hilfsquellen, namentlich durch den Ertrag des Stiftungs- 
vermögens oder durch freiwillige Leistungen, gedeckt werden 
können). Anderseits ist die Ausübung dieses Umlagenrechts 
mangels anderweitiger Einnahmen aber auch Pflicht der Kir- 
chengemeinde, welche seitens der zuständigen Aufsichtsbehörde 
— freilich nicht im Wege der förmlichen Zwangsetatisierung, 
so, dass ein Beschluss der Aufsichtsbehörde den Umlage- 
beschluss ersetzte?) —, wohl aber durch Strafandrohung und 
andere Disziplinarmittel erzwungen werden kann’). Gegen eine 
solche Aufforderung steht der Kirchengemeindeverwaltung die 
Beschwerde offen (VGHG. Art. 10 Nr. 3), sofern sie darauf 
gestützt wird, dass eine rechtlich nicht begründete Leistung 
auferlegt werde ®). 


2. Die Beitragspflicht °).— Die auf dem Kirchengemeindever- 
band ‘) beruhende Beitragspflicht trifft alle Konfessionsgenossen ’), 


!) VGH. v. 23. Dezember 1887, E. Bd. 9, 297; 9. Januar 1894, 
E>Bdr15512 

2, Dieser Weg wird gleichwohl in der Praxis eingeschlagen. Vgl. 
Min.-Erl. v. 22. Juni 1844, Bl. f. adm. Pr. Bd. 4, 419, und Luthardt 
das. Bd. 40, 302. Dagegen Meurer, Kirchenvermögensrecht Bd. 1, 113, 
Anm. 8. Ders., Kirchenstiftung, 1910, 59. 

3) PolStrGB. 1871, Art. 21, Bl. f. adm. Pr. Bd. 28, 251—253. 

*) KKG. v. 3. Juni 1862, zit. bei Meurer, Kirchenvermögensrecht, 
Bd. 1, 141, Anm.2. Reger-Dyroff, Handausgabe des bayerischen 
Verwaltungsgerichtsgesetzes, 4. Aufl., 1908, 323 ff. 

5) Meurer, Kirchenvermögensrecht, Bd. 1, 125—128. Tretzel 
im AKKR. Bd. 86, 683 ff.; Bd. 87, 252 — 254. 

6) VGH. 3. August 1880, E. Bd. 2, 9 ff. und AKKR. Bd. 47, 261; 
26. November 1880, E. Bd. 2, 255 ff. und AKKR. Bd. 47, 261; 25. Fe- 
bruar 1831, E. Bd. 2, 546; 26. Oktober 1883, E. Bd. 4, 594; 25. Februar 
1881, E. Bd. 2, 548; E. Bd. 3, 234; 4. Januar 1881, Bd. 5, 103; 15. Mai 
1885, Bd. 6, 163; E. Bd. 24, 300; E. Bd. 30, 31; Bl, f. adm. Pr, Bd. 20, 
33 ff., Bd. 24, 261. Definition: VGH. 6. Juli 1894, E. Bd. 15, 230. 

?) Auch Staatsausländer. Meurer, Kirchenvermögensrecht, Bd. 1, 
127. Tretzel, AKKR. Bd. 86, 684, Anm. 8. Kalb a.a.O. Teil II, 16. 
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welche ım Kirchengemeindebezirk wohnen !) und mit direkter 
Steuer ?) angelegt sind (Landtagsabschied 1892, $ 23, Nr. ID). Zu 
den pflichtigen Konfessionsgenossen zählen auch der Patron ?) 
und der Pfarrer. Begrifflich ausgeschlossen sind Fiskus, juri- 
stische Personen (darunter auch Pfründestiftungen) und Ge- 
sellschaften *). Besitz von Grundstücken oder Wohnhäusern 
erfüllt allein nicht die Voraussetzung des Wohnsitzes°). Dop- 
pelter Wohnsitz bewirkt doppelte Steuerpflicht °), doch werden 
die Härten dieser Bestimmung durch die Heranziehung nach 
Massgabe der zivilgemeindlichen Steuerveranlagung ausge- 
glichen. Die Exkommunizierten sind nicht befreit, weil sie 
die passive Zugehörigkeit zur Kirche nicht verloren haben °). 
Bei gemischten Ehen ist jeder Teil seiner Kirchengemeinde 
gegenüber umlagepflichtig, sofern er in der betreffenden Ge- 
meinde mit eigener Steuer veranlagt ist®). Im übrigen, d. h. 
da, wo dem Einkommen des Haushaltungsvorstandes behufs 
Steuerveranlagung die Kapitalrenten, das gewerbliche und 
anderweitige Einkommen der einer anderen Konfession ange- 
hörenden Familienmitglieder zuzurechnen sind, können die 
Kirchenumlagen nur nach Verhältnis der ziffermässigen Steuer- 
anlage für den Haushaltungsvorstand erhoben werden. 


!) Tretzel im AKKR. Bd. 86, 684, Bd. 87, 252. 

2) VGH. Bd. 20, 176. 

3) VGH. 15. Mai 1885, Bd. 6, 168. 

* VGH. 10. April 1908. Sörgel, Jahrb. 1908, 430. VGH. 
26. November 1880, E. Bd. 2, 255 ff. und AKKR. Bd. 47, 261; E. Bd. 14, 
177; Bd. 20, 177. Min.-Erl. v. 24. Mai 1877, Bl. f. adm. Pr. Bd. 28, 217. 

5) VGH. 3. August 1880, E. Bd. 2, 9; 25. Februar 1881, E. Bd. 2, 
549; 4. Januar 1884, E. Bd. 5, 103; 28. März 1888, E. Bd. 9, 450 ff. 
Bl. f. adm. Pr. Bd. 1, 16 fi., Bd. 24, 261f. Tretzel im AKKR. Bd. 86, 684. 

6) VGH. 26. Oktober 1883, E. Bd.4, 594. Tretzel im AKKR, 
Bd. 86, 684. 

?) Unrichtig Bl. f. adm. Pr. Bd. 21, 406. 

®) Stelzer, Kirchenumlagenpflicht für sog. gemischte Ehen in 
Bayern. Bayer. Gemeindeztg. 1906, 202—206. Meurer, Kirchenvermögens- 
recht, Bd. 1, 128. 
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3. Der Steuerfuss!). Der Verteilungsmassstab ist seit dem 
Landtagsabschied von 1892 ausnahmslos der steuerrechtliche. 
Ferner werden seitdem die Umlagen nicht mehr wie früher 
von einzelnen Steuergattungen, sondern nach Verhältnis der 
ganzen Steueranlage, also unter Berücksichtigung auch der 
Einkommen- und Kapitalrentensteuer ?), in der Form eines pro- 
zentualen Zuschlages erhoben. Die Steuer muss gleichmässig, 
d. h. unter gleichen Voraussetzungen nach gleichem Mass ver- 
teilt werden’). Eine Freilassung der Minderbemittelten ist bei 
der Steuerveranlagung unzulässig, bei der Steuereinziehung 
nicht ausgeschlossen. Erstreckt sich eine Kirchengemeinde 
über mehrere politische Gemeinden, so sind die Umlagen 
ohne Berücksichtigung der politischen Gemeinden gleichmässig 
und einheitlich auf alle Kirchengemeindeangehörigen zu ver- 
teilen ?). 

B. das formelle Umlagenrecht °). 

Auf das Verfahren bei Ausübung des Umlagenrechts finden 
die Bestimmungen des Zivilgemeindeumlagengesetzes vom 
22. Juli 1819 entsprechende Anwendung. 

1. Das die Umlagen bewilligende Organ ist die Kirchen- 
gemeindeversammlung oder die Kirchengemeindevertretung. 
Eine nur geringe Rolle spielt dabei die Kirchenverwaltung. 

a) Die Kirchenverwaltung‘) setzt sich zusammen aus 


!) Meurer Bd. 1, 128 f. 

?) Das Steuerobjekt muss sich aber im Kirchengemeindebezirk be- 
finden. VGH. 26. Oktober 1883, Bd. 4, 594. 

®) VGH. 8. Januar 1890, E. Bd. 12, 64; Bd. 24, 314; Bd. 80, 31. 

#) BI/£ adm. Pr; Bd. 30, 81. 

°) Meurer Bd.1, 129—140. 

°) Tretzelim AKKR. Bd. 87, 215—225 und die dort S. 215, Anm, * 
vermerkte Literatur. Ueber die Kirchenverwaltung als staatliches Organ 
vgl. Vogtherr, Die lutherische Kirchengemeinde im Königr. Bayern 
d. d. Rh., 1892, 43, und Jaenicke, Die Rechte des Staates in Bezug 
auf die Verwaltung und Verwendung des Kirchenvermögens, Erl. Diss. 
1896, 44. 
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dem Pfarrer als Vorstand, aus dem Gemeindevorsteher oder 
einem Mitgliede des Gemeindeausschusses und aus 2—4 (in 
den Landgemeinden) oder 4—8 (in den Städten und grösseren 
Märkten) Gemeindegliedern der betreffenden Konfession, welche 
nach der Instruktion vom 25. August 1869 bezw. 29. Sep- 
tember 1875 gewählt werden. 

b) Die Kirchengemeindeversammlung oder die Kirchen- 
gemeindevertretung )). 

@) Die Kirchengemeindeversammlung lehnt sich 
in Landgemeinden an die Zivilgemeindeversammlung an. Sie 
wird durch den Pfarrer auf Beschluss der Kirchenverwaltung 
berufen ?). Ueber die Form der Berufung ist nichts bestimmt. 
Das Zustandekommen einer beschlussfähigen Kirchengemeinde- 
versammlung kann nach herrschender Ansicht weder von der 
Kirchenverwaltung noch von ihrem Vorstande erzwungen wer- 
den). Eröffnung, Leitung und Schliessung steht dem Pfarrer 
zu (Rev. GemE. 58 38, 40) *). Stimmberechtigt sind alle Kirchen- 
gemeindemitglieder (Rev. GemE. $ 19 Nr. 1). Ein Beschluss 
wird mit absoluter Stimmenmehrheit gefasst, wobei zur Be- 
schlussfähigkeit zwei Drittel der Stimmberechtigten anwesend 
sein müssen’). Bei Stimmengleichheit entscheidet der Vor- 
stand (Rev. GemE. SS 37—38). Da in den Stadtgemeinden 
das Gemeindeedikt keine Gemeindeversammlung, sondern nur 
eine Gemeindevertretung kennt, so hatte hier die Kirche kein 
Vorbild. Doch füllte die Praxis mit Bestätigung durch den 
Verwaltungsgerichtshof diese Lücke dadurch aus, dass sie in 


!) Tretzel das. 225—228. 

2) Rev. GemEd. $ 104. Umlagengesetz v. 1819, Art. IX. Luthardt 
in Bl.-f. adm. Pr. Bd. 20, 42 ff. VGH. 1. Juli 1881, E. Bd. 3, 139; 
27. Dezember 1895, E. Bd. 17, 141 ft. 

3) Anderer Meinung Henle in Bl. f. adm. Pr. Bd. 40, 289 ff. und 
ebenso Meurer Bd. 1, 133 f. Herrschend: Luthardt in BI. f. adm. 
Pr. Bd. 40, 301 ff.; v. Seydel, Staatsrecht?, Bd. 5, 592. 

*) Hierzu Bayer. Gemeinde-Ztg. 1909, 69. 

5) And. Meinung Luthardt, Bl. f. adm. Pr. Bd. 20, 44; Bd. 40, 301. 
Dagegen Meurer 135, Anm. 1 u. 3. 
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analoger Anwendung der eben dargelegten Bestimmungen auch | 


hier eine Kirchengemeindeversammlung einrichtete !). 

ß) Da jedoch in solchen grösseren Orten — bei weit aus- 
einanderliegenden Ortschaften selbst auf dem Lande — eine 
Kirchengemeindeversammlung selten in der erforderlichen Stärke 
aufgebracht werden konnte, war hier die Ausübung des 
Umlagenrechts tatsächlich illusorisch. Zur Beseitigung dieses 
Notstandes griff die Umlagennovelle von 1892 ein?). Seit 
ihrem Erlass besteht die Möglichkeit, dass an die Stelle der 
Kirchengemeindeversammlung auf Antrag der Kirchenverwal- 
tung eine Kirchengemeinderepräsentation tritt. Die Re- 
präsentation ist keine verstärkte Kirchenverwaltung, sondern 
Ersatz der Kirchengemeindeversammlung °). Sie besteht aus der 
fünffachen Zahl der gewählten Kirchenverwaltungsmitglieder. 
Dabei sind die aktiven Mitglieder der Kirchenverwaltung nicht 
wählbar. Bildung und Zusammentritt der Repräsentation wird 
im Bedürfnisfalle) von der Kreisregierung angeordnet. Die 
Mitglieder werden nach der Instruktion für die Kirchenver- 
waltungswahlen vom 25. August 1869 bezw. 29. September 1875 
auf sechs Jahre gewählt. Der Kirchenverwaltungsvorstand 
(er ist nicht Mitglied der R., hat kein Stimmrecht, wohl aber 
Stimmentscheid bei Stimmengleichheit) °) leitet die Verhandlung 
und Abstimmung. Bezüglich der Austritts-, Entlassungs- und 
Suspensionsgründe, der Voraussetzungen für die Gültigkeit der 
Beschlüsse, Beratung, Abstimmung und Sitzungspolizei finden 
die Vorschriften der bürgerlichen Gemeindeordnung Anwendung 
(RevGE. 88 105.109.117, LandtAbsch. 1892 8 23 Nr.I). Die Be- 
stimmungen der Novelle von 1892 über die Repräsentation werden 


') Luthardt, Bl. f. adm. Pr. Bd. 20, 42. Verh. d. 2. K., 1891/92, 
Sten. Ber. Bd. 9, 757 f. 762. Meurer 132. 

?) Meurer 132f. 136. Verh. d. 2.K. a.a. O0. 762. Kalb, Bei- 
träge zum Steuerrecht, 70 f. 

®) Meurer 136, Anm. 6. 

4) Meurer 137, Anm. 2. 

®\ VGH,, E. Bd. 26, 387, 


j 
} 
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mit dem Tage der Publikation der Kirchengemeindeordnung 
ausser Kraft treten (LandtAbsch. 1892 $ 23 Nr. ID). 

2. Steuerveranlagung '). Zur Verteilung der Umlagen ist 
zunächst die Kirchenverwaltung zuständig (Rev. GE. $ 101, 
UmlG. Art. IX). Sie beschliesst über die Notwendigkeit von 
Umlagen in der Regel bei Aufstellung des Etats?). Die Ein- 
stellung oder Aenderung des Umlagetitels erfordert zur Wirk- 
samkeit sodann die Mitwirkung) der Kirchengemeindeversamm- 
lung oder Kirchengemeinderepräsentation. BRechtsungültig wäre 
aber umgekehrt ein Beschluss der Kirchengemeinde über 
die Erhebung von Umlagen ohne vorherigen Beschluss der 
Kirchenverwaltung *). Die Form der Mitwirkung der Kirchen- 
gemeindeversammlung oder Kirchengemeinderepräsentation ist 
die Abgabe der Zustimmungserklärung ®) zum Steuerbeschluss 
der Kirchenverwaltung (Rev. GE. $ 104, UmlG. Art. IX). Für 
den Beschluss über neue Umlagen ist eine kirchenbehördliche 
Genehmigung nicht ausdrücklich vorgeschrieben. Er unterliegt 


!) Zum Folgenden Meurer 129—131. 135 f. 139. Richter-Dove- 
Kahl, KR.900f. in Anm. 20. VGH. 27. Dezember 1895, E. Bd. 17, 141 
und AKKR. Bd. 76, 415. 

?) Ueber die Mitwirkung der Rentämter behufs Feststellung der 
pflichtigen Kirchengemeindeglieder: Bayer. Gemeinde-Ztg. 1908, 15. 

®) Die früher vielfach — mit theoretischer Unterstützung (Haber- 
stumpf, Die neuen Kirchenverwaltungen nach dem G. v. 1. Juli 1834, 
161; Schumann in ZKR. Bd. 3, 189) — geübte Praxis (v. Hauck in 
der 2. Kam, Verh. 1891/92, Sten. Ber. Bd. 9, 767), wonach die Kirchen- 
verwaltung allein zur Umlagenerhebung zuständig sei, ist als unstatthaft 
aufgegeben worden. Luthardt, Bl. f. adm. Pr. Bd. 20, 42f. Meurer 
130.. Vogtherr.a. 2.0. 37. 

4) VGH. 27. Dezember 1895, E. Bd. 17, 141 und AKKR. 
Ba. 76, 415. 

5) So die herrschende Meinung: Krick, Kirchenvermögen 120. 
Vogtherr, Die lutherischen Kirchengemeinden 38, und die Praxis: 
VGH. Bd. 11, 133, Bd. 17, 143. Anderer Meinung (die Kirchengemeinde 
sei über den Umlagebeschluss nur zu hören) Meurer, Kirchenver- 
mögensrecht Bd. 1, 131. Tretzel im AKKR. Bd. 87, 226. Lindner 
2. 2. 0. 31. 35. 
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aber der kuratelamtlichen Bestätigung!) (Rev. GE. $$ 103, 
104. 123 Nr. 10. 128, 131)°). Diese erteilt in unmittelbaren 
Städten die Kreisregierung, sonst die Distriktspolizeibehörde 
(das Bezirksamt), die jedoch in „wichtigen“ Fällen und bei 
einem Umlagebedürfnis von mehr als 500 Gulden (857,14 M.) 
die oberkuratelamtliche Bestätigung der Kreisregierung nach- 
suchen muss (Rev. GE. 88 123 Nr. 10. 128). Gegen die Ver- 
sagung der Bestätigung oder gegen Streichungen steht der 
Kirchengemeinde °) der verwaltungsgerichtliche Schutzzu(VGH@. 
Art. 10 Nr. 3)%). Die Praxis hat auch ein von der Theorie 
bestrittenes Recht der Staatskuratelbehörde zur Zwangsetati- 
sierung anerkannt, d. h. die Befugnis der Kuratelbehörde, den 
kirchengemeindlichen Umlagebeschluss durch einen Kuratel- 
beschluss zu ersetzen’). 

3. Steuererhebung ®). Wird der Steuerbetrag nicht recht- 
zeitig an die Einnehmer entrichtet, so geschieht nach erfolg- 
loser Mahnung seine zwangsweise Einhebung ”). Die Kirchen- 
verwaltung erklärt das Ausstandsverzeichnis für vollstreckbar 
und treibt die Rückstände ein, wobei ihr gleiche Rechte wie 
den Rentämtern bezüglich der Staatsgefälle zustehen ®). Die 
Zwangsvollstreckung erfolgt nach den Bestimmungen der Reichs- 


') Ueber deren Bedeutung im Gegensatz zur blossen Aufsicht vgl. 
Tretzelin Bl. f. adm. Pr. Bd. 57 (1907), 108#. Ders. im AKKR, 
Bd. 87, 263 ff. Meurer, Kirchenvermögensrecht Bd. 1, 145 ff. Rothen- 
bücher im Jahrb. d. öffentl. R. d. Gegenw. Bd. 3, 1909, 356 f. 

?) VGH. 27. Dezember 1895, E. Bd. 17, 141. 

®) Nicht einzelnen Zensiten, VGH. 29. Januar 1890, E. Bd. 12, 70. 

>) ’Meurer Bd. 1,114 uslAl% 

°) Meurer, Kirchenstiftung, 1910, 59. Tretzel in Bl. f. adm.Pr. 
Bd. 57, 121 #.- Vgl. auch 8. 358, Anm. 2, 

‘) Meurer Bd. 1, 141—144. Freyer im AKKR. Bd. 88, 12 £. 

?) Hierfür sind nach Nr. II der Umlagennovelle von 1892 die Art. 48 
und 54 der rechtsrhein. GemO. sowie Art. 8 des AG. zur ZPO. v. 23. Fe- 
bruar 1879 mit Modifikationen anwendbar erklärt. 

°) Min.-Bktm. v. 27. September 1879. Weber, Sig. Bd. 14, 64 ff. 
GemEd. Art. 48. 
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zivilprozessordnung. Als Vollzugsorgan dient der Gerichts- 
vollzieher. Ueber Einwendungen entscheidet je nach ihrer Art 
die Verwaltungsbehörde oder das Gericht!!). 


4. Rechtsschutz gegen Umlagen?). Alle Streitigkeiten 
zwischen der Kirchengemeinde und den Zensiten über die im 
Kirchengemeinde- und Pfarrverband wurzelnde Umlagenpflicht °) 
sind zunächst durch die der Kirchengemeinde vorgesetzte Ver- 
waltungsbehörde (UmlG@. Art. XIV), letztinstanzlich durch den 
Verwaltungsgerichtshof zu entscheiden (VGHG. Art. 10 Nr. 12 
u. 13)*). Ausgenommen sind Rechtssachen, welche vor die 
Zivilgerichte gehören, und solche, in denen die Verwaltungs- 
behörden nach ihrem Ermessen zu verfügen berechtigt sind’). 


Kapitel 2. 
Das Steuerrecht der protestantischen Landeskirche. 
8 78. 


A. Das materielle Steuerrecht ®). 


1. Inhaber des kirchlichen Besteuerungsrechts sind nach 
dem Gesetz, die Kirchensteuer für die protestantischen Kirchen 


I) VGH. 27. Dezember 1895, E. Bd. 17, 141. 

2) Meurer 140f. Sartorius, Staatl. Verwaltungsgerichtsbarkeit 
32 f. 67—69. Freyer im AKKR. Ba. 88, 12 £. 

3) Auch über den Umlagemassstab (KKG. 29. Dezember 1856, 
RegBl. 1857, 70), über die Zugehörigkeit zum Gemeindeverband als Prä- 
judizialpunkt sowie über die zu Bauzwecken erhobenen Kirchengemeinde- 
umlagen. Sartorius a.a. 0. 68f. 

4) Reger-Dyroff, Handausgabe des bayer. VGHG., 4. Aufl., 
1908, 335 ff. 

5) Sartorius a.a. 0. 67. 

6) v. Sutnerin Stier-Somlos Jahrb. d. Verwaltungsrechts, Bd. 4, 
905 £f. Fellmeth, Das kirchliche Finanzwesen in Deutschland, 1910, 
165f£. Kalb, Beiträge zum Steuerrecht in den ev. Landeskirchen Deutsch- 
lands. Erl. Diss. 1908. 'Teil II: Ist zur Einführung eines Gesetzes betr. 
die Erhebung einer allgemeinen Kirchensteuer für die protest. Landes- 
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des Königreichs Bayern betreffend, vom 15. August 1908 die 
protestantische Kirche Bayerns r, d. Rh. und die vereinigte 
(unierte) protestantische Kirche der Pfalz!). Diese Kirchen haben 
das Recht, für ihre eigenen, durch staatliche Leistungen oder 
sonst bereite Kirchen- und Stiftungsmittel sowie durch Samm- 
lungen nicht ausreichend gedeckten allgemeinen kirchlichen 
Bedürfnisse Steuern zu erheben (Art. 1). Als kirchliche Bedürf- 
nisse allgemeiner Natur gelten nur folgende, im Gesetz einzeln 
aufgezählte: 1. Unterstützung mit Ortskirchenumlagen über- 
bürdeter Kirchengemeinden oder kirchlicher Konkurrenzverbände, 
2. Errichtung oder Umwandlung von Seelsorgestellen und Her- 
stellung kirchlicher Bauten an Orten, wo kirchlicher Notstand 
herrscht, 3. Aufbesserung unzureichend besoldeter Geistlicher, 
4. Zuschüsse zu den Ruhegehalten der Geistlichen und zu den 
Bezügen ihrer Hinterbliebenen, 5. Entschädigungen an Geist- 
liche für Umzugs- und Krankheitsvertretungskosten, 6. Bereit- 
stellung eines Dispositionsfonds für kirchliche Zwecke ?), 
7. Kosten der Steuersynode, der Steuererhebung und der Ver- 
waltung des Steuerertrages. — Dieser Kreis kann (nur) durch 
königliche Entschliessung auf Antrag der kirchlichen Ober- 
behörde mit Zustimmung der Steuersynode erweitert werden 
(Art. 2). 

2. Die Beitragspflicht ist eine persönliche. Kirchensteuer- 
pflichtig?) sind alle Angehörigen des protestantischen Bekennt- 
nisses, die in Bayern mit einer direkten Staatssteuer veranlagt 


kirche des Königr. Bayern d. d. Rh. ein Staatsgesetz nötig oder genügen 
hiezu Vorschriften, die von den zuständigen Organen der protest. Landes- 
kirche erlassen werden? — Begründung zum Entw. eines Gesetzes, 
die Kirchensteuer für die protest. Kirche des Königr. Bayern betr., Verh. 
d. Kammer d. Abg. 1908, Beil. 370, bes. 881 ff. 

') Begr. zum Entwurf a. a. 0. 831—884. 888. 

?) Ueber diesen Fonds, aus dem für die zu 1—5 bezeichneten Zwecke 
Aufwendungen nur in ausserordentlichen, unvorhergesehenen und dring- 
lichen Fällen gemacht werden dürfen, verfügt die kirchliche Oberbehörde. 
Art. 6. 

°) Begr. zum Entwurf a. a. O. 888—890. 
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oder vorgemerkt sind. Bei einheitlicher Staatssteuerveranlagung 
mehrerer nicht sämtlich kirchensteuerpflichtiger Personen ist 
nur der Anteil der Kirchensteuerpflichtigen an der Staatssteuer 
heranzuziehen, wobei gleichheitliche Anteile zu vermuten sind. 
Eine Aenderung in der Kirchensteuerpflicht aus einem Um- 
stand, der nicht zugleich die Staatssteuerpflicht ändert, wird 
mit Beginn des nächsten Kalendervierteljahres wirksam. 

Die Staatsregierung kann in Bezug auf Steuerpflichtige 
und Steuerquellen, die der Steuerhoheit mehrerer Staaten oder 
der Besteuerung auch durch nichtbayerische öffentliche Kirchen- 
gesellschaften unterliegen, Vereinbarungen und Verfügungen über 
eine von den gesetzlichen Vorschriften abweichende Heran- 
ziehung zur Kirchensteuer treffen. 

Sie kann ferner gegen Ausländer nach dem Grundsatz der 
Gegenseitigkeit verfahren, wenn ihr Heimatstaat bayerische 
Angehörige ungünstiger als seine eigenen behandelt oder sie 
in Fällen, wo dies für Angehörige jenes Staates in Bayern 
nicht vorgesehen ist, besteuert. Angehörige eines ausser- 
deutschen Staates, in dem nach Bekanntmachung der beteiligten 
bayerischen Staatsministerien Gegenseitigkeit verbürgt ist, 
können die Bezahlung von Kirchensteuern ablehnen, wenn für 
sie am Erfüllungsort der Steuerpflicht oder in dessen nächster 
Nachbarschaft besondere, nicht von den protestantischen 
Kirchen Bayerns eingerichtete gottesdienstliche Veranstaltungen 
bestehen (Art. 7). 


3. Der Steuerfuss'). Die Steuer wird in Form eines 
gleichmässigen prozentualen Zuschlages zu den direkten Staats- 
steuern (also gegenwärtig?) zur Grund-, Haus-, Gewerbe-, Ein- 
kommen-, Kapitalrentensteuer sowie zur Steuer vom Gewerbe- 
betrieb im Umherziehen) bis zum Höchstbetrage von 10 °/o der 
vom einzelnen Steuerpflichtigen geschuldeten direkten Staats- 
steuern erhoben (Art. 8). 


!) Begr. zum Entwurf a..a. 0. 890. 
?) Die neueste Steuerreform konnte nicht mehr berücksichtigt werden. 
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B. Das formelle Steuerrecht. 

1. Die Steuerorgane !). 

a) Das wichtigste kirchliche Organ ist neben der kirch- 
lichen Oberbehörde für jede der beiden Kirchen die Steuer- 
synode. Die nach dem hessisch-badischen Vorbilde ge- 
schaffenen Steuersynoden werden gebildet durch die weltlichen 
Mitglieder der vereinigten Generalsynode für die Konsistorial- 
bezirke des Königreichs r. d. Rh. bezw. der Generalsynode für 
den Konsistorialbezirk Speyer, durch halb so viele geistliche 
Mitglieder der Generalsynoden, ausserdem in der Kirche Bayerns 
r. d. Rh. durch ein geistliches und zwei weltliche Mitglieder 
der reformierten Synode. Die geistlichen Mitglieder werden 
von den geistlichen Mitgliedern der ordentlichen General- 
synoden bei deren jedesmaligem Zusammentritt, die reformierten 
Mitglieder von der der jeweiligen Tagung der Steuersynode 
vorausgehenden reformierten Synode gewählt. Alle Mitglieder 
erhalten Tagegelder und Reisekosten wie die Mitglieder der 
Generalsynoden. 

Die Steuersynoden tagen in der Regel in unmittelbarem 
Anschluss an die ordentlichen Generalsynoden. Durch könig- 
liche Entschliessung können ausserordentliche Tagungen ein- 
berufen sowie alle Tagungen jederzeit geschlossen werden. 
Die Verhandlungen leitet der mit absoluter Stimmenmehrheit 
gewählte Vorsitzende. Die Vertreter der Kirchenbehörden sind 
auf Verlangen jederzeit zu hören und befugt, Anträge zu 
stellen. Der (fakultative) staatliche Vertreter nimmt an den 
Beratungen selbst nicht teil. Die Verhandlungen sind in der 
Regel öffentlich. Die Beschlüsse erfordern zu ihrer Gültigkeit 
die Anwesenheit der Mehrheit der Mitglieder und die Zustim- 
mung der Mehrheit der Anwesenden. Im übrigen finden die 
Vorschriften über die Geschäftsordnung der Generalsynoden 
entsprechende Anwendung (Art. 3). 

b) Die wichtigsten staatlichen, bei der Veranlagung mit- 


!) Begr. zum Entwurf a. a. O. 884—886. 890. 892. 
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wirkenden Organe sind die Rentämter. Ihnen liegt die Ver- 
anlagung zur Kirchensteuer ob. Alle Staats-, Gemeinde- und 
Kirchenbehörden sowie die Steuerpflichtigen selbst müssen 
hierbei gemäss den ergehenden Vollzugsvorschriften mitwirken. 
Insbesondere hat jeder Pflichtige auf Verlangen für sich und 
die von ihm vertretenen Pflichtigen eine Bekenntniserklärung 
abzugeben (Art. 9). Wer der besonderen Aufforderung des 
Rentamtes hierzu nicht rechtzeitig nachkommt, oder wer be- 
züglich seiner Veranlagung oder derjenigen der von ihm zu 
vertretenden Pflichtigen in der Bekenntniserklärung oder bei 
Beantwortung der von zuständiger Seite an ihn gerichteten 
Fragen oder bei Begründung und Verhandlung eines Rechts- 
mittels unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die zur 
Verkürzung der Steuer zu führen geeignet sind, macht sich 
der Hinterziehung schuldig und wird, sofern er nicht die er- 
forderlichen Angaben rechtzeitig nachbringt, berichtigt oder 
ergänzt, kriminell (mit Geldstrafe), bei nicht beabsichtigter 
Hinterziehung mit ÖOrdnungsstrafe (bis 200 Mark) bestraft. 
Die erkannten Strafen fliessen der allgemeinen Kirchenkasse 
zu (Art. 12). Der Staat haftet für Veranlagung, Erhebung 
oder Ablieferung der Kirchensteuer nicht; für die damit be- 
trauten Beamten haftet die Kirche (Art. 10 Abs. 5). 


2. Die Steuerveranlagung!. Wenn die Rentämter ihre 
Aufgabe beendigt haben (Art. 9), legt die kirchliche Ober- 
behörde den Steuersynoden bestimmte Anträge (Voranschläge) 
zur Beschlussfassung vor. Die Bewilligung der auf Kirchen- 
steuern zu nehmenden Ausgaben und der zu ihrer Deckung 
erforderlichen Steuern erfolgt für die der Synodaltagung fol- 
genden vier Kalenderjahre, bei ausserordentlichen Steuersynoden 
für die Zeit bis zur nächsten ordentlichen Steuerperiode. Auf 
die Dauer berechnete Willigungen früherer Synoden binden 
spätere Synoden. Die Bereitstellung von Mitteln für die Kosten 
der Steuersynode, der Steuererhebung und der Ertragsverwal- 


!) Begr. zum Entwurf a. a. O. 884. 886 f. 
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tung darf nicht verweigert, für den kirchlichen Dispositions- 
fonds darf höchstens der zehnte Teil der übrigen Ausgaben 
bewilligt werden. Die nicht gegenseitig sich ausgleichenden 


Ersparungen, Mehrausgaben, Mehreinnahmen oder Minder- 
erträge einer Finanzperiode sind in den nächsten Voranschlag 


als Einnahmen und Ausgaben einzustellen. Doch ist die Ver- 
wendung von Ueberschüssen zur Bildung von Steuerausgleichs-, 
Betriebs- und Reservefonds zulässig. Die Beschlüsse der Steuer- 
synoden bedürfen der königlichen Genehmigung (Art. 3 Abs. 1, 
Art. 4). 

3. Die Steuererhebung!). Der Vollzug der Steuerbe- 
schlüsse obliegt grundsätzlich der kirchlichen Oberbehörde 
(Art. 4 Abs. 5). Die Steuer wird mit den direkten Staats- 
steuern nach den gleichen Vorschriften wie diese, unabhängig 
von einer etwaigen Bestrafung (Art. 12 Abs. 5), erhoben und 
beigetrieben. Bei Unzulänglichkeit des Eingebrachten sind 
Staatsgefälle und Kreisumlagen vor der Kirchensteuer zu decken. 
Nachlass oder Niederschlagung der Staatssteuern hat ein 
gleiches bei der Kirchensteuer zur Folge?). Für Veranlagung 
und Erhebung werden 3 °o der vereinnahmten Beträge für die 
Staatskasse abgezogen; in der Pfalz wird ein Drittel dieser 
Vergütung den Steuereinnehmern überwiesen (Art. 10). Der 
Steuerertrag fliesst in eine allgemeine Kirchenkasse. Ihre Rech- 
nungen nebst Belegen sind zur Prüfung und Anerkennung oder 
Geltendmachung etwaiger Erinnerungen der Steuersynode, 
Jahresübersichten der Einnahmen und Ausgaben der Kirchen- 
kasse dem Staatsministerium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten vorzulegen (Art. 5). 

4. Streitigkeiten?) über die Berechnung des Steueranteils 
(Art.7 Abs. 2) werden nach den staatssteuerlichen Vorschriften 
über das Rechtsmittelverfahren gegen die rentamtliche Ein- 


!) Begr. zum Entwurf a. a. 0. 887 f. 891. 

?) Neben dem staatlichen Nachlassrecht besteht ein solches der 
Kirchenbehörden nicht. Kalb, Beiträge zum Steuerrecht, 55. 

°) Begr. zum Entwurf a. a. 0. 892. Sartorius a.a. 0. 67—69. 
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steuerung erledigt. Im übrigen sind Streitigkeiten über die 
Steuerpflicht im Verwaltungsstreitverfahren nach Art. 10 Nr. 13 
des Verwaltungsgerichtshofgesetzes auszutragen. Es entscheidet 
in erster Instanz die Distriktsverwaltungsbehörde des Erfüllungs- 
ortes, in zweiter der Verwaltungsgerichtshof (Art. 11)!). 


II. Hessen. 


8 79. 


I. Gemeinschaftliche Bestimmungen für beide 
Kirchen’). 

Solche enthält das Gesetz über das Besteuerungsrecht der 
Kirchen- und Religionsgesellschaften vom 23. April 1875 mit 
Novelle vom 30. März 1901. Es unterscheidet ein Besteue- 
rungsrecht der Kirchengemeinden, der grösseren kirchlichen 
Verbände und der Gesamtkirchen. 


A. Allgemeine Vorschriften über das Steuerrecht. 


1. Inhaber des Besteuerungsrechts sind die evangelische 
- und die katholische Kirche ?). Sie sind unter den im Gesetz 
vermerkten Voraussetzungen befugt, die zur Bestreitung der 
kirchlichen oder religiösen Bedürfnisse der Gemeinden, der 
grösseren Verbände und ihrer Gesamtheit erforderlichen Mittel 
durch Umlagen aufzubringen (Art. 1). Sie können dieses Recht 
aber nur ausüben, wenn die Erträge des kirchlichen Vermögens 
und die sonst zu Gebote stehenden Mittel zur Bestreitung der 
Bedürfnisse nicht ausreichen (Art. 2). 


') Sartorius 67—69. 

?) Küchler-Dietz, Die Verwaltungsgesetzgebung im Gross- 
herzogt. Hessen, 2. Aufl., Bd. 2, 400—404. Reidel, Die kathol. Kirche 
im Grossherzogt. Hessen, 1904, 198—202. 236 f. 247. Köhler, Kirchen- 
recht der ev. Kirche des Grossherzogt. Hessen, 1884, 433 f. 4338—441. 
Zeller, Handbuch der Verfassung und Verwaltüi ıg im Grossherzogt. 
Hessen, Bd. 2, 1886, 26—28. Freyerim AKKR. Bd. 87, 658 £.; Bd. 88, 17. 
Kalb, Beiträge zum Steuerrecht, 10—12. Fellmeth, Das kirchliche 
Finanzwesen, 1695. 

3) Sowie die rechtsfähigen Religionsgemeinschaften. 
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2. Die persönliche Beitragspflicht ruht auf den Mit- 
gliedern der Kirchengemeinden. Sie erlischt durch den nach 
den Vorschriften des Art. 4 des Gesetzes vom 10. September 
1878 über die bürgerlichen Wirkungen des Austritts aus einer 
Kirche oder Religionsgemeinschaft vollzogenen Austritt oder 
Uebertritt). Diese Wirkung tritt, wenn der Austritt in der 
ersten Hälfte des Kalenderjahres erfolgt, mit Jahresschluss, 
sonst aber mit dem Schluss des auf die Austrittserklärung 
folgenden Kalenderjahres ein. Zu den Kosten eines ausser- 
ordentlichen Baues, dessen Notwendigkeit vor Ablauf des Aus- 
trittsjahres festgestellt ist, hat der Austretende, wie in Preussen, 
bis zum Ablauf des zweiten auf die Austrittserklärung folgenden 
Jahres beizutragen, wie wenn er seinen Austritt nicht erklärt 
hätte (Art. 4). Die Mitglieder der Militärgemeinden sind von 
den örtlichen kirchlichen Umlagen befreit (MinBktm. vom 8. No- 
vember 1892 Art. 22) ?). 


3. Die Umlagen werden vom Gemeindeeinnehmer erhoben 
und von diesem im ganzen an die kirchliche Kasse abgeliefert. 
Die zwangsweise Beitreibung regelt das Gesetz vom 11. Januar 


1875 mit Abänderung vom 16. April 1879. 


4. Ueber Beschwerden wegen Zuziehung zu den Kirchen- 
lasten, insbesondere zu den auf der persönlichen Kirchen- oder 
Kirchengemeindeangehörigkeit beruhenden Leistungen ent- 


!) Schmidt, Austritt aus der Kirche, 46 ff. 204 ff. 256. 338. 

?) Ministerialbekanntmachung, die Regelung der evangelischen 
militär-kirchlichen Verhältnisse innerhalb des Grossherzogtums Hessen 
betreffend, vom 29. März 1906 (bekannt gegeben werden die zwischen 
Preussen und Hessen am 8. Februar 1906 vereinbarten neuen Fest- 
setzungen zur Regelung der evangelischen militär-kirchlichen Verhältnisse 
in Hessen) Art. 3: Die Befreiung von örtlichen kirchlichen Umlagen ge- 
niessen auch die Angehörigen der einzeln stehenden Bezirkskommandos 
und Meldeämter, sowie einzeln stehende Personen des Soldatenstandes. 
Bezüglich der Beitragspflicht zu den allgemeinen Kirchensteuern gelten 
auch für die Mitglieder der Militärgemeinden die für die hessische 
Landeskirche massgebenden gesetzlichen Bestimmungen, 
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scheidet (wie über Beschwerden gegen Umlagen der politischen 
Gemeinden) in erster Instanz der Kreisausschuss. Die Be- 
schwerde kann darauf gestützt werden, dass die Erhebung der 
Umlage unzulässig sei, oder dass eine Leistungspflicht des in 
Anspruch Genommenen nicht oder in geringerem Masse be- 
stehe. Gegen die Entscheidung des Kreisausschusses findet der 
Rekurs zum Provinzialausschuss statt, der über tatsächliche 
Fragen endgültig entscheidet, gegen dessen Entscheidung in 
Rechtsfragen jedoch der (Revisions-) Rekurs zum obersten Ver- 
waltungsgericht zulässig ist (G. v. 10. September 1878 Art. 10; 
KrO. vom 12. Juni 1874 Art. 48 Nr. I 5, 98 Nr. 1, 67, 111; 
VerwGer@G. Art. 5))). 


B. Sondervorschriften für das Steuerrecht der einzelnen 
kirchlichen Verbände. 

1. Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung der Bedürfnisse 
der Kirchengemeinden. 

a) Hier werden die kirchlichen Umlagen auf die in der 
Gemeinde wohnenden oder begüterten oder gewerbetreibenden 
Konfessionsgenossen nach den für die Gemeindesteuern (der 
politischen Gemeinden) geltenden Grundsätzen ?) ausgeschlagen, 
vom Gemeindeeinnehmer mit den Gemeindesteuern erhoben und 
im ganzen an die Kirchenkasse abgeliefert. Auch die Bei- 
treibung geschieht nach den Grundsätzen und nach dem Ver- 
fahren für die Gemeindesteuerbeitreibung (Art. 6, Novelle 
Art. 1 Nr. 3). 

b) Das Recht kann nur ausgeübt werden, wenn in der 
Kirchengemeinde eine aus direkter Wahl der Gemeindeglieder 
hervorgegangene, aus mindestens 12 — wenn die Zahl der stimm- 
berechtigten Gemeindeglieder weniger beträgt, aus allen — Ge- 
meindegliedern zusammengesetzte Gemeindevertretung besteht. 


1) Sartorius 73f. Küchler Bd. II, 404, Anm. 1. Zeller 
Bd. 2, 27. 

?, Welche Steuerobjekte im einzelnen herangezogen werden, darüber 
Köhler, KR. der ev. Kirche Hessens, 1884, 440 f. 434. 
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Zusammensetzung, Mitgliederzahl, Stimmberechtigung und Wähl- 
barkeit, Wahlverfahren, Zusammenberufung und Verhandlung 
werden, soweit nicht ein von der Kirchenbehörde mit staat- 
licher Genehmigung erlassenes Verfassungsstatut Genügendes 
vorsieht, des näheren vom Ministerium des Innern geregelt 
(Art. 3 Abs. 2). 

c) Ueber die Einnahmen und Ausgaben der Kirchen- 
gemeinde, insbesondere über die für die Ausgaben vorgesehenen 
Deckungsmittel muss ein ordnungsmässiger Voranschlag auf- 
gestellt werden. Zur Erhebung der darin vorgesehenen Um- 
lage muss die Gemeindevertretung ihre Zustimmung erteilen 
(Art. 3 Abs. 1 u. 2)'1). Der Vorstand der politischen Ge- 
meinde, welchem der Vorstand der Kirchengemeinde einen Aus- 
zug aus dem Voranschlage mitzuteilen ?) hat, kann binnen drei 
Wochen darauf gegen die beabsichtigte Erhebung der Umlage 
von den Angehörigen seiner Gemeinde beim Kirchengemeinde- 
vorstand durch schriftliche begründete Mitteilung Einwand er- 
heben. Soll dann auf der Erhebung der Umlage bestanden 
werden, so ist vom Kirchengemeindevorstand (bezw. der oberen 
oder obersten kirchlichen Behörde) die Entscheidung des Kreis- 
amts und, wenn dieses den Einwand für begründet erachtet, 
die Entscheidung des Ministeriums des Innern zu veranlassen; 
erachtet das Kreisamt den Einwand für unbegründet, so steht 
hiergegen dem Vorsteher der politischen Gemeinde binnen zwei 
Wochen der Rekurs an das Ministerium zu (Art. 3 Abs. 3). 
Auch abgesehen von dem Falle der Erhebung eines Einwandes 
seitens des Vorstandes einer politischen Gemeinde ist der Vor- 
anschlag dem Kreisamt zur Einsicht und zur staatlichen Ge- 
nehmigung der Umlage mitzuteilen. Beanstandet das Kreis- 
amt die Erteilung der Genehmigung, so ist, wenn auf der 


') Hier findet also keine gemeinschaftliche Beschlussfassung wie in 
anderen Staaten statt. 

?) Hier nur Mitteilungspflicht. Kein Genehmigungsrecht der Zivil- 
gemeinde. 
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Umlage bestanden werden soll, die Entschliessung des Mini- 
steriums einzuholen (Art. 3 Abs. 4). 


2. Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung der Bedürfnisse 
der aus mehreren Gemeinden gebildeten grösseren kirchlichen 
Verbände (Dekanatsverbände u. s. w.). Der Steuerbedarf 
ist auf die einzelnen Kirchengemeinden nach den Gemeinde- 
steuern der in Betracht kommenden Gemeindemitglieder zu 
verteilen und in den einzelnen Gemeinden durch kirchliche 
Umlage wie bei zivilgemeindlichen Umlagen aufzubringen, 
d. h. vom Gemeindeeinnehmer mit den Gemeindesteuern zu 
erheben. Auch die Beitreibung geschieht nach den Grund- 
sätzen und nach dem Verfahren für die Gemeindesteuer- 
beitreibung (Art. 6, Novelle Art. 1 Nr. 3). Hat eine dem 
grösseren Verbande (nach Massgabe landesherrlich genehmigter 
Verfassungsstatuten oder organischer Bestimmungen) zur Seite 
stehende gewählte Vertretung der Gemeindeglieder der Re- 
partition zugestimmt, so ist eine Zustimmung der örtlichen 
Gemeindevertretung zu Aufnahme des Ausgabepostens in den 
Voranschlag und zur Erhebung der Umlage nicht mehr er- 
forderlich (Art. 4) )). 

3. Das Besteuerungsrecht zur Bestreitung der Bedürfnisse 
der Gesamtkirchen. Besteht nach Massgabe eines landes- 
herrlich genehmigten Verfassungsstatuts in der Gesamtkirche 
eine gewählte Vertretung der Gemeindeglieder, so kann mit 
ihrer Zustimmung eine besondere Umlage für die allgemeinen 
Zwecke der Kirche auf deren sämtliche Angehörige beschlossen 
werden. Der Beschluss bedarf der Genehmigung des Mini- 
steriums des Innern. Ist sie erteilt, so wird der durch Umlage 
aufzubringende Betrag nach Vorschrift des Art. 6 Abs. 2 aus- 
geschlagen und erhoben, ohne dass es einer weiteren Zustim- 
mung oder Genehmigung der einzelnen Gemeinden bedarf 


!) So z. B. bei den von den Dekanatssynoden der ev. Kirche in 
Hessen beschlossenen Umlagen. KirchVerfEdikt vom 6. Januar 1874, 
88 58. 59. 
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(Art. 5). Die Umlagen werden als Zuschläge zu den direkten 
Staatssteuern auf die Mitglieder der betreffenden Kirchen- 
gemeinden ausgeschlagen, mit den direkten Staatssteuern von 
den mit Erhebung der letzteren beauftragten Behörden erhoben 
und von diesen im ganzen an die zuständige kirchliche Kasse 
eingeliefert. Sie fliessen in den Zentralkirchenfonds. Die für 
die Beitreibung der direkten Staatssteuern geltenden Grund- 
sätze und Vorschriften finden Anwendung (Art. 6 Abs. 2, ein- 
gefügt durch Novelle 1901, Art. 1 Nr. 4). Genauere Vor- 
schriften über die Erhebung und Verrechnung der allgemeinen 
Kirchensteuer enthält das ministerielle Ausschreiben Nr. 14 
von 1877. 


II. Sonderbestimmungen für die evangelische 
Kirche. 


Hier bedurfte es keiner Neuschaffung einer besonderen 
Vertretung der Kirchengemeindemitglieder, weil nach der Ver- 
fassung der evangelischen Kirche des Grossherzogtums — Edikt 
vom 6. Januar 1874 — die Bewilligung der allgemeinen Aus- 
gaben und ihrer Deckungsmittel nach den Vorlagen des Ober- 
konsistoriums sowie die Kontrolle über deren Verwendung schon 
zum Wirkungskreis der Landessynode gehören ($ 107 Nr. 8). 
Das Oberkonsistorium hat jeder ordentlichen Landessynode den 
Voranschlag über die zur Deckung der allgemeinen kirchlichen 
Bedürfnisse erforderlichen Mittel und den Nachweis über deren 
Verwendung vorzulegen (KVerf. $ 135). 


II. Sonderbestimmungen für die katholische 
Kirche. 


Die zur Ausbildung des gesamtkirchlichen Besteuerungs- 
rechts erforderliche gewählte Vertretung der Kirchengemeinde- 
mitglieder ist der katholische „Diözesankirchenvorstand“ 
für das Bistum Mainz. Ueber seine Bildung, Geschäfts- 
führung und Zuständigkeit bestimmt das vom bischöflichen 
Ordinariat erlassene, durch landesherrliche Entschliessung 
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vom 16. Oktober 1899 genehmigte!) Verfassungsstatut?) fol- 
gendes: 

1. Bildung. Die Mitglieder des Diözesankirchenvor- 
standes gehen aus indirekten Wahlen hervor. Wählbar sind 
alle männlichen, wenigstens 30 Jahre alten hessischen Katho- 
liken, die ihre Pflichten notorisch erfüllen und unbescholten 
sind, ausgenommen die Geistlichen. Jeder Kirchenvorstand 
wählt je nach Grösse der Kirchengemeinde 1—4 Mitglieder; 
diese Delegierten wählen in einer Dekanatsversammlung je 
nach Grösse des Dekanates 1—3 Mitglieder (und ebensoviele 
bei ihrem Fortfall eintretende Ersatzmänner) in den Diözesan - 
kirchenvorstand (D). Die Mitglieder werden für sechs Jahre 
gewählt. Alle drei Jahre wird die Hälfte durch Neuwahl er- 
setzt. Austretende sind wieder wählbar. Die allgemeine Neu- 
wahl findet erst auf besondere Anordnung des Bischofs statt. 
Die Mitglieder beziehen Tagegelder und Fahrgeldersatz (I). 

2, Geschäftsführung. Der Diözesankirchenvorstand 
tritt alljährlich auf Einberufung des Bischofs in Mainz zusammen. 
Eine bischöfliche Kommission, bestehend aus drei Mitgliedern 
des Ordinariates, drei Dekanen und drei Laien, welche sämt- 
lich vom Bischof zu ernennen sind, bereitet die Vorlagen vor 
und wohnt den Beratungen bei. Die bischöflichen Kommissare 
und die staatlichen Regierungsbevollmächtigten können jeder- 
zeit das Wort ergreifen, stimmen aber nicht mit (III, IV Abs. 1), 
Zur Beschlussfassung ist die Anwesenheit der Hälfte der Mit- 
glieder erforderlich. Die Beschlüsse werden mit einfacher 
Mehrheit gefasst und erlangen erst nach bischöflicher Zustim- 
mung Rechtskraft. Die bischöfliche Behörde bringt sie zur 
Kenntnis des Ministeriums des Innern. Die Verhandlungen 
regelt eine von der bischöflichen Behörde entworfene, von der 


!) Bktm. v. 16. Oktober 1899, AKKR. Bd. 80, 163. 

?) Abänderungen des Statutes erfolgen durch den Bischof (bei Er- 
ledigung des bischöflichen Stuhles durch das Domkapitel bezw. den 
Kapitelsvikar) im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern, 
Nr. VI, VII des Statuts. 
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Versammlung genehmigte Geschäftsordnung. Vertagung und 
Auflösung des Diözesankirchenvorstandes steht dem Bischof 
zu (IV). 

3. Zuständigkeit. Der Diözesankirchenvorstand be- 
schliesst nur über finanzielle Angelegenheiten, insbesondere 
alljährlich über Höhe, Erhebung und Verwendung der allge- 
meinen Kirchensteuer. Ein von der Versammlung auf Vor- 
schlag der bischöflichen Kommission bestellter Rechner ver- 
einnahmt und verausgabt mit Genehmigung des Ministeriums 
des Innern die Steuererträge. Er ist der Kommission verantwort- 
lich, kautions- und rechenschaftpflichtig. Das Kontrollrecht über 
Vereinnahmung und Verausgabung steht dem Diözesankirchen- 
vorstand zu, die Rechnung über beides unterliegt der Re- 
vision durch die Grossherzogliche Oberrechnungskammer (IV 
Abs. 3, V). 


Gruppe I, A, 3. 


Regelung des Kirchensteuerrechts nur für die evangelische - 
Kirche. 


I. Sachsen-Meiningen !). 
$ 80. 
I. Das Steuerrecht der Kirchengemeinden. 


A. Das materielle Steuerrecht. 

1. Die Kirchengemeinde hat die Rechte einer juristischen 
Person und ist verbunden, die Mittel zur Erfüllung ihrer Auf- 
gaben, vorbehaltlich rechtsbegründeter Beitragsleistungen Dritter 
sowie der observanzmässigen oder ortsstatutarischen Beiträge 
aus dem Abwurf des Vermögens der politischen Ortsgemeinde, 
seibst zu beschaffen (KGSO. $ 1 Abs. 2). So hat sie z. B. 
bei unzureichendem Stelleneinkommen des Pfarrers den Fehl- 
betrag aufzubringen (KG. betr. die Gehaltsverhältnisse der 


!) Siehe 8. 174, Anm. 1. 
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Geistlichen vom 27. Dezember 1890 in der Fassung der Min.- 
Bktm. vom 9. Februar 1903 u. der Novelle [KG.] vom 13. De- 
zember 1905, Art. 15)%). Die Ausgaben aus dem Kirchen- 
gemeindeverband sind zunächst aus dem Abwurf des Kirchen- 
vermögens und den sonst verfügbaren Mitteln der Kirche, 
sodann durch Umlagen und Leistungen der Kirchengemeinde 
zu bestreiten (&. vom 25. Februar 1876, Art. 1). Die Geld- 
leistungen der Kirchengemeindemitglieder werden als „Kirchen- 
steuern“ bezeichnet (G. vom 25. Februar 1876, Art. 2). 


2. Steuerpflichtig sind die Kirchengemeindemitglieder. Mit- 
glied ist jeder Angehörige der evangelischen Kirche, der im 
Kirchspiel wohnt oder sich seit drei Monaten darin aufhält. 
Ausserdem ist auf gestellten Antrag durch Beschluss des Kirchen- 
vorstandes als Mitglied aufzunehmen jeder Angehörige der 
evangelischen Kirche, welcher zu den Kirchensteuern der 
Kirchengemeinde beizutragen hat (KGSO. 8S 4 u. 5)°). Die 
Beitragspflicht erlischt durch Austritt oder Uebertritt mit 
zeitlicher Wirkung genau wie nach dem preussischen Recht 
(G. vom 7. Dezember 1878, die aus der Kirche Austretenden 
[| Dissidenten] betr., Art. 3 u. 4 Abs. 2). Evangelische Foren- 
sen, die im Kirchspiel Grundstücke, Gebäude, Gewerbs- oder 
Bergwerksanlagen besitzen, sind gleichfalls steuerpflichtig, da- 
für aber an ihrem Wohnort von diesem Einkommen steuer- 
frei (Art. 3). Als Befreiungen von der Kirchensteuer werden 
nur diejenigen zugelassen, welche nach dem jeweiligen Ge- 
meindegesetz für die Gemeindelasten gelten (Art. 6). 


3. Die Kirchensteuern werden nach der Grund-, Gebäude- 
und Einkommensteuer derart umgelegt, dass von jeder Steuer- 
art nach Verhältnis des Jahresstocks beigetragen wird. Kirchen- 
gemeindemitglieder, welche in den Ortskatastern als einkommen- 
steuerpflichtig nicht aufgeführt sind, haben nach den Grundsätzen 


') AKBI. 1909, 384 u. 511. 
2) Ein seltsamer, aber nach dem Wortlaut der gesetzlichen Be- 
stimmungen wohl nicht zu umgehender Zirkel. 
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des Einkommensteuergesetzes nach Verhältnis des Reinertrags 
ihres Vermögens und der Dauer ihres Aufenthalts zu den 
Kirchensteuern beizutragen (G. Art. 2). Bei der Heranziehung 
der vorher bezeichneten steuerpflichtigen Forensen!) hat das 
Kirchenamt die Klassen- und Einkommensteuer, welche aus 
dem Reinertrage der im Kirchspiel belegenen Besitzungen sich 
ergeben würde, erforderlichenfalls auch die Grund- und Ge- 
bäudesteuer zu bestimmen (Art. 3 Abs. 2). 

Besondere Bestimmungen treffen die Steuerverteilung in 
Pfarreien und Kirchengemeinden, die aus mehreren Gemeinden 
zusammengesetzt sind. Hier bleiben zunächst die bezüglich 
der Beitragspflicht der mehreren Gemeinden zur Deckung der 
semeinschaftlichen Kirchenbedürfnisse bestehenden Verträge 
oder rechtskräftigen Entscheidungen in Gültigkeit. Mangels 
solcher gilt folgendes: Die Beitragspflicht zur Unterhaltung 
eines kirchlichen Instituts und der dabei angestellten Diener 
reicht so weit als die Gemeinschaftlichkeit ihrer Bestimmung. 
Die eigene kirchliche Gebäude und eigene Kirchendiener be- 
sitzende Gemeinde braucht nur für diese, nicht für diejenigen 
der anderen Gemeinden beizutragen. Den Beitragsanteil der 
verschiedenen Gemeinden zu den gemeinschaftlichen Kirchen- 
bedürfnissen bestimmt das Kirchenamt auf drei Jahre nach 
dem letzten Jahresertrag der Einkommensteuer der Beitrags- 
pflichtigen (Art. 4). 

B. Das formelle Steuerrecht. 

1. Die zuständigen Organe sind der Kirchenvorstand (KGSO. 
SS 13 ff.) und die Kirchengemeindeversammlung ($$ 6 ff.). In 
den Städten sowie in den Landkirchengemeinden von mehr als 
tausend Seelen werden die Befugnisse der Kirchengemeinde- 
versammlung zum grössten Teil vom Kirchenvorstand aus- 
geübt ?). 

!) In Meiningen fallen diese von Forensen zu erhebenden Umlagen 
der Stadtkirchengemeinde zu, solange nicht die Feststellung der Verhält- 


nisse der Hofkirche nach $ 68 KGSO. erfolgt ist, Art. 3 am Ende. 
?) Oberländer a.a.O. 195, Anm. 9. 
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2. Die Beschlussfassung über die Erhebung von Umlagen 
erfolgt grundsätzlich durch die Kirchengemeindeversammlung, 
jedoch in den städtischen und in grösseren (von mehr als 
tausend Seelen) Landkirchengemeinden durch den Kirchenvor- 
stand (KGSO. $$ 7 Nr. 3, 8 Abs. 1, 26 Abs.1 u. 4), doch 
kann auch in kleineren Landkirchengemeinden die Kirchen- 
gemeindeversammlung das Recht dem Kirchenvorstande auf 
eine Reihe von Jahren, jedoch jeweilig nicht über fünf Jahre 
hinaus, überweisen (KGSO. $ 8 Abs. 2). Zu Leistungen, 
welche durch den Kirchengemeindezweck unbedingt geboten 
sind, können die Kirchengemeinden durch Entscheidung der 
Aufsichtsbehörde angehalten werden (KGSO. $ 35). Vor Er- 
hebung der Umlagen sind die Vertreter der politischen Ge- 
meinden zu hören (KGSO. $ 7 Abs. 2). Die Ausführung des 
Steuerbeschlusses ist in allen Fällen Aufgabe des Kirchenvor- 
standes (KGSO. $ 26 Nr. 10). 

3. Rückständige Kirchensteuern werden auf Antrag der 
Einhebungsberechtigten gleich den Gemeindesteuern von den 
zur Beitreibung der letzteren zuständigen Behörden beige- 
trieben (Art. 5). Für das Verfahren ist das Gesetz vom 
12. März 1897 betreffend das Zwangsverfahren im Verwaltungs- 
wege massgebend. 


ll. Das Steuerrecht der Landeskirche. 


Die Landessynode (KGSO. 85 37 ff.) berät und beschliesst 
mit einer Mehrheit von ?s der Stimmen (KGSO. $ 52) über 
die Bewilligung der allgemeinen kirchlichen Ausgaben !) und 
die Bestimmung der hierzu von den Kirchengemeinden, Pfar- 
reien, kirchlichen Stiftungen zu leistenden Beiträge oder von 
den Angehörigen der Kirchengemeinden zu entrichtenden Ab- 
gaben nach den Vorlagen des Kirchenregiments (KGSO. $ 41 
Nr. 2). Diese von der Landessynode bewilligten Beiträge der 


!) Warte- und Ruhegehalte der Geistlichen, Aufwand für die Landes- 
‚synode und sonstige allgemeine Bedürfnisse der Landeskirche, Zuschüsse 
zur Pfarrwitwenkasse und zum Hilfsfonds für Alterszulagen. 
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Kirchengemeinden bilden die allgemeine Kirchensteuer. Die- 
selbe fliesst in die unter Aufsicht des Oberkirchenrates stehende 
Landeskirchkasse (KG. vom 27. Dezember 1890, Art. 3 Nr. 3, 
Art. 5 Abs. 1). Die allgemeinen kirchensteuerlichen Umlagen 
richten sich nach dem Betrag der Grund-, Gebäude- und Ein- 
kommensteuer, wonach in den Kirchengemeinden die Kirchen- 
steuern umgelegt werden können. Der Öberkirchenrat setzt 
den Massstab der Beitragspflicht einer jeden Kirchengemeinde 
auf drei Kalenderjahre nach dem Steuerstock des je voraus- 
gegangenen Kalenderjahres fest und bestimmt im Februar 
eines jeden Jahres nach Bedarf die aufzubringende Gesamt- 
steuer und die auf jede Kirchengemeinde hiernach entfallenden 
Beträge. Der ausgeschriebene Betrag ist sofort an die Amts- 
einnahme einzuzahlen. Kirchengemeinden, die in ausländische 
Kirchen eingepfarrt oder Filialen von solchen sind, bleiben von 


den Umlagen frei (KG. v. 27. Dezember 1890, Art. 4). 


H. Anhalt’). 
8 831. 

I. Das Steuerrecht der Kirchengemeinden. — 
Die kirchlichen Gemeinden haben ein Besteuerungsrecht zur 
Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse, soweit die hierzu er- 
forderlichen Geldmittel und Leistungen nicht nach bestehendem 
Recht aus dem Kirchenvermögen oder vom Patron oder sonst 
privatrechtlich Verpflichteten zu gewähren sind, insbesondere 
zur Bestreitung der Synodalkostenbeiträge und der aus der 
Bildung und Wirksamkeit der Kirchengemeindeorgane ent- 
stehenden Kosten ?), soweit diese nicht aus den Kirchenkassen 
unter Berücksichtigung ihrer übrigen Verpflichtungen entnommen 
werden können (KGO. $ 31 Nr. 6; SynO. $ 24). In Ort- 
schaften, welche mehrere unter einem gemeinsamen Pfarramt 
nicht verbundene Parochien umfassen, kann auf Antrag aller 

!) Siehe S. 177, Anm. 1. 


?) Diese Posten haben die Natur notwendiger kirchlicher Aufwen- 
dungen, SynO. 8 24 Abs. 2. 
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oder der Mehrheit der Gemeindekirchenräte die Beschaffung der 
nötigen Mittel für einzelne oder sämtliche Kirchenbedürfnisse zu 
einer gemeinsamen Angelegenheit der ganzen Ortschaft erklärt 
werden. Das Weitere wird durch ein besonderes Regulativ 
geordnet (SynO. $ 26)'). Steuerpflichtig sind die Gemeinde- 
mitglieder. Ihre Verpflichtung erlischt durch den in den 
Formen des nach dem preussischen Vorbilde erlassenen?) Kirchen- 
austrittsgesetzes vom 24. März 1904°) vollzogenen Austritt 
aus der Kirche mit Schluss des auf die Erklärung folgenden 
staatlichen Steuerjahres ($ 3 dieses G.). Die Last der bau- 
lichen Erhaltung der kirchlichen Gebäulichkeiten, Kirchhöfe 
und Begräbnisplätze liegt (subsidiär) ausser den Eingepfarrten 
der betreffenden Pfarrbezirke auch den Besitzern der zu letz- 
teren gehörigen Grundstücke (unter Beihilfe der Landeskasse) 
ob (G. vom 21. Februar 1873 betr. die Regelung der Parochial- 
baulast, $ 1). Der Verteilungsfuss ist nach Massgabe der 
Staatsergänzungssteuer oder am Orte erhobener Kommunal- 
steuern festzusetzen *). Zur Festsetzung der Umlagen und zur 
Bestimmung des Verteilungsfusses bedarf der zur Verwaltung 
des Kirchenvermögens berufene Gemeindekirchenrat der be- 
schliessenden Mitwirkung der Gemeindevertretung (KGO. $$ 22 
u. 31 Nr.6; G. vom 28. Dezember 1875, Art. II Nr. 3, Art. ID). 
Weigert sich der Gemeindekirchenrat oder eine Gemeindever- 
tretung, gesetzliche Leistungen, welche den Eingepfarrten ob- 
liegen, auf den Etat zu bringen, festzusetzen oder zu ge- 
nehmigen, so ist das Konsistorium vorbehaltlich des Rekurses 
an das Staatsministerium befugt, die Eintragung in den Etat 
zu bewirken und die weiter erforderlichen Anordnungen zu 
treffen (SynO.$ 25). Beschlüsse, auf Grund deren eine Zwangs- 
vollstreckung stattfinden soll, bedürfen zuvor der Genehmigung 
der herzoglichen Kreisdirektion. Diese Genehmigung ist zu 


1!) Hierzu Erl. d. Konsistor. vom 22. Februar 1876 (AKBl. 1877) $ 10. 
2) Freisen, Staat und Kirche Bd. 2, 91. 

ı Ereisen.a.a.d,:-Bd. 2,133 1. 

4) Hierzu Erl. d. Konsistor. vom 22. Februar 1876 (AKBl. 1877) $ 11. 
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versagen, wenn Bedenken hinsichtlich der Ordnungsmässigkeit 
der Auferlegung, der Angemessenheit des Beitragsfusses oder 
der Leistungsfähigkeit der Pflichtigen bestehen oder sonst 
landesgesetzliche Bestimmungen verletzt worden sind. Die 
zwangsweise Einziehung der Umlagen erfolgt durch Ersuchen 
der Ortsbehörden unter Anwendung der Vorschriften des Ge- 
setzes vom 19. Dezember 1899 (KG0. $ 22 Abs. 4—7). Ge- 
setziiche Bestimmungen über ein Rechtsmittelverfahren in 
Kirchensteuersachen bestehen nicht. Weder die Kirchengesetze 
noch das Einkommensteuergesetz noch das Gemeindeabgaben- 
gesetz äussern sich darüber. Da es bei den Kirchensteuern 
kein besonderes Veranlagungsverfahren gibt, so kann auch von 
den Rechtsmitteln, die ein solches Verfahren voraussetzen, bei 
den Kirchensteuern nicht wohl die Rede sein). 

II. Das Steuerrecht der Landeskirche. — Die Kosten 
der Landessynode und der Diözesanversammlungen werden aus 
der Landessynodalkasse bestritten. Diese erhält ihren Bedarf, 
soweit ihn die Staatskasse nicht deckt oder andere Mittel hier- 
zu nicht gewidmet sind, teils durch die Aufkünfte ihres 
etwaigen eigenen Vermögens, teils durch Beiträge der Kirchen- 
gemeinden, deren Verteilungsmatrikel mit herzoglicher Ge- 
nehmigung vorläufig vom Konsistorium, endgültig von der 
Landessynode unter Zustimmung des Konsistoriums und des 
Staatsministeriums aufzustellen ist (SynO. $$ 21—23; G. vom 
24. März 1879, Art. IV). — Die durch die Leistungen der 
Kirchenkassen oder Kirchengemeinden zu deckenden neuen Aus- 
gaben zu landeskirchlichen Zwecken bedürfen der Bewilligung 
der Landessynode und der Zustimmung des Konsistoriums so- 
wie der landesherrlichen Genehmigung (SynO. $ 12 Nr. 8). 
Die Ausschreibung von Abgaben für landeskirchliche Zwecke?) 
muss in der Form des Kirchengesetzes geschehen (S 13), nach 
den Sätzen der Einkommensteuer erfolgen und darf nicht mehr 


!) Oberverwaltungsgericht vom 28. November 1908, mitgeteilt von 
Sanftenberg in Stier-Somlos Jahrb. d. VerwR. Bd. 4, 837. 
?) Abgesehen von den im vorigen erwähnten Synodalkosten. 
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betragen als jährlich eine Einheit, erhöht um den dritten Teil 
einer Einheit, der festen Grundsteuer. Kirchengesetze, welche 
diese Grenze überschreiten, bedürfen der Bestätigung durch 
ein Staatsgesetz (G. vom 24. März 1879, Art. II u. IV). Gegen- 
wärtig werden zwei Einheiten Kirchensteuer nach dem Er- 
gänzungssteuerfusse erhoben !). — Die zwangsweise Beitreibung 
aller dieser Beiträge erfolgt auf Ersuchen durch die Orts- bezw. 
Staatsbehörden nach dem Gesetz vom 19. Dezember 1899 be- 
treffend die Zwangsvollstreckung. Beschwerden wegen An- 
wendung der Exekution unterliegen der staatsbehördlichen Ent- 
scheidung im gewöhnlichen Instanzenzuge (G. vom 24. März 1879, 


Art. VD. 
III. Reuss ä&. L.?). 
8 82. 


Gesetzlich geregelt ist nur das Steuerrecht der evange- 
lisch-lutherischen Kirchengemeinden. Rechtsquelle ist das Ge- 
setz vom 7. April 1880 in der Fassung vom 7. Januar 1886°), 


1. Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, die zur Erreichung 
ihrer Aufgaben nötigen gottesdienstlichen und sonstigen Ein- 
richtungen in angemessener Weise herzustellen und zu unter- 
halten. Sie hat, vorbehaltlich etwaiger Beitragspflicht Dritter, 
die zur Befriedigung der kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen 
Mittel in so weit, als nicht die Einkünfte aus dem örtlichen 
Kirchenvermögen dazu bestimmt sind und ausreichen, aufzu- 
bringen und zu diesem Zweck nötigenfalls Umlagen auszu- 
schreiben. Sie kann hierzu vom Konsistorium angehalten wer- 
den (G. v. 7. April 1880, $8$ 2. 28 Nr. 11). Tatsächlich 
wird dieses Recht für die Kirchengemeinden von den Zivil- 
gemeinden einheitlich mit der kommunalen Etatsverwaltung 
ausgeübt ?). 


!) Freisen a.a.O. Bd. 2, 64 in der Anm, 
?) Siehe S. 180, Anm. 1. 

3) Siehe S. 180, Anm. 3 u. 4. 

4) Schlotter a.a. 0. 149 £. 
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2. Beitragspflichtig zu den kirchlichen Anlagen sind zu- 
nächst alle in selbständigen Verhältnissen innerhalb des Kirch- 
spiels seit mindestens drei Monaten wesentlich „aufhältlichen“ 
Angehörigen der Landeskirche mit Ausnahme der Kirchen- 


diener, Kirchschullehrer bezw. Organisten und Kantoren (6. 


vom 7. April 1880, S$ 4 u. 5 Abs. 2). Diese Beitragspflicht 
erlischt, genau wie in Preussen, beim formgerechten Austritt 
aus der Kirche mit dem Schluss des auf die gerichtliche Aus- 
trittserklärung folgenden Jahres, bezüglich ausserordentlicher 
Baukosten des zweitfolgenden Jahres (G@. vom 24. Dezember 
1875, den Austritt aus der Landeskirche betr., $ 3)!). Bei- 
tragspflichtig sind aber auch die Forensen, d. h. solche Per- 
sonen, die, ohne Mitglied der Kirchengemeinde zu sein, im 
Kirchengemeindebezirk Grundstücke besitzen oder darin ein mehr 
als zwei Arbeiter beschäftigendes selbständiges Gewerbe be- 
treiben, rücksichtlich deren bezw. dessen sie im Fürstentum 
zur staatlichen Grund- oder Einkommensteuer herangezogen 
werden. Solche Forensen dürfen aber an ihrem hierländischen 
Wohnort zu den örtlichen Kirchenanlagen von dem auswärtigen 
Grundbesitz gar nicht, von dem auswärtigen kirchlich besteuerten 
Gewerbe auf Grund bestätigten Statuts der Kirchengemeinde 
nur bis zu einem Drittel ihres Einkommens herangezogen 
werden (G. von 1886 $ 2) ?). 


3. Die Verteilung der Kirchenanlagen auf die Beitrags- 
pflichtigen erfolgt nach dem Fusse der von ihnen zu entrich- 
tenden staatlichen Grund- und Einkommensteuer (G. von 1886 
$ 1). Steuerpflichtige Forensen werden vom Grundbesitz wie 
die Mitglieder der Kirchengemeinde, vom Gewerbebetrieb nach 
dem Gesamteinkommen aus ihm herangezogen ($ 2). Wegen 
der Beitragsverhältnisse der zu gemischten Parochien und ge- 
mischten Kirchengemeinden gehörigen inländischen und aus- 


!) AKBl. 1876, 204 f£ Schmidt, Austritt aus der Kirche 379. 
?) Von dieser Befugnis hat die Gemeinde Greiz (Ortsstatut vom 
20. September 1907) Gebrauch gemacht. Schlotter 150. 
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wärtigen Ortschaften sowie der fürstlichen Kammergüter und 
der Rittergüter bewendet es bei den bestehenden Vereinba- 
rungen und Festsetzungen ($ 4). | 

4. Die Feststellung der nötigen Umlagen und ihres Ver- 
teilungsfusses, die Anfertigung der Hebelisten und die Ver- 
anlassung der Beitreibung rückständiger Leistungen ist nach 
den Gesetzen Aufgabe des Kirchenvorstandes (Ges. 1880, $ 28 
Nr. 11). In der Gemeinde Greiz werden die Kirchensteuern 
ungetrennt von den anderen Kommunalabgaben erhoben; wer zu 
ersteren nicht beitragspflichtig ist, erhält einen prozentualen 
Nachlass von den Kommunalabgaben )). 


IV. Schaumburg-Lippe. 


8 83, 


Im Fürstentum Schaumburg-Lippe?) hat das kirchliche 
Steuerrecht sowohl der evangelisch-lutherischen und evangelisch- 
reformierten Kirchengemeinden als auch der evangelisch-luthe- 
rischen Landeskirche eine genaue gesetzliche Regelung erhalten. 
Rechtsquellen sind die Gesetze vom 24. April 1894 (nebst 
V.v. 3. Februar 1893) für die evangelisch-lutherischen Kirchen- 
gemeinden, vom 17. März 1910 für die evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinden und vom 6. April 1903 bezw. 20. März 1908 
für die evangelisch-lutherische Landeskirche. 


I. Das Besteuerungsrecht der evangelisch- 
lutherischen und der evangelisch-reformierten 
Kirchengemeinden. 


A. Das materielle Steuerrecht. 


1. Die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden sowie die 
reformierten Kirchengemeinden °) zu Bückeburg und Stadthagen 


!) Schlotter a.a. 0. 150. 

2) Siehe 8. 180, Anm. 5. 

3) Diese werden gebildet durch die Gesamtheit aller in ihrem Be- 
zirke wohnenden oder dem Bezirke auf ihren Antrag zugewiesenen Ein- 
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sind Körperschaften (des öffentl. Rechts) !) (G@. v. 1894 $ 1 
Abs. 1; 6. v. 1910 $ 1). Sie sind verpflichtet — die evan- 
gelisch-lutherischen können dazu vom Konsistorium angehalten 
werden —, die zur Erreichung ihrer Aufgaben nötigen gottes- 
dienstlichen und sonstigen Einrichtungen in angemessener Weise 
herzustellen und zu unterhalten und die dazu erforderlichen 
Mittel in der gesetzlich vorgeschriebenen Weise aufzubringen 
(V. v. 1893 8 6; @. v. 1910 $ 3). Diese Mittel sind, soweit 
das dazu bestimmte Kirchenvermögen nicht ausreicht und nicht 
Dritte auf Grund besonderer Rechtstitel irgendwie verpflichtet 
sind, aus der von der Kirchengemeinde zu vertretenden Kirchen- 
kasse zu bestreiten, eventuell durch Kirchensteuern zu decken 
(G. v. 1894, 8 2 Abs,’ 8:3:3V. 3.1893, 87052021919 
$S 5. 6). Die Ausübung des Besteuerungsrechtes erfolgt mit 
Genehmigung des Ministeriums, in der evangelisch-lutherischen 
Kirche auch des Konsistoriums (G. v. 1894 $ 3 Abs. 1; G. v. 
19107536). 

2. Steuerpflichtig ist jedes selbständige Gemeinde- 
mitglied, welches sich seit mindestens drei Monaten in dem Be- 
zirke aufhält, mit Ausnahme der Mitglieder des fürstlichen 
Hauses. Die bisherige Spann- und Handdienstpflicht ist auf- 
gehoben (G. v. 1894 SS 1 Abs. 2, 2 Abs. 2; G. v. 1910 8 4). 
Mitglieder, welche im Bezirk einer anderen Kirchengemeinde 
gleichen Bekenntnisses im Fürstentum Grundstücke oder Ge- 
bäude besitzen, werden teils an deren Belegenheitsort, teils an 
ihrem Wohnort herangezogen (G.v. 1894 8 5; G.v.1910 8 7). Die 
Steuerpflicht erlischt beim Austritt aus der Kirche mit dem 
Schlusse des auf die Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres. 
Zu den Bau- und Reparaturkosten kirchlicher und geistlicher 
Gebäude sowie zu den Kosten einer Friedhofsanlage, deren Not- 


wohner reformierter Konfession. Ihr räumlicher Umfang wird mit Zu- 
stimmung des Presbyteriums durch das Fürstliche Ministerium festgesetzt; 
ebenso etwaige spätere Erweiterungen oder Minderungen dieses Umfangs. 
G. von 1910, 81. 

!) Die Worte „des öffentl. Rechts“ stehen nur im reform, Gesetz. 
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wendigkeit vor Ablauf des Austrittsjahres festgestellt ist, hat 
der Austretende bis zum Ablauf des zweiten auf die Austritts- 
erklärung folgenden Kalenderjahres beizutragen, wie wenn er 
seinen Austritt nicht erklärt hätte (G., betr. den Austritt aus 
der Kirche, v. 21. März 1896, $ 4) !). Die Mitglieder der über 
die Landesgrenze ausgepfarrten Gemeinden und Gemeindeteile 
haben zu den Steuern der auswärtigen Kirchengemeinden bei- 
zutragen ?). 

3. Verteilungsmassstab. Die Steuern bestehen in 
Zuschlägen zu den direkten Staatssteuern mit Ausnahme der 
Gewerbesteuer (@G. v. 1894 $3 Abs.1; G.v. 1910 $ 6). Mitglieder, 
welche staatsgesetzlich mit ihrem Einkommen ganz oder teil- 
weise zur Staatssteuer nicht herangezogen werden können, 
unterliegen den Zuschlägen zur Berechnung der Kirchensteuer 
in demselben Umfange, als wenn sie mit dem Einkommen von 
ihrem ganzen Vermögen zur Staatssteuer herangezogen würden. 
Die staatlichen Umlagekommissionen haben die entsprechende 
Vorsorge zu treffen (G. v. 1894 $ 4). Forensen werden an ihrem 
Wohnort mit Zuschlägen zu der dort veranlagten staatlichen 
Einkommensteuer, am Belegenheitsort der Grundstücke oder 
Gebäude nur mit Zuschlägen zu der für diese veranlagten 
staatlichen Grund- und Gebäudesteuer herangezogen (G. v. 1894 
$5;G. v.19108$ 7). Eingepfarrte ausländische Gemeindeglieder 
tragen nach dem herkömmlich feststehenden Beitragsfuss bei; 
mangels solchen entrichten sie einen verhältnismässigen Beitrag, 
der durch Vereinbarung, eventuell nach Anhörung der Beteiligten 
durch das Konsistorium festzusetzen ist (G. v. 1894 $ 6)?). 


!) Landesverordnungen Bd. 17, 1896, 177. 

2) Gesetz betr. die Erhebung der Kirchensteuern in den über die 
Landesgrenze ausgepfarrten Gemeinden und Gemeindeteilen v. 20. März 
1896 (Landesverordnungen Bd. 17, 1896, 175), $S 1 u. 2. In Betracht 
kommen die Kirchengemeinden Kleinbremen und Obernkirchen. 

3) Der Rechtsweg gegen den betr. Kirchenvorstand steht nur offen, 
soweit es sich um ein behauptetes Herkommen handelt (G. von 1894, 
$ 6 Abs. 2). 
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B. Das formelle Steuerrecht. 

1. Wie die Aufbringung der zur Befriedigung der kirch- 
lichen Bedürfnisse überhaupt erforderlichen Geldmittel, so ist 
auch die Festsetzung der Kirchengemeindeumlagen und ihres 
Verteilungsfusses, die Feststellung der Hebelisten und nötigen- 
falls die Veranlassung der Beitreibung rückständiger Leistungen 
die Aufgabe des evangelisch-lutherischen Kirchenvorstandes 
(G. v. 1894 $ 3 Abs. 1; V. v. 8. Februar 1903 $ 25 Nr. 8; V. 
v. 12. Oktober 1894 $$ 1—2) bezw. des reformierten Presby- 
teriums (G. v. 1910 88 2. 6). Die Umlagebeschlüsse bedürfen 
der Genehmigung des Ministeriums, in der luther. Kirche auch 
des Konsistoriums. Ersteres hat hierbei zu prüfen, ob der Be- 
schluss ordnungsmässig zu stande gekommen, ob die Kräfte 
der Steuerzahler durch die Steuern nicht überbürdet und ob 
die Steuern auf die verschiedenen direkten Staatssteuern an- 
gemessen verteilt sind (G. v. 1894 83; V.v. 12. Oktober 1894 
85 2—5; G. v. 1910 $ 6). 

2. Die erforderlichen Verfügungen zur Erhebung der 
Steuer sind auf Grund des Gesetzes vom 24. April 1894 von 
den Landratsämtern und Magistraten zu erlassen. Das Gesetz 
von 1910 enthält keine entsprechende Bestimmung. 


3. Jedem zur Kirchensteuer Herangezogenen steht gegen 
die Einschätzung die Beschwerde an das Staatsministerium zu. 
Die Zahlung der veranlagten Steuer wird aber dadurch nicht 
aufgehalten, sondern hat vorbehaltlich der Erstattung des etwa 
zuviel gezahlten Betrages zum bestimmten Termine zu er- 


folgen (6. v. 1894 8 7; 6. v. 1910 8 8). 


Il. Das Besteuerungsrecht der evangelisch- 
lutherischen Landeskirche. 

Rechtsquelle für die Erhebung von allgemeinen Kirchen- 
steuern in der evangelisch-lutherischen Landeskirche ist das 
Gesetz vom 6. April 1903). 


!) Landesverordnungen Bd. XX, 322 ff. 
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1. Zwecks Beschaffung der erforderlichen Mittel zur Er- 
füllung der der Landessynode durch Verordnung vom 10. Mai 
1900 !) — ergänzt durch Verordnung vom 20. Dezember 1902 — 
zugewiesenen Aufgaben hat die Landessynode, solange die 
Bestimmungen dieser beiden Verordnungen über Zusammen- 
setzung der Landessynode und die Wahl ihrer Mitglieder, so- 
wie über ihre Beschlussfähigkeit und über die Art ihrer Be- 
schlussfassung zu Recht bestehen, die Befugnis, die Erhebung 
von allgemeinen Kirchensteuern in den evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinden zu beschliessen ($ 1 Abs. 1). Die Mittel 
zur Erfüllung der dauernden Leistungen, welche der Landes- 
kirchenkasse auf Grund eines von der Synode beschlossenen 
Kirchengesetzes obliegen, dürfen durch die Synode nicht ver- 
weigert werden. Kirchengesetze, durch welche neue dauernde 
Ausgaben zu landeskirchlichen Zwecken bewilligt werden sollen, 
sind vor ihrer Publikation dem Ministerium zur Erklärung 
darüber vorzulegen, ob gegen den Erlass von Staats wegen 
etwas zu erinnern sei. Die erfolgte Vorlegung ist bei der 
Publikation zum Ausdruck zu bringen ($ 5). Der Fürst kann 
zu den Sitzungen der Synode ein der evangelisch-lutherischen 
Landeskirche angehöriges Mitglied des Ministeriums abordnen, 
dem jederzeit das Wort zu erteilen ist, sobald dies zur Wah- 
rung von Staatsinteressen verlangt wird ($ 3). 


2. Beitragspflichtig sind die Mitglieder der evangelisch- 
lutherischen Kirchengemeinden. Neben den einheimischen haben 
auch die eingepfarrten kirchensteuerpflichtigen ausländischen 
Gemeindemitglieder zu den allgemeinen Kirchensteuern beizu- 
tragen. Die Höhe dieser Beiträge regelt sich nach Massgabe 
der Beitragspflicht zu den Parochialkirchensteuern ($ 7 Abs. 1). 
Im übrigen bestehen die landeskirchlichen Steuern in Zu- 
schlägen zu der staatlichen Einkommen-, Grund- und Gebäude- 
steuer; sie dürfen 10% ?) dieser Steuern nicht überschreiten. 


1) Siehe 8. 181. 
2) So seit G. v. 20. März 1908 (LV. 1908, 211), früher 5%. 
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Die näheren Repartitionsvorschriften der $$ 3 und 4 des Ge- 
setzes vom 24. April 1894 (betr. die Erhebung von Kirchen- 
steuern in den evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden) 
finden sinngemässe Anwendung ($ 1 Abs. 2 u. 3). 


3. Die Verteilung der Steuern auf die einzelnen Kirchen- 
gsemeinden erfolgt nach Massgabe der Gesamtsumme der in 
den einzelnen Kirchengemeinden von deren Mitgliedern zur 
Hebung gelangenden staatlichen Einkommen-, Grund- und Ge- 
bäudesteuer ($ 2 Abs. 1). Die Verteilung innerhalb der ein- 
zelnen Kirchengemeinden auf die bezeichneten direkten Staats- 
steuern bleibt der Beschlussfassung der einzelnen Kirchen- 
vorstände überlassen, vorbehaltlich der Prüfung und Genehmi- 
gung des Ministeriums über die Angemessenheit der Verteilung. 
In den Etats der einzelnen Kirchengemeinden sind die Beträge 
der allgemeinen Kirchensteuern ersichtlich zu machen ($ 2 
Abs. 2 u. 3). Weigert sich eine Kirchengemeinde, die Steuern 
auf den Etat zu bringen, festzustellen oder zu erheben, so ist 
das Konsistorium im Einvernehmen mit dem Ministerium be- 
fugt, die Eintragung in den Etat zu bewirken und das Weitere 
zu veranlassen ($ 6). 


4. Die Beiträge werden vom Rechnungsführer der Paro- 
chialkirchenkasse erhoben und an die Landeskirchenkasse ab- 
geführt ($ 3, $ 7 Abs. 2). Letztere wird unter Aufsicht des 
Konsistoriums durch einen von diesem und der Landessynode 
gemeinschaftlich zu bestellenden Rechnungsführer verwaltet. 
Ihre gerichtliche und aussergerichtliche Vertretung erfolgt aus- 
schliesslich durch das Konsistorium. Ueber ihre Einnahmen 
und Ausgaben ist der Landessynode Rechnung zu legen, welche 
die Prüfung und Entlastung der Rechnung besorgt ($ 4). 
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Gruppe Il, B. 
Auch juristische Personen sind beitragspflichtig. 


I. Bayern '). 
(Das zukünftige Recht der Kirchengemeindeumlagen.) 


8 84. 


Eine der erheblichsten Neuerungen, welche die bayerische 
Kirchengemeindeordnung dem kirchlichen Gemeindeumlagen- 
recht bringen wird, ist die Erweiterung des Kreises der Um- 
lagepflichtigen um die juristischen Personen. Aus diesem 
Grunde erscheint eine Darstellung des werdenden bayerischen 
Kirchengemeindesteuerrechts in dieser Abhandlung angemessen. 
Das neue Gesetz wird die Verhältnisse der katholischen und 
der protestantischen Kirchengemeinden zugleich und zudem für 
das ganze Königreich einheitlich regeln. 


A. Das materielle Umlagenrecht. 


1. Das Umlagenerhebungsrecht der Kirchengemeinden. 
Die Kirchengemeinden im Sinne des Entwurfs?), nämlich die 
Pfarrgemeinden, die etwa innerhalb dieser bestehenden Mutter- 
und Tochtergemeinden, sowie die Gesamtkirchengemeinden sind 
rechtsfähige, zur Befriedigung der örtlichen Kirchenbedürfnisse 


!) Vgl. aus der Begründung zum Entw. einer KGO. bes. S. 49—71. 
76—80. 95—96. 100—112. 119—125. 126—153. 228—234. 312—314. 320. 
Lindner, Grundzüge des kirchl. Umlagenrechts. Würzb. Diss., 1909, 
15—43. Meurer, Grundfragen, 1909, 53—58. 64 f. Ders., Kirchen- 
stiftung, 1910, 59 £f£. Piloty, Die KGO. im Geiste des bayer. Entw. 1908, 
13—16. Ders., Die KGO. im bayer. Landtag, 1910, 19 ff. Frank, AKKR. 
Bd. 89, 634 ff. 646 ff. Durmayer, Bemerkungen zu dem Entw. einer 
KGO. Zeitschr. f. Rechtspflege in Bayern, Bd. 4, 1908, 37. 62. 81. Kalb, 
Beiträge zum Steuerrecht, 7 f. 

2) Zur rechtlichen Natur: Piloty a. a. 0. 1909, 17 ff. 25. 38. 40. 
Ders., 1910, 41—57. Meurer, Grundfragen, 1909, 8. 13. 15—35. 
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organisierte, mit den Vorrechten der öffentlichen Stiftungen 
ausgestattete!) Beitragsverbände (Art. 1)?). Benachbarte Kir- 
chengemeinden gleichen Bekenntnisses können behufs gemein- 
samer Vermögensverwaltung und gemeinsamer Deckung von 
Ortskirchenbedürfnissen zu einer Gesamtkirchengemeinde ver- 
einigt werden (Art. 3). 

Als Ortskirchenbedürfnisse gelten ausser dem Bedarf für 
die Erfüllung der gesetzlichen Verpflichtungen des ortskirch- 
lichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde?) die 
notwendigen Erfordernisse für würdige Feier des öffentlichen 
Gottesdienstes, Seelsorge und Vermögensverwaltung, im ein- 
zelnen Herstellung und Unterhaltung der Kirchen mit regel- 
mässigem Gottesdienst, der für Pfarrgeistliche (und Messner) 
erforderlichen Gebäude, Unterhaltung der kirchlichen Friedhöfe 
und ihrer Bauwerke, Beschaffung und Unterhaltung der inneren 
Kircheneinrichtung und Bereitstellung des sonstigen sachlichen 
Bedarfs für gottesdienstliche und Seelsorgezwecke, Aufbringung 
des angemessenen Diensteinkommens der niederen Kirchen- 
diener, Bezahlung von Pfarrvisitations- und Installationskosten, 
Sorge für die Gesetz- und Amtsblätter und die Pfarrmatrikeln, 
Bestreitung des sonstigen Verwaltungsaufwandes, endlich die 
Erfordernisse für die rechtlich bestehenden Verbindlichkeiten 
des ortskirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde 


auf Grund besonderer Rechtsverhältnisse und gesetzmässiger 
Beschlüsse (Art. 12) ®) >). 


!) Diesen Zusatz in dieser Form hält Durmayer in Zeitschr. f. 
Rechtspflege in Bayern, Bd. 4, 1908, 39 für überflüssig. 

?) Kritische Würdigung dieser Terminologie bei Durmayer a. a. 0, 
37—89. Piloty a.a.0O. 1908, 6; 1910, 47 £. 

°) Auf die Duplizität von Kirchenstiftung und Kirchengemeinde 
(diesen Standpunkt vertritt der Entw. der KGO.) ist nicht näher einzu- 
gehen. Vgl. dazu besonders Meurer, Grundfragen, 1909, 15 ff. Ders,, 
Kirchenstiftung, 1910, 16 ff. 37 £. 

*) Ueber die Bedeutung des Art. 12 Abs. 2 vgl. Durmayer a.a.O 
64 f. und 81. 

5) Für Gesamtkirchengemeinden vgl. Art. 18. 
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Der zur Deckung der Ortskirchenbedürfnisse mangels ander- 
weitiger Deckungsmittel (Erträgnisse des Stiftungsvermögens, 
verfügbare Mittel des Ortskirchenvermögens, besondere Ein- 
nahmen, freiwillige oder obligatorische Leistungen einzelner, 
Staats-- und Gemeindezuschüsse, subsidiäre Verpflichtungen 
dritter Personen) verbleibende Bedarf ist — vorbehaltlich der 
Bestimmungen über Grundstocksangriff, Anlehensaufnahmen und 
Kirchengemeindedienste — durch Kirchenumlagen zu decken. 
Hierdurch ist das Recht, aber auch die Pflicht!) der Kirchen- 
gemeinden zur Besteuerung ausgesprochen. Jedoch besteht 
eine Verpflichtung der Kirchengemeinde zur Aufbringung der 
Mittel für einen ungedeckten Bedarf des ortskirchlichen Stif- 
tungsvermögens nur bezüglich der Kirchenstiftung (Art. 13). 


2. Die Beitragspflicht. Nach dem badischen Vorbilde 
unterscheidet der Entwurf zwischen einer allgemeinen Steuer- 
pflicht und einer besonderen Bausteuerpflicht. Die Ausgestal- 
tung dieses Unterschiedes ist für Bayern vollkommen neu. 

a) Allgemein kirchenumlagenpflichtig?) sind alle Bekenntnis- 
genossen, die im Kirchengemeindebezirk mit einer direkten 
Staatssteuer angelegt sind, wenn sie darin wohnen oder doch 
der Gegenstand der Besteuerung (Grund und Boden, Haus, 
stehender Gewerbebetrieb, Wanderlager) sich dort befindet (Art. 20 
Abs. 1). Dies bedeutet die Heranziehung der Forensen zur 
Besteuerung, während bisher die Steuerpflicht auf die Kirchen- 
gemeindemitglieder beschränkt war. Eine Scheidung der beiden 
im rechtsrheinischen Bayern bestehenden protestantischen Be- 
kenntnisse tritt nur da ein, wo ein und dasselbe Gebiet sowohl 
einem evangelisch-lutherischen als einem reformierten Kirchen- 
gemeindebezirk angehört. Unierte Protestanten haben in sol- 
chem Falle die Wahl, zu welcher der beiden Kirchengemeinden 
sie sich halten wollen. Unterlassen sie die Anschlusserklärung, 


1) Gegenüber dem Staat. Piloty a.a. 0. 1908, 14. 
2) Meurer, Grundfragen, 1909, 53ff. Frank a.a. 0. 648 £, 
Lindner a.a. 0. 21—24. 
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so sind sie der stärker belasteten Kirchengemeinde auf deren 
Antrag durch die Staatsaufsichtsbehörde zuzuweisen. In der 
(unierten) protestantischen Kirche der Pfalz erstreckt sich der 
Kirchengemeindeverband auf alle im Kirchengemeindebezirk 
wohnenden Protestanten. Wohnt ein Bekenntnisgenosse gleich- 
zeitig oder abwechselnd in mehreren Bezirken, so ist er Mit- 
glied dieser sämtlichen Kirchengemeinden (Art. 4). Wer nicht 
Bekenntnisgenosse ist, hat nur in so weit beizutragen, als eine 
Gemeinschaft des Bedürfnisses oder Gebrauches besteht oder 
ein besonderes Rechtsverhältnis eine Beitragspflicht begründet 
(Art. 20 Abs. 2). Ausserdem besteht in den Fällen des Kirch- 
hofsimultaneums ($ 100 der II. Verf.-Beil.)!) eine Beitrags- 
pflicht fremder Konfessionsangehöriger (Art. 20 Abs. 3). Durch 
diese Bestimmungen ist die Umlagepflicht sogar von der Be- 
kenntniszugehörigkeit und damit vom persönlichen Kirchen- 
gemeindeverbande losgelöst worden ?) °)! 

b) Die besondere Bausteuerpflicht*). Bauumlagen sind 
Kirchenumlagen für Herstellung oder Unterhaltung von Kir- 
chen mit regelmässigem Gottesdienst und der damit festver- 
bundenen inneren Einrichtung sowie der Kirchenstühle, von 
Gebäuden für Pfarrgeistliche und Messner, endlich von kirch- 
lichen Friedhöfen und deren Bauwerken. Hierzu haben auch 
die im Kirchengemeindebezirk mit direkter Staatssteuer an- 
gelegten juristischen Personen und nichtrechtsfähigen Personen- 
vereinigungen beizutragen. Befreiungen können aus besonderen 
Gründen eintreten und bestehen kraft Gesetzes für die juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts und die öffentlichen 
Zwecken dienenden Körperschaften, Stiftungen und Anstalten. 
Pflichtige konfessionellen Charakters tragen zur Kirchengemeinde 


!) Kraussold, 2. Aufl, 41—43. 

?2) Meurer, Grundfragen, 53. 

3) Ueber besondere Fälle der Beitragspflicht Art. 16. 19. 20 Abs. 4; 
über Steuerhinterziehungen Art. 107. 

*) Dagegen Meurer, Grundfragen, 53—58; billigend Frank 649. 
Vgl. auch Piloty a.a. ©. 1910, 19—21. Lindner 2.2.0. 24f. 28f. 
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ihres Bekenntnisses den gleichen Prozentsatz der Staatssteuer 
bei, wie wenn sie natürliche Personen wären. Pflichtige ohne 
konfessionellen Charakter entrichten die Steuer an die katho- 
lische und protestantische Kirchengemeinde anteilig nach Ver- 
hältnis der Zahl der Konfessionsangehörigen in der betreffenden 
bürgerlichen Gemeinde nach der jeweils letzten Volkszählung 
(Art. 21). Pfarr- und Gesamtkirchenumlagen werden unmittel- 
bar von den Pflichtigen geschuldet; doch können die Bestand- 
teile einer zusammengesetzten Pfarrgemeinde die auf sie ent- 
fallenden Summen anderweitig aufbringen (Art. 22 Abs. 3, 4). 


3. Den Verteilungsmassstab!) bilden die sämtlichen 
nach dem Vorigen in Betracht kommenden direkten Steuern der 
Kirchenumlagepflichtigen. Bei einheitlicher Staatssteuerveran- 
lagung mehrerer, nicht sämtlich kirchensteuerpflichtiger natür- 
licher Personen ist nur der Anteil der Kirchensteuerpflichtigen 
an der Staatssteuer heranzuziehen, wobei gleichheitliche Anteile 
zu vermuten sind (Art. 22). 


B. Das formelle Umlagenrecht. 


1. Organe?) für die Umlegung sind die Kirchenverwal- 
tung, die Kirchengemeindeversammlung — an deren Stelle 
Kirchengemeindebevollmächtigte treten können — und die Auf- 
sichtsbehörden. Die wichtigsten Abweichungen der Organi- 
sation vom geltenden Recht sind folgende. 

Eingehend geregelt ist Zusammensetzung, Wahl, Wirkungs- 
kreis und Geschäftsführung der Kirchenverwaltungen (Art. 36 
bis 64, 100). 

Die bisherige Bestimmung, wonach zur Gültigkeit der 
Beschlussfassung in der Kirchengemeindeversammlung die 
Anwesenheit von zwei Dritteln der Kirchengemeindeglieder 
erforderlich war, ist weggefallen. Die Kirchengemeindever- 
sammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden 


!) Lindner a.a. 0. 26—29. 
2) Meurer, Grundfragen, 64f. Frank 649 f, Lindner a,a. 0. 
37—4l. 
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Stimmberechtigten beschlussfähig, wenn sie unter Angabe des Be- 
ratungsgegenstandes durch öffentliche Bekanntmachung oder durch 
Ladung der Stimmberechtigten berufen worden ist (Art. 67)}). 

Die „Kirchengemeindebevollmächtigten“ treten am die 
Stelle der bisherigen „Repräsentation“. Dieser Vertretungs- 
körper kann zum Ersatz der Kirchengemeindeversammlung da 
eingeführt werden, wo mit Rücksicht auf die Zahl der Stimm- 
berechtigten, die räumliche Ausdehnung des Kirchengemeinde- 
bezirks oder sonstige besondere Verhältnisse der Zusammentritt 
der Versammlung untunlich ist oder doch bedeutenden Schwie- 
rigkeiten begegnet. Bildung, Zusammensetzung und Geschäfts- 
führung der Kirchengemeindebevollmächtigten haben eine ganz 
anders eingehende Regelung als in der Umlagennovelle von 
1892 erfahren (Art. 68— 72) ?). 

2. Steuerveranlagung°). — Die Beschlussfassung über 
Neueinführung von Kirchenumlagen oder Erhöhung des Um- 
lagenprozentsatzes, über Unternehmungen, Einrichtungen oder 
sonstige ausserordentliche, finanziell wichtige Massnahmen, 
deren Kosten ganz oder teilweise durch Umlagemittel bestritten 
werden sollen, endlich über ausserordentliche, finanziell wich- 
tige Rechtsakte, welche auf die Leistung von Kirchenumlagen 
dauernd Einfluss haben können, steht der Kirchengemeinde- 
versammlung oder der Kirchenverwaltung mit Zustimmung der 
Kirchengemeindebevollmächtigten zu und bedarf der Genehmi- 
gung der Staatsaufsichtsbehörde; diese hat insbesondere die 
Gesetzmässigkeit der Auferlegung und die Leistungsfähigkeit 
der Pflichtigen zu prüfen. Ausserdem wird die kirchliche Ober- 
behörde „einvernommen“ (Art. 23)*). Art. 74 sieht die Mög- 
lichkeit einer Zwangsetatisierung vor?). 


‘) Ueber die Kirchengemeindeversammlung überhaupt Art. 65—67; 
für die Pfalz Art. 101 Abs. 3. 

?) Für die Pfalz Art. 101 Abs. 3. 

®) Lindner a.a. 0. 34—36. 
4) Piloty a. a.0. 1908, 18 £. 
) Meurer, Kirchenstiftung, 1910, 59 £. 


a 
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3. Steuererhebung'). — Die Steuerpflichtigen haben 
zum festgesetzten Termine die schuldigen Beträge an den Ein- 
nehmer abzuliefern, widrigenfalls sie nach acht Tagen gemahnt 
werden. Bleibt die Mahnung erfolglos, so hat die Kirchen- 
verwaltung das Ausstandsverzeichnis für vollstreckbar zu er- 
klären und für die Beitreibung der Rückstände zu sorgen. 
Dabei stehen ihr die gleichen Vollstreckungsbefugnisse wie 
den Rentämtern bei Eintreibung der Staatsgefälle zu. Die 
nicht den Gerichten zukommenden Vollstreckungshandlungen 
kann die Kirchenverwaltung sowohl durch die der bürger- 
lichen Gemeinde zur Verfügung stehenden besonderen Voll- 
zugsorgane unter Vermittelung der Gemeindebehörde als auch 
durch Gerichtsvollzieher bewirken lassen. Steuernachlässe dür- 
fen nur aus erheblichen Gründen bewilligt werden (Art. 24). 
Die Steuererhebung kann auch durch Vereinbarung zwi- 
schen Kirchenverwaltung und bürgerlicher Gemeindebehörde 
Organen der letzteren übertragen, mit Genehmigung der Regie- 
rungsfinanzkammer auch vom Rentamt übernommen werden 
(Art. 25) 2). 

4. Rechtsmittel’). — Beschwerdeberechtigt ist ausser 
der Kirchenverwaltung (Art. 80) und der kirchlichen Ober- 
behörde (Art. 11) jeder Pflichtige, der nicht in der Kirchen- 
gemeindeversammlung oder bei Wahl der Kirchengemeinde- 
bevollmächtigten stimmberechtigt war. Die Rechtsgültigkeit 
eines Umlagebeschlusses kann nach rechtskräftiger Staats- 
genehmigung nur im Verwaltungsstreitverfahren unter beson- 
deren Voraussetzungen angefochten werden (Art. 23). Gegen 
staatsaufsichtliche Verfügungen ist Rechtsbeschwerde nur zu- 
lässig, wenn behauptet wird, dass entweder eine rechtlich nicht 
begründete Leistung auferlegt oder eine von der Aufsichts- 
behörde als rechtlich unzulässig beanstandete Ausgabe recht- 


h Lindner 3.3.0, 48. 
2) Für die Pfalz Art. 102 Abs. 1. 
®) Lindner a.a. 0. 36 f. 
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lich statthaft oder auf dem Gebiete der Kirchengemeinde- 


ordnung sonst das gesetzliche Selbstverwaltungsrecht verletzt 
sei (Art. 96°). 


II. Königreich Sachsen. 


Kapitel 1. 
Die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden ?). 
sE33 


I. Das materielle Anlagenrecht. 


1. Das Anlagenerhebungsrecht der Kirchengemeinden. 

Inhaber dieses Rechtes sind die evangelisch-lutherischen 
Kirchengemeinden bezw. die (in grösseren Städten) aus mehreren 
Kirchengemeinden zusammengesetzten Gesamtverbände. Beide 
sind gehalten, die Mittel anzuschaffen, welche ihre Kirchen erfor- 
dern (&. vom 8. März 1838, $ 1 Abs. 1). Im einzelnen gehört zum 
kirchlichen Aufwand zum Beispiel derjenige für die Besoldung 
der Geistlichen und Kirchendiener ?), für Stellen- oder persön- 
liche Zulagen an solche°), für deren Stellvertretung*), für die 
Reisen der Geistlichen bei Gast- und Probepredigten, für ihre 


!) von der Mosel, Handwörterbuch des sächsischen Verwaltungs- 
rechts, 10. Aufl., 1903, Bd. 1, Art.: „Kirchenanlagen“ 476—480; „Kirchen- 
kassen“ bei II, das. 491; „Kircheninspektion“ das. 485; „Kirchenvor- 
stand“ das. 494 f. Fischers Zeitschrift für Praxis und Gesetzgebung 
der Verwaltung, Bd. 4. 9. 13. 14. 15. 18. 22. 24. 26. 28. 29. 32, an 
den näher bezeichneten Stellen. Wäntig, Die Verfassungsgesetze 
der ev.-l. Landeskirche des Königr. Sachsen, 1894, 72—80. 485—501. 
v. Seydewitz-Böhme, Das Kgl. Sächs. Volksschulgesetz, 6. Aufl., 
1910, 438—458. Freyer im AKKR. Bd. 87, 659 £. 

?) Soweit hierfür nicht die Kirchenkasse, d. h. das kirchliche Stif- 
tungsvermögen, oder die Besoldungskasse eintreten. V. v. 17. November 
1877; KG. v. 22. Juli 1902, $$ 1 u. 4. 

®) V. v. 19. Februar 1909, $ 13, AKBl. 1910, 223. 

*) G. v. 19. November 1906, $ 1 Abs. 2, $ 7 Abs. 1. 
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Umzugskosten bei Anstellung und Versetzung '), für Pensionen 
und Unterstützungen der Kantoren, Organisten, Kirchner und 
anderen kirchlichen Unterbeamten ?), zur Bestreitung des durch 
die Gemeindediakonie entstehenden Aufwandes?), endlich auch 
für Zwecke der kirchlichen Armen- und Krankenpflege wie 
für Zwecke aller sonstigen Veranstaltungen christlicher Nächsten- 
liebe zur Bekämpfung leiblicher und geistiger Not im christ- 
lichen Volke (innere Mission) *). Ist kirchliches Vermögen oder 
ein anderer für Kirchenzwecke bestimmter Fonds vorhanden, 
so wird der Aufwand zuerst hieraus entnommen; doch darf 
das Stammvermögen nicht ohne behördliche Genehmigung der 
oberen Kirchen- oder Kirchenaufsichtsbehörde °) angegriffen und 
nie so weit geschwächt werden, dass die laufende Einnahme 
unter die laufende Ausgabe herabsinkt (@. von 1838, $1 Abs. 2). 
Sind solche Fonds nicht vorhanden oder nicht zureichend, so 
wird der Bedarf durch Gebühren, indirekte Steuern (Besitz- 
wechselabgaben) °) oder direkte Steuern (Umlagen) aufgebracht. 
Hand- und Spanndienste sind fortgefallen ($ 2). In Gesamt- 
verbänden wird die Ausübung des Rechtes durch ein vom 
Landeskonsistorium zu genehmigendes Ortsstatut geregelt’). 

2. Beitragspflicht zu den Kirchenanlagen. 

Die Beitragspflicht ist nicht lediglich auf die Parochial- 
angehörigkeit gegründet, sondern entsprechend derjenigen zu 
den Zivilgemeindeanlagen erweitert. Beitragspflichtig sind alle 


) KG. v. 19. November 1906, $$ 1 u. 5. 

?) KG. v. 15. Juli 1891 bezw. 15. November 1906, $ 1 Abs. 2. 

®) Landeskonsistorium v. 20. Mai 1896, Bd. 17, 344. 

4) Entscheidung der in Evangelicis beauftragten Staatsminister v. 
13. September 1900, Fischers Zeitschr. Bd. 22, 114. 

5\'KG. v. 15. April 1873, 88 5. 7. 

6%) Hierüber von der Mosel, HWB. 130, bes. 133, II, 4 — 
GenV. des LK. v. 6. April 1907, das Verfahren bei Aufstellung von Besitz- 
wechselabgabenordnungen betreffend, VBl.d. ev.-l. LK. 1907, 28 ff. 

?) Bktm. v. 4. März 1889 betr. Ortsstatut vom 15. Februar 1889 
für den Verband der ev.-l. Kirchengemeinden der Stadt Leipzig. Fried- 
berg, VerfG. 3. Erg.-Bd. 49. 
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Mitglieder der Kirchengemeinde und das ganze im Kirchen- 
bezirk befindliche unbewegliche Eigentum ?), auch wenn dessen 
Besitzer Forense ist oder einer anderen Konfession angehört, 
soweit nicht das Gesetz eine Befreiung ausspricht ($ 3). Hier- 
nach ist die persönliche und die sachliche Beitragspflicht zu 
unterscheiden. Dazu tritt endlich noch eine solche der juristi- 
schen Personen. 


a) Persönlich beitragspflichtig kraft ihrer Gemeindeange- 
hörigkeit sind die in der Kirchengemeinde wohnenden Mit- 
glieder ?) der evangelisch-lutherischen Landeskirche (G. von 1838, 
$ 3; vgl. auch Min.-Erl. vom 12. April 1904, Fischers Zeit- 
schrift Bd. 28, 150). Die Zugehörigkeit (und damit auch die 
Beitragspflicht) erlischt durch Austritt aus der Landeskirche). 
Erforderlich für die Mitgliedschaft ist sodann — grundsätzlich 
wenigstens — wesentlicher Aufenthalt in der Kirchengemeinde ?); 
bloss vorübergehend im Kirchspiel sich aufhaltende Personen 
können aber durch Anlageregulative in demselben Umfange 
wie für Gemeindezwecke kirchenanlagenpflichtig erklärt wer- 
den’). — Persönlich anlagenfrei sind die Mitglieder anderer 


!) Hierzu v. Seydewitz, Kodex, 216 f,, Anm. 12. 

2) Ungetaufte sind nicht Mitglieder. V. d. LK. v. 16. Mai 1906, 
Fischers Zeitschr. Bd. 32, 104 £. 

®) Bezüglich des Uebertritts: Sächsisches Mandat vom 20. Februar 
1827, den Uebertritt von einer christlichen Konfession zur andern betr., 
8 10 (Schmidt, Austritt, 318 £.). Das den Austritt ermöglichende G. 
vom 20. Juni 1870 äussert sich nicht über die Beitragsbefreiung der aus- 
tretenden Personen. Aber die Bestimmung des Uebertrittsgesetzes wurde 
vom LK. unter dem 22. Juni 1883 (Fischers Zeitschr. Bd. 4, 311; 
v. Seydewitz 428, Anm. 14. Schmidt, Austritt, 35 ff. 173 ff.) analog 
auf den Austritt angewendet, indem die Steuerfreiheit infolge Austritts 
aus dem Parochiallastengesetz von 1838 herausgelesen wurde. 

#) LK. vom 17. April 1891, Fischers Zeitschr. 13, 158; MinV. vom 
8. Juli 1876, v. Seydewitz, Kodex 217 in der Anm. 

5) MinV. v. 10. Februar 1903 (Fischers Zeitschr. Bd. 26, 31—34), 
in Aenderung des früheren Standpunktes der V. v. 6. und 8. Juli 1876, 
v. Seydewitz, Kodex 217 f., Anm. 12d. 
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anerkannter Religionsgesellschaften!), Dissidenten?) und die 
aktiven Militärpersonen mit Ausnahme derjenigen vom Haupt- 
mannsrang aufwärts°), hingegen seit dem 1. April 1892 nicht 
mehr Geistliche und Lehrer‘) (G. von 1855, $ 8; G@. vom 
12. Februar 1892 nebst Min.-V. gleichen Datums, GVBl. 10 £.). 

b) Heranzuziehen ist ferner das ganze im Kirchenbezirk 
befindliche unbewegliche Eigentum, auch wenn sein Besitzer 
Ausmärker ist oder einer anderen Konfession angehört (G. von 
1838, $ 3)°). Die Bekenner eines der Kirchengemeinde fremden 
Glaubens sind zu Kirchenanlagen aber nur nach dem Grundbesitz 
heranzuziehen ($ 21). Ebenso sind ausmärkische Grundbesitzer 
nur nach ihrem Grundbesitz innerhalb des Kirchenbezirks in 
Ansatz zu bringen ($ 21)°). Die sogenannten gewerblichen 
Ausmärker werden grundsätzlich nur dort in Anspruch ge- 
nommen, wo die gewerbliche Niederlassung besteht; besteht 
sie in mehreren Kirchenbezirken, so kann in jedem ein ver- 
hältnismässiger Beitrag zu den Kirchenlasten gefordert werden 
(Min.-V. vom 7. Mai 1887)%). In ihrer Wohnsitzgemeinde 
können solche gewerbliche Ausmärker nur in Ansatz gebracht 
werden, soweit der Anlagenfuss für ihre Besteuerung durch 
besondere statutarische Bestimmung festgestellt ist. Ein Kirchen- 
gemeindemitglied, welches Wohnsitz und gewerbliche Nieder- 


!) Sie werden nur in so weit herangezogen, als die Anlage nach dem 
Grundbesitz erhoben wird. G. von 1838, $ 21 Abs. 2. 

2) V.d. Landeskonsistor.v.22.Juni1883. v. Seyde witz 428, Anm. 14. 

®) Detail bei v. Seydewitz 224, Anm. 45. Vgl. auch G,, die 
Heranziehung von Militärpersonen zu örtlichen Abgaben betr., v. 10. Fe- 
bruar 1888, $ 2. v. Seydewitz 99. 

*, Nur die bereits angestellten Geistlichen und Lehrer sind so lange 
noch anlagenfrei geblieben, als sie nicht in andere Stellen übergehen 
oder Gehaltszulagen erhalten und annehmen (G. v. 12. Februar 1892, $ 1). 

5) Mitteil. über die Landtagsverh. 1907/08, II. Kammer, Bd. 2,1528 ff, 

6) Beitragsfrei ist dagegen alle Liegenschaft der Gemeindemit- 
glieder ausserhalb des Gemeindebezirks. 

”) v.Seydewitz 216, Anm. 10. LK. v. 20. Oktober 1887, das. 216, 
Anm, 10. LK. v. 16. Oktober 1892, Fischers Zeitschr. Bd. 18, 223. 
OVG. 15. Juni 1905, Jahrbücher Bd. 7, 249. 
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lassung in zwei dem nämlichen Kirchenbezirk angehörigen 
politischen Gemeinden hat, ist nur am Wohnsitz anlagen- 
pflichtig'). — Den Realsteuerbelastungen entsprechen gewisse 
Realbefreiungen. Anlagenfrei sind alle der betreffenden Kirchen- 
und Schulgemeinde gehörenden Grundstücke sowie alle über- 
haupt Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecken dienenden Gebäude 
und Grundstücke ?), höhere Unterrichtsanstalten 3), die auf Grund 
tatsächlicher Verhältnisse durch ausdrücklichen Vertrag oder 
rechtskräftige Entscheidung befreiten Ritter-*) und diesen 
gleichgestellten Güter (G. von 1838, 88 10. 19), staatliche 
Waldungen, Felder, Wiesen u.s. w., die Waldungen der Uni- 
versität Leipzig und der Landesschule Grimma — diese alle 
nach näherer Massgabe der gesetzlichen Vorschriften ?) (G. von 
1843, $8$ 1. 2). 

c) Endlich werden auch juristische Personen zu den Kirchen- 
anlagen herangezogen (Min.-V. vom 7. Mai 1887)°), aber nur 
unter den in den Gemeindeordnungen für ihre Zuziehung zu 
den Gemeindeanlagen enthaltenen Voraussetzungen. Da das 
Gesetz von 1838 den Kreis der Beitragspflichtigen auf be- 
stimmte physische und juristische Personen beschränkt, geht 
die Autonomie der Kirchengemeinden nicht so weit, diesen 
Kreis auszudehnen und zum Beispiel auch die mit dem Rechte 
des Vermögenserwerbes ausgestatteten Personenvereine und 
Vermögensmassen ’) für beitragspflichtig erklären zu können. 
Berufsgenossenschaften, Kranken- und Pensionskassen und ähn- 
liche Vereine und Anstalten sind in gleichem Umfange wie 


) LE. v. 1. Oktober 1887, Fischers Zeitschr. Bd. 9, 177. 

2) Detail im G. von 1838, $ 26, G. vom 21. März 1843, 8 4 und 
v. Seydewitz, Kodex, 225 in der Anm. 

3) MinVV. v. 23. Januar 1871 und 9. Dezember 1876. 

*) Ganz frei sind Rittergüter ohne Grund und Boden. @. v. 1855, $ 16. 

5) Diese enthalten eingehend detaillierte Modifikationen dieser Be- 
freiung. G. von 1843, 88 1. 2. 

6) v. Seydewitz, Kodex, 216, Anm. 10. 

?) OVG. 8. Januar 1903, Jahrb. Bd. 4, 35. E. des Kultusministeriums 
v. 15. August 1904, E. Heft 15, 79. 
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von den Gemeindeanlagen kirchenanlagenfrei (V. v. 2. November 
1838)}). Unzulässig ist die Heranziehung von Kirchenäraren ?). 

3. Anlagenfuss. Hier ist die Regelung für einfache 
und vereinigte Kirchspiele sowie für Stadt- und Landgebiet 
verschieden. Ausserdem erfreuen sich die Beiträge der Ritter- 
güter einer Sonderregelung. 

a) Gemeinschaftlich gilt für die Städte und das Land- 
gebiet: Zu den Anlagen sind Kirchengemeindemitglieder und 
alle Liegenschaften verhältnismässig beizuziehen (G. von 
1838, 8 3). Diesem Erfordernis wird nicht entsprochen, wenn 
der kirchliche Bedarf unter Aufhebung jeder sachlichen Be- 
steuerung des Grundbesitzes lediglich an der Hand der Ein- 
kommensteuer aufgebracht wird. Vielmehr muss an der For- 
derung einer angemessenen Heranziehung auch des Grund- 
besitzes in der Form der Grundsteuer festgehalten werden?). 

b) Im übrigen ist bei den einfachen Kirchspielen 
wiederum zwischen den der revidierten Städteordnung vom 
24. April 1873 unterfallenden Städten einerseits, den übrigen 
Städten und dem Landgebiet anderseits zu unterscheiden. 

o) In den Städten der revidierten Städteordnung wer- 
den die Kirchenanlagen nach dem Fuss der Gemeindeanlagen 
aufgebracht (G. v. 1838, $4; Rev. StO. v. 24. April 1873, 
88 32. 132. 135d)*). Ein Regulativ, durch welches der Um- 
lagenfuss abweichend von dem für die Gemeindeanlagenerhebung 
geregelt wird, bedarf der Genehmigung des Landeskonsistoriums 
und des Kultusministeriuns ). 

ß) In den übrigen Städten und auf dem Lande werden 


— 


!) v, Seydewitz, Kodex, 223 in der Anm. 

?) Landeskonsistorium vom 17. August 1886, Fischers Zeitschr. 
Bd. 9, 176. 

3) Schreiben des Kultusministeriums vom 12. April 1904 und V, 
d. LK. v. 21. April 1904, Fischers Zeitschr. Bd. 28, 150 £. 

*) OVG. 17. November 1904, Jahrb. Bd. 6, 196. 

°) MinV. v. 15. September 1900, Fischers Zeitschr. Bd. 22, 118. 
OVG. 17. November 1904, Jahrb. Bd. 6,. 196. 
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die Anlagen zur Hälfte von allen wenigstens 14 Jahre alten 
Einwohnern nach der Kopfzahl, zur anderen Hälfte von sämt- 
lichen Angesessenen nach Verhältnis der Grundsteuereinheiten 
erhoben. Die Wahl eines anderen Aufbringfusses kann durch 
gemeinschaftlichen Beschluss des Kirchenvorstandes und der 
Gemeindevertreter erfolgen. Ueberdies können die Vertreter 
der Angesessenen oder einer Klasse derselben oder auch der 
Nichtangesessenen, sofern sie sich durch die gesetzliche Tei- 
lung der Anlagen in zwei gleiche Hälften verletzt erachten, 
bei der Inspektion auf Abänderung antragen. Dieser Antrag 
ist jedoch grundsätzlich durch einen Mindestbeitrag bedingt. 
Können sich die Gemeindevertreter über den abweichenden 
Aufbringfuss nicht einigen oder wird gegen den beschlossenen 
begründeter Widerspruch erhoben, so entscheiden die kirch- 
lichen Behörden einerseits über die Quote, welche von den 
Grundstücken nach Steuereinheiten aufgebracht werden soll, 
anderseits über die Umlegung des übrigen Teiles vom Bedart, 
bei dessen Aufbringung nach Befinden der Gewerbe- und 
Arbeitsverdienst, sonst das bewegliche Vermögen der Beitrags- 
pflichtigen in Betracht zu ziehen ist. Bei der Abänderung 
des Verteilungsfusses ist insbesondere die Anlage der Personal- 
beiträge anstatt nach Köpfen nach einem anderen gleich- 
mässigeren Verteilungsfuss zulässig. Beschlüsse einer Kirchen- 
gemeinde, nach welchen der Bedarf für die Kirche nach dem 
für Gemeindeanlagen geltenden Fuss aufgebracht werden soll, 
bedürfen der Genehmigung der Kircheninspektion (Min.-V. vom 
24, Mai 1877, $ 1), in anderen Fällen sowie bei Feststellung 
eines auch für die Zukunft gültigen Regulativs der Genehmi- 
gung des Landeskonsistoriums (G. von 1838, 8 5; G. von 1855, 
SS 3—6; .G. vom 30. März 1868, SS 6 u. 7; V. vom 7. Februar 
1901, Sächs. Wochenbl. S. 86). 

x) In gemischten Kirchenbezirken ist, wenn darüber nicht 
schon eine Norm feststeht, von der Kircheninspektion eine 
Vereinigung über die Quote zu vermitteln, nach welcher einer- 
seits die Stadtgemeinde und anderseits die dahin eingepfarrten 


| 
| 
| 
| 
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Landgemeinden sowie die Rittergüter zu dem Kirchenbedarf 
beizutragen haben. Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, 
so haben die Verwaltungsgerichtsbehörden darüber auf Grund 
der Bestimmungen der $$ 3—5 (8 6 G. von 1838) !) zu ent- 
scheiden. Wollen einzelne politische Gemeinden in einem aus 
mehreren Gemeinden zusammengesetzten Kirchenbezirk ihren 
Anteil zu den gemeinschaftlichen Parochiallasten nach einem 
anderen Massstab aufbringen als nach dem in der Gesamt- 
gemeinde zur Anwendung kommenden, so ist denselben ihre 
Quote nach dem letzteren Massstabe auszuwerfen und ihnen 
die Aufbringung derselben nach dem von ihnen gewählten 
Anlagenfusse zu überlassen (G. von 1855, $ 3 Abs. 4). 

c) In vereinigten Kirchspielen, das heisst solchen, welche 
einen gemeinschaftlichen Geistlichen haben, bewendet es bei 
Verteilung der Leistungen unter die mehreren Kirchengemeinden 
zunächst bei den eine Abweichung vom gesetzlichen Anlage- 
fuss feststellenden rechtskräftigen Entscheidungen und Ver- 
trägen, sofern die Verteilung nach ihnen nachweislich auf 
Grund besonderer faktischer Verhältnisse feststeht. Liegen 
aber solche Verträge und Entscheidungen nicht vor und kommt 
eine von der Kircheninspektion hierüber zu versuchende Ver- 
einigung nicht zustande, so treten folgende Bestimmungen 
ein. Es obliegt den einzelnen Kirchengemeinden die Sorge 
für ihre Kirche allein, die Sorge für die Wohn- und Wirt- 
schaftsgebäude der gemeinschaftlichen Kirchendiener hingegen 
den beteiligten Gemeinden zusammen und nach gleichem Ver- 
hältnis. Die Kirchengemeinden gelten in so fern als eine ein- 
heitliche Gemeinde und haben die Kosten nach $ 5 des Gesetzes 
von 1838 wie eine solche unter sich aufzubringen ?) (G. von 
1838, 88 29—30; G. von 1855, $$ 9. 10). 

d) Die Beiträge der Rittergüter und der ihnen gleich- 
gestellten Güter?) sind unabhängig von einer abweichenden 

1) V, v. 29. November 1901, Fischer Bd. 24, 171. 


2) Kultusmin. v. 14. Februar 1840, v. Seydewitz 226, Anm. 54. 
3) G. von 1838, 8$ 9—11. 16—19. G. von 1855, 8 7. V. vom 
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Umlegung der Kirchenlasten unter den übrigen Gemeinde- 
gliedern — stets nach dem gesetzlichen Massstabe, d. h. halb 
nach Köpfen, halb nach Grundsteuereinheiten — zu berechnen. 
Zu dem nach der Kopfzahl aufzubringenden Betrage haben die 
Rittergutsbesitzer nur für sich und ihre auf dem Gut wohnen- 
den Familienmitglieder beizusteuern. Andere in Ritterguts- 
gebäuden wohnhafte Personen werden zur Kopfzahl der übrigen 
Kirchengemeinde gerechnet!). Die Rittergutsbesitzer tragen 
zu den Parochiallasten sowohl persönlich als auch mit dem 
eigentlichen, ehemals steuerfreien Rittergutsbesitz ?) nur in der- 
jenigen Parochie bei, in welcher der Gutshof selbst eingepfarrt 
ist®). Es werden also zum Rittergut gehörige Pertinenzen, 
welche nicht in der Flur desselben Orts liegen, nicht in der 
Gemeinde, in deren Flur sie liegen, sondern vom Rittergutsort 
zu den Kirchensteuern herangezogen *). — Die Ermittlung des 
Beitrages der Staatsgüter geschieht durch die Staatsbehörde 
auf Vorschlag der Kircheninspektion (G. v. 1838 $ 20). 


II. Das formelle Anlagenrecht. 


1. Als Organe bei der Erhebung von Anlagen kommen 
in Betracht: als kirchliche der Kirchenvorstand (bezw. in Ge- 
samtverbänden der Superintendent, die vereinigten Kirchenvor- 
stände und ein Finanzausschuss) °), die Gemeindevertretung, die 
Kircheninspektion, das Landeskonsistorium; als weltliche: die 
Gemeindesteuerorgane und die Amtshauptmannschaften. 


2. Die Veranlagung. Dem Kirchenvorstand steht die 


11. Juli 1887, Fischers Zeitschr. Bd. 9, 175. Verschiebung dieser Bei- 
tragsordnung durch lokalstatutarische Bestimmung ist unzulässig. MinV. 
v. 5. Januar 1888. v. Seydewitz 221, Anm. 32. 

!) Hierzu v. Seydewitz 222, Anm. 34. 

2) v, Seydewitz 221, Anm. 31a. 

>) G@. von 1838, $ 11. V. v. 24. Oktober 1882, Fischers Zeitschr. 
Bd. 4, 83 und v. Seydewitz 221, Anm. 3la, V. v. 22. Februar 1892; 
Fischers Zeitschr. Bd. 14, 311. 

*) Neues sächs. Kirchenblatt 1908, Sp. 114. 

°) & 3 des Leipziger Ortsstatuts, 


| 
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Verwaltung und Vertretung des Kirchenvermögens zu. Er be- 
schliesst zusammen mit der Gemeindevertretung über die Er- 
hebung der erforderlichen Anlagen, insbesondere (in den nicht 
der Rev. StO. unterfallenden Städten und auf dem Lande) 
über die Einführung eines vom gesetzlichen abweichenden An- 
lagenfusses (KGSO. $ 21). Anlagebeschlüsse, nach welchen der 
Bedarf für die Kirche nach den in der Gemeinde für die Er- 
hebung der Gemeindeanlagen festgesetzten Fusse aufgebracht 
werden soll, bedürfen nur der Genehmigung der Kirchen- 
inspektion (G.v.1855 $ 6; MinV. v. 24. Mai 1877 8 1); doch ist 
der Staat in den Kircheninspektionen vertreten (V.v.2. November 
1873 8 5). Nachdem die Genehmigung erteilt ist !), sind über 
diejenigen Beschlüsse, deren Ausführung Anlagen erforderlich 
macht, die gesetzlich verordneten Vertreter der politischen Ge- 
meinden zu hören (G. v. 30. März 1868 $ 2; MinV. v. 15. Fe- 
bruar 1869) ?)°?). Zu diesem Zweck hat die Kircheninspektion 
die von ihr genehmigten!) Beschlüsse jenen Vertretern zur 
Erklärung vorzulegen‘). Gehören zu einem Kirchenbezirk ganz 
oder teilweise die Bezirke mehrerer politischer Gemeinden, so 
haben sich die Vorstände aller derjenigen Korporationen, denen 
die Vertretung der politischen Gemeinden und Gemeindeteile 
zusteht, über den Beschluss des Kirchenvorstandes zu äussern. 
Gehören zum Kirchenbezirk Güter und Grundstücke, welche 
nach der Landgemeindeordnung vom Gemeindeverbande aus- 
geschlossen sind, so haben sich auch die Besitzer dieser exemten 
Güter über den Beschluss zu erklären (G. v. 1868 $$ 4, 5)°). 


1) MinV. v. 9. Oktober 1879. v. Seydewitz 360, Anm. 4. 

2) v. Seydewitz 360, Anm.3. 

°) V. d. LK. v. 24. Februar 1905, Fischers Zeitschr. Bd. 29, 
146—149. 248 f. 

4) Nur bei einfachen Verhältnissen kann der Kirchenvorstand selbst 
die Vorlage machen. V. dd. LK. v. 27. Januar 1885, Fischers Zeitschr. 
Bd. 9,174, v.Seydewitz 360, Anm. 4. Vgl. auch V.d. LK. v. 24. Fe- 
bruar 1905, Fischers Zeitschr. Bd. 29, 147. 

5) MinV. v. 15. August 1868, v. Seydewitz 360 f., Anm. 7; 
v. 1. Dezember 1870, das. 361, Anın. 8. 
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Das Gehör der politischen Gemeinden beschränkt sich darauf, 
ob sie die Erhebung des vom Kirchenvorstand in Aussicht ge- 
nommenen Anlagenbetrages im Hinblick auf die sonstige Be- 
steuerung der Gemeinde für bedenklich erachten, oder ob sie 
mit Rücksicht auf eine sonst zu befürchtende Ueberbürdung 
der Gemeinde eine Herabsetzung des Anlagenerfordernisses zu 
beantragen sich veranlasst sehen). Ein Recht, über die ein- 
zelnen kirchlichen Ausgaben mit Entschliessung zu fassen und 
die Anlagen zu „bewilligen“, steht ihnen nicht zu (V. der in 
Evangelicis beauftragten Staatsminister vom 15. Mai 1905) ?). 
Die Kirchenvorstandsbeschlüsse sind so vollständig mitzuteilen, 
dass die politischen Gemeindevertreter sie bezüglich der allein 
in Betracht kommenden Ueberbürdungsfrage prüfen können. 
Dagegen steht jenen ein unbedingtes Recht auf Vorlegung der 
Voranschläge (Haushaltspläne) für die kirchlichen Kassen nicht 
zu°). Nur in dem einen Ausnahmefalle findet eine gemeinschaft- 
liche Beschlussfassung des Kirchenvorstandes und der Ver- 
treter der bürgerlichen Gemeinden statt, wenn der Kirchen- 
vorstand einen vom gesetzlichen abweichenden Anlagenfuss ein- 
führen will; an diesem Beschlusse nehmen auch die Besitzer der 
exemten Grundstücke teil, soweit sie von der Veränderung 
des Anlagenfusses berührt werden. Meinungsverschiedenheiten 
zwischen dem Kirchenvorstand und den politischen Gemeinde- 
vertretern entscheidet auf Beschwerde in erster Instanz die 
Kircheninspektion (in gewissen Fällen die Konsistorialbehörde, 
in den Erblanden das Landeskonsistorium), in zweiter Instanz‘) 
auf Rekurs das Landeskonsistorium unter Vernehmung mit dem 
Ministerium des Innern (G. v. 1868 $ 7). Gegen die Entscheidung 
des Landeskonsistoriums ist Beschwerde an die in Evangelicis 


) LK. v. 8. August 1892, Fischers Zeitschr. Bd. 14, 307. LK. v. 
5. Dezember 1901, Fischers Zeitschr. Bd. 24, 174. 

2) Fischers Zeitschr. Bd. 29, 249. 

®) V. d. LK. v. 24. Februar 1905, Fischers Zeitschr. Bd. 29, 146 
bis 148. MinV. v. 15. Mai 1905, das. 248 f£. 

*) OVG. 15. Juni 1905, Jahrb. Bd. 7, 249. 
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beauftragten Staatsminister statthaft !), ausgeschlossen hingegen 
die Anfechtungsklage beim OVG.?). — Der Beitrag staatlicher 
Grundstücke wird, wie oben erwähnt, auf Vorschlag der Kirchen- 
inspektion von der Staatsbehörde festgestellt (G. v. 1838 $ 20). 

3. Die Erhebung der Anlagen. — Zur Ausschreibung 
und Einziehung der Kirchenanlagen sind auf Antrag des Kir- 
chenvorstandes die die Gemeindeanlagen erhebenden Organe °) 
— nach Befinden gegen besondere Vergütung*) — verpflichtet 
(G. v. 1868 8 3, MinV. v. 15. Juni 1869 und 22. Juni 1871)?°). 
Die Beitreibung ®) geschieht nach den Vorschriften über die 
Zwangsvollstreckung wegen Geldleistungen in Verwaltungs- 
sachen. Sie wird in den Städten der revidierten Städteordnung 
von den Stadträten, in mittleren und kleinen Städten sowie auf 
dem Lande von den Bürgermeistern oder Gemeindevorständen, falls 
ihnen die Vollstreckungsbefugnis vom Finanzministerium über- 
tragen ist, andernfalls von den Bezirkssteuereinnehmern verfügt. 
Nach der Verordnung vom 21. Februar 1890 hat das Landes- 
konsistorium beschlossen, die Kircheninspektionen in gleicher 
Weise zur Erstreckung der den betreffenden Bürgermeistern und 
Gemeindevorständen erteilten Vollstreckungsbefugnis in Ver- 
waltungssachen auf die zwangsweise Einbringung rückständiger 
kirchlicher Abgaben zu ermächtigen bezw. zu beauftragen’). Aus- 


!) Fischers Zeitschr. Bd. 29, 248. 

2) OVG. 12. Februar 1906, Jahrb. Bd. 8, 263. 

>) Wenn die Anlagen für die politische Gemeinde und die Kirchen- 
gemeinde gemeinsam in Form einer einzigen Steuer erhoben werden, so 
bleiben nichtsdestoweniger zwei selbständige Anlagen bestehen, die ge- 
trennt zu verrechnen und bezüglich der Beitragspflicht je nach beson- 
deren Grundsätzen zu beurteilen sind. OVG. 6. Februar 1905, Jahrb. 
Bd. 7, 161. 

*#) Streit hierüber ist im reinen Verwaltungswege zu entscheiden. 
LK. v. 21. Januar 1897, Fischers Zeitschr. Bd. 18, 318. 

5, v. Seydewitz 360, Anm.5. 

e) Ueber das Verfahren auf Nachzahlung von Kirchenanlagen vgl. 
LK. v. 14. April 1897, Fischers Zeitschr. Bd. 18, 358. 

?), v. Seydewitz 882, Anm. 12. 
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geführt wird die Vollstreckung von besonderen Vollstreckungs- 
beamten oder auf Ersuchen der Verwaltungsbehörde vom Ge- 
richtsvollzieher !). Kirchenanlagen verjähren in 30 Jahren 
(Min.-Erl. v. 3. Dezember 1874) ?). 

4. Rechtsmittel. Beschwerden gegen die Heranziehung 
zu Kirchenanlagen entscheidet in erster Instanz die Kirchen- 
inspektion, in zweiter (auf Rekurs) das Landeskonsistorium. Gegen 
diese seine Entscheidung findet die Anfechtungsklage im Ver- 
waltungsrechtswege statt (KG. v.25. Junil1902 betr. Verwaltungs- 
rechtspflege und Rekurs in kirchlichen Angelegenheiten [Ges.- 
S1g.135] $ 2; G. v. 19. Juli 1900, 24. Mai 1902 $ 2 unter a 4)°). 
Werden die Kirchenanlagen nach dem Fusse der Gemeinde- 
anlagen erhoben, so entscheidet auf Beschwerden, welche nicht 
gegen die Anlagenpflicht als solche, sondern nur gegen die Höhe 
der Anlagen *) gerichtet sind, die Gemeindeaufsichtsbehörde ) 
(V. v. 24. Mai 1877 5 2), auf Beschwerden über die Anlagen- 
pflicht als solche dagegen das Landeskonsistorium ®). 


Kapitel 2 
Die katholische Kirche’). 
8 86. 
I. Das materielle Anlagenrecht. 
Die für die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden dar- 


') @., die ZV. wegen Geldleistungen in Verwaltungssachen betr., 
v. 7. März 1879, 8 11. 

?) v. Seydewitz 215. 

2) OVG. 15. Juni 1905, Jahrb. Bd. 7, 249. h 

*) D.h. wenn behauptet wird, dass eine die Steuerpflicht begründende 
Vorschrift bloss hinsichtlich des Masses der geforderten Anlagen un- 
richtig angewendet worden sei. 

°) von der Mosel, Art. Gemeindeleistungen, 312 f. 

e) LK. v. 10. Februar 1902, Konsistorialblatt 1902, 13. Min. En, v 
16. Januar 1886, v. Seydewitz 220, Anm. 29; v. 2. Dezember 1901, 
Fischers Zeitschr. Bd. 24, 186. OVG. 14. Januar 1904, Jahrb. Bd. 5, 169. 

‘) von der Mosel, Handwörterbuch des sächs. Verwaltungsrechts, 
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gelegten Vorschriften finden mit folgenden Abweichungen An- 
wendung ?). 

1. Der Bedarf für die katholische Kirche der sächsischen 
Erblande wird von sämtlichen Kirchengemeinden gemeinsam 
getragen. Soweit er nicht aus dem Kirchenvermögen, aus der 
Staatskasse oder aus dazu bestimmten Zuschüssen und Fonds 
gedeckt wird, ist er durch Kirchenanlagen aufzubringen (G. v. 
2. August 1878, IV Abs. 2; V.v. 4. April 1879 S 2). 


2. Anlagenpflichtig sind alle über 14 Jahre alten, in den 
Erblanden wohnhaften oder ansässigen katholischen Glaubens- 
genossen, welche ein eigenes Einkommen haben (V.v.18798$1). 
Zu diesem Kreise anlagenpflichtiger Personen gehören die 
katholischen Reichsangehörigen, die in Sachsen wohnen, auch 
dann, wenn sie in einem anderen Staate zu direkten Staats- 
steuern herangezogen werden und daher von der Einkommen- 
steuer freizulassen sind. Das Reichsgesetz betreffend die Doppel- 
besteuerung steht dem nicht entgegen, weil es nur von direkten 
Staatssteuern handelt?). Die Vorschrift Nr. IV Abs. 2 des Ge- 
setzes von 1878, wonach die katholischen Kirchenanlagen nach 
den Grundsätzen des Einkommensteuergesetzes vom 2. Juli 1878 
aufzubringen sind, hat nur die Bedeutung einer Angabe der 
Grundsätze über Berechnung der Anlagen; sie will den Kreis 
der anlagepflichtigen Personen nicht verändern. — Befreit sind 
die aktiven Militärpersonen?) mit Ausnahme der Offiziere vom 


Bd. 1, Art. Katholische Kirchenanlagen, 470f. Freyer im AKKR. 
Bd. 87, 659 f. 

1) Spezialrechtsquelle: G. v. 2. August 1878, einige durch die 
Reform der direkten Steuern bedingte Abänderungen gesetzlicher Vor- 
schriften betr., IV; v. Seydewitz 831. AusfV. v.4. April 1879, die Auf- 
bringung des Bedarfs für die katholischen Kirchen und Schulen der Erb- 
lande betr., v. Seydewitz 887—891. MinV. v. 30. September 1866, 
v.Seydewitz 831, Anm. MinV. v. 13. August 1839, Fischers Zeitschr. 
Bd. 11, 105. V. v. 22. Dezember 1906. 

2) MinV. v. 30. September 1886. v. Seydewitz 831. 

®) V, von 1878, IV, Abs. 4. 5. 
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Hauptmannsrang an aufwärts, die innerhalb einer Stunde von 
der Landesgrenze wohnenden Katholiken, sofern der nächste 
erbländische Ort, wo eine katholische Kirche vorhanden ist 
oder regelmässig mehrere Male im Jahre Gottesdienst gehalten 
wird, über 7!’ km vom Wohnort entfernt ist, die nach der 
Bekanntmachung des apostolischen Vikariates vom 17. Au- 
gust 1855 in die katholische Kirche zu U. L. Frau in Bautzen 
gewiesenen Katholiken, so lange dieses Verhältnis besteht. 
Weitere Erlasse, Minderungen oder sonstige Aenderungen kann 
das Kultusministerium in dringenden Fällen verordnen. Durch 
Exkommunikation erlischt die Beitragspflicht nicht. Die Be- 
freiung der Geistlichen und Lehrer ist fortgefallen (V.S 1). 

3. Den Ausgangspunkt für den Anlagenfuss bildet das 
staatliche Einkommensteuergesetz vom 24. Juli 1900. Durch 
das Gesetz v. 2. August 1878, Nr. IV. Abs. 3 wurde das Kultus- 
ministerium ermächtigt, im Wege der Verordnung den Er- 
hebungsfuss nach Massgabe der besonderen Verhältnisse der 
Katholiken in den Erblanden zu kodifizieren, auch ausnahmsweise 
einen anderen Erhebungsfuss auszumitteln und anzunehmen. 
Diese Verordnung erging am 4. April 1879. Danach werden die 
Anlagen im Wege des Zuschlags zur Einkommensteuer nach 
Prozenten der für die Pflichtigen in den ÖOrtskatastern aus- 
geworfenen Normalsteuersätze erhoben?). Die Quote, nach 
welcher die Anlagepflichtigen von jeder Mark Einkommensteuer 
zu den Anlagen beizutragen haben, wird nach Massgabe des 
Bedarfs vom Kultusministerium bestimmt ($ 3). Der Individual- 
anlagenbetrag jedes Zensiten beträgt mindestens 20 Pf. jähr- 
lich ($4). Keine Einkommensteuer zahlende Personen entrichten 
die Anlagen nach dem Einkommensteuersatz der untersten Klasse 
bezw. nach dem Minimalsatz ($ 5). Parochianen, welche mehr 
als 7! km entfernt vom Kirchorte oder von einem erblän- 


1) MinV. v. 26. Juli 1894. 

?) So auch dann, wenn bei Bemessung des staatseinkommensteuer- 
pflichtigen Einkommens die Befreiungsvorschrift im $ 5 EinkStG. An- 
wendung gefunden hat. OVG. 8. Februar 1909, Jahrb. Bd. 13, 255. 
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dischen Orte, an welchem regelmässig mehrere Male im Jahre 
Gottesdienst gehalten wird, wohnen oder ansässig sind, sind nur 
mit der Hälfte des Anlagenbetrages heranzuziehen und ganz frei 
zu lassen, wenn diese Hälfte die Höhe von 20 Pf. nicht erreicht 
(V.86)2). Katholiken, welche ausserhalb der Erblande wohnen, 
sind wegen des Einkommens aus erbländischen Grundstücken 
am Belegenheitsort heranzuziehen. Liegen die Grundstücke an 
verschiedenen Orten, so bestimmt das Kultusministerium, an 
welchem Ort der Pflichtige die Anlagen wegen des gesamten Ein- 
kommens aus diesen Grundstücken zu entrichten hat. Die Bei- 
ziehung erfolgt in diesem Falle so, dass der Reinertrag der 
Grundstücke als Einkommen angenommen und nach seiner Höhe 
der Anlagenbetrag nach der Einkommensteuerskala berechnet 
wird ($ 7). Diese Beträge kann der Anlagenpflichtige aber im 
folgenden Jahre (unter Umständen auch für mehrere Jahre) an 
seinem erbländischen Wohnorte gegen die hier fälligen Kirchen- 
anlagen aufrechnen. Ebenso können die zu den — nach 
den Grundsteuereinheiten erhobenen — evangelisch-lutherischen 
Kirchenanlagen entrichteten Beiträge vom Grundbesitz im näch- 
sten Jahre (unter Umständen auch für mehrere Jahre) gegen 
die katholische Kirchenanlage in Aufrechnung gebracht werden 
(V.8S 8, 9). Von Personen, die erst nach Beginn des Kalender- 
jahres, aber noch vor dem letzten Anlagentermin anlagen- 
pflichtig werden, ist nur derjenige Bruchteil des Anlagenjahres- 
betrages zu erheben, der auf die nach dem Eintritt der 
Anlagenpflicht liegenden Kalendermonate entfällt (V. v. 22. De- 
zember 1906, Art. IID?). 


II. Das formelle Anlagenrecht, 

1, Die Ausschreibung der Anlagen erfolgt durch das Kultus- 
ministerium. Ihm sind die Etats für die katholischen Kirchen 
durch das apostolische Vikariat in Dresden bis zum 15. De- 
zember zur Feststellung des Etats für die katholischen Kirchen 


!) MinV. v. 17. Juli 1879. v. Seydewitz 883, Anm. 4. 
2) Vorher: OVG. 18. Mai 1903, Jahrb. Bd. 4, 227. 


| 
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| 
einzuliefern, die Verzeichnisse aller anlagepflichtigen Katholiken | 
ihres Bezirkes von den Stadträten bezw. Amtshauptmannschaften | 
bis zum 15. Mai zur Aufstellung der Anlagekataster einzu- 
reichen ($$ 11, 14). Das Kultusministerium schreibt auf Grund 
der eingelieferten Etats in Berücksichtigung der sonst vor- 
handenen Deckungsmittel die für die katholischen Kirchen der 
Erblande erforderlichen Summen aus und macht sie bekannt 
($ 12). Es stellt sodann auf Grund der eingereichten Ver- 
zeichnisse die Anlagekataster auf und teilt sie den Bezirks- 
steuereinnahmen, in Dresden und Leipzig den Stadträten zur 
Einhebung mit ($ 16). 

2. Die Kirchenanlagen werden in zwei Terminen, am 
15. Juli und 15. Oktober jeden Jahres, erhoben (V. v. 22. De- 
zember 1906, Art. I). Die Erhebung geschieht wie die der 
Einkommensteuer ($ 17), die zwangsweise Beitreibung der An- 
lagenreste nach der Bestimmung in $ 53 Abs. 2 der Ausfüh- 
rungsverordnung zum Einkommensteuergesetz vom 11. Ok- 
tober 1878 ($ 19). Hinterziehungen werden mit dem vier- 
fachen Betrage nach den Vorschriften über das Verfahren 
in Verwaltungsstrafsachen durch die Amtshauptmannschaften 
bezw. Stadträte bestraft ($ 22). Kirchenanlagen verjähren in 
30 Jahren ?). 

3. Gegen die Feststellung des Umlagenbetrages steht dem 
Zensiten Reklamation zu. Damit kann jedoch nur die Anlagen- 
verpflichtung überhaupt oder die Berechnung des Anlagen- 
betrages, nicht die zu Grunde liegende Einschätzung zur Ein- 
kommensteuer angefochten werden. Die Reklamation ist binnen 
14 Tagen seit Bekanntmachung des Anlagenbetrages bei der 
Bezirkssteuereinnahme, in Dresden und Leipzig beim Stadtrat 
schriftlich einzubringen. Unzulässige oder verspätete Reklama- 
tionen werden sogleich zurückgewiesen. Im übrigen findet 


!) Ueber die Abschreibung wahrscheinlich uneinbringlicher Rück- 
stände vgl. Min.-Erl. v. 2. Mai 1892, Fischers Zeitschr. Bd. 13, 361. 
?) v. Seydewitz 216, Anm. 8a. 
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gegen den Reklamationsbescheid binnen 14 Tagen die Be- 
schwerde statt, über welche das Kultusministerium entscheidet 
($ 18). Gegen seine Entscheidung steht die Anfechtungsklage 
im Verwaltungsrechtswege offen (G. v. 19. Juli 1900 S$ 73 
Abs. 8b, 75 Abs. 1 Nr. 2). Beschwerden gegen das Verfahren, 
namentlich auch wegen Ablehnung der oben erwähnten Auf- 
rechnung, entscheidet das Kultusministerium ($ 18 Abs. 7). 


Ill. Baden. 


Im Grossherzogtum Baden!) sind die Besteuerungsvor- 
schriften gleichfalls in der Hauptsache für beide Kirchen einheit- 
lich erlassen, nur die Ausführungsbestimmungen für die beiden 
Kirchen getrennt ergangen. Auch hier ist der Kreis der steuer- 
pflichtigen Personen, ebenso wie in Sachsen, nicht auf die 
Kirchengemeindeangehörigen beschränkt geblieben. Bei der Dar- 
stellung: ist zwischen dem Orts- und dem Landeskirchensteuer- 
recht zu unterscheiden. 


Kapitel 1. 
Das Ortskirchensteuerrecht. 


A. Gemeinschaftliche Bestimmungen für beide Kirchen’). 
8 87. 


Die gemeinsame Rechtsquelle für das Steuerrecht der 
evangelischen wie der katholischen Ortskirchengemeinden bildet 


!) Siehe S. 163, Anm. 1. 

?) Armbruster, Die kirchl. Besteuerung f. d. kathol. Religions- 
teil des Grossherzogt. Baden, 1894, 1—21. Walz, Staatsrecht des Gross- 
herzogt. Baden, 473—477. Wielandt, Staatsrecht, 320—324. Geigel 
in AKKR. Bd. 69, 279 ff. Begründung zum Entw. eines Gesetzes, betr. 
die Besteuerung für örtliche kirchliche Bedürfnisse; Verhandlungen der 
Ständeversammlung des Grossherzogt. Baden im Jahre 1887/88, 4. Beil.- 
Heft, 292—313. Begründung zum Entwurf eines Gesetzes, die Kirchen- 
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das Gesetz vom 26. Juli 1888 über die Besteuerung für ört- 
liche kirchliche Bedürfnisse (@VBl. 383) in der durch die Ge- 
setze vom 25. Juni 1896 (GVBl. 145), 20. November 1906 
(GVBl. 713) und 8. August 1910 (GVBl. 436) bewirkten Fassung, 
deren Text zuletzt am 20. November 1906 vom Ministerium 
der Justiz, des Kultus und Unterrichts bekannt gegeben wurde!). 
Die zum Vollzug des Gesetzes und zum Erlass der erforder- 
lichen Entscheidungen zuständigen Behörden bezeichnet die 
landesherrliche Verordnung vom 12. Oktober 1888, die Be- 
steuerung für örtliche kirchliche Bedürfnisse betreffend. 


I. Das materielle Steuerrecht. 


1. Das Besteuerungsrecht der Ortskirchengemeinden. 

a) Inhaber dieses Rechtes sind die „Kirchengemeinden“, 
d.h. (nach der Legaldefinition) örtliche Verbände von Ange- 
hörigen der vereinigten evangelisch-protestantischen und der 
römisch-katholischen Kirche ?), welche zum Zweck der gemein- 
samen Öffentlichen Religionsübung mit regelmässigem pfarrlichem 
Gottesdienste im Grossherzogtum bestehen oder mit Geneh- 
migung des Staatsministeriums (V. $ 3) künftig errichtet wer- 
den (OKStG. Art. 1 Abs. 1; G. v. 9. Oktober 1860 $ 1). Die 
Kirchengemeinden haben die Rechte öffentlicher Korporationen 
(Körperschaften). Ihr Vermögen bildet einen Bestandteil 
des örtlichen Kirchenvermögens (Art. 9 Abs. 1). Der räum- 


steuern betr., Verhandlungen der 2. Kammer der Ständeversammlung des 
Grossherzogt. Baden vom 42. Landtag, 1905/06, 3. Beil.-Heft, 426 f., 
bes. 429 f.= Beilage Nr. 72, Sp. 10 ff, bes. 15 ff. 

!) Bktm. v. 20. November 1906, AKBl. 1907, 188. Bktm. d. OKR. 
v. 4. Januar 1907, AKBl. 1907, 177. 

?) Deber die Anwendbarerklärung des Gesetzes auf Gemeinden in 
Art. 1 nicht genannter rechtsfähiger Religionsgemeinschaften siehe Art. 40. 

®) Solche hatten sie auch vorher bereits. Ammann, Die kirch- 
liche Rechtspersönlichkeit im Grossherzogtum Baden, Freiburger Diss. 
1908 (auch im Arch. f. öffentl. Recht, Bd. 24), 46f. 5lf. Schmitt, 
Simultankirchenrecht im Grossherzogt. Baden, 1909, 174—178. Schmitt 
in der Bad. Rechtspraxis, 1904, 193 #. Begründung zum Entw. des G. 
von 1888, 299. 
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liche Umfang der Kirchengemeindekörperschaft ist das Kirch- 
spiel. Für Bestand und Begrenzung der Kirchspiele ist der 
Besitzstand am 1. Januar 1908 massgebend. Aenderungen 
dieses Besitzstandes regeln sich nach kirchlichem Recht, be- 
dürfen aber, um bürgerlich wirksam zu werden, der Geneh- 
migung des Staatsministerrums (Art. 1 Abs. 1, 11 Abs. 1; 
v. 83,86 Abs). 

Eine in einem Kirchspiel bestehende staatlich genehmigte 
altkatholische Gemeinschaft (G. v. 15. Juni 1874, die Rechts- 
verhältnisse der Altkatholiken betr., Art. 2) bildet im Sinne des 
Gesetzes eine besondere Kirchengemeinde (Art. 1 Abs. 2). 

Mehrere Kirchengemeinden können zum Zweck der gemein- 
schaftlichen Ausübung des Besteuerungsrechts mit staatlicher und 
kirchenobrigkeitlicher Genehmigung zu einer Gesamtkirchen- 
gemeinde vereinigt werden (Art. 11 Abs. 2). Ueber die staat- 
liche Genehmigung beschliesst das Ministerium der Justiz, des 
Kultus und Unterrichts im Benehmen mit dem Ministerium des 
Innern (V.$ 6) ?). 

b) Inhalt des Rechts ist die Befugnis, Steuern zu fordern 
(Art. 2 Abs. 1). Die Steuern bestehen in Geldumlagen. Die 
Steuerforderungen und die eingegangenen Steuersummen sind 
Bestandteil des örtlichen Kirchenvermögens (Art. 9 Abs. 1). 
Hand- und Fuhrdienste kommen nur noch — und zwar nach 
Massgabe des Kirchenbauediktes $ 15 — für diejenigen Bau- 
lichkeiten in Betracht, welche am 1. Januar 1908 ausgeführt 
oder in der Ausführung begriffen waren (Art. 36 Abs. 1, 3). 

c) Das Besteuerungsrecht ist den Kirchengemeinden ver- 
liehen worden zur Bestreitung der für die öffentliche Religions- 
übung der Gemeinde erforderlichen Ausgaben, der örtlichen 
Kirchenbedürfnisse. Darunter fällt nach ausdrücklicher Gesetzes- 
vorschrift jedenfalls: 1. Unterhaltung und Neubau der Pfarr- 


!) Vgl. z. B. das Statut der römisch-katholischen Gesamtkirchen- 
gemeinde Freiburg zum Zweck der gemeinschaftlichen Ausübung des 
kirchlichen Besteuerungsrechts vom 7. April 1892, Armbruster 135 ff. 
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kirche und der Pfarrhäuser; 2. Anschaffung und Unterhaltung 
der nach den Satzungen oder Gebräuchen jeder Kirche für den 
Pfarrgottesdienst, für kirchliche Feierlichkeiten der Gemeinde 
und für die Ausübung der anderweiten seelsorgerlichen Ver- 
richtungen nötigen Gerätschaften und sonstigen Erfordernisse; 
3. Belohnung der sogenannten niederen kirchlichen Bediensteten 
(Küster, Organisten usw.); 4. Entschädigung?) für Stolbezüge, 
deren Ablösung seitens der zuständigen kirchlichen Organe 
beschlossen ist (Art. 2 Abs. 1, 2). In allen diesen Fällen waltet 
zweifellos ein kirchliches Bedürfnis ob. Weitere sind aber 
nicht ausgeschlossen. Als solche ergeben sich aus dem Gesetz 
die Ausstattung neu zu errichtender geistlicher Aemter (doch 
ist die Besteuerung zu diesem Zweck an die Genehmigung des 
Staatsministeriums gebunden, Art. 2 Abs. 3) und die Einführung 
neuer ständiger Gehalte oder Erhöhung bisheriger (Art. 27); 
die Feststellung dieses letzteren Bedürfnisses erfordert eine 
besondere, der Genehmigung des Bezirksamts unterliegende 
Beschlussfassung der Kirchengemeinde (V. $$ 4 und 6). 
Besondere Berücksichtigung im Gesetz findet das Be- 
steuerungsrecht für kirchliche Bauten ?). Hierfür gelten wie für 
die Besorgung des kirchlichen Bauwesens überhaupt (Art. 31 
Abs. 1°) mit den in den Art. 31—35 verzeichneten Modifi- 
kationen noch die früheren Bestimmungen, also namentlich 
noch in weitem Umfange die Vorschriften des Bauediktes vom 
26. April 1808. Die Verpflichtung zur Herstellung, Unterhaltung 
und Wiederherstellung aller kirchlichen Bauten (nicht bloss 
der altvorhandenen im Sinne des Bauedikts) ist ein der Kirchen- 
gemeinde — bei Simultankirchen den gebrauchsberechtigten 
Kirchengemeinden beider Bekenntnisse (Art. 34 Abs. 1) — 
obliegendes ortskirchliches Bedürfnis. Für jede kirchliche Bau- 


!) Dieses Bedürfnis stand vor der Novelle von 1896 nicht im Gesetz 
verzeichnet, war jedoch für die ev. Kirche durch die Beschlüsse der General- 
synode von 1894 als ortskirchliches Bedürfnis in Aussicht genommen 
worden. Wielandt 321, Ann. 1. 

?) Begründung zum GEntw. v. 1888, a. a. O. 306 ff. 
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lichkeit ist die Zustimmung der Kirchengemeindeversammlung 
einzuholen (Art. 32). Für Neubauten, Erweiterungsbauten und 
Bauveränderungen sowie dann, wenn der Aufwand auf mehrere 
Jahre verteilt werden soll, bedarf es einer besonderen, die 
Genehmigung des Bezirksamts !) erfordernden Beschlussfassung 
der Kirchengemeinde (Art. 27, 33, V. $ 4). Bei Simultan- 
kirchen ist die Zustimmung einer jeden der beteiligten Kirchen- 
gemeinden erforderlich (Art. 35 Abs. 1); zur Besorgung der 
auf das Simultankirchengebäude bezüglichen Geschäfte kann 
durch ein zwischen den beteiligten Kirchengemeinden zu verein- 
barendes Statut mit staatlicher und kirchenobrigkeitlicher Ge- 
nehmigung eine gemeinschaftliche Behörde bestellt werden, 
deren Zusammensetzung, Geschäftsordnung und Geschäftskreis 
im Statut zu ordnen ist (Art. 35 Abs. 2) ?). 

d) Die Ausübung des Rechtes ist an mehrfache Voraus- 
setzungen geknüpft. Zunächst dürfen kirchliche Steuern nur 
erhoben werden, wenn und soweit für die Bedürfnisse weder 
ein privatrechtlich Pflichtiger?) einzutreten hat, noch die Be- 
streitung aus eigenem Vermögen der Kirchengemeinde oder 
(rechtlich oder tatsächlich) aus Mitteln von Stiftungen ge- 
schehen kann, woran der Kirchengemeinde (ihren Angehörigen) 
Genussrecht zusteht. Die Verwendbarkeit von Stiftungs(Fonds)- 
mitteln richtet sich nach den allgemeinen Bestimmungen über 
Stiftungen *) und nach den Sondervorschriften für die einzelne 
Stiftung (Art. 3). — Sodann unterliegt der auf Vorschlag der 
das örtliche Kirchenvermögen verwaltenden Behörde?) von der 


') Dagegen Rekurs an das MinJKU., das im Benehmen mit dem 
Ministerium d. Innern entscheidet. V.$ 6. 

?) Schmitt, Simultankirchenrecht im Grossherzogt. Baden, 190°; 
185 ff. 

?) Ueber das Recht der politischen Gemeinden, den Kirchenge- 
meinden freiwillige Leistungen zukommen zu lassen, s. Geigel im 
AKKR. Bd. 69, 275, Anm. 2. 

*) Für die katholische Kirche vgl. $$ 5. 6 der OKStV. vom 
15. Mai 1908. 

>) Im folgenden kurz: Ortskirchenbehörde. 
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Kirchengemeinde !) gefasste Steuerbeschluss staatlicher Geneh- 
migung (Art. 8 Abs. 3). Eine Besteuerung zwecks Ausstattung 
neu zu errichtender geistlicher Aemter ist, wie oben erwähnt, 
nur mit Genehmigung des Staatsministeriums statthaft (Art. 2 
Abs. 3). 

e) Eine Pflicht zur Ausübung des Rechts besteht mittelbar 
bezüglich der Bausteuer vermöge der Baupflicht der Kirchen- 
gemeinden ?). Unberührt geblieben ist (Art. 31 Abs. 1%) die 
Befugnis der Bezirksräte, auf Anrufen seitens der kirchlich 
Beteiligten (MinV. v. 10. Mai 1861, die kirchlichen Bauten 
betr.)?) über die Notwendigkeit von Kirchenbaulichkeiten ?), 
über die Grösse des Bedürfnisses und über die Verbindlichkeit 
zur vorsorglichen Baupflicht zu entscheiden — nur dass an 
Stelle des Kirchspiels die Kirchengemeinde getreten ist und 
diese Befugnis sich auf alle (nicht nur die altvorhandenen)’°) 
Bauten erstreckt. Gegen die Entscheidung der Bezirksräte 
geht der Rekurs an das badische Ministerium der Justiz, des 
Kultus und Unterrichts, das im Benehmen mit dem Ministerium 
des Innern entscheidet (V. $ 6). Durch einzelkirchliche Aus- 
führungsverordnung zu regeln ist das Verfahren für den durch 
das Bezirksamt zu bewirkenden Vollzug der Erfüllung von 
Verpflichtungen, welche Kirchengemeinden auf Grund eines 
staatlich genehmigten Beschlusses gegen Dritte übernommen 
haben, oder welche ihnen zufolge einer gerichtlichen oder ver- 
waltungsgerichtlichen Entscheidung obliegen, wenn deren Er- 
füllung mangels gerichtlich belangbarer Vermögensgegenstände 
im Wege der kirchlichen Besteuerung erfolgen muss (Art. 37 


!) Vgl. auch $ 22 Nr. 5 der ev.-prot. KVerf. vom 5. Septem- 
ber 1861. 

?) Schmitt, Simultankirchenrecht im Grossherzogt. Baden, 1909, 
239. Geigel im AKKR. Bd. 69, 283. 

®) ZentrVBl. 1861 Nr. IV, 14. 

#4) Einschliesslich der Simultanbaulichkeiten. Schmitt a.a. 0. 
239 f. 

5) Diese Beschränkung gilt aber noch für Simultanbauten, Art. 34. 
Schmitt a.a. 0. 289. 292. 
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Nr. 8°). Dagegen sind die Bezirksämter nicht befugt, im 
Falle von Meinungsverschiedenheiten zwischen einer Kirchen- 
gemeinde und ihrer vorgesetzten kirchlichen Behörde über das 
Mass der der Kirchengemeinde obliegenden Leistungen ihrerseits 
den von der kirchlichen Öberbehörde für geboten erklärten 
Betrag in den Voranschlag der Kirchengemeinde einzustellen. 
Das Ortskirchensteuergesetz sieht (ausgenommen oben Art. 31°) 
nirgends die Zuständigkeit einer staatlichen Behörde zur Aus- 
übung von Zwangsbefugnissen für den Fall vor, dass eine 
Kirchengemeinde die Uebernahme von Leistungen für örtliche 
Kirchenbedürfnisse verweigert ?). 

2. Die Steuerpflicht. 

a) Unberührt bleiben die auf Privatrechtstitel oder auf 
stiftungsmässiger Widmung (Bauedikt $ 6) beruhenden Ver- 
pflichtungen zur Herstellung und Unterhaltung kirchlicher 
Bauten (Art. 31 Abs. 1). Die vom Gesetz geregelte Steuer- 
pflicht zerfällt in die allgemeine Steuerpflicht („Kultsteuer*) 
und in die besondere Bausteuerpflicht („Bausteuer“)?). 

0) Die allgemeine Kirchensteuerpflicht beruht, 
wie in Preussen, auf der Kirchengemeindeangehörigkeit. Sie 
trifft alle dem Bekenntnis der Kirchengemeinde angehörenden 
Kirchspielseinwohner?). Begrifflich ausgeschlossen sind die be- 
kenntnisfremden Kirchspielseinwohner, die nicht dauernd im 
Kirchspiel sich aufhaltenden Personen und die juristischen 
Personen. Gesetzlich ausgeschlossen sind die einem Militär- 
kirchenverband zugehörigen *) Personen (Art. 5 und 12 Abs. 1). 


1) E. des bad. VGH. 6. Juni 1905, Zeitschr. f. bad. Verw. und Ver- 
waltungsrechtspflege, 1906, 46, mitgeteilt auch in Stier-Somlos Jahrb. 
d. VerwR. Bd. 2, 971. 

2) So unterscheidet Schmitt a.a. 0. 289. 

3) Für die ev.-prot. Kirche vgl. deren Verf. v. 5. September 1861 
bezw. 17. Dezember 1904, $ 9. 

*) Ueber diese Zugehörigkeit ist nach $ 3 Abs. 1 der Festsetzungen 
zur Regelung der evangelischen militärkirchlichen Verhältnisse im Gross- 
herzogt. Baden vom 10./13. Dezember 1904 die preuss. V. vom 19. Oktober 
1904 massgebend. Bktm. des OKR. v. 26. April 1905, AKBI. 1906, 76 ft. 
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Die Vorschriften, nach denen für die einem Steuerpflichtigen 
angesetzten Gemeindeumlagen ein Dritter haftet 1), finden ent- 
sprechende Anwendung (Art. 16 Abs. 2). 

ß) Die besondere Kirchenbausteuerpflicht er- 
scheint von der Kirchengemeindeangehörigkeit gelöst. Es können 
nämlich bei der Umlegung der durch Kirchensteuer aufzu- 
bringenden Kosten für Unterhaltung und Neubau der Pfarr- 
kirchen und Pfarrhäuser ausser den kirchengemeindeangehörigen 
Kirchspielseinwohnern noch herangezogen werden ?): 1. ausser- 
halb des Kirchspiels wohnende Bekenntnisangehörige, die nicht 
schon für eine Kirchengemeinde, deren Kirchspiel auf die be- 
treffende Gemarkung sich erstreckt, allgemein kirchensteuer- 
pflichtig sind; 2. dem Bekenntnis der Kirchensteuergemeinde 
ausschliesslich zum Genuss zustehende nichtkirchliche Stiftungen 
und solche kirchliche Stiftungen, deren Ertrag nicht ohnehin 
zur Bestreitung der Baukosten der Steuergemeinde bestimmt ist, 
sowie andere juristische Personen, Gesellschaften und Vereine), 
deren Mitglieder satzungsgemäss dem nämlichen Bekenntnis 
angehören müssen, oder die satzungsgemäss ausschliesslich 
Zwecke eines Bekenntnisses verfolgen; 3. die nicht unter 
Nr. 2 fallenden juristischen Personen einschliesslich der hin- 
sichtlich des Genussrechts nicht auf ein bestimmtes Bekenntnis 
beschränkten Stiftungen, insbesondere auch Aktiengesellschaften 
— denen Kommanditgesellschaften auf Aktien gleichgestellt 
werden —, Gewerkschaften, Genossenschaften, Gesellschaften 


!) EinkStG. Art. 4 Abs. 2 und Art. 19 Abs. 2, VermStG. $6 Abs. 4 
und $ 17 Abs. 2. 

2) Bei Simultankirchen, welche gemeinschaftlich benutzt werden, 
sind die steuerpflichtigen Personen beider beteiligten Bekenntnisse heran- 
zuziehen, Art. 34 Abs.2zua. Näheres über die „Simultanbausteuerpflicht“* 
bei Schmitt a.a. 0. 292—294. Tatsächlich ist bis jetzt noch keine 
solche Steuer erhoben worden. 

®) Hierdurch sollen alle konfessionellen Gesellschaften und Vereine 
getroffen werden, welche und soweit sie zur Gemeindesteuer selbständig 
veranlagt sind, vorausgesetzt, dass nicht Behandlung nach 8 15 Abs. 2 
einzutreten hat. Begr. zum GEntw. 1906; a. a. O. 429 = Sp. 15. 
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m.b. H. und die Murgschifferschaft '). Die unter Nr. 3 ge- 
nannten Personen sind zu den Baukosten der einzelnen Kon- 
fessionen nach dem (jeweils durch die jüngste Volkszählung 
festgestellten) Verhältnisse der Zahl der Gemarkungseinwohner 
des beteiligten Bekenntnisses — bei Simultankirchen: der beiden 
beteiligten Bekenntnisse (Art. 34 Abs. 2°) — zur Gesamtzahl 
der Gemarkungsbevölkerung heranzuziehen. Erstrecken sich 
über eine Gemarkung mehrere Kirchspiele gleichen Bekennt- 
nisses, so sind sämtliche besonders Bausteuerpflichtige für jede 
der Kirchengemeinden nach Verhältnis der Zahl der dem 
Kirchspiel zugeteilten zur Gesamtzahl der bekenntnisangehö- 
rigen Gemarkungseinwohner beizuziehen (Art. 13). — Die Heran- 
ziehung der besonders Bausteuerpflichtigen muss geschehen, 
wenn die Bausteuer 5 Pfennig auf 100 Mark Gemeindevermö- 
genssteuerwert und 8 Hundertteile der Einkommensteuersätze 
jährlich übersteigt (Art. 13 Abs. 1 gemäss Novelle von 1910). 

b) Beginn und Ende der Steuerpflicht. Zum Bekenntnis 
der Kirchengemeinde ?) Uebertretende werden mit Beginn des 
nächstfolgenden Kalenderjahres steuerpflichtig (Art. 18 Abs. 1). 
Die Steuerpflicht der aus der Kirche?) Austretenden *) erlischt ?) 
mit dem Ablauf des auf das Austrittsjahr folgenden Kalender- 
jahres, sofern der Ausgetretene nicht auf einen früheren Zeit- 
punkt in einer Kirchengemeinde anderen Bekenntnisses steuer- 
pflichtig wird. Die Erklärung des Austritts muss, um bürger- 
lich zu wirken, vor dem Bezirksamt des Wohnorts abgegeben 
werden, welches sie der Ortskirchenbehörde mitteilt. Die Er- 
klärung erfolgt von solchen, die das 16. Lebensjahr zurück- 


!) Ausgenommen sind im Hinblick auf $15 Abs. 2 u.3 die bürger- 
lichen Gesellschaften, die offenen Handelsgesellschaften, die einfachen 
Kommanditgesellschaften und die Stammgüter. Begr. zum GEntw. 1906, 
37320429 8p.15: 

2) Bezw. zu einer altkatholischen Kirchengemeinde, Art. 20. 

3) Bezw. aus einer altkatholischen Kirchengemeinde, Art. 20. 

*) Schmidt, Austritt aus der Kirche, 40 ff. 197 #. 

>) Ammann, Die kirchliche Rechtspersönlichkeit im Grossherzog- 
tum Baden, a. a.0. 104 f. 
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gelegt haben, persönlich, sonst durch den, der die religiöse 
Erziehung zu ändern berechtigt ist). Sie ist hinsichtlich der 
Steuerpflicht unwirksam, wenn nach ihrer Abgabe die Ein- 
richtungen der früheren Kirche vom Ausgetretenen selbst oder 
von denen, deren religiöse Erziehung er zu ändern berechtigt 
ist, weiter benutzt werden (Art. 13 Abs. 2, 19) ?). 

Für die Angehörigen der Kirchen richten sich Beginn 
und Ende, Erhöhung und Minderung der Steuerpflicht grund- 
sätzlich nach den für die Veranlagung zur Gemeindesteuer 
massgebenden Bestimmungen. Beim Uebergang von Steuer- 
werten des Liegenschaftsvermögens ergreift die Steuerpflicht 
den steuerpflichtigen Erwerber erst mit Beginn des auf die 
Feststellung des Ueberganges folgenden Kalenderjahres; doch 
haftet er für die vorher erwachsenen Steuerbeträge ohne Rück- 
sicht auf sein Bekenntnis samtverbindlich mit seinem Rechts- 
vorgänger. Ebenso wird eine ohne gleichzeitige Aenderung in 
der Gemeindesteuerveranlagung erforderliche Aenderung in der 
Kirchensteuerveranlagung erst mit Beginn des auf den Eintritt 
der die Aenderung begründenden Tatsache folgenden Jahres 
wirksam. Abgang oder Rückvergütung an Kirchensteuer kann 
bei Abgang wegen irriger Bekenntnisfeststellung schlechthin, 
im übrigen nur bei Beträgen von wenigstens 50 Pfennig (bei 
Mischehen 25 Pfennig) für die einzelne Steuergattung bean- 
sprucht werden (Art. 17). | 

c) Steuerpflicht in besonderen Fällen. Besonders gestaltet 
ist die Beitragspflicht bei gewissen Vermögensgemeinschaften 
und bei gebundenen Gütern. Im ersteren Falle normiert das 
Gesetz eine anteilige Steuerpflicht. 

Dem Ehegatten einer gemischten Ehe wird die Hälfte des 
Steuerbetrages angesetzt, welcher auf beide Ehegatten, falls 
sie eines Bekenntnisses wären, entfallen würde. Für die hier- 
nach anzusetzenden Steuern haften die Ehegatten solidarisch 

') G. über Religion der Kinder vom 9. Oktober 1860, $ 1. 


?) Vgl. hierzu für die ev. Kirche den OKR.-Erl. v. 7. Mai 1894, 
AKBI. 1895, 31. 
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(Art. 15 Abs. 1). Leben jedoch die Gatten dauernd getrennt, 
so werden ihre beiderseitigen Steuerwerte und Einkommen 
nach den übereinstimmenden Vorschriften der Ausführungs- 
verordnungen zum vollen Betrage ins Ortskirchensteuerregister 
aufgenommen (ev. OKStV.$ 6 Nr. 3, kath. OKStV. $ 15 Nr. 3). 

Kirchensteuerpflichtige natürliche Personen, die mit anderen 
ein Gewerbe in Gesellschaft (offener Handelsgesellschaft, ein- 
facher Kommanditgesellschaft) betreiben, oder auf die (z. B. 
Erben) in Gemeinschaft mit anderen Vermögensteile in den 
Einzelkatastern der Vermögenssteuer veranlagt sind, ohne dass 
die Gemeinschaft einer besonderen kirchlichen Bausteuerpflicht 
unterliegt, werden mit dem ihrer Beteiligung an der Gesell- 
schaft (Gemeinschaft) entsprechenden Teile der Vermögens- 
steuerwerte herangezogen. Es findet also keine Heranziehung 
der Gesellschaft als solcher (wie einer juristischen Person) statt 
(Art. 15 Abs. 2). 

Aus den Vermögenssteuerwerten der Stammgüter (ein- 
schliesslich der Fideikommissgüter des Grossherzoglichen Hauses 
und der standesherrschaftlichen Besitzungen) sind die jeweiligen 
Stammherren als natürliche Personen steuerpflichtig (Art. 15 
Abs. 3). Auch hier ist also eine Heranziehung des Stamm- 
guts als solchen (wie einer juristischen Person) ausgeschlossen !). 

38. Der Steuerfuss. — Den Verteilungsmassstab für die 
Heranziehung zur Kirchensteuer bilden die der direkten Besteue- 
rung durch die politischen Gemeinden unterliegenden Steuerwerte 
und Einkommen. Die für örtliche kirchliche Bedürfnisse und für 
kirchliche Bauten durch kirchliche Steuern aufzubringenden 
Summen werden umgelegt auf die Vermögenssteuerwerte und Ein- 
kommen, mit denen die steuerpflichtigen oder besonders bau- 
steuerpflichtigen Personen in den ganz oder teilweise zum Kirch- 
spiel gehörigen Gemarkungen nach dem Gemeindesteuerkataster 
veranlagt sind oder — soweit Gemeindeumlagen nicht erhoben 
werden — im Besteuerungsfalle zu veranlagen wären. Mass- 


1) Begr. zum GEntw. 1906, a. a. O. 427 bezw. Sp. 11f. 
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gebend ist das Gemeindesteuerkataster des Kalenderjahres, für 
welches die Steuer erhoben wird. Der Betrag der für andere 
als Baubedürfnisse zu erhebenden Steuern darf jährlich 5 Pfg. 
auf 100 Mark Gemeindevermögenssteuerwert und 8 Hundert- 
teile der Einkommensteuersätze ($ 93 Abs. 1 der Gemeinde- 
und Städteordnung) ohne Genehmigung des Staatsministeriums 
nicht übersteigen; doch kann diese Genehmigung zum voraus 
für die Jahre des voraussichtlichen Bedarfes erteilt werden 
(Art. 12. 13 gemäss Novelle von 1910). 

Durch Kirchengemeindebeschluss mit Genehmigung des 
Bezirksrates kann verzichtet werden auf den Beizug der Ein- 
kommen unter 1000 Mark sowie der Vermögenssteuerwerte 
derjenigen besonders Bausteuerpflichtigen, welche ausserhalb 
des Kirchspieles ihren Wohnsitz (Sitz) haben, wenn die Steuer- 
werte eines Pflichtigen in einer Gemarkung weder einzeln noch 
zusammen 1000 Mark übersteigen. Die das örtliche Kirchen- 
vermögen verwaltenden Behörden sind befugt, von der Fest- 
stellung und Erhebung solcher Steuerbetreffnisse allgemein ab- 
sehen zu lassen, die auf einer Gemarkung weniger als 20 Pfe. 
für einen Pflichtigen betragen, auch wenn es sich um ge- 
mischte Ehen handelt (Art. 14 gemäss Novelle von 1910). Die 
ausnahmsweise Festsetzung nach $ 93 Abs. 3 der Gemeinde- 
und Städteordnung kommt für die Ortskirchensteuer nicht in 
Betracht (Art. 16 Abs. 1 gemäss Novelle von 1910). 

Erstreckt sich eine Kirchengemeinde über mehrere Orte, 
so können die an den kirchlichen Einrichtungen der Ge- 
samtgemeinde nur beschränkt teilnehmenden Filialeinwohner !) 
steuerliche Beiziehung nach einem im Verhältnis der be- 


!) D.h. die Bewohner einer Filialgemeinde im kirchenrechtlichen Sinne, 
also eines mit der Gesamtkirchengemeinde verbundenen Nebenortes, der 
eine eigene Kirche hat, in der regelmässig wiederkehrender Gottesdienst 
stattfindet. Die Ermässigung kann sich nur darauf stützen, dass ihnen 
notwendige kirchliche Einrichtungen im eigenen Ort geboten werden, so 
dass ihre Teilnahme an den Einrichtungen im Hauptort eine beschränkte 
ist. VGH. 18. März 1909, Bad. VerwZ. Bd. 41, 183. 
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schränkteren Teilnahme ermässigten Massstabe verlangen. 
Diese Ermässigung (oder auch eine gänzliche Befreiung der 
Filialeinwohner) wird durch Vereinbarung der Filialgemeinde 
mit der Gesamtkirchengemeinde!), die der staatlichen und 
kirchlichen Genehmigung bedarf, eventuell durch die Staats- 
behörde im Einvernehmen mit der oberen Kirchenbehörde 
bestimmt. Die getroffene Festsetzung kann vor Ablauf von 
zehn Jahren nur mit Einwilligung aller Beteiligten geändert 
werden (Art. 21). Ueber das Mass der den Filialisten hin- 
sichtlich ihres Beizuges zu den Steuern für die Gesamtkirchen- 
gemeinde zu gewährenden Erleichterung erkennt der Verwal- 
tungsgerichtshof auf Klagen gegen Entscheidungen des Be- 
zirksrats (Art. 38 Nr. 4) ?). 


II. Das formelle Steuerrecht. 


1. Die Organe der ortskirchlichen Besteue- 
rung. — Als Organe für die ortskirchliche Besteuerung 
kommen in Betracht: Die das örtliche Kirchenvermögen ver- 
waltende Behörde, die Kirchengemeindeversammlung oder 
Kirchengemeindevertretung, die kirchlichen und staatlichen Auf- 
sichtsbehörden. 


a) Die das örtliche Kirchenvermögen verwaltende Behörde 
ist für die evangelischen Kirchengemeinden der Kirchen- 
gemeinderat, für die katholischen der Stiftungsrat). Diese 
Behörde stellt den Steuervoranschlag und das Steuerregister 
her und wird hierbei von den Organen der Staatssteuerver- 
waltung gegen eine aus kirchlichen Mitteln zu leistende Ver- 
gütung unterstützt (Art. 8. 24 Abs. 1. 30 Abs. 1). 


!) Siehe Anm. 1 auf $. 428. 

?) Parteien sind die Gesamtkirchengemeinde, vertreten durch den 
Stiftungsrat und die Filialgemeinde. Den einzelnen Angehörigen der 
Filialgemeinde stehen nur die in,$ 2 Nr. 24 des VerwRPflG. und Art. 26 
Abs. 3 des OKStG. bezeichneten Rechtsbehelfe zu. VGH. 11. März 1909, 
Bad. VerwZ. Bd. 41, 185. 

®) Ldh. V. v. 23. April 1890, Bktm. v. 12. Mai 1890. 
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b) Die Kirchengemeindeversammlung bezw. Kirchenge- 
meindevertretung ist das über die Steuerbewilligung beschluss- 
fassende Organ. 

. Stimmrecht in der Kirchengemeindeversammlung 
haben alle geschäftsfähigen !), mindestens 25 Jahre alten männ- 
lichen selbständigen ?), die bürgerlichen Ehrenrechte besitzen- 
den, im Kirchspiel ansässigen Bekenntnisangehörigen. Die 
einem Militärverband angehörenden Personen zählen nicht mit 
zur Kirchengemeinde. Wer ständige Öffentliche Armenunter- 
stützung erhält, ist nicht selbständig. Ausgeschlossen von 
der Stimmberechtigung sind insbesondere gewisse verurteilte 
und in Anklagezustand versetzte Personen, Gemeinschuldner 
und solche, die mit Bezahlung kirchlicher Steuern über ein 
Jahr rückständig sind (Art. 4). 

Die Kirchengemeindevertretung als Steuerbewilli- 
gungsorgan stellt einen verstärkten Kirchengemeinderat bezw. 
Stiftungsrat dar. Sie tritt in Gemeinden mit 80 oder mehr Ge- 
meindegenossen an Stelle der Gemeindeversammlung. Sie be- 
steht aus den Mitgliedern der Ortskirchenbehörde und ausser- 
dem aus viermal soviel (jedoch mindestens 12 und höchstens 
80) gewählten Mitgliedern. Wahlberechtigt und wählbar sind 
die stimmberechtigten Gemeindegenossen (Art.6). Ueber Stimm- 
berechtigung, Wahlrecht und Wählbarkeit und die Gültigkeit 
angefochtener Wahlen erkennt der Verwaltungsgerichtshof auf 
Klagen gegen Entscheidungen des Bezirksrats (Art. 38 Nr. 1—3; 
V. 85). Wenn eine Kirchengemeinde, in welcher eine Ge- 
meindevertretung bestellt ist, kirchliche Steuern nicht zu er- 
heben hat°), kann sowohl die obere kirchliche als die staat- 
liche Behörde, bei beiderseitigem Einverständnis, die Kirchen- 
gemeindevertretung mit der Wirkung für aufgelöst erklären, 


!) Das Gesetz gebraucht den Ausdruck „im Vollbesitz der Rechts- 
fähigkeit“. 

?) StädteO. & 7a. 

®) Ferner gemäss V., die Bestellung der Kirchengemeindevertretung 
für kathol. Kirchengemeinden betr., v. 12. Mai 1890, $ 6. 


Badisches Ortskirchensteuerrecht. 431 


dass bis auf weiteres deren Neubildung zu unterbleiben hat. 
Das Einverständnis der staatlichen Behörde darf bei Vor- 
handensein eigenen Vermögens der Kirchengemeinde nur 
erklärt werden, wenn in einer hierzu anzuberaumenden Ver- 
sammlung die Mehrheit der Gemeindevertretung nicht wider- 
spricht (Art. 10 Abs. 1, 3). 

Die Beschlussfassung in Gemeindeversammlung und Ge- 
meindevertretung erfolgt nach ordnungsmässiger Einladung bei 
Anwesenheit von mehr als der Hälfte mit absoluter Mehrheit 
der Erschienenen '). Sind zu wenig erschienen, so wird neu 
eingeladen. Erscheint auch dann keine beschlussfähige An- 
zahl — jetzt ein Drittel —, so bleibt weitere Einladung dem 
Ermessen der Ortskirchenbehörde überlassen (Art. 7). Verbleibt 
es bei der Beschlussunfähigkeit, so gilt der Antrag als ab- 
gelehnt?). Sämtlichen bei der Feststellung und Erhebung 
kirchlicher Steuern mitwirkenden Personen obliegt die Pflicht 
zur Wahrung des Amtsgeheimnisses bezüglich der Vermögens- 
und Einkommensverhältnisse der Steuerpflichtisen (Art. 30 
Abs. 2). 

c) Die der Ortskirchenbehörde vorgesetzte kirchliche Be- 
hörde ist in der evangelischen Kirche der evangelische Ober- 
kirchenrat°), in der katholischen Kirche der Oberstiftungsrat *) 
bezw. das erzbischöfliche Ordinariat. 

d) Die für den Vollzug des Ortskirchensteuergesetzes der 
Staatsgewalt zustehenden Befugnisse werden im allgemeinen 
vom Ministerıum der Justiz, des Kultus und Unterrichts 
ausgeübt. Diesem Ministerium liegen insbesondere mangels 
besonderer Bestimmung die Verwaltungsentscheidungen ob. 


1) So schon $& 25a der ev. KVerf. gemäss KG. v. 14. Juli 1891. 

?) Armbruster a.a.0. 4. Begr. zum GEntw. 1888, a. a. O. 302. 

®) Ueber die Notwendigkeit der Genehmigung der Beschlüsse der 
örtlichen Vermögensverwaltungsorgane durch den OKR. vgl. $$ 11a u. 12 
Nr. 10 der V. des OKR. 21. September 1875 bezw. 13. Oktober 1890. 

#) Ldh. V. v. 1. Dezember 1862. Min.-Bktm, v. 2. Dezember 1862. 
Erl. d. Min. d. Innern v. 13. Januar 1863, 
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In einigen Fällen hat diese Behörde dabei mit dem Ministe- 
rium des Innern ins Benehmen zu treten; ın diesen Fällen 
entscheidet mangels Einigung beider Behörden das Staats- 
ministerium. Einige Genehmigungen bleiben dem Staatsmini- 
sterium überhaupt vorbehalten. Andere Funktionen stehen 
dem Bezirksamt und dem Bezirksrat zu (V.v. 12. Oktober 1888 
88 2—6). Soweit die genehmigende Funktion des Bezirks- 
amts in Frage kommt, ist die Entscheidung vom Bezirksrat 
als Verwaltungsbehörde zu erlassen, wenn von den Beteiligten 
Widerspruch erhoben ist oder der Bezirksbeamte von Amts 
wegen Anstand nimmt, die Genehmigung zu erteilen (V.$ 4). 


2. Die Veranlagung der Kirchensteuern. 

a) Sie beginnt mit der Aufstellung des Voranschlags 
durch die Ortskirchenbehörde. Der Voranschlag hat für das 
betreffende Kalenderjahr anzugeben und nachzuweisen: 1. die 
für die örtlichen kirchlichen Bedürfnisse (einschliesslich der 
laufenden Unterhaltung vorhandener kirchlicher Gebäude, 
Art. 33 Abs. 1) im einzelnen erforderlichen Summen; 2. die 
gemäss Art. 3 des Gesetzes primär zur Deckung verwendbaren 
Mittel; 3. die hiernach durch Besteuerung noch aufzubringende 
Summe und die Berechnung der Beträge, die nach Massgabe der 
Art. 12—15 und 21 des Ortskirchensteuergesetzes auf je 100 Mark 
Gemeindevermögenssteuerwert und an Hundertteilen von den Ein- 
kommensteuersätzen erhoben werden sollen. Der Voranschlag 
wird für das Kalenderjahr, er kann mit Gestattung des Bezirksamts 
auch für eine längere, jedoch höchstens dreijährige Periode auf- 
gestellt werden (Art. 8 u. 23 gemäss Novelle 1910; Art. 24 
Abs. 1; V. $4). Er ist zur Einsicht aller Beteiligten öffentlich 
aufzulegen. Jedem Beteiligten ist auf Verlangen gegen Gebühr 
Abschrift zu erteilen. Beteiligt sind insbesondere die mit 
ihren Gemarkungen zum Kirchspiel gehörenden politischen 
Gemeinden und die zu Leistungen für örtliche kirchliche Be- 
dürfnisse privatrechtlich Verpflichteten; diese erhalten die er- 
wähnte Abschrift von Amts wegen und gebührenfrei. Einwen- 
dungen können von jedem Beteiligten bis zu dem Beschluss- 
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fassungstage schriftlich oder mündlich erhoben werden (Art. 24). 
Die Einbringung des Voranschlags in die Kirchengemeinde- 
versammlung stellt einen Antrag dar, auf den die Versamm- 
lung (Vertretung) beschliesst ?). 

b) Der Beschluss der Kirchengemeindeversammlung 
setzt die Steuern fest. Er hat das Steuersoll und die Art 
der Verwendung zu bestimmen (Art. 8 Abs. 2). Er ist für die 
Dauer eines Kalenderjahres wirksam, sofern nicht das Bezirks- 
amt die Festsetzung für eine längere Periode (bis zu drei Jahren) 
gestattet hat (Art. 22; V. $ 4). Eine besondere Beschluss- 
fassung der Kirchengemeinde — bei Simultankirchen jeder der 
beteiligten Kirchengemeinden ?) — ist, wie für Neubauten, Er- 
weiterungsbauten und Bauveränderungen überhaupt, so auch 
für die Aufbringung des dazu erforderlichen Aufwandes und 
seine Verteilung auf mehrere Voranschlagsperioden vorge- 
schrieben (Art. 33, 35 Abs. 1). 

c) Der Beschluss der Kirchengemeinde unterliegt der 
Genehmigung des Bezirksamts?) (Art. 8 Abs. 3; V.$ 4), bei 
Kirchspielen, welche Teile von mehreren Amtsbezirken um- 
fassen, desjenigen Amtes, in dessen Bezirk der Pfarrort belegen 
ist. Sind bei der Beschlussfassung Einsprachen unberücksich- 
tigt geblieben oder nimmt der Bezirksbeamte von Amts wegen 
Anstand, die Genehmigung (überhaupt oder ohne Beschrän- 
kung) zu erteilen, so hat der Bezirksrat über die Genehmigung 
zu beschliessen (Art. 25; V.$ 4). Gegen den Beschluss des 
Bezirksrats, der die Genehmigung versagt oder nur mit Be- 
schränkungen erteilt, steht der Ortskirchenbehörde, der ihr 
vorgesetzten Aufsichtsbehörde sowie der oberen Kirchenbehörde, 
gegen die Erteilung der Genehmignng jeder beteiligten poli- 
tischen Gemeinde der Rekurs an das Ministerium der Justiz, 
des Kultus und Unterrichts zu (V. $ 6), welches im Be- 


) Armbruster5. 

2) Schmitt &ä. a. O. 294 Nr, 2. 

3) Wegen der Genehmigung des Steuerbeschlusses durch die obere 
kirchliche Behörde vgl. S. 431, Anm. 3. 
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nehmen mit dem Ministerium des Innern entscheidet. Einzelne 
Steuerpflichtige können vorbehaltlich der verwaltungsgericht- 
lichen Entscheidung nach $ 2 Nr. 24 des Gesetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 14. Juni 1884 gegen die Geneh- 
migung nur mit der Begründung rekurrieren, die umzulegende 
Summe sei nicht nach Massgabe des Steuergesetzes verteilt 
(Art. 26). Anders nur, wenn die Genehmigung zu Beschlüssen 
über Neubauten u. s. w. erteilt ist. Hier steht den besonders 
Bausteuerpflichtigen (bezw. ihren Vertretern) der Rekurs un- 
beschränkt zu (Art. 13. 33 Abs. 4). Dies ist billig, denn sie 
waren nicht in der Lage, in der Kirchengemeinde Einwen- 
dungen zu machen !?). 

3. Die Erhebung der Steuer. — Die Ortskirchen- 
behörde verfertigt auf Grund des endgültig festgestellten Vor- 
anschlags das Steuerregister und legt es dem zuständigen Be- 
zirksamt zur Vollzugsreiferklärung vor. Ist diese Erklärung 
erfolgt, so können die im Register verzeichneten Steuerbeträge 
durch staatliche Organe nach Massgabe der Bestimmungen 
über die Beitreibung der Gemeindeausstände zwangsweise er- 
hoben werden. Die einzelnen kirchlichen Steuerforderungen 
verjähren in fünf Jahren ?). Die Verwendung der Steuersummen 
ist dem Bezirksamt nachzuweisen (Art. 28. 29). 

4, Streitigkeiten über die Beitragspflicht ?) entscheiden 
die Verwaltungsgerichte. Gegen die Entscheidungen der Voll- 
streckungsbehörden steht den Zensiten und der Kirchengemeinde 
die Klage zum Bezirksrat, gegen seine Entscheidung die Be- 
rufung an den Verwaltungsgerichtshof zu. Die Berufung kann 
aus Gründen des öffentlichen Wohls auch der Vorsitzende des 
Bezirksgerichts einlegen (Art. 38; V. $ 5; G. vom 14, Juni 
1884, die Verwaltungsrechtspflege betr., $2 Nr. 24, $3 Nr. 7 
und 10, $ A Nr. 2). 


) Armbruster 17, Anm. 1. 

2),G. y. 21. Juli 1839. AG, 2. BGB2Arta7: 

®) Sartorius, Die staatliche Verwaltungsgerichtsbarkeit auf dem 
Gebiete d. KR, 72f., Begr. z. GEntw. 1888 a. a. O. 312. 
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B. Sonderbestimmungen für die vereinigte evangelisch-protestantische 
Kirche. 


8 88. 


Der weitere Ausbau des Ortskirchensteuerrechts hat, so- 
weit die von der betreffenden Kirche erlassenen und staatlich 
genehmigten Satzungen (wie z. B. die Verfassung der vereinigten 
evangelisch-protestantischen Kirche des Grossherzogtums von 
1861) keine genügende Vorsorge treffen, für die einzelnen 
Kirchen im Einvernehmen mit ihrer in Baden befindlichen oder 
für Baden anerkannten obersten Leitung durch Regierungs- 
verordnung oder Einzelanordnungen zu erfolgen (Art. 37). In 
dieser Weise ist die Durchführung des Gesetzes in den ein- 
zelnen Gemeinden und die Geschäftsführung der Gemeinden 
bei Ausübung des Steuerrechts für die evangelisch-protestan- 
tische Kirche durch die vom Ministerium der Justiz, des Kultus 
und Unterrichts im Benehmen mit den Ministerien des Innern 
und der Finanzen und im Einverständnis mit dem evangelischen 
Öberkirchenrat erlassene sogenannte ÖOrtskirchensteuerverorä- 
nung vom 1. Mai 1908!) mit Wirkung vom Kirchensteuerjahre 
1908 (8 51) geregelt worden (GVBl. 1908, 117 £.). 

Diese Verordnung zerfällt in eine Voranschlagsanweisung 
(SS 1—39) und eine Rechnungsanweisung ($S$ 40—49). Jene 
behandelt die Voranschlagsperiode, die Feststellung der dem 
Steuerausschlag zu Grunde zu legenden Steuerwerte und Steuer- 
anschläge, die Aufstellung des in zwei Abschnitte zerfallenden 
Voranschlags selbst, Abschluss, Genehmigung und Vollzug 
desselben, sowie das besondere Verfahren bei zusammen- 
gesetzten Kirchengemeinden. Die Rechnungsanweisung regelt 
Rechnungsperiode, Einrichtung der Kirchensteuerrechnungen, 
Rechnungsbelege, Auszug, Vorlage und Abhör. 

Von Interesse sind aus den vorwiegend instruktionellen 
Bestimmungen der Ortskirchensteuerverordnung folgende Vor- 


!) Früher vom 1. Februar 1898. 


436 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


schriften der Voranschlagsanweisung über das formelle Steuer- 
recht. Voranschlagsperiode ist in der Regel ein Kalenderjahr 
($ 1). Der Kirchengemeinderat hat den nach den näheren 
Bestimmungen der Verordnung hergestellten, öffentlich aufge- 
legten und von der Kirehengemeinde genehmigten Voranschlag 
erst nach eingeholter Ermächtigung des Oberkirchenrats dem 
Bezirksamt zur Genehmigung vorzulegen ($ 21). Die ein- 
zelnen Steuerschuldigkeiten werden nach den staatlich ge- 
nehmigten Steuerfüssen bei Gemarkungen bis zu 4000 Ein- 
wohnern und in abgesonderten Gemarkungen mit eigener 
Polizeiverwaltung durch den Steuerkommissar !), sonst beim 
Öberkirchenrat (oder auch mit seiner Genehmigung von der 
Kirchengemeinde selbst) ausgerechnet ($ 24). Die Fälligkeit 
der laufenden Steuer tritt mit der Vollzugsreiferklärung durch 
das Bezirksamt, die der Zugänge und Nachträge mit der Fest- 
stellung durch den Steuerkommissar ein. Erstere ist zur 
Hälfte innerhalb drei Wochen nach Anforderung, zur anderen 
Hälfte zum 1. September, letztere im ganzen Betrage binnen 
drei Wochen nach Anforderung zu entrichten ($ 35). Die Bei- 
treibung erfolgt nach den für Gemeindeausstände geltenden 
Bestimmungen ?). Das Verfahren ist das gleiche wie nach der 
evangelischen Landeskirchensteuerverordnung?) (8 37). Bei 
zusammengesetzten Kirchengemeinden kann der Aufwand für 
gemeinschaftliche Bedürfnisse entweder gesondert für die ein- 
zelnen Orte oder auch gemeinschaftlich aufgebracht werden; 
im ersten Falle obliegt die Aufbringung den einzelnen Orten 


(8 39). 


!) Ueber die Gebühren der Kirchengemeinde für Geschäftsverrich- 
tungen der Steuerkommissare vgl. die V. v. 29. Dezember 1890, GVBl. 
1891,37. 

?) Gemeindevoranschlagsanweisung vom 13. November 1907, 8 31, 
GVBl. 1907, 615. Min.-Verordn. vom 27. Januar 1900, GVBl. 387, und 
vom 3. November 1884, GVBl. 455. 

») $S 34. 37 Abs. 2. 
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C. Sonderbestimmungen für die römisch-katholische Kirche. 


8 89. 

Hier sind die Sonderregeln weit zahlreicher, weil die für 
die Ausübung des Besteuerungsrechts erforderlichen Organe 
zum Teil erst geschaffen werden mussten. 

1. Sonderbestimmungen über die Organisation. 

a) Durch die im Einverständnis mit dem Erzbischof er- 
gangene Grossherzogliche Staatsministerialentschliessung vom 
23. April 1890 (vergl. die Bktm. des MinJKU. v. 12. Mai 1890) 
wurde der Behörde, welche in den katholischen Kirchenge- 
meinden das örtliche Vermögen zu verwalten hat, die Bezeich- 
nung „Stiftungsrat“ beigelegt. Die Bestellung und Wahl der 
Stiftungsräte regelt die Verordnung des Ministeriums der 
Justiz, des Kultus und Unterrichts vom 26. November 1890 
(GVBl. 753). Für die Wahl sind im wesentlichen dieselben 
Vorschriften massgebend wie die sogleich zu erwähnenden für 
die Wahlen zur Kirchengemeindevertretung. Doch ist der 
Kreis der wahlfähigen Personen nach der aktiven wie passiven 
Seite etwas enger. Zum Beispiel können bestimmte Verwandte 
der Stiftungsratsmitglieder, gewisse Kirchen- und Staatsbeamte 
sowie die dem Stiftungsrat dienstlich unterstellten Personen 
nicht in ihn eintreten. Bezüglich der Wahlordnung ist auf 
die Verordnung zu verweisen. Der Vorsitz im Stiftungsrat 
kann mit Genehmigung des erzbischöflichen Ordinariates durch 
den katholischen Oberstiftungsrat auf bestimmte Zeit oder für 
eine bestimmte Gattung von Geschäften oder für den Einzel- 
fall einem bestimmten Bevollmächtigten übertragen werden, 
sofern solche Massregel im Interesse einer geordneten Ge- 
schäftsführung erforderlich ist. 

b) Nach der im Einvernehmen mit dem Erzbischof er- 
lassenen -Verordnung vom 12. Mai 1890, die Bestellung der 
Kirchengemeindevertretung für katholische Kirchengemeinden 
betreffend, ist eine solche einzurichten: zunächst, wenn vom 
Stiftungsrat einer mindestens 80 stimmberechtigte Gemeinde- 
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genossen zählenden katholischen Kirchengemeinde erstmals ein 
Beschluss gefasst ist, welcher unmittelbar auf Erhebung einer 
Kirchensteuer gerichtet ist oder mittelbar die Erhebung einer 
solchen nötig macht oder sich auf die Ausführung eines finan- 
ziell noch ungesicherten kirchlichen Baues bezieht; ferner, 
wenn die Bestellung durch das Ministerium der Justiz, des 
Kultus und Unterrichts oder das erzbischöfliche Ordinariat 
unter gegenseitigem Einverständnis angeordnet wird oder end- 
lich behufs Durchführung eines durch die Staatsgewalt zu be- 
wirkenden Vollzugsverfahrens seitens des Bezirksamts verfügt 
ist (V. $ 1). Für die Wahlen der zu wählenden Mitglieder 
der Kirchengemeindevertretung ist die Wahlordnung vom 
12. Mai 1890, für die geschäftliche Behandlung der Aufgaben 
die Geschäftsordnung vom gleichen Tage massgebend. 


2. Sonderbestimmungen über die steuerlichen Funktionen 
sind auch hier zu verzeichnen. Sie bedürfen aber keiner 
näheren Darstellung. Denn die vom Ministerium der Justiz, 
des Kultus und Unterrichts im Benehmen mit den Ministerien 
des Innern und der Finanzen und im Einverständnis mit dem 
erzbischöflichen Ordinariat erlassene katholische Ortskirchen- 
steuerverordnung vom 15. Mai 1908 (GVBl. 219 £.)!) weicht 
nur in hier nicht interessierenden instruktionellen Einzelvor- 
schriften von der entsprechenden evangelischen Ortskirchen- 
steuerverordnung ab, stimmt dagegen in den oben für die 
evangelische Kirche verzeichneten, das Steuerverfahren berüh- 
renden Vorschriften mit ihr überein. Zu bemerken ist lediglich, 
dass hier zunächst „Fondsvoranschläge“ (Voranschläge für die 
einzelnen Stiftungen, welchen die Verpflichtung zur Bestreitung 
der in Rede stehenden örtlichen Kirchenbedürfnisse obliegt) 
aufzustellen und dem Oberstiftungsrat zur Prüfung und Ge- 
nehmigung vorzulegen sind ($$ 7—10), ferner, dass der von 
der Kirchengemeinde beschlossene Voranschlag an Bezirksamt 
und ÖOberstiftungsrat gleichzeitig einzusenden ist ($ 26). 


!) Früher vom 1. Oktober 1882, 23. Januar 1899. 
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Kapitel 2. 


Das Landeskirchensteuerrecht. 
A. Gemeinschaftliche Bestimmungen für beide Kirchen '). 


Ss 9. 

Die gemeinsame Rechtsquelle für das Besteuerungsrecht 
der evangelischen und katholischen Gesamtkirche in Baden zu 
landeskirchlichen Zwecken bildet das Gesetz über die Besteue- 
rung für allgemeine kirchliche Bedürfnisse vom 18. Juni 1892 
(GVBl. 279) in der durch das @. über die Kirchensteuer vom 
20. November 1906 (GVBl. 713) bewirkten, vom Ministerium 
am 20. November 1906 bekanntgegebenen Fassung ?). Eine 
Abänderung brachte am 15. August 1908 das Gesetz über das 
Höchstmass der allgemeinen Kirchensteuer (GVBl. 492), am 
8. August 1910 das G., die Aenderung der beiden KStGG. betr. 
(GVBl. 436). Die zur Vollziehung des Gesetzes und zum Erlass 
der erforderlichen Verwaltungsentscheidungen zuständigen welt- 
lichen Behörden wurden durch die landesherrliche Verordnung 
vom 17. Dezember 1892, die Besteuerung für allgemeine kirch- 
liche Bedürfnisse betreffend, bestimmt. In seiner Geltung unter- 
scheidet sich das Landeskirchensteuergesetz vom Ortskirchen- 
steuergesetz sehr erheblich dadurch, dass der Staat durch seinen 
Erlass den darin bezeichneten Kirchen und Korporationen lediglich 
die Möglichkeit der Einführung einer allgemeinen Kirchen- 
steuer unter Zusicherung staatlicher Hilfe geboten, deren tat- 
sächlichen Eintritt und damit den Vollzug der Gesetzesbestim- 
mungen aber von einem Antrage der Kirche abhängig ge- 


) Armbruster 115—125. Walz, Staatsrecht, 1908, 477—479. 
Wielandt, Staatsrecht, 1895, 324—326. Fellmeth, Das kirchliche 
Finanzwesen, 1910, 163 £. Begr. zum Entw. eines Gesetzes, Kirchensteuern 
betr., Verhandl. d. 2. Kammer der Ständevers. d. Grossherzogt. Baden vom 
42. Landtag, 1905/06, 3. Beil.-Heft, 426 ff. = Beilage Nr. 72, Sp. 10 ff. 

?) Bktm. v. 20. November 1906, AKBl. 178; siehe auch OKR. 
Bktm. v. 4. Januar 1907, AKBl. 1907, 177. 
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macht hat. Auf solchen Antrag hin ist das Gesetz für die 
evangelische Kirche durch landesherrliche Verordnung vom 
15. Februar 1893 (GVBl. 23), für die katholische Kirche erst 
durch Verordnung vom 11. Dezember 1899 (GVBl. 449) in 
Wirksamkeit gesetzt worden (Art. 1 Abs. 2). 


I. Das materielle Steuerrecht. 


1. Das Besteuerungsrecht der Kirchen. — Inhaber des 
Rechtes sind die vereinigte evangelisch - protestantische und 
die römisch -katholische Kirche !) sowie die übrigen als Ge- 
samtheit mit öffentlicher Rechtspersönlichkeit in Baden be- 
kleideten Religionsgemeinschaften. Die in Baden wohnhaften 
Altkatholiken bilden eine besondere öffentliche Korporation 
im Sinne des Gesetzes (Art. 1 Abs. 1 und 3). — Als all- 
gemeine kirchliche Bedürfnisse, für welche Steuern erhoben 
werden dürfen, sind jedenfalls anzusehen: 1. der Aufwand 
für die obersten kirchlichen Landesbehörden, der nicht vom 
Staate zu tragende Anteil des Aufwandes für die Einrich- 
tungen zur Ausübung der den Kirchen mit dem Staate ge- 
meinsamen Leitung der Verwaltung des den kirchlichen Be- 
dürfnissen gewidmeten Vermögens ?) sowie der Aufwand für 


!) Ueber die Rechtspersönlichkeit der katholischen Kirche in Baden, 
genauer: des Bistums Freiburg in seiner Beschränkung auf das badische 
Staatsgebiet, vgl. Meister, Das Beamtenrecht der Erzdiözese Freiburg, 
Stutz, Kirchenrechtl. Abhandl. Heft 9, 1904, 129 f., Anm. 10 und die 
das. 131 ff. mitgeteilten Urteile des Landgerichts Freiburg v. 21. Dezember 
1900 und des Oberlandesgerichts Karlsruhe v. 23. Dezember 1901. Vgl. 
ferner Stutz, Kirchenrecht, Enzyklop., Bd. 2, 915. Kormann, Die 
kirchenrechtlichen Veräusserungsbeschränkungen beim katholischen Kir- 
chengut und das bürgerliche Recht, Stutz, Kirchenrechtl. Abhandl. 
Heft 42, 122. Ammann, Die kirchliche Rechtspersönlichkeit im Gross- 
herzogt. Baden, a. a. O. 36—38. 

2?) Hierzu G. v. 9. Oktober 1860, $ 10; Ldh. V. v. 20. November 1861, 
die Verwaltung des kathol. Kirchenvermögens betr.; Vereinbarung vom 
11. September 1909 über die Beteiligung des Staates an dem Aufwand 
für die Verwaltung des kathol. Kirchenvermögens, genehmigt durch 
Ldh. Entschl. vom 4. Oktober 1909, bekanntgemacht vom MinJKU. am 
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die allgemeine technische Leitung und Beaufsichtigung des 
kirchlichen Bauwesens, die Kosten der bei allgemeinen Kirchen- 
angelegenheiten oder bei der landeskirchlichen Besteuerung 
mitwirkenden Versammlungen; 2. die nicht gesetzlich ander- 
weit vorgesorgte Aufbesserung gering besoldeter Kirchen- 
diener!); 3. der Aufwand an Ruhe- und Unterstützungs- 
gehalten der geistlichen und kirchlichen Beamten sowie au 
Sterbegehalt, Witwen- und Waisengeld für ihre Hinterblie- 
benen?); 4. die nicht der ortskirchlichen Besteuerung zufallende°) 
Ausstattung neu zu errichtender örtlicher geistlicher Aemter 
(Art. 2). Weitere Bedürfnisse ergeben sich aus Art. 22. Für 
jede Uebernahme eines Aufwandes oder einer Verpflichtung 
auf eine Kirche, welche deren Belastung mit Steuern für 
mehrere Voranschlagsperioden zur Folge hat, z. B. für An- 
lehen mit längerer Tilgungsfrist, für Einführung neuer stän- 
diger Gehalte, für Vermehrung der Stellenzahl oder Erhöhung 
von Gehaltstarifsätzen, für auf mehrere Perioden zu verteilende 
Aufwendungen, hat eine besondere Beschlussfassung der unten 
zu erwähnenden „Vertretung der Kirchengenossen“ stattzu- 
finden. — Das Besteuerungsrecht darf nur ausgeübt werden, 
wenn und soweit für die allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse 
weder ein sonst öffentlich-*) oder privatrechtlich Verpflichteter 


22. August 1910 (GVBl. 503). Ldh. V. v. 28. Februar 1862, die Ver- 
waltung des evangel. Kirchenvermögens betr. (RegBl. 87 ff.); Vereinbarung 
v. 1. Juli 1908 über die Beteiligung des Staates an dem Aufwand für 
die Verwaltung des ev. Kirchenvermögens, genehmigt durch Ldh. Entschl. 
v,. 11. Juli 1908, veröffentlicht durch Bktm. d. OKR. v. 10. Juli 1909 
(AKBI. 1910, 252). Vgl. auch Bktm. v. 16. Dezember 1908, GVBl. 725 ft. 

) KG. betr. die Einkommensverhältnisse der ev.-prot. Pfarrer vom 
14. September 1909, $ 4. 

?®) KG. betr. die Aufbesserung der Hinterbliebenenversorgung der 
Geistlichen der ev.-prot. Landeskirche in Baden vom 12. Januar 1895 
bezw. 14. September 1909, Art. 9. 

®) Hierzu Kreuzer, Referat, 19. 

4) Z. B. Dotation des Erzbistums nach dem Fundationsinstrument 
vom 23. Dezember 1820. Armbruster 116. 
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einzutreten hat, noch die Bestreitung aus den Erträgen des 
eigenen allgemeinen Kirchenvermögens oder allgemeinen kirch- 
lichen Zwecken gewidmeter Stiftungen geschehen kann, noch 
Zuwendungen ohne Rechtszwang gemacht sind. Ueber die 
von kirchlichen Stiftungen und kirchlichen Verbänden als 
solchen zu entrichtenden Beiträge zur Bestreitung des Auf- 
wandes für die laufende Verwaltung des allgemeinen kirch- 
lichen Vermögens und Bauwesens sollen im Verordnungswege 
Bestimmungen getroffen werden. Auf die Bedürfnisse des 
Militärkirchenwesens ist das Gesetz nicht anwendbar (Art. 3. 4). 
Die Begründung vermögensrechtlicher, durch Steuern zu 
deckender Verpflichtungen für eine Gesamtkirche (Korporation) 
sowie die Erhebung kirchlicher Steuern setzt einen auf Vor- 
schlag der obersten Kirchenbehörde gefassten, Steuerbetrag und 
Verwendungsart bestimmenden, staatlich genehmigten Beschluss 
der „Vertretung der Kirchengenossen“ voraus (Art. 5). — 
Eine Pflicht zur Besteuerung besteht behufs Erfüllung solcher 
vermögensrechtlicher Verbindlichkeiten, welche Kirchen auf 
Grund eines staatlich genehmigten Beschlusses gegen Dritte 
übernommen haben. Das Verfahren wird durch einzelkirch- 
liche Verordnung geregelt (Art. 23 Abs. 2 Nr. 3). 

2. Steuerpflicht. — Eine besondere Bausteuerpflicht 
besteht hier nicht. Die Steuerpflicht für allgemeine kirch- 
liche Bedürfnisse ruht auf den bekenntnisangehörigen natür- 
lichen Personen, welche den Wohnsitz (Aufenthalt) in Baden 
haben. Ausgenommen sind die Angehörigen der Militär- 
kirchenverbände (Art. 4). Bezüglich der subsidiären Steuer- 
haftung dritter Personen, Beginn und Ende der Steuerpflicht 
bei Ein- und Austritt, Beginn und Ende sowie Erhöhung und 
Minderung. der Pflicht, Wirksamkeitsbeginn einer Aenderung 
in der Kirchensteuerveranlagung, Abgang und Rückvergütung 
von Steuern, endlich Steuerpflicht von Ehegatten gemischter 
Ehen, von Handelsgesellschaftern und von Stammherren ist 
auf die entsprechenden Vorschriften des Ortskirchensteuer- 
gesetzes zu verweisen. Nur tritt überall an die Stelle der 
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dort massgebenden Gemeindesteuer hier die Staatssteuer 
(Art. 11. 12 Abs. 2—4. 14), 


3. Steuerfuss. — Den Verteilungsmassstab bildet hier 
die Staatssteuer. Das Steuersoll ist auf die für die Steuer- 
pflichtigen im Staatssteuerkataster festgestellten Vermögens- 
steueranschläge und Einkommen umzulegen. Massgebend ist 
das Kataster des Kalenderjahres, für welches die Kirchen- 
steuer erhoben wird (Art. 12 Abs. I gemäss Novelle von 1910). 
Steuerfrei sind die Einkommen unter 1000 Mark, die Ver- 
mögenssteueranschläge unter 3000 Mark. Auf den Beizug 
der letzteren kann von der Vertretung der Kirchengenossen 
mit Staatsgenehmigung in der Weise verzichtet werden, dass 
alle diese Steueranschläge zugleich und gänzlich frei bleiben 
(Art. 13 gemäss Novelle von 1910). Die Steuer darf jährlich 
1! Pfg. Vermögenssteuer und an Einkommensteuer 8,75 vom 
Hundert der staatlichen Normalsteuersätze (Art. 21 Abs. 1. 21a 
des Einkommensteuergesetzes) nicht übersteigen !) (Art. 15 in 
der Fassung der Novellen vom 15. August 1908 und 8. August 
1910). In der katholischen Kirche durfte für 1909 die allge- 
meine Kirchensteuer auf 1 Pfg. Vermögenssteuer und 20 Pfg. 
Einkommensteuer festgesetzt werden (Novelle von 1908 $ 5). 
Werden die aufzubringenden Summen nicht auf die Einkommen 
allein umgelegt, so müssen gegenüber einem Steuerfuss von 
je 1 Pfg. für 100 Mark Vermögenssteueranschlag an Ein- 
kommensteuer mindestens je 7 vom Hundert der staatlichen 
Normalsteuersätze erhoben werden (Art. 16 nach den Novellen 
vom 15. August 1908 [$ 2] und vom 8. August 1910). 


II. Das formelle Steuerrecht. 


1. Die Organe für die landeskirchliche Besteuerung sind 
a) auf kirchlicher Seite die oberste Kirchenbehörde — erz- 


!) Die Erhebung dieses Höchstbetrages verordnet für die ev.-prot. 
Kirche $ 2 des Kirchengesetzes v. 14. September 1909, die allgemeinen 
kirchlichen Ausgaben für 1910—1914 und deren Deckungsmittel betr., 
GVBl. f. d. vereinigte ev.-prot. Kirche 1909 Nr. 17, 152. 
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bischöfliche Behörde und katholischer Oberstiftungsrat, evan- 
gelischer Oberkirchenrat — und die kirchlich geordnete und 
vom Staatsministerium (V. vom 17. Dezember 1892 $ 2) aner- 
kannte, aus Wahl der Kirchengenossen hervorgegangene Ge- 
samtvertretung der Kirchengenossen. Diese Vertretung soll 
wenigstens 30 (bei Religionsgemeinschaften von nicht mehr als 
50000 Seelen wenigstens 20) Mitglieder zählen. Sie besteht 
entweder ausschliesslich aus weltlichen oder aus geistlichen und 
weltlichen Mitgliedern. Die geistlichen Mitglieder dürfen, wenn 
die Vertretung steuerliche Kompetenz haben will, zusammen 
nicht mehr als ein Fünftel der Vertretung bilden und müssen 
ferner aus Wahlen hervorgehen, bei denen nur die im aktiven 
Kirchendienst stehenden Geistlichen wählbar, nur die nach dem 
Ortskirchensteuergesetz Stimmberechtigten wahlberechtigt sind. 
Für jeden Wahlbezirk ist die Zahl der Vertreter im Verhältnis 
zur Seelenzahl festzustellen. Wahlbezirkseinteilung und Wahl- 
ordnung werden gemeinschaftlich von Staatsministerium und 
Kirchenbehörde festgesetzt (Art. 6; V. $S 2 Nr. 2). 

Die Vertretung wird von der obersten Kirchenbehörde im 
Einverständnis mit dem Staatsministerium einberufen (V. $ 2 
Nr. 3). Ihre Beratung und Beschlussfassung ist der Regel 
nach öffentlich (Art. 7). Die Mitglieder der obersten Kirchen- 
behörde oder ihre Bevollmächtigten und der die allgemeinen 
kirchlichen Fonds verwaltenden sonstigen Oberbehörden sind 
berechtigt, der Beratung und Beschlussfassung anzuwohnen. Sie 
müssen auf Verlangen mit ihren Vorträgen gehört werden. 
Auch die Staatsregierung kann ihre Interessen hierbei durch 
Bevollmächtigte mit gleichem Rechte vertreten lassen (Art. 8). 

Ueber die Prüfung der Gültigkeit der Wahlen entscheidet 
die Versammlung. Ueber ihre Geschäftsordnung sind kirch- 
liche Satzungen mit Staatsgenehmigung zu erlassen (Art. 9). 
Zur Gültigkeit der Beschlüsse der Vertretung in Ausübung der 
steuerlichen Befugnisse ist die Einzelberufung sämtlicher Mit- 
glieder, das Erscheinen von mehr als zwei Dritteln und ab- 
solute Meinungsmehrheit der Erschienenen erforderlich (Art. 10). 
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Auch hier besteht die Pflicht zur Amtsverschwiegenheit 
(Art. 25). 

b) Staatliche Aufsichtsbehörde ist im allgemeinen das 
Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts, das ge- 
gebenenfalls im Benehmen mit dem Ministerium des Innern und 
dem der Finanzen entscheidet. Das Ministerium der Justiz, des 
Kultus und Unterrichts trifft insbesondere alle Verwaltungs- 
entscheidungen, soweit sie nicht einer anderen Behörde vor- 
behalten oder übertragen sind (V. vom 17. Dezember 1892 $ 1). 


2. Steuerveranlagung. 


a) Sie beginnt mit der Aufstellung des Voranschlages, 
welche für eine mindestens einjährige Steuerperiode die für 
die allgemeinen kirchlichen Bedürfnisse erforderlichen Summen, 
die primären Deckungsmittel, das verbleibende Kirchensteuer- 
soll und die Berechnung der nach Art. 11—17 auf je 100 Mark 
Vermögenssteueranschlag und an Hundertteilen von den Normal- 
steuersätzen der staatlichen Einkommensteuer zu erhebenden 
Beträge sowie die auf die Steuerdistrikte entfallenden Beträge 
angibt und nachweist (Art. 19 gemäss Novelle von 1910). Der 
Voranschlag ist durch die oberste kirchliche Landesbehörde mit 
Unterstützung der Organe der Staatssteuerverwaltung (Art. 25) 
aufzustellen und 14 Tage vor Wahl oder Einberufung der 
Vertretung am Sitze der Steuervertretuug der betreffenden 
Kirche zur Einsicht aller Beteiligten öffentlich aufzulegen und 
dem Kultusministerium mitzuteilen (Art. 20 gemäss Novelle 
von 1910). 

b) Ueber die Bewilligung der Steuer beschliesst die Ver- 
tretung. Der Beschluss hat Steuersoll, Verwendungsart und 
Bewilligungsdauer — höchstens sechs Jahre — anzugeben 
(Art. 5 Abs. 2, 18) und bedarf staatlicher Genehmigung. Diese 
erteilt in der Regel das Ministerium der Justiz, des Kultus 
und Unterrichts (Art. 21, V.8$ 1), falls aber durch den 
Beschluss ein Aufwand oder eine Verpflichtung auf die be- 
treffende Kirche (bezw. Korporation) übernommen wird, welche 
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deren Belastung mit Steuern auf die Dauer einer Mehrzahl 
von Voranschlagsperioden zur Folge hat, das Staatsministerium 
(Art. 22, V.8'2 Nr. 4), 

3. Steuererhebung. Das auf Grund des endgültig fest- 
gestellten und genehmigten Voranschlages mit Unterstützung 
der Staatssteuerverwaltung (Art. 25) gefertigte Hauptsteuer- 
register, welches die für den Bekenntnisteil in Betracht kom- 
menden Vermögenssteueranschläge und Normalsteuersätze der 
staatlichen Einkommensteuer sowie die Steuerbeträge distrikts- 
weise nachweist, wird von der obersten kirchlichen Landes- 
behörde dem Ministerium der Justiz, des Kultus und Unter- 
richts vorgelegt und von diesem nach Benehmen mit dem 
Finanzministerium für vollzugsreif erklärt. Die in Ueberein- 
stimmung mit dem Haupt- in den Ortssteuererhebungsregistern 
bezeichneten, auf die einzelnen Pflichtigen entfallenden Beträge 
können sodann nach den Bestimmungen über die Zwangsvoll- 
streckung wegen Öffentlich-rechtlicher Geldforderungen erhoben 
werden. Die einzelne Kirchensteuerforderung verjährt in fünf 
Jahren (Art. 23 gemäss Novelle 1910). Die Steuererhebung 
ist tunlich durch die Ortskirchengemeinden zu bewirken, ohne 
dass diese jedoch der Gesamtkirche für hierbei ausfallende 
Steuerbeträge haftbar werden. Die auf die Kirchengenossen 
einer und derselben Ortskirchengemeinde entfallende Landes- 
kirchensteuer kann ganz oder teilweise auf das verwendungs- 
fähige Einkommen des Ortskirchenvermögens einschliesslich der 
kirchlichen Siftungen übernommen werden !). Ein solcher Be- 
schluss bedarf kirchlicher und staatlicher?) Genehmigung. Alt- 
katholiken sind hierbei einer katholischen Kirchengemeinde 
nicht zuzurechnen (Art. 17). Die Verwendung der Steuersumme 


!) Hiervon wird tatsächlich kaum Gebrauch gemacht. Fellmeth, 
Das kirchliche Finanzwesen 163, 203. 

?) Ueber die Zuständigkeit G. v. 5. Mai 1870, die Rechtsverhält- 
nisse und die Verwaltung der Stiftungen betr., $ 9 Abs. 2. Ldh. V. 
dazu v. 18. Mai 1870, $ 1 Abs. 2 Nr.3, $3 Nr. 2. V. v. 17. Dezember 
IS 5 9BA De, 
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ist dem Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts 
nachzuweisen (Art. 24). 

4. Rechtsmittel. Auf Klagen gegen Entscheidungen 
des Bezirksrats (V. $ 4) über die Steuerpflicht und den Steuer- 
betrag, über Rückerstattung des zur Ungebühr Gezahlten, sowie 
gegen Verfügungen der Staatsaufsichtsbehörden, durch welche 
Kirchen eine ihnen nicht obliegende landeskirchensteuerliche 
Leistung auferlegt oder Beschlüsse der Kirchen oder ihrer Be- 
hörden als gesetzwidrig aufgehoben werden, erkennt der Ver- 
waltungsgerichtshof als erste und letzte Instanz (Art. 29) !). 


B. Sonderbestimmungen für die evangelisch-protestantische Kirche. 


8 91. 

Der weitere Ausbau des evang. landeskirchlichen Steuer- 
rechts ist mit gleicher Massgabe wie beim Ortskirchensteuer- 
recht im Verordnungswege zu vollziehen (Art. 28). Für die 
evangelische Kirche ist die Organisation der „Vertretung der 
Kirchengenossen“ durch $S 61a ff. der Kirchenverfassung, die 
weitere Durchführung des Gesetzes, insbesondere die auf die 
Ausübung des Steuerrechts bezügliche Geschäftsführung durch 
die vom Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts 
im Benehmen mit den Ministerien des Innern und der Finanzen 
und im Einverständnis mit dem Evangelischen Oberkirchenrat 
erlassene Evangelische Landeskirchensteuerverordnung vom 
1. November 1907 geregelt worden (GVBl. 477). Eine Dienst- 
anweisung über die Geschäftsführung bei Erhebung und Ver- 
rechnung der evangelischen Landeskirchensteuer erliess der 
Evangelische Oberkirchenrat am 26. Juni 1908. 

1. Organisation der Vertretung der Kirchengenossen. Diese 
Vertretung lehnt sich an die Generalsynode an, sie ist „eine 


!) Für die ev. K. hierzu Bktm. d. OKR. v. 17. August 1895, das 
Verfahren bei Streitigkeiten in Fällen des Art. 29 des allgemeinen Kirchen- 
steuergesetzes betr., AKBl. 1896, 6. 
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besondere Form der Generalsynode“ !). Letztere vertritt die 
die Gesamtheit der Kirchengemeinden bildende Landesgemeinde 
oder Landeskirche (K’Verf. $ 60); sie besteht aus dem Prälaten 
der evangelischen Landeskirche, 7 vom Grossherzog zu er- 
nennenden geistlichen oder weltlichen Mitgliedern (darunter 
einem Mitgliede der theologischen Fakultät in Heidelberg) und 
48 zu wählenden Abgeordneten, nämlich 24 geistlichen und 
24 weltlichen; die geistlichen werden durch die in der Diö- 
zesansynode stimmberechtigten geistlichen Mitglieder des Wahl- 
bezirkes gewählt, die weltlichen durch Wahlmänner, welche 
nach Massgabe des $ 43 der Wahlordnung durch die Kirchen- 
ältesten des Wahlbezirks aus ihrer Mitte zu dem Zweck der 
Wahl eines Abgeordneten zur Generalsynode gewählt werden 
($ 61 KVerf.). Soll die Generalsynode als „Vertretung der 
Kirchengenossen“ beschliessen, so wird sie gebildet durch die 
24 gewählten weltlichen Abgeordneten und durch 6 geistliche 
Abgeordnete, welche nebst 2 Ersatzmännern von den 24 ge- 
wählten geistlichen Abgeordneten aus ihrer Mitte gewählt 
werden. Die Wahl leitet der Präsident der Generalsynode. 
Die Abgeordneten und Ersatzmänner werden je in einem Wahl- 
gang mit relativer Stimmenmehrheit gewählt (KVerf. $ 61a). 
Wählbar zu geistlichen Abgeordneten sind alle diejenigen, die 
den geistlichen Beruf wenigstens zwei Jahre ausgeübt haben 
und noch ausüben. Wählbar zu weltlichen Abgeordneten sind 
alle zu Kirchenältesten wählbaren Mitglieder der evangelischen 
Landeskirche. Die Wähler haben ihr Augenmerk auf Männer 
von gutem Ruf, bewährtem christlichem Sinn, kirchlicher Ein- 
sicht und Erfahrung zu richten ($ 62). Die zu wählenden Er- 
satzmänner treten ein, wenn der Abgeordnete die Wahl ablehnt 
oder austritt oder stirbt, oder wenn seine Wahl für ungültig 
erklärt ist ($ 63). 


2. Sonderbestimmungen für die Erhebung der Kirchen- 
steuern. Die Evangelische Landeskirchensteuerverordnung vom 


') Ammann, Die kirchliche Rechtspersönlichkeit, a. a. O. 87. 
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1. November 1907 verbreitet sich im ersten Teil über die Fest- 
stellung der Landeskirchensteuer und regelt hier im einzelnen 
Ermittelung der Steuerpflichtigen, Anlage der Erhebungsregister 
durch die Steuerkommissäre, Vorlage der Erhebungsregister an 
den Oberkirchenrat, Aufstellung und Vollzugsreiferklärung des 
Hauptsteuerregisters, ferner Kirchensteuerzugänge, Nachträge 
und Abgänge. Der zweite Teil ordnet die Erhebung und Ver- 
rechnung der Landeskirchensteuer. DBezirksstellen für die 
Steuerverwaltung sind die evangelischen kirchlichen Stiftungs- 
verwaltungen unter der Bezeichnung „Abteilungen der allge- 
meinen evangelischen Kirchenkasse“ ($ 27). Die Steuer wird 
entweder selbständig oder gemeinsam mit der Ortskirchensteuer 
erhoben; sie kann auch auf das Einkommen von örtlichem 
Kirchenvermögen übernommen werden. Im ersteren Falle 
bildet jedes Kirchspiel einen Erhebungsbezirk, für den ein Er- 
heber zu bestellen ist ($ 30). Bestellung, Belohnung und Ver- 
pflichtung der Erheber ist näher geregelt ($ 31). Die laufende 
Kirchensteuer ist in einer Summe mit dem Tage ihrer voll- 
zugsreifen Feststellung (Zugänge und Nachträge mit dem Tage 
ihrer Feststellung durch den Steuerkommissär) fällig und re- 
gulär binnen drei Wochen nach Anforderung kostenfrei an den 
Erheber zu entrichten ($ 32). Gegen einen nach vergeblicher 
Mahnung rückständig gebliebenen Schuldner hat der Erheber 
die Zwangsvollstreckung gemäss den Bestimmungen über die 
Zwangsvollstreckung wegen öffentlich-rechtlicher Geldforde- 
rungen zu beantragen. Die Vollstreckung wird in bewegliche 
Sachen wegen Forderungen bis einschliesslich 50 Mark durch 
den Bürgermeister, in den übrigen Fällen durch das Bezirks- 
amt angeordnet. Die Vollstreckungsbehörde beauftragt, soweit 
die Ausführung der Vollstreckung nicht den Gerichten zuge- 
wiesen ist, den zuständigen Vollstreckungsbeamten mit ihrem 
Vollzuge. Um Vollstreckung in Forderungen oder andere Ver- 
mögensrechte oder Liegenschaften wird vom Bezirksamt das 
zuständige Amtsgericht ersucht. Dieses entscheidet auch, wenn 


es sich um Vollstreckungshandlungen gerichtlicher Beamten 
Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht, 29 
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handelt, über Anträge, Einwendungen und Erinnerungen gegen 
die Form der Vollstreckung, sonst diejenige Behörde, welche 
die Vollstreckung angeordnet hat. Einwendungen gegen den 
Anspruch selbst sind bei der zur Entscheidung über diesen 
zuständigen Behörde, Ansprüche Dritter auf den Gegenstand oder 
die Ergebnisse der Vollstreckung beim zuständigen Gericht 
geltend zu machen. Die Erhebung der Einwendungen hat auf 
die Vollstreckung grundsätzlich keine aufschiebende Wirkung 
(S 34). — Weitere Einzelvorschriften regeln näher den ge- 
meinsamen Einzug von Orts- und Landeskirchensteuer durch 
einen gemeinschaftlichen Erheber ($$ 35—837) und die Ueber- 
nahme von Landeskirchensteuer auf das Einkommen von ört- 
lichem Kirchenvermögen ($$ 38—41). Dienstverhältnis und 
Geschäftsführung der Erheber werden durch Dienstanweisung 
des OÖberkirchenrates (im Einverständnis mit dem Kultusminister), 
die Gebühren der Steuerkommissäre durch besondere Verord- 
nung bestimmt ($$ 42. 44). 


C. Sonderbestimmungen für die römisch-katholische Kirche. 


8.92, 

Hier erfolgte der Ausbau des landeskirchlichen Besteue- 
rungsrechts durch die am 30. Juli 1908 im Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt (S. 463) bekannt gegebene erzbischöfliche Ver- 
ordnung vom 8. Juli 1908 (GVBl. 464, früher v. 27. Dezember 
1899) über die Organisation der katholischen Kirchensteuer- 
vertretung und durch die von den zuständigen Ministerien im 
Einverständnis mit dem erzbischöflichen Ordinariat erlassene 
Katholische Landeskirchensteuerverordnung vom 1. November 
1907 (GVBl. 8. 547, früher vom 5. Januar 1900). 

l. Organisation der Vertretung der Kirchengenossen }) 
(„Katholische Kirchensteuervertretung*). Die in Art. 5 des 
Landeskirchensteuergesetzes vorgesehene Beschlussfassung er- 


') Kreuzer, Referat, 9—14. 
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folgt für die katholische Kirche auf Vorschlag des Erzbischofs 
durch die der Regel nach in Freiburg!) zusammentretende 
„Katholische Kirchensteuervertretung* ($$ 1. 2). Ihre Zu- 
ständigkeit beschränkt sich auf die gedachte Beschlussfassung 
und auf diejenigen kirchlichen Angelegenheiten, welche damit 
in sachlichem Zusammenhange stehen ($ 1). Sie kann die 
Steuerbewilligung nicht an Bedingungen knüpfen ($ 4). Sie 
steht nur mit dem erzbischöflichen Ordinariat in unmittelbarer 
Geschäftsberührung und kann weder Verfügungen treffen noch 
Bekanntmachungen erlassen ($ 3). 

Die katholische Kirchensteuervertretung tritt nur auf ord- 
' nungsmässige Einberufung zusammen (Art. 5 Abs. 1). Ihre 
Einberufung ?), Vertagung und Auflösung erfolgt durch den 
Erzbischof. Die Einberufung geschieht schriftlich durch Ver- 
mittlung der erzbischöflichen Dekanate, die Vertagung und 
Auflösung durch Verlesen einer erzbischöflichen Verfügung 
seitens eines erzbischöflichen Beauftragten ($ 30). Bei der 
Auflösung müssen sofort Neuwahlen angeordnet werden, falls 
weiterhin allgemeine Kirchensteuern erhoben werden sollen 
($ 31). Eröffnung und Schluss der Tagung geschieht durch 
einen Beauftragten des Erzbischofs ($ 32). Die Vertretung 
kann nach Vertagung oder Auflösung oder nach Ablauf der 
Wahlzeit ihrer Mitglieder nicht mehr beisammen bleiben und 
beratschlagen ($ 5 Abs. 2). Die Geschäftsordnung ist in der erz- 
bischöflichen Verordnung ($S 33—68) eingehend normiert, 

Die Vertretung besteht zu vier Fünfteln aus Laien, zu 
einem Fünftel aus Geistlichen ($ 1). Alle Mitglieder (und die bei 
ihrem Wegfall eintretenden Ersatzmänner) werden für sechs 
Jahre gewählt. Während die allgemeine Neuwahl zur Ver- 
tretung erst auf besondere Anordnung des Ordinariates statt- 
findet, muss die Ersatzwahl für ein einzelnes Mitglied mangels 
eines Ersatzmannes alsbald stattfinden, wenn sonst das gesetz- 

!) Anderenfalls muss bei der Einberufung der Ort bestimmt werden, 
s 2.3 
* 2) Im Einverständnis mit der Staatsregierung! Art. 7. 


part 
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lich gebotene Zahlenverhältnis der weltlichen und geistlichen 
Mitglieder gestört würde ($ 6). Die Mitglieder haben die 
Pflicht, die kirchlichen Interessen zu wahren und nach ihrer 
eigenen Ueberzeugung abzustimmen. Sie sind an Aufträge und 
Instruktionen nicht gebunden ($ 7). Sie haben Anspruch auf 
Ersatz der Reisekosten und auf Tagegelder ($ 3). 

Zur Wahl der geistlichen Vertreter sind 8, der weltlichen 
Vertreter 28 Wahlbezirke gebildet ($ 9). Zu weltlichen 
Vertretern wählbar sind Laien, die zum Stiftungsrat wählbar 
sind; auch Austretende sind wieder wählbar. Wahlberechtist 
sind die gewählten Mitglieder der Stiftungsräte. Die Stiftungs- 
ratsmitglieder müssen bei der Wahl ihr Augenmerk auf Männer 
von bewährter kirchlicher Gesinnung, Einsicht und Erfahrung 
richten ($$ 11. 12 Abs. 1. 14 Abs. 1). Als geistliche Ver- 
treter wählbar sind alle Pfründeninhaber und alle diejenigen 
Priester, die eine inländische selbständige Seelsorgerstelle inne- 
haben, soweit sie im Vollbesitz der geistlichen Standesrechte 
sind. Nicht wählbar sind die geistlichen Mitglieder und Be- 
amten des erzbischöflichen Ordinariates und des katholischen 
Öberstiftungsrates. Wahlberechtigt sind alle im aktiven Dienst 
stehenden Priester der Erzdiözese badischen Anteiles, die zur 
Zeit der Wahl zwei Jahre Priester und im Vollbesitz der geist- 
lichen Standesrechte sind. Weder wählbar noch wahlberech- 
tigt sind die einem militärkirchlichen Verbande angehörigen 
Priester ($ 27). Für das Wahlverfahren ist auf die erzbischöf- 
liche Verordnung ($$ 10. 12—26. 28—29) zu verweisen. 

2. Die Sonderbestimmungen für die Erhebung der Kir- 
chensteuern sind in der Katholischen Landeskirchensteuerver- 
ordnung vom 1. November 1907 (GVBl. 547) niedergelegt. 
Auch hier sind in den uns interessierenden Teilen der Ver- 
ordnung nur geringfügige Abweichungen von den entsprechen- 
den Regeln der evangelischen Verordnung zu verzeichnen. 
Sammlung, Verwaltung und Verwendung des Steuerertrages 
obliegt der „Allgemeinen katholischen Kirchensteuerkasse“ in 
Karlsruhe. Erforderlichenfalls können zum Zwecke der Samm- 
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lung der Steuer die katholischen Stiftungsverwaltungen als Be- 
zirksstellen verwendet werden ($ 27). Die „Dienstweisung“ 
für die Kirchensteuererheber erlässt der Oberstiftungsrat im Ein- 
verständnis mit dem erzbischöflichen Ordinariat und dem Kultus- 


minister ($$ 27. 40). 


IV. Oldenburg. 
1. Herzogtum Oldenburg. 
8208, 


Kapitel 1. 
Die evangelisch-lutherische Kirche). 


A. Das Steuerrecht der Kirchengemeinden. 


I. Das materielle Steuerrecht. 

1. Die evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden sind be- 
rechtigt, zur Deckung ihres Bedarfs Steuern zu erheben, so- 
weit ihre sonstigen Einkünfte nicht ausreichen (G., betr. die 
kirchliche Besteuerung, vom 10. November 1909 $ 1). Der 
Bedarf der Kirchengemeinden zerfällt in die Baulast und die 
persönliche Kirchenlast. Zur Baulast gehören 1. die Kosten 
des Grunderwerbs, des Baues und der Unterhaltung der kirch- 
lichen Gebäude (Kirchen, Glockentürme, Pfarr- und Küster- 
häuser u. s. w.) und deren Zubehör, sowie der Friedhöfe; 2. die 
auf den kirchlichen Gebäuden nebst Zubehör ruhenden Abgaben 
und Lasten der Kirchengemeinde; 3. die Kosten der Abtragung 
und Verzinsung von Anleihen, die zur Bestreitung der vor- 
stehend unter 1. genannten Bedürfnisse aufgenommen sind; 
4. ein verhältnismässiger Teil der Kosten der Rechnungsführung, 
falls die Gemeindevertretung dies beschliesst; 5. die Entschädi- 
gung der Kirchenbeamten für fehlende Dienstwohnung nebst 
Garten (KStG. $5; StG. vom 20. März 1908 $ 5). Persön- 


!) Siehe S. 132, Anm. 1. 
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liche Kirchenlast ist jede nicht zur Baulast gehörige Kirchen- 
last ($ 9), wie z. B. die Stolgebührenentschädigung (KVerfG. 
Art. 118). Inwieweit die selbständigen Einnahmen der Kirchen- 
gemeinden der persönlichen Kirchenlast oder der Baulast zu 
gute kommen sollen, wird bei Feststellung des Voranschlags 
bestimmt ($ 11). 


2. Der Kreis der steuerpflichtigen Personen ist verschie- 
den, je nachdem es sich um die Deckung der persönlichen 
Kirchenlast oder der Baulast handelt. 

a) Die persönliche Kirchenlast wird zunächst 

a) von allen Gemeindegenossen aufgebracht, mögen sie 
Angehörige des Herzogtums oder Auswärtige sein (KStG. $$ 2 
Nr. 1. 10 Abs. 1). Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten 
Tage des auf den Eintritt des steuerpflichtig machenden Um- 
standes folgenden Monates; sie erlischt mit dem Ablauf des 
Monats, in dem der Befreiungsgrund eintritt (KStG. $ 3). Neu 
Einziehende, die in der Gemeinde ihren Wohnsitz nehmen, 
werden zu den Kirchensteuern nicht herangezogen, wenn die 
Dauer des Aufenthalts den Zeitraum von drei Monaten nicht 
übersteigt; bei längerer Dauer werden sie vom Tage des Ein- 
zugs an dazu angesetzt (KStG. $ 18 Abs. 2). Tritt im Laufe 
des Rechnungsjahres ein die Steuerpflicht aufhebender oder 
ändernder Umstand ein, so hat der Pflichtige dem Kirchenrat 
davon Anzeige zu machen. Bis zum Ende des Monats der An- 
zeige kann die Entrichtung der bisherigen Steuer gefordert 
werden (KStG. $ 19). Eine Nachforderung von Kirchensteuern 
ist bei gänzlicher Uebergehung und bei zu geringem Ansatz 
zulässig (Näheres $ 20 KStG@.). Die Kirchenbeamten als solche 
geniessen seit Inkrafttreten des neuen Kirchensteuergesetzes 
keine Befreiung von der persönlichen Kirchensteuer mehr; 
ebensowenig diejenigen, die ohne eigenen Herd bei anderen in 
Kost und Lohn stehen (Dienstboten und Gesellen) !). 


!) Ausschreiben des OKR. betr. das G. v. 10. November 1909, vom 
20. April 1910. GVBl. für die ev.-l. Kirche Bd. 7, 186. 
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8) Sodann sind die bekenntnisangehörigen, ausserhalb der 
Gemeinde im Grossherzogtum wohnenden natürlichen Personen 
(Forensen) hinsichtlich desjenigen Einkommens, das ihnen aus 
dem Besitze von Grundeigentum oder gewerblichen Anlagen 
oder aus dem Betriebe von Pachtungen oder stehenden Ge- 
werben, ausser der Reederei, aus dem Gemeindebezirk zufliesst, 
in derselben Weise wie die Gemeindemitglieder zu der per- 
sönlichen Kirchenlast heranzuziehen. Eine solche Besteuerung 
findet nicht statt, wenn das steuerpflichtige Einkommen der 
Forensen aus ihren bezeichneten Steuerquellen in jeder Kirchen- 
gemeinde nicht wenigstens 150 Mark jährlich erreicht (KStG. 
8 10 Abs. 3; G. 1908 8 3). Werden in der Forensalgemeinde 
keine Kirchensteuern zur Deckung der persönlichen Kirchen- 
last erhoben, so ist das Forensaleinkommen in vollem Umfange 
in der Wohnsitzgemeinde zur persönlichen Kirchenlast heran- 
zuziehen (Bktm. d. OKR. vom 8. April 1910 $ 9). 

b) Zu der kirchlichen Baulast können durch Beschluss des 
Kirchenrats und des Kirchenausschusses die juristischen Per- 
sonen und alle bekenntnisangehörigen, ausserhalb der Gemeinde 
wohnenden natürlichen Personen (Forensen) mit ihren in der 
Gemeinde belegenen Grundstücken in derselben Weise wie die 
Gemeindemitglieder herangezogen werden (KStG. $ 2 Nr. 2 u. 3, 
877.:.6. 1908°88:1. 2). 

c) Gemeinsames. Von der Besteuerung sind ausgenommen: 
1. die Grossherzoglichen Schlösser mit ihren Nebengebäuden 
und Gärten, 2. die dem Gottesdienste gewidmeten Gebäude und 
die Begräbnisstätten, 3. diejenigen Gebäude und Grundstücke, 
die unmittelbar zu Zwecken des Staates, der Gemeinden, der 
Kirche, der öffentlichen Genossenschaften, des öffentlichen Ver- 
kehrs, des öffentlichen Unterrichts, der Kunst, der Wissen- 
schaften, der öffentlichen Wohltätigkeit oder der öffentlichen 
Krankenpflege bestimmt sind, 4. die zum Staatsgut gehörigen 
Forsten und noch nicht in den Besitz von Privatpersonen oder 
an das eigentliche Domanium übergegangenen unkultivierten 
Flächen (Gemeinheiten, Marken, Moore u. s. w.). Ist ein Ge- 
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bäude oder Grundstück nur teilweise zu den unter 3. erwähnten 
Zwecken bestimmt, so ist nur dieser Teil von der Besteuerung 
befreit (KStG. $ 4; G. 1908 $ 4). 

3. Dementsprechend ist auch der Verteilungsmassstab je 
nach der Art der Kirchenlast verschieden. 

a) Die persönliche Kirchenlast wird nach den Sätzen der 
staatlichen Einkommensteuer aufgebracht. Die Einkommen- 
steuersätze der Steuerpflichtigen mit einem Einkommen von 
weniger als 600 Mark können auf Beschluss des Kirchenrats 
und des Kirchenausschusses ausser Ansatz bleiben oder er- 
mässigt werden (KStG. $ 10 Abs. 1u. 2). Auf die Verpflich- 
tung zur Tragung der persönlichen Kirchenlasten der Forensen 
finden die staatsgesetzlichen Bestimmungen über die Heran- 
ziehung der inländischen Aktiengesellschaften, Forensen u. s. w. 
zu den Gemeinde- und Schullasten entsprechende Anwendung 
(KStG. $ 10 Abs. 4; G. 1908 8 7). 

b) Die Baulast wird nach der Grund- und Gebäudesteuer 
aufgebracht (KStG. $ 6). Grundstücke juristischer Personen, 
die im Bezirke sowohl einer evangelischen wie einer katho- 
lischen Kirchengemeinde liegen, können zu der Baulast nur zu 
dem Bruchteil herangezogen werden, der dem Verhältnisse der 
Zahl der evangelischen zu der der katholischen Einwohner der 
bürgerlichen Gemeinde entspricht, in der die Grundstücke liegen. 
Dabei wird unter Zugrundelegung der letzten Volkszählung 
nur mit vollen Zehnteln gerechnet. Kleinere Teilbeträge wer- 
den nach unten oder nach oben abgerundet. Beträgt in einer 
bürgerlichen Gemeinde die Zahl der Evangelischen nicht wenig- 
stens ein Zehntel der Zahl der Angehörigen beider Konfes- 
sionen, so steht der evangelischen Kirchengemeinde kein Be- 
steuerungsrecht zu; beträgt ihre Zahl mehr als neun Zehntel, 
so steht ihr das volle Besteuerungsrecht zu (KStG. $ 8; G. 
1908 8 6). 

c) Gemeinsames. Eine durch besondere Verhältnisse ge- 
botene, von den vorbezeichneten Vorschriften abweichende Be- 
stimmung des Beitragsfusses kann durch übereinstimmenden 
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Beschluss des Kirchenrats und Kirchenausschusses und mit Ge- 
nehmigung des Oberkirchenrats vorgenommen werden (KStG. 
$ 12). Handelt es sich um Einrichtungen oder Aufwendungen, 
die in besonders hervorragendem Masse einem Teil der Kirchen- 
gemeinde zu gute kommen, so kann die Kirchengemeinde mit 
Genehmigung des Oberkirchenrates für einen bestimmten Zeit- 
raum eine entsprechende besondere Belastung dieses Teiles be- 
schliessen (KStG. $ 13). Im übrigen sind die Kirchensteuern 
auf alle der Besteuerung unterworfenen Pflichtigen gleichmässig 
umzulegen (KStG. $ 14 Abs. 1). 


II. Das formelle Steuerrecht. 


1. Organe der Besteuerung sind der Kirchenrat als vor- 
bereitendes und ausführendes, der Kirchenausschuss als über 
die Steuererhebung beratendes und beschliessendes Organ 
(KVerfG. Art. 30 Nr. 5 u. 13, Art. 42 Nr. 5). Die Kirchen- 
räte erhalten auf ihr Ersuchen zum Zweck der Herstellung der 
Umlageregister von den Staatsbehörden Abschriften der amt- 
lichen Steuerlisten gegen Entrichtung von Schreibgebühren 
(KStG. $ 14 Abs. 2; G. 1908 $ 8; Rev. GemO. vom 15. April 
1873 Art. 49). Sie erhalten ferner auf ihr Ersuchen zum 
Zweck der Anmeldung von Forensaleinkommen auch von den 
Vorständen der politischen Gemeinden gegen Erstattung der 
Auslagen Auskunft über das Vorhandensein und den Umfang 
des in der Gemeinde steuerpflichtigen Forensaleinkommens von 
Angehörigen der evangelischen Kirche (OKR.-Bktm. vom 
8. April 1910 $1))). Den kirchlichen Organen und ihren 
Mitgliedern sowie den bei der Veranlagung beteiligten Beamten 
ist es untersagt, die zu ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, 
Vermögens- oder Einkommensverhältnisse eines Steuerpflich- 
tigen unbefugt zu offenbaren (KStG. $ 23). 

2. Die vom Kirchenrat auf Grund der Steuerlisten für das 
vom 1. Mai bis 30. April laufende Rechnungsjahr aufgestellten 


!) Ueber die weitere Feststellung des steuerpflichtigen Forensal- 
einkommens vgl. daselbst $$ 2—8. 
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Umlageregister werden nach öffentlicher Bekanntmachung zur 
allgemeinen Einsicht auf 14 Tage ausgelegt ($$ 14 Abs. 1. 15). 
Der Steueransatz der Pflichtigen erfolgt ohne Rücksicht auf 
den Termin der Ausschreibung oder Fälligkeit für alle 
während des Rechnungsjahres zu erhebenden Kirchensteuern 
nach Verhältnis der Zeit der Steuerpflichtigkeit ($ 18 Abs. 1). 
Die Steuerregister werden, soweit Erinnerungen nicht vor- 
gebracht oder etwaige Erinnerungen sofort erledigt sind, 
durch öffentliche Bekanntmachung für vollstreckbar erklärt 
und dem Kirchenrechnungsführer zur Erhebung überwiesen 
($ 15). 

3. Die nach den Grundsätzen des Kirchensteuergesetzes 
verteilten Abgaben und Leistungen werden nach Art. 81 Abs. 2 
des Staatsgrundgesetzes auf Ansuchen der Kirchenräte von den 
Grossherzoglichen Behörden im Verwaltungswege gleich den 
Abgaben der weltlichen Gemeinden beigetrieben (KVerfG. 
Art. 122)%). Die Grundsätze hierfür sind durch Staatsmini- 
sterialbekanntmachung vom 1. November 1899 festgelegt. Die 
auf den Grundbesitz oder auf das Einkommen aus ihm fallen- 
den Kirchensteuern können sowohl von demjenigen Bekenntnis- 
angehörigen gefordert werden, der als Eigentümer oder als 
Besitzer des Grundstücks im Kataster eingetragen ist, als zu- 
nächst auch von demjenigen, welcher das Grundstück nutzt 
(KStG. $ 22). Zur Hebung beorderte, nicht bezahlte Kirchen- 
steuern verjähren in zwei Jahren vom Ablauf des Rechnungs- 
jahres der Fälligkeit. Der Steuerpflichtige wird von jedem 
ferneren Anspruch der Gemeinde wegen der Steuer befreit. 
Die Verjährung wird durch Zahlungsaufforderung oder durch 
Stundung unterbrochen. Sie beginnt wieder nach Ablauf des 
Jahres, in welchem die letzte Aufforderung zugestellt, die 
Zwangsvollstreckung verfügt oder die bewilligte Frist abge- 
laufen ist ($ 21). 


') Bktm. des OKR. v. 20. April 1910, GVBl. für die ev.-l. Kirche 
Bd. 7, 185. 
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4. Ueber die erhobenen und nicht sofort erledigten Er- 
innerungen gegen die Umlageregister beschliesst der Kirchen- 
rat und entscheidet auf Beschwerde der Oberkirchenrat !). Die 
angesetzten Beträge sind vorbehaltlich einer künftigen Aus- 
gleichung einstweilen zu zahlen ($ 16). Nach erfolgter Voll- 
streckbarkeitserklärung des Umlageregisters sind Erinnerungen 
gegen die Höhe des Ansatzes nicht mehr zulässig (8 17). 


B. Das Steuerrecht der evangelisch-lutherischen Landeskirche. 


Rechtsquelle ist das Gesetz vom 16. Dezember 1876 betreffend 
die Beiträge der Gemeinden in der evangelisch-lutherischen Kirche 
des Herzogtums Oldenburg zu den allgemeinen Kirchenausgaben. 
Soweit die allgemeinen Kirchenausgaben nicht in den Zuschüssen 
der Staatskasse an die Zentralkirchenkasse?) ihre Deckung finden, 
sind sie von den einzelnen Kirchengemeinden nach ihrer Steuer- 
kraft aufzubringen. Sie werden über die Gemeinden nach den 
staatlichen Einkommensteuerrollen des Steuerjahres, in das der 
Beginn der Synodalperiode fällt, umgelegt. Befasst die staat- 
liche Einkommensteuersumme der politischen Gemeinde nicht 
lediglich Evangelische, so ist der auf letztere entfallende 
Steuerbetrag zu ermitteln und bei der Verteilung zu Grunde 
zu legen (Art. 1, 2)°). Der Oberkirchenrat repartiert die zur 
Deckung der Zentralausgaben mit Genehmigung der Landes- 
synode auszuschreibende Summe auf die einzelnen Gemeinden 
nach Verhältnis der von ihnen aufzubringenden Einkommen- 
steuersummen für die Dauer einer Synodalperiode (Art. 3, 4) 
und veranlasst die Einsendung der von den Gemeinden danach 
zu zahlenden Beiträge (Art. 5). 


!) Ueber das Verfahren auf Einwendungen gegen den Verteilungsplan 
für das Forensaleinkommen vgl. Bktm. des OKR. v. 8. April 1910, $$ 5—6. 

2) Durch Abkommen von 1870 wurde der evangelischen Kirche vom 
Staate eine Pauschalsumme zugestanden bis zur Einführung einer Landes- 
kirchensteuer. Letztere Bedingung ist 1874 fallen gelassen worden. 
Becker a.a.0. 88. 

3) Hierzu Ausschreiben des OKR. v. 16. Dezember 1876. Hayen390. 


460 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht, 


Kapitel 2. 
Die katholischen Kirchengemeinden, 


I. Das materielle Steuerrecht. 

1. Zur Ausübung eines kirchlichen Besteuerungsrechts in 
den katholischen Kirchengemeinden kann nur dann geschritten 
werden, wenn die Verpflichtung der Gemeinde zur Bestreitung 
einer Ausgabe feststeht, ferner der Ertrag des Kirchenver- 
mögens dazu nicht bestimmt ist oder nicht hinreicht, endlich 
nicht vorgeschrieben ist, dass die Ausgabe nur durch Verwen- 
dung bestimmter anderer Aufkünfte gedeckt werden soll (Re- 
gulativ vom 1. August 1833 8 23). 

2. Wegen der Beitragspflicht zu den Kirchenlasten kann 
auf das Staatsgesetz vom 20. März 1908, welches in seinem 
ganzen Umfange sowohl das evangelische als auch das katho- 
lische Kirchensteuerrecht betrifft, verwiesen werden. Die Be- 
schränkung der Beitragspflicht auf die Konfessionsgenossen 
verordnete bereits $ 10 der Verordnung vom 14. Januar 1851 
betreffend die Regulierung einiger Verhältnisse der verschie- 
denen Religionsgesellschaften zueinander. 

3. In Ansehung aller Lasten in Beziehung auf die kirch- 
liche Gemeinschaft soll die Sorge des Kirchenausschusses wie 
des Kirchspielvogtes dahin gehen, dass sie zwar gehörig und 
gesetzlich oder herkömmlich, jedoch immer auf die zweck- 
mässigste und am wenigsten drückende Weise getragen, dass 
insonderheit etwaige Ungleichheiten aufgehoben und in Zu- 
kunft vermieden werden, und dass in Ansehung der Einführung 
neuer Lasten und Erweiterung der bestehenden die gesetz- 
lichen Vorschriften beobachtet werden (Regulativ 1833 $ 27). 
Der die Kirchspielsmitglieder und die auswärtigen Grundbesitzer 
nach den bestehenden Gesetzen oder dem Herkommen treffende 
Teil der Kirchenlasten sowie die Art und Weise ihrer Ver- 
teilung kann nur durch freie Vereinbarung der Beteiligten unter 
Genehmigung der Regierung oder durch ein Gesetz abgeändert 
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werden, mit Vorbehalt jedoch der Abstellung von Ungleich- 
heiten oder der Verteilung, welche bei der oberen Behörde 
nach Massgabe der bestehenden Verordnungen zu bewirken ist. 
(Regulativ 1833 $ 30) N). 

II. Das formelle Steuerrecht. 

Eine Anlage über die Gemeinde zu geistlichen Zwecken 
kann nur von der Regierung oder der Kammer auf Requisition 
der Kommission des landesherrlichen Hoheitsrechts über die 
katholische Kirche zur Ausschreibung beordert werden. Die 
Ausschreibung geschieht vom Amte mittels Bekanntmachung 
durch öffentlichen Anschlag, worin des Zwecks und der von 
den kirchlichen Oberbehörden allgemein oder besonders dazu 
erteilten Genehmigung und der von der Regierung oder der 
Kammer zur Ausschreibung erteilten Ermächtigung Erwähnung 
zu tun ist (Regulativ $ 23). Nach jenen Bedingungen haben 
auch der Kirchenvorstand und -ausschuss bei Aufstellung und 
Prüfung des Voranschlages die Notwendigkeit und die Grösse 
einer Anlage sowie den Beitragsfuss in Erwägung zu ziehen 
($ 24). Soll eine Kirchenanlage ausgeschrieben werden, so hat 
der Kirchspielvogt das Hebungsregister, nachdem ihm die 
dazu erforderlichen Materialien, soweit nötig, vom Amte mit- 
geteilt sind, unter Zuziehung des Rechnungsführers anzufertigen 
und mit dem Ausschuss durchzugehen. Das Hebungsregister 
ist dann mit den etwaigen Bemerkungen des Ausschusses zu 
der bei Ausschreibung der Anlage bekannt gemachten Zeit 
acht Tage lang in der Wohnung des Kirchspielvogts oder an 
einem anderen angemessenen, vom Ausschusse zu bestimmenden 
Orte zur Einsicht der Beitragspflichtigen niederzulegen und 
nach deren Ablauf von ihm mit den Erinnerungen des Aus- 
schusses und der Beitragspflichtigen nebst etwaigem eigenen 
Gutachten an das Amt einzusenden ($ 25). Das Amt hat die 


!) Vgl. hierzu die Bktm. der Kommission zur Wahrnehmung des 
ldh. Juris circa sacra v. 20. April 1857 betr. die provisorische Anwen- 
dung der GemO. auf die Verwaltung der katholischen Kirchengemeinden. 
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Erinnerungen gegen das Hebungsregister soweit als möglich 
zu erledigen oder zur weiteren Ausführung auszusetzen, dem- 
gemäss dasselbe unter Bezugnahme auf die Ermächtigung der 
Regierung oder Kammer für exekutorisch zu erklären und dem 
Kirchspielvogt zur Abgabe an den Kirchspielrechnungsführer 
zuzufertigen. Nachdem das Hebungsregister für exekutorisch 
erklärt ist, sind fernere Erinnerungen gegen dasselbe für das 
laufende Rechnungsjahr unzulässig ($ 26). Neue Kirchenlasten 
sollen einem Kirchspiel nur auferlegt werden mit Einwilligung 
des Kirchspielausschusses und Genehmigung der kirchlichen 
Oberbehörde oder durch Gesetz ($ 28). In Ansehung der zur 
Erfüllung der Verpflichtungen des Kirchspiels erforderlichen 
Leistungen an Geld und Arbeit, welche in dem aufzustellenden 
Voranschlage aufgeführt werden, soll von den Verwaltungs- 
behörden keine denselben überschreitende Verfügung erlassen 
werden, ohne dass vorher der Ausschuss darüber gehört worden 
ist, es sei denn, dass Gefahr auf dem Verzuge hafte. An- 
ordnungen und Entscheidungen der Verwaltungsbehörden, 
welche entweder eine Ueberschreitung des Voranschlags not- 
wendig machen würden oder neue Einrichtungen oder Anlagen 
in Beziehung auf die Gegenstände bezwecken, oder welche über 
den in Zweifel gestellten Umfang der Verpflichtung, oder über 
die Art und Weise der Ausführung und Leistung von den bis- 
herigen abweichende Bestimmungen enthalten, sollen nicht 
eher vollzogen werden, als bis die Verwaltungsbehörde ver- 
sichert ist, dass ihre Verfügung dem Kirchspielvogt als vor- 
sitzendem Mitgliede des Kirchenausschusses ordnungsmässig 
bekannt gemacht und entweder von dem Ausschusse seine Zu- 
friedenheit damit erklärt oder die Frist zur Einlegung des Re- 
kurses abgelaufen ist ($ 29). 
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2. Fürstentum Lübeck ?). 


$ 94, 


Für das Fürstentum Lübeck besteht die nachstehende 
kirchensteuerliche Sonderregelung. Es wird nur eine örtliche 
Kirchensteuer erhoben, und nicht einmal generell in sämtlichen, 
sondern nur in den namentlich bestimmten evangelisch-luthe- 
rischen Kirchengemeinden Eutin, Malente, Ratekau (G. v. 
9. September 1864) ?) Gleschendorf, Ahrensböck, Curau 
(@. v. 18. November 1869), Gnissau (@. v. 24. Februar 1880) ?), 
Süssel (@. v. 8. Februar 1881), Neukirchen (@. v. 16. Mai 
1884)*) und Bosau (G. v. 8. September 1885)°). Ueber 
die Beschaffung der zu den kirchlichen Bedürfnissen erforder- 
lichen) Mittel durch Verwendung der Kircheneinkünfte und 
durch Umlagen über die Gemeindemitglieder beschliessen 
Kirchenrat und Kirchenausschuss mit Genehmigung der Regie- 
rung (G. 1864, Art. 33 $ 1 Nr. 3; 6. v. 15. Januar 1876 
Art. 2). Das gesetzlich oder herkömmlich bestehende Ver- 
hältnis, nach dem die zum Fürstentum und zu den abgetre- 
tenen, früher holsteinischen Gebietsteilen (G. v. 18. November 
1869) gehörigen und die einer fremden Staatshoheit unter- 
worfenen eingepfarrten Kirchspielsteile zu den Kirchenlasten 
beitragen, bleibt bestehen (Art. 63). Der Beitragsfuss des 
Teiles der Kirchenlasten, den die dem Fürstentum und den 
abgetretenen, früher holsteinischen Gebietsteilen (G. v. 18. No- 
vember 1869) angehörigen Gemeindegenossen zu tragen haben, 


!) Rahtgens, Sammlung der auf die ev.-l. Kirche des Fürstentums 
Lübeck bezüglichen Gesetze, Verordnungen etc. 1909, 21. 24. 38. 130—137. 

2) Friedberg, VerfG. 582. 

®) Friedberg, VerfG. 593. 

*) GesBl. für das Fürstent. Lübeck Bd. 18, 287. 297. 

5) GesBl. für das Fürstent. Lübeck Bd. 18, 363. 

6) Vgl. z. B. für Eutin G. v. 15. Januar 1876, Art. 1 u. 2, GesBl. 
für das Fürstentum Lübeck Bd. 16, 237. G. betr. die Aufhebung der 
Stolgebühren v. 21. Mai 1878, Art. 3, GesBl. Bd. 16, 627. 
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kann von Kirchenrat und Kirchenausschuss mit Genehmigung 
der Regierung abgeändert werden (G. 1864 Art. 38 $ 2, 
Art. 64; @. v. 15. Januar 1876 Art. 2). Die zur Deckung der 
Ausgaben der Stolgebühren-Entschädigungskasse bestimmten 
Umlagen sind von den Gemeindegenossen in den organisierten 
Gemeinden nach Bestimmung der Kirchenkollegien, in den an- 
deren Gemeinden nach Bestimmung der Regierung entweder 
nach dem für die Besteuerung der weltlichen Gemeinden vor- 
geschriebenen Beitragsfusse (Art. 47 $ 3 der Rev. GemO.) 
oder nach dem Fusse der staatlichen Einkommensteuer aufzu- 
bringen. In den organisierten Gemeinden können die Kirchen- 
kollegien einen anderen Anlagefuss beschliessen; ein solcher Be- 
schluss bedarf der Genehmigung der Regierung (G., betr. die Auf- 
hebung der Stolgebühren, vom 21. Mai 1878 Art. 4). Die auf 
der kirchlichen Mitgliedschaft !) beruhende Steuerpflicht erlischt 
mit dem Austritt aus der Kirche?). Die Beitreibung rück- 
ständiger Abgaben erfolgt gegen die dem Fürstentum ange- 
hörigen Zahlungspflichtigen auf Antrag des Rechnungsführers 
vom zuständigen Amte oder Stadtmagistrat im Verwaltungs- 
wege°), gegen die einer fremden Staatshoheit unterworfenen 
Gemeindegenossen von der Zivilobrigkeit der Zahlungspflich- 
tigen nach den Landesgesetzen (Art. 65). Bei der Hebung der 
Kirchensteuern ist darauf zu achten, dass die Vermögens- und 
Einkommensverhältnisse der einzelnen Steuerpflichtigen geheim 
gehalten werden t). Gegen die Heranziehung zur Kirchensteuer 
steht den Pflichtigen die Beschwerde an die Grossherzogliche 
Regierung zu). 


) G. v. 21. Mai 1878, Art.4. RegVfg. 28. September 1899, Raht- 
gens 131ffl. RegVfg. v. 19. Februar 1900 und 7. März 1907, Raht- 
gens 136. - 

2) RegVfg. v. 28. Mai 1894, Rathgens 38. 

3?) Eine Verpflichtung der Bauervögte zur Einsammlung der Kirchen- 
anlagen besteht nicht. RegVerf. v. 20. Mai 1889, Rahtgens 130. 

*) RegVfg. v. 13. Februar 1908, Rathgens 136 £. 

5) Die Beschwerde kann nicht darauf gegründet werden, dass die 
allgemeinen Gemeindeinteressen von den zuständigen Organen nicht ge- 
bührend wahrgenommen würden. Wenn der Kirchenrat eine Verpflich- 
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3, Fürstentum Birkenfeld. 
8 95. 


A. Evangelische Kirche. 


I. In den Kirchengemeinden hat der das Kirchen- 
vermögen verwaltende Kirchenvorstand insbesondere die jähr- 
lichen Voranschläge der Ausgaben und Einnahmen aufzustellen, 
worin auch die zur Deckung notwendiger Ausgaben — wie 
z. B. des Mindestdiensteinkommens der Pfarrer !) — erforder- 
lichen Umlagen auf die Gemeindeglieder vorzusehen sind. Die 
Voranschläge sind der grösseren Gemeindevertretung zur Prü- 
fung vorzulegen und darauf dem Konsistorium zur Genehmigung 
bezw. Entscheidung der etwaigen verschiedenen Ansichten des 
Kirchenvorstandes und der grösseren Gemeindevertretung einzu- 
reichen. Wenn der Kirchenvorstand und die grössere Gemeinde- 
vertretung die Bereitstellung der zu den Bedürfnissen der 
Kirchengemeinde erforderlichen Mittel oder die Erfüllung der 
derselben obliegenden Verbindlichkeiten verweigern, so hat das 
Konsistorium die Entscheidung des Grossherzogs zu erwirken 
(V., betr. die Verwaltung des Vermögens und das Rechnungs- 
wesen der ev. K., v. 5. September 1855 Art. 10 $$ 1—4) 2). 
Die Umlagen im weiteren Sinne zerfallen in feste Beiträge 
und eigentliche Kirchensteuern. Die bestehenden jährlichen 


tung der Gemeinde anerkennt und hiernach die Steuern bemisst, so ist 
das für die einzelnen Gemeindeglieder bindend und kann von ihnen 
nicht angefochten werden. Wenn das Verfahren des Kirchenrats gesetz- 
lich nicht zulässig sein sollte, so kann eine Abhilfe nur dadurch erreicht 
werden, dass die Aufsichtsbehörde kraft ihres Aufsichtsrechts einschreitet 
und die betreffenden Beschlüsse des Kirchenrats ausser Kraft setzt. Vfe. 
des Staatsministeriums v. 13. September 1899, Rahtgens 130 £. 

) G. v. 20. Dezember 1882 betr. das Diensteinkommen und die 
Emeritierung der Geistlichen sowie die Einrichtung einer Landeskirchen- 
kasse, in der Fassung des G. v. 6. Dezember 1900 (GBl. f. d. Fürsten- 
Dans B33Bd2 16, AAZ. N), Art less 1 zuld) 3, Ar 89% 

2) Friedberg, VerfG. 603. 
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festen Beiträge der Gemeindeglieder sind beibehalten; ihre 
Aufhebung kann nur durch Beschluss des Kirchenvorstandes 
mit Zustimmung der Gemeindevertretung und mit Genehmigung 
des Konsistoriums erfolgen (Art. 11). Ausserordentliche Um- 
lagen sollen nur dann erhoben werden, wenn die Einkünfte 
des Kirchenfonds zur Bestreitung der Ausgaben nicht hin- 
reichen. Pflichtig sind die Kirchspielsgenossen. Die Umlegung 
erfolgt nach dem herkömmlichen Beitragsverhältnis, mangels sol- 
chen nach dem Fuss der Gesamtsteuer (Einkommen-, Grund- 
und Gebäudesteuer). Durch Verfügung des Konsistoriums vom 
13. Juni 1884 ist angeordnet, dass die Mitglieder jeder Kirchen- 
gemeinde zu den nach dem Fusse der Gesamtsteuer zu repar- 
tierenden Umlagen hinsichtlich der Grund- und Gebäudesteuer 
auch von ihren ausserhalb des Bezirks ihrer Kirchengemeinde, 
aber innerhalb des Fürstentums belegenen Grundstücken und 
Gebäuden heranzuziehen sind. Auch die Pfarrbesoldungsbei- 
träge sind nach der Verordnung vom 3. April 1883°) nach 
dem Massstabe der von den Kirchspielsgenossen zu zahlenden 
direkten Staatssteuern zu verteilen (Art. 1 $ 1). Die Um- 
legung wird durch die grössere Gemeindevertretung (d. h. die 
Gemeindevertretung in Gemeinschaft mit dem Kirchenvorstand) 
bewirkt und dem Konsistorium zur Vollziehung vorgelegt (G., 
betr. die Organisation der ev. Kirchengemeinden, vom 5. Sep- 
tember 1855 Art. 13 $ 1 Nr. 3) ?). Die Aufhebung eines her- 
kömmlichen Beitragsverhältnisses und die Einführung eines 
neuen Verteilungsfusses setzt ausserdem die Genehmigung des 
Grossherzogs voraus (V. 1855 Art. 12). Die Erhebung der festen 
Beiträge und der Umlagen für die Kirchenkasse erfolgt durch 
den Rechnungsführer der Kirchenkasse (V. v. 3. April 1883 
Art. 2); sie kann auf Antrag des Kirchenvorstandes durch Ver- 
mittlung staatlicher oder kommunaler Organe geschehen (V. 1855 
Art. 14). Rückständige Beiträge und Umlagen können, wenn 

') Sig. der das ev. Kirchenwesen des Fürstentums B. betr. Gesetze, 


Verordnungen etc. 1894, 133, Anm. 
?®) Friedberg, VerfG. 594. 
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die Grundsätze für ihre Aufbringung und Verteilung staatlich 
genehmigt sind, im Verwaltungswege beigetrieben werden (V. 
$ 15). Beschwerden einzelner Gemeindeglieder über unrich- 
tige Ansetzung zu den festen Beiträgen oder zu den Umlagen 
entscheidet das Konsistorium (V. 1855 Art. 13). 


II. Ueber die Bewilligung der allgemeinen Ausgaben und 
ihrer Deckungsmittel berät und beschliesst die Synode nach 
den Vorlagen des Konsistoriums (G., betr. die Verf. der ev. 
Kirche des Fürst. B., v. 11. November 1875 Art. 20 Nr. 4). 
Beiträge der einzelnen Kirchengemeinden oder Gemeindeglieder 
zur Bestreitung allgemeiner Ausgaben können nur 
mit Zustimmung der Landessynode und mit Genehmigung des 
Grossherzogs ausgeschrieben und erhoben werden. (V. vom 
5. September 1855, Art. 26.) 

Einige nähere Bestimmungen enthält das Gesetz vom 
20. Dezember 1882, betreffend das Diensteinkommen und die 
Emeritierung der Geistlichen sowie die Einrichtung einer 
Landeskirchenkasse !) (Art. 8). In die durch das Gesetz ein- 
gerichtete Landeskirchenkasse fliessen unter anderen diejenigen 
Umlagen, welche zur Bestreitung der Ausgaben der Landes- 
kirchenkasse (Aufzählung in Art. 8 $ 4 des G. in der Fassung 
der Novelle vom 6. Dezember 1900) vom Konsistorium auf 
Grund des für die jeweilige Synodalperiode festgestellten Vor- 
anschlages über die einzelnen Kirchengemeinden nach Mass- 
gabe der von den Gemeindegenossen zu zahlenden direkten 
Staatssteuern ausgeschrieben werden (Art.8 $ 2 zu d). 


B. Katholische Kirche. 


Das von der Grossherzoglichen Kommission für die katho- 
lischen Kirchenangelegenheiten im Einverständnis mit dem 
Bischof von Trier bestätigte Statut der Kapellengemeinde 
Hoppstätten (Bktm. d. Kommission vom 15. Juni 1898)?) hält 


!) Sig. etc. 1894, 129 ff, 
2) GBl. f. d. Fürstentum B., Bd. 15, 148 £. 
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in $ 4 die Verpflichtung der Genossen der Kapellengemeinde 


Hoppstätten, als Angehörige (Parochianen) der Pfarrkirche in | 


Bleiderdingen an die letztere Abgaben zu entrichten, aufrecht. 


V. Sachsen-Altenburg '). 
S 96. 


I. Das materielle Steuerrecht. 
1. Alle für kirchliche Zwecke notwendigen Aufwände 


— insbesondere die Kosten der Herstellung und Unterhaltung ' 


der erforderlichen Gebäulichkeiten und Plätze (Begräbnisplätze), 
der kirchlichen Vermögensverwaltung, der Anschaffung und 
Unterhaltung der gottesdienstlichen G@ebrauchs- und Verbrauchs- 
gegenstände und herkömmlichen niederen Dienstleistungen, der 
Bestellung und Besoldung der Kirchenbeamten und Kirchen- 
diener, endlich der Erfüllung der Verbindlichkeiten gegen 
Dritte und gegen den Landeskirchenverband — werden, sofern 
sie nicht auf Grund besonderen Rechtstitels einer landesherr- 
lichen Kasse oder politischen Korporation oder Privatpersonen 
obliegen, aus dem Kirchenvermögen bestritten (G. v. 30. Juni 


1862 $ 1), soweit dessen Mittel dazu verwendbar sind ($ 2)?). 


Insoweit die genannten Mittel oder Gebühren oder die sonstigen 
Einnahmen der Kirchengemeinde zur Deckung der kirchlichen 
Ausgaben und Bedürfnisse nicht ausreichen, sind die mit 
juristischer Persönlichkeit ausgestatteten (KGO. $ 1 Abs. 2, 


Satz 3) Kirchengemeinden zur Erhebung von Gebühren und 


Umlagen berechtigt (G. 1906, $ 1). 


2. Umlagenpflichtig sind zunächst die Mitglieder 
der Kirchengemeinde. Hierunter fallen alle der evangelischen 


!) Siehe S. 174, Anm. 5. 

?) $2 begründet folgende Beschränkungen: 1. Die Verwendung des 
eigentlichen Dotationsvermögens ist unzulässig ($ 155 des Grundgesetzes); 
2. das an einen besonderen Zweck gebundene Vermögen kann nur 
seiner Bestimmung gemäss verwendet werden; 3. auch die Verwendung 
des allgemeinen Zuwachsvermögens ist nur dann zulässig, wenn 
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Landeskirche angehörigen Einwohner der zu einem Kirchen- 
gemeindeverbande gehörigen Ortschaften, sofern sie darin ihren 
wesentlichen, wenn auch nur durch vorübergehende Zwecke 
bedingten Aufenthalt haben (KGO. $ Abs. 1, Abs. 2, Satz 1). 
Umlagenpflichtig sind auch die Patrone (nicht als solche, aber) 
als Gemeindemitglieder (G. 1862, $ 11), ferner seit dem 1. Januar 
1900 die früher von ihrem Diensteinkommen steuerfreien Geist- 
lichen, Schullehrer, Kirchendiener und Gendarmen (G. v. 7. Ja- 
nuar 1899) %). Ein Angehöriger der Landeskirche, welcher mit 
einer ihr nicht angehörigen Person in Ehe lebt, ist mit der 
Hälfte der vom Einkommen und von Gewerbebetrieben zu er- 
hebenden direkten Gemeindesteuern des Ehemannes zu den kirch- 
lichen Umlagen heranzuziehen °); ist die Ehefrau selbständig 
zu diesen Steuern veranlagt, so ist nur der der Landeskirche 
angehörige Ehegatte nach Massgabe seiner Veranlagung heran- 
zuziehen (G. 1906, $5 Abs. 3). Beitragspflichtige, welche auf 
Grund einer Stiftung ihrer Vorbesitzer laufende Beiträge zu den 
notwendigen Ausgaben der Kirche ohne eine Gegenleistung ent- 
richten, sind befugt, derartige Entrichtungen bei der Kirchensteuer 
in Anrechnung zu bringen (G. 1906, $ 5 Abs. 4). Die Beitrags- 
pflicht erlischt mit dem Austritt aus der Kirche. Diese Wirkung 
tritt auf Antrag mit dem Schlusse des auf die Austrittser- 
klärung folgenden Kalenderjahres ein. Die nicht auf der persön- 
lichen Kirchen- oder Kirchengemeindeangehörigkeit beruhenden 
Leistungen bleiben unberührt. Satzungen, in denen für den 
Austretenden die Wirkung der Austrittserklärung aus der 
Kirche ungünstiger geordnet ist, als vorstehend für die ge- 


trotz derselben die erforderlichen laufenden Ausgaben ihre Deckung 
finden. 

lt) Geier 375, Anm. 5a. 

?) Diese Vorschrift beseitigt im wesentlichen die Bedenken, dass 
vielfach die Ehemänner aus der Landeskirche austreten, Frauen und 
Kinder aber in ihr verbleiben und die Vorteile der kirchlichen Gemein- 
schaft ohne kirchensteuerliche Gegenleistung geniessen. Min.-Erl. vom 
15. Februar 1907, betr. den Austritt aus der Kirche, unter Nr. 1 (Sig. 
kirchlicher Erlasse 1907, Nr. 3, 8. 7; AKBl. 1907, 379. 
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setzlichen Leistungen vorgeschrieben, sind in so weit ungültig 
(G. v. 11. Januar 1906, betr. die religiöse Erziehung der 
Kinder und den Austritt aus der Kirche, Ges.-Sig. 1906, 8. 6, 
Art. IE 88 3. 5))). 

Daneben besteht eine Beitragspflicht der Forensen in der 
Form, dass die der Landeskirche nicht angehörenden natür- 
lichen Personen und die Mitglieder von Personalkirchengemein- 
den (KGO. 8$ 1 Abs. 2. 2 Abs. 2) nach Massgabe ihres 
Grundbesitzes in der politischen Gemeinde herangezogen werden 
(G. 1906, $ 5 Abs. 2). 

Endlich sind auch die juristischen Personen in demselben 
Umfange, in welchem sie zu den Gemeindesteuern beizutragen 
haben, kirchensteuerpflichtig. Dies ergibt sich aus der An- 
lehnung der Kirchensteuern an die Gemeindesteuern (G. 1906, 
88 3. 4 Abs. l). 

Befreiung von der Gemeindesteuerpflicht hat Befreiung 
von der kirchlichen Steuerpflicht zur Folge. Befreit von der 
Beitragspflicht zu den Kirchenumlagen sind ferner diejenigen 
natürlichen Personen, welche der Landeskirche nicht angehören 
oder Mitglieder einer der in $ 2 Abs. 2 verbunden mit $ 1 
Abs. 2 der Kirchengemeindeordnung bezeichneten Personal- 
gemeinden sind. Die Befreiung bezieht sich jedoch nur auf 
die Zuschläge, welche vom Einkommen und vom Gewerbe- 
betrieb erhoben werden. Befreit sind weiter die sogenannten 
Vakanzkassen (G. 1906, $ 5). 


3. Der Umlagefuss. Die Umlagen werden innerhalb 
jeder zu einer Kirchengemeinde gehörigen politischen Gemeinde 
als Zuschlag zu den Gemeindeumlagen erhoben ($ 3). Die 
Erhebung des Zuschlags erfolgt gleichmässig von allen Ge- 
meindesteuerzahlungspflichtigen unter Zugrundelegung der für 
die politischen Gemeinden vom Grundbesitz, vom Einkommen 
und von Gewerbebetrieben (vgl. $ 10 Abs, 1 des @. v. 14. März 
1904, Ges.-Sig. 1904 8.5) zur Erhebung kommenden direkten 


!) Zu diesem Gesetz erging eine AusfVfg. am 13. Januar 1906. 
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Gemeindesteuern. Werden Gemeindeumlagen nicht erhoben, 
so ist der kirchliche Umlagenbetrag auf die einzelnen Steuer- 
pflichtigen nach den über die Aufbringung der bezeichneten 
Gemeindesteuern in der betreffenden politischen Gemeinde 
geltenden Vorschriften zu verteilen. Die umlagepflichtigen 
Forensen werden nur mit Zuschlägen zu der vom Grundbesitz 
zu entrichtenden Steuer herangezogen (G. 1906, $$ 4. 5 Abs. 2). 

Besteht die Kirchengemeinde oder in ihr ein zur Tragung 
gemeinsamer Kirchenlasten verpflichteter engerer Verband aus 
mehreren politischen Gemeinden, so bewendet es wegen Ver- 
teilung der gemeinschaftlichen Kirchenumlagen auf die ein- 
zelnen politischen Gemeinden bei den bestehenden Vereinba- 
rungen, bis durch eine neue Vereinbarung zwischen den poli- 
tischen Gemeinden unter Zustimmung des Kirchenvorstandes 
und mit Genehmigung der oberen Kirchenbehörde ein anderes 
festgesetzt wird. Solche Vereinbarungen können aber durch 
Entscheidung der oberen Kirchenbehörde auf Antrag einer 
politischen Gemeinde ausser Kraft gesetzt werden, wenn ihre 
Anwendung zu erheblichen Unbilligkeiten führt. In diesem 
Falle sowie mangels solcher Vereinbarungen hat die Kirchen- 
inspektion auf eine Einigung der beteiligten politischen Ge- 
meinden über die Beitragsanteile tunlichst hinzuwirken, welche 
gleichfalls der eben erwähnten Zustimmung und (widerruf- 
lichen) !) Genehmigung unterliegt. Kommt auch keine Eini- 
gung zustande, so werden die Beitragsanteile der politischen 
Gemeinden unter Berücksichtigung des in jeder Gemeinde 
kirchenumlagenpflichtigen Steueraufkommens durch die obere 
Kirchenbehörde im Einvernehmen mit der oberen Gemeinde- 
aufsichtsbehörde festgesetzt. Die Festsetzung gilt, bis sie ab- 
geändert oder durch eine neue Vereinbarung oder Einigung 
ersetzt wird (G. 1906, $ 9). 

Umfasst eine Parochie mehrere engere Kirchenverbände, 


!) Nach dem Gesetz kann, nach der AusfBktm. muss die Ge- 
nehmigung widerruflich erteilt werden. 
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so sind von jedem derselben zunächst die Unterhaltungskosten 
der für ihn ausschliesslich bestehenden Einrichtungen und An- 
stalten allein aufzubringen, während die Aufwände für solche 
Einrichtungen und Anstalten, welche zum Besten des Gesamt- 
verbandes oder eines weiteren Verbandes bestehen, von letzterem 
zu tragen sind. Ergeben sich dabei in einem besonderen Falle 
offenbar grosse Härten und Unbilligkeiten, so kann die obere 
Kirchenbehörde auf Antrag eines Verbandes eine den besonderen 
Umständen Rechnung tragende anderweite angemessene Rege- 
lung treffen. Bestehende Vereinbarungen über die Verteilung 
bleiben bis zum Schluss des Jahres in Kraft, in dem einer der 


beteiligten Verbände eine Aenderung beantragt (G. 1906, 5 8). 


II. Das formelle Steuerrecht. 


1. Die Sorge für die Aufbringung der zur Deckung der 
kirchlichen Aufwände erforderlichen Mittel obliegt dem Kirchen- 
vorstand (KGO. $ 19). Seine Beschlüsse über Abänderung in 
dem Modus der Verteilung der kirchlichen Anlagen und über 
die Erhebung von Anlagen!) sind vor ihrer Ausführung in den 
Vertretungen der den Kirchengemeindeverband umfassenden 
einzelnen politischen Gemeinden zur Mitzustimmung auszu- 
stellen. Diese Vorschrift sollte den politischen Gemeindever- 
tretungen aber nicht das Recht einräumen, sich an der Be- 
schlussfassung über die Umlagen unter eigener Mitverant- 
wortung zu beteiligen, sondern nur die Möglichkeit gewähren, 
gegen solche Beschlüsse des Kirchenvorstandes Widerspruch 
zu erheben, wenn durch sie ein Interesse der politischen Ge- 
meinde bedroht erscheint (Min.-Erl. v. 15. Januar 1879 und 
12. April 1894) ?). Meinungsverschiedenheiten zwischen Kirchen- 


!) Der Kirchenvorstand ist auch befugt, die nach Massgabe früherer 
Anordnungen und Herkommen fortbestehenden älteren Parochialabgaben 
(Häuselgeld, Opfergeld u. s. w.), soweit sie nicht den Charakter ablös- 
barer Grundlasten angenommen haben, mit Genehmigung der Kirchen- 
inspektion durch moderne Kirchenumlagen zu ersetzen. UmlG. 1906, $ 12. 
G. 1862, $ 15. 

2) Geier 39 f., Anm. 22. 
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vorstand und politischer Gemeindevertretung entscheidet bei 
rein ländlichen Verbänden die Kircheninspektion, sonst (bei 
städtischen oder gemischten städtisch-ländlichen Verbänden) 
das Ministerium, Abteilung für Kultus (KGO. $ 21). 


2. Auf Antrag des Kirchenvorstandes haben sich die die 
politischen Gemeindeabgaben erhebenden Organe zugleich der 
Einziehung der Kirchenanlagen, nach Befinden gegen besondere 
Remuneration, zu unterziehen (KGO. $ 21 Abs. 2). Die Bei- 
treibung der Umlagen erfolgt im Verwaltungswege entweder 
durch die Stadträte oder durch die Landratsämter (G. v. 
31. März 1879 $ 1 Nr. 6, in der gemäss G. v. 12. Mai 1899 
[betr. die Zwangsvollstreckung im Verwaltungswege] vom 1. Ja- 
nuar 1900 geltenden Fassung). Auf Grund besonderer Ver- 
einbarung zwischen der Kirchengemeinde und jeder zu ihr 
gehörigen politischen Gemeinde kann der auf die politische 
Gemeinde entfallende Betrag an kirchlichen Umlagen aus ihrer 
Kasse an die Kirchengemeinde gezahlt und sodann unter Berück- 
sichtigung der kirchlichen Umlagebefreiungen zusammen mit 
den Gemeindeabgaben erhoben werden. Eine solche Verein- 
barung bedarf der (widerruflichen) ?) Genehmigung der oberen 
Kirchen- und der oberen Gemeindeaufsichtsbehörde (88 6. 13 
Abs. 3). Mit dieser Zuständigkeit sind für das platte Land grund- 
sätzlich ?) die Kircheninspektionen und die Landratsämter betraut 
worden (Min.-Bktm. v. 22. Dezember 1906, Nr. 1). 


3. Gegen einen Kirchenvorstandsbeschluss, der eine Er- 
höhung des kirchlichen Steuerzuschlages zu den Gemeinde- 
umlagen um !ıo des bisherigen Betrages zur Folge haben 


!) Geier 388 ff. 

2) Siehe Note 1 auf S. 471. 

®) In allen Fällen, in denen wegen der Erteilung der Genehmigung 
Zweifel oder Bedenken bestehen oder die Kircheninspektionen sich mit 
den Landratsämtern nicht einigen können, verfügt das Ministerium ; 
ebenso auch dann, wenn die Zahl der der Landeskirche nicht angehörigen 
natürlichen Personen über 10% der Zahl der Kirchengemeindemitglieder 
beträgt. Nr. 2 der AusfBktm. 
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würde, steht demjenigen Pflichtigen, welcher in einem Kirchen- 
gemeindebezirke mehr als !Jı der gesamten Kirchenumlagen auf- 
zubringen hat, vierzehn Tage lang seit Mitteilung des Beschlusses 
ein Widerspruchsrecht zu (@. 1906, $ 7 Abs. 2, 3). Ueber 
einen solchen Widerspruch sowie über Streitigkeiten zwischen 
den einzelnen Pflichtigen und den Kirchengemeinden oder 
zwischen mehreren engeren Kirchenverbänden oder endlich 
zwischen den zu einer Kirchengemeinde oder zu einem engeren 
Verbande innerhalb derselben gehörigen politischen Gemeinden 
wegen der steuerlichen Heranziehung entscheidet die Kirchen- 
inspektion. Gegen ihre Entscheidung ist binnen einer Aus- 
schlussfrist von zehn Tagen seit Zustellung Rekurs an die 
obere Kirchenbehörde in kollegialer Zusammensetzung zu- 
lässıg (G. 1906, $ 10). 


Hauptgruppe Ill. 


Staaten, in denen das Besteuerungsrecht zu kirchlichen 
Zwecken von den politischen Gemeinden ausgeübt wird. 


I. Bayerische Pfalz. 
5 97 


Rechtsquellen sind Art. 37 und 92 des Fabrikdekretes vom 
30. Dezember 1809 und das Umlagengesetz vom 17. November 
1837; beide Quellen sind durch die Pfälzer Gemeindeordnung 
vom 29. April 1869 (Art. 44. 129. 130) für die Kirchen- 
gemeinden aufrecht erhalten worden. 


A. Das materielle Umlagenrecht ). 


1. Das Besteuerungsrecht innerhalb der Kirchengemein- 
den. Ein Besteuerungsrecht der Kirchengemeinden selbst be- 


') Meurer, KVermR. Bd. 1, 318-326. Meurer, Kirchenstiftung, 
1910, 54, Anm. 6. Freyer im AKKR. Bd. 87, 664 f. Anschauliche 
Darstellung der Grundlagen bei Tretzel, Die Kirchengemeinde nach 
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steht nicht. Es würde dazu auch die erforderliche Grundlage 
fehlen, weil in der katholischen Kirche der Pfalz eigentliche 
Kirchengemeinden überhaupt nicht existieren — es ist nämlich 
der Kirchengemeindeverband weder ein reiner Gemeindeverband 
noch eine von der Zivilgemeinde losgelöste, selbständig organisierte 
Kirchengemeinde, sondern ein „eigenartiger Gemeindeverband mit 
einer Hinüberspielung zur selbständigen Kirchengemeinde“ !) — 
und in der evangelischen Kirche die freilich hinlänglich organi- 
sierten Kirchengemeinden doch keine steuererhebungsfähigen 
Korporationen darstellen ?). Vielmehr werden die für kirch- 
liche Zwecke erforderlichen Umlagen durch die Zivilgemeinden 
erhoben, wobei allerdings ihre Organe durch kirchliche Elemente 
verstärkt werden. Solche zivilgemeindliche Sonderumlagen für 
kirchliche Zwecke können mangels eigenen Kirchenvermögens, 
d.h. mangels zureichender Kirchenfabrik, und sodann mangels 
verfügbarer Einkünfte des Gemeindevermögens erhoben werden 
für die gesetzlich fixierten Zwecke, nämlich für die Kosten 
des Real- und Personalbedürfnisses des Gottesdienstes, der 
Verzierung und inneren Ausstattung der Kirche, sowie der 
Baulast (Art. 5, 37)°). Filialkirchen, die eigenen ständigen 
Gottesdienst mit der Berechtigung hierzu abhalten *), stehen 
steuerrechtlich selbständig da (Art. 5). Die‘ Filialisten sind 
aber bei Insuffizienz der Filialkirche nicht verpflichtet, mit 
Umlagen zu den Kosten der Reparatur eines Pfarrhauses bei- 


pfälzischem Recht, ZKR. Bd. 39, 17 f., bes. 45—72; vgl. die 52 ff. in den 
Anm. verzeichnete Literatur und Judikatur. v. Seydel, Staatsrecht'!, 
Bd. 6, 310—313. v.Seydel, StR. des Königr. Bayern, 2. Aufl., 330 £. 
Silbernagl, Verfassung und Verwaltung, 417 f. Kalb, Beiträge zum 
Steuerrecht, 6 f. Von den Entscheidungen gibt eine gute Uebersicht: 
VGH. 18. Dezember 1896, Bd. 18, 116. 

1) So Tretzel 57—59. 

?) Tretzel 62 ff. 

3) Dieser Kreis der Umlagenzwecke ist grösser als im rechtsrheinischen 
Bayern. Meurer 318f. Tretzel 52 f. 

% Tretzel a.a.0. 59 ff. 70, z. B. protestantische selbständige 
Vikariate. Kasuistisches bei VGH. Bd. 10, 41; Bd. 12, 30; Bd. 14, 272. 287. 
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zutragen, wenn diese Kosten ohne Heranziehung des Stamnm- 
vermögens aus den Mitteln der Pfarrkirche bestritten werden 
können!). Die Ausübung des Umlagenrechts wird zur Pflicht 
für den Fall des Unvermögens der Kirchenfabrik und der 
beitragspflichtigen Zivilgemeinde (Art. 5) 2). 

2. Die Beitragspflicht?) trifft alle Religionsgenossen der 
betreffenden Pfarrei (Art. 5). Diese haben die für kirchliche 
Zwecke erhobene Gemeindeumlagen als Kirchengemeindeglieder, 
nicht als Zivilgemeindeglieder zu leisten *). Voraussetzung der 
Pflicht ist wie im rechtsrheinischen Bayern Konfessionszu- 
gehörigkeit, Domizil in der Pfarrei und steuerliche Veran- 
lagung?). Auch die Ausländer sind steuerpflichtig, falls bei 
ihnen die anderweitigen Voraussetzungen der Pflicht vor- 
liegen ©). Bei gemischten Ehen wird die Steuer, welche der 
Ehemann für sich und seine Frau entrichtet — wenn die Frau 
eigenes steuerpflichtiges Vermögen besitzt, die von beiden 
Ehegatten entrichtete Gesamtsteuer —, halbiert und jeder Ehe- 
gatte zur Hälfte herangezogen. Dabei haftet nach aussen der 
Ehemann für den auf seine Frau entfallenden Anteil (Min.-Erl. 
v. 3. Juni 1878)%). Bei Mischehen begründet die Benutzung 


!) VGH. 18. Dezember 1896, Bd. 18, 116. 

2) VGH. 7. Januar 1890, E. Bd. 12, 80. 

®) Tretzel a.a. 0. 54—57. 61—62. 71. 

*) Tretzel 55 behauptet das Gegenteil. Richtig Meurer, Grund- 
fragen 58. 

5) Die Pflichtigen sind bezüglich der Grundsteuer nur mit den inner- 
halb des Pfarrsprengels steuerlich veranlagten Objekten beitragspflichtig. 
VGH. 30. Mai 1888, E. Bd. 10, 41. VGH. 8. Oktober 1909, mitgeteilt 
Sörgel, Jahrbuch des Verwaltungsrechts, Bd. 2, 543. 

6) Pfälzer Reg.-Edikt vom 9. März 1844. Tretzel 62, Anm.]. 

”) Wand, Die GemO. für die Pfalz, 297°. Geib, Handbuch für die 
GemBehörden d. Pfalz, 2. Aufl., Bd. 2, 68. Meurer 325 und v. Seydel 
Bd. 6, 312, Anm. 3 bezeichnen diese Praxis als rechtswidrig, weil un- 
vereinbar mit dem Grundsatz der GemO., dass nur derjenige umlagepflichtig 
ist, der mit einer eigenen Steuer veranlagt ist, dieser aber auch nach 
Massgabe der ganzen Steuer. Vgl. auch die dort zit. E. VGH. 
30. Dezember 1892, und Alexander in Bl. f. adm. Pr. Bd. 45, 331. 
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von Kultuseinrichtungen durch Familienangehörige keine Bei- 
tragspflicht für das Familienoberhaupt ?). 


3. Der Umlagenfuss?). Den Verteilungsmassstab bildet 
die im Sprengel zu entrichtende Gesamtsteuer (Art. 5)°?). Be- 
steht die Pfarrei aus mehreren Gemeinden, so werden die 
Umlagen unter diese nach Verhältnis der von den Pfarr- 
genossen einer jeden derselben zu zahlenden Gesamtsteuer, bei 
verschiedener Leistungsfähigkeit in der Weise verteilt, dass die 
Leistungsfähigen mit Revenüen beitragen, im übrigen Umlagen 
erhoben werden. 


B. Das formelle Umlagenrecht ®). 


1. Die Steuerorgane. Als Steuerorgane kommt nicht der 
(katholische) Fabrikrat’) oder das (protestantische) Presbyte- 
rium €), sondern nur der verstärkte Gemeinderat in Betracht. Die 
katholische Kirchenfabrik ıst nicht, wie im rechtsrheinischen 
Bayern, die Anstalt einer Kirchengemeinde, sondern eine selb- 
ständige, an die Zivilgemeinde angelehnte Anstalt. Diese, nicht 
die Kirchengemeinde, ist Eigentümerin des Kirchenvermögens. 
Der Fabrikrat ist also reines Anstalts-(Stiftungs-)organ zur Ver- 
waltung des Kirchenvermögens; er gehört der Maire an‘). Eben- 
sowenig ist in der evangelischen Kirche die Kirchengemeinde 
Eigentümerin des Kirchenvermögens und somit vermögensfähige 
Korporation. Mithin ist das Presbyterium, obzwar innerkirch- 
liches Organ der Kirchengemeinde, doch kein Korporationsorgan 
zur Vermögensverwaltung, sondern Stiftungsorgan ®). Eine 


!) VGH. 24. Juli 1908, E. Bd. 29, 147. 
2) Tretzel a.a. 0. 56f. 

>) VGH. 30. Mai 1888, Bd. 10, 41. 

4) Meurer Bd. 1, 326—323. 

53) Meurer Bd. 1, 290—293. 

6) Meurer 31f. Tretzel 62£:. 

) Tretzel a. a. ©. 45—52. Meurer, Kirchenstiftung, 1910, 54, 


‘ 


Anm. 6. 
8) Tretzel.a.a. 0. 64f. 
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Kirchengemeindeversammlung besteht nicht!). Der verstärkte 
Gemeinderat der Zivilgemeinde?) ist ein eigenartiges Misch- 
organ aus gemeindlichen und kirchlichen Elementen. Den 
Grundstock bildet der Zivilgemeinderat. Zu dessen Bestand 
tritt in gewöhnlichen Fällen ein Ausschuss von drei bis fünf 
beitragspflichtigen Religionsgenossen aus der Mitte des Fabrik- 
rates bezw. Presbyteriums, in aussergewöhnlichen Fällen ausser- 
dem noch eine Reihe höchstbesteuerter Konfessionsgenossen °), und 
zwar so viel, als der Gemeinderat Mitglieder hat (Art. 7, 8)). 


2. Die Steuerveranlagung. — Ueber Umlagen für ge- 
wöhnliche, laufende (gesetzlich begründete) Kultusausgaben 
beschliesst in Verbindung mit den jährlichen Budgetverhand- 
lungen der verstärkte Gemeinderat. Er darf diese Umlagen 
nicht weigern, widrigenfalls Zwangsetatisierung durch die 
Kreisregierung (vorbehaltlich der Berufung an das Staats- 
ministerium des Innern, oder, wenn die Auferlegung einer 
rechtlich unbegründeten Leistung behauptet wird, an den Ver- 
waltungsgerichtshof) °) erfolgt (Art. 9). Der Umlagebeschluss 
bedarf der Genehmigung des Bezirksamtes (Art. 7; GemO. 
Art. 87)°%). Umlagen für aussergewöhnliche Kultusbedürfnisse 
sind mittels gesonderten Beschlusses zu beantragen. Zuständig 
ist, falls die ausserordentliche Umlage 10° der jährlichen 
Gesamtsteuer nicht übersteigt, der verstärkte Gemeinderat 
(Art. 10), falls sie 10° übersteigt, der besonders verstärkte 
Gemeinderat. Die Anträge auf ausserordentliche Umlagen be- 
dürfen der Genehmigung der Kreisregierung, bei Umlagen 
über 50% der des Landesherrn (Art. 10). Verweigert der 


6) 


!) Tretzel a.a.0O. 49. 50. 58. 
. Tretzel a.220.7411256. 


®) v. Seydel Bd. 6, 313, Anm. 1. 
*#) RegErl. v. 7. Februar 1860. 
5) G. v. 1837, Art. VII, IX. 6. v. 8. August 1870, Art. 10, Nr. 3. 
°) Diese Staatsaufsicht ist keine solche über eine kirchengemeind- 
liche Selbstverwaltung, sondern eine Stiftungskuratel. Tretzel a.a.O. 
Bd. 50, 67. 
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besonders verstärkte Gemeinderat die gesetzlich begründete 
Umlagenerhebung für ausserordentliche Kultusausgaben, so 
kann die Kreisregierung von Amts wegen eine Umlage bis zu 
10°0 verfügen (Art. 11). 

3. Die Steuererhebung. Nach Genehmigung des Umlage- 


_beschlusses fertigt zunächst der Fabrikrat bezw. das Presby- 


terium ein Verzeichnis der Umlagenpflichtigen, daraufhin das 
Bürgermeisteramt das Umlagenregister an. Die Erhebung der 
Umlagen erfolgt zugleich mit der der Gemeindeumlagen durch 
den Gemeindeeinnehmer. 

4. Umlagenstreitigkeiten sind, wie im rechtsrheinischen 
Bayern, im Verwaltungsstreitverfahren auszutragen; gegen die 
Entscheidung der Regierung kann Beschwerde an den Ver- 
waltungsgerichtshof eingelegt werden (G@. v. 8. August 1878 
Art L0#Nr. 13). 


II. Braunschweig?). 
8 98. 


I. Die evangelische Kirche. 


A. Das kirchliche Steuerrecht innerhalb der evangelisch- 
lutherischen Kirchengemeinden und Pfarrverbände. 

Wenn vom Kirchenvorstande oder dem Konsistorium kirch- 
liche Einrichtungen oder Bauten beschlossen sind, zu deren 
Ausführung von der Gemeinde Geldbeiträge aufgebracht werden 
müssen, so sind die Anträge wegen Bewilligung der Geld- 
leistungen unter Beifügung der erforderlichen Voranschläge bei 
dem betreffenden Gemeindevorsteher oder Stadtmagistrate an- 
zubringen, welcher darüber mit dem Gemeinderat bezw. mit 
den Stadtverordneten nach Massgabe der bestehenden gesetz- 
lichen Bestimmungen zu verfahren hat (G. v. 30. November 
1851 SS 27. 38). Weigert sich der Vorstand der politischen 


!) VGH. 7. Januar 1890, E. Bd. 12, 80. 
2) Siehe 8. 184, Anm. 3. 
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Gemeinde, der Aufforderung nachzukommen, so findet darüber 
ein Verfahren im Verwaltungswege statt. Erste Instanz ist 
die Kreisdirektion unter Zustimmung des Kreisausschusses, 
zweite Instanz unter Vermittlung der Staatsministeriums der 
Landesfürst (KVorst@. $ 28; Kr.-O. v. 5. Juni 1871 8 58). Die 
Anrufung der Kreisdirektion geschieht durch das Konsistorium. 
Der Kirchenvorstand selbst hat kein Recht, den Gemeindemit- 
gliedern Steuern aufzuerlegen !). 

Das Steuerrecht zu kirchlichen Zwecken ist für die Städte 
und für das Landgebiet in den Grundzügen und Grundsätzen 
einheitlich, in den Einzelheiten aber verschieden geregelt 
worden. Besondere Einrichtungen bestehen ausserdem in der 
Stadt Braunschweig. 


1. Die Aufbringung der Parochiallasten für kirchliche 
Einrichtungen und Bauten ?) in den Städten richtet sich nach 
dem Gesetz vom 26. Juni 1892°). Trägerin der Pflicht zur 
Aufbringung des kirchlichen Bedarfs für die Einrichtungen und 
Bauten der evangelischen Kirchengemeinden oder Pfarrverbände 
ist anstatt der Kirchengemeinde oder des Pfarrverbandes 
die Stadtgemeinde, welche in dem Pfarr- oder Kirchenbezirk 
belegen ist oder denselben in sich schliesst, jedoch vorbehalt- 
lich des Rückgriffs gegen Drittverpflichtete‘). So auch, wenn 
sich in der Stadt ausser der zu versorgenden Kirchengemeinde 
noch andere Kirchen- oder Pfarrgemeinden befinden, wenn die 
Beitragsbedürfnisse mehreren Kirchengemeinden (Pfarrverbän- 
den) gemeinschaftliche sind, ferner, wenn zu der zu versor- 
genden Kirchen- oder Pfarrgemeinde ausser dem Stadtbezirk 


!) v. Schmidt-Phiseldeck 123. 

?) Aufzählung der Lasten der Pfarrgemeinden und derjenigen der 
Kirchengemeinden bei v. Schmidt-Phiseldeck 98f. Der dort ange- 
gebene Kreis ist geschlossen und kann nur durch G. erweitert werden. 

®) AKBl. 1893, 100. 

*) Dem herzoglichen Konsistorium steht das Recht zu, einen solchen 
Drittverpflichteten unmittelbar in Anspruch zu nehmen oder durch den 
Kirchenvorstand dazu anhalten zu lassen. KVorstG. $ 31. 
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noch andere Ortschaften gehören und der auf die städtischen 
Teile entfallende Beitragsanteil nach gesetzlicher Vorschrift im 
Verwaltungswege festgestellt ist !), endlich in der Stadt Braun- 
schweig bei der Aufbringung der erforderlichen Zuschüsse zur 
Gemeindekirchenkasse (G. $ 1; KVorst@. $$ 29—31. 38; G. v. 
9. April 1864 8 6). Diese Bestimmungen können durch städti- 
sches Statut auch auf den Fall übertragen werden, wo die 
Stadtgemeinde ohne Rechtspflicht Leistungen zu kirchlichen 
Bedürfnissen übernimmt ($ 5). Hand-, Fuhr- und Botendienste 
werden in Geld geschätzt ($ 3). Beitragspflichtig sind die 
Mitglieder der Kirchengemeinde. Befreiung ?) geniessen Anders- 
gläubige (Reformierte, Katholiken, Juden und Dissidenten) be- 
züglich ihres Einkommens, doch können sie vom Grundbesitz 
herangezogen werden; ferner Kirchendiener hinsichtlich ihres 
Diensteinkommens und ihre Witwen hinsichtlich ihres Wittums. 
Doch können die Geistlichen durch städtisches Statut für 
pflichtig erklärt werden. Die Gründe der gesetzlichen Be- 
freiung von der Einkommensteuer gelten auch für die Kirchen- 
steuer. Endlich können durch städtisches Statut aus be- 
sonderen örtlichen Gründen noch andere Befreiungen, ins- 
besondere Freilassung oder geringere Heranziehung gewisser 
unterer Steuerklassen, bestimmt werden. Die Beiträge sind 
nach dem Kommunalsteuerfuss aufzubringen ($ 2). Das Ver- 
anlagungs-, Beschwerde-°), Erhebungs- *) und Beitreibungs- 
verfahren richtet sich nach den für die Gemeindeeinkommen- 
steuer geltenden Grundsätzen. Die Gemeindekirchensteuer ist 
aber gesondert von der Gemeindesteuer zu veranlagen und ihre 
Einnahme gesondert zu verrechnen. Die aufgebrachten Summen 
werden von der Stadtgemeinde den kirchlichen Organen zur 
Verfügung gestellt ($ 4). 


!) KVorstG. $ 29, Abs. 1—3 in Verb. mit KreisO. v. 5. Juni 1371, 
858, Nr. 88, 

2) Vgl. auch v. Schmidt-Phiseldeck 93, Anm. 4. 

3) Gemeindeabgabengesetz 1899, 88 60 ff. 

*) Städteordnung 1892, $ 192. Gemeindeabgabengesetz $ 79. 


Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht, 3l 
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2. Inden Landgemeinden richtet sich die Aufbringung 
der Parochiallasten (eingehende Kasuistik in $ 2) nach den 
Gesetzen vom 18. Juni 1864 und 24. Mai 1894. Die Auf- 
bringung der durch kirchliche Einrichtungen oder Bauten ent- 
stehenden Kosten seitens der Zivilgemeinden geschieht in allen 
Fällen, in denen die verordneten Mittel und Einkünfte erschöpft 
oder nicht ausreichend sind, ausschliesslich nach dem für die Auf- 
bringung der Gemeindeabgaben bestimmten Massstabe (G@. 1864 
$ 1 gemäss G. 1894). Verpflichtet sind die gemeindeabgaben- 
pflichtigen Kirchengemeindemitglieder, soweit die Steuer vom 
Grundbesitz erhoben wird, auch die nicht der Kirchengemeinde 
angehörigen Ortsgemeindegenossen. Steuerbefreiung geniessen 
ausser den Andersgläubigen (Reformierten, Katholiken und 
Juden) die Kirchen- und Schuldiener bezüglich ihrer Dienst- 
grundstücke und ihres Diensteinkommens sowie ihre Witwen 
bezüglich des Wittums, soweit ihnen bis 1864 tatsächlich die 
Steuerfreiheit zugestanden war (G. 1864 $ 4). Detailvorschriften 
regeln die Aufbringpflicht der durch Abhaltung auswärtigen 
Gottesdienstes entstehenden Kosten (G. 1864 $ 3a gemäss 6. 1894). 
Für das steuerliche Verfahren gelten auch hier die für Ge- 
meindeabgabenerhebung massgebenden Vorschriften. Die Ein- 
ziehung geschieht durch die Gemeinden!); die Zwangsvoll- 
streckung erfolgt auf Antrag der Kirchengemeinden oder des 
Konsistoriums nach dem Gesetz vom 9. April 1888, betreffend 
das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geld- 
beträgen, in der Fassung des Gesetzes vom 12. Juni 1899, 


B. Das Besteuerungsrecht in der evangelisch-luthe- 
rischen Landeskirche. 


Zu einem solchen sind nur Ansätze vorhanden. Ausge- 
staltung hat es nicht erfahren. Sollen für allgemeine kirch- 
liche Zwecke Geldmittel auf Vorschlag der Kirchenregierung 
aufgebracht werden, so bedarf es der Bewilligung dieser Geld- 


') Einziehung: Landgemeindeordnung 1892,$ 134. Gemeindeabgaben- 
gesetz 1899, $ 79. 
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mittel durch die Landessynode. Diese fasst ihre Beschlüsse 
(überhaupt) bei Anwesenheit von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Mitgliederzahl mit absoluter Stimmenmehrheit der Anwesenden 
(G., die Errichtung einer Landessynode und eines Synodalaus- 
schusses betr., vom 31. Mai 1871 $$ 20 Nr. III. 22). Solange 
die Kirchendiener des Landes von der Gemeindekirchensteuer 
hinsichtlich ihrer Dienstgrundstücke und ihres Diensteinkom- 
mens befreit sind, sollen sie in der Synode bei der Bewilligung 
von Geldmitteln nicht mitstimmen. Die Aufbringung der be- 
willigten Summen soll durch Leistung der Kirchengemeinden 
erfolgen, auf welche also die Gesamtsumme zu verteilen ist. 
Ueber den Beitragsfuss ist nichts verordnet. 


C. Der evangelisch-reformierten Kirchengemeinde 
in der Stadt Braunschweig ist durch Gesetz vom 14. März 1904 
(betr. die Einführung einer Kirchensteuer zur Aufbringung der 
der reformierten Kirchengemeinde in der Stadt Braunschweig 
obliegenden Lasten) ein Besteuerungsrecht zur Aufbringung der 
für ihre Bedürfnisse erforderlichen und nicht durch andere 
Einnahmen gedeckten Mittel verliehen worden ($ 1). Das Pres- 
byterium hat jährlich im Oktober dem Stadtmagistrat einen 
Voranschlag über die für das laufende Gemeinderechnungsjahr 
zu erwartenden Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde ein- 
zureichen. Der Magistrat hat den Voranschlag zu prüfen und 
mit seinem Berichte der Herzoglichen Kreisdirektion vorzu- 
legen, welche den Voranschlag feststellt. Der auf diesem Wege 
festgestellte Minderbetrag der sonstigen Einnahmen gegen die 
Ausgaben ist durch die Steuer aufzubringen ($ 3). Steuer- 
pflichtig sind die in der Stadt Braunschweig wohnenden Mit- 
glieder der reformierten Kirchengemeinde ($ 1). Geistliche und 
andere Kirchendiener der Kirchengemeinde sind, wenn nicht 
das Presbyterium anderes bestimmt, hinsichtlich ihres Dienst- 
einkommens, ihre Witwen hinsichtlich ihrer Witwenbezüge 
beitragsfrei. Die Gründe der gesetzlichen Befreiung von den 
Gemeindeeinkommensteuern gelten auch für die Kirchensteuer 
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($ 2). Die Steuer ist nach dem ‘Gemeindesteuerfusse aufzu- 
bringen ($ 2). Ueber ihre Erhebung hat zunächst das Pres- 
byterium der reformierten Kirche zu bestimmen ($ 1). Das 
Veranlagungs-, Beschwerde-, Erhebungs- und Beitreibungs- 
verfahren regelt sich nach den für die Gemeindeeinkommen- 
steuer geltenden Grundsätzen. Die Gemeindekirchensteuer ist 
aber getrennt von der Gemeindesteuer zu veranlagen, ihre Ein- 
nahmen sind gesondert zu verrechnen ($ 4). Die erhobenen 
Steuerbeträge hat die Stadtgemeinde vierteljährlich an das 
Presbyterium der reformierten Kirche abzuführen ($ 5). Ueber 
die der Stadtgemeinde von der reformierten Kirchengemeinde 
zu entrichtende Vergütung beschliessen die städtischen Be- 
hörden mit Genehmigung des Herzoglichen Staatsministeriums 


($ 6). 


II. Das Besteuerungsrecht der katholischen 
Kirchengemeinde in der Stadt Braunschweig beruht auf 
dem Gesetz vom 7. Dezember 1898. Die Gemeinde kann zur 
Aufbringung der für ihre Bedürfnisse nötigen, anderweitig 
nicht gedeckten Ausgaben eine Kirchensteuer von ihren Mit- 
gliedern nach dem Gemeindesteuerfuss erheben. Ausschreibung 
und Einziehung der Steuer besorgt der Magistrat auf Grund 
eines von der Kreisdirektion genehmigten Voranschlages. 


Dritter Teil, 


Grundsätze des Kirchensteuerrechts. 


(Das Rechtsinstitut der Kirchensteuern.) 


S 99. Einführung. 


Die Vorarbeit für den dritten Teil unserer Ausführungen 
bestand zunächst darin, alle irgendwie bedeutsamen Rechts- 
gedanken, welche sich aus der Darstellung der einzelnen 
steuerrechtlichen Entwicklungsgänge und der einzelnen gel- 
tenden Steuerrechtsordnungen ergeben, aufzusuchen, zu formu- 
lieren und ihre Bedeutung innerhalb der einzelstaatlichen 
Steuersysteme zu ergründen. Eine weitere Vorarbeit war so- 
dann, die gefundenen prinzipiellen Gesichtspunkte der einzelnen 
Steuersysteme miteinander zu vergleichen, die gemeinsamen 
Züge und die Abweichungen festzustellen und hieraus wissen- 
schaftliche Schlüsse auf die Doktrin eines „deutschen“ Kirchen- 
steuerrechts zu ziehen. 

Hieraus ergibt sich die eigentliche Aufgabe des dritten 
Teiles der Abhandlung. Sie beruht nämlich darin, auf der 
Grundlage der wesentlichen Rechtsideen, die dieses deutsche 
‘Kirchensteuerrecht ausmachen, einerseits den inneren Aufbau 
des Rechtsinstitutes der Kirchensteuern aufzuklären, ander- 
seits die Bedeutung zu würdigen, welche es historisch und 
dogmatisch für die kirchliche und staatliche Rechtsordnung 
bis zur Stunde gewonnen hat. 

Zur Erkenntnis des inneren Aufbaues der noch ziemlich 
jungen Rechtseinrichtung der Kirchensteuern bedarf es zu- 
nächst einer genauen Prüfung ihrer rechtlichen Grundlagen; 
es wird zunächst zu untersuchen sein, welchen Quellen ihre 
einzelnen Normen ihre Entstehung verdanken, wie diese Quellen 
sich in ihrer Kompetenz zueinander verhalten, in welcher Form 
sie fliessen und welcher Rechtsinhalt ihnen entströmt. So- 
dann wird die rechtliche Organisation zu skizzieren sein, deren 
Existenz die Ausübung des kirchlichen Steuerrechts bedingt, 
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weiterhin das der Handhabung des Steuerrechts zu Grunde 
liegende materielle Recht, das uns über Steuerbedarf, Besteue- 
rungsbefugnis, Steuerpflicht und Steuerumlage Aufschluss gibt, 
endlich das bei der Besteuerung zu beobachtende Verfahren, der 
Steuerprozess mit seinen beiden Stadien der Feststellung und 
der Verwirklichung der Steuerforderungen. Auf Grund dieser 
Erörterungen wird es dann nicht schwer fallen, als Ergebnis die 
rechtliche Natur des Kirchensteuerinstituts zu charakterisieren, 
den Begriff wissenschaftlich abzugrenzen und zu definieren. 

Ein vollständig abgerundetes Bild der Kirchensteuern er- 
halten wir aber erst dann, wenn wir auch die Rolle, die sie 
trotz ihrer Jugend bis jetzt schon in der Rechtsordnung ge- 
spielt haben, in kurzen Zügen würdigen. Entsprechend dem 
Dualismus der beiden Rechtsordnungen, in die das neue Rechts- 
institut hineingesetzt ist, ist bei der Betrachtung dieser Wirk- 
samkeit des Steuerbegriffes zu unterscheiden seine Bedeutung 
für die kirchliche und für die staatliche Rechtsordnung. Wäh- 
rend hier sein Einfluss von geringerem Gewicht war, hat er für 
die kirchliche Rechtsordnung um so grössere Bedeutung ge- 
wonnen. Es wird in dieser Hinsicht zunächst zu prüfen sein, 
inwiefern die Kirchensteuern bei ihrer Einfügung in die kirch- 
liche Verfassungsorganisation dieselbe in wesentlichen Be- 
ziehungen praktisch modifiziert, wie sie das Gebäude der 
kirchlichen Rechtswissenschaft durch Einführung neuer, mo- 
derner Rechtsgedanken erweitert und so nach beiden Rich- 
tungen zur Fortbildung des Kirchenrechts beigetragen haben. 
Es wird weiter zu erwägen sein, in welcher Weise die Kirchen- 
steuern auf eine gewisse Angleichung der im übrigen so ver- 
schiedenen kirchlichen Rechtsordnungen hingewirkt, vor allem 
aber, welchen Einfluss sie auf die Stellung der Kirchen zum 
Staate ausgeübt, ob sie die Verquickung von Staat und Kirche 
oder die Trennung beider Mächte gefördert, wie sie über- 
haupt auf das grosse Problem des Verhältnisses von Staat 
und Kirche gestaltend eingewirkt haben. 


Ben? 


Erster Abschnitt. 


Der innere Aufbau des Rechtsinstitutes der 
Kirehensteuern. 


Kapitel 1. 
Die Rechtsquellen. 


5 100. I. Rechtsgrundlage. 


Als Rechtsgrundlage, auf welche das Institut der Kirchen- 
steuern sein Dasein als Rechtseinrichtung stützen kann, kommt 
sowohl die kirchliche als auch die staatliche Rechtsordnung 
in Betracht. Beide Rechtsordnungen erheben Anspruch dar- 
auf, an der Regelung der Materie des kirchlichen Steuerrechts 
teilzunehmen. Welcher von ihnen ist aber die prinzipielle 
Zuständigkeit zur Normierung dieser Materie zuzusprechen ? 
Diese Frage lässt sich nicht beantworten, ohne dass man kurz 
in eine Prüfung der Kompetenzabgrenzung beider Rechtsord- 
nungen eintritt. 


$ 101. HO. Prinzipielle Kompetenzabgrenzung. 


Versuchen wir zunächst eine prinzipielle Kompe- 
tenzabgrenzung der kirchlichen und der staat- 
lichen Rechtsordnung in der Steuermaterie, so be- 
rühren wir damit das schwierige Problem der Abgrenzung der 
Zuständigkeit und des rechtlichen Herrschaftsbereiches von 
Staat und Kirche überhaupt. Es kann hier nicht unsere Auf- 
gabe sein, dieses Problem in seinem ganzen Umfange aufzu- 
rollen. Eine kurze Stellungnahme muss genügen ?). 


!) Es sei hier ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die im fol- 
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Auszugehen ist dabei vom Verhältnis der kirch- 
lichen und der staatlichen Rechtsordnung zueinander. 
Während die staatliche Rechtsordnung eine Monopolstellung 
als einzige Rechtsquelle beansprucht und den kirchlichen 
Normen nur den Charakter autonomer !) Satzungen zuerkennt, 
verlangt die kirchliche Rechtsordnung Anerkennung als gleich- 
falls originäre und selbständige Rechtsquelle, als der staat- 
lichen nicht untergeordnete, sondern gleichgestellte Rechts- 
ordnung ?); sie begnügt sich anderseits heute auch damit. Die 
Entscheidung, welcher der beiden Ansprüche der allein ge- 
rechtfertigte ist, kann der Rechtswissenschaft trotz aller er- 
neuten Versuche niemals gelingen. Ein solches Unternehmen 
würde ihre Grenzen überschreiten. Denn die Rechtswissenschaft 
kann nur mit Rechtsbegriffen arbeiten, also mit solchen, die 


genden vertretene Auffassung über die Abgrenzung des rechtlichen Wir- 
kungskreises von Staat und Kirche den Ausführungen nicht widerspricht, 
die ich in meiner Schrift „Die Grundrechte“ (Abhandlungen aus dem 
Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, herausg. von Zorn und Stier- 
Somlo, Bd. 1, Heft 2, 1905) über die Allmacht des Staates und seiner 
Rechtsordnung gemacht habe; denn jene Ausführungen bewegen sich 
ausschliesslich auf dem Boden des staatlichen Rechtes und betreffen 
lediglich das Verhältnis des Staates zu den Individuen, vermeiden es 
hingegen grundsätzlich, zu der Frage des kirchlichen Rechts und seiner 
originären Existenzberechtigung neben dem staatlichen Stellung zu nehmen. 

!) So neuerdings noch Anschütz im Jahrb. des öffentl. Rechts, 
Ba.1, 237. Mejer, Lehrb. d. KR.°, 1869, 5. Ders. in ZKR. Bd. 11, 
278#. Thudichum, Deutsches KR., 1877, Bd. 1, 130 ff. Zorn, KR. 
2.6ff. E. Mayer, Kirchenhoheitsrechte des Königs von Bayern, 1884, 
122. 128. Hinschius, Staat und Kirche, 257, Anm. 1, 263, Anm. 1. 
v. Ihering, Zweck im Recht, 1893, Bd. 1, 321. 

?) Vertreter dieser Ansicht: Rothenbücher, Die Trennung von 
Staat und Kirche, 1908, 443—447 (mit Beschränkung vorzugsweise auf 
das katholische Recht); auch für das evangel. Recht: Friedrich in 
ZKR. 1906, 75 ff. Stutz, KR. in v. Holtzendorff-Kohlers Enzy- 
klopädie Bd. 2, 901ff. Ders., Kirchliche Rechtsgeschichte, 1905, 11 ff. 35 £. 
Ders., Der neuste Stand des deutschen Bischofswahlrechtes, in seinen 
Kirchenr. Abhandl., Heft 58, 1909, 16 Anm. 6, 21 Anm.5. Sägmüller, 
Lehrb. d. kathol. KR.?, 1909, 6f. Freyer im AKKR. Bd. 87, 412 £. 
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nicht aprioristisch dem Geiste irgend eines Individuums ent- 
sprungen, sondern selbst wieder dem Bestande einer gewissen 
rechtlichen Ordnung entnommen sind. Welche rechtliche Ord- 
nung könnte aber diejenigen Handhaben bieten, die zur Lösung 
jenes Konfliktes erforderlich sind? Dazu ist aus Gründen der 
Logik weder die eine noch die andere fähig, dazu kann nur 
eine dritte, begrifflich von jenen beiden getrennte Rechtsord- 
nung im stande sein. Da nun eine solche dritte Rechtsord- 
nung, ein gemeinschaftlicher Rechtsboden, von dem aus man 
an die Klärung des Problems herantreten könnte, nicht exi- 
stiert, so lässt sich das Problem überhaupt nicht auf recht- 
lichem Wege und mit rechtlichen Mitteln lösen!). Wo aber 
das Recht versagt, bleibt nur die Macht der Tatsachen übrig. 
Es ist also lediglich eine Tatfrage, ob die kirchlichen Normen 
die Kraft besitzen, ihre Anerkennung als Rechtsordnung neben 
der (ihrer Rechtsnatur nach unbestrittenen) staatlichen Rechts- 
ordnung durchzusetzen. Wer ihnen diese Macht abspricht, 
wird nur die staatlichen Normen als Rechtsordnung bezeichnen 
dürfen; wer ihnen diese Macht zuerkennt, wird neben den 
staatlichen Normen auch die kirchlichen Normen als Rechts- 
ordnung anerkennen müssen. Bei der Wahl der Entscheidung 
werden die jeweiligen, ständig wechselnden tatsächlichen 
Machtverhältnisse den Ausschlag geben. Während im Mittel- 
alter die Macht der kirchlichen Normen von hervorragender 
Bedeutung war, hat sie mit dem zunehmenden Erstarken der 
Staatsgewalt und damit der Kraft der staatlichen Normen er- 
heblich nachgelassen. Auch heute ist die Verteilung der 
Macht auf Kirche und Staat nicht konstant, sondern immer 
noch ständigem Wechsel unterworfen. 

Wie man nun aber auch nach den jeweiligen Umständen 
und Machtverhältnissen seine Entscheidung fällen mag, in 
keinem Falle wird auf Grund der getroffenen Wahl eine prin- 
zipielle Abgrenzung der Zuständigkeit und des 


IS tutza KR. 370.905 8. 
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rechtlichen Herrschaftsbereiches von Staat und Kirche ge- 
lingen. Erkennt man der staatlichen Rechtsordnung die von 
ihr beanspruchte Monopolstellung zu, so fällt die Frage der 
Kompetenzabgrenzung ganz dahin, weil der Staat es dann ja 
einseitig in der Hand hat, die Grenzen seines Wirkungskreises 
der Kirche gegenüber zu bestimmen und damit zugleich die 
kirchliche Kompetenz abzugrenzen. Von einer anderweitigen 
Kompetenzabgrenzung kann dann nicht mehr die Rede sein. 
Erkennt man hingegen neben der staatlichen die kirchliche 
als gleichberechtigte Rechtsordnung an, so bedingt diese 
Stellungnahme, abgesehen von diesem lediglich formellen An- 
erkenntnis der Koordination beider Faktoren, nach unseren 
früheren Darlegungen auch materiell das Zugeständnis, dass 
die Abgrenzung des Zuständigkeitsbereiches beider Faktoren 
eben mangels eines dritten Rechtsbodens, der dazu die ge- 
eignete Grundlage bieten könnte, rechtlich ausgeschlossen ist. 
Allerdings steht nichts im Wege, dass Staat und Kirche in 
der Form gegenseitiger Vereinbarung einen Bereich beiden 
Rechtsgebieten gemeinsamer Normen schaffen, von dem aus 
dann manche Streitfragen entschieden werden können. Damit 
ist jedoch nur ein Notbehelf zur Entscheidung eben jenes be- 
stimmt abgegrenzten Kreises von Fragen hergestellt, nicht 
aber eine Rechtsgrundlage erzielt, von der aus eine prinzipielle 
Grenzziehung zwischen der Zuständigkeit beider Mächte mög- 
lich wäre. Wir gelangen also zu dem Ergebnis, dass unbe- 
kümmert um die mögliche Stellungnahme, die man zur Frage 
des Verhältnisses von kirchlicher und staatlicher Rechtsord- 
nung einnehmen kann, in allen Fällen eine prinzipielle Ab- 
grenzung der Kompetenz und des Herrschaftsbereiches beider 
Faktoren aus rechtswissenschaftlichen Erwägungen nicht her- 
zuleiten ist. 

Wenden wir dieses Resultat auf unsere Frage an, so er- 
gibt sich, dass auch eine aus rechtlichen Erwägungen zu de- 
duzierende prinzipielle Zuständigkeit zur Regelung 
des kirchlichen Steuerrechts weder der staatlichen noch 
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der kirchlichen ‚Rechtsordnung !) zukommt, dass selbst bin- 
dende Abmachungen zwischen Staat und Kirche keinen grund- 
sätzlichen Anhaltspunkt zur Lösung zu gewähren vermögen, 
sondern die Grenzziehung lediglich auf Grund der tatsächlichen, 
den jeweilig verschiedenen Umständen zu entnehmenden Macht- 
fülle des einen oder anderen Faktors geschehen kann. Es 
erscheint hiernach nicht erforderlich, in diesem Zusammen- 
hange auf die vielfach ausgesprochene ?) These näher einzu- 
gehen, Träger der Steuerhoheit sei in vollem Umfange allein 
der Staat°®). Ihre Richtigkeit mag aus anderen Gesichts- 
punkten *) zutreffen, sie ergibt sich jedenfalls nicht aus Grund- 
sätzen der Kompetenzabgrenzung. 


S 102. IH. Faktische Kompetenzabgrenzung. 


Es bleibt aber noch der Versuch einer faktischen Kom- 
petenzabgrenzung der kirchlichen und staatlichen 
Rechtsordnung in der Steuermaterie auf Grund des 
tatsächlich geltenden deutschen Kirchensteuerrechts und die 
Feststellung der daraus zu ziehenden Folgerungen. 

De facto sind heute in Deutschland beide Rechtsord- 
nungen an der Schaffung und Regelung des Rechtsinstitutes 


!) Die Ausführungen, mit denen das eine oder das andere oft ver- 
fochten wird, gehören nicht mehr der Rechtswissenschaft, sondern der 
Politik an. 

?) Aus anderen Gründen — darüber später — richtige. 

») Für die originäre Finanzhoheit der Kirche: Kreuzer, Referat 
über die allgem. Kirchensteuer, 3, Heiner, Das Besteuerungsrecht der 
Kirche, im AKKR. Bad. 77,340 ff. Knecht in Bachems Staatslexikon , 
Bd. 3, 1910, 249. Für die ausschliessliche Finanzhoheit des Staates: Fui- 
sting, Die pr. direkten Steuern, IV., Grundzüge der Steuerlehre, 1. 
Kalb, Beiträge zum Steuerrecht, 2 f. Begr. z. preuss. Staatsges. v. 14. Juli 
1905, Herrenhausverh. 1904/05, Anl. Bd.1, 526, und Crisolli-Schultz3. 
Pr2OVGs15. Mais1908, DIA BA.) 77. 

*) Nämlich daraus, dass nur der Staat das für jedes Steuerrecht 
notwendige Zwangsmoment garantiert. 
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der Kirchensteuern beteiligt. Bald überwiegt der Anteil der 
Kirche, bald der des Staates. Dabei ist die Verteilung zwischen 
kirchlicher und staatlicher Normierung der Materie für die 
einzelnen Kirchen sehr verschieden. Während die katholische 
Kirche im Mittelalter eigene Steuern (z. B. die päpstlichen 
Kreuzzugssteuern) auszubilden verstanden hat, regelt sie heute 
ihr Besteuerungsrecht kaum noch selbständig. Sie betont zwar 
immer noch die Befugnis dazu als ein ihr zustehendes Recht }), 
überlässt seine Ausübung aber fast ganz dem Staate und be- 
gnügt sich damit, hier und da Ausführungsbestimmungen und 
geschäftliche Instruktionen zu erlassen. Ganz anders die Ent- 
wicklung in den meisten evangelischen, zumal den norddeut- 
schen Kirchen. Da ihre ganze Verfassungsorganisation mehr 
als die der katholischen Kirche dazu angetan ist, die Aus- 
übung einer der staatlichen ähnlichen kirchlichen Gesetzgebung 
zu ermöglichen, konnte ihnen der Staat in erheblichem Um- 
fange die Regelung des Steuerrechts überweisen. Die ein- 
schlägigen kirchlichen Normen äussern sich vorwiegend über 
die Aufbringung des kirchlichen Bedarfs, den Kreis der Pflich- 
tigen, Steuerfuss, Veranlagungsorgane, Veranlagungsverfahren 
und Erhebung der Steuer, und zwar sowohl in den Kirchen- 
gemeinden, als ganz besonders in den höheren kirchlichen Ver- 
bänden. Der Staat beschränkt sich darauf, diese kirchlichen 
Bestimmungen kraft seines Oberaufsichtsrechts zu bestätigen 
und kraft seines Schutzrechtes zu ergänzen. Er behält sich 
kraft des Oberaufsichtsrechtes die staatsaufsichtliche Bestäti- 
gung neuer Kirchengesetze vor, macht ferner die Wirksamkeit 
der konkreten Steuerfestsetzungen (in der Regel wenigstens) 
von der Zustimmung staatlicher Behörden abhängig, verhütet 
durch besondere Massnahmen die ihm als eigenem (staatlichem) 
Steuergläubiger ?) schädliche Ueberbürdung der kirchlichen 
Zensiten mit zu grosser kirchlicher Steuerlast und gewährt 


) Kreuzer 3f. 
?) Dove im AKBl. 1870, 456. 
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endlich diesen die Möglichkeit, gegen Beschwerungen bei der 
Heranziehung seinen verwaltungsgerichtlichen Schutz anzu- 
rufen. Kraft des Schutzrechtes stellt er der Kirche seinen 
weltlichen Arm zur Verfügung und gewährt ihr die gesetzliche 
Garantie staatlichen Zwanges zur Durchsetzung der Steuer- 
ansprüche. Natürlich sind alle diese Massnahmen und An- 
ordnungen auch in den für die katholische Kirche erlassenen 
Kirchensteuergesetzen enthalten. Doch enthalten die letzteren 
ausser diesen Massnahmen und Anordnungen als weiteren Be- 
standteil auch die im evangelischen Kirchensteuerrecht der 
Kirche selbst zur Regelung überlassenen Bestimmungen. Un- 
gerechtfertigt wäre es aber, in diesem verschiedenen Verhalten 
des Staates, in diesem Dualismus der Gesetzgebung bei vielen 
evangelischen Kirchen im Gegensatz zur einseitigen Staats- 
gesetzgebung gegenüber der katholischen Kirche eine Bevor- 
zugung der evangelischen durch Gewährung grösserer Freiheit 
und eine damit verknüpfte Benachteiligung der katholischen 
Kirche zu erblicken. Diese Ungleichheit ist nur eine formale, 
da, wie wir sogleich sehen werden, die staatliche Regelung 
des katholischen Kirchensteuerrechts weniger aus dem Gesichts- 
punkt der Beaufsichtigung der Kirche als aus dem des Schutz- 
rechtes und im Einvernehmen, ja man kann beinahe sagen, 
auf Wunsch der Kirche geschieht. 

Tritt bei dieser Sachlage der katholischen Kirche gegen- 
über infolge der meist einseitigen staatlichen Regelung die 
tatsächliche Kompetenzverteilung bei der Regelung des 
Kirchensteuerrechts nicht so klar in die Erscheinung, so ist 
eine solche doch für die evangelische Kirche deutlich festzu- 
stellen. Hier erscheint eine Mitwirkung des Staates bei der 
Normierung des kirchlichen Steuerrechts aus prinzipiellen 
Gründen erforderlich, nämlich zunächst allgemein zur Hand- 
habung des auch von der Kirche nicht bestrittenen staatlichen 
Oberaufsichtsrechts, im besonderen sodann wegen des eigenen 
Finanzinteresses des Staates daran, dass die Steuerkraft der 
Individuen nicht völlig durch kirchliche Steuern erschöpft werde, 
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und wegen des weiteren staatlichen Interesses an genügendem 
Rechtsschutz der kirchlichen Zensiten gegen die Besteuerung, 
endlich und nicht zum letzten auch wegen der Notwendigkeit 
der gesetzlichen Gewährleistung eines Beitreibungszwanges, 
welcher der Kirche selbst fehlt. Für alle diese Momente wird 
aus den bei uns herrschenden tatsächlichen Verhältnissen eine 
grundsätzliche staatliche Kompetenz zur Regelung der Kirchen- 
steuermaterie gefolgert werden dürfen und müssen. Dagegen 
gehören alle anderen Momente dieser Materie prinzipiell zum 
Regelungsbereich der Kirche, was jedoch nicht ausschliesst, dass 
sie (wie bei der katholischen Kirche) vorsorglich durch fakultatives 
Einschreiten der staatlichen Rechtsordnung normiert werden, 


8 103. IV. Form der Regelung der Materie. 


Die Form der Regelung der Kirchensteuermaterie wurde 
nach einer Richtung bereits kurz angedeutet. In Erweiterung 
und Ausgestaltung des modernen Grundsatzes, dass bei jeder 
Besteuerung den Besteuerten selbst Gelegenheit zur Aeusse- 
rung zu geben sei, hat es sich der moderne Staat im Inter- 
esse der Unterhaltung guter und friedlicher Beziehungen zur 
Kirche schon seit geraumer Zeit fast allerorts zur Regel ge- 
macht, kein kirchliches Steuergesetz für die Kirche zu er- 
lassen, ohne sich zuvor ihres Einverständnisses mit dem In- 
halt der beabsichtigten staatlichen Regelung zu vergewissern. 
In allen grösseren Staaten — Preussen, Bayern, Baden u. s. w. — 
ist diese Erscheinung wahrzunehmen. Allerdings ist die Form 
der Anhörung kirchlicher Behörden und der Einholung kirch- 
licher Aeusserungen und Wünsche im einzelnen ausserordent- 
lich verschieden. Oft tritt die staatliche Gesetzgebung über- 
haupt erst auf kirchliche Anregung hin in Tätigkeit, wartet 
also die Initiativanträge der Kirche ganz ab !); oder der Staat 


!) Eine solche Anregung seitens der Kirche führte in Preussen zur 
Einführung der Kirchensteuern in den katholischen Gesamtverbänden. 
Freyer im AKKR. Bd, 37, 435. Drucks. d. pr. Abg.-H. 1903, Anlagen, 
Bd. 4, 2260. 
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legt den Gesetzentwurf vor der Einbringung im Parlament der 
Kirche zur gutachtlichen Aeusserung vor!); oder er lässt die 
Sanktion oder auch das Inkrafttreten des beschlossenen Ge- 
setzes von der Aeusserung der Genehmheit der Kirche ab- 
hängen ?); oder er stellt endlich das erlassene und verkündete 
Gesetz der Kirche gleichsam zur Verfügung und wartet ihren 
Antrag, es für die betreffende Kirche anwendbar zu erklären, 
ab°). Die ziemlich ständige Handhabung dieses Modus ver- 
folgt aber lediglich den Zweck, den einseitigen Erlass von 
Kirchensteuergesetzen durch den Staat nicht als staatlichen 
Eingriff in kirchliche Angelegenheiten, sondern gewissermassen 
als Ausfluss des staatlichen Schutzrechtes über die Kirche er- 
scheinen zu lassen. Obwohl aus diesem Grunde kirchlicher- 
seits volles Einverständnis mit jenem Vorgehen des Staates 
besteht, so ist dasselbe doch noch weit entfernt, eine gewohn- 
heitsrechtliche Uebung oder eine stillschweigende, beide Teile 
bindende Vereinbarung zwischen Staat und Kirche darzustellen. 
Rechtlich ist darin überhaupt kein Präjudiz für die Ueber- 
leitung dieser Materie in die Form vertraglicher Regelung, 
sondern lediglich eine einseitige staatliche Handlungsweise zu 
erblicken, aus der kein Rechtsgrundsatz für eine Kompetenz- 
verteilung zwischen Staat und Kirche zu abstrahieren ist. 
Wohl aber bestehen für konkrete Einzelfragen bereits 
— ausser den einseitig staatlichen und kirchlichen Rechts- 
regeln — Normierungen, die durch Vereinbarung zwischen 
Staat und Kirche geschaffen sind und daher Vertragsrecht 
bilden, deren einseitige Abänderung mithin als ausgeschlossen 
betrachtet werden muss. Hierhin darf z. B. das Statut ge- 


') So geschah es beim preuss. katholischen Kirchensteuergesetz vom 
14. Juli 1905 und mit dem Entwurf der bayerischen Kirchengemeinde- 
ordnung. 

2) So beim neuen bayerischen Landeskirchensteuergesetz vom 
15. August 1908. 

3) So beim badischen OKStG. vom 26. Juli 1888 und LKStG. vom 
18. Juni 1892. 
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rechnet werden, welches von der Einrichtung des hessischen 
Diözesankirchenvorstandes handelt. 

Im übrigen ist die Form der einseitig staatlichen und 
kirchlichen Steuergesetzgebung i. w. S. die denkbar mannig- 
faltigste. In Gesetzen, Verordnungen, Reskripten, behörd- 
lichen Verfügungen, Erlassen und Bekanntmachungen findet 
sich der Rechtsstoff zerstreut. Seltsame Erscheinungen, auf 
deren Struktur wir hier leider nicht näher eingehen können, 
sind unter diesen Quellen zu beobachten, z. B. sächsische 
Ministerialverordnungen ‚mit Gesetzeskraft, evangelisch-kirch- 
liche Notstandsverordnungen in Preussen, Steuergesetze ledig- 
lich formellen Charakters, das heisst nur als Form für eine 
einzelne Steuerbewilligung, nicht als materielle Grundlage für 
die generelle Einführung eines Steuerrechts, u.s.w. Zu diesen 
von den Gesetzgebungskörpern und den staatlichen und kirch- 
lichen Behörden erlassenen Bestimmungen treten zahlreiche 
statutarische Vorschriften, wie Vereinbarungen von Einzel- 
gemeinden über die Besteuerung in den Gesamtverbänden, Ver- 
einbarungen über das Beitragsverhältnis in Mutter- und Tochter- 
gemeinden u. a. Endlich findet sich hier auch noch in grossen 
Mengen ungeschriebenes Recht, vorwiegend in Form lokaler 
Gewohnheiten und Observanzen über den Verteilungsmassstab; 
oft ist sogar — die bayerische und württembergische Rechts- 
entwicklung bietet:die Belege dafür — die Verwaltungspraxis 
(nicht selten mit Unterstützung der Rechtsprechung) noch weiter 
gegangen und hat da, wo ein kirchliches Steuerrecht fehlte 
oder seine Rechtsgrundlage zweifelhaft erschien, die gewohn- 
heitliche Ausbildung eines solchen angebahnt und durch- 
gesetzt. 


s 104 WV. Bestand der kirchensteuerrechtlichen 
Regelung. 


Werfen wir zum Schluss noch einen flüchtigen Blick auf 
den Bestand der kirchensteuerrechtlichen Regelung. Den ein- 
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zelnen Steuerrechtsquellen entströmen örtlich und sachlich sehr 
verschiedene Normen. Was die örtliche Differenzierung an- 
geht, so bewendet es nicht bei den 26 einzelstaatlichen Rechts- 
gebieten, sondern hinzu treten in mehreren Staaten noch terri- 
toriale Sonderrechtsgebiete — so z. B. in Preussen, Bayern, 
Sachsen, Oldenburg, Sachsen- Koburg- Gotha, in Preussen 
ausserdem noch weitere örtliche Sonderrechtsgebiete innerhalb 
der einzelnen Landeskirchen. Für die sachliche Differenzierung 
des Bestandes der steuerrechtlichen Regelung sind die mit dem 
Besteuerungsrecht ausgestatteten kirchlichen Verbände mass- 
gebend. Da gibt es Kirchensteuern der Kirchengemeinden, 
der Gesamtverbände, der Stadtsynoden, der verschiedenen 
Synodalverbände, der Diözesen und endlich der Gesamtkirchen. 
Erfreulicher als die formelle örtliche Rechtszersplitterung ist 
die langsam zunehmende materielle Rechtseinheit. Bei weitem 
überwiegen aber noch die Verschiedenheiten, die einen auch 
nur in etwa orientierenden Ueberblick über den abwechslungs- 
reichen Inhalt der Rechtsquellen verhindern. Uebereinstim- 
mend sind Gegenstand der Regelung die zur Ausübung des 
Besteuerungsrechts erforderliche Organisation, die bei der Be- 
steuerung zu beobachtenden materiellen Rechtsvorschriften und 
das Steuerverfahren. Auf diese einzelnen Gruppen von Vor- 
schriften ist näher einzugehen. 


Kapitel 2. 
Die Kirchensteuerorganisation. 


8 105. 


I. Erfordernis der Organisation als Voraussetzung der kirchlichen 
Besteuerung. 


Die Fähigkeit zur Ausübung eines kirchlichen Besteue- 
rungsrechts ist keine mit jedem kirchlichen Verbande begriffs- 
notwendig verknüpfte Eigenschaft. Sie ist vielmehr durch das 
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Zusammentreffen verschiedener Voraussetzungsmomente be- 
dingt. Das eine dieser Momente ist die, sei es eigene, sei es 
von zuständiger Stelle delegierte rechtliche Befugnis !) des 
Verbandes zur Besteuerung, das zweite eine zur wirksamen 
Handhabung jener Befugnis hinreichende rechtliche Organi- 
sation des Verbandes. Jene Voraussetzung ist die sekundäre, 
weil allein für sich, ohne Hinzutreten der letzteren, praktisch 
wertlose. Sie wird an späterer Stelle zu prüfen sein. Wir 
beschäftigen uns vorläufig mit der anderen, primären Vor- 
aussetzung, nämlich der rechtlichen Organisation der kirch- 
lichen Verbände. 

Besser als jede rechtsbegriffliche Erörterung es vermöchte, 
hat uns die geschichtliche Entwicklung, zumal des preussischen?) 
und des bayerischen Kirchensteuerrechts, den Nachweis ge- 
liefert, dass in kirchlichen Verbänden jeder Art ein Besteue- 
rungsrecht nur dann zur praktischen Entstehung und wirk- 
samen Entfaltung gelangen kann, wenn der Verband genügend 
qualifiziert, das heisst hinlänglich organisiert ist, wenn in ihm 
gewisse Eigenschaften und Einrichtungen zu finden sind, ohne 
die eine Ausübung des Besteuerungsrechts praktisch nicht ge- 
dacht werden kann. Es verbleibt aber noch die Aufgabe, 
jene historischen Erfahrungen begrifflich zu analysieren und 
aus ihnen die rechtlichen Folgerungen zu ziehen °). 

Ein wesentliches Erfordernis ist zunächst selbständige 
Vermögensverwaltung des kirchlichen Verbandes. Ist auch das 
Besteuerungsrecht nicht die notwendige Folge einer selbstän- 


!) Wir wählen absichtlich diesen etwas farbloseren Ausdruck an- 
statt der Bezeichnung „subjektives Recht“; denn ob es sich wirklich um 
ein letzteres handelt, wird weiter unten noch zu prüfen sein. 

?) Hier wiederum besonders die Entwicklung des altpreussischen und 
des Rechtes im Konsistorialbezirk Cassel. 

») Zum Folgenden vgl. Oberlandesgericht Hamburg vom 4. Januar 
1898 in ZKR. Bd. 30, 151. Piloty, Die Kirchengemeindeordnung, 1908, 
19f. Rothenbücher im Jahrb. d. öffentl. Rechts d. Gegenwart, Bd. 3, 
1909, 355 £. 
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digen Vermögensverwaltung !), so wird es doch durch eine 
solche bedingt. Besitzt der Verband kein eigenes Vermögen, 
so ist natürlich ein Besteuerungsrecht undenkbar. Ist zwar 
in ihm Vermögen vorhanden, ohne dass jedoch der Verband 
zu seiner Verwaltung befugt wäre, so kann er ein Besteue- 
rungsrecht höchstens für den höheren Verband, dem Ver- 
mögen und Verwaltung zustehen, in dessen Auftrage ausüben, 
niemals aber als eigenes Recht. Um letzteres zu können, 
muss er vielmehr selbst Vermögen besitzen und auch zu seiner 
selbständigen Verwaltung befugt sein. Das Zusammentreffen 
dieser Voraussetzungen bedarf für die Gesamtkirchen bei ihrer 
heutigen rechtlichen Stellung keiner weiteren Ausführung. 
Für die ihnen eingegliederten kirchlichen Verbände aber er- 
gibt sich hieraus, dass bezüglich ihrer das Besteuerungsrecht 
die Einrichtung einer kirchlichen Selbstverwaltung voraus- 
setzt. Besteht doch das Wesen der Selbstverwaltung darin, dass 
„eine obere Gewalt die ihr zustehenden Hoheitsrechte nicht 
unmittelbar mittels eines eigenen, zu ihrer ausschliesslichen 
Disposition stehenden Apparates durchführt, sondern mittels 
ihr untergeordneter, aber innerhalb ihres Wirkungskreises 
selbständiger Korporationen oder Einzelpersonen“ ?). Dieser 
der staatlichen Verwaltung entlehnte Begriff hat sich, wie 
die geschichtliche Entwicklung zeigt, in der kirchlichen Ver- 
waltung eingebürgert, selbst in der der katholischen Kirche °), 
und dadurch die kirchlichen Verbände der Einführung des 
Steuerrechts zugänglich gemacht. 


!) Diese Frage tauchte insbesondere in der bayerischen Entwick- 
lung auf, nachdem das revid. GemEd. vom 1. Juli 1834 die Grundlage 
zu einer selbständigen Vermögensverwaltung gelegt hatte. 

2) Laband, Deutsches Reichsstaatsrecht, 5. Aufl., 1909, 27, Anm. 1. 
Uebereinstimmend Schoen, Recht der Kommunalverbände, 6. Fried- 
berg, Das geltende Verfassungsrecht der ev. Landeskirchen, 1888, 283 ff. 
396. Theinert im VerwA. Bd. 16, 72. 

3) Dazu Ammann a.a.0. 85, welcher für sie noch keine Selbst- 
verwaltung glaubt anerkennen zu dürfen. 
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Hand in Hand mit diesem Erfordernis geht das weitere 
der öffentlichen Rechtspersönlichkeit!). Schon die 
Selbstverwaltung ist ohne Rechtspersönlichkeit des mit ihr 
ausgestatteten Verbandes nicht denkbar. Aber auch unab- 
hängig von diesem Argument ergibt sich das Erfordernis der 
Rechtspersönlichkeit aus rein steuerrechtlichen Erwägungen. 
Dass zunächst Rechtspersönlichkeit schlechthin vorauszusetzen 
ist, geht daraus hervor, dass notwendigerweise ein Subjekt 
vorhanden sein muss, welches das Besteuerungsrecht ausübt, 
welches die Umlagen einzieht, in dessen Kasse die Beiträge 
fliessen ?). Kirchliche Verbände, denen eine solche Rechts- 
subjektivität fehlt, können kein Besteuerungsrecht ausüben, 
sondern müssen auf anderweitige Deckung ihres Bedarfes, 
z. B. durch Fürsorge der politischen Gemeinden, bedacht 
sein®). Die Rechtspersönlichkeit muss aber weiterhin öffent- 
lich-rechtlichen Charakter tragen. Als verwaltungsrechtliche 
Funktion ist das Besteuerungsrecht öffentlicher Natur. Also 
setzt es, da Privatpersonen als solche keine öffentlich-recht- 
lichen Funktionen ausüben können, ein öffentlich-rechtliches 
Subjekt voraus; nur ein solches kann die Grundlage für das 
Recht bilden*).. Ob im konkreten Falle eine solche Rechts- 


!) Ueber die Rechtspersönlichkeit der kirchlichen Verbände Fried- 
berg a.a. 0. 289. 382. 386. Schmidt in ZKR. Bd. 25, 350 unten. 
Armbruster a.a.0. 1 Anm.2. Schulte, Die juristische Persönlich- 
keit der kathol. Kirche, ihrer Institute und Stiftungen, 1869. 

A Armbruster 2.02% 

®) Einen schlagenden geschichtlichen Beweis dafür liefert die Ent- 
wicklung des Steuerrechts in der Landeskirche des Konsistorialbezirks 
Cassel. Hier war früher die nicht im Besitz der Rechtsfähigkeit befind- 
liche Kirchengemeinde auf die Steuererhebung durch die Zivilgemeinde 
angewiesen. 

*) Infolgedessen können diejenigen katholischen Gemeinden in einigen 
kleineren deutschen Staaten, welche nur private Rechtsfähigkeit besitzen, 
keine Kirchensteuern erheben. Wenn nun gleichwohl manche dieser 
Gemeinden ein Besteuerungsrecht — aber ohne gleichzeitige ausdrück- 
liche Verleihung öffentlich-rechtlichen Charakters — erhalten haben, so 
erscheint diese Einräumung eines (öffentlichen!) Besteuerungsrechts an 
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persönlichkeit anzunehmen ist, darüber entscheidet nicht das 
kirchliche, sondern das staatliche öffentliche Recht‘). Die 
Form der Zuerkennung solcher Rechtspersönlichkeit kann sehr 
verschieden sein. Sie kann in ausdrücklicher gesetzlicher Be- 
stimmung bestehen ?), sie kann sich unmittelbar aus dem Ge- 
setz ergeben’), insbesondere in der Verleihung des Besteue- 
rungsrechts selbst zum gesetzlichen Ausdruck gelangen, sie 
kann endlich unter Umständen schon in der blossen Tatsache 
staatlich anerkannten Vermögensbesitzes erblickt werden. 
Endlich bedürfen, wie keine juristische Person ohne Organ 
handlungsfähig ist, auch die kirchlichen Verbände zur Aus- 
übung des Besteuerungsrechts einer besonders dazu qualifizierten 
Organisation. Welcher Art die Organe sind, ist ohne Be- 
lang. Zunächst erscheinen sowohl kirchliche als auch staat- 
liche Organe geeignet. Während der Steuerverband selbst, 
damit man überhaupt von einem kirchlichen Besteuerungs- 
recht sprechen kann, unter allen Umständen ein kirchlicher 
sein muss, braucht die Ausübung des Rechtes nicht notwendig 
kirchlichen, sondern kann auch staatlichen Organen zugewiesen 
werden, sofern letztere nur wirklich im Rahmen des kirchlichen 
Steuerverbandes und nicht als Organe eines nichtkirchlichen 
Steuerverbandes tätig werden. Belanglos ist hier ferner auch 
die Unterscheidung von Organen, welche den kirchlichen Ver- 
band vornehmlich in seiner Eigenschaft als Steuergläubiger 


privatrechtsfähige Verbände juristisch unkonstruierbar, wenn man nicht 
in ihr eine begrifisnotwendig verbundene Einräumung öffentlicher Kor- 
porationsrechte erblicken will. Oder man müsste schon seine Zuflucht 
nehmen zur kühnen — meines Erachtens wegen der Einheitlichkeit des 
Persönlichkeitsbegriffes abzulehnenden — Konstruktion eines Begriffes 
„relativ-öffentlicher“ Rechtspersönlichkeit. Vgl. hierzu die zum Teil ab- 
weichende Auffassung von Freisen im AKKR. Bd, 85, 637—639. 

!) Ammann a.a. O. 18—20, bes. 19 unten. 

2) So z. B. in Württemberg, Baden, Sachsen-Weimar, Sachsen- 
Meiningen, Sachsen-Altenburg, Schaumburg-Lippe. 


®) So z. B. in Preussen: Die Kirchengemeinden „haben das Recht 
[73 
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vertreten (wie z. B. in den Kirchengemeinden der Kirchen- 
vorstand), und solchen, welche recht eigentlich die Interessen 
der Gesamtheit der verbandsangehörigen Steuerpflichtigen als 
der Steuerschuldner vertreten (wie z. B. in den Kirchengemeinden 
die Gemeindevertretung). Die Existenz eines der besonderen 
Vertretung dieser Schuldnerinteressen dienenden Organs kann 
nicht als Voraussetzung für die Ausübung eines Besteuerungs- 
rechts anerkannt werden. Hat auch das kirchliche Steuerrecht 
den mit der Selbstverwaltung eng verknüpften Grundsatz des 
staatlichen Steuerrechts, dass Steuern nur mit Zustimmung von 
Vertretern der Pflichtigen umgelegt und erhoben werden können?), 
übernommen, so braucht dieser Gedanke darum doch nicht in 
der Einrichtung eines Organs zum Ausdruck zu kommen, wel- 
ches ausschliesslich. dazu bestimmt ist, lediglich einseitig 
das Interesse der Zensiten zu vertreten. Das beweisen uns 
zahlreiche Fälle, in denen ein solches Sonderorgan fehlt, ohne 
dass hierdurch die Ausübung eines Besteuerungsrechtes ver- 
hindert würde. Das beweist uns zunächst das Fehlen dieses 
Organs in den Kirchengemeinden mehrerer Landeskirchen, so- 
dann besonders deutlich ein Blick auf die Organisation der 
synodalen Steuerverbände ?), endlich ein Blick auf die besondere 
Gestaltung der Steuerorgane zum Beispiel in Hamburg, welche 
ähnlich den synodalen Organen aus Angehörigen sowohl des 
der kirchengemeindlichen Gemeindevertretung als auch solchen 
des dem kirchengemeindlichen Kirchenvorstande entsprechen- 
den Organs bestehen und darum gleichfalls nicht als aus- 
schliessliche Interessenvertretungsorgane der Zensiten be- 
trachtet werden dürfen. Wir können nach alledem den 
Grundsatz aufstellen, dass die Steuerorgane dem Erfordernis 


') Geigel, Oertliche Kirchenumlagen, AKKR. Bd. 69, 302. 

?) Die rechtliche Stellung der Synodalorgane ist allerdings recht 
bestritten. Wir betrachten sie als besondere, in den kirchlichen Behörden- 
organismus eingefügte Behörden. Vgl. hierzu die die Literatur erschö- 
pfend berücksichtigende Darstellung von Theinert im VerwA. Bd. 16, 57 ff., 
bes. 65 ff. und 74f. 
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besonderer Artung und Beschaffenheit hinsichtlich ihres Zweckes 
nicht zu entsprechen brauchen. 


Il. Die kirchlichen Steuerverbände. 


Wir verstehen hierunter diejenigen mit Selbstverwaltung, 
öffentlicher Rechtspersönlichkeit und genügenden Organen aus- 
gestatteten kirchlichen Verbände, welche kraft dieser ihrer 
Organisation und Eigenschaften die Fähigkeit zur Ausübung 
eines Besteuerungsrechts besitzen. Ihre Zahl ist sehr beträcht- 
lich. Sie zerfallen äusserlich in lokale Steuerverbände, höhere 
Steuerverbände und gesamtkirchliche Steuerverbände. 


8 106. A. Lokalsteuerverbände. 


Die örtlichen Steuerverbände zerfallen ihrerseits wieder in 
die Einzelkirchengemeinden und in die Gesamtkirchengemeinden. 


1. Die Einzelkirchengemeinden. Solche sind in 
der evangelischen wie in der katholischen Kirche !) als Steuer- 
verbände anerkannt. Auch altkatholische Kirchengemeinden 
zählen dazu, nicht aber griechisch-katholische und deutsch- 
katholische Gemeinden. Während die Bezeichnung „Kirchen- 
gemeinde“ oder „Kirchgemeinde“ in der evangelischen Kirche 
allgemein gebräuchlich ist, verwendet die katholische bisweilen 
in bewusstem Gegensatz dazu den Ausdruck „Pfarrgemeinde“ 
(Beispiel: Württemberg, Lippe). Legaldefinitionen finden sich 
selten (Beispiel: Baden, Bayern). Die Rechtsfähigkeit der Ge- 
meinden wird in vielen Gesetzen ausdrücklich vermerkt, ıst 
aber auch da, wo dies nicht der Fall ist, weder in der Praxis 


!) Die „Kirchengemeinde“ war vordem der katholischen Kirche ein 
unbekanntes, fremdartiges Element. Die Macht der Tatsachen und der 
fortschreitenden Entwicklung hat aber auch in ihr dieses Gebilde und 
diesen Begriff zur Anerkennung gebracht. Nur vereinzelte Stimmen 
lehnen sich dagegen auf. Ludwigs, Der ministerielle Gesetzentwurf 
einer KGemO. 33 ff. Rothenbücher im Jahrb. d. öffentl. Rechts der 
Gegenwart, Bd. 3, 1909, 359. 
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noch in der Theorie streitig. Die Arten der Kirchengemeinden 
sind recht mannigfaltig. Da gibt es Lokal- und Personal- 
gemeinden, Mutter- und Tochtergemeinden, Gast-, Kapellen-, 
Nebengemeinden, in der katholischen Kirche ausserdem Missions- 
pfarr-, Rektorats-, Kuratiegemeinden, Sukkursalpfarreien u. s. w. 
Alle diese Unterscheidungen spielen aber steuerrechtlich keine 
besonders erhebliche Rolle. Wichtig für das Steuerrecht ist 
dagegen (oft) der Unterschied von städtischen und ländlichen, 
sowie (durchweg) der von einfachen und zusammengesetzten 
(d. h. über mehrere politische Gemeinden sich erstreckenden) 
Kirchengemeinden, und zwar für den Verteilungsfuss und die 
Verteilung; wichtig ist ferner der Unterschied von „Zivil“- 
kirchengemeinden und Militär- und Anstaltsgemeinden; während 
die Gemeinden letzterer Kategorie überhaupt keine Steuern 
erheben, wird in den „Zivil“kirchengemeinden allenthalben ein 
Besteuerungsrecht ausgeübt; nur wenige Kleinstaaten bilden 
aus räumlichen Gründen eine Ausnahme. 

2. Die Gesamtkirchengemeinden. Sie sind gleich- 
falls beiden Konfessionen, aber nicht allen Staaten und Kir- 
chen !) als Steuerverbände bekannt. Sie stellen eine vorzugs- 
weise norddeutsche Erscheinung dar. Sie tragen im einzelnen 
die verschiedensten Bezeichnungen: Gesamtparochien, Gesamt- 
verbände, Parochialverbände, Pfarrverbände — ja selbst der 
prinzipiell falsche, weil über das Wesen irreführende Ausdruck 
„Synode“ (Berliner Stadtsynode, Frankfurter vereinigte Stadt- 
synoden) findet sich dafür. Dass sie aber rechtlich nicht als 
höhere (Synodal-) Verbände, sondern als zu einer Einheit zu- 
sammengeschlossene Kirchengemeinden zu konstruieren sind, 
erkennt auch die Praxis durch Anwendung der kirchengemeind- 
lichen Steuerregeln auf diese Verbände an. Der ihr Wesen 
am treffendsten kennzeichnende Ausdruck „Gesamtkirchen- 
gemeinde“ entstammt dem Sprachgebrauch der süddeutschen 


') Von den preuss. Landeskirchen entbehrt ihrer die hannoversche 
ref. Kirche. 
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(badischen, württembergischen und bayerischen) Gesetzgebung. 
Ihre Rechtsfähigkeit steht ausser Zweifel. 


$ 107. B. Höhere Steuerverbände. 


Auch höhere Steuerverbände sind beiden Konfessionen 
bekannt, der katholischen Kirche jedoch (abgesehen von den 
sogleich zu erwähnenden Quasilandeskirchen) nur in Gestalt 
der preussischen Diözesen. Im übrigen Sondererscheinung der 
evangelischen Kirche, schliessen sie sich an die synodale Or- 
ganisation der Landeskirche an und entsprechen in ihren ver- 
schiedenen Arten denen der verschiedenen kirchlichen Synodal- 
verbände. Altpreussen kennt drei einander übergeordnete 
Synodalverbände !), die meisten übrigen Staaten nur zwei, 
manche Kleinstaaten nur einen einzigen Verband. Die ober- 
sten Verbände werden als General-, Landes-, Gesamt- oder 
auch Bezirkssynodalverband, die unteren als Provinzial-, Kreis-, 
Bezirks-, Propstei- oder Diözesansynodalverbände bezeichnet. 
Der oberste landeskirchliche Synodalverband wird uns in seiner 
Eigenschaft als „Landeskirche“ sogleich noch beschäftigen. 
Während seine Rechtsfähigkeit anerkannt ist, steht die der 
unteren Synodalverbände nicht überall ausser Zweifel und be- 
darf daher kurzer Begründung. Während das preussische Ober- 
verwaltungsgericht (E. Bd. 9,105) die preussischen Provinzial- und 
Kreissynodalverbände als blosse kirchliche Verwaltungsbezirke 
betrachtet, ihnen also die juristische Persönlichkeit abspricht, 
erkennt ihnen die Wissenschaft eine solche zu?). Ihr ist 
durchaus beizustimmen. Wie wollte man anders die Tatsache 
erklären, dass die Provinzialsynode ein selbständiges Besteue- 
rungsrecht für provinzialkirchliche Zwecke ausübt? Will man 
ihr etwa eine nur bezüglich dieses Rechts vorhandene, also 


!) Friedberg, Das geltende VerfR. 386. 

2) Schoen, Pr. KR. Bd. 1, 294. 382. Friedberg a.a. O. 180. 
382. Stutz, KR., a. a. O. 964. Theinert a. a O. 70. 74. Lütt- 
gert 825. 
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gewissermassen „relative“ Rechtsfühigkeit — eine meines Er- 
achtens unvollziehbare Vorstellung — zuerkennen? Besitzt 
aber die Provinzialsynode Rechtspersönlichkeit, so wird man 
sie auch bei der vollkommen gleichartig gebauten Kreissynode 
nicht leugnen dürfen. 


$ 108. C. Gesamtkirchliche Steuerverbände. 


Gesamtkirchliche Steuerverbände gibt es wieder im Rechte 
beider Kirchen. Während in den evangelischen Kirchen dieser 
Steuerverband, sofern er überhaupt zu einem solchen ausge- 
bildet worden ist, mit dem obersten Synodalverband zusammen- 
fällt, also die Landeskirche selbst umfasst, fehlt der Verfassung 
der katholischen Kirche von Haus aus ein entsprechendes Ge- 
bilde. Da ist es denn eine höchst seltsame und bemerkens- 
werte Erscheinung !), dass die fortschreitende Entwicklung des 
Kirchensteuerrechts den innerhalb eines Staates bestehenden 
Teil der katholischen Gesamtkirche als Quasilandeskirche 
herausgehoben und durch Verleihung juristischer Persönlich- 
keit zu einem besonderen, dem evangelisch-landeskirchlichen 
nachgebildeten Steuerverband ausgestaltet hat. Das beste Bei- 
spiel für diese Entwicklung ?) bietet Baden), dessen Steuer- 


1) Fellmeth 17.- Stut2,. KR... 054, 7Anmsl. 

?) Nicht hierher gehört die kgl. sächsische Rechtsgestaltung, wo 
das Besteuerungsrecht trotz Handhabung durch den Kultusminister doch 
ein solches der Einzelgemeinden geblieben ist. 

°®) Es gibt keine badische katholische Landeskirche gleich der 
evangelischen, sondern die katholische Kirche besitzt in Baden nur in 
der Form des Bistums Rechtspersönlichkeit. Nach Meister, Das Be- 
amtenrecht der Erzdiözese Freiburg, Stutz, Kirchenrechtl. Abhandl., Heft 9 
(1904), 129 f., Anm. 10, kann unter der katholischen Kirche als juristi- 
scher Person im Sinne des $ 1 des @. v. 9. Oktober 1860 nichts anderes 
gemeint sein, als der im Erzbistum Freiburg organisierte Teil der Gesamt- 
kirche, soweit er geographisch mit dem Grossherzogtum Baden zusammen- 
fällt. Ungenau spricht das Urteil des Landgerichts Freiburg i. B. vom 
21. Dezember 1900 (Meister 131 ff., bes. 144. 146 f.) — bestätigt durch 
Urteil des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 23. Dezember 1901 (das. 152 ff., 
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recht sogar die evangelische Bezeichnung Landeskirche!) in 
dem Ausdruck „Landeskirchensteuer“ übernommen hat. 


8 109. 
Ill. Die kirchlichen Steuerorgane. 


Zu den kirchlichen Steuerorganen zählen alle diejenigen 
kirchlichen Behörden, denen Kirche oder Staat irgend eine 
Zuständigkeit zur Mitwirkung bei der Ausübung des kirch- 
lichen Besteuerungsrechts zugewiesen haben. Sie sind kirch- 
liche Behörden?) als Bestandteile des kirchlichen Behörden- 
organismus. Sie sind öffentliche Behörden, weil sie öffentlich- 
rechtliche Funktionen wahrzunehmen haben. Sie haben nicht 
nur in Gestalt ihrer einzelnen Mitglieder, sondern selbst, als 
solche, öffentliche Rechte und Pflichten. Ihr Recht zur Aus- 
übung des Steuerrechts ist bedingt durch ihre Berechtigung 
zur Vornahme derjenigen einzelnen Handlungen, ohne die jene 
Ausübung nicht möglich ist; so haben sie das- Fragerecht 


bes. 156 bis 159) — von der öffentlich-rechtlichen Korporation der kathol. 
Kirche im Grossherzogtum Baden. Richtig Stutz, KR. 915. Kormann, 
Die kirchenrechtl. Veräusserungsbeschränkungen beim kathol. Kirchengut 
und das bürgerl. Recht, Stutz, Kirchenrechtl. Abhandl., Heft 42, 122. 
Ammann, Die kirchl. Rechtspersönlichkeit im Grossherzogtum Baden, 
a. a. O. 36—38. Geigelim AKKR. Bd. 69, 61. 

!) Juristisch darf man jedoch darum hier ebensowenig wie in Preussen 
von einer katholischen „Landeskirche“ sprechen, wie dies Freyer im 
AKKR. Bd. 37, 633 empfiehlt. 

2) Grundsätzlich wenigstens. Aus der historischen Entwicklung der- 
jenigen Behörden, welchen die Wahrnehmung der vermögensrechtlichen 
Kirchenangelegenheiten obliegt, insbesondere aus der früher üblichen 
Vermischung staatlicher und kirchlicher Vermögensverwaltung ist es zu 
verstehen, dass auch heute noch nicht alle mit der Verwaltung kirch- 
lichen Vermögens betrauten Behörden rein kirchlichen Charakter ange- 
nommen, sondern hier und da noch staatsbehördlichen Charakter bei- 
behalten haben. Dies gilt z. B. von der bayerischen Kirchenverwaltung 
und vom württembergischen Kirchengemeinderat. Vgl. Vogtherr 
a.2.0.43. Rieker in ZKR. Bd. 23, 221—225. Kalb, Beiträge zum 
Steuerrecht, 10. 
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gegenüber den steuerpflichtigen Zensiten, das Recht auf Ein- 
forderung der steuerlichen Grundlagen von den staatlichen und 
kommunalen Steuerbehörden. Doch hängt es von der Spezial- 
gesetzgebung ab, ob dieses letztere Recht ein wirkliches, den 
kirchlichen gegenüber den staatlichen und kommunalen Be- 
hörden zustehendes Recht, oder lediglich ein Reflexrecht ist, 
das seine Kraft daraus schöpft, dass die staatlichen und kom- 
munalen Behörden dem Staat gegenüber zur Mitteilung der 
gedachten Unterlagen verpflichtet sind. Dem Recht zur Aus- 
übung des Steuerrechts entspricht unter Umständen die Pflicht, 
von ihm Gebrauch zu machen. Ist diese Pflicht nur durch 
Kirchengesetz ausgesprochen, so besteht sie der Kirche gegen- 
über, ist sie durch Staatsgesetz ausgesprochen, so obliegt sie 
den Behörden auch dem Staate gegenüber. Auch der Staat 
hat ein Interesse daran, dass ein kirchliches Besteuerungsrecht 
ausgeübt werde. Besondere Pflichten ruhen auf den Mitgliedern 
der kirchlichen Steuerbehörden. So insbesondere die Pflicht 
zur Geheimhaltung der Vermögensverhältnisse der Zensiten. 
Während diese Pflicht bei kirchlichen Beamten aus ihrer amt- 
lichen Stellung fliesst, ist sie für die nicht beamteten Mitglieder 
der kirchlichen Steuerbehörden in der Regel ausdrücklich als 
besondere Pflicht statuiert worden. 

Die einzelnen Steuerbehörden lassen sich in verschiedene 
Gruppen einteilen nach ihrer Stellung im kirchlichen Gesamt- 
organismus, nach ihrer Funktion bei der Ausübung des Be- 
steuerungsrechts, nach ihrem steuerlichen Zweck. 

A. Die aus der organischen Stellung der Steuerbehörden 
im Rahmen der Kirchenverfassung fliessende Einteilung ist für 
die Erkennung ihrer rechtlichen Natur von besonderer Wichtig- 
keit. Wir unterscheiden hier kirchliche Verwaltungs- 
behörden im engeren Sinne und kirchliche Selbst- 
verwaltungsbehörden. Interessant ist es, die Verteilung 
dieser beiden Kategorien auf die einzelnen Steuerverbände zu 
verfolgen. Die eine aufsichtliche Funktion ausübenden Kirchen- 
behörden sind naturgemäss stets reine Kirchenverwaltungs- 
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behörden. Sehen wir aber von diesen einmal ab, so ist der 
Charakter der Steuerorgane für die einzelnen Steuerverbands- 
klassen verschieden. Die Steuerorgane in den Kirchengemeinden 
sind durchgehends Selbstverwaltungsbehörden. Und zwar be- 
stehen hier in der Regel zwei ihrem Bestande nach zu unter- 
scheidende, aber nicht selten vereint tagende Behörden, auf 
der einen Seite der Kirchenvorstand (Gemeindekirchenrat, Pres- 
byterium, Kirchenkollegium, Kirchenrat, Kirchengemeinderat, 
Kirchengemeindevorstand, Stiftungsrat, Kirchenstiftungsrat, 
Kirchenverwaltung, Verbandsausschuss, geschäftsführender Aus- 
schuss, Gesamtkirchenrat, Gesamtkirchenstiftungsrat u. s. w.), 
auf der anderen Seite die Gemeindevertretung (Gemeinde- 
repräsentation, Gemeindeverordnete, Kirchengemeindevertretung, 
Kirchengemeindeausschuss, Kirchengemeindebevellmächtigte, 
Kirchenausschuss, Kirchenkollegium u. s. w.). Doch gibt es 
auch Kirchengemeinden, in denen nur die erstgenannte dieser 
Behörden, ferner auch solche, in denen nur eine einzige, ein- 
heitliche Selbstverwaltungsbehörde anzutreffen ist. Anders da- 
gegen in den höheren kirchlichen Verbänden. Hier begegnen 
uns neben den Selbstverwaltungsbehörden (Kreissynode, Pro- 
vinzialsynode u. s. w.) auch reine Kirchenverwaltungsbehörden 
als Steuerorgane, in Preussen zum Beispiel neben der Pro- 
vinzialsynode das Konsistorium. Ja, das Steuerrecht der katho- 
lischen Diözesen in Preussen bildet einen Beleg dafür, dass 
sogar in diesen höheren Steuerverbänden die Selbstverwaltungs- 
behörde ganz ausgeschaltet bleiben kann. Dass wir endlich 
in den landeskirchlichen Steuerverbänden keine Selbstverwal- 
tungsbehörden mehr als Steuerbehörden antreffen !), ist erklär- 
lich. Erscheint es doch nach dem Begriff der Selbstverwaltung 
ausgeschlossen, ihn auf den gesamtkirchlichen Verband auszu- 
dehnen. Wo aber kein Selbstverwaltungsverband mehr existiert, 
da ist auch kein Raum mehr für Selbstverwaltungsbehörden. 
Daraus ergibt sich zum Beispiel für die Landessynoden (in 


!) Friedberg a.a. 0. 396. 
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Altpreussen für die Generalsynode) die Folgerung, dass sie 
keine Selbstverwaltungs-, sondern Kirchenverwaltungsbehörden 
im engeren Sinne sind. Da aber nur die evangelische Kirche 
Landessynoden kennt, so ist die Frage nach der rechtlichen 
Natur der in den katholischen Quasilandeskirchen bestehenden 
Steuersynoden damit noch nicht gelöst. 

Hier dürfte im Gegensatz zur evangelischen Kirche zu- 
nächst eine Prüfung der Frage nicht ganz von der Hand zu 
weisen sein, ob diese katholischen Steuersynoden nicht doch 
als Selbstverwaltungsbehörden anzusprechen sind. Nach der 
katholischen Kirchenverfassung, an der in so weit ja keine staat- 
liche Gesetzgebung etwas zu ändern vermocht hat, kommt nur 
die Gesamtkirche als der über etwaigen — der Kirche aus 
sich unbekannten, aber vom Staate in ihren Organismus hinein- 
gesetzten — Selbstverwaltungsverbänden stehende höchste Ver- 
band in Betracht, folglich besteht, aus diesem Grunde wenig- 
stens, kein Hindernis, in der von der staatlichen Gesetzgebung 
unter stillschweigendem Einverständnis der Kirche geschaffenen 
Neubildung einer Quasilandeskirche einen kirchlichen Selbst- 
verwaltungsverband zu erblicken. Schlösse man sich diesem 
Gedankengange an, so würde man die Steuersynoden als Selbst- 
verwaltungsbehörden bezeichnen dürfen. Dieser Gedankengang 
ist jedoch abzulehnen. Angesichts des Umstandes, dass der 
katholischen Kirche ein Selbstverwaltungsorganismus ıhr ein- 
gegliederter Verbände von Haus aus fremd ıst!), darf die 
Existenz von Selbstverwaltungsverhänden nur dann ganz aus- 
nahmsweise angenommen werden, wenn nicht bloss keine er- 
heblichen Gründe dagegen, sondern umgekehrt zwingendste 
Gründe dafür sprechen. Dass solches hier der Fall sei, muss 
entschieden verneint werden. Als der Staat zum Zweck der 
Durchführung des Besteuerungsrechts den in seinem Territorium 


') Ammann a.a.0.85 und Kreuzer 10 f. lehnen es sogar über- 
haupt ab, bei der katholischen Kirche von Selbstverwaltung „im eigent- 
lichen Sinne“ zu sprechen. Dies geht freilich zu weit. Die Macht der 
Tatsachen ist über das katholische Rechtsprinzip hinweggeschritten. 
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bestehenden Teil der katholischen Gesamtkirche zu einer Art 
Landeskirche erhob, konnte nur — und musste daher — die 
evangelische Landeskirche das Vorbild abgeben. Diese Kirche 
kennt aber keine Selbstverwaltung der Gesamtkirche als solcher, 
sondern nur eine Selbstverwaltung innerhalb kleinerer, der 
Landeskirche eingegliederter Verbände. Gleich der evangeli- 
schen wirklichen Landeskirche muss füglich die katholische 
Pseudolandeskirche als Verwaltungsbezirk im engeren Sinne 
bezeichnet, müssen somit auch die hier tätigen Behörden für 
Verwaltungsbehörden im engeren Sinne erklärt werden. Ebenso- 
gut wie die evangelischen Landessynoden sind demgemäss die 
katholischen Steuersynoden reine Verwaltungsbehörden,. Hieraus 
ergibt sich zugleich ein Rückschluss auf die evangelischen 
Steuersynoden. Da sie den Steuersynoden in der katholischen 
Kirche entsprechen und nicht wohl beide Institute eine ver- 
schiedene rechtliche Konstruktion zulassen, so werden wir folge- 
richtig auch die evangelischen Steuersynoden als kirchliche 
reine Verwaltungsbehörden bezeichnen, in so fern also den evan- 
gelischen Landessynoden vollkommen gleichordnen müssen. 
Beide stellen kirchliche Verwaltungsbehörden im engeren 
Sinne dar. 

Wir können nach alledem für die Verteilung des Selbst- 
verwaltungsgedankens auf die einzelnen kirchlichen Steuer- 
verbände das Prinzip aufstellen, dass der Gedanke in den 
lokalen Steuerverbänden am reinsten verwirklicht ist, mit den 
steigenden höheren Steuerverbänden verdunkelt wird und im 
obersten Steuerverband völlig verschwindet !). 


B. Aus der Funktion, welche die Steuerbehörden bei 
ihrer Anteilnahme an der Ausübung des Besteuerungsrechts 
zu erfüllen haben, ergibt sich eine Reihe weiterer Unter- 
scheidungen. 

1. Zunächst können wir geschäftsführende Behör- 
den, welche das Steuergeschäft vorbereiten und ausführen, 


2) Stutz, KR, 972. 
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absondern von den Beschlussbehörden, welche die Ent- 
scheidung über die Festsetzung der Steuern zu fällen haben, 
und diese beiden Behördenklassen wiederum gegenüberstellen 
den Genehmigungsbehörden, denen die Funktion der 
kirchenaufsichtlichen Bestätigung der Steuerfestsetzung zu- 
gewiesen ist. Jedoch ist eine strenge Scheidung der einzelnen 
Behörden nach diesem Schema unausführbar, weil häufig 
beiderlei Funktionen von der gleichen Behörde, sei es in zeit- 
licher Aufeinanderfolge, sei es sogar tatsächlich gleichzeitig 
und nur juristisch auseinanderfallend, wahrgenommen werden. 
Während zum Beispiel die kirchlichen Gemeindevertretungen 
lediglich Beschlussbehörden darstellen, versieht der Kirchen- 
vorstand in der Regel sowohl die Aufgaben der geschäfts- 
führenden Behörde als auch die der Beschlussbehörde. Und 
fallen gar, wie in Hamburg, beide Behörden zusammen, so 
tritt praktisch der Unterschied überhaupt nicht in die Er- 
scheinung. Ja, es ist nicht einmal eine äussere Trennung mög- 
lich zwischen den geschäftsführenden und den Beschlussbehörden 
einerseits und den Genehmigungsbehörden anderseits. Während 
zum Beispiel in Preussen das Konsistorium beim provinzial- 
synodalen Steuerrecht zunächst bei Aufstellung der vorläufigen 
Verteilungsmatrikel als geschäftsführende Behörde und gleich 
darauf (zusammen mit der Provinzialsynode) als Beschluss- 
behörde tätig wird, bildet es für das kirchengemeindliche 
Steuerrecht lediglich eine kirchenaufsichtliche Genehmigungs- 
behörde. 

2. Weiter sind bezüglich der Art der Teilnahme am Steuer- 
geschäft solche Behörden zu unterscheiden, welche in Steuer- 
sachen lediglich verwaltende Funktionen, und solche, die 
auch eine entscheidende Spruchtätigkeit (richterliche 
Funktionen im weitesten Sinne) ausüben. Während die soeben 
genannten Behörden sämtlich der ersten Kategorie angehören, 
zählen zu der zweiten zum Beispiel die Kirchenvorstände in 
Preussen in ihrer Eigenschaft als erste Instanz für das Rechts- 
mittelverfahren. Dabei ist weiter zu unterscheiden, ob Steuer- 
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verwaltungsbehörden gleichzeitig als solche entscheidende Spruch- 
behörden fungieren, oder ob für diese Tätigkeit Sonder- 
behörden bestellt sind. Letzteres begegnet uns zum Beispiel 
in Hamburg in Gestalt des „Reklamationsausschusses® der 
Zentralkommission für die Kirchensteuern. 


3. Endlich sind diejenigen Steuerbehörden, welche die 
Besteuerung (im weiteren Sinne) im Regelfalle ausüben, 
und die, welche nur in besonderen Fällen unter ausser- 
ordentlichen Umständen eintreten, zu unterscheiden. Unter 
jenen verstehen wir die vom Gesetz als zur Ausübung des 
Steuerrechts primär zuständig bezeichneten Steuerbehörden, 
unter diesen diejenigen Steuerbehörden, welche in Tätigkeit 
treten, wenn aus anormalen Gründen die Funktion der primär 
zuständigen Behörden versagt. Der wichtigste Fall ist der 
der Zwangsetatisierung, wo die kirchlichen Aufsichtsbehörden 
kraft besonderer gesetzlicher Ermächtigung an die Stelle der 
eigentlichen Steuerbehörden treten. Diese Tätigkeit ist eine 
besonders einschneidende Aeusserung der Staatsaufsicht in so 
fern, als sie in Gestalt positiven Eingreifens in das Steuer- 
verfahren in die Erscheinung tritt. 


C. Auch aus ihrem steuerlichen Zweck ergibt sich 
eine Gliederung der verschiedenen Steuerbehörden. Hier sind 
zu unterscheiden diejenigen Organe, welche (wie der Kirchen- 
vorstand) als objektive Behörden sowohl das Gläubiger- 
interesse des Steuerverbandes als auch die Schuldner- 
interessen der Zensiten vertreten, und diejenigen, welche 
recht eigentlich zur Wahrnehmung der besonderen Interessen 
der Zensiten geschaffen sind. Verfolgen wir auch hier die 
Rollenverteilung durch die einzelnen Steuerverbände. In den 
Gemeinden wird der erstere Typus rein vom Kirchenvorstand, 
der letztere rein von der Gemeindevertretung verwirklicht. 
Hier zeigt sich aber auch schon deutlich, dass erstere Behörde 
beiderlei Interessen zu vertreten hat. Denn nur auf Grund 
dieser Annahme lässt sich eine Erscheinung erklären, der wir 
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mehrfach begegnen: das die Ausübung eines Besteuerungs- 
rechts nicht beeinträchtigende Fehlen einer Gemeindevertretung. 
In den Staaten, in denen der Gedanke einer besonderen Ver- 
tretung der Interessen der Zensiten nicht zum Ausdruck ge- 
langt ist (Württemberg, Schaumburg-Lippe, Sachsen-Altenburg, 
beide Schwarzburg, Reuss ä. L.), erschien eben die Existenz 
des Kirchenvorstandes als genügende Gewähr für hinreichende 
Vertretung der Interessen der Steuerschuldner. Anderseits ist 
wohl zu unterscheiden, ob in der Kirchenvorstandsbehörde aus- 
schliesslich das Element jener — beiden Interessen dienenden — 
Behörde oder ob in ihr neben diesem Element auch dasjenige 
der kirchengemeindlichen Gemeindevertretung zu erblicken ist. 
Letzteres ist der Fall in Hamburg, wo die Bildung der „Zentral- 
kommission“ die das neue einheitliche Steuerorgan bildenden 
Elemente noch deutlich erkennen lässt. Ein gleiches beobachten 
wir ferner in den Verbandsvertretungen der Gesamtkirchengemein- 
den. Besondere Bedeutung aber hat die Einheitlichkeit einer 
nicht nur beide Interessen vertretenden, sondern die Zwecke 
beider in den Einzelgemeinden getrennten Organe erfüllenden 
Behörde in den höheren Steuerverbänden erlangt, und zwar 
sowohl für die unteren Synoden als auch für die Landessynode. 
Hat hiernach auch die Generalsynode nicht nur die speziellen 
Interessen der Zensiten und damit die Rolle der kirchen- 
gemeindlichen Gemeindevertretung, sondern auch die Steuer- 
gläubigerinteressen der Gesamtkirche und damit die Rolle des 
kirchengemeindlichen Kirchenvorstandes zu vertreten, so ent- 
fällt hiermit schon die Annahme eines parlamentsähnlichen 
Charakters der Generalsynode!); denn ein Parlament ist be- 
rufen, die Interessen des Volkes, das heisst der Regierten, zu 
vertreten. 


') Zu dieser Frage Theinert a.a.0. 75ff, Marcus, Der recht- 
liche Charakter der Generalsynode Niedner im PfA. Bd.1, 289 ff. 
Friedberg 396—8398. Leonhardt, Die rechtliche Stellung der Landes- 
synode im Königr. Sachsen. Leipz. Diss. 1904, 71—74. 
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Wie aber ist unter diesem Gesichtspunkt die „Steuersynode* 
zu betrachten?!) Vereinigt sie in sich, wie die Generalsynode, 
den Zweck, die Interessen sowohl des Steuergläubigers wie 
der Steuerschuldner wahrzunehmen, mit anderen Worten, spielt 
sie in der Landeskirche die Rolle, welche in der Kirchen- 
gemeinde auf zwei Organe, Kirchenvorstand und Gemeinde- 
vertretung, verteilt ist — oder stellt sie lediglich eine Interessen- 
vertretung der Zensiten dar, mit anderen Worten, spielt sie 
in der Landeskirche dieselbe Rolle, wie in der Kirchen- 
gemeinde die Gemeindevertretung? Wer die einzelnen Detail- 
bestimmungen über Organismus und Funktionen der — freilich 
nur wenigen Kirchensteuerordnungen bekannten — Steuer- 
synoden näher ins Auge fasst, wird sich im Sinne der zweiten 
Alternative entscheiden müssen. Dass die Steuersynode die 
Interessen der Zensiten vertritt?), bedarf keines besonderen 
Nachweises. Darzutun ist vielmehr, dass sie ausschliess- 
lich ihre Interessen vertritt. Dies dürfte sich aber aus nach- 
stehenden Erwägungen ergeben. Von geringem Belang ist das 
äusserliche Moment, dass der Steuersynode die obere Kirchen- 
behörde gegenübersteht, deren Mitwirkung den Interessenschutz 
des Steuergläubigers hinreichend gewährleistet; denn dieses 
Moment trifft auch bei der Generalsynode in gewissem Sinne 
zu. Ausschlaggebend ist vielmehr die Zusammensetzung der 
Steuersynode. Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass das Ele- 
ment der besteuerten Laien dasjenige der kirchlichen Amts- 
träger bei weitem überwiegt. So besteht zum Beispiel in Baden 
die katholische Kirchensteuervertretung entweder ganz aus welt- 
lichen Mitgliedern oder es muss eine Höchstzahl der Geist- 
lichen innegehalten werden; während bei der badischen evan- 
gelischen Steuersynode die Zahl der zu wählenden geistlichen 
und weltlichen Abgeordneten gleich ist, ist bei der katholischen 


!) Zum Folgenden Kreuzer, Referat über die allgemeine Kirchen- 
steuer, Sf. Ammann, 6. 79. Stutz, KR. 954, Anm. ]. 

2) Entsprechend für die Generalsynode Jacobs im VerwArch. 
Bd. 13, 240. 
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Steuervertretung das Verhältnis wie 4:1. In der bayerischen 
Steuersynode beträgt es freilich nur 2:1. Dagegen sind im 
hessischen Diözesankirchenvorstand die Geistlichen überhaupt 
ausgeschlossen. Nun scheinen diese Tatsachen allerdings nicht 
überzeugend für unsere Behauptung zu sprechen, da das Zurück- 
drängen des geistlichen Elementes noch keine völlige Aus- 
schaltung der Mitwirkung kirchlicher Amtsträger bedeute. Aber 
diese Geistlichen nehmen gar nicht in ihrer Eigenschaft als 
Organe der kirchlichen Regierung, sondern lediglich als ge- 
wählte Vertreter einer besonderen Klasse der Zensiten an der 
Synode teil! Dies ergibt sich deutlich daraus, dass — in 
Baden zum Beispiel — die geistlichen Mitglieder und Beamten 
des erzbischöflichen Ordinariates und des katholischen Ober- 
stiftungsrates in die Steuersynode nicht wählbar, also gerade 
die Angehörigen der der Steuersynode als kirchliche Regierungs- 
kollegien gegenüberstehenden Behörden von jener ausgeschlossen 
sind. Welchen anderen Zweck hat diese Bestimmung, als den, 
solche Elemente aus der Steuervertretung auszuschliessen, 
welche zur Wahrnehmung der Interessen der Kirchenregierung 
berufen sind? Auch in Hessen ist den Mitgliedern der bischöf- 
lichen Kommission, welche den Beratungen des Diözesankirchen- 
vorstandes beiwohnt, die Befugnis, mitzustimmen, ausdrücklich 
entzogen. Also auch hier beobachten wir einen Ausschluss der 
Kirchenregierungselemente. Sind aber die Steuersynoden ledig- 
lich zur Wahrnehmung der Interessen der Zensiten berufen, 
so wird man ihnen für die Landeskirche genau die gleiche 
Rolle zuweisen müssen, welche in der Kirchengemeinde die 
Gemeindevertretung spielt, mit anderen Worten, ihnen den für 
die Generalsynode zu leugnenden parlamentsähnlichen Charakter 
(gegenüber der kirchlichen Regierungsbehörde) nicht absprechen 
dürfen"). Dies gilt auch für die Staaten, in denen die Landes- 
synode in veränderter?) oder unveränderter?) Form die Funk- 
') Wie es z. B Ammann 106 tut. 


?) Bayern. 
®) Hessen, ev. K. 
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tion der Steuersynode wahrnimmt. Ist auch die Landessynode 
kein Parlamentsorgan, so birgt sie doch neben anderen kirch- 
lichen Verwaltungsfunktionen auch eine parlamentsähnliche 
Funktion in sich, und diese eben tritt dann rein und aus- 
schliesslich hervor, wenn die Synode als Steuersynode tätig wird. 
Unter Steuersynoden sind nach alledem kirchliche Behörden zu 
verstehen, deren Zweck in der Vertretung der Interessen der 
Zensiten gegenüber der Landeskirchenbehörde besteht, welche 
also in ihrem Wesen den staatlichen Volksvertretungen ver- 
gleichbar sind. 


$ 110 
IV. Nichtkirchliche Steuerorgane. 


Als nichtkirchliche Steuerorgane wirken bei der Ausübung 
des kirchlichen Besteuerungsrechts staatliche und kommunale 
Behörden mit. Möchte man auf den ersten Blick ihre Tätig- 
keit in Kirchensteuersachen als prinzipwidrig bezeichnen, so 
stellt sich diese Annahme doch bei näherem Zusehen nur zum 
geringen Teil als gerechtfertigt heraus. Nur dort nämlich 
kann eine Prinzipwidrigkeit überhaupt in Frage kommen, wo 
die Mitwirkung staatlicher und kommunaler Behörden nicht 
auf zwingender Notwendigkeit der Anteilnahme beruht. Hieraus 
ergibt sich zunächst die Unterscheidung von obligatorischem 
und fakultativem Eingreifen solcher Organe. Aber auch das 
fakultative Eingreifen erscheint nicht immer prinzipwidrig. 
Wo es sich lediglich auf ein Eingreifen, das heisst auf eine 
Wahrnehmung kirchlicher Funktionen als kirchlicher beschränkt, 
also in gewissem Sinne auf der Grundlage stillschweigend er- 
teilten Auftrages der Kirche konstruiert werden kann, da unter- 
liegt seine Einfügung in das System des Kirchensteuerrechts 
keinem Bedenken. Anders dagegen dort, wo jene Behörden, 
wenn auch in kirchlichem Interesse und in Verfolg kirchen- 
steuerlicher Zwecke, Funktionen der gedachten Art als staat- 
liche Funktionen handhaben. Aus dieser Uebersicht folgt 
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eine dreifache Art der Mitwirkung staatlicher oder kommunaler 
Organe. 


A. Die obligatorische Mitwirkung ist ein Ausfluss 
entweder des staatlichen Schutzrechtes oder des staatlichen Auf- 
sichtsrechts über die Kirchen. 


1. Dem staatlichen Schutzrecht entspringt die Teilnahme 
staatlicher und kommunaler Behörden beim kirchensteuerlichen 
Veranlagungsverfahren in Form der Mitteilung staatlicher und 
kommunaler Zensitenlisten sowie beim kirchensteuerlichen Er- 
hebungsverfahren in Form der Gewährung staatlichen Zwanges 
zur Durchsetzung der Steuerforderungen. Eine weitergehende 
Mitwirkung staatlicher und kommunaler Organe zu Gunsten 
der Kirche würde mangels absoluter Notwendigkeit in die 
Rubrik der fakultativen Mitwirkung fallen. 


2. Dem staatlichen Aufsichtsrecht entspringt zunächst die 
staatsaufsichtliche Genehmigung (in Bayern kuratelamtliche 
Bestätigung) kirchlicher Steuerfestsetzungen (Steuerbeschlüsse, 
Steuergesetze). Nur staatliche Behörden sind hierfür zuständig. 
Die Kompetenz richtet sich je nach der Art des kirchlichen 
Steuerverbandes und der Höhe der Steuer. Sogar eine Betei- 
lisung der gesetzgebenden Faktoren ist hierbei nicht aus- 
geschlossen; sie begegnet uns bei Ueberschreitung der gesetz- 
lich für das landeskirchliche Gesamtsteuersoll festgelegten 
Maximalgrenzen (so z. B. unter Umständen in Preussen, Lippe, 
Waldeck, Lübeck). Kommunalbehörden haben nur scheinbar 
eine Genehmigungskompetenz: ihre in Sachsen und Hessen 
(z. B.) vorgeschriebene „Anhörung“ beruht nicht auf der Not- 
wendigkeit einer etwaigen Genehmigung, sondern hat lediglich 
den Zweck, ihnen Gelegenheit zur Einlegung von Rechtsmitteln 
zu geben. Dem staatlichen Aufsichtsrecht entspringt ferner 
die Befugnis staatlicher Verwaltungsbehörden zur Zwangs- 
etatisierung in Gemeinschaft mit kirchlichen Behörden, endlich 
die Zuständigkeit staatlicher Behörden und (Verwaltungs-) 
Gerichte zur Entscheidung über kirchensteuerliche Rechtsmittel. 
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B. Die fakultative Wahrnehmung kirchlicher 
Funktionen durch staatliche und kommunale Behörden be- 
ruht teils auf der Tatsache der noch nicht völligen Ueber- 
windung althergebrachter Verquickung von kirchlicher und 
kommunaler bezw. staatlicher Verwaltung, teils auf Zweck- 
mässigkeitsgründen. Dahin gehört im allgemeinen die erwei- 
terte (über Al hinaus) Verwendung staatlicher und kommunaler 
Behörden beim Steuerveranlagungs- und Erhebungsgeschäft 
oder gar die gemeinschaftliche Führung des gesamten kom- 
munalen und kirchengemeindlichen Etatswesens durch die poli- 
tische Gemeinde. Namentlich zu nennen ist die bisherige Ver- 
anlagung zur Landeskirchensteuer in Elsass-Lothringen durch 
die staatlichen Steuerveranlagungsbeamten, die Erhebung des 
aus der Gemeindekasse der Kirchengemeinde vorgestreckten 
Steuersolls durch die Zivilgemeinden zusammen mit den zivil- 
gemeindlichen Umlagen in Sachsen-Altenburg, endlich die 
Handhabung des Steuerverfahrens für die königlich sächsischen 
katholischen Kirchengemeinden durch den Kultusminister. 


C. Die Wahrnehmung staatlicher Funktionen 
im Interesse und zu Zwecken der Deckung kirchlicher Bedürf- 
nisse ist prinzipwidrig in dem Sinne, dass sie nicht in den 
Rahmen eines kirchlichen Steuersystems hineinpasst. Da solche 
Besteuerung, mag sie auch kirchlichen Zwecken dienen, mag 
sie auf kirchliche Angehörige beschränkt sein, ja mag selbst 
eine kirchliche Färbung der Steuerorgane (wie z. B. in der 
Pfalz in Gestalt des verstärkten Gemeinderats) eintreten, trotz 
alledem nur auf der Grundlage und innerhalb eines staatlichen 
oder kommunalen Steuerverbandes ausgeübt und konstruiert 
werden kann, so darf sie keinen Anspruch auf Bezeichnung als 
kirchliche Besteuerung machen und dürfen füglich auch die 
hier mitwirkenden Behörden in keinen Zusammenhang mit dem 
kirchlichen Steuersystem gebracht werden. Dies tritt besonders 
klar zu Tage, wenn neben einer solchen Steuererhebung ein 
wirkliches kirchliches Steuersystem (wie z. B. in Bayern) existiert. 
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Kapitel 3. 
Das materielle Kirchensteuerrecht. 


Soll auf der Grundlage dieser Organisation eine kirchliche 
Besteuerung gehandhabt werden, so bedarf es bestimmter 
Regeln darüber, zu welchen Zwecken und von wem dieses 
Recht auszuüben, wer pflichtig, nach welchen Regeln die Steuer- 
last zu verteilen, endlich, in welchen Formen hierbei vorzu- 
gehen ist. Während die letzte Frage durch die Darstellung 
der Prinzipien des Steuerverfahrens ihre Beantwortung finden 
wird, werden uns zunächst diejenigen Grundsätze beschäftigen, 
welche zusammen den .Begriff des materiellen Steuerrechts 
ausmachen: Steuerbedarf, Steuerrecht im subjektiven Sinne, 
Steuerpflicht und Steuerumlage. 


I. Der Steuerbedarf. 


$ 111. A. Der kirchliche Finanzbedarf!). 


Der Steuerbedarf ist ein gewisser Teil des kirchlichen 
Finanzbedarfs im allgemeinen. Der kirchliche Bedarf ist an 
sich so unbegrenzt wie Aufgabe und Zweck der Kirche selbst. 
Kirchlicher Zweck ist ein jeder, durch den die Kirche gebaut 
und gebessert und in der Erfüllung ihrer religiösen und sitt- 
lichen Aufgaben gefördert werden kann?). Seine konkrete 
Feststellung ist durch örtliche und zeitliche Anschauungen be- 
dingt und daher örtlich und zeitlich beständigem Wechsel 
unterworfen. Mit ihm wechselt demgemäss auch der kirchliche 
Bedarf. Doch lassen sich wenigstens für seine Aufbringung 
einige Grundsätze aufstellen. Die Deckung geschieht entweder 
aus eigenen Mitteln oder durch fremde Unterstützung. Das 
Interesse des Staates an der Erhaltung und Förderung der 


") Fellmeth 24 ft. 
?) Preussisches OVG. 26. Mai 1899, E. Bd. 36, 190-193. Fell- 
meth 24—31. 


« 
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Kultusverbände, verbunden mit seiner historisch überkommenen, 
auf den Säkularisationen beruhenden Dotationspflicht!) der Kir- 
chen, führt zur Bereitstellung staatlicher Mittel zu kirchlichen 
Zwecken. Die langjährige, mancherorts heute noch bestehende 
konfessionelle Einheit. der bürgerlichen Gemeinden verwischte 
die Unterscheidung von bürgerlicher Gemeinde und Kirchen- 
gemeinde und stellte die Deckung des kirchengemeindlichen 
Bedarfs als Aufgabe der politischen Gemeinde dar. Während 
diese Erscheinung heute nur mehr in wenigen Staaten zu beob- 
achten ist, ist die staatliche Dotation der Kirchen noch in 
weitem Umfange üblich. Aber auch hier führt die nicht zu 
verkennende, auf Trennung von Staat und Kirche zielende 
Tendenz zu immer grösserer Selbständigkeit der Kirche auch 
im Punkte der Deckung ihres Bedarfs ?). Dieses Streben kann 
bei der Unzulänglichkeit der kirchlichen Mittel aber nur dann 
Erfolg haben, wenn die Kirche mit selbständigem Besteuerungs- 
recht ausgestattet ist. Die Gesamtheit derjenigen kirchlichen 
Bedürfnisse, die durch Steuern zu befriedigen sind, stellt den 
„Steuerbedarf“ im eigentlichen Sinne dar. 


S 112. B. Der kirchliche Steuerbedarf. 


1. Umfang des Steuerbedarfs. Der Kreis der kirch- 
lichen Bedürfnisse, zu deren Aufbringung Kirchensteuern erhoben 
werden dürfen, kann gesetzgeberisch in der verschiedensten 
Weise zum Ausdruck gelangen. 

a) Viele Gesetze, namentlich die der Kleinstaaten (mit Aus- 
nahme nur von Sachsen-Altenburg) begnügen sich mit einer 
allgemeinen Wendung wie „die zur Bestreitung der kirchlichen 
oder religiösen Bedürfnisse erforderlichen Mittel“ u.ä. Da sich 
darunter der gesamte nur denkbare Kirchenbedarf fassen lässt, 
so ist hier dem Steuerzweck rechtlich überhaupt keine Schranke 


!) Keine Rechtspflicht! Vgl. S. 16, Anm. 1. 
?) Zorn, KR. 476. Dove im AKBl. 1870, 561. Beschlüsse der 
Eisenacher Konferenz 1870, AKBI. 1870, 582. 


524 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


gezogen, mithin die Existenz eines quantitativ abgegrenzten 
„Steuerbedarfs“ zu verneinen. 

b) Nicht viel anders steht es in den Staaten, welche zwar 
die Steuerzwecke kasuistisch aufzählen, aber durch Voranstellung 
der Wörtchen „insbesondere“ oder „jedenfalls“ andeuten, dass 
die Aufzählung einer Befriedigung weiterer, darüber hinaus- 
gehender Bedürfnisse durch Steuererhebung nicht im Wege stehen 
soll (Sachsen, Baden, Sachsen-Altenburg). Anderseits ist diese 
Unterscheidung doch nicht immer belanglos, sondern sehr oft 
die Befriedigung eines nicht namentlich aufgezählten Bedürf- 
nisses an besondere Voraussetzungen geknüpft (vgl. z. B. 


badisches OKStG. $ 27). 


c) Vielfach ist aber der Steuerbedarf genau abgegrenzt, 
d.h. es sind die einzelnen Bedürfnisse, die allein durch Steuern 
gedeckt werden dürfen, namentlich aufgezählt und Erweiterungen 
dieses Kreises an gesetzliche oder ähnliche erschwerte Formen 
gebunden. Einen solchen geschlossenen Kreis finden wir z.B. in 
Bayern sowohl in den Kirchengemeinden wie in der protestan- 
tischen Landeskirche. Eine andere Form der Bestimmung eines 
numerus clausus besteht — in den preussischen Gesamtverbän- 
den — darin, dass die Aufgaben, zu deren Erfüllung die steuer- 
lichen Mittel dienen sollen, verzeichnet sind. Endlich finden sich 
Steuerverbände mit singulär bestimmtem Steuerbedürfnis: dahin 
gehören die katholischen Diözesen in Preussen, die Kreissynoden 
der evangelischen preussischen Landeskirchen und bis vor kurzem 
die protestantische Landeskirche in Elsass-Lothringen. 

2. Die Arten des Steuerbedarfs!) sind denkbar ver- 
schieden. Zeitlich gilt das Prinzip der Beschränkung des Be- 
darfs auf die derzeitigen Bedürfnisse; ist auch die Ansamm- 
lung von Vermögen für solche Zwecke, deren Notwendigkeit 
längere Zeit vorauszusehen ist, nicht ausgeschlossen, so er- 
scheint doch die Häufung von Vermögen lediglich auf Vorrat 
durchweg unzulässig. 


) Fellmeth 31f. 
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Öertlich !) unterscheidet man nach den Steuerverbänden 
einen lokalkirchlichen, einen synodalen und einen landeskirch- 
lichen Steuerbedarf; innerhalb der einzelnen Klassen der Steuer- 
verbände muss der Bedarf grundsätzlich ein eigener des 
Steuerverbandes sein (Prinzip der Beschränkung auf die eigenen 
Bedürfnisse des Verbandes); die Verwendung für einen anderen 
Verband setzt zum mindesten eine mittelbare Rechtsbeziehung 
des Verwendungszweckes zu den Aufgaben des besteuernden 
Verbandes voraus. Unzulässig wäre hiernach z. B. die zwangs- 
weise Erhebung des Peterspfennigs in den katholischen Kirchen- 
gemeinden. 

Inhaltlich zerfällt der Bedarf in einen persönlichen und 
einen sachlichen. Zu den persönlichen Bedürfnissen ?) zählt 
vor allem die Unterhaltung und Versorgung der Geistlichen und 
Kirchenbeamten, zu den sachlichen ?) die Deckung der Kosten 
für Errichtung und Unterhaltung des gesamten Kirchensystems 
und desjenigen der einzelnen Verbände, insbesondere der kirch- 
lichen Gebäude, der kirchlichen Einrichtungen und Organe, der 
Geschäftsunkosten u. s. w. 

Ferner darf grundsätzlich nur ein unmittelbares Bedürfnis 
durch Besteuerung gedeckt werden. Ein solches ist vor allem 
die Errichtung und Unterhaltung des Kirchensystems. Mittel- 
bare Bedürfnisse (Förderung der christlichen Gemeindetätigkeit, 
Fürsorge für die kirchlichen Einrichtungen zur Armen-, Kranken- 
und Verwahrlostenpflege, Unterstützung christlicher Vereine und 
Anstalten u. s. w.) stellen nur ausnahmsweise einen Steuer- 
bedarf dar. 

Eine besondere Hervorhebung finden (z. B. im preussischen 
Steuerrecht) die „notwendigen“ kirchlichen Ausgaben. Für den 
Begriff der Notwendigkeit ist ein sicheres Kriterium das formelle, 
dass gegebenenfalls die zwangsweise Eintragung in den Etat 


!) Fellmeth 26 ff. 
2) Fellmeth 35 f. 
®) Fellmeth 89 ff. 
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angeordnet werden kann; notwendige Ausgaben sind vor allem 
die Synodalumlagen. 

Endlich ergibt sich daraus, ob Steuern entweder für be- 
stimmte Zwecke oder — wie z.B. in der Regel in Rheinland- 
Westfalen !) — zur Deckung eines kirchlichen Defizits erhoben 
werden, die Unterscheidung von konkretem Steuerbedarf und 
Defizitdeckungsbedarf. Eine Besteuerung zur Deckung eines 
Defizits muss da, wo Kirchensteuern nur zu singulären oder 
genau bestimmten Zwecken erhoben werden dürfen, als aus- 
geschlossen bezeichnet werden. 

3. Auch für die Verteilung des Steuerbedarfs auf 
die einzelnen Klassen der Steuerverbände lassen sich bestimmte 
Regeln aufstellen. Aus- dem Grundsatz der Beschränkung der 
Steuererhebung auf den eigenen Bedarf ergibt sich das Prinzip, 
dass der eigene Steuerbedarf lokaler Kirchensteuerverbände nur 
ein lokaler sein kann, während derjenige der höheren Verbände 
deren territorialer Ausdehnung entsprechen muss. Gleichwohl 
darf diese Abgrenzung keine zu enge schematische werden. 
Mit Recht erachtet z. B. das preussische Oberverwaltungsgericht 
als „provinziellen“ kirchlichen Zweck nicht nur einen solchen, 
welcher die Provinz allein angeht, sondern betrachtet das Be- 
stehen des zu befriedigenden Bedürfnisses innerhalb der Grenzen 
der Provinz als ausreichend ?). Als Ausnahme erscheint hin- 
gegen die vielfach vorgeschriebene?) Deckung des geistlichen 
Besoldungsbedarfs nicht durch den lokalen, sondern durch den 
gesamtkirchlichen Verband). Diese Ausnahme erscheint aber 
gerechtfertigt. Denn ebenso wie die Stolgebühren als den 
sozialen Aufgaben der Kirche grundsätzlich widersprechend 


!) Lüttgert 569. Westf. VerwO. v. 8. März 1903, $ 35. 

?) Preuss. OVG. 26. Mai 1899, E. Bd. 36, 190 ff. 

®) In Sachsen-Weimar sind sogar nach dem katholischen Umlagen- 
gesetz vom 6. Dezember 1895 die Kirchengemeinden ausdrücklich hierzu 
nicht pflichtig erklärt. 

*) Diese ist z. B. in Baden ausdrücklich in.den Katalog der landes- 
kirchlichen Bedürfnisse aufgenommen. 
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erkannt und darum mit Recht mehr und mehr beseitigt werden, 
so erscheint es aus ähnlichen Erwägungen nicht ganz einwand- 
frei, dass die Gemeinde ihren Seelsorger für seine geistlichen 
Dienstleistungen unmittelbar — gleichsam entschädigt). Hinzu 
tritt freilich die reale Erwägung, dass es im Interesse tunlichst 
gleichmässiger Verteilung zweckmässig ist, die Kosten nicht 
auf die einzelnen Gemeinden, sondern auf die breiten Schultern 
der Landeskirche zu nehmen ?). Eine besondere Abgrenzung 
des Steuerbedarfs besteht innerhalb der Gesamtkirchengemein- 
den: Sie dürfen nur zur Deckung unmittelbarer Bedürf- 
nisse ihr Besteuerungsrecht ausüben, während es den Einzel- 
gemeinden freisteht, für die Aufbringung des bloss mittelbaren 
Bedarfs durch eigene Besteuerung Sorge zu tragen. Wo, wie 
in Hamburg, ausnahmsweise die Aufbringung der für Gemein- 
den und Gesamtkirche notwendigen Mittel gemeinschaftlich 
erfolgt, wird die Frage der Bedarfsverteilung nicht schon bei 
der Besteuerung, sondern erst bei Verteilung der Steuerauf- 
künfte praktisch. 


Il. Das Besteuerungsrecht °). 


$ 113. A. Subjekt des Besteuerungsrechts. 


Subjekt des Besteuerungsrechts können alle diejenigen 
kirchlichen Verbände sein, deren Gattungen und Arten bei 
der Darstellung der Kirchensteuerorganisation aufgezählt wor- 
den sind. Inhaber sind diejenigen unter ihnen, denen die 
Befugnis innewohnt oder zuerkannt ist. De facto ist dies bei 
allen bezeichneten Gattungen und Arten der Fall, allerdings 
nicht in dem Sinne, dass nun in allen Staaten*) alle Ver- 


!) Geigel im AKKR. Bd. 69, 278. 

2?) Begründung zum pr. StG. v. 26. Mai 1909. v. Rohrscheidt, 
Die preuss. Pfarrbesoldungsgesetze, 1909, 2. 

3) Unter Besteuerungs,recht* verstehen wir in diesem Abschnitt 
nicht das objektive Recht, sondern die Befugnis, Steuern zu erheben. 

* In einigen Staaten fehlt überhaupt ein Besteuerungsrecht kirch- 
licher Verbände. 
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bandsarten !) und innerhalb der einzelnen wieder alle Indivi- 
dualverbände ?) das Recht besässen. Inwieweit die berechtigten 
Verbände von ihrem Recht Gebrauch machen, ist für die Frage 
der Inhaberschaft natürlich belanglos. 


& 114. B. Begründung des Besteuerungsrechts. 


1. Die Zuständigkeit zur Begründung ergibt sich aus 
den früheren Darlegungen. Während man beim staatlichen 
Besteuerungsrecht unterscheiden kann zwischen demjenigen 
Recht, das dem Gesamtstaatsverbande kraft seiner staatlichen 
Steuerhoheit als originäre Rechtsbefugnis innewohnt, und einem 
solchen, das einem eingegliederten staatlichen Verbande von 
dem Staate als dem originären Steuerrechtsinhaber verliehen 
wird (Kommunalsteuerrecht), ist dem kirchlichen Recht ein 
originäres Besteuerungsrecht fremd. Da nach den früheren 
Erwägungen feststeht, dass die Kirche mangels genügender 
Zwangsgewalt ohne staatliche Mitwirkung überhaupt kein er- 
zwingbares und darum wirkliches Steuerrecht auszubilden ver- 
mag, so kann sie erst recht nicht im Besitze einer originären 
Steuerberechtigung sein. Jedes kirchliche Besteuerungsrecht 
ist demnach ein vom Staate abgeleitetes, sowohl das gesamt- 
kirchliche wie das Besteuerungsrecht der kleineren kirchlichen 
Verbände. Freilich folgt aus dieser Notwendigkeit staatlichen 
Eingreifens zur Begründung des Besteuerungsrechts nicht die 
ausschliessliche Zuständigkeit der Staatsgewalt zur Regelung 
des Steuerrechts im objektiven Sinne. Vielmehr kann sich das 
vom Staate verliehene Besteuerungsrecht erst dann zu einem 
wirksamen Steuerrecht entfalten, wenn die Kirche die weitere 
Ausgestaltung des Rechts in die Hand nimmt. 


') In vielen Kleinstaaten fehlt z. B. ein Besteuerungsrecht der 
katholischen Kirchengemeinden. 

?) Im Fürstentum Lübeck besitzen nur namentlich aufgezählte 
Kirchengemeinden ein Besteuerungsrecht. 
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2. Die Form der staatlichen Verleihung eines Besteuerungs- 
rechts an die Kirche kann eine ausdrückliche oder eine still- 
schweigende staatliche Erklärung sein. Ausdrücklich verliehen 
wird das Recht entweder durch unmittelbaren gesetzlichen Aus- 
spruch oder mittelbar durch staatsgesetzliche Bestätigung einer 
ausdrücklichen kirchengesetzlichen Bestimmung dieses Inhaltes. 
Dass das Recht auch vermöge staatlicher Duldung, kraft der 
darin zu erblickenden stillschweigenden Zulassung, freilich nur 
nach langjähriger (zumal auf Analogien gestützter) gewohnheit- 
licher Uebung, zur Entstehung gelangen kann, beweist das Be- 
steuerungsrecht der rheinischen und der westfälischen Provin- 
zialsynode, das sich auf keine ausdrückliche gesetzliche Be- 
stimmung zu gründen vermag !). 


$S 115. €. Wirkung der Verleihung. 


Die Wirkung der Verleihung des Besteuerungsrechts ist 
eine doppelte. 

1. Zunächst erhält der kirchliche Verband dadurch die 
Befugnis zur Ausübung des Besteuerungsrechts und wird 
damit zu einem „Steuerverband“. Doch steht es natürlich dem 
das Recht verleihenden Staate frei, diese Ausübung an bestimmte 
Voraussetzungen zu knüpfen und in bestimmten Schranken zu 
gewähren. Die wichtigste Voraussetzung, die wir mit auffallender 
Uebereinstimmung in sämtlichen deutschen kirchlichen Steuer- 
rechtsordnungen und bei allen Arten von Steuerverbänden an- 
treffen, ist die der „Notwendigkeit* der Steuerumlage, mit 
anderen Worten das wichtige, auch dem staatlichen Steuer- 
recht bekannte und wohl aus ihm entlehnte?) Prinzip der 
„Subsidiarität“ der Besteuerung’), Zum Ausdruck gelangt 
dieser Grundsatz entweder in allgemeinen oder in kasuistischen 
Spezialbestimmungen. . Eine Verletzung des Grundsatzes würde 


!) Richter, KO. 314, Anm. 5. Lüttgert 826 f. 
?) Darum freilich auch kein rein kirchensteuerrechtliches Prinzip 
®) Fellmeth 155. Kreuzer 15. 
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formell die Verweigerung der staatlichen Steuergenehmigung 
zur Folge haben und materiell der gedachten Steuerumlage die 
gesetzliche Rechtsgrundlage entziehen. Eine weitere wichtige 
Voraussetzung für die Ausübung des Besteuerungsrechts bildet 
das Erfordernis staatlicher Genehmigung der Umlagebeschlüsse. 
Eine erhebliche Beschränkung enthalten die in vielen Landes- 
kirchen für die Landeskirchensteuer gesetzlich fixierten Maximal- 
grenzen des Gesamtsteuersolls !), deren Ueberschreitung nur in 
besonders erschwerten Formen zugelassen ist. Auch hier würde 
die Nichtachtung der Beschränkung die beschlossene Steuer 
der Rechtsgrundlage berauben. 


2. Anderseits erhält der kirchliche Verband mit der Ver- 
leihung des Rechts aber auch die Rechtspflicht zu seiner 
Ausübung. Denn der Staat hat ein eigenes staatliches Interesse 
daran, dass die Kirche ihre Aufgaben erfüllt?). Nur unter 
dieser Voraussetzung geschah die Verleihung. Diese in vielen 
Gesetzgebungen besonders ausgesprochene °) Verpflichtung wird 
auch da, wo sie nicht ausdrücklich, sei es unmittelbar als 
Pflicht zur Besteuerung *), sei es mittelbar als Pflicht zur Be- 
darfsdeckung?) oder in beiden Formen gleichzeitig °) statuiert 
ist, jedenfalls zur Deckung des zur Erhaltung des Kirchen- 
systems erforderlichen Bedarfs anzunehmen sein ”). Wem gegen- 
über besteht die Pflicht aber, ist sie eine kirchliche oder eine 
staatliche Pflicht? Nicht entscheidend kann der Umstand sein, 


!) Maximalsteuersoll besteht z. B. für die Landeskirchensteuer in 
Preussen, Lippe, Waldeck, für beide Kirchen in Lübeck. 

?) Niedner, Die Ausgaben des pr. Staates für die ev. Landes- 
kirche, 316. 

?) Sie kann auch lediglich bezüglich gewisser Arten von Steuern 
ausgesprochen sein, so in Baden bezüglich der Bausteuer. Auch das pr. 
Recht grenzt den Pflichtbedarf ab. 

*) So z. B. nach dem Entwurf der bayer, KirchGemO. 

>) So z. B. Bayern, Sachsen-Weimar. 

©) So z. B. in Schaumburg-Lippe, Sachsen-Meiningen. 

) Lohmann, Kirchengesetze der ev.-l. K. Hannovers 1871, 251. 
262 f. Dove, AKBl. 1870, 563 Nr. 10. 
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dass bei der Verwirklichung der Pflicht im Wege der Zwangs- 
etatisierung sowohl kirchliche als staatliche Organe mitwirken; 
denn staatliche Organe wirken auch bei der Eintreibung der 
Steuern mit, ohne dass dies zu der Folgerung berechtigte, die 
kirchliche Steuerpflicht der Individuen sei eine Pflicht auch 
gegenüber dem Staate. Massgebend erscheint hingegen der 
Umstand, dass die Pflicht sowohl Bestandteil der kirchlichen 
als der staatlichen Rechtsordnung ist, mag sie nun ausser in 
einem staatlichen Gesetz für die Kirche in einem besonderen 
Kirchengesetz ausgesprochen, oder mag sie ohne solches dadurch 
zum Bestandteil der kirchlichen Rechtsordnung geworden sein, 
dass die Kirche (wie die katholische zumeist) das staatliche 
Kirchensteuergesetz anerkennt und nach ihm verfährt. Pflichten 
aber, die in beiden Rechtsordnungen enthalten sind, obliegen 
auch gegenüber den Trägern beider Rechtsordnungen, also so- 
wohl gegenüber der Kirche als auch dem Staat. Die Erzwingung 
der Pflicht geschieht entweder im Wege der Anwendung von 
Zwangsmassnahmen gegen die säumigen kirchlichen Organe !) 
oder im Wege unmittelbaren Eingreifens in das kirchliche Be- 
steuerungsverfahren (Zwangsetatisierung) ?). 


$ 116. D. Inhalt des Besteuerungsrechts. 


Inhalt des Besteuerungsrechts ist die Befugnis der Steuer- 
verbände, Zwangsbeiträge zu erheben ?). Die Wissenschaft und 
der Sprachgebrauch des täglichen Lebens bezeichnen diese 
Beiträge als „Kirchensteuern“. In den Gesetzestexten hat sich 
noch keine völlig einheitliche Terminologie herauszubilden ver- 
mocht. Vorherrschend ist der Ausdruck „Umlagen“. Besonders 
im Gegensatz zu den staatlichen „Steuern“ wird gern von 
kirchlichen „Umlagen* gesprochen *). In sächsischen Staaten 


!) So in Bayern. 

2) So in den meisten Staaten, insbesondere in Preussen. 

®) Kreuzer 3. 

*) In Bayern wird der Gegensatz von Steuern und Umlagen zur 
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werden entsprechend den staatlichen auch kirchliche „Anlagen“ 
erhoben !). Die Bezeichnung „Kirchensteuern“ ist vorwiegend 
der neueren Gesetzgebung eigen. 

In den deutschen Kirchensteuerordnungen sind heute als 
kirchliche Zwangsbeiträge entsprechend der modernen Geld- 
wirtschaft nur direkte Geldsteuern üblich. Nicht ausgeschlossen?) 
sind jedoch indirekte Steuern bezw. Zuschläge zu staatlichen 
indirekten Steuern, sofern für sie nur eine Form gewählt wird, 
die sich mit Zweck und Wesen der Kirche vereinbaren lässt. 
Bedenklich erscheint hiernach eine indirekte Kirchensteuer auf 
Bier, Branntwein, Lustbarkeiten u. dergl. Besonders vorgesehen 
waren indirekte Kirchensteuern im neuen sächsischen Kirchen- 
steuergesetzentwurf. Ausgeschlossen sind nicht in Geld be- 
stehende kirchliche Abgaben. Solche können überhaupt nicht 
als „Kirchensteuern“ bezeichnet werden. Das ergibt sich zur 
Genüge aus dem staatlichen Steuerbegriff, der dem kirchlichen 
als Vorbild diente. Wenn heute noch Naturalabgaben an kirch- 
liche Verbände zu entrichten sind, so finden hierauf die Kirchen- 
steuerregeln keine Anwendung. 

Nach den speziellen Zwecken, denen die Kirchensteuer dienen 
soll, unterscheidet man vielfach neben den allgemeinen Kirchen- 
steuern besondere Bausteuern ’). Auf weitere, aus der Steuer- 
pflicht und der Umlageart sich ergebende Unterscheidungen 
kann an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden. 


$117. E. Rechtliche Natur des Besteuerungsrechts. 


Auch das Wesen der Kirchensteuern als Rechtseinrichtung 
soll hier noch nicht ergründet werden. Wir beschränken uns auf 


Bezeichnung des Gegensatzes der landeskirchlichen und kirchengemeind- 
lichen Abgaben verwendet. Kalb, Beiträge, 2. 

‘) Dieser Ausdruck ist übrigens schon dem preuss. ALR. ($ 65 II, 6) 
bekannt. 

?) So im Königreich Sachsen, vgl. S. 401 Anm. 5, ferner in Oester- 
reich, vgl. v. Hussarek, Grundriss des StKR., 2. Aufl., 1908, 43. 

°) Besondere Ausgestaltung haben solche in Baden und Bayern 
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die Prüfung der Frage, ob das Besteuerungsrecht bloss eine 
öffentliche, kirchliche Funktion darstellt oder darüber hinaus 
als „subjektives Recht“ („Individualrecht“) bezeichnet wer- 
den darf. 

Der Begriff des subjektiven Rechts (Individualrechts) ge- 
hört zu den umstrittensten der Rechtswissenschaft. Hier auch 
nur auf die wichtigsten Streitpunkte einzugehen, ist unmög- 
lich. Anderseits muss aber doch ein bestimmter Begriff zu 
Grunde gelegt werden. Es sei mir deshalb gestattet, auf die 
in meiner Schrift über „Die Grundrechte“ !) enthaltene be- 
gründete Stellungnahme zu verweisen. Das Ergebnis der 
dortigen Erörterung bildet die Definition ?): Unter einem sub- 
jektiven Recht verstehen wir diejenige Rechtslage, welche von 
der objektiven Rechtsordnung dadurch geschaffen wird, dass 
sie ım Interesse einer bestimmten Person?) eine ein Gut der- 
selben schützende und seinen Genuss sichernde Rechtsnorm 
setzt, sofern sie der so geschützten Person gleichzeitig die aus- 
schliessliche Willensmacht (Befugnis) verleiht, im Falle der 
Verletzung dieser Rechtsnorm den darin enthaltenen Imperativ 
aus eigener Initiative auszulösen und dem Verpflichteten gegen- 
über durchzusetzen. Die beiden Wesensmomente des sub- 
jektiven Rechts sind „Normenschutz“ und „Befugnis“, sein 
Zweck ist „Genuss“. 

Prüfen wir an der Hand dieser Definition zunächst, ob 
die das Besteuerungsrecht der kirchlichen Steuerverbände bil- 
denden Normen im Interesse dieser Verbände geschaffen sind, 
so werden wir diese Frage wohl bejahen dürfen, obgleich nicht 
zu verkennen ist, dass die Besteuerung in den unteren kirch- 
lichen Verbänden nicht nur deren Zwecken, sondern auch dem 


erfahren. Sie unterscheiden sich von anderen Kirchensteuern überdies 
bezüglich des Kreises der Pflichtigen und der Art der Umlage. 

!) Abhandlungen aus dem Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, 
Bad. 1,2, 1905, 62—70. 

278. 70. 


3) Einer natürlichen oder juristischen Person. 
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Interesse der Gesamtkirche dienlich ist. Es steht auch dem 
Subjekt des Rechts, jenen Verbänden, nach den bestehenden 
Verhältnissen die Macht zu, den Rechtsschutz zu realisieren 
und die Normen den Verpflichteten gegenüber zwangsweise — 
wenn auch nur mit fremder (staatlicher) Hilfe — durchzu- 
setzen. Weiterhin aber setzt der Begriff des subjektiven Rechts 
voraus, dass die Rechtsordnung sich der Normen entäussert 
und sie dem Begünstigten zur freien Verfügung überlässt. 
Dieses Moment versagt beim Besteuerungsrecht. Haben die 
Steuerverbände auch die Verfügung über die Handhabung der 
Steuernormen, so kann doch mit Rücksicht auf ihre Pflicht 
zur Ausübung des Rechts von einer freien Verfügung nicht 
mehr die Rede sein. Nicht einmal der oberste kirchliche Ver- 
band, die Gesamtkirche, befindet sich im Besitz völlig freier 
Verfügungsmöglichkeit, sondern ist dem Staate gegenüber in 
gewissem Sinne zur Handhabung jener Rechtsnormen ver- 
bunden. Wir müssen es daher ablehnen, das Besteuerungs- 
recht der kirchlichen Verbände als subjektives Recht im tech- 
nischen Sinne zu bezeichnen. 

Entbehrt aber das Besteuerungsrecht des subjektiven Rechts- 
charakters, so ist seine Ausübung lediglich die Wahrnehmung 
einer amtlichen Funktion auf dem Gebiete der kirchlichen 
Finanzverwaltung. 


Ill. Die Steuerpflicht. 


$ 118. 
A. Rechtsgrundlage der Steuerpflicht. 


Nicht mehr die im vorigen behandelte Steuererhebungs- 
(Besteuerungs-)Pflicht der Steuerverbände, sondern die Rechts- 
pflicht der Zensiten zur Steuerleistung steht nunmehr zur Er- 
örterung. Träger von Rechtspflichten können nur Personen sein. 
So kennt auch die Kirchensteuer „kein Objekt, sondern nur 
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ein Subjekt der Besteuerung“ !). Wenn uns in den Steuer- 
gesetzen, namentlich bei der Baulast, bisweilen Ausdrücke wie 
„Steuerumlagen auf Grundstücke“ ?) oder ähnliche Wendungen’) 
begegnen, so soll diese Ausdrucksweise lediglich der Radizie- 
rung der Last auf den Grund und Boden Rechnung tragen, 
das heisst, dazu dienen, das pflichtige Subjekt in einer beson- 
ders gearteten Form zu bezeichnen. Denn nur dieses Subjekt 
als Person, nicht das Grundstück als Sache ist Träger der 
Pflicht. Worauf gründet sich aber rechtlich die Pflicht ge- 
wisser Personen zu kirchlichen Steuerleistungen? Wie die 
Steuerpflicht begrifflich das Gegenstück zum Besteuerungsrecht 
bildet, muss folglich auch die kirchliche Steuerpflicht ihrer 
Rechtsnatur nach das Korrelat des kirchlichen Besteuerungs- 
rechts darstellen. Haben wir letzteres aber als eine rein kirch- 
liche Funktion erkannt, so kann auch die kirchliche Steuer- 
pflicht bloss eine rein kirchliche ?), nur im Bannkreise der Kirche 
wirksame, nur der Kirche gegenüber bestehende und darum 
nur ihren Angehörigen obliegende Pflicht darstellen®). Dies 
äussert sich auch praktisch darin, dass die Verletzung dieser 
Pflicht (Säumigkeit in der Zahlung) oder die Unmöglichkeit 


1) Stängela.a.0. 122. Aehnlich Oberlandesgericht Oldenburg 
vom 18. März 1891, Zeitschr. f. Verwaltung und Rechtspflege im Gross- 
herzogtum Oldenburg, Bd. 18, 201 ff.; 2. Mai 1883, das. Bd. 15, 265 ff. 
Fürstl. Lübeckische RegVerf. v. 28. September 1899. Rahtgens, Sig. 
der auf die ev.-luth. Kirche des Fürstentums Lübeck bezügl. Gesetze, 
Verordnungen u. s. w., 1909, 132. 

2) Beispiel: Kgl. Sächsisches G. v. 8. März 1838, $ 3. 

3) Oldenburg. G. v. 21. Januar 1865: „über sämtliche Grundstücke 
und Gebäude“. Dazu Oberlandesgericht Oldenburg vom 18. März 1891, 
a.2.0. 204 f. 

4) Vor allem also keine staatliche, wenngleich sie durch Staats- 
gesetz geregelt wird. Eine solche staatsseitige Regelung der Steuer- 
pflicht ist darum keine Begründung jener Pflicht, sondern eine Aner- 
kennung derselben als Rechtspflicht auch für den Bereich der staatlichen 
Rechtsordnung, wirkt also für das kirchliche Recht nur deklaratorisch, 
für das staatliche Recht hingegen konstitutiv. 

I Ammann.a 2.072112: 
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der Pflichterfüllung (keine Steuerleistung) kirchliche Nachteile, 
wie Suspension des Stimmrechts, eventuell Ausschluss vom 
kirchlichen Wahlrecht, nach sich zieht !). Als die Rechtsgrund- 
lage der Kirchensteuerpflicht ist demnach die kirchliche Mit- 
eliedschaft anzunehmen), auf ihr allein kann wie jede kirch- 
liche Abgabenpflicht so auch die Steuerpflicht nur beruhen. 
Die kirchliche Steuerpflicht ist eine kirchliche Mitgliedschafts- 
pflicht und darum eine öffentlich-rechtliche Pflicht. Dieses 
Ergebnis entspricht genau der Begründung der staatlichen 
Steuerpflicht durch die staatliche Mitgliedschaft, die Staats- 
angehörigkeit. 


B. Träger der Steuerpflicht. 


8$ 119. 1. Abgrenzung. 


Träger der Steuerpflicht sind alle diejenigen Personen, 
denen eine solche mit Rücksicht auf ihre Kirchenangehörig- 
keit nach Inhalt der geltenden Rechtsvorschriften auferlegt ist. 

Hieraus ergibt sich bereits eine Aussonderung aller derer, 
die aus einem anderen Rechtsgrunde der Kirche beitrags- 
pflichtig sind. Nicht zu den Trägern der echten kirchlichen 
Steuerpflicht zählen mithin die sogenannten „speziell Ver- 
pflichteten* des preussischen Steuerrechts (diejenigen, welchen 
nach den bestehenden Gesetzen, nach örtlichem Rechte oder 
auf Grund privaten Rechtstitels eine besondere, das heisst 
nicht durch die Parochial- oder Kirchenangehörigkeit als solche 
bedingte, persönliche oder dingliche Verpflichtung obliegt), 
namentlich der als solcher beitragspflichtige Patron, die säch- 
sischen Rittergutsbesitzer, ferner aber auch alle heute noch 
für kirchliche Zwecke beitragspflichtigen Zivilgemeinden in der 
Pfalz, Braunschweig, Elsass- Lothringen, Sachsen-Coburg-Gotha, 


!) Richter-Dove-Kahl, KR. 899. 

2) Heinerim AKKR. Ba. 77, 341. 843. 350 f. begründet dies auch 
vom katholisch-kirchlichen Standpunkt. Neumeyer, Internat. Ver- 
waltungsrecht, 1910, 543 ft. 
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Reuss j. L., in Preussen auf dem linken Rheinufer und im 
Danziger Werder !). 

Für die echte, auf die kirchliche Mitgliedschaft gegründete 
kirchliche Beitragspflicht lassen sich bezüglich der Träger- 
schaft und ihrer Voraussetzungen die folgenden Rechtsgrund- 
sätze feststellen. 


8120. 2. Die Steuerpflicht der natürlichen 
Personen. 


a) Voraussetzungen der Steuerpilicht. Zu den 
Voraussetzungen gehört ausser der kirchlichen Mitgliedschaft 
überhaupt die spezielle Mitgliedschaft zu einem bestimmten 
kirchlichen Steuerverband. 

o) Aus der allgemeinen Voraussetzung der kirchlichen 
Mitgliedschaft überhaupt ergibt sich das Erfordernis der Zu- 
gehörigkeit zu einer bestimmten Konfession. Konfessionslose, 
aus ihrer Kirche Ausgeschiedene können grundsätzlich keine 
Steuerträger sein. Für die einzelne Kirche folgt aus jener 
Voraussetzung das wichtige, schon früh ausgebildete und heute 
herrschende Prinzip der Nichtbesteuerung der Angehörigen 
einer fremden Konfession, positiv: der Beschränkung der Be- 
steuerung auf die eigenen Konfessionsangehörigen ?). Alt- 
katholiken, die sonst rechtlich zu den Katholiken zählen, 
stellen im Sinne des Steuerrechts grundsätzlich eine besondere 
Konfession dar?). Dagegen bilden die Lutheraner und Refor- 
mierten in denjenigen Staaten, in denen die Union durch- 
geführt ist, grundsätzlich keine besonderen Konfessionen mehr, 
sondern sind in der „evangelischen“ Konfession aufgegangen). 


!) Freytag, Die rechtliche Natur der Hufenumlage für kirchliche 
Zwecke u. s. w, in ZKR. Bd. 40, 230 ff. bes. 263. 268 f. 277 £. 

2) Geigel im AKKR. Bd. 69, 274 ff. 

3) Vgl. z. B. die ausdrückliche Absonderung der altkatholischen 
Kirchengemeinden im badischen OKStG. $1 Abs. 2. 

4) Preuss. OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 248—250, PfA. Bd. 1, 77 £. 


538 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Diese Prinzipien erleiden aber eine Reihe schwerwiegender 
Ausnahmen. Prinzipwidrig, weil gegen den Grundsatz der 
Nichtbesteuerung Konfessionsloser verstossend, ist zunächst die 
fast überall bestehende Verpflichtung. aus der Kirche Ausge- 
tretener, noch eine Zeit lang zu den Kirchenlasten beizusteuern?). 
Gegen die Prinzipien der Nichtbesteuerung Konfessionsloser 
und der Nichtbesteuerung Konfessionsfremder verstösst ausser 
dieser Nachbesteuerung bei Aus- und auch bei Uebertritten 
die Heranziehung Andersgläubiger im Falle der dinglichen 
Natur der Kirchenlasten, vor allem die Heranziehung katho- 
lischer Grundbesitzer im Königreich Sachsen zu den evange- 
lischen Parochiallasten ?); einen schon materiell kaum hin- 
reichenden und prinzipiell vollends gänzlich ungeeigneten Aus- 
gleich bildet das eigenartige Institut der Anrechnung dieser 
Beitragsleistungen auf die an die eigene Konfession zu entrich- 
tenden Abgaben. Beide Prinzipien durchbricht endlich auch die 
heute überall — und aus praktischen Gründen mit Recht — 
beliebte Halbteilung der Beitragspflicht bei gemischten Ehen ’°): 
Da das wirkliche Einkommen beider Gatten selten gleich gross 
sein wird, trägt in der Regel der eine Gatte zu den Bedürf- 
nissen seiner Kirche zu viel, der andere zu denen der seinigen 
zu wenig, jedenfalls also einer von ihnen zu den Bedürf- 
nissen einer ihm fremden Konfession mit bei*). Falsch wäre 
es demnach, jene Halbierung als kirchensteuerliches Prinzip 


1) Schmidt, Der Austritt aus der Kirche, 249 ff., bes. 251 f. Mit 
Recht hat darum in Württemberg die Novelle vom 22. Juli 1906 diese 
Beitragspflicht über das Austrittsjahr hinaus aufgehoben. Rechtfertigung 
der Weiterzahlung: Schmidt, Austritt, 297—299. Schmidt, Neue 
Beiträge, 1908,-83. Hinschius, Die pr. KG. 1873, 178—180. Neu- 
meyer 2.2.0. 547, Anm. 25. 

?) G. v. 8. März 1838, $ 3. Mit Recht hatte darum der neue, nicht 
Gesetz gewordene Entwurf eine Aufhebung dieser Bestimmung vorgesehen. 

°) Uebersicht über die gesetzgeberischen Möglichkeiten der Besteue- 
rung bei Mischehen: Frank im VerwArch. Bd. 8, 572 ff. Kalb, Bei- 
träge, 50f. Winkler in ZKR. Bd. 36, 308 ff. 

*) Hierzu Winkler in ZKR. Bd. 36, 312 f. 319—321, 
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zu bezeichnen; sie ist ein aus Zweckmässigkeitsgründen ge- 
rechtfertigter formeller Verstoss gegen ein Steuerprinzip. 
ß) Eine besondere Voraussetzung der Steuerpflicht bildet 
die Zugehörigkeit zu einem bestimmten gemeindlichen, syno- 
dalen oder landeskirchlichen Steuerverband. Diese Zugehörig- 
keiten beruhen in der Regel!) auf der Zugehörigkeit zu einem 
bestimmten lokalkirchlichen Verband, das heisst, zu einer 
bestimmten Kirchengemeinde. Die Kirchengemeindeangehörig- 
keit entsteht (sei es unmittelbar oder erst durch das Medium 
der Parochialzugehörigkeit)?) grundsätzlich mit dem Aufschlagen 
des Wohnsitzes in ihr, und zwar ipso jure, ohne dass es einer 
besonderen Erklärung oder gar eines Vertrages mit der Gemeinde 
bedürfte?). Dem weiteren, durch die Unterscheidung von refor- 
miertem und lutherischem Sonderbekenntnis (z. B. in Preussen) 
hervorgerufenen Erfordernis der (eventuellen) Spezialzugehörig- 
keit zu dem Sonderbekenntnis der Kirchengemeinde kommt all- 
gemeine Bedeutung für das deutsche Kirchensteuerrecht nicht zu. 
Aus der Voraussetzung der Kirchengemeindeangehörigkeit 
folgt die Nichtsteuerpflicht der nicht der Kirchengemeinde 
(bezw. darum auch nicht den höheren Steuerverbänden) ange- 
hörenden Personen. Eine richtige Folgerung dieses Prinzips 
ist daher die Nichtheranziehung der besonderen Militärgemein- 
den angehörenden Militärpersonen, eine Verletzung aber die 
freilich mehr und mehr?) verschwindende (so ın Preussen, 
Württemberg) °) Heranziehung der sogenannten Ausmärker 


!) Eine von der Kirchengemeindeangehörigkeit gelöste Zugehörig- 
keit zur Landeskirche kennt das württembergische Recht. 

2?) Ueber diesen Unterschied Rehm in ZKR. Bd. 24, 241 ff. 

3) So OLG. Hamburg 4. Januar 1898, ZKR. Bd. 30, 149 ff; Rehm 
2.2.0. 192 ff. 241 ff.; Neumeyer a.a.O. 544. 547. Vgl. auch OVG. 
15. Mai 1908, E. Bd. 52, 244 ff., PfA. Bd.1,73 ff. RGZ, 12. Dez. 1881, Bd. 6, 
235. A.M. Friedberg, KR.®, 290 f., Sehoen, KR. Bd. 1, 311°. 315. 

4) Rückläufige Bewegung im neuen bayer. LKStG. Art. 20 Abs. 1. 

5) Preuss. OVG. 10. Dezember 1907, AKKR. Bd. 88, 551. Stein- 
bicker im „Katholischen Seelsorger“ Bd. 20, 320 ff. 370 ff. Verh. der 
5. ordentl. Generalsynode von 1903. 1904, 724 ff. 
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oder Forensen!), selbst wenn ihre Steuerpflicht sich auf den 
Fall beschränkt, dass sie in ihrer Wohnsitzkirchengemeinde zu 
den Kirchensteuern nicht oder in minderem Masse?) heran- 
gezogen werden. Streitig ist die Zugehörigkeit der Geistlichen 
zur Kirchengemeinde°?). In der Regel wird diese Frage nach 
katholischer Auffassung verneint, nach evangelischer bejaht. 
Infolgedessen ist ihre Besteuerung dort Ausnahme, hier Prin- 
zip, ihre Befreiung dort Prinzip, hier Ausnahme. In der tat- 
sächlichen Regelung lässt sich ein allgemeiner Grundsatz ihrer 
Befreiung von Kirchensteuern nicht erkennen. 

b) Damit sind die Voraussetzungen der kirchlichen Steuer- 
pflicht erschöpft. Wo sie erfüllt sind, besteht die Beitrags- 
pflicht.. Weitere Voraussetzungen dafür gibt es 
nicht. Insbesondere bildet die Staatsangehörigkeit kein Er- 
fordernis der kirchlichen Steuerleistung*). Als Grundlage nur 
der staatlichen Abgabenpflicht hat sie mit der kirchlichen Ab- 
gabenpflicht überhaupt nichts zu schaffen und wird darum mit 
Recht bei der Bestimmung des Kreises der Steuerpflichtigen 
ganz ausgeschaltet. Folgerichtig ist somit die Heranziehung 
der Kirchenangehörigen ohne Rücksicht auf ihre Staatsange- 
hörigkeit?), unnötig deren ausdrückliche Hervorhebung‘). Die 
Nichtbesteuerung gewisser Ausländer (in Preussen und Bayern) 
erscheint formell als prinzipwidrig, ist jedoch innerlich aus dem 
Umstande zu rechtfertigen, dass die — die Voraussetzung ihrer 
erfolgreichen Einspruchsmöglichkeit bildende — Existenz eigener 
gottesdienstlicher Veranstaltungen materiell eine gewisse Ab- 


!) Besteht z. B. noch in Sachsen und Baden für Baubeiträge. Ueber 
die Steuerpflicht der Forensen Neumeyer a.a. 0. 548--551. 

2) Beispiele: Oldenburg, G. v. 10. Nov. 1909, $$ 2, 10; Reuss &. L., 
G. v. 7. Januar 1886, $ 2; Schaumburg-Lippe, G. v. 24. April 1894, $ 5, 
G. v. 17. März 1910, $ 7; Sachsen-Meiningen, G. v. 25. Febr. 1876, Art. 3. 

3) Kiene, Kathol. Pfarrgemeindegesetz, 1906, 19— 22. 

*) Allgemein anerkannt. Vgl.z. B. pr. OVG. 15. Mai 1908, PrVerwBl. 
Bd. 80, 831. 

5) Neumeyer a.a.0. 544 f. 

6) Z. B. im Pfälzer Reg.-Edikt vom 9. März 1844. 
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sonderung von der besteuernden Kirchengemeinde bedeutet. 
Weiterhin bildet auch eine besondere rechtliche Stellung im 
kirchlichen Verbande, namentlich Wahlrecht und Stimmrecht, 
keine Voraussetzung der Steuerpflicht. Folgerichtig werden auch 
die Nichtwähler grundsätzlich — soweit die übrigen Voraus- 
setzungen zutreffen — zu Kirchensteuern herangezogen. Dass die 
Erfüllung der Steuerpflicht umgekehrt auf das Wahlrecht ge- 
wissen Einfluss hat, ist in diesem Zusammenhange völlig belanglos. 

c) In den vorstehenden Ausführungen sind bereits die- 
jenigen Fälle berücksichtigt worden, in denen Personen prin- 
zipwidrig — weil die Voraussetzungen fehlen — zu einer 
Kirchensteuer herangezogen werden. Es ist nun noch der- 
jenigen Fälle zu gedenken, in denen trotz bestehender Steuer- 
pflicht ausnahmsweise eine Befreiung oder Vergünsti- 
gung zu verzeichnen ist. Nicht als Privileg dieser Art er- 
scheint die geminderte Beitragspflicht des aus speziellen 
Rechtstiteln lastenpflichtigen Patrons, weil sich diese Minde- 
rung rechtlich als Anrechnung des auf Grund des Spezialtitels 
Geleisteten auf den Kirchensteuerbeitrag konstruieren lässt. 
Auch die Befreiung der Militärpersonen bildet da, wo Militär- 
semeinden bestehen und mit der Zugehörigkeit zu diesen 
das Ausscheiden aus der bürgerlichen Kirchengemeinde ver- 
knüpft ist, keine Ausnahmestellung. Die Befreiung der Geist- 
lichen!) hingegen ist dort als Ausnahme zu bezeichnen, wo 
sie (wie nach evangelischer Auffassung) zur Kirchengemeinde 
gerechnet werden und in ihrer Eigenschaft als Gemeindeange- 
hörige grundsätzlich pflichtig wären. Dem gleich steht die 
Befreiung der Kirchenbeamten. In beidem ist die Uebertragung 
einer kommunalsteuerlichen Regel auf das kirchliche Steuer- 
recht zu erblicken. Dies äussert sich am deutlichsten in der 
Beschränkung des Privilegs auf das dienstliche Einkommen. 


Y) v. Schilgen, Können Geistliche zu den Kirchensteuern heran- 
gezogen werden? AKKR. Bd. 77, 91 ff., verficht vom Standpunkt des 
katholischen Kirchenrechts die Unzulässigkeit der Heranziehung, weil sie 
nicht Mitglieder der Gemeinde sind. 
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Völlig unbegründet für das kirchliche Recht ist dagegen die 
heute fast verschwundene Vergünstigung der Staatsbeamten; 
sie erklärte sich aus der (heute in vielen Staaten beseitigten) 
Zugrundelegung des jene Befreiung enthaltenden Kommunal- 
steuersystems als Massstabes für die Kirchensteuern. Eine der 
staatssteuerlichen Ausnahmestellung entsprechende ist die Be- 
freiung der staatssteuerfreien Personen. 


$ 121. 3. Die Steuerpflicht der juristischen 
Personen. 


Eine seltsame Erscheinung des modernen Kirchensteuer- 
rechts ist die Besteuerung juristischer Personen (Körperschaften 
und Stiftungen) und gewisser ihnen in dieser Beziehung gleich- 
gestellter nicht rechtsfähiger Personenverbände. Während sich 
das preussische Kirchensteuerrecht trotz wiederholter, schon 
frühzeitig einsetzender!) Beschäftigung mit dem Problem bis 
jetzt gegen die Heranziehung juristischer Personen, insbesondere 
grosser gewerblicher Unternehmungen, ablehnend verhalten hat 
— vgl. besonders die Beratungen der Kirchensteuergesetzent- 
würfe im preussischen Landtag?), die Verhandlungen der 
5. ausserordentlichen Generalsynode von 1907 °) und neuestens 
besonders der 6. ordentlichen Generalsynode von 1909) — hat 


!) AKKR. Bd. 15, 462, Min.-Erl. v. 22. Mai 1865. 

?) Herrenhausverh. 1904/05, Sten. Ber. 624. 626. Kommissionsber. 
d. Abg.-Hauses a. a. O. 18, 20. 

®) Verh., 1908, 32. 36—41. Diese Synode hat den OKR, ersucht, 
bei der Regierung vorstellig zu werden, dass eine auf staatsgesetzlicher 
Grundlage ermöglichte Heranziehung der gewerblichen Unternehmungen 
herbeigeführt werde, durch die eine aussergewöhnlich starke Vermehrung 
der Kirchengemeinde infolge Zuzugs von Arbeiterfamilien stattgefunden 
hat und erhebliche Aufwendungen für kirchliche Einrichtungen notwendig 
wurden. Darauf OKR. 4. Oktober 1909, Verh. der 6. ordentl. General- 
synode von 1909, Bd. 2, 1910, 60—65. Schoen, Ev. KR. Bd. 2, 576, 
Anm. 1. 

*) Verhandl. Bd. 1, 1910, 169 £, 
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ihre Besteuerung, dem sächsischen Recht!) längst bekannt, in 
den letzten Jahrzehnten namentlich in Süddeutschland (badisches 
OKStG., dem folgend: Entwurf der bayerischen Kirch@emO.) 
und zumal für Baubeiträge Eingang und teils fakultative, teils 
obligatorische Ausbildung gefunden. Ueber die rechtspolitische 
Rechtfertigung soll hier kein Wort verloren werden). Uns 
beschäftigen hier lediglich die grossen Schwierigkeiten, welche 
diese eigenartige Gestaltung der juristischen Betrachtungsweise 
bietet. Haben wir bisher die kirchliche Mitgliedschaft als 
einzige Rechtsgrundlage der kirchlichen Steuerpflicht bezeichnet, 
so scheint dieser Grundsatz hier zu versagen. Denn das für 
das staatliche Recht wohl erwägenswerte und dort recht strittige 
Problem, ob juristische Personen eine Staatsangehörigkeit ’) 
besitzen können *), lässt sich auf das kirchliche Recht nicht 
übertragen, weil juristische Personen einer Konfession nicht 
fähig sind’) und allein schon aus diesem Grunde der Gedanke 
einer kirchlichen Mitgliedschaft juristischer Personen absurd ist. 
Es scheint demnach, als habe man bei der Ausdehnung des 
Kreises der kirchlichen Steuerträger auf die juristischen Per- 
sonen das bisherige Prinzip der kirchlichen Mitgliedschaft als 
Rechtsbasis der Steuerpflicht aufgegeben. Folgt man dieser 
Annahme, so muss man die Besteuerung juristischer Personen 
durch die Kirche als juristisch völlig unerklärbar bezeichnen, 
denn ein anderweitiger Rechtsgrund kirchlicher Steuerpflicht 
existiert nicht. Unter diesen Umständen dürfte der, wenn auch 
kühne Versuch nicht ganz von der Hand zu weisen sein, die 
Heranziehung der juristischen Personen dennoch auf die Grund- 
lage der kirchlichen Mitgliedschaft zurückzuführen. 

ı) Kgl. Sächs. G. von 1838; MinV. v. 7. Mai 1887; Sachsen-Alten- 
burg, G. v. 30. Juni 1862, $$ 8—5. 

2) Das dürfte unschwer darzutun sein. 

3) Bejahend Isay, Die Staatsangehörigkeit der juristischen Per- 
sonen, Abhandl. aus dem Staats-, Verwaltungs- und Völkerrecht, Bd, 3, 
Heft 2, 1907, 129. 


4) — und darum als Staatsangehörige besteuert werden können, 
5) Die konfessionellen Stiftungen können hierin keine Ausnahme bilden. 
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Erforderlich ist zunächst eine Abgrenzung der Reihe der- 
jenigen juristischen Personen, deren kirchliche Besteuerung der 
Prüfung bedürftig erscheint. Auszuscheiden sind von vorn- 
herein die Zivilgemeinden, deren Beitragspflicht zu kirchlichen 
Zwecken ja, wie oben gezeigt wurde, als auf einem speziellen 
Rechtstitel beruhend aufzufassen ist. Auszuscheiden sind ebenso 
die kirchlichen Steuerverbände, auf welche die landeskirchlichen 
Umlagen (bestes Beispiel Preussen) repartiert werden. Denn 
sie stellen, obwohl mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattet 
und darum eines eigenen Besteuerungsrechts fähig, doch für 
das landeskirchliche (bezw. provinzialkirchliche) Besteuerungs- 
recht blosse Durchgangsstationen für die Verteilung des landes- 
kirchlichen (bezw. provinzialkirchlichen) Steuerbedarfs dar und 
kommen selbst nicht als Steuerschuldner in Betracht!). Den 
Gegenstand der Besteuerung bilden vielmehr weltliche juri- 
stische Personen und Vereine, vorwiegend Handels- und ge- 
werbliche Gesellschaften (Aktiengesellschaften, Gewerkschaften, 
Genossenschaften, Gesellschaften m. b. H.)?) auf der einen, 
kirchliche Korporationen und Stiftungen (kirchliche oder kon- 
fessionellbeschränkte nichtkirchliche Stiftungen) auf der an- 
deren Seite. 

Zur Lösung der Frage ist ein kurzes Vorgreifen in das 
noch nicht prinzipiell erörterte Gebiet der Verteilung des kirch- 
lichen Bedarfs auf die Steuerträger notwendig. Typische Bei- 
spiele für die beiden Formen, in denen man gesetzestechnisch 
zu diesem Zweck verfahren kann, bieten Preussen und Baden. 
Während das preussische Recht zuerst den Kreis der (persön- 
lichen) Steuerträger abgrenzt und sodann bestimmt, wie jeder 
einzelne dieser Steuerträger herangezogen werden soll, geht das 
badische Recht den umgekehrten Weg: Es bezeichnet zuerst 
die Vermögenssteuerwerte und Einkommen, die sich zu einer 
kirchlichen Besteuerung eignen, und stellt hierauf erst fest, 


') In so weit richtig pr. OVG. 11. November 1882, E. Bd. 9, 105. 
?) So badisches OKStG. Art. 13 Nr. 3. 
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welche Personen als die Vermittler der Nutzbarmachung jener 
Steuerwerte pflichtig sein sollen !). Liegt es da nicht nahe, 
auch jene juristischen Personen einmal nicht formaljuristisch 
in ihrer Eigenschaft als selbständige Rechtssubjekte, sondern 
wirtschaftlich in ihrer Eigenschaft als grosse Vermögensasso- 
ziationen, als darum für die Kirche wertvolle und zugleich — 
zumal, soweit es sich um kirchliche Körperschaften oder Stif- 
tungen handelt — sehr geeignete Besteuerungsobjekte zu be- 
trachten, und auch hier die Frage, durch Heranziehung welcher 
Personen als der Pflichtigen man nun diese Güter verwerten 
soll, eine cura posterior sein zu lassen? Und erscheint es 
ferner nicht viel einfacher und darum praktisch vorteilhafter, 
als solche Pflichtigen nicht die einzelnen, womöglich unendlich 
zahlreichen, das persönliche Substrat bildenden Individuen, 
sondern kurzerhand die Vermögensmasse als Ganzes, als Rechts- 
persönlichkeit, steuerpflichtig zu erklären? Zur Stütze dieser 
Erwägung sei darauf hingewiesen, dass ein solches Vorgehen 
in ähnlicher Form tatsächlich gehandhabt wird, nämlich im 
staatlichen Steuerrecht einer Reihe von Staaten, z. B. Baden?), 
Bayern ?), Sachsen-Weimar*) und (früher) Elsass-Lothringen °). 
Hier beobachten wir bei der steuerlichen Heranziehung mehrerer 
zu einem Handels- oder gewerblichen Unternehmen oder einer 
anderen Vermögensgemeinschaft vereinigter Personen, ja selbst 
(in Preussen) bei der Heranziehung von Ehegatten nach Haus- 
haltungen °) das Prinzip der Einheitlichkeit der Steuerveran- 
lagung der Vermögensgemeinschaft, ohne dass hierdurch an 
der Steuerpflicht ausschliesslich der einzelnen Inhaber der Ge- 
meinschaften etwas geändert wird. Es ist kein grosser Sprung, 


1!) Den besten Beweis liefert $ 17 des badischen OKStG. 

2) OKStG. Art, 15 Abs. 2. 

3) Entw. d. KGO, Art. 22. 

4) G. v. 24. Februar 1894, $ 3 Abs. 2. 

5) G. vom 6. Juli 1901, S 6. 

6) Ueber das Haushaltungsprinzip Maatz im DEVEREN Bd. 21, 144. 
Fuisting, EinkStG. 89 ff. zu $ 11. 


Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht, 35 
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wenn man dieses Prinzip auch auf die einheitliche Steuerver- 
anlagung solcher Vermögensgemeinschaften erstreckt, welche 
sich eigener Rechtspersönlichkeit erfreuen. Tut man dies aber, 
dann erscheint auch die gewählte Form der Pflichtigerklärung 
der juristischen Person als nichts weiter als eben eine ver- 
einfachte Form für die Nutzbarmachung von Vermögen, 
welches unmittelbar zwar ım Eigentum der juristischen Per- 
son steht, wirtschaftlich aber als Eigentum der die juristische 
Person bildenden und in ihrer Eigenschaft als Kirchenmit- 
glieder der kirchlichen Besteuerung zugänglichen Individuen zu 
betrachten ist. 

Der Versuch, auf diese Weise die Besteuerung der juri- 
stischen Personen auf die Besteuerung ihres persönlichen Sub- 
strates zurückzuführen, findet auch in der Gesetzgebung eine 
beachtenswerte Rechtfertigung. Die Gesetzgebung unterscheidet 
nämlich in der Tat zwischen solchen juristischen Personen, 
deren Mitglieder satzungsgemäss dem nämlichen Bekenntnis an- 
gehören müssen oder die satzungsgemäss ausschliesslich Zwecke 
eines Bekenntnisses verfolgen !), und solchen, bei denen dies 
nicht der Fall ist?), und lässt bei letzteren eine Teilung ihrer 
steuerlichen Heranziehung durch die einzelnen Kirchen nach 
Massgabe des Zahlenverhältnisses der örtlichen konfessionellen 
Mischung eintreten. Dies ist ein deutlicher Beweis dafür, dass 
die Gesetzgebung bei der Heranziehung juristischer Personen 
den Gedanken der Konfessionszugehörigkeit ihrer einzelnen 
Mitglieder nicht aus den Augen gelassen hat. Dieser Beweis 
bestärkt uns aber in der Annahme, dass die Besteuerung der 
juristischen Personen als solcher lediglich einen Modus der 
Verwertung des Vermögens der einzelnen konfessionsangehörigen 
Individuen darstellt. 

In zwei Fällen scheint freilich diese Erklärung zu ver- 


!) So bad, OKStG. Art. 13 Nr. 2, Aehnlich Entw. d. bayer. KGO, 
Art. 21. 
?®) Bad. OKStG. Art. 13 Nr. 3; bayerische KG0, Art. 21. 
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sagen: bei den Stiftungen und bei öffentlichen (staatlichen und 
kirchlichen) Körperschaften. Dass die Konstruktion trotzdem 
auf die Stiftungen anwendbar ist, dürfte unschwer zu erweisen 
sein. Die gesetzliche Betonung der Verwendung des Stiftungs- 
gutes zu bestimmten konfessionellen Zwecken und die Teilung 
in den Fällen, wo keine konfessionelle Zweckbestimmung vor- 
liegt, lassen auch hier die Annahme begründet erscheinen, 
dass sich die Besteuerung des Stiftungsvermögens als einer 
juristischen Person auf den Gedanken einer (Einkommens-) 
Besteuerung der Destinatäre der Stiftung zurückführen lässt. 
Dagegen ist nicht zu leugnen, dass diese Erklärung bei den 
öffentlichen staatlichen Körperschaften versagt. Hier gibt es 
keine Individuen als persönliches Substrat. Diese Tatsache ist 
aber gleichwohl kein Argument gegen, sondern ein solches 
für unsere Erklärung: In unbewusster, aber richtiger Kon- 
sequenz unseres im vorigen entwickelten Gedankenganges nimmt 
die Gesetzgebung der Staaten, in denen juristische Personen zu 
den Kirchensteuern beitragen müssen, grundsätzlich die öffent- 
lichen Verbände von der Steuerpflicht aus !). 

So dürfte denn die Heranziehung juristischer Personen 
trotz der scheinbaren Schwierigkeiten dennoch mit dem Prinzip 
des Beruhens der kirchlichen Beitragspflicht auf der kirchlichen 
Mitgliedschaft vereinbar sein. 


& 122. 
C. Die Steuerpflicht als solche. 


1. Arten der Steuerpflicht. 

Die nächstliegende Einteilung der Steuerpflicht — nach 
dem Rechtsgrunde — ist nur eine scheinbare; ihr Wert be- 
ruht darin, dass sie uns, wie wir gezeigt haben, die Absonde- 
rung der unechten, auf spezielle Rechtstitel gegründeten, von 


!) So bayer. KGO. Art. 21; ähnlich kgl. sächs. Verordn. v. 2. No- 
vember 1888. 
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der echten, auf der kirchlichen Mitgliedschaft beruhenden 
Kirchensteuerpflicht klar erkennen lässt. Auch die Träger- 
schaft — natürliche und juristische Personen — bietet keine 
Handhabe zu einer wesentlichen Unterscheidung von Pflicht- 
arten, da sich die scheinbare Verpflichtung juristischer Per- 
sonen als solcher lediglich als eine Spezialform der Heran- 
ziehung (des Vermögens) natürlicher Personen herausgestellt 
hat. Gewisse Unterarten der echten Steuerpflicht lassen sich 
dagegen nach Umfang der Heranziehung, Art der Heranziehung 
und Zweckverwendung der aufgebrachten Beträge unterscheiden. 
Aus dem Umfang der Heranziehung ergibt sich die (quanti- 
tative) Unterscheidung von voller und geminderter Steuerpflicht, 
aus der Art der Heranziehung die formelle Unterscheidung von 
ordentlicher (in wiederkehrenden Umlagebeiträgen bestehender) 
und ausserordentlicher (vereinbarungsgemäss durch einmalige 
Entrichtung grösserer Kapitalien zu erfüllender) Beitragspflicht. 
Nach der Zweckverwendung der aufgebrachten Beträge endlich 
lässt sich (qualitativ) die Steuerpflicht in eine allgemeine und 
in eine Bausteuerpflicht sondern. 

2. Inhalt der Steuerpflicht ist die erzwingbare öffentliche 
kirchliche Rechtspflicht jedes kirchlichen Mitgliedes, zu den 
zur Deckung kirchlicher Bedürfnisse von zuständiger Stelle 
ausgeschriebenen Umlagen in der festgesetzten Höhe beizu- 
tragen. Die Erfüllung dieser Pflicht wird von der staatlichen 
Rechtsordnung in doppelter Weise gewährleistet. Einmal un- 
mittelbar: der Staat sichert die Verwirklichung der konkreten 
Steuerforderungen durch Gewährung seiner staatlichen Zwangs- 
gewalt. Sodann mittelbar: der Staat sorgt durch Strafbestim- 
mungen dafür, dass die Träger der Pflicht sich derselben nicht 
durch Hinterziehung der geschuldeten Leistung mittels falscher 
Auskunft oder sonstwie entziehen. Zu diesem Zweck können 
entweder die Vorschriften des staatlichen Steuerstrafrechts (so 
in Preussen die Bestimmungen des KAG.) anwendbar erklärt 
oder besondere Strafvorschriften im Kirchensteuergesetz (so in 
der protestantischen Landeskirche Bayerns) aufgestellt werden. 
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3. Der Umfang der Steuerpflicht ist zeitlich, örtlich 
und sachlich genau abgegrenzt. Ihre zeitlichen Schranken 
empfängt die Pflicht durch die Dauer der kirchlichen Mitglied- 
schaft, deren Beginn und Erlöschen auch die Steuerpflicht be- 
gründet und beendet. Eine Ausnahme von diesem Grund- 
satze haben wir in der Nachbesteuerung aus der Kirche aus- 
getretener Personen kennen gelernt. Prinzipiell zulässig erscheint 
eine solche nur da, wo der konkrete Rechtsgrund für die 
Heranziehung zu der einzelnen Steuerleistung bereits während 
der Zeit ihrer Mitgliedschaft existent geworden ist. Ihre ört- 
lichen Schranken empfängt die Steuerpflicht durch die Zuge- 
hörigkeit zu einem territorial abgegrenzten Steuerverband. Die 
Besteuerung in einer fremden Kirchengemeinde, in einem frem- 
den Synodalverband erscheint prinzipiell unzulässig. Gleich- 
wohl erleidet dieser Grundsatz zahlreiche Durchbrechungen, 
am augenfälligsten in der Heranziehung der Forensen. Eine 
Konsequenz des Grundsatzes wäre dagegen im Falle der Zu- 
gehörigkeit zu mehreren gleichgeordneten Steuerverbänden eine 
ebenso vielfache Heranziehung zur Steuer. Einer solchen, aus 
praktischen Gründen als Ueberspannung des Prinzips abzuleh- 
nenden, doppelten oder mehrfachen Besteuerung begegnet die 
Regel des Verbotes der Doppelbesteuerung, die auch im kirch- 
lichen Steuerrecht Eingang und verschiedenartigste Ausbildung 
gefunden hat. Endlich findet die Steuerpflicht ihre sachlichen 
Schranken durch die genauen, die Ueberbürdung des einzelnen 
Zensiten verhütenden Vorschriften über die Steuerumlage, die 
einer besonderen Erörterung bedürfen. 


IV. Die Steuerumlage. 


8 123. A. Begriff der kirchlichen Umlageordnung. 


Nicht die dem formellen Steuerrecht angehörenden Regeln 
für das bei der Steuer,umlegung“ einzuhaltende Verfahren, 


1) Es steht jedem frei, sich der Steuerpflicht durch Austritt aus 
der Kirche zu entziehen. Anders beim Staat. Auf diesen bedeutenden 
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sondern die dabei zu beachtenden materiell-rechtlichen Ver- 
teilungsgrundsätze bilden den Gegenstand der nächstfolgenden 
Ausführungen. Sollen für irgend einen kirchlichen Bedarfs- 
zweck Steuern erhoben werden, so genügt nicht, dass der 
Kreis der beitragspflichtigen Verbandsmitglieder genau fest- 
steht, sondern den .Behörden des steuerberechtigten Verbandes 
muss ausserdem ein gewisses Mass von Normen darüber zur 
Verfügung stehen, ob, unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Umfange die einzelnen pflichtigen Zensiten bei der 
Verteilung des durch die Umlage zu deckenden Steuersoll- 
betrages zu berücksichtigen sind. Die Gesamtheit dieser 
Normen lässt sich als die Umlageordnung oder — von des 
Schuldners Seite gesprochen — Beitragsordnung eines Steuer- 
verbandes bezeichnen. Jede Umlageordnung, in welcher Form 
sie auch rechtlich in die Erscheinung treten mag, wird be- 
stimmte Vorschriften über den Verteilungsmassstab (Beitrags- 
fuss) und für die Handhabung dieses Verteilungsmassstabes im 
konkreten Falle enthalten. Beide Elemente der Umlageord- 
nung werden eine Reihe allgemeiner, teils generell steuerrecht- 
licher, teils spezifisch kirchensteuerrechtlicher Grundsätze er- 
kennen lassen. 


$ 124. B. Die allgemeinen Grundsätze der Steuer- 
umlage. 


1. Dieallgemein-steuerrechtlichen Grundsätze sind 
aus dem staatlichen Steuerrecht!) übernommen. Die wichtig- 
sten darunter sind die Grundsätze der Zweckmässigkeit und der 
Gerechtigkeit. 

a) Das Prinzip der Zweckmässigkeit entspringt vor- 
wiegend der Tendenz der Wahrung der Interessen des Steuer- 


Unterschied zwischen kirchlichem und staatlichem Steuerrecht weist be- 
sonders Fellmeth 153 £f. hin. 

‘) Zum Folgenden vgl. statt vieler: Fuisting a.a.0. 6ff. Schäffle, 
Die Steuern, Allgemeiner Teil, 1895, 35 ff. 
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gläubigers. Es zielt ab auf die bestmögliche Erreichung des 
Steuerzweckes. Seine Uebernahme in das kirchliche Steuer- 
recht erkennen wir z. B. in der Anlehnung des Steuersystems 
an das fertig vorliegende staatliche oder kommunale Steuer- 
system !), indem hierdurch eine erhebliche Verbilligung des 
steuerlichen Apparates gewährleistet wurde. Wir werden 
sie ferner später bei der Darstellung des steuerlichen Ver- 
fahrens wiedererkennen in der vielfach stattfindenden Steuer- 
erhebung durch staatliche oder kommunale Organe, wodurch 
die Kosten der Unterhaltung eigener, hierzu bestimmter Organe 
gespart werden ’?). 


b) Das Prinzip der Gerechtigkeit. Einigkeit herrscht 
sowohl in Theorie wie Praxis darüber, dass das Prinzip der 
Gerechtigkeit in formeller Beziehung Allgemeinheit und Gleich- 
mässigkeit der Umlage fordert). Dem trägt auch das kirchliche 
Steuerrecht überall, vielfach sogar durch ausdrückliche Vor- 
schriften *), Rechnung. — Bezüglich seiner materiell-rechtlichen 
Seite ist das Prinzip in der Theorie des Steuerrechts wıe der 
Steuerlehre lebhaft umstritten®). Hier stehen sich die soge- 
nannte Interessetheorie und die sogenannte Opfertheorie gegen- 
über. Erstere verlangt Heranziehung nach dem Interesse des 
Zensiten am Steuerverband, nach dem Wert der ihm zukom- 
menden Gegenleistungen des Verbandes‘), letztere fordert Be- 
steuerung nach der Leistungsfähigkeit. Die letztere Lehre ist 
in Deutschland die herrschende”). Wie sich aber ın der Praxis 


!) Damit soll natürlich nicht behauptet werden, dass diese Anleh- 
nung ausschliesslich aus dem gedachten Grunde geschehen sei. 

?) Eine erschöpfende Aufzählung der Zweckmässigkeitsregeln ist, 
wie im Steuerrecht überhaupt, so auch hier nicht möglich. Fuisting 15. 

®) Fuisting 6—8. 15. 

4) Preussische Kirchensteuergesetze, $$ 11. 

5) Fuisting 8—14. Lohmann a. a. 0. 268—270. 

6) Vgl. beispielsweise Walter, Lehrb. d. Kirchenrechts, 14. Aus- 
gabe, 1871, 452. 

?) Sie ist auch theoretisch vorzuziehen. Die Interessetheorie dürfte 
mit dem Steuerbegriff selbst, welcher eine von einer konkreten Gegen- 
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des staatlichen Steuersystems beide Theorien vermischen, so 
lässt das ins kirchliche Steuerrecht übernommene Prinzip auch 
hier ebensowohl Züge erkennen, die der Interessetheorie !), 
als auch solche, die der Opfertheorie entsprechen. So finden 
wir auf der einen Seite in Sachsen eine geminderte Heran- 
ziehung, unter Umständen sogar eine Freilassung solcher Paro- 
chianen, die in grösserer Entfernung vom Kirchort wohnen, 
in Baden ermässigte Beiziehung der an den kirchlichen Ein- 
richtungen der Gesamtgemeinde nur beschränkt teilnehmenden 
Filialeinwohner, in Preussen die Möglichkeit der besonderen 
Belastung des Teiles einer Einzelkirchengemeinde, dem Ein- 
richtungen oder Aufwendungen in besonders hervorragendem 
Masse zu gute kommen, endlich in einer Reihe von Staaten 
Bestimmungen, welche die Besteuerung von Zensiten über einen 
bestimmten Bruchteil des Gesamtsteuersolls ?) oder einer Bei- 
tragssteigerung ?) hinaus ausschliessen. Auf der anderen Seite 
konstatieren wir fast allenthalben die Möglichkeit einer Ver- 
schonung oder geringeren Beiziehung ärmerer Zensiten. In 
Oldenburg z. B. wurde früher ausdrücklich die (Dienstboten 
und Arbeiter ausnehmende) Armensteuer den Kirchensteuern 
zu Grunde gelegt). 


2. Zu diesen dem staatlichen Steuerrecht entlehnten tritt 
ein spezifisch-kirchensteuerrechtliches Prinzip. Die 
Steuerumlage, zumal die Art des gewählten Verteilungsmass- 
stabes darf mit dem kirchlichen Charakter des Steuerverbandes 
nicht in unvereinbarem Widerspruch stehen. Damit ist frei- 


leistung losgelöste Leistungspflicht voraussetzt, rechtlich nicht wohl ver- 
einbar sein. 

!) Preuss. OVG. 15. Mai 1908, E. Bd. 52, 257 und PfA. Bd. 1, 84; 
16. Februar 1909, E. Bd. 53, 242 unten. 

?) Bayer. prot.' Landeskirche. Württemberg. 

®) Sachsen-Altenburg. 

*) In Bayern tritt das Prinzip der Freilassung ärmerer Zensiten 
noch nicht bei der Steuerumlage, sondern erst im Vollstreckungsstadium 
in die Erscheinung. 
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lich nicht gefordert, dass die Art des Massstabes in logischem 
Zusammenhange mit jenem Charakter stehe. Unbedenklich 
konnte z. B. in Preussen und anderswo die Gewerbe-!) und 
(in Hannover [ev.-l. Kirche] und Wiesbaden) die Betriebssteuer 
der kirchlichen Steuer als Umlagefuss zu Grunde gelegt werden. 
Als unzulässig muss es hingegen bezeichnet werden, eine in- 
direkte kirchliche Steuer?) auf mit dem kirchlichen Charakter 
unverträglich erscheinende Steuerobjekte, wie Bier, Branntwein, 
Tanz und Lustbarkeiten zu legen’). 


8 125. 
C. Form und Inhalt der kirchlichen Umlageordnung. 


1. Die Notwendigkeit einer besonderen Form®) für die 
die Regeln über die Verteilung des Steuerbedarfs auf die Pflich- 
tigen zusammenfassende „Umlageordnung“ ist grundsätzlich 
nicht anzuerkennen. Ist es auch wünschenswert und im neueren 
Kirchensteuerrecht die Regel, dass die Verteilungsordnung in 
gesetzlicher Form Ausdruck findet, so kann sie doch ebenso- 
wohl durch blosses Herkommen oder durch autonome Satzung 
des Steuerverbandes gebildet werden. Das Herkommen spielt 
zumal bei den älteren Umlageordnungen auch heute noch eine 
grosse Rolle. Wo es, wie in Preussen, durch Gesetz für un- 
berührt erklärt worden ist, hat es allerdings hierdurch eine 
formelle gesetzliche Grundlage erhalten. Da die Umlage- 
ordnung Voraussetzungen und Mass der öffentlichen kirch- 
lichen Beitragspflicht regelt und darum selbst öffentlich-recht- 
lichen Charakter trägt, ist ihre Begründung oder Abänderung 
in der Form privater Vertragsschliessung zwischen Steuerver- 
band und Zensit ausgeschlossen. Soweit das Gesetz ausnahms- 


!) Ausgenommen ist sie in Schaumburg-Lippe. 

2) Indirekte kirchliche Steuern kennt z. B. das kgl. sächsische 
Recht. Vgl. S. 401, Anm. 5, 532, Anm. 2. 

8) Hierzu neues sächsisches Kirchenblatt 1908, Sp. 115. 

4) Lohmann 258—262. 267 f. 
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weise (wie z. B. die preuss. Kirchengesetze $$ 14) solche Verein- 
barungen gestattet, erkennt es freilich die Möglichkeit anormaler 
Gestaltung der Beitragsordnung im Wege der Vertragschliessung 
an. Aber diese Verträge bleiben doch, selbst wenn man 
ihren Charakter als öffentlich-rechtliche Verträge betont!) 
— was ihre Kraft zur Gestaltung der gleichfalls öffentlich- 
rechtlichen Beitragsordnung schon annehmbarer erscheinen 
lässt —, nichtsdestoweniger „Verträge“ und in dieser ihrer 
Eigenschaft als Abänderungsform der Umlageordnung anormal. 
Ein Ausweg ist konstruktiv nur in der Weise denkbar, dass man 
das über die Abänderung der Beitragsordnung entscheidende 
Moment einer solchen vertraglichen Sonderregelung nicht in 
der Vertragschliessung als solcher, sondern in dem durch den 
Vertragsabschluss vorbereiteten und ihn sanktionierenden auto- 
nomen Steuerbeschluss der Kirchengemeinde erblickt ?). 


2. Der Inhalt der Umlageordnungen ist stets ein 
doppelter: sie enthalten nähere Angaben über den Verteilungs- 
fuss und Grundsätze für seine Anwendung. Einen Ueberblick 
über die bei der Repartition zu beobachtenden allgemeinen 
Grundsätze gaben wir oben bereits. 

a) Den Verteilungsfuss, das heisst den Massstab, 
nach welchem die Steuern auf die Pfliichtigen umgelegt wer- 
den, bilden die direkten staatlichen Steuern, und zwar ent- 
weder die Staats- oder die Kommunalsteuern ?). Schon die 
älteren Steuerordnungen, deren Umlagefuss im übrigen die 
denkbar bunteste Mannigfaltigkeit aufweist‘), wählten diese 


') Lohmann 260 hält auch dieses für ausgeschlossen. 

?) Dieser Gedanke ist nicht neu. Richtig schon Lohmann 260 für 
das ältere hannoversche Recht. Eine anklingende, interessante Parallele 
aus dem Reichsverfassungsrecht bietet Wenzel, Zur Lehre der vertrags- 
mässigen Elemente der RV., Abhandlungen aus dem Staats-, Verwaltungs- 
und Völkerrecht, Bd. 5, Heft 1, 1909, 28, Anm., 137, 175 Nr. 3. 

?) In letzterem Falle bestehen in der Regel Sonderbestimmungen für 
die Orte, wo die Kirchengemeinde sich über mehrere Zivilgemeinden er- 
streckt. 

4) Vgl. S. 208, Anm. 2 für Preussen. 
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Art des Beitragsmassstabes. Heute ist sie mit Ausnahme von 
Hamburg !) zum allgemeinen Prinzip geworden. Doch ist sie 
nicht überall zwingend vorgeschrieben. So kann z. B. in Würt- 
temberg der Verteilungsfuss nach Belieben der Gemeinde 
entweder nach den staatlichen oder Gemeindesteuern oder aber 
nach Klassen festgestellt werden, in welche die Pflichtigen nach 
ihren Vermögens- und Einkommensverhältnissen einzureihen 
sind. Während in Preussen die Gemeindesteuer als Verteilungs- 
fuss ausgeschlossen ist, sind anderwärts ausser den staatlichen 
auch die Gemeindesteuern massgebend, häufig in der Weise, 
dass für die Ortskirchensteuer der Kommunalsteuerfuss, für 
die Landeskirchensteuer der Staatssteuerfuss zu Grunde zu 
legen ist (so in Baden und Hessen). Ohne Belang ist es, ob 
die staatliche Steuer staatlich in Hebung oder ausser Hebung 
gesetzt ist; in letzterem Falle geschieht ihre Veranlagung in 
der Regel durch kirchliche, zuweilen aber auch fürsorglich (für 
die kirchliche Besteuerung) durch staatliche Behörden. 

b) Verteilungsform. Für die verschiedenen Formen, 
in denen an der Hand des Umlagemassstabes die einzelnen Bei- 
träge auf die Pflichtigen verteilt werden, lassen sich folgende 
Gruppen aufstellen. 

o) Personal- und Sachrepartition. Bei Erörterung des 
Problems der Besteuerung juristischer Personen haben wir be- 
reits auf den eigenartigen, namentlich bei Preussen und Baden 
zu Tage tretenden Gegensatz aufmerksam gemacht, dass in der 
preussischen (gesetzlichen) Umlageordnung zunächst der Kreis 
der pflichtigen Subjekte abgegrenzt und sodann die steuer- 
lichen Beiträge der einzelnen näher fixiert werden — Personal- 
repartition, während in der badischen (gesetzlichen) Umlage- 
ordnung umgekehrt zuerst die Steuerwerte und sodann erst die 
dafür haftenden Personen bezeichnet werden — Sachreparti- 


!) In Sachsen bestehen noch Anlagen nach Köpfen. Sonderregelungen 
existieren auch da, wo für Kirchengemeindesteuern der Kommunalsteuer- 
fuss massgebend ist und im Einzelfalle Kommunalsteuern nicht erhoben 
werden. 
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tion. Eine Verbindung von Personal- und Sachrepartition weist 
das sächsische Recht auf. Dass in allen diesen Fällen die 
Sachrepartition keine Haftung der Sachen (der Grundstücke) 
als solcher bedeutet, sondern nur die Form für die Bezeich- 
nung des Steuerobjektes der (allein) pflichtigen Zensiten dar- 
stellt, bedarf nach den früheren Ausführungen nur mehr der 
kurzen Erwähnung. 


ß) Individual- und Gemeinderepartition. Wäh- 
rend die ortskirchlichen Steuerbeträge in den Gemeinden und 
Gesamtgemeinden auf die einzelnen pflichtigen Personen um- 
gelegt werden, finden wir die landeskirchlichen Steuern ent- 
weder gleichfalls auf die Individuen !) oder aber auf die nach- 
geordneten Synodalverbände repartiert?). Letztere Art ist be- 
sonders in Preussen entwickelt?). Aber auch sie begründet 
keine Steuerpflicht der Verbände als solcher, sondern ledig- 
lich eine Form für die Verteilung des Steuerbedarfs auf 
die Kirchengemeinden und damit mittelbar auf die verpflich- 
teten Individuen. 


Kapitel 4. 
Das Kirchensteuerverfahren. 


Zur vollkommenen Ausgestaltung eines wirksam auszu- 
übenden kirchlichen Steuerrechts gehört endlich noch eine Reihe 
fester Regeln für die bei der Handhabung des Rechts zu be- 
obachtende Form, für das kirchensteuerliche Verfahren. Jedes 
rechtlich geordnete Verfahren, nicht nur auf dem Gebiete der 
(Zivil- und Straf-) Justiz, sondern auch auf dem der (staatlichen 
und kirchlichen) Verwaltung zerfällt in zwei grosse Abschnitte: 


!) Bayer. Landeskirche. Waldeck. 

?) Seltsam ist die Regelung in Hessen, wo die Synodalumlagen auf 
die Gemeinden, die landeskirchlichen Umlagen hingegen wieder auf die 
Individuen umgelegt werden. 

®) Vgl. auch Oldenburg. Jacobs im VerwArch. Bd. 13, 240. 
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in die Findung und Festsetzung dessen, was Rechtens ist (Fest- 
stellungsprozess) und in die — falls nötig, gewaltsame — 
Unterwerfung der tatsächlichen Verhältnisse unter die festge- 
stellten Normen (Verwirklichungsprozess). So haben wir auch 
beim Steuerverfahren zwischen der Feststellung der Steuer- 
forderung und ihrer Verwirklichung zu unterscheiden. Einen 
besonders wichtigen Bestandteil vor allem des ersten Ver- 
fahrensabschnittes bildet der zur Wahrung des Individual- 
interesses des Zensiten bestehende Rechtsmittelschutz ). Das 
rechtfertigt eine besondere Heraushebung des Rechtsmittelver- 
fahrens zu einem Spezialabschnitt der Darstellung. 


I. Das Feststellungsverfahren. 


8 126. 


A. Vorbereitendes Verfahren. 


Auch hier müssen diejenigen Fälle gänzlich ausscheiden, 
wo nichtkirchliche Steuerverbände, insbesondere bürgerliche 
Gemeinden für kirchliche Zwecke Umlagen erheben. In diesen 
Fällen richtet sich das Steuerverfahren nach den Vorschriften 
des kommunalen Steuerrechts?). Nur das Verfahren zur Fest- 
stellung (und Erhebung) wirklicher, das heisst von kirchlichen 
Steuerverbänden erhobener Kirchensteuern bildet den Gegen- 
stand der folgenden Betrachtung. Es zerfällt in das die Ver- 
anlagung vorbereitende Verfahren und in das eigentliche Ver- 
anlagungsverfahren. 

Das die Veranlagung vorbereitende Verfahren besteht in 
der Aufstellung der Kirchensteuerkataster und des Steuervor- 
anschlages. Es bietet theoretisch nur geringes Interesse. Wo, 
wie in der Regel, die Kirchensteuern in Zuschlägen zu staat- 


!) Dass der Begriff Rechtsmittel im folgenden nicht in dem engen 
Sinne des Zivil- und Strafprozessrechts, sondern im weitesten Sinne ver- 
wendet wird, bedarf wohl kaum der Hervorhebung. 

?) Beispiele: Braunschweig, Pfalz. 


558 F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


lichen oder kommunalen Steuern erhoben werden, besteht die 
vorbereitende Tätigkeit in der Verwertung des staatlichen und 
kommunalen Besteuerungsmaterials, welches den kirchlichen 
Behörden zu diesem Zweck zur Verfügung gestellt wird. Wo 
es ausnahmsweise einer ganz selbständigen Aufstellung von 
Steuerlisten bedarf oder in den Fällen, in denen die staatlich 
veranlagten Steuern nicht die unveränderte Grundlage der kirch- 
lichen Besteuerung bilden, geschieht die Herstellung des Steuer- 
katasters nach Regeln, die keine grundsätzlichen Abweichungen 
vom staatlichen Verfahren aufweisen )). 


8 127. 


B. Veranlagungsverfahren. 


Wichtiger ist das Veranlagungsverfahren selbst. Der Be- 
griff der Veranlagung ist dem staatlichen Steuerrecht zu ent- 
nehmen. Dieses versteht darunter die Festsetzung des von den 
einzelnen Steuerträgern für das Steuerjahr zu entrichtenden 
Steuerbetrages durch die hierfür zuständige Behörde?). Von 
den Veranlagungsbehörden ist an früherer Stelle gehandelt 
worden. Oertlicher Bereich der Veranlagung ist der Bezirk 
des Steuerverbandes. Das Kirchensteuerjahr fällt mit dem 
staatlichen Steuerjahr zusammen. An Stelle des Steuerjahres 
kann eine aus mehreren (bis zu sechs) Jahren bestehende 
Kirchensteuerperiode treten. Von grossem Interesse ist die 
Ausführung der Veranlagung, das Veranlagungsgeschäft. Seinen 
Kernpunkt bildet der Steuerfestsetzungsakt, auf dessen Er- 
reichung zunächst alles abzielt, der sodann für alle weiteren 
Schritte von grundlegender Bedeutung ist). 


!) Von der fakultativen Mitwirkung staatlicher Behörden in diesem 
Stadium des Verfahrens war an früherer Stelle schon die Rede. Vgl. 
Bayern, Elsass-Lothringen. 

2) Fuisting a.a.0. 209 £. 

®) Ein Vergleich mit dem „Urteil“ des Zivil- und Strafprozesses 
liegt nahe. 
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1. Schon im Zustandekommen der Steuerfestsetzung treten 
wichtige steuerrechtliche Grundsätze in die Erscheinung. Zu- 
nächst das Prinzip der Trennung von Steuerverwaltung und 
Steuerfestsetzung'). Deutlich tritt es uns in den Kirchen- 
gemeinden wie in den höheren kirchlichen Steuerverbänden 
entgegen. Hier ruht die entscheidende Stimme in der Hand 
nicht der vorbereitenden und ausführenden (Verwaltungs-) 
Behörden, sondern besonderer Beschlussbehörden, in den Ge- 
meinden der Gemeindevertretung, in den höheren Verbänden 
der Synoden, insbesondere der Steuersynoden. Nur in Württem- 
berg und einigen Kleinstaaten hat sich dieser Grundsatz noch 
nicht durchzuringen vermocht. In Preussen versagt er beim Be- 
steuerungsrecht der katholischen Diözesen. Nicht minder wich- 
tig ist sodann das Prinzip der Genehmigung der Steuerfestsetzung 
durch die kirchliche wie durch die staatliche Aufsichtsbehörde. 
Grundsätzlich abzulehnen ist hingegen die Bindung der Steuer- 
festsetzung an die beschliessende Zustimmung kommunaler 
Organe. Eine solche ist auch dem deutschen Steuerrecht, einen 
einzigen Fall?) ausgenommen, fremd. Hingegen finden sich 
mehrfache Ansätze oder genauer Ueberbleibsel solcher kom- 
munaler Genehmigungsbedürftigkeit. Sie rühren aus der Zeit der 
Verquickung von Zivil- und Kirchengemeinde her. Die noch 
bestehenden Reste?) enthalten jedoch keine wirkliche Genehmi- 
gung mehr, sondern beschränken sich auf die Vorschrift, dass 
den zivilgemeindlichen Behörden Gelegenheit zu geben ist, ge- 
wisse Rechtsmittel gegen die Steuerfestsetzung zu ergreifen. Dass 
Vorschriften dieses Inhalts besonders da zu verzeichnen sind, 
wo die Umlegung der Kirchensteuern nach dem Kommunal- 
steuerfuss geschieht, liegt nahe. 


2. Die Form der Steuerfestsetzung und ihrer Genehmi- 
gung ist denkbar verschieden nach den einzelnen Steuerver- 


1) Fuisting 212. 

) Vgl. Königl. sächsisches G. v. 30. März 1838, $ 6. 

3) Württemberg, Baden, Hessen, Sachsen-Altenburg, Königreich 
Sachsen. 


» 
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bänden. Erstere geschieht in den Gemeinden durch Steuer- 
beschluss, in höheren Verbänden durch Feststellung einer 
Matrikel, in den gesamtkirchlichen Steuerverbänden meist in 
der Form des Kirchengesetzes.. Da die Festsetzung in allen 
Fällen einen kirchlichen Verwaltungsakt darstellt, so ist auch 
der Inhalt eines solchen Gesetzes ein Verwaltungsakt, Diese 
Gesetze wären daher nach der herrschenden Lehre als „formelle 
Kirchengesetze* zu bezeichnen '). Der Form der Steuerfest- 
setzung entspricht die Form der Genehmigung. Auch sie ist 
stets Verwaltungsakt, aber ebenfalls gegenüber den höheren 
Steuerverbänden nicht selten in die Formen des Staatsgesetzes 
gekleidet. 


3. Die Wirkung der genehmigten Steuerfestsetzung 
erstreckt sich persönlich auf die im Augenblick der Fest- 
setzung?) dem Steuerverband angehörenden Zensiten, örtlich 
auf den räumlichen Bereich des Verbandes, zeitlich auf das 
Kirchensteuerjahr oder die Kirchensteuerperiode. Sachlich 
wirkt die genehmigte Festsetzung konstitutiv, d. h. sie be- 
gründet die konkrete Steuerpflicht der Zensiten ?). In welchem 
Verhältnis steht aber die Genehmigung bezüglich ihrer Rechts- 
wirkung zur Steuerfestsetzung selbst? Ist sie ein Voraus- 
setzungsmoment für die Existenz des Steuerbeschlusses oder 
ein Voraussetzungsmoment seiner Wirksamkeit oder nur die 
Voraussetzung der Vollstreckbarkeit? Die Annahme, sie sei 
ein Voraussetzungsmoment für die Existenz des Beschlusses, 
ist wohl abzulehnen; andernfalls müsste man die kirchlichen 


') Zu irgend welcher Stellungnahme zu dieser unausgetragenen 
Streitfrage des Staatsrechts liegt hier kein Anlass vor. Es genügte der 
Nachweis bezw. Hinweis darauf, dass die Frage auch für das kirchliche 
Recht von Bedeutung ist. 

2) Preuss. OVG. 26. November 1907. DJZ. 1908, 651. 

®) Ohne dass der Steuerbeschluss einer näheren Begründung aus 
dem materiellen Recht bedürfte. So für Preussen: Förster, Die pr. 
Gesetzgebung über die Vermögensverwaltung, 1907, 164, Anm. 13. Preuss. 
OVG. 26. November 1907. DJZ. 1908, 651. 
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und staatlichen Genehmigungsbehörden den Beschlussbehörden 
(Gemeindevertretungen u. s. w.) gleichstellen; diese Annahme 
widerspräche aber dem Aufbau des kirchensteuerlichen Behör- 
denorganismus und überdies dem Gedanken kirchlicher Selbst- 
verwaltung. Dass die Genehmigung auch nicht prinzipiell als 
blosse Voraussetzung der Vollstreckbarkeit betrachtet werden 
darf, ergibt sich aus denjenigen Rechtsordnungen, die noch eine 
besondere Vollstreckbarkeitserklärung nach geschehener Geneh- 
migung der Steuerfestsetzung vorschreiben. In der Genehmi- 
gung ist also die Voraussetzung für die Rechtswirksamkeit 
der Steuerfestsetzung zu erblicken !). 


Il. Das Verwirklichungsverfahren. 


Auch beim Verwirklichungsverfahren scheiden die Fälle 
aus, in denen (wie z. B. in Braunschweig) die Zivilgemeinden 
ein Besteuerungsrecht für kirchliche Zwecke ausüben, und 
infolgedessen auch die Erhebung dieser (nichtkirchlichen) 
Steuern sich völlig nach den Kommunalsteuererhebungsvor- 
schriften bestimmt. Nur diejenigen Formen der Mitwirkung 
staatlicher oder kommunaler Organe sind hier mit zu berück- 
sichtigen, die sich im Rahmen des kirchlichen Steuer- 
verfahrens bewegen. 


$ 128. 
A. Vorbereitendes Verfahren. 


Das Verwirklichungsverfahren besteht nicht ausschliesslich 
in der eigentlichen Erhebung der Steuer; es umfasst notwen- 
digerweise auch gewisse, die Erhebung selbst vorbereitende 
Handlungen. Nachdem das Feststellungsverfahren mit der all- 
gemeinen Festsetzung des für das Steuerjahr (oder die Steuer- 


1) Eine besondere Gestaltung bildet die „kuratelamtliche“ Bestäti- 
gung des Umlagebeschlusses in Bayern. 
Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 36 
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periode) zu erhebenden Steuergesamtbetrages seinen Abschluss 
gefunden hat, bedarf es, ehe zur Erhebung der Steuereinzel- 
beträge geschritten werden kann, noch ihrer speziellen 
Festsetzung. Diese Individualsteuerforderungen bezw. Steuer- 
schuldigkeiten stehen zwar bereits als Gesamtheit endgültig 
fest, bedürfen aber noch der Ausrechnung. Sodann müssen 
die Steuerpflichtigen von der genauen Höhe ihrer Schuldigkeit 
in Kenntnis gesetzt, zur Zahlung aufgefordert und gegebenen- 
falls um Zahlung gemahnt werden. Alle diese Handlungen 
gehen als vorbereitende Funktionen dem eigentlichen Erhebungs- 
verfahren vorauf. 

1. Die Ausrechnung der einzelnen Steuerschuldigkeiten 
besorgt in der Regel die geschäftsführende Ortskirchenbehörde, 
ausnahmsweise eine höhere Kirchenbehörde !) oder eine staat- 
liche Behörde?). Die Form der Ausrechnung ist die Aufstellung 
der Steuerliste (Heberolle). 


2. Die Bekanntmachung der Steuerschuldigkeiten kann 
generell in Form der öffentlichen Auslegung der Steuerliste °) 
oder speziell in Form besonderer Mitteilung an die Zensiten 
erfolgen. An die Bekanntmachung können Fälligkeit des Be- 
trages und Beginn der Rechtsmittelfrist als Rechtswirkungen 
geknüpft sein. 

3. Die Zahlungsaufforderung muss stets an die einzelnen 
Zensiten persönlich gerichtet und in der Regel in verschlossener 
Form zugestellt werden. Sie kann für den Beginn der Ver- 
jährungs- und Rechtsmittelfrist von Bedeutung sein. Ergeht 
die Zahlungsaufforderung in Gestalt einer Mahnung, so bewirkt 
sie zugleich den Verzug des Steuerschuldners. 


ı) Z. B. in Baden der OKR. 

?) In Baden die Steuerkommissare. 

®) Prinzipiell genügt die öffentliche Bekanntgabe der Steuerprozent- 
sätze. So jetzt in Preussen. 
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B. Erhebungsverfahren, 


Hier sind freiwillige Entrichtung und zwangsweise Bei- 
treibung zu unterscheiden. 


$ 129. 
1. Freiwillige Entrichtung. 


Die freiwillige Entrichtung des Steuerbetrages hat an dem 
in der Bekanntmachung oder Zahlungsaufforderung bezeichneten 
Ort (Bringschuld!) binnen der angegebenen Frist oder zu den 
festgesetzten Terminen kostenfrei zu erfolgen. Die Erhebung 
geschieht regulär durch den Kirchmeister oder Rendanten. 
Doch ist eine fakultative Mitwirkung staatlicher oder kom- 
munaler Behörden in mehr oder minder erheblichem Umfange 
ebensowenig ausgeschlossen wie eine Verbindung des gesamten 
kirchlichen Steuererhebungsgeschäftes mit der Erhebung der 
kommunalen oder der staatlichen Steuern. Ja, es kann sogar 
da, wo keine zu grosse konfessionelle Mischung der Bevölkerung 
hindernd im Wege steht, der gesamte Steuerbetrag auf die 
Kasse der Zivilgemeinde übernommen und von dieser dann 
bei den Pflichtigen eingehoben werden !). 


$ 130. 


2, Zwangsweise Beitreibung. 


Grösseres theoretisches Interesse bietet die zwangsweise 
Beitreibung der Steuerbeträge. Diese ist wegen der Anlehnung 
an das reichsrechtlich geregelte Zwangsverfahren im allgemeinen 
überall unter denselben rechtlichen Gesichtspunkten geregelt?). 
Hier ist die Mitwirkung staatlicher (oder kommunaler) Behörden 


!) Vereinbarungen dieses Inhalts sind zulässig in Sachsen-Altenburg. 
Ein Gegenstück dazu bildet die Uebernahme des landeskirchlichen Steuer- 
bedarfs auf das ortskirchliche Vermögen in Baden. 

2) Freyer im AKKR. Bd. 88, 3 u, 19. 
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mangels eigener Zwangsgewalt der Kirche!) unerlässlich ?). 
Welche staatlichen und kommunalen Organe im einzelnen in 
Frage kommen, ist an früherer Stelle erörtert worden. Diese 
Organe üben hierbei nicht etwa kirchliche Funktionen aus. 
Denn ein staatliches Organ kann, wenn es als staatliches tätig 
wird — und das wird es stets bei obligatorischer Mitwirkung 
im Kirchensteuerverfahren —, unbekümmert um den Zweck 
seines Handelns immer nur staatliche Funktionen verrichten. 
An keiner anderen Stelle des Steuerrechts tritt die Verquickung 
von Staat und Kirche so deutlich zu Tage. Denn hier greift 
die Staatsgewalt zur Durchsetzung von Ansprüchen, die der 
staatlichen Sphäre im übrigen entrückt sind, und gegenüber 
Personen ein, deren Verpflichtungsgrund gleichfalls auf dem 
Boden einer der staatlichen fremden Gemeinschaft beruht °). 


a) Die erste Voraussetzung des staatlichen Eingreifens zur 
Durchsetzung kirchlicher Steuerforderungen besteht darin, dass 
die Berechtigung der staatlichen Organe zu diesem Eingreifen 
in die kirchlichen Vermögensverwaltungsfunktionen sowohl in 
der staatlichen wie in der kirchlichen Rechtsordnung ausdrück- 
lich begründet ist. Eine weitere Voraussetzung existiert grund- 
sätzlich nicht. Zwar verlangen die Kirchensteuerordnungen 
einer Reihe (namentlich süd-) deutscher Staaten, früher 
auch Preussens, eine staatliche Vollstreckbarkeits(V ollzugsreif)- 
erklärung der Steuerliste, so dass hier eine Duplizität staatlicher 
Genehmigung vorgeschrieben ist: eine Genehmigung zunächst 


!) Dies verkennt auch der kirchliche Standpunkt nicht. Kreuzer 3f. 

?) Eine Ausnahme scheint Bayern zu bilden, wo die Vollstreckbar- 
keitserklärung des Ausstandsverzeichnisses durch die Kirchenverwaltung 
geschieht. Doch ist der staatliche Einfluss hier in der Form der be- 
sonders gearteten Zusammensetzung der Kirchenverwaltung erkennbar. 

®) Ja, der Staat gewährt diesen kirchlichen Ansprüchen sogar die 
Privilegien der entsprechenden staatlichen Ansprüche. Reichsgesetz betr. 
die Beschlagnahme des Arbeits- und Dienstlohns v. 21. Juni 1869, $ 4 
Nr. 2; Reichsgesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsver- 
waltung v. 24. März 1897, $ 10 Nr. 3, in Verb. mit dem Preuss. AG. 
dazu Art, 2 Nr. 1; Reichskonkursordnung v. 20. Mai 1898, $ 61 Nr. 3. 
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der generellen Steuerfestsetzung (des Steuerbeschlusses), sodann 
der Individualsteuerfestsetzungen (der Steuerliste); jene ist 
materielle Wirksamkeitsvoraussetzung des Steuerbeschlusses, 
diese formelle Voraussetzung der Zwangsvollstreckung. Doch 
lässt sich ein allgemeines Prinzip des deutschen Kirchen- 
steuerrechts in dieser Regelung nicht erkennen. 

b) Das der Erzwingung der Steuerforderung dienende Ver- 
fahren ist das staatliche Verwaltungszwangsverfahren. Dieses ist 
heute in sämtlichen Staaten auf die Einziehung der Kirchensteuern 
ausgedehnt worden. Die Beschreitung des ordentlichen Rechts- 
weges zu diesem Zweck ist prinzipiell ausgeschlossen, nur aus- 
nahmsweise noch für Kirchensteuern älterer Ordnung!) zuge- 
lassen. Nicht prinzipwidrig ist hingegen die singuläre gericht- 
liche Mitwirkung in einzelnen Abschnitten der Vollstreckung, 
vor allem bei der Liegenschaftsvollstreckung. 


ill. Das Rechtsmittelverfahren. 


Ss131 
A. Rechtsmittel und Rechtsbehelfe. 


Der Begriff des Rechtsmittels entstammt dem Prozessrecht. 
Ausgebildet im bürgerlichen und Strafprozessrecht, hat er in 
der Folgezeit auch in das System des verwaltungsgerichtlichen 
Verfahrens Aufnahme gefunden und sich hier überall zu einem 
bestimmten und klaren Begriff, zu einer bekannten Rechts- 
einrichtung entwickelt. Aehnlichen Zwecken dienende Normen 
finden wir aber auch in gewissen Zweigen des Verwaltungs- 
rechts, namentlich im Bereich des Steuerrechts. Doch sind 
diese Normen bislang zu einem ähnlich festbegrenzten Rechts- 
mittelbegriff nicht ausgebildet worden. Dieser Umstand nötigt 
uns zu einer ausdrücklichen Erklärung, was wir im kirchlichen 
(entsprechend wie im staatlichen) Steuerrecht unter Rechts- 


1) Vgl. das preuss, Recht, 8. 256. 278. 
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mitteln verstehen. Wir fassen darunter im folgenden diejenigen 
Rechtsbehelfe, welche den einzelnen Zensiten die Möglichkeit 
gewähren, Einwendungen gegen Individualsteuerfestsetzungen 
an zuständiger Stelle mit sicherer Aussicht auf Gehör anzu- 
bringen. Dieser Begriff erscheint wesentlich erweitert gegenüber 
dem auf bestimmte Kategorien beschränkten Rechtsmittelbegriff 
des Prozessrechts. Ausser diesen Rechtsmitteln weist das Steuer- 
recht aber noch eine Reihe anderer Rechtsbehelfe auf, die einen 
dem der Rechtsmittel ähnlichen Zweck verfolgen, bei denen 
jedoch die soeben gezeichneten Merkmale des steuerlichen 
Rechtsmittelbegriffes im engeren Sinne in so fern nicht zu- 
treffen, als den Gegenstand des Angriffes nicht die Individual-, 
sondern die generelle Steuerfestsetzung bildet; wir wollen 
diese Handhaben unter der Sammelbezeichnung „Rechtsbehelfe 
im engeren Sinne“ zusammenfassen. Die Terminologie der 
Rechtsbehelfe im allgemeinen und der Rechtsmittel im beson- 
deren ist im Steuerrecht überaus zersplittert. Es kennt Ein- 
spruch, Einsprache, Widerspruch, Einwand, Einwendung, 
Verteilungsantrag, Beschwerde, weitere Beschwerde, Klage, 
Berufung, Oberberufung, Reklamation und Rekurs. Unter all 
diesen Bezeichnungen verbergen sich teils wirkliche steuerliche 
Rechtsmittel gegen Individualsteuerfestsetzungen, teils Rechts- 
behelfe im engeren Sinne gegen generelle Steuerfestsetzungen. 
Solche Rechtsbehelfe stehen z. B. den lokalen Steuerverbänden 
gegen Zwangsetatisierungen, gegen Synodalkostenrepartitionen 
und gegen Versagung kirchen- oder staatsaufsichtlicher Geneh- 
migungen, bisweilen auch den bürgerlichen Gemeinden (da, wo 
sie bei der Besteuerung Gehör beanspruchen können) gegen 
generelle Steuerfestsetzungen zu. Wir haben diese Rechts- 
behelfe in früheren Zusammenhängen zur Genüge berührt und 
beschränken uns im folgenden auf die eigentlichen steuerlichen 
Rechtsmittel. 
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8 132. 
B. Gemeinsame Grundsätze für das Rechtsmittel- 
verfahren. 


Entsprechend den beiden vorangehenden Abschnitten des 
Verfahrens sondern wir auch hier dasjenige Rechtmittelver- 
fahren ab, welches gegen die — freilich zu kirchlichen Zwecken, 
aber — von nichtkirchlichen Verbänden ausgeübte Besteuerung 
gerichtet ist und sich demgemäss ausschliesslich vor nicht- 
kirchlichen Instanzen abspielt. Hingegen fällt das Rechtsmittel- 
verfahren, welches nur deshalb an nichtkirchliche Instanzen 
ergeht, weil das kirchliche Besteuerungsrecht eines kirch- 
lichen Verbandes von nichtkirchlichen Behörden gehandhabt 
wird, zwar grundsätzlich nicht aus dem Bereich des Kirchen- 
steuerrechts heraus, konnte aber wegen seines engen Zusammen- 
hanges mit den hier nicht zu erörternden Grundsätzen des nicht- 
kirchlichen Steuerverfahrens nur beschränkte Berücksichtigung 
finden. Für das wirkliche kirchensteuerliche Rechtsmittel- 
verfahren gelten folgende Grundsätze. 


1. Arten des Rechtsmittelverfahrens sind das Verwaltungs- 
streitverfahren, das Verwaltungsbeschwerdeverfahren und der 
ordentliche Rechtsweg. Nach der Verwendung dieser Arten 
lassen sich drei Gruppen von Staaten unterscheiden. Während 
die meisten süddeutschen Staaten das Verwaltungsstreitverfahren 
als ziemlich ausschliessliche Form des Rechtsmittelweges ge- 
wählt haben, bewegt sich derselbe in fast allen norddeutschen 
Kleinstaaten lediglich in den Formen des Verwaltungsbeschwerde- 
verfahrens; das preussische Recht weist eine Verbindung beider 
Formen auf, indem es den Rechtszug mit dem Beschwerde- 
verfahren beginnen und mit dem Streitverfahren endigen lässt. 
Der ordentliche Rechtsweg ist allenthalben grundsätzlich aus- 
geschlossen und nur unter ganz verklausulierten Voraussetzungen 
statthaft. 


2. Die Instanzen des Verfahrens sind teils ausschliess- 
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lich staatliche !), teils ausschliesslich kirchliche ?), vorwiegend 
aber wechselnd kirchliche und staatliche bezw. staatliche und 
kirchliche Behörden. Die staatlichen Behörden zerfallen wieder 
in Verwaltungs-, verwaltungsgerichtliche und gerichtliche Be- 
hörden. Eine ausschliesslich der Kirchensteuerrechtsmittelent- 
scheidung dienende Behörde besteht nur in Hamburg; alle 
anderen Rechtsmittelinstanzen versehen diese Tätigkeit neben 
übrigen Funktionen. Der Instanzenzug ist fast durchweg ein 
einheitlicher; selten, z. B. in Württemberg, treffen wir eine dem 
Berechtigten zur Wahl stehende Duplizität des Rechtsmittel- 
weges. 


3. Inhaber des Rechtsmittelrechts sind zunächst die 
veranlagten oder herangezogenen Steuerpflichtigen. Wo ein 
Parteienverhältnis begründet ist, tritt dem Zensiten als Gegen- 
partei entweder der Steuerverband oder die kirchliche bezw. 
staatliche Aufsichtsbehörde gegenüber. Die Erscheinung (z.B. des 
badischen Rechts), dass auch der Vorsitzende des Verwaltungs- 
gerichts unter Umständen Rechtsmittel einlegen kann, bietet 
für den Verwaltungsrechtsweg kein Novum. 


4. Gegenstand des Rechtmittelstreitverfahrens ist die 
Individualsteuerpflicht des Zensiten. Dabei gilt überall der 
Grundsatz, dass da, wo der kirchlichen Besteuerung die staat- 
liche oder kommunale Veranlagung zu Grunde liegt, diese nie 
Gegenstand des Streites sein kann, sondern stets als unangreif- 
bares Faktum hinzunehmen ist. Der Rechtsmittelangriff lässt 
sich vielmehr nur auf Behauptungen stützen, die die kirchliche 
Steuerpflicht als solche in Zweifel stellen, namentlich auf die 
Behauptungen der mangelnden Steuerpflicht, des Fehlens einer 
einzelnen Steuervoraussetzung, der zu hohen Heranziehung, 
gewisser Verfahrensmängel u. s. w. 

5. Das Verfahren selbst bietet keine wesentlichen Be- 
sonderheiten. Es richtet sich nach dem für die jeweilige Instanz 


") Hessen. 
2) Z. B. Oldenburg, Hamburg, Sachsen-Altenburg. 
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sonst vorgeschriebenen Verfahren. Die Einlegung der Rechts- 
mittel ist in der Regel an keine Form, wohl aber an die Inne- 
haltung einer Ausschlussfrist gebunden. Sie geschieht entweder 
bei der Instanz, die die angefochtene Entscheidung erlassen 
hat, oder bei der Rechtsmittelinstanz oder endlich bei einer 
dritten Behörde. Die Rechtsmittel haben keinen Suspensiv-, 
Devolutiveffekt nur in höheren Instanzen. Angesichts einer 
für das Prozessrecht lebhaft erörterten Frage dürfte endlich 
hier noch von Interesse sein das ausdrückliche und in der 
Regel durch Strafdrohungen gestützte Verbot der Lüge bei der 
Begründung steuerlicher Rechtsmittel. 


8 133. 


C. Sonderregeln für die einzelnen Verfahrensarten. 


1. Das Beschwerdeverfahren kann nicht als die 
beste Form des Rechtsmittelverfahrens betrachtet werden. Im 
Grunde entscheiden hier die Veranlagungsbehörden in eigener 
Sache. Doch empfiehlt sich ihre Wahl als Rechtsmittel- 
instanzen durch ihre besondere Vertrautheit mit der Streitsache; 
zudem wird die Gefahr der Berücksichtigung eigener Inter- 
essen durch die Möglichkeit weiterer Rechtsmittel genügend 
ausgeglichen. Rechtsmittelinstanzen für das Beschwerdever- 
fahren sind kirchliche oder staatliche Behörden), Zuweilen 
wird diese Verfahrensart in höherer Instanz vom Verwaltungs- 
streitverfahren abgelöst. Eine Art Parteienverhältnis ist be- 
reits erkennbar. Den Gegenstand des Streites bilden tatsäch- 
liche wie rechtliche Fragen, steuerliche Veranlagung wie 
Heranziehung. 

2. Das Verwaltungsstreitverfahren erscheint wie 
für das staatliche so auch für das kirchliche Rechtsmittelver- 
fahren als beste und angemessenste Form. Rein durchgeführt 


1) Reihenfolge: kirchlich-staatlich. So z. B. in Preussen, 
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ist es freilich nur in den süddeutschen Staaten. Die hier 
schon früh entwickelten wertvollen Rechtsgedanken wurden 
zum Teil bei der preussischen Kirchensteuerreform der Jahre 
1905/06 verwertet. Instanzen dieses Verfahrens können nur 
Verwaltungsgerichte, das heisst nur staatliche Behörden sein. 
Die Zahl der Instanzen ist in Preussen auf eine beschränkt, 
in den meisten Staaten auf zwei festgesetzt, in Hessen sogar 
auf drei ausgedehnt. Es besteht ein regelrechtes Parteienver- 
hältnis. Gegenstand des Streites sind tatsächliche und Rechts-, 
in der obersten (Revisions-) Instanz nur Rechtsfragen. Das 
Verfahren bestimmt sich auch hier nach den für das Ver- 
fahren vor diesen Verwaltungsgerichten überhaupt massgeben- 
den Normen. 


3. Der ordentliche Rechtsweg muss für Steuer- 
sachen und somit auch für das kirchliche Steuerwesen als 
theoretisch durchaus prinzipwidriges und zudem praktisch un- 
geeignetes Rechtsmittelverfahren abgelehnt werden). Da die 
Zuständigkeit der deutschen Gerichte sich nach dem Gerichts- 
verfassungsgesetz auf bürgerliche Rechtsstreitigkeiten und 
Strafsachen grundsätzlich beschränkt (GV@. $ 13), sind sie 
schon nach dieser Kompetenzabgrenzung zu Entscheidungen 
über Steuerfragen als öffentlich-rechtliche Streitverhältnisse 
prinzipiell unzuständig ?). Sodann erscheint das gerichtliche Ver- 
fahren auch praktisch wegen seiner meist langen Dauer, seiner 
besonderen Verfahrensgrundsätze und seines formalen Cha- 
rakters zur Entscheidung von Steuerstreitigkeiten kaum ge- 
eignet. Mit Recht haben daher viele Staaten die Zulässigkeit 
des Rechtsweges vollkommen ausgeschlossen. Das preussische 
Recht beschränkt sie auf den Fall, dass privatrechtlicher 


!) Treffend für das preuss. Recht Winkler in ZKR. Bd. 36, 
361 ff. 

?) Richtig die Ausführungen von Hartmann, Zur Entlastung 
des Reichsgerichts, DJZ. 1909, 1407 ff. Vgl. auch Sartorius 132. 
Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechtspflege, 1880, 
867, Anm. 4. 
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Charakter der streitigen Abgabe behauptet oder Verjährung oder 
Tilgung der Individualsteuerforderung eingewendet wird. Der 
erstere Fall erscheint schlechthin gerechtfertigt, der zweite höch- 
stens unter dem Gesichtspunkt der zivilrechtlichen Färbung. Im 
übrigen ist auch die beschränkte Zulassung des ordentlichen 
Rechtsweges abzulehnen. Sie stellt eine historische Reminiszenz 
an die Zeit dar, wo der verwaltungsgerichtliche Schutz noch 
unbekannt war und dieser Notstand dann zur Heranziehung 
der ordentlichen Gerichte führte. Heute ist die Tendenz des 
Verschwindens dieses steuerlichen Rechtsmittelverfahrens un- 
verkennbar. 


Kapitel 5. 
Die rechtliche Natur der Kirchensteuern. 


Ss 134. 
I. Rechtsboden. 


Der innere Aufbau des Rechtsinstitutes der Kirchensteuern 
dürfte damit zur Genüge gezeichnet sein. Es verbleibt noch 
die Aufgabe, aus dieser Darstellung diejenigen Momente 
herauszulesen und. zusammenzustellen, die als wesentliche Be- 
griffsmerkmale das Rechtsinstitut von ähnlichen unterscheiden. 
Der Rechtsboden, auf dem dies zu geschehen hat, be- 
darf nach den vorangegangenen Ausführungen kaum mehr der 
Abgrenzung. 

1. Dass der Kirchensteuerbegriff wie jeder Steuerbegriff!) 
nur im Rahmen des öffentlichen Rechts definiert werden 
kann, folgt zur Genüge aus der öffentlichen Rechtsnatur so- 
wohl der in Betracht kommenden Steuerverbände wie ihrer 
Steuerberechtigung und der Steuerpflicht. 


2. Das Sonderrechtsgebiet des öffentlichen Rechts, in 
welches das Kirchensteuerinstitut als Bestandteil einzugliedern 


1) Fuisting 3. Für die Kirchensteuern Lüttgert 567. 
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ist, bildet weder das kirchliche Recht allein — denn es ver- 
mag nicht die Notwendigkeit der zwangsweisen Durchführung 
der Steuern zu begründen — noch das staatliche Recht 
allein, denn jedes nur von ihm ausgebildete Steuersystem 
würde den Charakter eines staatlichen Steuersystems tragen. 
Das Institut empfängt vielmehr, wie früher nachgewiesen 
worden ist, seine rechtliche Grundlegung und gesetzliche 
Regelung aus denjenigen Normen, an deren Schaffung sowohl 
Staat wie Kirche beteiligt sind. Es bildet einen wesentlichen 
Bestandteil derjenigen Rechtsdisziplin, die als Grenzgebiet 
staatlicher und kirchlicher Funktionen an früherer Stelle 
mit dem Ausdruck Staatskirchenrecht!) bezeichnet 
worden ist. 


$ 135. 
Il. Oberbegriff. 


Als Oberbegriff jedes Steuerbegriffes ist der des „Bei- 
trages“ anzunehmen. Staatssteuern sind staatliche Beiträge, 
Kommunalsteuern kommunale Beiträge, Kirchensteuern kirch- 
liche Beiträge. 


$ 186. 


Ill. Unterscheidungsmerkmale. 


Die Unterscheidungsmerkmale der als „Kirchensteuern* 
zu bezeichnenden kirchlichen Beiträge von anderen kirch- 
lichen Beiträgen ergeben sich aus den nachstehenden Er- 
wägungen. 

1. Nach dem erhebungsberechtigten Subjekt sind 
Kirchensteuern auf diejenigen kirchlichen Beiträge beschränkt, 
welche von kirchlichen Verbänden erhoben werden. Ungeachtet 
des notwendigen Zusammenwirkens staatlicher und kirchlicher 
Faktoren bei der Schaffung der Rechtsgrundlage ist die kirch- 


1) Vgl» 821,Anm. Li 
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liche Besteuerung inhaltlich gleichwohl eine kirchliche Ver- 
waltungsfunktion und kann daher von einem nichtkirchlichen 
Verbande als eigene Funktion nicht wahrgenommen werden. 
Begrifflich auszuscheiden sind mithin alle diejenigen Beiträge, 
die von nichtkirchlichen Verbänden für kirchliche Zwecke er- 
hoben werden. 


2. Nach dem leistungspflichtigen Subjekt sind 
Kirchensteuern auf diejenigen kirchlichen Beiträge zu be- 
schränken, welche von den persönlichen Mitgliedern des kirch- 
lichen Verbandes entrichtet werden. Die kirchlichen Verbände 
sind zwar territorial abgegrenzte, aber darum doch nicht auf 
örtlicher, sondern lediglich auf persönlicher Grundlage be- 
ruhende Verbände. Folglich können die Rechtspflichten der 
ihnen Angehörenden nur einen persönlichen Charakter tragen )). 
Begrifflich auszuscheiden sind daher ebensowohl die Beiträge 
aller konfessionsfremden Personen, wie die auf dem Grund- 
besitz als solchem ruhenden kirchlichen Abgaben; nur dann 
können auf den Grund und Boden radizierte kirchliche Bei- 
träge auf die Bezeichnung Kirchensteuer Anspruch machen ?), 
wenn ihre Entrichtungspflicht ausdrücklich auf Kirchenmit- 
glieder beschränkt ist, mit anderen Worten, wenn die Radi- 
zierung nur die Form für die Heranziehung der pflichtigen 
Kirchenmitglieder darstellt. 


3. Nach dem Rechtsgrund der Leistungspflicht 
können als Kirchensteuern nur diejenigen kirchlichen Beiträge 
bezeichnet werden, welche auf der kirchlichen Mitgliedschaft 
bezw. Verbandsangehörigkeit beruhen ?). Ist die Kirchensteuer- 


!) Stängel 121—123. 

2) Dass das geltende pr. Recht die Möglichkeit dinglicher kirch- 
licher Abgaben, die auf Grund speziellen Rechtstitels erhoben werden, 
kennt, ergibt das Gesetz vom 14. Mai 1873, $3. v.Hinüber in ZKR. 
Bd. 23, 396. 

3) Abzulehnen ist die zu weit gehende Fassung von Bierling, 
Artikel Kirchensteuern in v. Holtzendorffs Lexikon Bd. 2, 1881. 
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pflicht eine persönliche Rechtspflicht der Verbandsmitglieder, 
so entspricht dem ihre Zurückführung auf die Verbandsmit- 
gliedschaft. Es entfallen damit alle Beiträge, die auf spe- 
ziellen — wenn auch öffentlichen — Rechtstiteln beruhen ). 
Völlig auszuscheiden sind unter allen Umständen natürlich die- 
jenigen verdinglichten Beiträge, welche ihren öffentlich-recht- 
lichen Charakter verloren haben ?). 


4. Mit Rücksicht auf die Frage der Gegenleistung 
sind Kirchensteuern nur diejenigen kirchlichen Beiträge, welche 
von den Pflichtigen unentgeltlich, ohne konkrete Gegenleistung, 
zu entrichten sind. Die Notwendigkeit dieses Momentes ist 
aus dem staatlichen Steuerrecht zur Genüge bekannt. Es bildet 
auch dort das unterscheidende Merkmal der Steuern von den 
sonstigen Öffentlichen Abgaben. Die Eigenschaft der Entgelt- 
lichkeit ist mit dem Steuerbegriff unvereinbar ?). Infolgedessen 
sind die ein Entgelt für Benutzung kirchlicher Anstalten oder 
Inanspruchnahme kirchlicher Amtshandlungen darstellenden 
kirchlichen Gebühren *), namentlich die Stolgebühren, keine 
Kirchensteuern. 


5. Nach dem Gegenstand der Leistung sind Kirchen- 
steuern auf diejenigen kirchlichen Beiträge beschränkt, welche 
in Geldabgaben bestehen. Seitdem sich der staatliche Steuer- 
begriff nach Ablösung der Naturalwirtschaft durch die Geld- 
wirtschaft auf Geldleistungen konzentriert hat, wäre es un- 
begründet, für das Gebiet der kirchlichen Steuern diese den 
Zeitanschauungen Rechnung tragende Einschränkung abzu- 
lehnen. Ausgeschlossen erscheinen damit ausser den persön- 


') Richter-Dove-Kahl, KR. 897 in Anm. 15. Lüttgert, Ev. 
KR. 567. 

2 Zorn KR24TE 

») Fuisting 4 Rehmin ZKR. Bd. 24, 192. Piloty, Die KGO. 
1910, 25f. Fellmeth 152 bezeichnet die Steuern als „allgemeines Ent- 
gelt für ihre (der Kirche) Leistungen“, 

*) Fellmeth 144. 147. 
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lichen Diensten (Hand- und Spanndiensten) alle Natural- 
abgaben !). 

6. Nach der Art der Entrichtung können als Kirchen- 
steuern nur diejenigen kirchlichen Beiträge angesprochen 
werden, die nach dem jeweiligen steuerlichen Bedarf?) auf 
die Pflichtigen umgelegt werden, die sogenannten „unstän- 
digen“ Abgaben. Ständige Abgaben nicht dinglichen Cha- 
rakters würden praktisch mit der Zurückführung der Steuer- 
pflicht auf die in ihrem Bestande stets wechselnde kirchliche 
Verbandsmitgliedschaft unvereinbar sein. Auszuscheiden sind 
deshalb alle ständigen an die Kirche zu leistenden Beiträge, 
zum Beispiel die festen Beiträge in Birkenfeld sowie der 
überwiegende Bestand der aus früherer Zeit überkommenen 
älteren Umlagen. 

7. Nach der Realisierbarkeit der Steuerforderungen 
können als Kirchensteuern nur solche kirchliche Beiträge be- 
zeichnet werden, deren zwangsweise Einziehung im Falle der 
Nichtentrichtung der Staat gewährleistet °). Wie das Zwangs- 
moment mit dem staatlichen Steuerbegriff untrennbar verknüpft 
ist, so würde seine Loslösung auch den kirchlichen Steuer- 
begriff vernichten. Alle, wenn auch noch so steuerähnlichen, 
aber nicht erzwingbaren kirchlichen Beiträge fallen daher nicht 
unter die Kirchensteuern. 

8. Endlich muss nach dem Zweck der Abgabenerhebung 
der Kirchensteuerbegriff auf diejenigen kirchlichen Beiträge 
beschränkt bleiben, welche „für kirchliche Zwecke“ verwendet 
werden. Eine Verwendung zu anderen als kirchlichen Zwecken 
dürfte überdies bei der weiten Ausdehnung der Aufgaben der 
Kirche praktisch kaum vorkommen. Unbeachtlich ist aber, 


1) Fuisting 3f. Ob früher der Begriff der Steuer weiter zu 
fassen war, kann hier dahingestellt bleiben. Preuss. OVG. 2. Februar 
1884, PrVerwBl. Bd. 5, 279. 

2) Lüttgert, Ev. KR, 567. 

®) Fellmeth 154. 
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ob die Beiträge für allgemeine oder für einen singulären Zweck 
(z. B. die Baulast), ob sie zur Deckung eines kirchlichen 
Defizits oder für namentlich bestimmte Bedürfnisse Verwen- 
dung finden sollen: Der Verwendungszweck kann und darf 
— aber muss nicht — vorher feststehen. 

Damit ist die Reihe der Wesensmomente des Kirchen- 
steuerbegriffes erschöpft. Weitere sind den kirchensteuerlichen 
Grundsätzen nicht zu entnehmen. Ohne Einfluss ist z. B., ob 
die Kirchensteuer eine allgemeine oder eine örtliche ist, ob 
. sie in Zuschlägen zur staatlichen Steuer oder selbständig um- 
gelegt wird, ob sie auf die Pflichtigen unmittelbar oder mittel- 
bar (in Form der Verteilung auf die Verbände) repartiert wird, 
ob sie die Pflichtigen persönlich bezeichnet oder in Form der 
Umlegung nach Grundbesitz oder auf juristische Personen trifft, 
ob sie einem generellen!) oder einem singulären kirchlichen 
Zweck dient ?), endlich, ob die Durchführung der Besteuerung 
von kirchlichen oder im Auftrage des kirchlichen Steuerver- 
bandes von staatlichen Organen bewerkstellist wird. Alle diese 
Momente bilden lediglich Gesichtspunkte zur Unterscheidung 
von Arten der Kirchensteuer. 


8513 
IV. Definition. 


Fassen wir die einzelnen wesentlichen Begriffsmerkmale 
des Kirchensteuerbegriffs noch einmal zusammen, so gelangen 
wir zu dem Ergebnis: 


Kirchensteuern sind diean kirchliche Verbände 
vonihren Verbandsangehörigenkraftder Verbands- 
angehörigkeit für kirchliche Zwecke unentgeltlich zu 
entrichtenden unständigen geldlichen Zwangsbeiträge. 


!) So die Praxis der westl. preuss. Provinzen. Lüttgert 569. 

?) Eine Spezialsteuer ist z. B. die Baulastabgabe. Rehm in ZKR,, 
Bd. 24, 192. Vgl. hierzu auch preuss. OVG. v, 11. Dezember 1908, 
E. Bd. 53, 214 unten. 


Definition. in 


Diese Definition !)?) enthält den sämtlichen deutschen 
Kirchensteuerordnungen einheitlich zu Grunde liegenden Rechts- 
begriff des Kirchensteuerrechtsinstitutes. 


!) Gesetzliche Definitionen sind äusserst selten. Die Verfassung der 
röm.-kathol. Kirchengemeinde im Lübeckischen Staate v. 18. März 1904 
($ 5 Nr. 4) definiert Kirchensteuer als den von den Gemeindemitgliedern 
für Gemeindezwecke zu erhebenden Zwangsbeitrag. Wörtlich so: Ver- 
fassung der röm.-kath. Kirchengemeinde in Hamburg v. 13. Februar 1901, 
$ 6 Nr. 4. 

?2) Auch wissenschaftliche Definitionen sind selten. Vgl. Zorn, 
KR.475f. Fellmeth 152. Schoen, Ev. KR. Bd. 2, 568. Knechtin 
Bachems Staatslexikon’, Bd.3, 1910, 246. Art. Kirchensteuern in 
v. Bitters Handwörterbuch, Bd. 1, 915. Tretzelim AKKR. Bd. 87, 252. 
— Ueber den Begriff der Steuer überhaupt vgl. Schäffle, Die Steuern, 
Allgem. Teil, 1895, 21. 
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Zweiter Abschnitt. 


Das Rechtsinstitut der Kirchensteuern im 
Rahmen des kirchlichen und staatlichen Rechts. 


Unsere Ausführungen über die Kirchensteuern selbst sind 
beendet. Gleichwohl möchten die folgenden Zeilen nicht als 
Anhang, sondern als Ergänzung aufgefasst werden. Wer ein 
Rechtsinstitut restlos aufklären will, der darf sich nicht mit 
der Prüfung seines Aufbaues und seiner Eingliederung in die 
Rechtsordnung begnügen, sondern muss die Untersuchung auch 
darauf erstrecken, wie das Institut als Faktor der gesamten 
Rechtsordnung auf deren übrige Faktoren gestaltend und modifi- 
zierend einwirkt. So erhalten wir ein abgerundetes Bild auch 
der Kirchensteuern erst dann, wenn wir — freilich in aller 
Kürze — den Einfluss würdigen, den sie bis jetzt trotz ihrer 
noch jungen Ausbildung bereits auf die kirchliche Rechts- 
ordnung und ihre Beziehungen zur staatlichen Rechtsordnung 
ausgeübt haben. Hinsichtlich der kirchlichen Rechtsordnung 
ist zu untersuchen, in welchem Umfange die neue Ein- 
richtung auf die kirchliche Verfassung und Verwaltung ein- 
gewirkt, welche neuen Gedanken sie hineingetragen und welche 
Veränderungen sie für die alten Rechtsgedanken mit sich ge- 
bracht hat. Weiter ist zu prüfen, wieweit auch das Be- 
rührungsgebiet mehrerer kirchlicher Rechtsordnungen, vor allem 
aber der kirchlichen und der staatlichen Rechtsordnung, durch 
das neue Institut Erweiterungen an Umfang und an Klärung 
gewonnen hat. 
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Kapitel 1. 
Bedeutung für das kirchliche Recht. 


8 138. 
I. Bedeutung für die einzelne kirchliche Rechtsordnung. 


Die Uebertragung staatlicher Steuerregeln auf die Kirche 
setzte die Uebernahme bewährter staatlicher Steuereinrichtungen 
voraus, die der Kirche bis dahin zum grössten Teile ganz fremd 
waren, ohne deren Einführung aber an die Schaffung eines 
wirksamen kirchlichen Besteuerungsrechts nicht zu denken war. 
Auf der anderen Seite bewirkte die Neubildung selbst wiederum 
innerhalb der einzelnen kirchlichen Rechtsordnungen beachtens- 
werte Veränderungen der bestehenden Verhältnisse. 

Schon äusserlich wurde durch die Einfügung des Steuer- 
rechts in das System des Kirchenrechts dem kirchlichen Ver- 
waltungsrecht eine ansehnliche Erweiterung und Ausgestaltung 
zuteil. Eine Reihe wichtiger kirchlicher Rechtsbegriffe, so 
z. B. der der gemischten Ehe, empfing eine wesentliche Ver- 
tiefung und Klärung; andere, z. B. der der Kirchengemeinde, 
erhielten eine ganz veränderte rechtliche Grundlage; wieder 
andere, z. B. die der gesamten steuerlichen Rechtsmittel, wurden 
überhaupt erst in das kirchliche Vermögensrecht eingeführt. 

Die Organisation der katholischen Kirche bot keine ge- 
eignete Grundlage zum Ausbau eines kirchlichen Besteuerungs- 
rechts. Es fehlten mit Selbstverwaltung ausgestattete und hin- 
reichend organisierte kirchliche Verbände, denen man das 
Steuerrecht hätte übertragen können !). Auch die evangelische 
Kirche entsprach diesen Anforderungen erst, seitdem die Aus- 
bildung ihrer Verfassung und ihrer Selbstverwaltung zum Ab- 
schluss gelangt war. Es bedurfte daher zur Einführung des 


!) Meurer, Begriff u. Eigentümer der heiligen Sachen, Bd. 2, 145. 
Gierke, Deutsches Genossenschaftsrecht, Bd. 2,526 f. Ludwigs 33 ff. 
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kirchlichen Besteuerungsrechts, zumal in der katholischen 
Kirche, schwerer Eingriffe in den kirchlichen Verfassungs- 
organismus. Neben den Kirchengemeinden mussten grössere 
rechtsfähige Verbände, insbesondere die gesamtkirchlichen Ver- 
bände geschaffen werden. Während die Idee der kirchlichen 
Selbstverwaltung und der dazu notwendigen Organe in der 
evangelischen Kirche grundsätzlich bekannt, wenn auch praktisch 
noch nicht sonderlich durchgeführt war, widersprach ihre Ein- 
führung völlig den Grundsätzen der katholischen Kirchen- 
verfassung). Weil sie aber die unerlässliche Voraussetzung 
des Besteuerungsrechts für die mittleren und lokalen Steuer- 
verbände bildete, führte die Notwendigkeit eines Steuersystems 
schliesslich doch zu dieser schwerwiegenden Modifikation des 
kirchlichen Verfassungsorganismus sowie zur Einführung der 
Selbstverwaltung in den Kirchengemeinden und vereinzelt auch 
in höheren Steuerverbänden. Die sichtbare Form ihrer Ein- 
führung bilden die neuen kirchlichen Organe, die Kirchen- 
vorstände und Gemeindevertretungen der örtlichen Steuerverbände 
und die entsprechenden Organe der höheren Verbände. Nicht 
minder unverträglich mit der katholischen Organisation war 
die Heraushebung der katholischen Gesamtkirche eines Staates 
zu einer Quasi-Landeskirche und die Einführung von Steuer- 
vertretungen (Steuersynoden)?) für diesen neuen gesamtkirch- 
lichen Steuerverband. Aber auch in diesem Punkte musste die 
katholische Kirche den Neuerungen nachgeben, wollte sie nicht 
auf die Wohltaten eines Steuersystems überhaupt verzichten. 
Leichter war die Verwirklichung der neuen Rechtsgedanken in 
den evangelischen Kirchen. Hier enthielten die anders gearteten 
Verfassungseinrichtungen zumeist schon die zur Besteuerung 
erforderliche Organisation oder doch zum mindesten geeignete 
Grundlagen zu ihrer Schaffung. Hier trat das neue Rechts- 
institut weniger in der Form der Verleihung als in der der 


!) Hierzu besonders Ludwigs 33 ff. Rothenbücher im Jahrb. 
d. öffentl. Rechts der Gegenwart, Bd. 3, 1909, 355. 
2) Kreuzer 4.81. 
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Erweiterung rechtlicher Befugnisse in die Erscheinung. Eine 
bemerkenswerte territoriale Kompetenzerweiterung hat z. B. der 
evangelische Oberkirchenrat Altpreussens durch die mit dem 
kirchlichen Besteuerungsrecht nahe zusammenhängende kirch- 
liche Gesetzgebung vom 26. Mai 1909 bezüglich der neupreussi- 
schen Landeskirchen erfahren, indem ihm die Festsetzung der 
Höhe der von der Gesamtheit der preussischen Landeskirchen 
aufzubringenden Fehlbeträge für die der Unterstützung der 
Pfarrer und ihrer Hinterbliebenen dienenden Kassen zugewiesen 
worden ist. Auch für die Rechtseinheit wurde diese erweiterte 
Zuständigkeit von beachtenswerter Bedeutung !). 

Wie sich aber die katholische Kirche mit der Einführung 
der Selbstverwaltung abfand, so gelang es ihr auch, sich mit 
dem eng damit verknüpften, den Prinzipien ihrer Verfassung 
gleichfalls widersprechenden Gedanken der Teilnahme von 
Laien an der kirchlichen Verwaltung vertraut zu machen ?). Ist 
auch, wie wir gesehen haben, die Mitwirkung der Zensiten, ins- 
besondere eines ausschliesslich ihrer Interessenvertretung bei der 
Besteuerung dienenden Laienkörpers, nicht begriffsnotwendige 
Voraussetzung der Ausübung eines Besteuerungsrechts, so be- 
weist doch die historische Entwicklung den hohen praktischen 
Vorzug der Einführung einer solchen Körperschaft im Interesse 
wirksamer Durchführung der Besteuerung. Von wenigen Aus- 
nahmen (z. B. den preussischen Diözesen) abgesehen hat darum 
die katholische Kirche der Verwirklichung auch dieses modernen 
steuerrechtlichen Gedankens sowohl in den lokalen Steuerver- 
bänden wie in manchen gesamtkirchlichen Verbänden um der 
Vorteile des Besteuerungsrechts willen Eingang gewähren müssen. 
Dem schwerwiegenden Grundsatz der Laikalisierung des Kirchen- 
vermögens hat somit das kirchliche Steuerrecht ebenso wie 
dem der Selbstverwaltung zum Siege verholfen ?). 


!) Stutz, KR. 958. 972. 
®) Armbruster 6 in Anm. 1. 
®) Meurer, Grundfragen 30. 
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Ueberhaupt ist im modernen Kirchensteuerrecht die Ten- 
denz unverkennbar, den Besteuerten in weitem Umfange Garan- 
tien nicht nur für eine gerechte objektive Handhabung des 
Steuerrechts, sondern auch für eine weitgehende Berücksichti- 
gung ihrer Steuerkraft und ihrer subjektiven Interessen zu 
bieten. Diesem Zweck dient ausser ihrer Vertretung in Form 
der steuerlichen Beschlussorgane die Anordnung einer ein- 
gehenden Nachprüfung der Steuerfestsetzungen durch die kirch- 
lichen und staatlichen Genehmigungsbehörden, sowie der aus- 
gedehnte Rechtsmittelschutz, der den Zensiten in sämtlichen 
Steuerordnungen zur Verfügung steht. Eine besondere Aus- 
gestaltung hat noch der Interessenschutz der ärmeren Zensiten 
durch Bestimmungen über möglichste Schonung der ärmeren 
Bevölkerung, über Freilassung oder geringere Heranziehung nie- 
derer Steuerklassen gefunden. Ist hierin zugleich die Berücksich- 
tigung sozialer Gedanken und Forderungen durch das Kirchen- 
steuerrecht zu erblicken, so sei zum ferneren Belege dafür, dass 
die Einführung des kirchlichen Steuerrechts zur Verwirklichung 
sozialer Ideen überhaupt beigetragen hat, noch auf die Förde- 
rung hingewiesen, die es der Ausbildung einer der staatlichen 
ähnlichen kirchlichen Sozialgesetzgebung für die Geistlichen, 
Kirchenbeamten und ihre Angehörigen hat zuteil werden 
lassen. 


& 139. 
Il. Bedeutung für das Verhältnis der kirchlichen Rechtsordnungen 
zu einander. 


Interessant ist ein Vergleich der einzelnen Kirchensteuer- 
ordnungen mit einander. Dass bei den einzelnen evangelischen 
Steuerordnungen die Zahl der gemeinsamen Züge gross ist, 
erscheint weniger auffallend als die Wahrnehmung, dass selbst 
zwischen katholischen und evangelischen Kirchensteuerordnungen 
prinzipielle Unterschiede kaum bestehen. Die Uebereinstimmung . 
ist schon äusserlich daran zu erkennen, dass die staatlichen 
Gesetze, welche das kirchliche Steuerrecht ordnen, nicht selten 
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für beide Kirchen einheitlich erlassen sind. Und selbst da, 
wo die Regelung eine für beide Konfessionen gesonderte ist, 
beobachten wir eine vielfach wörtliche Uebereinstimmung der 
einschlägigen Vorschriften. Diese Annäherung der einzelnen 
Kirchensteuersysteme ist nicht verwunderlich, da die Voraus- 
setzungen für die Einführung und Ausgestaltung dieses Rechtes 
fast überall die gleichen sind. Besondere Hervorhebung ver- 
dient gleichwohl ein Doppeltes: einmal der Zug zur Rechts- 
einheit, wie er innerhalb der evangelischen Landeskirchen, zumal 
innerhalb derjenigen des preussischen Staates), mit der fort- 
schreitenden Entwicklung des Steuerrechts sowohl in diesem 
selbst als auch in den mit ihm zusammenhängenden Fragen 
immer deutlicher zu Tage tritt; sodann die Angleichung des 
katholischen Steuerrechts an das evangelische, und zwar nicht 
nur so, dass in beiden Steuerordnungen gleichförmige Züge zu 
verzeichnen sind, sondern sogar in dem Sinne, dass geradezu 
die Uebertragung in der evangelischen Kirche längst bestehender 
Einrichtungen auf die katholische Kirche als Folge der gleich- 
mässigen Ausgestaltung des Steuerrechts zu konstatieren ist. 
Dieses Streben nach „interkonfessioneller“ Gestaltung des Kir- 
chensteuerrechts und der mit ıhm in Berührung stehenden 
Materien ist bezeichnend für die Förderung, die der Gedanke 
der Rechtseinheit durch das Kirchensteuerrecht erfahren hat. 


Kapitel 2. 


Bedeutung für die Beziehungen zwischen kirchlichem und 
staatlichem Recht. 


8 140. 


Durch Zusammenwirken von kirchlicher und staatlicher 
Rechtsordnung geschaffen, wirkt das Steuerrecht umgekehrt 
wiederum recht erheblich auf die Stellung jener beiden Faktoren 


1) Hervorzuheben ist die Einrichtung gewisser einheitlicher Fonds- 
verwaltungen für sämtliche preuss. Landeskirchen. Stutz, KR. 958. 972. 
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zu einander ein. Vor allem drängt sich hier die Frage auf, 
welchen Einfluss das Rechtsinstitut auf die Tendenz zur Tren- 
nung von Staat und Kirche!) ausübt. Jedenfalls fördert das 
Steuerrecht diese Tendenz durch die grössere Selbständigkeit, 
die es den Kirchen gebracht hat, erheblich. Aber auf der 
anderen Seite ist mit ihm auch wieder ein neuer Berührungs- 
punkt zwischen Staat und Kirche entstanden, der der Ausübung 
der staatlichen Kirchenhoheit reichen Anlass zu umfassender 
Betätigung gibt. 

I. Die Ausbildung des Steuerrechts fördert zunächst zweifel- 
los die selbständige Stellung der Kirche gegenüber dem Staate. 
Abgesehen davon, dass die Kirche durch die Entwicklung eines 
geordneten, dem staatlichen konformen Finanzsystems äusser- 
lich staatsähnlichere Gestaltung erhält, ist sie dank der nun- 
mehr erschlossenen Einnahmequellen finanziell auf eigene Füsse 
gestellt worden und finanziell nicht mehr in dem Masse wie 
zuvor auf die Unterstützung durch den Staat oder die politi- 
schen Gemeinden angewiesen, daher auch der Anlehnung an 
Staat und Gemeinden nicht mehr wie früher bedürftig. Die 
Zuständigkeit ihrer Verwaltungs- und Selbstverwaltungsbehörden 
hat ebenso wie die Kompetenz ihrer Gesetzgebung an Umfang 
sichtlich zugenommen. Alles das scheint auf eine Förderung 
der Trennung von Staat und Kirche hinzudeuten ?). 


II. Doch bedingt auf der anderen Seite die Einführung des 
Steuerrechts eine Vermehrung der Berührungspunkte zwischen 
Staat und Kirche, eine Erweiterung des Umfanges der staat- 
lichen Kirchenhoheit. So hat sich der Staat kraft seines Ober- 
aufsichtsrechtes, um nicht in seinem eigenen Steuerinteresse 
Schaden zu leiden), die Verleihung des Besteuerungsrechts, 
die Genehmigung der Steuerfestsetzungen, die Bestimmung steuer- 


!) Ueber diesen Begriff Rothenbücher, Die Trennung von Staat 
und Kirche, 1908, 435 ff, bes. 438—440. 457. 

?) Rothenbücher, Wandlungen in dem Verhältnisse von Staat 
und Kirche, Jahrb. d. öffentl. Rechts, Bd. 3 (1909), 355. 358. 

N.Eellmeths155. 
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licher Maximalsätze, die Bezeichnung der zu Grunde zu legenden 
staatlichen Steuern, die Zwangsetatisierung und das ganze 
Rechtsmittelverfahren vorbehalten; aus dieser Bevormundung 
der kirchlichen Finanzgebarung kann sich natürlich keine 
wirkliche Finanzhoheit entwickeln. Anderseits gewährt der 
Staat kraft seines Schutzrechts den kirchlichen Steuerverbänden 
die zur Besteuerung erforderlichen Grundlagen und den zur 
wirksamen Ausübung des Rechts unerlässlichen Zwang. Alles 
dies scheint auf eine gesteigerte Verquickung von Staat und 
Kirche hinzudeuten ?). 

So gelangen wir zu dem Ergebnis, dass die auf Herbei- 
führung der Trennung von Staat und Kirche abzielende Ten- 
denz durch das kirchliche Steuerrecht sowohl gefördert als 
auch gehemmt, im Ganzen wohl weder gefördert noch ge- 
hemmt wird. Aber nach einer anderen Richtung arbeitet das 
Steuerrecht doch der Trennung in beachtenswerter Weise vor. 
Es sorgt mittelbar dafür, dass die Kirchen, wenn die Tren- 
nung vom Staate einmal eintritt, diesem Ereignis gegenüber 
gerüstet dastehen, dass sie dann die nötige Organisation und 
die nötige Finanzquelle besitzen, um als selbständige Verbände 
ihrem Zweck selbständig gerecht zu werden?). Für die Ent- 
wicklung der Gegenwart aber fördert die Kirchensteuer weder 
das System der Trennung noch das System der Staatskirche, 
sondern allein das geltende System der „selbständigen öffent- 
lichen Kirche“ 3). 


!) Rothenbücher a.a.0. 358. Hinschius, Staat und Kirche, 
1883, 260 f. 318. 356. 

?) Mayer, Ist eine Aenderung des Verhältnisses zwischen Kirche 
und Staat anzustreben ? Halle 1909, 8 #. 

2) Mayer 2.2.0. 6. 


Register. 


A. 


Abänderung, der Umlageordnung 
554; vereinbarter Rechtsregeln 
497. 

Abgaben, in der Urkirche 10; im 
Mittelalter 10 ff.; bis zur Refor- 
mation 10; seit der Reformation 
10 ff. 

Abgabeverteilungspläne 216°. 

Abgang 426. 449. 

Abgangsliste 258. 

Abgeleitetes Steuerrecht 528. 

Abgeordnete, zur bad. Generalsynode 
448. 

Abgeordnetenhaus 71. 

Abgeordnetenkammer, bayer. 152 f. 
183°. 

Abgrenzung des Steuerbedarfs 523 f. 

Ablösbare Grundlasten 472!. 

Abmachungen zwischen Staat und 
Kirche 492 £. 

Abneigung der Kirche gegen Kir- 
chensteuern 18. 115. 

Abschreibung 416. 

Absolute Mehrheit 431. 444. 

Absonderung 129°. 

Abteilungen der allgemeinen evan- 
gelischen Kirchenkasse in Baden 
449. 

Abtrennung der Kirchenverwaltung 
148. 

Abwesenheit, vorübergehende 223. 

Abwurf des Kirchenvermögens 379. 

Acht Tage 267°. 

Additionelle Kontribution 134. 

Adel 105. 126. 

Adelige Güter 105. 

Administrative Verordnungen 58. 


Adventsprediger 191. 

Aegidiengemeinde, in 
261. 

Agrargesetzgebung 16. 

Aehnlichkeit, des evangel. mit dem 
kathol. KStR. 582 f. 

Ahrensböck 468. 

Aktiengesellschaft 216°. 424. 456. 
544. 

Aktienkommanditgesellschaft 197. 
424. 

Alexander 476°. 

Allgemeine Ausgaben 459. 467. 

Allgemeine Festsetzung des Steuer- 
betrages 561 £. 

Allgemeine gesetzliche Verbindlich- 
keit 79. 

Allgemeine katholische 
steuerkasse, bad. 452. 

Allgemeine Kirchenausgaben 459. 
467. 

Allgemeine Kirchensteuer 
378. 381 f. 

Allgemeine Steuerpflicht 217 ff. 307. 
548, s. auch Steuerpflicht. 

Allgemeines Landrecht, preussisches 
17. 26. 29 ff. 115. 207. 218. 221 #. 
224. 227. 231. 233. 243. 245. 
532". 

Allgemeinheit der Umlage 551. 

Allmacht des Staates 489 ! (490). 

Altdeutsche Dorfmark 925 (93). 

Altdeutsches Recht 925 (93). 

Alte Lasten 71f., s. auch Aeltere 
Steuerordnungen. 

Altenburg, s. Sachsen-Altenburg. 

Altenburg, Stadt 176. 176°. 

Aeltere Provinzen Preussens, s. Alt- 
preussen. 


Hannover 


Kirchen- 


155 ff. 


Register. 


Aeltere Steuerordnungen 71 f. 208. 
209. 210. 214. 216. 231. 256 £. 
304. 309 f. 554. 565. 575. 

Alterszulage 304. 314. 381. 

Alterszulagekasse 211. 292 £. 297 ft. 

Altes Reich 218. 

Althergebrachte Abgaben 70. 

Altkatholiken 169. 220!. 237. 307. 
419. 440. 537. 

Altkatholische 
304. 425. 505. 

Altlutheraner 35. 42. 220. 226°. 228°. 
238. 334 3. 837. 

Altpreussen 25 ff. 57. 86. 91. 206 ff. 
237. 257. 259. 280 f. 293. 2941. 
310. 500°. 507. 512. 581. 

Altvorhandene Bauten 420. 422. 

Altwürttembergisches KStR. 123. 

Amerika 249. 

Amt 464, s. auch Aemter. 

Aemter, geistliche 420. 422. 441. 

Amtliche Steuerliste 457, s. auch 
Steuerliste. 

Amtsblätter 394. 

Amtsgeheimnis 260. 431, s. auch 
Amtsverschwiegenheit. 

Amtsgericht 449. 

Amtshandlungen, kirchliche 574. 

Amtshauptmannschaft 408. 416. 

Amtsreisen, Kosten der 28. 

Amtsrichter 232. 

Amtsträger, kirchl. 517 £. 

Amtsverschwiegenheit 85. 260. 321. 
327. 431. 445. 510. 

Analogie 32. 82. 148. 151. 529. 

Andersgläubige 64. 92. 124. 126. 
133. 158. 162. 196.1,319. 402 £. 
537 £., s. auch Konfessionsfremde. 

AnerkennungderkirchlichenNormen 
491. 

Anfechtungsklage 412. 417. 

Anforderung 436. 449. 

Anfrage 259. 

Angehörige, kirchliche, s. Konfes- 
sionsgenossen. 

AngehörigkeitzurKirchengemeinde, 
s. Kirchengemeindeangehörigkeit. 

Angehörigkeitserklärung 230. 

Angemessenheit des Beitragsfusses 
52. 74°. 100. 118. 289. 322. 384. 
392. 

Angesessene 406. 

Angestellte 256. 


Kirchengemeinden 
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Angleichung des katholischen KStR. 
an das evangelische 583. 

Angliederung Elsass-Lothringens 
193. 

Anglikaner 103. 219°. 

Anhalt 24. 205; Geschichte 177; 
geltendes Recht 382 ft. 

Anhörung, der Kirchengemeinde 
275 f.; kirchlicher Behörden 496; 
kommunaler Behörden 520. 

Anklagezustand 430. 

Anlagen 36. 175. 189. 400 fi. 532. 

Anlagenfreie 402 f. 

Anlagenkataster 416. 

Anlagenregulative 159°. 402. 

Anlehen 395. 441. 

Anleihe 64. 282. 453. 

Annäherung der Kirchensteuersy- 
steme 583. 

Anordnungen, frühere 472'. 

Anormale Gestaltung der Beitrags- 
ordnung 554. 

Anrechnung 469. 538. 

Ansammlung von Vermögen 64. 212. 
524. 

Ansatz, zu geringer 38. 454. 

Anschlag, öffentlicher 461. 

Anschlusserklärung 395. 

Anschütz 490 \. 

Ansetzung, unrichtige 467. 

St. Ansgariigemeinde 347. 

Ansiedlungen, Gründung neuer 94 t 
(95). 

Anstalten 315. 396. 525. 574. 

Anstaltsgeistliche 244. 

Anstaltsgemeinde 207. 273. 304. 
506. 

Anstaltsorgan 477. 

Anstaltszöglinge 194° (195). 

Anstellung 401. 

Antecessor 28. 

Anteilige Steuerpflicht 426 £. 

Antrag, auf Anwendbarerklärung 
von Gesetzen 439. 497; auf Ver- 
teilung 273 f.; zur Vollstreckung 
450. 

Anzeige 38. 95. 234. 335. 454. 

Anzeigepflicht 38°. 454. 

Apostolischer Vikar 160°. 189. 

Apostolisches Vikariat 160 ?. 

Apparat, steuerlicher 551. 

Aragonier, päpstliche Kämpfe mit 
den 11°. 
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Arbeiter 386. 552. 

Arbeiterfamilien 542°. 

Arbeitgeber 130°. 

Arbeitnehmer 252. 256. 

Arbeitslohn 564°. 

Arbeitsverdienst 406. 

Archidiakon, in der Diözese Kon- 
stanz 93. 

Armbruster 163 '. 

Arme 116. 341. 348. 552. 582. 

Armenfürsorge 13. 

Armenkasse 27 f£. 

Armenpflege 48. 212. 254. 401. 525. 

Armenpfleger 48. 

Armensteuer 552. 

Armenunterstützung 430. 

Arnsberg 235. 

Arröte 46°. 

Arten, der Entrichtung 575; des 
Steuerbedarfs 524 ff. 

Artikel, organische 191. 

Artung der Steuerorgane 504 f. 

Assessor 49. 

Aufbesserung 168.366, s auch Dienst- 
einkommen. 

Aufbringpflicht 147 !. 357. 

Aufbringung des kirchlichen Be- 
darfs 522. 

Aufenthalt 222. 318 f. 402. 454. 469. 

Aufgabe der Kirche 239. 522. 575. 

Aufgeben des Wohnsitzes 234. 

Aufkünfte 139. 384. 460. 

Auflegung, öffentliche 75. 323. 445. 
562. 

Auflösung 321. 327. 430. 451. 

Aufnahme 334°. 

Aufschläge 339. 

Aufsichtsbehörde 64. 559. 568. 

Aufsichtsrecht, des Patrons 51; 
staatliches 520. 

Auftrag,stillschweigend erteilter519. 

Aufträge, Bindung an 452. 

Aufwand 166. 445. 468. 

Aufwendungen 552. 

Augsburgisches Bekenntnis 66.194 f. 
196. 

Aurich 102. 

Ausdrückliche Verleihung desKStR. 
529. 

Auseinandersetzung 216°. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Ausführung 258. 

Ausführungsanweisung 98. 102. 104. 
110. 112. 114. 119. 121; zum alt- 
preuss. KStG. 86. 

Ausführungsbestimmungen, Verwer- 
tung der 5!. 

Ausgestaltung 
kirchliche 528. 

Ausgetretene 220. 238. 537; Nach- 
besteuerung 538, s. Austritt. 

Ausgleichung 459. 

Aushilfsweise Verpflichtete 63. 

Auskunft 75?. 259. 548. 

Auslagenerstattung 457. 

Auslanddeutsche, evangelische 295. 

Ausländer 196°. 219. 248 ff. 334. 
358 7. 367. 391. 476. 540. 

Ausländische Gemeindemitglieder, 
s. Ausländer. 

Ausländische Gemeinden, Fürsorge 
für 2121. 382. 

Ausländische Kirchen 212 !. 382. 

Auslegung der Heberolle 75. 562, 
s. auch Auflegung. 

Ausmärker, s. Forensen. 

Ausrechnung 562. 

Ausscheidung von Stiftungsvermö- 
gen 127. 

Ausschluss 308. 319. 

Ausschlussfrist 272. 274 f. 277. 332. 
474. 569. 

Ausschmückung 191. 

Ausschreibung 266. 461. 

Ausserdeutscher Staat 249. 275. 

Ausserdienstliches Einkommen 69. 

Aussergewöhnliche Kultusbedürf- 
nisse 478. 

Ausserordentliche Fälle 366 °. 

Ausserordentliche Kirchenbedürf- 
nisse 46 ?. 

Ausserordentliche Kultusausgaben 
479. 

Ausserordentliche Massnahmen 398. 

Ausserordentliche Steuerpflicht 548. 

Ausserordentliche Synoden, inPreus- 
sen 56°. 

Ausserordentliche Umlage 263. 266. 
267. 

Ausserordentliche Zuwendungen 
328. 


des Steuerrechts, 


Auseinandersetzungsbehörde 216°. | Ausserordentlicher Bau 232 f. 335. 


Ausfall 73. 265. 341. 526. 
Ausführende Behörde 559. 


| 


Ausserparochialer Grundbesitz 208°. 
Ausserpreussische Gebiete 86. 


Register. 


Aeusserungsmöglichkeit der Be- 
steuerten 496. 

Aussetzung der Vollstreckung 276. 

Ausstandsverzeichnis 399. 564. 

Ausstattung neuer Pfarrstellen 294; 
von Kirchen 10. 475. 

Ausstattungspflicht 12. 

Austritt 42. 58.91. 95. 101.119. 147 2. 
196 f. 220. 231 f. 303. 319: 328. 
334 3. 335. 337. 344. 346. 352. 362. 
372. 379. 383. 386. 388. 402. 425. 
442. 464. 469 f. 538. 5381. 549. 
549 1. 

Ausübung des Besteuerungsrechts 
212. 529. 585. 

Auswärtige 454. 

Auswärtige Kirchengemeinde 389. 

Authentische Deklaration, hanno- 
versche von 1824, 89. 

Autonome Rechtsnatur der kirch- 
lichen Normen 490. 

Autonomie 53 ?. 55. 94. 404. 490. 
553 f. 

Avignonesisches Papsttum 11°. 


B. 


Bachem 1°. 

Baden, Geschichte 163 ff.; geltendes 
Recht 417 ff.; vgl. auch 17. 22. 
23. 24. 205. 496. 497°. 5032. 505. 
507. 508. 508°. 517 f. 524. 526 %. 
530°. 582°. 537°. 5401. 543. 544. 
544 2, 545. 545 1; 2.552.555. 556 1,2, 
559°. 

Bannkreis der Kirche 535. 

Baptisten 103. 220. 

Barbados 249. 

Bare Auslagen 258. 

Bauaufwendungen 339. 

Baubedürfnisse, s. Baulast. 

Baubeiträge, s. Baulast. 

Bauedikt, badisches 164. 165. 167. 
420. 

Bauervögte 464. 

Baukosten 17. 164 f. 233!, s. auch 
Baulast. 

Baulast 13. 14. 17. 22. 32f. 44. 58. 
638.711. 122371257. 137 8.200, 
243. 357. 453 H. 475. 535. 548. 
575. 576. 

Bauliche Bedürfnisse, s. Baulast. 

Baulichkeiten, s. Baulast. 
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Baupflicht 422; nach der Reforma- 
tion 12; vgl. im übrigen Bau- 
last. 

Bausteuer 422 f. 424 f. 530°. 532. 

Bausteuerpflicht 395 f. 422 f. 424 f. 
427 f. 434. 548. 

Bausteuerpflichtige, s. Bausteuer- 
pflicht. 

Bauten, kirchliche 73. 420. 422. 480. 

Bautzen 414. 

Bauumlage 32. 396 f., s. auch Bau- 
last. 

Bauveränderungen 421. 433. 

Bauwesen, kirchliches 297!. 420. 
422. 441 £. 

Bauzwecke 109. 2131. 252. 

Bayerische Angehörige 367. 

Bayerische Pfalz, s. Pfalz. 

Bayern, Geschichte 144 fi.; gelten- 
des Recht 356 ffl.; zukünftiges 
Recht 393 ff.; vgl. auch 1°. 13. 
21 fi. 123. 153. 204 1,2, 205. 496. 
497 1,22 1498 IEE501 W505 507, 
509 ?. 518. 518 2. 520 f. 524. 530 4,°. 
531 \, *. 532°. 539 4. 540. 548. 545. 
545°. 5471. 548. 552%, %. 5561. 
5581. 561. 564°. 

Beamte 70. 254!; erzbischöfliche 
518; hannoversche 90. 246; kirch- 
liche 441. 510; ostfriesische 99. 

Beamtenrecht, Freiburger 440 !, 

Beanstandung 259. 374. 

Becker 132. 

Bedarf, kirchlicher, s. Bedürfnisse ; 
steuerlicher 575. 

Bedarfsdeckung, Pflicht zur 530, 
s. auch Aufbringpflicht. 

Bedarfszweck 550. 

Bedeutung der KSt. für das kirch- 
liche Recht 579 ff. 

Bedingung der Steuerfreiheit 256. 

Bedrohte Kirchengemeinden 295. 

Bedürfnisse, kirchliche 210 ff. 304. 
327 f. 332. 340. 342. 350. 356 f. 
366.371. 875.878. 881.889. 
388. 393 f. 400 f. 413. 419 f. 432. 
440. 453. 463. 465. 468. 483 f. 
523 ff. 

Befreiungen 36. 38. 92. 134. 216. 
335. 348. 372°. 396. 454. 481 ff. 
541 f. 

Befreiungsgrund 454. 

Befriedigung der Bedürfnisse 210 ff. 
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Befristete Steuern 270. 

Befugnis 533. 

Befugnis zur Besteuerung 500. 529 f. 

Beginn der Steuerpflicht 231. 425 f., 
s. auch Steuerpflicht. 

Begräbnisplätze 280. 383. 468, 8. 
auch Friedhöfe. 

Begräbnisstätten, s. Friedhöfe. 

Begriffsmerkmale der Kirchensteuer 
ST’ fl. 

Begründung des Besteuerungsrechts 
528. 

Begründungswille (Wohnsitz) 222. 

Begüterte 373. 

Behauptungen 568. 

Behlendorf 343 . 

Behörden, nichtkirchliche 567 ; staat- 
liche 559. 

Beisteuer 64. 318. 

Beitrag, Begriff 572. 

Beitragsanteile 471. 

Beitragsfuss 550 fl., 8. 
teilungsmassstab. 

Beitragsordnung 93. 189. 550. 

Beitragsquote 40. 

Beitragssteigerung 552. 

Beitragsverbände 394. 

Beitreibung 59. 76. 269 ff. 324. 331. 
336. 338. 341. 364. 370. 372. 375 f. 
337. 390. 399. 411. 416. 434. 458. 
464. 467. 473. 496. 563 ff., s. auch 
Einziehung. 

Beitrittserklärung 223. 226° (227). 
227. 

Bekanntmachung 266 f. 498. 502 £. 

Bekenntnis 546, s. auch Konfession. 

Bekenntnisangehörige 194 f. 424. 
430. 442.455, s. auch Konfessions- 
genossen. 

Bekenntniserklärung 369. 

Bekenntnisfestsetzung, irrige 426. 

Bekenntnisfremde 22. 423, s. auch 
Konfessionsfremde. 

Bekenntnisgemeinschaft 224 ?. 

Bekenntnisgenossen 395, 8. 
Konfessionsgenossen. 

Bekenntniszugehörigkeit 396, s. auch 
Konfessionszugehörigkeit. 

Belastung 261. 

Belegenheitsgemeinde, s. Belegen- 
heitsort. 

Belegenheitsort 235. 338 f. 415. 

Belohnung 420. 


auch Ver- 


auch 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Bemessung der KSt. nach dem Ein- 
kommen 242. 

Benachrichtigung 75 f£. 101. 

Benachteiligung der katholischen 
Kirche 495. 

Benehmen 432. 435. 445. 447. 

Bentheim, Grafschaft 99. 

Bereitstellung staatlicher Mittel 523. 

Berg 26 ft. 

Bergbau 235. 

Bergedorf 354 f. 

Bergwerke 235. 255. 

Bergwerksanlagen 379. 

Bergwerkssteuer 197. 

Berlin 52. 56. 60. 80. 92. 229. 261. 
27972 311°, 31223006: 

Berliner Stadtsynode 60. 279 £.283 ff. 
506. 

Berücksichtigung eigener Interessen 
569. 

Berufsgenossenschaften 404. 

Berufung 332 f. 340. 434. 478. 566. 

Berührungspunkte zwischen Staat 
und Kirche 584. 

Bescheinigung der Zahlungsauffor- 
derung 268. 

Beschlagnahme von Lohn 564°. 

Beschlussbehörden 514. 559. 561. 
582. 

Beschlussorgane 582. 

Beschlussunfähigkeit 431. 

Beschränkung der Steuerpflicht auf 
Kirchenmitglieder 573 f. 

Beschwerde 275 f. 324. 333. 3836. 
349. 353. 358. 372. 390. 399. 412. 
417. 459. 464. 464°. 467. 479. 
566. 

Beschwerdeentscheidung 276, s.auch 
Beschwerde. 

Beschwerdefrist 275, s. auch Be- 
schwerde. 

Beschwerdekommission 354 f. 

Beschwerdeverfahren 271. 567. 569, 
s. auch Beschwerde. 

Beschwerungen 495. 

Beseler 180°. 

Besetzung Elsass-Lothringens 193. 

Besitzwechselabgaben 401. 

Besoldung 327 f. 468. 

Besoldungsbedarf 526. 

Besoldungskasse 400°. 

Bestand der kirchensteuerrecht- 
lichen Regelung 498 f. 
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Bestände, verfügbare 693. 

Beständige Abgaben 36 f. 43. 73. 
78.4.5819. 

Bestätigung, kuratelamtliche 520. 
561; staatsaufsichtliche 494. 
Bestellung der Kirchenbeamten 468. 
Besteuerung, landeskirchliche, in 
Baden 439 ff., s. auch Landes- 

kirchensteuer. 

Besteuerungsmaterial 558. 

Besteuerungspflicht 52, s. auch Auf- 
bringpflicht. 

Besteuerungsrecht 316. 326 f. 332. 
334. 337 f. 340. 345. 350. 356. 
365. 371. 373. 375. 378. 381. 385. 
388. 391. 393. 400. 418. 440. 453. 
474. 483 f. 488. 499 f. 527 ff. 

Besteuerungsrecht, subjektives 
Recht? 533 £. 

Bestrafung 370. 

Betriebsfonds 370. 

Betriebsstätten, gewerbliche 247. 

Betriebssteuer 250 ?. 251. 335. 337. 
598. 

Bevollmächtigte 33. 262. 310. 338. 
437. 

Bevormundung der kirchl. Finanz- 
gebarung 585. 

Bevorzugte 134. 

Bevorzugung der ev. Kirche 495. 

Bewilligung 410. 

Bewilligungsdauer 445. 

Beysteuer 28. 

Beziehungen, gute, zwischen Staat 
und Kirche 496; zwischen kirch- 
lichem und staatlichem Recht 
489 ff. 

Bezirk des Steuerverbandes 558. 

Bezirksamt 364. 420 ff. 432 ff. 478. 

Bezirksausschuss 330. 

Bezirksgericht 434. 

Bezirkskommando 372°. 

Bezirkspräsident 193. 

Bezirksrat 198. 422. 429 f. 432 f. 
447. 

Bezirksregierung 33. 74°. 76. 

Bezirksstelle 449. 453. 

Bezirkssteuereinnahme 416. 

Bezirkssteuereinnehmer 411. 

Bezirkssynodalausschuss 262°. 

Bezirkssynodalkassen 293 ® 
297 f. 301 f. 

Bezirkssynodalverband 507. 


(294). 


Bezirkssynodalvorstand 114. 

Bezirkssynode 91. 112. 114. 296 f. 
298. 301. 

Bezirksverfassung, notorische 36 f£. 
79. 

Bezüge 244 f. 

Bier 162. 532. 553. 

Bierling 573°. 

Billiskeit 9823189213: 257. 

Birkenfeld, Fürstentum, 132. 136 £. 
875; geltendes Recht 465 ft. 

Bischor 9 2811 81102 121.12. 16: 
192. 195. 326. 339. 377. 467. 

Bischöfliche Behörde 118 ff. 173. 
306. 309 fi. 

Bischöfliches Offizialat Vechta 136. 

Bischöfliches Ordinariat 127, s. Or- 
dinariat. 

Bischofswahlrecht 490 ?. 

Bistum 12.116. 376.440; Mainz 173; 
Freiburg 508°, s. auch Diözese. 

Bistumsvertretung 195,s.Diözesan—. 

Bitter, ©. 27 >. 

Bleiderdingen 468. 

Bluhme 45°. 

Böhme 400 !. 

Böhmische Gemeinde in Berlin 279 #, 

Bollmann 141°. 

Bonames 113. 302°. 

Bonifaziusverein 305. 

Botn’67 7211 Fo12). >11 

bonum vacans 12. 

Bornheim 113. 302°. 

Bosau 468. 

Botendienste 481. 

Bötticher, v. 92° (93). 184°. 

Brandenburg 25. 60!. 119. 

Brandes 99". 

Branntwein 532. 553. 

Braunschweig, Geschichte 184 ff.; 
geltendes Recht 479 ff., vgl. auch 
24. 205. 536. 557 2. 561. 

Braunschweig, Stadt 99. 186. 480. 
481. 483 f. 

Bremen, Geschichte 141; geltendes 
Recht 346 ff., vgl. auch 24. 205. 

Bremen, Herzogtum 99. 

Bremen, v., s. Schneider. 

Bremerhaven 347. 349 ?. 350. 

Breslau 56°. 59 !. 73. 261. 

Bringschuld 268. 563. 

Bröckelmann 114! (115). 

Bruchteil 236. 552. 
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Bruck 190 '. 

Brückner 141'. 

Brüder-Unität 220°. 

Brüel 92° (93). 

Bückeburg 99. 181. 387. 

Budget 354. 

Budgetperiode 168. 

Budgetverhandlungen 478. 

Büff 106 °. 

Bundesakte, Deutsche 89. 

Bundesratsbevollmächtigte 247. 

Bundesstaat 246. 

Bunke 226° (227). 

Büreaukosten 286. 

Bürgerliche Ehe 107. 

Bürgerliche Gemeinde 305, s. auch 
Zivilgemeinde. 

Bürgerliche Kollegien 322. 

Bürgerliche Rechtsstreitigkeiten 
570. 

Bürgerliches Gesetzbuch 131. 222. 
307. 

Bürgerliches Recht 565. 

Bürgermeister 197. 411. 449. 

Bürgermeisteramt 479. 

Bürgerschaft 144. 345 £. 


c. 


Calenberg 89. 108 (169). 109. 

Cassel, Geschichte 106 ff. ; 217 f. 228° 
(229). 2381. 252. 2571. 262. 278. 
281°. 282 18.293 27 3007.°500 
502°. 

Celle 92°. 99. 101. 

Chalybaeus 102°. 

Chalybaeus-Mommsen 102°. 

Charakter, dinglicher 575. 

Charakter, formaler, des gericht- 
lichen Verfahrens 570. 

Charakter, kirchlicher 552 £. 

Charakter, konfessioneller 397. 

Christen 224 ?. 237 £. 

Christliche Gemeindetätigkeit 212. 

Christliche Religion 218. 

Christliche Vereine 525. 

Claus 186}. 

Coblenz 73!. 244°. 245. 263°. 

Collatoren 29. 

Cöln 116. 1192. 308°. 

Consistoire 207. 

Orisolli 237°. Sl. 

Crisolli-Schultz 41°. 62°. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Culm 119?. 305 4. 
cura posterior 545. 
Curau 463. 


D. 


Dänemark 250. 

Danziger Werder 208?. 214°. 537. 

Darlehen 173. 317. 357, s. auch An- 
lehen. 

Dauernder Aufenthalt 222. 

Debenten 36. 

Deckungsmittel 395. 

Definition der Kirchensteuer 576; 
gesetzliche 345. 577!; wissen- 
schaftliche 577°. 

Defizit 73. 265. 341. 526. 

Defizitdeckungsbedarf 526. 

Dekan 377. 

Dekanat 377. 

Dekanate, erzbischöfliche 451. 

Dekanatssynode 375 !. 

Dekanatsverbände 375. 

Dekanatsversammlung 377. 

Deklaration, hannoversche von 1747, 
89. 

Demeritenwesen 315. 

Deputationen 49. 

Deputierte zur Synode 49. 

Dernburg 142. 

De salute animarum, Bulle 116 !. 

Destinatäre 547. 

De Syo 190%. 

Detmold 140. 

Deutsche Bundesakte 89. 

DeutscheGerichte,Zuständigkeit570. 

Deutscher Reichstag 21. 

Deutsches Kirchensteuerrecht 3. 4. 
487. 493. 

Deutschkatholiken 220 !. 807. 

Deutschkatholische Gemeinden 173. 
SD S0DTT. 

Deutschland 235°. 493. 551. 

Devolutiveffekt 569. 

Dezemgeld 163. 

Diakon 48. 

Diaspora 194°. 

Dienstanweisung 450. 

Dienstbehörde, vorgesetzte 77. 

Dienstbezüge 244 f. 308, s. auch 
Diensteinkommen. 

Dienstboten 130 ?. 454. 552. 

Dienste, persönliche 575. 
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° Diensteinkommen 46. 69. 90. 211°. , Dirksen 100 \. 


244 f. 305 !. 308. 314. 339. 394. 
465 1. 481 ff. 541. 

Dienstgrundstücke 482 f. 

Dienstherr 130°. 

Dienstleistungen, niedere 468. 

Dienstlicher Wohnsitz 246 f. 

Dienstlohn 564°, s. Dienstbezüge, 
Diensteinkommen. 

Dienstpersonal, fremdes 247. 

Dienstvergehen 260. 

Dienstweisung 453. 

Dienstwohnung 46. 453. 

Dietz 172, 

Differenzierung, örtliche und sach- 

liche 499. 

Dingliche Abgaben, =. 
Lasten. 

Dingliche Berechtigungen, Ablösung 
16. 

Dingliche Lasten 13. 58. 60'. 89°. 
92=100.°7105:58129,2..1383..21% 
233. 344. 352. 536. 538. 

Dingliche Verpflichtung, s. Ding- 
liche Lasten. 

Dinglicher Charakter der Kirchen- 
lasten, s. Dingliche Lasten. 

Dingliches Patronat 243. 

Dinglichkeit, s. Dingliche Lasten. 

Dinglichkeit der Kirchenlasten in 
Hannover 92 f. 

Diözesanausschuss 128. 321 £. 

Diözesanbedürfnisse 314 f. 

Diözesanfonds 305. 313. 

Diözesangemeinden 166 ?. 

Diözesanhilfsfonds 122 !. 314 f. 

Diözesankirchenvorstand 173. 376 ft. 
498. 518. 

Diözesansteuerrecht 313 ff. 

Diözesansynodalverband 507. 

Diözesansynode 300. 448. 

Diözesanversammlung 384. 

Diözesanvertretungskörper 18. 

Diözesanwitwenkasse 244. 308. 

Diözese 22. 116. 119. 122. 128. 173. 
234?. 805 1,°%. 313 f. 499. 507. 
511. 524. 559. 581, s. auch Bis- 
tum. 

Diplomaten 247. 

Direkte Steuern 532. 554. 

Direktor der direkten Steuern 198. 

Direktorialpräsident 195. 

Direktorium 194. 


Dingliche 


Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht, 


Discipline des Eglises reforme&es 207. 
Dispositionsfonds 366. 370.. 
Dissentienten 124. 

Dissidenten 15. 64. 403. 481, s. auch 
Konfessionslose. 

Distriktsbewohner 341. 

Distriktspolizeibehörde 364. 

Distriktsverwaltungsbehörde 371. 

Disziplinarentscheidungen 245. 

Disziplinarmittel 358. 

Ditel 174° (175). 

Döberl 145° (146). 

Döllinger 151°. 

Domanialgrundstücke 248. 

Domanium 455. 

Domgemeinde 304; Berliner 279 . 

Domherr 199. 

Domizil 476. 

Domkapitel 315. 377°. » 

Domkirche 116. 315. 

Dömming, v. 75. 226° (227). 251° 
(252). 

Doppelbesteuerung 32. 68 f. 81. 83. 
111..121:.251.- 234.8. 295%. 413. 
549. 

Doppelwohnsitz 31. 42 f. 68. 222 f. 
251. 253. 359. 396. 

Dorfmark, altdeutsche 925 (93). 

Dorfmarkgenossen 92° (93). 

Dorfmarkgenossenschaft 92° (93). 

Dorfmarkverfassung 92° (93). 

Dorfschaften 140. 

Dörnberg. Frhr. v. 33. 

Dotation 168. 199. 523. 

Dotationsgesetz, badisches 168. 

Dotationspflicht des Staates 523. 

Dotationsvermögen 468 ?, 

Dove 1°. 

Dozenten an theologischen Lehr- 
anstalten 244 f. 

Dresden 415 f. 

Dringlichkeit 75. 

Dritte Rechtsordnung 491 £. 

Dritter, Haftung 424. 

Druckkosten 286. 

Dualismus der Gesetzgebung 495; 
der Rechtsordnung 488 ff. 

Duldung, staatliche 529. 

Dumont 116‘. 


Duplizität des Rechtsmittelweges 
568; staatlicher Genehmigung 
564. 
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Durchgangsstation 544. 

Durchsetzung der Steuerforderungen 
564 f., s. auch Beitreibung, Ein- 
ziehung. i 

Durmayer 393. 

Düsseldorf 235 ?. 

Dyroff 145? (146). 358*. 


E. 


Echte Kirchensteuerpflicht 548. 

Edikt,hessischesKirchenverfassungs- 
171: 

eglises reformees 207. 

Ehe, s. Mischehe. 

Ehefrau 230. 237 ff. 272 *, 469. 

Ehegatten 237 ft. 

Ehemann 237 ff. 272%. 

Ehrenrechte, bürgerliche 430. 

Ehrensold 248. 

Eichhorn 116". 

Eichsfeld 88. 

Eigener Bedarf 526. 

Eigener Steuerbedarf 520. 

Eigenschaften, für die Ausübung 
eines Besteuerungsrechts erforder- 
liche 499 ff. 

Eigentümer 341. 348. 458. 

Einfache Kirchengemeinde 506. 

Einfluss der KSt. auf die kirchliche 
und staatliche Rechtsordnung 
878 ff. 

Einfügung des Steuerrechts in das 
System des KR. 579. 

Eingepfarrte 31. 45. 107. 183. 383. 
389, s. auch Parochianen, Pfarr- 
eingesessene. 

Eingreifen, staatliches 497. 564 f, 

Einhebung 563 ff. 

Einheimische 391. 

Einheit, konfessionelle 523. 

Einheit von politischer und kirch- 
licher Gemeinde, s. Verquickung. 

Einheitliche Ausbildung des KStR. 
für beide Kirchen 144 ff. 

Einheitlichkeit der Rechtsprechung 
277, s. auch Rechtseinheit. 

Einheitssatz 353. 

Einholung kirchlicher Aeusserungen 
496 £. 

Einigung 432. 

Einkommen 67. 188. 427f. 443, 
544. 
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Einkommensteuer 71. 113. 130. 235, 
246 f. 250. 252. 360. 
Einkommensteuerakten 321. 
Einkommensteuergesetz, preussi- 
sches 59. 
Einkommensteuersätze 428. 432, 
Einkommensteuerskala 415. 
Einkommensverhältnisse 260. 555. 
Einlegung der Rechtsmittel 569. 
Einnahmequelle, Wegfall 253. 
Einpfarrung 66. 227. 
Einquartierungslasten 188. 
Einrichtungen, gottesdienstliche 304. 
385; kirchliche 525. 552. 
Einsammlung 48. 
Einschätzung 159?. 351. 355. 416. 
Einsicht, kirchliche 448. 452. 
Einsprache 323 f. 433. 566. 
Einspruch 195. 271f. 336. 351. 540. 
966. 
Einspruchsbescheid 276. 
Einspruchsfrist 268. 272. 
Einspruchsverfahren 259. _ 
Einteilungsgesichtspunkte 203. 
Eintreibung 531, s. Einziehung. 
Einvernehmen 262. 310.321. 326.429. 
495. 
Einvernehmung 398. 
Einverständnis der Kirche mit staat- 
lichen Steuergesetzen 496. 
Einwand 374. 566. 
Einwendung 324. 432. 450. 566. 
Einzelgemeinde 61. 281. 
Einzelkataster 427. 
Einzelkirchengemeinde 61. 505 f. 
Einziehung der Kirchenabgaben 35. 
268. 531, s. auch Erhebung. 
Einziehungsgebühren 271. 
Einziehungstermin 264. 267. 
Eisenacher Konferenz 1870, 1°, 21. 
523 2, 
Elemente der Steuersynode 517 f. 
Elemente, kirchliche, in den Pfälzer 
Zivilgemeindeorganen 475. 
Elsass-Lothringen, Geschichte 190 £f.; 
UmlG. vom 6. Juli 1901 19° #,; 
22—24. 203. 205.521. 524.536.545. 
558 1. 
Elterliche Gewalt 232. 
Emanzipation der Kirchengemeinde 
145. 
Embryonales Dasein 145. 
Emden, Synode 27. 


Register. 


Emeritengehalt 245. 

Emeritenwesen 315. 

Emeritierung 465 !, 467. 

Ende der Steuerpflicht 425 f., s. auch 
Erlöschen. 

Engere Kirchenverbände 471. 

Engerer Rat 320 f. 326. 

England 10!. 249. 

Entfernung vom Kirchort 552. 

Entgelt 268. 271. 574. 

Entlassungsgründe 362. 

Entlastung des Reichsgerichts 570 ?. 

Entrichtung, freiwillige 563, 

Entrichtungsart 575. 

Entrichtungspflicht 573. 

Entschädigung 268 %, 

Entscheidung in eigener Sache 569. 

Entwurf der bayerischen KGemO. 
393 ff. 

Episkopat 117. 122, s. auch Bischof. 

Erbanfall 253. 

Erben 427. 

Erbenzinsrechtliches Eigentum 348. 

Erbittung des Steuerbeitrages 14. 

Erblande, sächsische 158. 160. 410. 
413 ft. 

Erbschaft 188. 

Erbschaftssteuer, mittelalterliche in 
England 10 '. 

Erfahrung, kirchliche 448. 452. 

Erforderlichkeit der Steuerumlage 
213. 

Erfüllungsort 367. 

Ergänzungsgehalt 48. 

Ergänzungsrolle 198. 

Ergänzungssteuer 194. 250 f. 

Ergänzungssteuerfuss 385. 

Ergänzungssteuergesetz,preussisches 


59. 
Erheber 449 f. 453. 
Erhebung der Steuern 266 fi, 563 ff., 
s. auch Einziehung. 
Erhebungsbezirk 449. 
Erhebungsfuss 108 * (109). 
Erhebungsgeschäft 162. 
Erhebungskosten 265. 
Erhebungsliste 340. 
Erhebungsregister 449. 
Erhebungsverfahren 563 ff. 
Erhöhung der Pfarrgehälter 198, 
Erinnerungen 97. 370. 391. 450. 459. 
462. 
Erlass 414. 498, 
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Erleichterung 429. 

Erlöschen der Steuerpflicht 231, 
s. auch Ende. 

Ermässigung 429. 552. 

Ermessen, freies 261. 

Ermland 119? (120); Fürstbischof 
von Ermland 116 !. 

Ersatzmänner 377. 448. 451. 

Ersparungen 370. 

Erstarken der Staatsgewalt 491. 

Erweiterung des Rechtsweges 278. 

Erweiterungsbauten 314. 421. 433. 

Erwerbsverhältnisse 260. 

Erzbischof 437. 444. 451. 

Erzbischöfliche Verordnung 450. 

Erzbischöfliches Ordinariat Freiburg 
166. 168. 

Erzbistum, s. Erzdiözese. 

Erzdiözese Cöln 308; Freiburg 441%, 
452. 508°. 

Erziehungsbeihilfen 297 £. 

Erzwingbarkeit 528. 575, s. auch 
Zwang. 

Etat 415. 

Etatsperiode 342. 

Etatsverwaltung 385. 

Etatswesen 521. 

Eutin 468. 

Evangelisch-christliche Vereine 212. 

Evangelische 35. 66. 217 ff, 226, 537. 

Evangelischer Oberkirchenrat,preus- 
sischer 41, s. im übrigen Ober- 
kirchenrat. 

Evangelisches Bekenntnis 217 ff. 

Evangelisch-unierteKircheinHessen 
121, 

Exekution, s. Beitreibung. 

Exekutivische Beitreibung, s. Bei- 
treibung. 

Exemte Güter 409. 

Exemtion 36. 

Existenz des Steuerbeschlusses 560. 

Exkommunikation 414. 

Exkommunizierte 359. 

Externa 207, 


E 


Fabrik 183, 191 £. 
Fabrikdekret 182 f. 192, 474. 
Fabriken 223. 
Fabrikmässiger Betrieb 255. 
Fabrikrat 182. 477. 479. 
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Fahrgeldersatz 377. 

Faktischa Kompetenzabgrenzung 
zwischen Staat und Kirche in KSt.- 
Sachen 493. 

Faktoren, Zusammenwirken staat- 
licher und kirchlicher 572. 

Fakultative Mitwirkung nichtkirch- 
licher Organe 496. 519. 521. 5581. 
568. 

Falkmann 139. 

Fälligkeit 267. 270. 323. 458. 562. 

Fälligkeitstag 231°. 

Fälligkeitstermin 72 f. 

Familien, Umlegung nach 126. 

Familienhaupt 341!. 477. 

Familienmitglieder 408. 

Färbung der Steuerorgane 521. 

Fastenprediger 191. 

Februar 263. 

Fehlbetrag 264. 310. 581. 

Feierlichkeiten 420. 

Feiertagsprediger 191. 

Felder, staatliche 404. 

Fellmeth 1°. 

Feste Ansgabeposten 255. 

Feste Beiträge 255. 465 ff. 575. 

Feststellung der Steuerforderungen 
488. 

Feststellungsklage 277 *. 

Feststellungsprozess 557 ff. 

Feststellungsverfahren 557 ff. 

Fideikommissanfall 253. 

Fideikommissgüter 427. 

Filialeinwohner 428 f. 552. 

Filialen 382. 

Filialgemeinde 304. 309. 317. 325 '. 
826. 4281. 429, s. auch Tochter- 
gemeinde. 

Filialisten 429. 475. 

Filialkapellen 340. 

Filialkirchen 340. 475. 

Finanzausschuss 408. 

Finanzbedarf 522 £. 

Finanzetat 147. 

Finanzgebarung, kirchliche 585. 

Finanzgewalt 148. 184. 

Finanzhoheit, der Kirche 493 3. 585; 
des Staates 493°. 


Finanzielle Selbständigkeit der 
Kirche 584. 
Finanzinteresse, staatliches 495. 


584. 
Finanzquelle, kirchliche 585. 
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Finanzsystem, Entwicklung eines 
kirchlichen 584. 

Finanzverwaltung, kirchliche 534. 

Fingierte Steuersätze 59. 73. 240 *. 
250.252.254.264f.,s. auchNormal- 
steuersätze. 

Fingierter Normalsteuersatz, s. Fin- 
gierte Steuersätze. 

Firmeninhaber 329. 

Fischer 159 !. 

Fiskus 41?. 66°. 162. 359. 

Flächen, unkultivierte 455. 

Flur 407. 

Flurgenossen 188. 

Fonds 188. 244. 317. 401. 

Fondsverwaltungen, einheitliche 
5831. 

Fondsvoranschläge 438. 

Forensaleinkommen 457. 
459, 

Forensalgemeinde 455. 

Forensen 43. 47 ?. 64. 66 8. 68. 68°. 
106 f. 109. 126. 133. 135 f. 162. 
164. 196. 223. 307. 319. 339. 379 £. 
386. 389. 395. 402 f. 455 f. 470 f. 
539 f. 549. 

Forkel 186 '. 

Form, der Regelung der KSt. 496 £. 
529; der Steuerfestsetzung 559; 
der Umlageordnung 553 f. 

Formelles Gesetz 498. 560. 

Formelles Kirchengesetz 560. 

Forsten, staatliche 459. 

Förster 1141. 225 !. 

Fortbildung des Kirchenrechts 488. 

Fragerecht 259. 509. 

Frank 42. 30°. 153°. 

Frankenberg, v. 184°. 

Frankfurt, Geschichte 113£. 208. 237. 
244. 251. 257 ff. 262. 2798. 23277 
2935 8. 2941. 302 f. 506. 

Frankfurter Stadtsynoden 279 £. 
282 fi. 302. 

Fränkische Zeit 11. 

Frankreich 190. 

Französische Gesetze 190 ff. 

FranzösischeGesetzgebungimRhein- 
land 46°. 

Französische Herrschaft 182 ff. 191. 

Französische Kolonisten 39. 

Französischer Einfluss 147. 

Französisches Vorbild 146. 

Französischreformierte 2291, 


45r!, 


er en De 


Register. 


Französischreformierte Gemeinden 
207. 

U. L. Frau 414. 

Frauen 219. 469 ?, 

U. L. Frauengemeinde 347. 

Frauenhain 86 5 (87). 

Freiburg 166. 419 !. 440 !. 451. 508°. 

Freie und Hansestadt Bremen, 
s. Bremen. 

Freie und Hansestadt Hamburg, 
s. Hamburg. 

Freie und Hansestadt 
s. Lübeck. 

Freiheit 167. 

Freilassung 251 f. 254 f. 481. 552. 
568. 582. 

Preisen 2‘. 39!. 1371. 

Freiwillige Beiträge, s. Freiwillige 
Leistungen. 

Freiwillige Leistungen 10. 17. 99. 
164°. 313 f. 318. 358. 395. 

Freiwillige Zahlung 268. 

Freizügigkeit 15. 

Freizügigkeitsgesetz 228. 

Fremde 341. 

Fremde Kirchengemeinde, Fürsorge 


Lübeck, 


für 212, s. auch Auswärtige 
Kirchengemeinde. 

Freren 99. 

Freyer 1°. 


Freytag 31°. 

Friedberg 9°. 28?. 545. 127°. 

Friedenskirche 347. 

Friedhöfe 388. 394. 396. 453. 

Friedrich 490 °. 

Friedrich Wilhelm III. 2251, 226 ?. 

Friedrich Wilhelm, Grosser Kurfürst 
OTat: 

Fritsch 114! (115). 

Fuhrdienste 419. 481. 

Fuhren 64. 

Fuisting 3°. 545°. 

Fulda 119. 122. 

Fundationsinstrument 441%, 

Funktion, kirchliche 533 f. 555. 

Funktion, öffentlich-rechtliche 502. 

Fürst 391. 

Fürstliches Ministerium 178. 179. 


6. 


Garantie staatlichen Zwanges 19. 
Garantien der Zensiten 582. 
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Gareis 170% (171). 

Garten 453. 455. 

Gastbezirk 223. 

Gastgemeinde 66. 79. 207. 221. 287. 
2955. 506. 

Gastpredigt 400. 

Gebäude, kirchliche 468. 525. 

Gebäudesteuer 32. 71. 320. 

Gebäudesteuerkataster 428. 

Gebäulichkeiten, kirchliche 468. 525. 

Gebrauchsgegenstände 468. 

Gebrechlichkeit 192. 

Gebser 62°, 66°. 66°. 

Gebühren 401. 436 !. 468. 574. 

Gefälle 164 *. 

Gegenleistung 551. 574. 

Gegenseitigkeit 247. 249. 276. 367. 

Gegenstand, der Darstellung 3; der 
Leistung 574. 

Gegenwart 256. 

Gehalt 173. 335. 420. 441. 

Gehaltsaufbesserung 292. 

Gehaltserhöhung 195 f. 

Gehaltstarifsätze 441. 

Gehaltszulage 403 *. 

Geheimhaltungspflicht, s. 
verschwiegenheit. 

Geheimratsbeschluss 107. 

Geheimratserlass 125°. 

Gehör der politischen Gemeinde 
409 f. 

Geib 476°. 

Geier 174° (175). 

Geigel 163!. 190%. 

Geistliche 43. 83. 89°. 103. 112 f. 
116:£.012127129.0147.215922:168 
173. 187. 191 £. 194°. 197 ££.. 210 f. 
220°. 244 f. 248. 253. 292 ff. 298. 
308. 315. 318. 326 ff. 333. 336. 344. 
347. 366. 377. 381 !. 394. 396. 400. 
403.407. 414. 444.448. 451. 465 !. 
469. 481. 483. 517 f. 525. 540 f. 
582. 

Geistliche Abgeordnete 517. 

Geistliche Gebäude 129. 

Geistliche Mitglieder der badischen 
Steuervertretung 444. 

Geistliche Obere 33. 211°. 283. 

Geld 532. 

Geldabgaben 208. 574. 

Geldanlagen 188 f. 

Geldbeiträge in der Urkirche 10. 

Geldleistungen 574. 


Amts- 
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Geldsteuern 532. 
Geldstrafe 369. 
Geldumlagen 419. 
Geldwert, Sinken des 16. 
Geldwirtschaft 532. 574. 
Geltendes Kirchensteuerrecht 201 ff. 
Gemarkung 164. 427 £. 
Gemarkungsbevölkerung 425. 
Gemarkungseinwohner 425. 
Gemeinde, konfessionelle Einheit 13. 
Gemeindeabgaben 78!. 
Gemeindeabgabengesetz, braun- 
schweigisches 481?,*. 4821. 
Gemeindeangehörigkeit 306. 402, 
s. auch Parochialangehörigkeit. 
Gemeindeanlagen 404. 
Gemeindeaufsichtsbehörde 412. 473. 
Gemeindeausschuss 339 f. 361. 
Gemeindeausstände 436. 
Gemeindebehörde 258. 
Gemeindebehörde, obere 471. 
Gemeindebesteuerung 329. 
Gemeindebezirk 188. 
Gemeindediakonie 401. 
Gemeindeedikt 146. 
361 ff. 
Gemeindeeinkommensteuer 484. 
Gemeindeeinnehmer 372 £. 375. 479. 
Gemeindegebäude 455. 
Gemeindegenossen 454. 
Gemeindegericht 325. 
Gemeindegrundstücke 455. 
Gemeindeinteressen 464°. 
Gemeindekasse 521. 
Gemeindekirchenkasse 481. 
Gemeindekirchenrat 51. 257 ff. 383. 
o1l. 
Gemeindekirchensteuer 481. 484. 
Gemeindelasten 146. 191. 209. 330. 
Gemeindeleben 832. 
Gemeindeordnung 404. 
Gemeindeordnung, Pfälzer 183. 
Gemeindeordnung, schwarzburg- 
rudolstädtische 178. 
Gemeindeorgane 210. 
Gemeindepfleger 323. 
Gemeinderat 192. 479. 
Gemeinderat, verstärkter 477 ff. 521. 
Gemeinderechnungsjahr 483. 
Gemeinderepräsentation 34 1.48.343. 
oll. 556. 
Gemeindeschaden 125. 
Gemeindesteuer 470. 554 f. 


148 ff. 357. 
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Gemeindesteuerbeitreibung 373, 8. 
auch Beitreibung. 
Gemeindesteuerkataster 427. 
Gemeindesteuerorgane 408. 
Gemeindetätigkeit, christliche 525. 
Gemeindeumlagen 479. 
Gemeindevermögenssteuerwert 425. 
427 f. 432. 
Gemeindeverordnete 108. 259. 511. 
Gemeindeversammlung 91°. 97. 148. 
259°, s. auch Kirchengemeinde- 
versammlung. 
Gemeindevertreter 406. 
Gemeindevertretung 23. 51. 97. 100. 


111. 162. 259 f. .354. 373. 375. 
883. 408 f. 504. 511. 514 ff. 559. 
580. 


Gemeindevoranschlagsanweisung 
436. 
Gemeindevorstand 258. 411. 
Gemeindevorsteher 361. 479. 
Gemeindezuschüsse 395. 
Gemeindezwecke 187. 
Gemeindsärarium 165. 
Gemeindskasse 165. 
Gemeinheiten 455. 
Gemeinsame Kirchenlasten 471.: 
Gemeinschaft 396. 497. 
Gemeinschaftliche Beschlussfassung 
Sa 
Gemeinschaftliche 
407. 
Gemeinschaftlicher Geistlicher 407. 
Gemeinschuldner 430. 
Geminderte Heranziehung 552. 582. 
Geminderte Steuerpflicht 548. 
Gemischte Ehe, s. Mischehe. 
Gemischte Gemeinden 129°. 
Gemischte Kirchenbezirke 406. 
Gemischte Parochien 386. 
Genehmheit der Kirche 497. 
Genehmigung 74f. 214. 530. 559; 
königliche 370. 
Genehmigungsbedürftigkeit 260.559. 
Genehmigungsbehörde 514. 561. 
582. 
Genehmigungsrecht 51. 374 2, 520. 
Genehmigungsvermerk 270. 
Generalkonzession für die Alt- 
lutheraner 35. 42. 2203. 226° 
(227). 
Generalreskript, württembergisches 
1238 e2) 


Kirchendiener 


Register. 


Generalsynodalausschuss,bayerischer 
157. 

Generalsynodalkasse 288. 290. 

Generalsynodalkosten 283.290.295 £. 

Generalsynodalordnung, altpreus- 
sische 50. 

Generalsynodalumlagen 288. 290 ff. 

Generalsynodalverband 507. 

Generalsynodalvorstand 86. 2933, 
296. 

Generalsynode 57. 68°. 85.156 f. 169. 
290 f. 296. 368. 420 1. 447 f. 512. 
516 ff. 

Generalvikar 199. 

Generalvikariat 333. 

Generelle Steuerfestsetzung 565 £. 

Genin 343 ®. 

Genossenschaft 544. 

Genossenschaft mit beschränkter 
Haftpflicht 424 f. 

Genossenschaft, öffentliche 455. 

Gensdarmen 469. 

Genuss 533. 

Genussrecht 421. 424. 

Gerätschaften 420. 

Gerechtigkeit, Grundsatz 551. 

Gericht 365. 399. 449. 520. 565. 

Gerichten 153°. 

Gerichtliche Behörden 568. 

Gerichtliche Mitwirkung 565, s. auch 
Gericht. 

Gerichtsverfassungsgesetz 570. 

Gerichtsvollzieher 365. 399. 412. 

Geringbesoldung 168. 

Geringere Heranziehung, s. Gemin- 
derte Heranziehung. 

Gesamtbetrag der landeskirchlichen 
Umlagen 81. 

Gesamtdiensteinkommen 245. 

(Gesamteinkommen 235. 386. 

Gesamtentwicklung des Steuerrechts 
im Reich 20 f. 

Gesamtgemeinde 552. 556. 

Gesamthaftung 426. 

Gesamtkirche 20. 57. 67. 177. 375. 
439. 442. 499. 501. 527. 534. 
Gesamtkirche, katholische Kirche als 

20. 512. 

Gesamtkirchengemeinde 317. 393 f. 
419. 428'. 429. 506 f. 516. 527. 

Gesamtkirchengemeinderat 320. 

Gesamtkirchenrat 511. 

Gesamtkirchenstiftungsrat 326. 511. 
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Gesamtkirchenumlagen 397. 
Gesamtkirchliche Steuerverbände 
508 f. 580. 


Gesamtparochie 65. 207. 506. 
Gesamtstaatsverband 528. 
Gesamtsteuer 382. 
Gesamtsteuerbetrag 240. 
Gesamtsteuersoll 520. 530. 552. 
Gesamtsynodalausschuss 228° (229). 
281 ?. 300. 
Gesamtsynodalbezirk 300. 
Gesamtsynodalkasse 293 (294). 298. 
300. 
Gesamtsynodalverband 507. 
Gesamtsynode 102. 106. 110. 298 ff. 
Gesamtverbände 22. 60. 96. 98. 
110. 114.,119..121:6.2798.:305% 
3ı11ff. 400. 472. 496 !, 498 f. 506. 
560. 
Gesamtvermögen 67. 
Geschäftsanweisungen 119. 
Geschäftsbetrieb 349. 
Geschäftsfähigkeit 430. 
Geschäftsführende Behörden 518 £. 
Geschäftsführender Ausschuss 511. 
Geschäftsinstruktion 494. 
Geschäftsordnung 177. 368. 378. 
Geschäftsunkosten 525. 
Geschichte des Kirchensteuerrechts 
Zelh 
Gesellen 130 ?. 454. 
Gesellschaft 197. 424. 4251. 
Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung 235. 544. 
Gesetzblätter 394. 
Gesetze, kirchliche 19. 
Gesetze, Verwertung der 5!. 
Gesetzesform 524. 553. 
Gesetzeskraft, Ministerialverord- 
nung mit 498, 
Gesetzestechnik 204. 
Gesetzgebende Faktoren 520. 
Gesetzgebung, kirchliche 21. 291. 
300 ff. 494. 584, s. auch Kirchen- 
gesetz. 
Gesetzliche Form, s. Gesetzesform. 
Gesetzliche Leistungen 215. 262 £. 
230. 284. 283. 306. 312. 327. 
383. 
Gesetzliche Verordnung 180. 188, 
Gesetzliches Güterrecht 241. 
Gesetzmässigkeit der Auferlegung 
398, 


600 


Gesetzwidrigkeit 261 *. 324. 
Gesinnung, kirchliche 452. 
Gestaltung der Beitragsordnung 554. 
Geteiltes Eigentum 348. 
Getrennte Güter 67. 
Gewährleistung staatlichen Zwanges 
575, s. Zwang. 
Gewerbe 197. 379. 386. 
Gewerbebetrieb 68 f. 240. 247 f. 895. 
470. 
Gewerbebetrieb im 
367. 
Gewerbeseinkommen 9. 
Gewerbesteuer 48 f. 248. 250 ff. 320. 
335. 337. 389. 558. 
Gewerbesteuerfreie 248. 
Gewerbesteuergesetz 197°. 
248. 251: 
Gewerbetreibende 373. 
Gewerbeverdienst 406. 
Gewerbliche Anlagen 235. 455. 
Gewerbliche Unternehmungen, Be- 
steuerung 542. 542°, 
Gewerkschaften 216. 424. 544. 
GewinnbringendeBeschäftigung 236. 
Gewissensfreiheit 155. 
Gewohnheit 17. 81. 88. 92. 94. 102£. 
118. 497 f. 529. 


Umherziehen 


240 '. 


Gewöhnung der katholischen Kirche | 


an das Steuerrecht 18. 
Gierke 5791. 
Giese, E. 92%. 
Giese, Friedrich 489! (490). 
Glaubensgenossen 147. 
Glaubenssachen, Nötigung in 155. 
Glaubensverwandtschaft 228. 
Gläubigerinteresse 515 ff. 
Gleichberechtigung der kirchlichen 
Rechtsordnung 490. 492. 
Gleichgewicht 133. 
Gleichheitliche Anteile 367. 397. 
Gleichmässigkeit 551. 
Gleichordnung von staatlichem und 
kirchlichem Recht 490. 492. 
Gleschendorf 463. 
Gliederung des Stoffes 5. 
Glockentürme 453. 
Gnadenzeit 244. 308. 
Gnesen 3051. 
Gnesen-Posen 119°. 
Gnissau 463. 
Gossner 82". 
Gotha, s. Sachsen-Koburg-Gotha. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Gottesdienst 191. 225. 334. 394. 396. 
418. 

Gotteshäuser 1945 (195). 

Göttingen 89. 92°. 99. 

Gottlob 11. 

Gottorfer Oberkonsistorium 103 2, 

Göz 316° (8317). 319° 

Göz, v. 122°, 

Gräf 1%". 

Grassmann 1578, 

Greiz 180 ?. 386°. 

Grenzorte 295°. 

Grenzziehung zwischen Staat und 
Kirche 490 ff. 


Griechischkatholische 220. 237. 
307. 

Griechischkatholische - Gemeinden 
204225505 


Grimma, Landesschule 404. 

Gröpelingen, Gemeinde 347. 

Gross-Berlin 311?. 3121. 

Grosser Kurfürst 27 £. 

Grössere Gemeindevertretung 45°, 
260. 465 f. 

Grossherzog, Baden 448; Oldenburg 
465 ff. 

Grossstädte 294. 

Grubenhagen 89. 

Gruchot 32". 

Grundabgaben 178. 

Grundbesitz 68 f. 94. 103. 108. 111. 
BIETE 

Grundbesitzer in den sächsischen 
Landesteilen 39 f. 214 3, 

Gründe 277. 

Grundeigentum 455. 

Grundeinkommensteuer 130. 

Grunderwerbskosten 4583. 

Grundlagen der Besteuerung 585. 

Grundrechte 489 ! (490). 533. 

Grundrechtliche Bestimmungen 189, 

Grundsätze, der Bedarfsaufbringung 
522 f.; der Steuerumlage 550 ff.; 
des KStR. 485 fi. 

Grundsteuer 32. 49. 71. 72. 320. 335. 
337. 339. 385 f. 405. 

Grundsteuereinheiten 406. 415. 

Grundsteuersystem 159. 

Grundstock 124. 213. 317. 395. 

Grundstückshaftung 556. 

Grundstückslasten 233. 

Grundstücksteilung 60. 94* (95). 
115. 


Register. 


Grundvermögen 235. 

Grünewald 190. 

Grünhut 114! (115). 

Gruppierung der Kirchensteuer- 
rechtsordnungen 23 f. 208. 

Gugel 316° (317). 

Gulden 364. 

Gürich 67°. 

Gut 533. 

Gütergemeinschaft 67.68.108*(109). 

Güterrecht, eheliches 241. 

Güterrechtliche Verhältnisse 241. 

Gütertrennung 67. 241. 

Gutseigentümer 339. 

Gutsherrschaft 41. 

Gutshof 407. 

Gutsvorstand 258. 


H. 


Haberstumpf 145°? (146). 

Hafenstädte 347. 349. 

Haftbarkeit für Ausfälle 446. 

Haftung des Ehemanns 241. 

Haftung Dritter 442. 

Halbteilung der Beitragspflicht 240°. 
538. 

Hälschner 45°. 

Hamburg, Geschichte 142 ff.; gel- 
tendes Recht 350 ff., vgl. auch 
24. 205. 247% (248). 5003. 504. 
514 f. 516. 527. 539°. 555. 568. 
568°. 5771. 

Hamburg, Oberlandesgericht 143. 

Hameln 99. 261. 

Hanau 224°. 

Handdienste 209. 214. 388. 401. 419. 
481. 575. 

Hand- und Spanndienste, s. Hand- 
dienste, Spanndienste. 

Handelsanlagen 235. 

Handelsfirma 329. 

Handelsgesellschaften 46 ?. 252%. 

Handelsgesellschafter 442. 

Handelsunternehmen 545. 

Handschlag 351. 

Hannover, Geschichte d. KStR. in 
der lutherischen K. 88 ff.; in der 
reformierten K. 98 ff.; 4°. 119°. 
DONE 224122098879 2327251. 
258 ff. 261 ff. 267. 274°. 278. 2812. 
282 ff. 293°. 2941. 296 ff. 506 1. 
530°. 553. 554°. A 
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Hannover, Stadt 99. 

Hänsel 10. 

Harlingerland 90. 99. 246. 

Härten 472. 

Hartmann 66°. 570°. 

Hässelbarth 174°, 

Hastedter Gemeinde 347. 

Hauck, v. 363°. 

Häufung von Vermögen, s. 
sammlung von Vermögen. 

Hauptkirchengebäude 164. 

Hauptmannsrang 403. 414. 

Hauptort 428. 

Hauptreparaturen 191. 

Hauptsteuerregister 446. 449, 

Haus, grossherzoglich badisches 427 ; 
fürstliches 388. 

Häuselgeld 4721. 

Hausen 113. 302°. 

Häuser 107°. 

Häuser, dem königlichen gleich- 
gestellte 247 f. 

Haushalt, kirchlicher 161. 

Haushaltsplan 161. 410. 

Haushaltsvoranschlag 193. 

Haushaltungen 208 ?. 

Haushakungsprinzip 545. 

Haushaltungsvorstand 241. 359. 

Häuslergeld 163. 

Haussöhne 130°. 

Hausstand, eigener 348. 

Hayen 132. 

Hebeliste, s. Heberolle. 

Hebeperiode 264. 267. 

Heberolle 38. 74. 75 f. 97. 101. 120. 
197 f. 241. 266. 387. 390. 562. 

Hebung 555. 

Hebungsregister 461. 

Hegel 33. 

Heidelberg, theologische Fakultät 
448. 

Heiner 9°. 163'!. 309 *. 

Heinroth 258°. 

Helfer 295. 

Henle 361°. 

Hennig 11°. 

Heranziehung, zu hohe 568. 

Herkommen 59. 65. 124. 130. 223 °. 
317 !. 330. 389°. 460. 466. 472 '. 
958. 

Hermelink 122°. 

Hermes 114' (115). 

Herrenhaus, preussisches 85. 


An- 
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Herrnhuter 220. 

Herrschaftsbereich von Staat und 
Kirche 489 ft. 

Herrschende Kirche 15. 

Herzog-Hauck 9°. 

Hessen, Geschichte 170 ff.; geltendes 
Recht 371 ff.; 23.24. 86 ? (87). 205. 
498. 518. 518°. 520. 555. 556 !. 
559°. 5681. 570. 

Hessen-Nassau 119° (120). 

Heymann 106°. 

Hildesheim 99. 311°. 312 \. 

Hilfsbedürftigkeit 348. 

Hilfsfonds, kathol.-kirchlicher 305°. 
314 f. 

Hilfsfonds, landeskirchlicher 62. 211. 
293 ff. 298 ff. 

Hilfsfondsgesetz , 
Preussen 313. 

Hilfsgeistliche 62. 199. 244. 

Hilfsgeistlichenfonds 211. 294. 

Hilfsleistungen weltlicher Behörden 
258 1. 

Hilfspfarrer 199. 

Hilfsprediger 254. 

Hilfsquellen 358. 

Hinschius 30*. 39!. 117”. 

Hinterbliebene 16. 441. 581. 

Hinterbliebenenfonds 54. 

Hinterbliebenenfürsorge 211°. 292. 

Hinterbliebenenversorgung 441. 

Hinterziehung 269. 369. 416. 548. 

Hinüber, v. 92° (93). 

Hirth 145° (146). 

Höchstbesteuerte Konfessionsgenos- 
sen 478. 

Höchstbetrag landeskirchlicher Um- 
lagen 57. 291 f. 328. 367. 439. 
443 1. 

Höchstmass, s. Höchstbetrag. 

Höchstzahl 517. 

Höfe 89°. 

Höfefuss 208 ?. 

Hoffmann 225. 

Hoffmann, v. 27". 

Hofgemeinde 279. 317. 

Hofkirche 380 !. 

Hoheitsrechte 501. 

Hohenkirchen 865 (87). 

Hohenzollern 25. 59 ?. 61 f. 72. 86. 
1192262472923. 295, 

Höhere kirchliche Verbände, StR. 
der preuss. 56 f. 285 ff. 


katholisches, in 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Höhere Steuerverbände 507 £. 
Hollweck 145° (146). 
Holstein, Herzogtum 224°. 
Holsteinische Gebietsteile 463. 
Holizendorff, v. 573°. 
Honorar 191. 

Hoppstädten 467 f. 
Hufenbesitz 208 ? (209). 
Hufenfuss 208 2. 


Hufenumlage 208 ?. 537 !; im Dan- 
ziger Werder 208°. 

Hugues 99°. 

Hussarek, v. 532°. 

I. x 

Identität von Kirchen- und Zivil- 
gemeinde 123, s. auch Ver- 
quickung. 


Ihering, v. 490. 

Immediatgemeinde 260. 

Immediatkommission 13604835; 

Immobilien 348. 

Imperativ 533. 

Inanspruchnahme kirchlicher Ein- 
richtungen 101. 

Indien 249 £. 

Indirekte Kirchensteuer 532. 553. 

Indirekte Steuern 161. 401. 582. : 

Individualanlagenbetrag 414. 

Individualinteresse 557. 

Individualrecht 533. 

Individualrepartition 556. 

Individualsteuerfestsetzung 566. 

Individualsteuerforderung 562. 

Individualsteuerpflicht 568. 

Individualverbände 528. 

Individuen 490. 545 f. 556. 556 ?. 

Industriebezirke 294. 

In Evangelicis beauftragte Staats- 
minister 401 ft. 

Inhaber desKStR. inPreussen 206 ft.; 
des Rechtsmittelrechts 560. 

Inhalt, der Steuerpflicht 548; des 
Steuerrechts 208 ff. 531; der Um- 
lageordnung 554 ff. 

Initiativanträge der Kirche 496. 

Inkrafttreten 497. 

Inländer 196°. 

Inmärker 164. 

Innere Mission 401. 

Innerer Aufbau des. Instituts der 
KSt. 487. 489 ff. 


Register. 


Inspektion, s. Kircheninspektion. 

Installationskosten 394. 

Instanzen 567 f. 

Instanzenzug 567 £. 

Institut, kirchliches 380. 

Instruktionen, Bindung an 452. 

Insuffizienz der Filialkirche 475. 

Interesse 533. 

Interessen derKirchenregierung 518; 
des Steuergläubigers 550 f.; der 
Zensiten 551. 581. 

Interessenschutz des Steuergläubi- 
gers 517. 

Interessenvertretung 504. 515 ff. 

Interessenvertretungsorgane 504. 

Interessetheorie 551. 551°. 552. 

Interimistikum 33. 43. 

Interkonfessionelle Gestaltung des 
KStR. 583. 

Interkonfessionelle Steuerbasis 165. 

Interna 267. 

Inzidentfeststellung 319. 

Irland 249. 

Isay 543°. 

Israeliten, s. Juden. 

Israelitische Kirchensteuervorschrif- 
ten 4. 

Israelitische Kultussteuer 4. 

Istbetrag 271. 

Isteinkommen 72°. 75°. 


J. 


JaCcHBL. IP A217 

Jacobigemeinde, St, 347. 

NacobstytT.. 

Jacobson 42*. 225 !. 

‚Jahresansatz 345 f. 

‚Jahresrechnung 354. 

Jahresstock 379. 

Jahresübersichten 370. 

Jünicke 145° (146). 

Jebens 223 !. 

Jena 1292, 328. 

Johannisgemeinde in Hannover 261. 

Joseph, Prinz von Hohenzollern 
116. 

Juden 64. 238. 341. 481 f. 

Jüdische Grundbesitzer 219°. 

Judizielle Tätigkeit 275°. 

Jülich 26 ff. 

Jülich - bergische 
26.227 >. 


Kirchenordnung 
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Juristische Personen 22. 41°. 64. 
106. 109. 135 £. 162. 195 f. 204. 
216 °.319. 327. 359. 378. 393. 396° 
402. 404 f. 423 f.. 456. 468. 470. 
DOSE AO HASE HDD LOS 

Juristische Persönlichkeit 317. 326. 
502 £. 


K. 


Kabinettsministerium 342. 

Kabinettspolitik 225 !. 

Kahl 45°. 

Kaiserlicher Rat 195. 196 ?, ?. 197 !. 
198. 


| Kalb 1?. 


Kälber 318‘. 


| Kalendervierteljahr 267. 


Kammer 461 £. 

Kammergericht 232. 

Kammergüter 337. 

Kamptz, v. 41°. 

Kanonisches Recht 121!. 153. 

Kanonistische Auffassung des Kir- 
chengutes 10. 

Kantor 211°. 244 f. 386. 401. 

Kanzel 341. 

Kapelle 254. 

Kapellengemeinde 304. 307. 309. 
356 f. 506. 

Kapitalaufnahme 169. 

Kapitaleinkommen 90. 

Kapitalrente 359. 

Kapitalrentensteuer 360. 367. 

Kapitalsteuer 320. 

Kapitalwert 348. 

Kapitelsvikar 3772, 

Kaplan 199. 

Karlsruhe 440. 452. 508°. 

Kassation 55. 

Kasse 188. 502. 

Kassenführer 268. 

Kataster 443. 

Kathedralsteuern 116. 

Katholik, Begriff 307. 


Katholische Kirchengemeinden, 
Steuerrecht der preussischen 
303 ff. 


KatholischeKirchensteuervertretung 
in Baden 450 ft. 

Katholische Landeskirche 508°. 

Katholisches KStR., Entwicklung 
in Preussen 114 ff. 
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Katholizitätsprinzip 106 ?. 107. 228° 
(229). 

Kautionspflicht 378. 

Ketteler, v., Bischof 172°. 

Krele103M105.772160.824622992: 

Kiene 122°. 

Kinder 469°. 

Kirchbaubeitrag 3. 

Kirche und Staat 488. 583 fi. 

Kirchen- und Schulämter 186 f. 

Kirchen- und Schulbehörden 179. 

Kirchen- und Schullasten 133. 175. 

Kirchen- und Schulvorstände 99. 
178°. 

Kirchenäcker 32. 

Kirchenälteste 448. 

Kirchenamt 186 f. 380. 

Kirchenangehörigkeit 536. 

Kirchenanlagen, s. sächsisches Recht. 

Kirchenanstalten 31, s. auch 'An- 
stalten. 

Kirchenärar 405. 


Kirchenausschuss 133. 349. 455 iR ı 


4631. 5H: 

Kirchenbaubeiträge 107, s. auch 
Baulast. 

Kirchenbauedikt, badisches 164. 
419. 


Kirchenbaulichkeiten 164, s. auch 
Baulast. 

Kirchenbeamte 69. 83. 113. 166. 
210. 244 f. 248. 253. 260. 308. 
8315. 344. 453 f. 468. 525. 541. 
582. 

Kirchenbedarf 522 ff. 

Kirchenbehörden, obere 170. 

Kirchenblatt, neues sächsisches 160°. 
161% 

Kirchendiener 168. 187. 191° (192). 
386. 400. 441. 468 f. 481. 483. 

Kirchendiener, niedere 394. 420. 

Kircheneinrichtung, innere 394. 

Kirchenfabrik 191 £. 193. 199!. 475, 
s. auch Fabrik. 

Kirchenfonds 466. 

Kirchenfuhren 63°, 

Kirchengemeinde 418. 499.505 f.549. 

Kirchengemeinde- und Synodalord- 
nung, altpreussische 39. 50 ff.; 
für Hannover, ref. K. 98. 100; 
für Schleswig-Holstein 103; für 
Wiesbaden 111; württembergische 
126. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Kirchengemeindeangehörigkeit 
221 ff. 423. 469. 539. 
Kirchengemeindeausschuss 511. 
Kirchengemeindebevollmächtigte 
398. 511. 
Kirchengemeindedienste 395. 


| Kirchengemeindegenossen 318. 


Kirchengemeindegenossenschaft319. 
Kirchengemeindegesetz, württem- 
bergisches 128. 


| Kirchengemeindekörperschaft 419. 


Kirchengemeindemitgliedschaft, s. 
Kirchengemeindeangehörigkeit. 
Kirchengemeindeordnung 189. 363; 

bayerische 152f. 184. 393 ff.; 
Frankfurt 113; S.-Weimar 129. 
Kirchengemeinderat 166. 319 ff.429f. 
50922511 
Kirchengemeinderepräsentation152. 
362 f. 
Kirchengemeindesteuer 5595 !. 
Kirchengemeindeverband, Charak- 
ter des Pfälzer 475. 
Kirchengemeindeversammlung 51. 
152. 166. 321. 360 ff. 380 f. 397 £. 
429 f. 478. 
Kirchengemeindevertretung 45. 360. 
862 f.429 £i 437 511. 
Kirchengemeindevorstand 130. 511. 
Kirchengemeinschaften 113. 171. 
Kirchengemeinschaften im Bezirk 
Cassel 106. 
Kirchengenossen, Heranziehungnach 
der Reformation 12. 
Kirchengesellschaft 31. 33. 225 f. 
371. 
Kirchengesetz 291. 300 ff. 391. 494. 
510. 529. 531. 560. 
Kirchengrundstücke 404. 
Kirchengut i. S. des ALR, 31. 
Kirchenhauptkasse 351. 
Kirchenheim, v. 9°. 
Kirchenhoheit 19. 584. 
Kircheninspektion 161. 163. 331 £. 
406 ff. 471. 4721. 473 £. 
Kirchenkasse 74.. 189. 213. 299°. 
815 f. 317. 369. 382. 384. 400°. 
Kirchenkassenbedarf 64. 
Kirchenkassenetat 264. 
Kirchenkassenrendant 245. 
Kirchenkollegium 104. 207. 259. 464. 
sll. 
Kirchenlasten 348; persönliche 453ff. 


Register. 


Kirchenmitgliedschaft 536 f.; juri- 
stischer Personen 543 ff. 
Kirchenoberliche Genehmigung 144. 
Kirchenordnung, jülich - bergische 
26°. 27°; kleve-märkische 26°. 
27 £.; lippische 139; niedersäch- 
sische 102; rheinisch-westfälische 
44 ff. 85; schleswig-holsteinische 
102. 
Kirchenordnungen 19. 343. 
Kirchenpatron, s. Patron. 
Kirchenpflege 128. 
Kirchenpfleger 321. 323. 
Kirchenrat 100. 142. 3311. 345. 
351 ff. 454 ff. 468 f. 511. 
Kirchenrechner 338. 340. 
Kirchenrechnungsführer 458. 
Kirchenrecht, deutsches 3 °; preussi- 
sches 30; Fortbildung 488. 
Kirchenregierung 518. 
Kirchenregierungen, Konferenz der 
deutschen 21. 
Kirchenregierungselemente, 
schluss 518. 
Kirchenregiment 226. 228. 381. 
Kirchenregimentsbehörden 92. 245. 
Kirchenrendant 234°, s. auch Ren- 
dant. 
Kirchenrequisiten 147. 
Kirchensteuer 1f. 3. 6. 83. 581 f. 
578 ff. 
Kirchensteuerbegriff 571 ft. 
Kirchensteuerfreie 308, s. auch Be- 
freiungen. 
Kirchensteuergesetzentwurf, alt- 
preussischer 84 ; sächsischer 161. 
Kirchensteuerinstitut, Rechtsnatur 
571 ff. 
Kirchensteuerjahr 263 f. 558. 560 £. 
Kirchensteuerkasse, allgemeine ka- 
tholische in Baden 452. 
Kirchensteuerkataster 557 f. 
Kirchensteuerorganisation 499 fi. 
Kirchensteuerperiode 558. 560. 561f. 
Kirchensteuerrecht, deutsches 3. 4. 
Kirchensteuerrechtsmittelentschei- 
dung 568. 
Kirchensteuerrechtsquellen 489. 
Kirchensteuerreform, preussische 
970. 
Kirchensteuerumlage 250 ff. 
Kirchensteuervertretung, 
lische in Baden 450 ft. 


Aus- 


katho- 
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Kirchensteuerwesen im 19. Jahr- 
hundert 15 ft. 

Kirchenstiftung 155°. 332. 394, 8. 
auch Stiftung. 

Kirchenstiftungsgut 151°, im Re- 
formationszeitalter 11 f. 

Kirchenstiftungsrat 326. 511. 

Kirchenstühle 396. 

Kirchensysteme 58. 525. 530. 

Kirchenverfassung 18. 95. 166. 226. 
447. 580. 

Kirchenverfassungsedikt, hessisches 
im: 

Kirchenvermögen, Entnahme aus 
213; Verwaltung des badischen 
evangelischen 440°? (441); Ver- 
waltung des badischen katholi- 
schen 440 ?. 

Kirchenverwaltung 148 f. 187. 360 ff. 
397. 509 ?. 511. 564°. 

Kirchenverwaltungsvorstand 362. 

Kirchenvisitatoren 103°. 

Kirchenvorstand 90. 104. 111. 113. 
117.01858257 25 BS3s BI 7. 
341 ff. 351. 377. 380 f. 387. 390. 
408 f. 465 f. 472. 479. 504. 514 ft. 
580. 

Kirchenvorstands- und Synodalord- 
nung 70; kgl. sächsische 159. 

Kirchenvorstandsbehörde 516. 

Kirchenvorstandsgesetz in Hannover 
88. 

Kirchenvorstandsordnung, 
sche 159. 161. 

Kirchenvorsteher 33. 341. 

Kirchenwesen 187. 

Kirchenzwecke 404. 

Kircher 174. 

Kirchfahrt 175. 

Kirchgemeinde 327 ff. 505. 

Kirchgemeinderat 187. 

Kirchgemeindevorstand 329 ff. 

Kirchhof 124. 210. 254, =. 
Friedhöfe. 

Kirchhofsimultaneum 396. 

Kirchliche Behörden 509. 

Kirchliche Funktionen 519. 564. 

Kirchliche Steuerorgane 509 ff., s, 
auch Steuerorgane. 

Kirchliche Steuerverbände 505 ff., 
s. auch Steuerverband. 

Kirchliche und staatliche Rechts- 
ordnung 489. 


sächsi- 


auch 
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Kirchliche Verbände 572. 576. 

Kirchlicher Steuerbedarf 523 ff. 

Kirchlicher Zweck 289. 

Kirchliches Recht 153 !. 572. 583 ff. 

Kirchliches und staatliches Recht 
583 ff. 

Kirchmeister 48. 268, 563. 

Kirchner 92!. 

Kirchner 401. 

Kirchort 414. 

Kirchschullehrer 386. 

Kirchspiel 164. 318. 339. 379. 386. 
419. 

Kirchspielausschuss 462. 

Kirchspielseinwohner 423 f. 

Kirchspielsherr 351. 

Kirchspielskosten 171°. 

Kirchspielsteile 463. 

Kirchspielsvogt 460 ff. 

Kirchstuhlmiete 213. 

Kirchvorsteheramt 333. 

Klage 277. 324. 434. 447. 566. 

Klassen 320. 555. 

Klassensteuer 49. 71. 80°. 335. 337. 
341. 

Klassenversammlung 139, 

Klassifizierte Einkommensteuer 80°. 

Kleinbremen 389 ?, 

Kleinere kirchliche Verbände 528. 

Kleinstaaten, mitteldeutsche 21. 

Kleve-märkische Kirchenordnung 
DOES SAT 

Klöster 12. 

Knecht 1°. 

Knetsch 128°. 

Knorr 147... 

Koblenz, s. Coblenz. 

Koburg, s. Sachsen-Koburg-Gotha. 

Kodifikation 84. 98. 102. 106. 110. 
1122114912171 3 1203301018176, 

Köhler 172}. 

Kollateralerbschaftsfälle 188. 

Kollation 28 f£. 

Koloniale Grundstücke 247. 

Kolonien, britische 249; dänische 
250; deutsche 246 f. 

Kolonisten, französische 39. 

Kommanditgesellschaft 197. 216°. 
AS A207. 

Kommanditgesellschaft auf Aktien 
197. 424, 

Kommentare 2. 22. 

Kommissare, bischöfliche 377, 


F, Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Kommissarische Verwaltung 321. 
326. 

Kommission des landesherrlichen 
Hoheitsrechts 461; der katholi- 
schen Kirchenangelegenheiten 
467. 

Kommunalabgabengesetz 69. 823, 
84. 231°. 234. 236. 257. 259 f. 
270. 387. 548. 

Kommunalanlagen 189. 

Kommunalbeamte 245. 

Kommunalbehörden 75°. 185; Mit- 
wirkung beim kirchlichen Be- 
steuerungsrecht 519 ff. 

Kommunalbezirk 234°, 

Kommunale Organe, Mitwirkung 
561. 

Kommunalfonds 46. 

Kommunalkassenetat 47°. 

Kommunalsteuer 38°. 46. 47°. 51. 
65. 70. 74. 554. 558. 572. 

Kommunalsteuererheber 76. 

Kommunalsteuererhebungsvor- 
schriften 561. 


'ı Kommunalsteuerfuss 22. 47. 108. 


251. 481. 559. 

Kommunalsteuergesetz, preussisches 
68 f. 

Kommunalsteuerkapital 172. 

Kommunalsteuerprivileg 70. 

Kommunalsteuerrecht 82. 528, 557. 

Kommunalsteuersystem 542. 

Kommunalvermögen 147. 

Kommune 41. 46. 

Kompetenz, kirchliche 154. 584. 

Kompetenz, staatliche 154 f. 

Kompetenzabgrenzung zwischen 
Staat und Kirche 489 ff. 

Kompetenzerweiterung des OKR, 
581. 

Kompetenzkonflikt 78. 278. 

Kompetenzkonflikte, preussischer 
Gerichtshof zur Entscheidung der 
36. 41. 583. 

Konfession 204. 

Konfession juristischer Personen 
5483. 

Konfessionell gemischte Ehen 237. 

Konfessionelle Stiftungen 543°. 

Konfessionsangehörigkeit, s. Kon- 
fessionszugehörigkeit. 

Konfessionsfremde 13. 22. 537 £. 
579. 


Register, 


Konfessionsgenossen 15. 194 f. 358. 
460. 521. 
Konfessionskirche 226. 
Konfessionslose 196. 537 £. 
Konfessionsverwandte, s. 
sionsgenossen. 
Konfessionsverwandtschaft 107. 
Konfessionswechsel 329. 
Konfessionszugehörigkeit 22. 476. 
537. 546. 
Konfirmandensäle 210. 254. 
Konfirmation 29. 
Konfirmationspatent 28. 
Konflikt zwischen kirchlichem und 
staatlichem Recht 491. 
Konföderation reformierter Kirchen 


Konfes- 


99. 

Konföderierte Gemeinden, nieder- 
sächsische 99. 

Kongresse, kirchliche 2. 

König von Preussen 221. 

Königliches Haus 247. f. 

Königreich Hannover 88, 

Königsberg 50°. 76. 

Konkrete Steuerpflicht 560. 

Konkreter Steuerbedarf 526. 

Konkurrenzverbände 366, 

Konkursordnung 564°. 

Konsistorialausschreiben 107. 

Konsistorialbezirk Cassel, Geschichte 
des KStR. 106 ft. 

Konsistorialbezirk Frankfurt a. M., 
Geschichte des KStR. 113 £. 

Konsistorialbezirk Wiesbaden, Ge- 
schichte des KStR. 110 ff, 

Konsistorialregulativ 107. 

Konsistorium 360 ff. 479 £.; katho- 
lisch-geistliches 160 ?. 

Konstitution, Dee von 1733, 
89. 

Konstitutionsedikt, I. badisches 164. 

Konstitutive Wirkung der Steuer- 
festsetzung 560. 

Kontribution 134. 

Kontributionsfuss 32. 89. 

Kontributionsquantum 108. 

Kontrollrecht 378. 

Koordination kirchlichen und staat- 
lichen Rechtes 492. 

Köpfe, Umlegung nach 126. 158. 
AS, a 

Kopfzahl 40. 162. 406 ff. 

Kormann 440 ', 
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Körperschaften 396. 418. 542 ft. 
545. 547. 

Korporationen, kirchliche 544 ; selb- 
ständige 501. 

Kost und Lohn 348. 

Kosten 269. 273. 277. 3232. 551. 

Kostenerstattungsanspruch 273. 

Kräfte der Steuerzahler 390. 

Krais 151°. 

Krankenfürsorge 13. 

Krankenkassen 404. 

Krankenpflege 212. 401. 455. 525. 

Kranken- und Armenstiftungen, 
kirchliche, im Reformationszeit- 
alter 12. 

Krankheit 192, 

Krankheitsvertretung 366, 

Kraussold 396 ', 

Kreisamt 374. 

Kreisamtmann 336 f. 

Kreisausschuss 373. 480. 

Kreisdirektion 383. 480. 483 f. 

Kreisdirektor 193. 

Kreisgemeinde 49. 

Kreisordnung, hannoversche 95. 

Kreisrat 340. 

Kreisregierung 153. 320 ff. 
362. 364. 478 f. 

Kreissteuern 286. 237 f. 

Kreissynodalkasse 49. 287. 301 £.; 
Frankfurter 302; westfälische 
2901, 

Kreissynodalkosten 283. 237. 

Kreissynodalumlagen 287 f. 

Kreissynodalverband 286. 287 f. 507. 

Kreissynode 49. 56. 60. 79 f. 287 f. 
301. 511. 524; Frankfurter 113. 
302; Hohenzollernsche 295. 

Kreissynoden, vereinigte Berliner 
60. 80. 279 f. 282. 

Kreisumlagen 370, 

Kreisverbände 67. 

Kreisvorstand 336 f. 

Kreuzer 163'. 

Kreuzgemeinde in Hannoyer 261. 

Kreuzkirche 349 ? (350). 

Kreuzzüge 11. 

Kreuzzugssteuer 11. 494. 

Krick 150°. 

Kriegsinvaliden 248. 

Kriegslasten 188. 

Küchler-Dietz 172. 

Kücknitz 343 *. 


326 f, 
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Kühling 115 '. 

Kulenkamp 106 ?. 103°. 

Kultausgaben 164. 

Kultsteuer 423. 

Kulturkampf, preussischer 3', 116. 

Kultus 190! 191. 

Kultusaufwand 183, 

Kultusbedarf 187. 

Kultusbedürfnisse 356. 

Kultuseinrichtungen 477. 

Kultuslasten 192. 

Kultusministerium, preussisches 41. 

Kultussteuer 199. 

Kultusstiftungen 149. 

Kultusverbände, Erhaltung und För- 
derung 523. 

Kultusvorsteher 195. 

Kunst 455. 

Kuratel 148. 

Kuratelamtliche Bestätigung 364. 
520. 561. 

Kuratelbehörde 364. 

Kuratiegemeinde 304. 506. 

Kurhessen 106 ff. 

Kuriales Besteuerungsrecht 11°. 

Kurie 9°. 

Küster 211°. 244 f. 420. 

Küsterei 210. 

Küsterhäuser 314. 453. 


L. 


Laband 501°. 
Lage 12. 
Laien 18. 451 f. 517. 581. 
Laienkörper 381. 
Laienzehender 124. 
Laikalisierung 581. 
Lampe 102°. 
Landauer 122?. 3181. 
Landdrostei 91. 94. 
Landdrosteiliche Mitwirkung in Kir- 
chensteuersachen 91. 
Ländereien 1383. 
Landesausschuss 199. 
Landesbehörden, badischekirchliche 
440. 
Landesdirektor 337 ff. 
Landesfürst (Pfalz) 480. 
Landesgemeinde 448. 
Landesgrenze 389. 414. 
Landeshauptkasse 198. 
Landeshaushalt 195. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Landesherr 384; Pfälzer 478. 
Landeskasse 199. 383. 
Landeskirche, Steuerrecht der preus- 
sischen 285. 290 ff. 
Landeskirchenangehörigkeit 318. 
Landeskirchenbehörde 130. 519. 
Landeskirchenkasse 174. 181. 338. 
3825392740546 
Landeskirchensteuer 22. 155 f. 138. 


194 f. 439 ff. 459 ?. 509. 521. 530. 


555. 
Landeskirchensteuergesetz, 
sches 170. 


badi- 


Landeskirchensteuerverordnung170. 


436. 447. 452. 
Landeskirchenverband 468. 


Landeskirchkasse, s. Landeskirchen- 


kasse. 

Landeskirchliche Gemeindeordnung 
138. 

Landeskirchliche SteuerninPreussen 
285 £.. 290 ff. 

Landeskirchliche Zwecke 57. 105. 
290 ff. 384. 891. 

LandeskirchlicherSteuerbedarf563'. 

Landeskirchliches Gesetz 291.300 ff., 
s. auch Kirchengesetz. 

Landeskonsistorium 98. 297. 297°. 
298. 401 ff. 

Landesmittel 195 £. 

Landesordnungen 106 ?. 

Landesschule Grimma 404. 

Landessynodalausschuss 281 ?. 328. 

Landessynodalbeiträge 95. 

Landessynodalbeschluss 298. 

Landessynodalkasse 293 ® (294). 384. 

Landessynodalverband 507. 

Landessynode 91. 95. 98. 126. 129. 
134. 181. 296 f. 298. 328. 342 f. 
376. 381. 384. 391f. 467. 483. 
sllf. 513. 516. 518 f. 

Landesverfassungsgesetz, hannover- 
sches 90. 

Landesverordnungen, lippische 139. 

Landesverwaltung, Gesetz über die 
allgemeine 278. 

Landgebiet 142. 347 ff. 405 f. 480. 

Landgemeinde 136. 482. 

Landgemeindeordnung 409. 

Landherrenschaft 354 f. 

Landjäger 348. 

Landkirche 32. 

Landkirchengemeinde 380 f. 


Register. 


Landkreis 351. 

Landrat 95. 101. 104. 110 £. 120. 

Landratsamt 390. 473. 

Landrecht, s. AllgemeinesLandrecht. 

Landschaftsordnung 177. 

Landtag, bayerischer 150. 152 £.; 
sächsischer 160 !. 161; sachsen- 
altenburgischer 176; preussischer 
98; waldeckischer 337, s. auch 
Abgeordnetenhaus, Abgeordneten- 
kammer. 

Landtagsabschied 1871, bayerischer 
150. 152 f. 359 £. 

Langbein 179 !. 

Lauenburg 102. 103°. 

Laufende Kultusausgaben 478. 

Leben, kirchliches 327. 

Lebensverhältnisse 222. 

Legaldefinition 505. 

Lehranstalten, landeskirchlich-theo- 
logische 244 f. 

Lehrer 43. 69. 70. 103. 112. 129 8. 
159?. 245. 248. 2541. 328. 348. 
403. 414. 469. 

Lehrlinge 348. 

Leichen 124. 

Leipzig 401’. 408°. 416. 

Leipzig, Universität 404. 

Leistungsfähigkeit, der Pflichtigen 
52. 100. 118. 261. 322. 340. 384. 
398; des Bezirks 289; verschie- 
dene in mehreren Gemeinden 477. 

Leistungspflicht, Rechtsgrund 573. 

Lemgo 140. 

Leonhardt 516. 

Lewald 168°. 

Liebmann 180 '. 

Liegenschaftsvermögen 426. 

Liegenschaftsvollstreckung 565. 

Limburg 308°. 

Lindner 145? (146). 

Lingen, Niedergrafschaft 88. 99. 

Linkes Rheinufer, Sonderregeln 46 ?, 
s. auch Rheinufer. 

Lippe-Detmold, Geschichte 139 £.; 
geltendes Recht 340 f., vgl. auch 
21. 24. 157°. 175. 205. 505. 520. 
5301. 

Lippische Kirchenordnung 139. 

Liste 837 f£. 

Loening 35°. 285°. 

Lohmann 4°. 

Lohnbeschlagnahmegesetz 564°. 


Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 
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Lokalgemeinde 127. 506. 
Lokalgesetz 52. 118. 
Lokalkirchlicher Steuerverband 539. 
Lokalordnung 52. 118. 
Lokalpfarrdotation 12. 
Lokalstatut, s. Ortsstatut. 


Lokalsteuerverbände 505 ff. 566. 
580. 

Lokalstiftungen 126, s. auch Orts- 
stiftungen. 


Lothringen, s. Elsass-Lothringen. 

Loycke 292°. 

Lübeck, freie Stadt, Geschichte 141; 
geltendes Recht 343 ff.; 24. 205. 
520..530.1.577 1 

Lübeck, Fürstentum 132. 136 £. 463. 
B2sr2555 5 

Ludwigs 152° (153). 

Lüge im Prozess 569. 

Lüneburg 92° (93). 

Lustbarkeit 162. 532. 553. 

Luthardt 145°? (146). 

Lutheraner 217 ff. 224 ff. 238 £. 537. 
539, s. auch Lutherisch. 

Lutheraner, separierte 337 '. 

Lutherisch 35. 42. 66. 106. 159. 131. 
207. 387. 395. 400. 453. 463. 479, 
s. auch Lutheraner. 


Lüttgert 26. 210°. 


M. 


Maaiz 69. 545°. 

Macht der Tatsachen 491. 505 !. 

Machtfülle 493. 

Machtverhältnisse 491. 

Magdeburg 264°. 

Magistrat 76°. 95. 101. 132. 261. 
390. 483 £. 

Mahlsteuer 49. 

Mahnung 132. 270. 399. 449. 562. 

Mahnverfahren 325. 

Mahnzettel 76°. 

Mainz 173. 376 £. 

Maire 477. 

Malente 463. 

Mandat, sächsisches 402°. 

Mandel-Grünewald 190 !. 

Mängel, vermeintliche 77; wesent- 
liche 277; des altpreussischen 
KStR. 82 f.; des hannoverschen 
KStR. 97. 

Marcus 516. 
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Marienwerder 118'. 

Marken 455. 

Markgemeine 92° (93). 
Markgraftum Oberlausitz 40. 
Marktgemeinde in Hannover 261. 
Martinigemeinde, St. 347. 

MOrR ATELIER) 

Massstab der Umlegung 250 ff., s. 
auch Verteilungsmassstab. 
Materielles Kirchensteuerrecht522f. 


Matrikel 289. 296. 298 ff. 384. 
560. 

Maximalgrenze 520. 530. 585, s. auch 
Höchstbetrag. 

Maximalsteuersoll 530, s. auch 
Höchstbetrag. 


Mayer 145 ? (146). 316 ? (317). 585 ?. 

Mayer, Ernst 145? (146). 

Mecklenburg, Geschichte 
vgl. auch 24. 205. 

Mediatkonsistorium 260. 

Mehrausgabe 370. 

Mehreinnahme 370. 

Mehrfache Besteuerung, s. Doppel- 
besteuerung. 

Mehrfacher Wohnsitz 234 f., s. auch 
Doppelwohnsitz. 

MeiergrundzinsrechtlichesEigentum 
348. 

Meiningen, s. Sachsen-Meiningen. 

Meinungsverschiedenheit 410. 423. 
472. 

Meister 440. 

Mejer 9°. 490!. 

Meldeamt 372 ?. 

Mennoniten 58. 103. 220. 

Messner 394. 396. 

Messnerhäuser 147. 

Meurer 145!. 145 ?(146). 154.292. 

DIE 

Michaelisgemeinde, St. 347. 

Militär, Besteuerung 69 ?. 

Militär, Eintritt zum 273. 

Militärgemeinde 69. 207. 230. 295 5. 
304. 334. 372. 506. 539. 541. 

Militärische Uebung 223. 

Militärkirchengemeinde 230°. 317. 

Militärkirchenordnung 69. 230. 

Militärkirchenverband 196. 423.442. 
452. 

Militärkirchenwesen 442. 

Militärkirchliche Ordnung 318, s. 
auch Militärkirchenordnung. 


199 f, 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Militärkirchliche Verhältnisse in 
Hessen 372°, 

Militärpersonen 230 f. 247°. 318. 
348. 403. 413. 539. 541. 

Militärpfarrgemeinde 326. 

Militärstand 69. 

Militärstrafgerichtsordnung 69°. 

Militärverband 430. 

Militärverwaltungsbeamte 69. 

Minderbelastung 83. 251. 254 f. 

Minderbemittelte 360. 

Minderbetrag 483. 

Mindererträge 370. 

Minderheitsgemeinde 162. 

Minderjährige 219. 

Minderung 197. 414. 

Mindestbeitrag 406. 

Mindestdiensteinkommen 465. 

Mindeststelleneinkommen 314. 

Minimalsatz 414. 

Ministerialverordnungen mit Ge- 
setzeskraft 498. 

Mischehe 67. 83. 108. 112. 121. 197. 
237 f. 253. 272. 308. 319. 32% 
339. 359. 426 f. 428. 442. 469. 
476. 588. 588.579. 

Mischung, konfessionelle 15. 123. 
546. 5683. 

Mission, innere 401. 

Missionspfarrgemeinde 304. 506. 

Mitgliedschaft 536. 548. 549. 573. 

Mitteilung, besondere 267. 

Mitteilungspflicht 374°. 

Mittel, eigene der Kirche 522. 

Mittelalter 9 ff. 491. 494. 

Mittelbare Bedürfnisse 210. 215. 

Mittelbarer Bedarf 525. 527. 

Mittellosigkeit 175. 

Mittlere Steuerverbände 580. 

Mitwirkung des Staates 19. 495. 

563 f. 

Mommsen 102. 

Monatsrate 263. 

Monatssatz 342. 

Monopolstellung des 

Rechts 490. 492. 

Moore 455. 

Mosel, von der 400. 

Müller 177. 

München 151°. 

Münden 99. 

Münster 116. 119 ?(120). 223 ?. 241°. 
245. 


staatlichen 


Register. 


Murgschifferschaft 425. 

Musberger Prozess 125 !. 

Muttergemeinde 317. 325 1.326.393. 
498. 506. 

Mutterkirche 341. 


N. 


Nachbargemeinde 244. 

Nachbesteuerung Ausgetretener 75. 
538. 549. 

Nachforderung 38. 110. 323. 454. 

Nachlass 112. 370. 387. 399. 

Nachprüfung der Steuerfestsetzung 
582. 

Nächstenliebe, christliche 401. 

Nachsteuer 269. 269°. 2701. 271. 

Nachteile, kirchliche 536. 

Nachtrag 436. 449. 

Nachtragsetat 264. 

Nachtragsumlage 265. 

Nachweis des Wohnsitzes 223. 

Nachzahlung 411°. 

Napoleon I. 190. 

Naturalabgaben 10. 14. 532. 575. 

Naturalleistungen, s. Naturalab- 
gaben. 

Naturalwirtschaft 14. 574. 

Natürliche Personen, Steuerpflicht 
537 #. 548. 

Naturrecht 30. 

Nebengemeinde 304. 506. 

Nebenkirchengebäude 164 °. 

Nebenort 4281. 

Neubauten 314. 421. 483 f. 

Neueinziehende 454. 

Neue Lasten 71 f. 

Neuere Provinzen Preussens, Ent- 
wicklung des KStR. 88 ff. 

Neuerer Ordnung, Kirchensteuern 
257, s. auch Neue Lasten. 

Neukirchen 463. 

Neumeyer 228. 

Neupreussische Landeskirchen 88 ff. 
581. 

Neuvorpommern 36°, 

Neuwahlen 451. 

Nichtangesessene 406. 

Nichtanwendung des Rechts 277. 

Nichtbayerische Kirchengesellschaf- 
ten 367. 

Nichtberücksichtigung Steuerpflich- 
tiger 269. 
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Nichtbesteuerung Verbandsfremder 
549. 

Nichtchristen 219. 

Nichtdeutsche 219. 

Nichtevangelische 220. 

Nichtfeststehende Leistung 97. 

Nichtgrundbesitz 130. 

Nichtkirchliche Steuerorgane 519 ff. 

Nichtkirchliche Steuerverbände 

597. 

Nichtkirchliche Verbände 567. 

Nichtpersönliche Abgaben 221. 

Nichtpreussen 219. 

Nichtrechtsfähige Personenvereini- 
gungen 39%. 

Nichtwähler 541. 

Nichtzahlung 217°. 

Niedere Steuerklasse 582. 

Niedergrafschaft Lingen 88. 

Niederlande 249. 

Niederländisch-Indien 249 f. 

Niederländisch-Reformierte 27. 220. 

Niederlassung 307. 408. 

Niederlassung, gewerbliche 403. 

Niederlausitz 39. 

Niederrad 113. 302°. 

Niedersachsen 92° (93). 99. 184°. 

Niedersächsische konföderierte Ge- 

meinden 99. 

Niederschlagung 198. 370. 

Niederursel 113. 3022. 

Niedner 11*. 34°. 

Niessbrauch 108 * (109). 

Niize 42°. 

Nöldeke 142'. 

Norddeutsche Kirchen 23. 494. 

Norddeutsche Kleinstaaten 567. 

Normalsteuersätze, fingierte 59. 73. 
240. 250. 252. 254. 414. 448. 
445 f., s. auch fingierte Steuer- 
sätze. 

Normativ 136. 

Normativbestimmungen 62. 

Normen 533 f.; kirchliche und staat- 
liche 490 f. 

Normenschutz 533. 

Notlage der Geistlichen 168. 

Notorische Ortsverfassung 36 f. 

Notstand 156. 297°. 366. 

Notstandsfonds 297. 

Notstandsverordnung, 3. Notverord- 
nung. 

Notverordnung 295 ?. 498. 
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Notwendige Aufwendungen 210. 
21129822 

Notwendige Ausgaben 469. 525, 
s. auch Notwendige Aufwendun- 


en. 

NotwendiekötderStduerum 1870608 
eines Baues 233. 

numerus clausus 524. 

Nusse 343 *. 

Nutzbarmachung der Steuerwerte 
545 f. 

Nützliches Eigentum 348. 


v. 


Öberamt 126. 321 ff. 327. 

Oberappellationsgericht 92!. 328. 

Oberaufsichtsrecht, staatliches 354. 
494 f. 584. 

Oberbegriff 572. 

ÖOberbehörde, kirchliche 153. 

Oberberufung 332 f. 566. 


Öberkirchenrat 41. 50°. 61. 167. 


260. 431. 436. 444. 457. 459. 
581. 

Öberkonsistorium 103°. 154. 192. 
194. 376. 

Oberkuratelamtliche Bestätigung 
364. 


Oberländer 174. 

Oberlausitz 39. 40. 158. 

Obernkirchen 389. 

Oberpolizeibehörde 165. 

Oberrabbiner 199. 

Oberrad 113. 302 ?. 

Öberrechnungskammer 378. 

Oberrheinkreis 165. 

Oberstes Verwaltungsgericht 373. 

Oberstiftungsrat 431. 437 f. 444. 
452 f. 518. 

Obertribunal, preussisches 40 f. 54 £. 
78. 

Oberverteilung 65. 

Oberverwaltungsgericht 163. 225. 
263. 277. 526. 

Objekt der Kirchensteuer 534. 

Objektive Handhabung des Steuer- 
rechts 582. 

Öbligatorische Kirchensteuer 156. 
Öbligatorische Mitwirkung nicht- 
kirchlicher Organe 519 f. 563 £. 
Obligatorischer Versagungsgrund 


806. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Obrigkeit, weltliche 33. 

Observanz 43. 53. 67. 96. 118. 179. 
215. 307. 378. 498. 

Öffene Handelsgesellschaft 197. 4251. 
427. 

Offenlegung 75 f. 339, s. auch Auf- 
legung. 

Oeffentliche Abgaben 77. 

Oeffentliche Auslegung 562, s. auch 
Auflegung. 

Oeffentliche Behörden 509. 


Oeffentliche Korporationsrechte 
502 f. 

Oeffentliche Rechtspersönlichkeit 
502 f. 


Oeffentliches Recht 503. 

Oeffentlich-rechtliche Verträge 554. 

Oeffentlich-rechtlicher Charakter der 
Beitragsleistung 94. 

Oeffentlich-rechtliches Streitverhält- 
nis 570. 

Offizialat Vechta 136". 

Offizianten 90. 

Offiziere 69. 413. 

Okkupation Hannovers 89. 94. 

Oldenburg, Geschichte 132 ff.; gel- 
tendes Recht 453 ff., vgl. auch 
21. 24. 157°. 205. 499. 5351, 8. 
540 2. 552. 556 ?. 568°. 

Oldenburg, OLG. 132°. 133. 135. 
DD 

onera mere realia 133. 

Opfergeld 163. 4721. 

Opfertheorie 551 f. 

Ordentliche Gerichte 570 £., s. auch 
Gericht. 

Ordentliche Kirchenbedürfnisse 46 ?. 

Ordentliche Steuerpflicht 548. 

Ordentlicher Rechtsweg, s. Rechts- 
weg. 

Ördinariat, bischöfliches (erzbischöf- 
liches) 127. 326 f. 376 £. 431. 437 f. 
450 f. 518. 

Ordnungsmässige Vermögensverwal- 
tungs213 

Ördnungsmässigkeit der Auferle- 
gung 52. 74°. 100. 118. 322. 384; 
des Steuerbeschlusses 289. 

Ördnungsstrafe 369. 

ÖOrdonnanz 193. 

Organe, staatliche und kirchliche 
503 f.; staatliche 551; kommu- 
nale 551. 


Register. 


Organisation als Besteuerungsvor- 
aussetzung 499 ff. 503 f.; der 
evangelischen und katholischen 
Kirche 579; der Kirchensteuern 
487. 499 ff. 

Organisationsedikt, III. badisches 
164. 

Organisationsnotwendigkeit 145. 

Organische Artikel 191. 

Organische Stellung der Steuerbe- 
hörden 510 ff. 

ÖOrganisierte Kirchengemeinden 206. 
803 f. 357. 464. 

Organist 211°. 244f. 386. 401. 
420. 

Orgelgeld 163. 

Originäre Existenzberechtigung des 
kirchlichen Rechts 490. 

Originäres Steuerrecht 528. 

Oertliche Steuerverbände, s. Lokal- 
steuerverbände. 

Oertliches Recht 242 f. 536. 

Ortsbehörden 384. 

Ortsbrauch 245. 

Ortsbürger 165. 

Ortschaften , 
362. 

Ortsgemeinde 185. 189. 307. 

Ortsgemeindeabgaben 189. 

Ortsherrliche Güter 164. 

Ortskataster 379. 414. 

Örtskirchenbedürfnisse 138. 169. 
394. 

Ortskirchengemeinden 178. 191. 

Ortskirchensteuer 127. 417 ff. 555. 

Ortskirchensteuergesetz, badisches 
170. 

Ortskirchensteuerrecht 22. 

Ortskirchensteuerverordnung, badi- 
sche 170. 435. 438. 

Ortskirchenumlagen 366. 

Ortskirchenvermögen 418. 

Örtskirchliches Vermögen 563 '. 

Ortslasten 166. 

Ortsobrigkeit 200. 

Ortsrecht 209. 

Örtsschulze 43. 

Ortsstatut 317. 326. 329. 378. 386°. 
401. 408. 408°. 

Ortssteuererhebungsregister 446. 

Örtsstiftungen 147. 308, s. auch 
Lokalstiftungen. 

Ortsverfassung 36 f. 64. 79. 


auseinanderliegende 
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Ortsvorsteher 126. 321. 

Ortszulage 304. 314. 

Osnabrück 99. 

Oesterreich 235 ?. 2473. 532 2%. 

Ostfriesland 88. 90. 99. 100 !. 246; 
Fürstentum 99. . 

Östhofen 173. 

Oestliche Provinzen, preussische 25. 


344. 36°. 50. 60. 62°. 68.72 f. 
221. 227. 230. 280. 281°. 289. 
290% 
Östpreussen 25. 39. 
Ott 9°. 
P, 


Pachtungen 455. 

Paderborn 119 ?. 

Papenburg 99. 

Päpstliche Kreuzzugssteuern 494. 

Päpstliche Steuern 11. 494. 

Papsttum, Avignonesisches 11°. 

Parität 15. 

Parlament 497. 516, s. auch Abge- 
ordneten-, Landtag. 

Parlamentsähnliche Funktion der 
Steuersynode 519. 

Parlamentsähnlicher Charakter der 
Generalsynode 516. 518. 

Parlamentsorgan 519. 

Parlamentsverhandlungen, bayeri- 
sche 150. 

Parochialabgaben, ältere 4721. 

Parochialänderung 106°. 

Parochialangehörigkeit 42. 107 ff. 
214. 221 ff. 226. 243. 401. 586. 
539. 

Parochialbildung, neue 312. 

Parochialexemtionen 59. 

Parochialgemeinde, Berliner 279 #, 

Parochialkirche im Sinne des ALR, 
31. 

Parochialkirchenkasse 297. 392. 

Parochialkirchensteuern 391. 

Parochiallasten 66. 185. 187 ff. 480. 
598. 

Parochiallastengesetz 158 f. 400 ff. 

Parochiallastengesetzgebung, Män- 
gel der sächsischen 161. 

Parochialregulierung 83. : 

Parochialverband 60. 792. 105 £. 
107. 110. 176. 2612279 ff. 800. 

Parochialverbindung im ALR. 31. 
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Parochialzugehörigkeit, s. Parochial- 
angehörigkeit. 

Parochianen 10 f. 12. 

Parteienverhältnis 568 f. 

Passive Zugehörigkeit 359. 

Pastor 348 f. 

Patron 12.789. 41, 51.. 6941.966; 
66°. 67*. 83. 117. 148. 187. 189. 
211°, 213. 242 f. 266. 230. 237. 
288 . 305. 308. 339. 332. 469. 536. 
541. 

Patronat 63°; dingliches 16. 

Patronatbaubeitrag 243. 

Patronatsrecht 124. 

Patronatswesen 200. 

Paul 217°. 

St. Pauligemeinde 347. 

Pauschalsumme 459°. 

Pension 335. 401. 

Pensionsanstalt 328. 

Pensionsbedarf 195 £. 

Pensionserhöhung 248. 

Pensionsfonds 54. 71. 
(294). 

Pensionskassen 404. 

Pensionsverhältnis 191? (192). 

Perels 9'. 

Personalbedürfnis 475. 

Personalbefreiung 90. 

Personalbeitrag 406. 

Personalgemeinde 229. 234°. 279. 
237. 327. 470. 506. 

Persona!kirchengemeinde 234 ?.470, 
s. auch Personalgemeinde. 

Personallast 208°. 

Personalprästation 14. 

Personalrepartition 555 £. 

Personalsteuer 56. 109. 

Personen 534 f., s. Natürliche Per- 
sonen. 

Personenverbände, 
542 ff. 

Personenvereine 329. 404. 

Personenvereinigungen, nichtrechts- 
fähige 396. 

Persönliche Dienste 574 f. 

Persönliche Erklärung 232. 

Persönlicher Charakter der KSt. 
135. 573 f. 

Persönlicher Steuerbedarf 525. 

Persönlichkeitsbegriff, Einheitlich- 
keit 502 * (503). 

Peterspfennig 305. 525. 


262. 293° 


Steuerpflicht 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Petition 134. 

St.-Petri-Domgemeinde 347. 

Pfalz, Geschichte 182 ff.; geltendes 
Recht 474 ff., vgl. auch 24. 145. 
157. 205. 366. 370. 398°. 399 ?. 
521. 536. 5408. 557. 

Pfalz-Neuburg 27, 

Pfälzer Gemeindeordnung 474. 

Pfarräcker 32. 

Pfarramt 350. 

Pfarrbauten 65. 

Pfarrbesoldung 14. 64. 168. 195. 
211. 214!. 292. 466. 

Pfarrbesoldungsbeiträge, s. Pfarr- 
besoldung. 

Pfarrbesoldungsgesetz 211?. 214!. 
292 £. 

Pfarrbezirksveränderung 255. 

Pfarrdotation 16, s. auch Lokal- 
ptarrdotation. 

Pfarreingesessene 192. 262, s. auch 
Parochianen, Eingepfarrte. 

Pfarreinkünfte 46. 

Pfarrer 69. 191. 199. 321. 328. 333. 

- 839. 359. 361. 581. 

Pfarrexemtionen 119. 

Pfarrgehalt 65, s. auch Pfarrbesol- 
dung. 

Pfarrgemeinde 126 f. 325 f. 327. 
343. 393. 505. 

Pfarrgemeindegesetz, württembergi- 
sches 128. 

Pfarrgemeinderat 125. 

Pfarrgenossen 340 f. 341', s. auch 
Eingepfarrte, Parochianen. 

Pfarrgottesdienst 420. 

Pfarrgrundstücke 404. 

Pfarrgut im Sinne des AULR. 31. 

Pfarrhäuser 147. 191. 210. 254. 314. 
453. 

Pfarrkassen 334°. 

Pfarrkirche 419 £. 

Pfarrmatrikel 394. 

Pfarrort 433. 

Pfarrrechte 164. 

Pfarrsprengel 476°. 

Pfarrstelle, versicherungspflichtige 
293°. 

Pfarrstellendotationsfonds 211. 

Pfarrsysteme, räumlich abgegrenzte 
307. 

Pfarrverband 60. 479. 506. 

Pfarrverweser 199. 


Register. 


Pfarrvisitationskosten 394. 

Pfarrwitwenkasse 381. 

Pfarrwitwen- und Waisenfonds 211. 
244. 292. 294. 297 X. 

Pfarrwohnung 47. 

Pfarrzwang 39. 89. 129°. 220°. 

Pfarrzweck 404. 

Pflicht zur Besteuerung 215 £. 306. 
358. 395. 422. 510. 534, s. auch 
Aufbringpflicht. 

Pflichtarten 548. 

Pflichtausgaben 193. 

Pfründeninhaber 452. 

Pfründenvermögen 291 '!. 

Pfründenwesen 200. 

Pfründestiftung 359. 

Phillips 11°. 

Phiseldeck 134°. 

Pietscher 177. 

Piloty 145° (146). 153°. 

Plattes Land 473. 

Plesse, Grafschaft 99. 

Politik 493 1, 

Politische Gemeinde 107.145 f. 381, 
s. Zivilgemeinde. 

Politische Gemeindeumlagen 172. 

Politische Gemeindevertretung 472. 

Polizeibehörde 75°. 197. 

Polizeipräsident 261. 

Polizeistrafgesetzbuch, bayerisches 
358°. 

Polizeiverwaltung, eigene 436. 

Pommern 25. 60. 119°. 

Porsch 67°. 

Posen 25. 56°.:591. 601. 68. 70% 
207. 305 1. 

Präfekt 192 ft. 

Präjudiz 497. 

Präklusivfrist 278. 

Prälat der badischen Landeskirche 
448. 

Prälaturen, Säkularisation der Do- 
tationen 12. 

Präses 49. 

Prästationen, besondere 14. 

Predigerdienstreisen 29. 

Predigerwahl 100!. 139. 

Presbyterialkirchenordnungen 26. 

Presbyterial- und Synodalordnung, 
kurhessische 108. 

Presbyterium 45. 
887° (388). 477. 
öll. 


182. 258. 260. 
479. 483 f. 


I 
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Preussen, Geschichte 25 ft.; gelten- 
des Recht 206 ff., vgl. auch 17. 
19. 21. 22.24. 25 ff. 601.190 
205. 372?. 386. 423. 496. 497. 
498 ff. 508°. 5064. 507. 509%. 
511. 514. 520.. 524 f. 526 f. 5301. 
531°. 536 f. 537 *. 539. 539 °. 540. 
540°. 542. 544. 545. 548. 592. 
5521. 553 f. 554°. 555. 556. 559. 
560 ?,°. 562°. 564. 565 567. 
DOSE 57020510. 978 7975: 
576.1,2. 581. 5832583% 

Preussische Diözesen 313 ff. 

Preussisches Recht, Schwerpunkt 
der Darstellung 5. 6. 

Priester 452. 

Primär zuständige Steuerbehörden 
515. 

Prinzipale 194 £. 

Prinzipalsteuersatz 273. 

Prinzipielle Kompetenzabgrenzung 
zwischen Kirche und Staat 489 ff. 

Prinzipielle Zuständigkeit zur Rege- 
lung des kirchlichen Steuerrechts 
492 f. 

Prinzipwidrigkeit des Mitwirkens 
nichtkirchlicher Steuerorgane 519; 
staatlicher Funktionen 521. 

Prinzipwidrigkeit des ordentlichen 
Rechtswegs 570. 

Privateinkommen 245. 253. 

Privater Rechtstitel 214. 216. 243. 
5936. 

Privatpersonen 468. 

Privatrecht, deutsches 3°. 

Privatrechtlich Pflichtige 172. 305. 
421. 423. 441, s. auch Privater 
Rechtstitel. 

Privatrechtliche Korporation 176. 

Privatrechtlicher Charakter 570 f. 

Privatrechtsfähigkeit 502 *. 

Privatrechtstitel, s. Privater Rechts- 
titel. 

Privatvermögen 134. 

Privileg 35'. 43. 278. 


Privilegien staatlicher Ansprüche 
564°. 

Privilegierte Religionsgesellschaft 
314 


Probepredigt 400. 
Progressivzuschläge 254. 
Propsteisynodalkasse 299. 
Propsteisynodalverband 507. 


Fu 
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Propsteisynode 299. 299 ?. 300. 
Prösen 86° (87). 
Protestanten 218. 366. 395 f. 
Protokollauszug 265. 
Provinz 526. 
Provinzialausschuss 373. 
Provinzialgemeinde 49. 
Provinzialgesetz 38 f. 108. 
Provinzialkassenetat 296. 
Provinzialkirchlicher Zweck 3288 f£. 
291. 
Provinzialkonsistorium 260. 
Provinzialrecht 209. 223°. 
Provinzialstände, Oberlausitzer 158. 
Provinzialsteuern 286. 288 £. 
Provinzialsynodalkasse 49. 
290. 2901. 
Provinzialsynodalkosten 49. 283.238. 
Provinzialsynodalperiode 296. 
Provinzialsynodalumlagen 287.288. 
Provinzialsynodalverband 67. 286. 
288 £. 507. 
Provinzialsynodalvorstand 281. 285. 
Provinzialsynode 49. 56 f. 85. 280. 
238 f. 508. 511. 514. 529. 
Provinzialverbände, s. Provinzial- 
synodalverbände. 
Provinzieller kirchlicher Zweck 57. 
926. 
Prozentsatz der Zuschläge 264. 
Prozessrecht 222 ?. 565 f. 569. 
Pseudolandeskirche 513, 8. 
Quasilandeskirche. 
Publikation 391. 
Pyrmont 337, s. Waldeck. 


0. 
Qualifikation zur Ausbeutung des 
Besteuerungsrechts 500. 
Quartalopfer 89 ?. 
@Quasilandeskirche 508. 512 f. 580. 
Quasilandeskirchliches Besteue- 
rungsrecht 22. 
Quasisubjektionsverhältnis 14. 
Quellen des KStR. 487. 489 ff., s. 
auch Rechtsquellen. 
Quote 252 #, 


287 f. 


auch 


R. 


Rabbiner 199. 
Rabe 218°. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht, 


Radiziertes Einkommen 235 f. 

Radizierung der Kirchenlasten 13. 
535. 573. 

Ratekau 463. 

Rathgens 463 '. 

Rat vierter Klasse 228° (229). 

Realbedürfnis 475. 

Realbefreiung 90. 

Realisierbarkeit 575. 

Reallast 9. 15. 17. 133. 135. 208% 

Reallastenablösung 16. 

Realprästation 14. 

Realsteuer 109°. 112. 235. 240. 250. 
252. 

Realsteuerbefreiung 404. 

Rechenschaftspflicht 378. 

Rechner 372. 

Rechnungsanweisung 435. 

Rechnungsbeleg 435. 

Rechnungsführer 392. 464. 

Rechnungsführungskosten 453. 

Rechnungsjahr 250. 263 ff. 335 £. 

Rechnungsperiode 263 f. 485. 

Recht, kirchliches und staatliches 
3. 489 ff. 531. 

Rechtliche Natur des Besteuerungs- 
rechts 532 ff. 

Rechtliches Gehör 37. 

Rechtsakt 398. 

RechtsbegriffderKirchensteuer 576. 

Rechtsbegriffe 490. 579. 

Rechtsbehelf 565 f£. 

Rechtsbeschwerde 323. 399. 

Rechtsboden der Kirchensteuer- 
definition 571 f.; gemeinschaft- 
licher 491 £. 

Rechtscharakter, subjektiver 534. 

Rechtseinheit 23. 26. 499. 581. 583. 

Rechtseinrichtung 487 ff. 565. 

Rechtsfähige Verbände 580. 

Rechtsfähigkeit 162; der Gemeinden 
505 f.; der Gesamtverbände 507; 
der Synodalverbände 507 f. 

Rechtsfragen 570. 

Rechtsgedanken 487 f. 578. 

Rechtsgefühl 4. 

Rechtsgrundlage desKStR.489; der 
Steuerumlage 530; zweifelhafte 
498. 

Rechtsgrundsätze, 
liche 6. 

Rechtsgültigkeit 399. 

Rechtsgültigkeitsbedingung 73°. 117. 


kirchensteuer- 


Register. 


Rechtshilfe 270. 
Rechtsinstitut, KSt. als 485 ff. 578 ff. 
Rechtskontrolle 121. 

Rechtsmittel 23. 38. 52. 197. 261. 
271 ff. 309. 323. 327. 332 f. 336. 
340. 342. 365. 370. 384. 8399. 
412. 447. 520. 5571. 559. 565 ff. 
579. 

Rechtsmittelangriff 568. 

Rechtsmittelbegriff 565. 

Rechtsmittelfrist 562. 

Rechtsmittelinstanz 567 f. 569. 570. 

Rechtsmittelschutz 557. 582. 

Rechtsmittelstreitverfahren, 
Rechtsmittelverfahren. 

Rechtsmittelverfahren 309. 514. 557. 
565 ff. 867 ff. 585. 

Rechtsmittelweg 567. 

Rechtsnachfolger 243. 

Rechtsnatur der Kirchensteuern 
571 ff. 

Rechtsordnung, kirchliche 3. 489 ff. 
531. 564. 578 ff. 

Rechtsordnung, staatliche 3. 489 ff. 
564. 578. 583 ff. 

Rechtsordnungen, Ausgleichung der 
kirchlichen 488. 

Rechtspersönlichkeit 107 f. 166. 440. 
502 f. 

Rechtspersönlichkeit der katholi- 
schen Kirche in Baden 440 !, 508? 
(509). 

Rechtspflicht zur Besteuerung 530, 
s. auch Aufbringpflicht, Pflicht. 
Rechtsprechung, Förderung der KSt. 

durch die 21. 
Rechtsquellen 5. 489 ff., s. auch 


siehe 


Quellen. 

Rechtsrheinisches Bayern, Ent- 
wicklung des KStR. 145, s. auch 
Bayern. 

Rechtsschutz gegen Besteuerung 
496. 


Rechtssubjektivität, s. Rechtspersön- 
lichkeit. 

Rechtsunkenntnis 2. 82. 

Rechtsunsicherheit 82. 158. 

Rechtsvergleichung 3. 

Rechtsweg, ordentlicher 23.35 ?. 36. 
49°.43 8, 48°. 77 E. 94. 96?. 101. 
104. 110. 115. 120. 256. 263. 273. 
278. 309. 330. 332 f. 353. 389°. 
565. 567. 570 £. 
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Rechtswirksamkeit der Steuerfest- 
setzung 561. 

Rechtswissenschaft, Grenzen der490. 
493 \. 

Rechtswissenschaft, kirchliche 488. 

Rechtszersplitterung 499. 

Rechtszug 567. 

Rechtszwang, Zuwendungen ohne 
442. 

Reederei 455. 

Referat Doves über Kirchensteuern 
21. 

Reflexrecht 510. 

Reformation 11 f. 219. 

Reformationszeitalter 11. 

Reformgesetzgebung, französische 
190. 

Reformierte 26. 85. 42. 66. 103. 106. 
160..181.,186. 190 E19 537 217.10 
224 fi. 288 f. 387. 395. 481 f. 483. 
537. 589. 

Reformierte Kirchengemeinden im 
Rheinland 26. 

Regelfall 515. 

Reger-Dyroff 358 *. 

Regierung 35. 

Regierungsbevollmächtigte 377. 

Regierungsfinanzkammer 399. 

Regierungskollegium 518. 

Regierungspräsident 261 ft. 

Regierungsverordnung 435. 

Register 323. 

Regressrecht 185. 

Regulativ 107. 133. 136. 383. 405 f. 
460 f.; der Berliner Kreissynoden 
56; der Berliner Stadtsynode 80. 

Rehm 151°. 154°. 

Reichsangehörige 413. 

Reichsgebiet, Kirchensteuerentwick- 
lung im 20. 

Reichsgericht 54. 78. 92. 

Reichskanzler 193. 

Reichsräte, Kammer der 150 *. 

Reichstag, Deutscher 21. 147°, 

Reichsunmittelbare 248. 

Reidel 170*. 371°. 

Reinertrag 348. 380. 

Reisekosten 49. 286. 368. 452. 

Reisen 400. 

Reklamation 38. 76 f. 96. 120. 340. 
353 ff. 416. 566. 

Reklamationsausschuss 351 f. 515. 

Reklamationsbehörde 77 ?. 
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Reklamationsbescheid 417. 

Rektoratsgemeinde 304. 506. 

Rekurs 38. 52. 77. 120. 163. 373 f. 
410. 412. 4211. 422. 433 f. 462. 
474. 566. 

Relativ-öffentliche Rechtspersönlich- 
keit 502%. 

Relative Rechtsfähigkeit 508. 

Religionsanstalten 146. 

Religionsdiener 191° (192). 193. 
199. 

Religionsedikt 154. 357. 

Religionsfreiheit 107. 

Religionsgemeinschaft 171. 440. 

Religionsgenossenschaft 132. 

Religionsgesellschaften 371. 403. 

Religionshandlungen, eigentümliche 
224 f. 

Religionspartei 31. 89 ?. 147. 218. 
222 ff. 228. 

Religionsverfassungsedikt 218. 

Religiös gemischte Ehen 238. 

Religiöse Erziehung 426. 

Religiosität 226 ?. 

St. Rembertigemeinde 347. 

Remuneration 473. 

Rendant 52. 76. 268. 569. 

Renitente Kirche 220. 

Rentamt 363. 369. 

Reparation 124. 147. 

Reparaturkosten 233 !. 388. 475. 

Repartition 70 f. 554 ff. 576. 

Reppis 86° (87). 

Repräsentanten 33. 34*. 45°. 

Repräsentation 398. 

Reservefonds 370. 

Reskript 498. 

Resolut der Regierung 43. 73. 

Restitutionsgesetzgebung, franzö- 
sische 190. 

Rettungshaus Schildesche 244 !. 

Reuss, s. Reuss ä. L., Reuss j. L. 

Reussä.L., Geschichte 180, vgl. auch 
24. 205. 385 ff. 516. 540 ?. 

Reussj.L., Geschichte 188 ff.,vgl.auch 
24.180... 205.537 

Reuss 308°. 

Revenüen 183. 192. 477. 

Revidierte Kirchenordnung, rhei- 
nische 60. 

Revidierte Städteordnung 405. 

Revidiertes Gemeindeedikt 146. 
148 ff. 357. 361. 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Revision 277; des landrechtlichen 
Kirchenrechts 34. 

Revisionsinstanz 570. 

Revisionsrekurs 373. 

Revisionsrüge 277. 

Rezesse 216°. 

Rhamm 184°. 

Rheinisch-westfälische Kirchenord- 
nung 44 ff. 

Rheinkreis 183. 

Rheinland-Westfalen 25 f. 30. 44 ff. 
74*. 85. 219. 221 f. 223. 227. 229. 
258. 260. 280 f. 282. 286°. 28% 
526. 529. 

Rheinpfalz, s. Pfalz. 

Rheinprovinz 25. 36°. 44 ff. 48°. 60. 
61. 63. 67. 72f. 212. 214°, 8. auch 
Rheinland-Westfalen. 

Rheinufer, linkes 46°. 214°. 537. 

Richter 11. 45°. 

Richterliche Funktionen 514. 

kieker 122. 

Rittergüter 158!. 159. 243. 387. 404. 
407 £. 

Rittergutsbesitzer 39 f. 158. 214°. 
243. 305. 536. 

Rittergutsgebäude 408. 

Ritterschaftlicher Adel 126. 

Rtitzebüttel 354 f. 

Rohrscheidt, v. 39?. 292. 

Römische Kirche, Bedürfnisse 11°. 

Rönne, v. 51': 

Rosin 163 '. 

Rothenbücher 4!. 490°. 

Rottenburg 127. 

Rückerstattung 273. 425. 447. 

Rückforderung 272%. 323. 

Rückgriff 48. 480. 

Rückstände 38. 270. 381. 399. 

Rückständige Steuern,s. Rückstände. 

Rückständigkeit 144. 430. 466 f. 

Rückvergütung, s. Rückerstattung. 

Rückzahlung, s. Rückerstattung. 

Rudloff 186. 

Rudolstadt, s. Schwarzburg-Rudol- 
stadt. 

Ruf, guter 448. 

Rügen 36 ?. 

Ruhegehalt 1945. 244 f. 308. 328. 
366. 381. 441. 

Ruhegehaltskasse 211. 292 £. 297 ff. 

Ruhegehaltswesen 211°. 292. 

Rustikalhufen 32. 243. 


Register. 


S. 


Sachhaftung 556. 

Sachlicher Steuerbedarf 525. 

Sachrepartition 555 f. 

Sachsen, Königreich, Geschichte 
157 ff.; geltendes Recht 400 ff., 
vgl. auch 21. 22. 24. 86°. 205. 417. 
498. 499. 508°. 516°. 520. 521. 
524. 532. 5322. 535°. 538. 540 !. 
5431. 5471. 552.553 2,°. 5551. 556. 
590.2,% 

Sachsen - Altenburg, Geschichte 
174 ff.; geltendes Recht 468 ft., 
vgl. auch 21. 24. 157°. 205. 503°. 
516. 521. 523 f. 5431. 552°. 559°, 
563 '. 568°. 

Sachsen, Grossherzogtum, s. Sachsen- 
Weimar. 

Sachsen-Koburg-Gotha, Geschichte 
186 f.; vgl. auch 24. 205. 499. 
536. 

Sachsen-Meiningen, Geschichte 174; 
geltendes Recht 378 ff., vgl. auch 
24. 205. 380.503. 530°. 
540°. 

Sachsen-Weimar, Geschichte 128 ff.; 
geltendes Recht 327 ff., vgl. auch 
17. 24. 205. 503°. 526°. 530°. 
545. 

Sachsen, preussische Provinz 25. 39. 
60 !. 306. 

Sachsenroda 86° (87). 

Sächsische Landesteile 39. 214°. 

Sächsische Staaten 532. 536. 543. 

Sächsischer Kirchensteuergesetz- 
entwurf 532. 

Sakramente 225. 

Säkularisation 12. 16. 115. 523. 

Salzuflen 140. 343°. 

Sammlung 218. 

Sanftenberg 177. 384. 

Sanftenberg-Knorr 177. 

Sanktion 291. 296. 497. 

Saran 241°. 

Sartorius 35°. 323 1. 

Sarwey 122°. 570°. 

Satzung 140. 162. 293°, °. 3521. 420. 
435. 444. 469. 546. 553. 

Säumige Pflichtige 269 f. 

Säumigkeit 535. 

Schäffle 550 !. 

Schambach 179. 
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Schatzungsfuss 164. 

Schaumburg - Lippe, Geschichte 
180 ff.; geltendes Recht 387 #,, 
vgl. auch 24. 99. 205. 503 2. 516. 
530 8. 540 ?. 553. 

Schenkel 163 '. 

Schenkung 253. 

Scheu vor Kirchensteuern 18. 115. 

Schildesche 244 !. 

Schilgen, v. 67°. 69°. 114', 

Schirgiswalde 160. 

Schisma 11?. 

Schlachtsteuer 49. 

Schlesien 25. 601. 119. 

Schleswig-Holstein 208 ff. 224 2,238 £. 
245 f. 247%. 258 £. 262 £. 267. 278. 
281. 282 ff. 2938. 2941. 299 £.; 
Geschichte 102 ff. 

Schlösser, grossherzoglich oldenbur- 
gische 455. 

Schlotter 180'. 

Schlutup 343 *. 

Schmedding 805 %,°. 3081. 

Schmedding-Tourneau 114, 

Schmidt 141. 150°. 199?. 2318. 

Schmidt-Phiseldeck, v. 184°, 

Schmitt 163!. 418°. 

Schneider 43*. 129%. 

Schoen 9!. 925 (93). 5012. 

Schonung der Aermeren, s. Ver- 
schonung. 

Schranken der Ausübung des KStR. 
529; der Steuerpflicht 549. 

Schreiber 9°. 

Schreibgebühr 457. 

Schulabgabe 35. 

Schulangelegenheit 137. 

Schulanlagen 158. 

Schulbaulichkeit 164. 

Schuldigkeit 562. 

Schuldklageverfahren 325. 

Schuldner 550. 

Schuldnerinteresse 504. 515. 517. 

Schule 89?. 129°. 139. 

Schuleinrichtung 212. 

Schulgemeinde 158. 

Schulgemeindelast 88. 

Schullasten 175. 

Schullehrer 469, s. auch Lehrer. 

Schulrecht 157°. 

Schulvorstände 90. 

Schulte 502!. 

Schultz 67', s. auch Crisolli. 


F. Giese, Deutsches 
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Schultzenstein 241°. 
Schulze-Gävernitz, v. 56°. 
Schumann 145° (146). 

Schuppe 117 *. 

Schutz,  verwaltungsgerichtlicher 
495. 571, s. auch Rechtsmittel- 
schutz. 

Schutzbürger 165. 

Schutzgenossen 188. 

Schutzrecht, staatliches 494 f. 497. 
520. 585. 

Schwalenberg 140. 

Schwanken der Steuereinnahmen 
255. 

Schwarzburg-Rudolstadt,Geschichte 
178 £., vgl. auch 24. 205. 516. 

Schwarzburg-Sondershausen, Ge- 
schichte 179 £., vgl. auch 24. 205. 
510. 

Schweinfurth 86° (87). 

Seeberger 145° (146). 

Seelenzahl 134. 162. 165. 281°. 

Seelsorge 394. 

Seelsorger, Entschädigung 527. 

Seelsorgestellen 366. 

Seelsorgezwecke 394. 

Sekten 15. 220. 

Sektion 334%. 

Selbständigkeit der Kirche 19. 20. 
156. 161. 523. 584 f. 

Selbständigkeit des Kirchenrechts 
490. 492. 

Selbstverwaltung 16. 50. 82. 88. 90. 
108. 127. 153. 155. 159. 161. 186. 
189. 478®. 501. 504 f. 512. 513. 
561. 579 ff. 

Selbstverwaltungsbehörden, kirch- 
liche 510 ff. 584. 

Selbstverwaltungsentwicklung 55. 

Selbstverwaltungsgedanke, Ver- 
teilung auf die Steuerverbände 
513. 

Selbstverwaltungsorgane 580. 

Selbstverwaltungsorganismus 512. 

Selbstverwaltungsrecht 400. 

Selbstverwaltungsverbände 511 f. 

Senat 144. 346. 3471. 349 ff. 

Senatskommission für kirchliche 
Angelegenheiten 349. 

Seuffert 101°. 148°. 

Seydel, v..144 2.2145 % 

Seydewitz, v. 157°. 400. 

Sichertshausen 86° (87). 


Kirchensteuerrecht. 


Sigmaringen 61. 

Silbergröschen 116. 

Silbernagl 325 *. 

Simultanbauten 4224, °, 

Simultankirchen 420 f. 433. 

Simultankirchenrecht 163. 
421.2, 4222, 

Singulärer Zweck 576. 

Sinken des Geldwertes 16. | 

Sinn, christlicher 448. | 

Sitzungspolizei 362. 

Snethlage 26 '. 

Soldatenstand 372, 7 

Sollbetrag 264. 

Sonderbekenntnis 225. 227. 229. 238. 
242. 539. 

Sonderbelastung 254. 284. 313. 457. 
552. 7 

Sonderbetrachtungen über Kirchen- 
steuern 2. 

Sonderrechtsgebiete, territoriale499. 


418°, 


Sondershausen, s. Schwarzburg- 
Sondershausen. 
Sonderumlagen, zivilgemeindliche 


für kirchliche Zwecke 475. 
Sonderveranlagung 240. 
Sonnenkalb 174° (175). 

Sörgel 359 *. : 

Sozialdemokratie 239. 

Soziale Aufgaben der Kirche 526. 

Soziale Forderungen 582. 

Soziale Gedanken 582. 

Sozialgesetzgebung, kirchliche 16. 
582. 

Spanndienste 63°. 209. 214. 388.401. 
975. 

Speyer 368. 

Spezialleistung 137. 

Spezialsteuer 576. 

Spezialtitel, s. Speziell Verpflich- 
tete. 

Speziell Verpflichtete 51. 63. 117. 
189. 208 ? (209). 213 f. 216. 242. 
305 f. 335. 536. 541. 544. 547. 
573?. 574. 

Spezielle Aufbringpflicht 357. 

Spezielle Festsetzung der Steuer- 
beträge 562. 

Sphäre, staatliche 564. 

Spohn 163'. 

Spruchbehörde 515. 

Spruchtätigkeit 514. 

Staat und Kirche 488. 583 ff, 


sr 


Register. 


Staat, Träger kirchlicher Lasten 
128. 

Staaten ohne selbständiges kirch- 
liches Steuerrecht 182 ff. 

Staatliche Behörden, Mitwirkung 
beim kirchlichen Besteuerungs- 
recht 519 ft. 

Staatliche Funktionen 519. 564. 

Staatliche Organe, Mitwirkung 
561. 

Staatliche und kirchliche Rechts- 
ordnung 489 ff. 

Staatliche Veranlagung, kein Ein- 
spruch gegen 273. 

Staatliches Eingreifen 564 f. 

Staatliches Kirchenrecht 1', 

Staatliches Recht 572. 

Staatliches Steuerrecht 550 ff. 

Staatliches und kirchliches Recht 
583 ff. 

Staats- und Kommunalsteuerreform, 
preussische 250. 

Staatsabgaben 78. 

Staatsähnlichere Gestaltung der 
Kirche 584. 

Staatsallmacht 489! (490). 

Staatsangehörigkeit 196°. 219. 536. 
540. 

Staatsangehörigkeit juristischer Per- 
sonen 543. 543°. 

Staatsbeamte 245. 542. 

Staatsbehörden 85. 258. 

Staatsbürger 14. 

Staatsbürgerliche Verhältnisse 166 f. 

Staatsdiener 43. 112. 

Staatseinkommensteuerfreie 246 f. 

Staatsergänzungssteuer 383. 

Staatsgebäude 455. 

Staatsgebiet, badisches 4401, 

Staatsgefälle 370. 399. 

Staatsgehälter 247. 

Staatsgesetz 560. 

Staatsgewalt 228. 564. 

Staatsgrundgesetz 132. 175. 186°. 

Staatsgrundstücke 455. 

Staatsgüter 133. 408. 411. 

Staatsinteresse 391. 444. 

Staatsinteresse an der Ausübung 
des KStR. 510. 530. 

Staatskasse 134. 160. 384. 413. 

Staatskirche, System der 585. 

Staatskirchenrecht 1. 1!. 3. 163. 
17122 532°, 572. 


(er) 
ID 
N 


Staatskuratelbehörde 364. 


| Staatsleistungen 116. 


Staatsministerium 480. 484. 


| Staatsmittel 168. 137. 


Staatsratsgutachten 193 !. 
Staatssteuer 554 f. 572. 
Staatssteuererheber 76. 
Staatssteuerfreie 246 ff. 542. 
Staatssteuerfuss 22. 
Staatssteuerhebelisten 104 *. 
Staatssteuerkataster 443. 
Staatssteuerliste 339. 
Staatssteuerrecht, Vorbildlichkeit 
Lu 
Staatssteuersoll 72°. 75°. 264. 
Staatssteuerverwaltung 446. 
Staatssteuerverwaltungsorgane 429. 
Staatsvertrag 86°. 
Staatszuschüsse 163 !. 395. 
StädtemitrevidierterStädteordnung 
405. 
Stadtgebiet 347. 405. 
Stadtgemeinde 480; Berlin 280. 
Stadthagen 181. 387. 
Stadthauptkasse 268°. 272®. 
Städtische Verbände 473. 
Stadtkirchen 32. 
Stadtkirchengemeinde 380 !, 
Stadtkreis 351. 
Stadtkonsistorium 261. 
Stadtmagistrat 464. 479. 483. 
Stadtrat 411. 416. 473. 
Stadtsynodalkasse 302. 
Stadtsynodalverband 280. 
Stadtsynode 60. 80. 279 f. 283 ft. 
302, 499. 506. 
Stadtverordnete 159. 479. 
Stammgüter 425!. 427. 
Stammherr 427. 442. 
Stammvermögen 476. 
Ständekammern, hessische 173. 
Standesgemässe Wohnung 222. 
Standesherren 248. 
Standesherrlicher Adel 126 !, 
Standesherrschaftliche Besitzungen 
427. 
Standesrechte, Vollbesitz der geist- 
lichen 452. 
Ständeversammlung in Baden 163. 
10% 
Ständige Abgaben, s. Beständige 
Abgaben. 
Ständige Niederlassung 222. 
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Stängel 122°. 

Stationierung von Hilfspredigern 
254. 

Statistische Angaben 351. 

Statut 176”. 180°. 260. 320. 326. 
421. 481. 497 f. 

Statuta universalia academiae 109. 

Statutarische Vorschriften, s. Statut. 

Staufer, päpstliche Kämpfe mit den 
11. 

St. Stefanigemeinde 347. 

Steinbicker 43°. 

Steinheil, v. 122 ?. 

Stelleneinkommen 304. 378 f., s. 
auch Diensteinkommen. 

Stellenvermögen 48. 

Stellenzahl 441. 

Stellenzulage 400. 

Stellvertretung 191°. 

Stelzer 359°. 

Stempf 164°. 

Sterbefall 116. 

Sterbegehalt 441. 

Sterbemonat 335. 

Sterbezeit 244. 308. 

Stettin 266 !. 2871. 

Steuer 531. 

Steueranschlag 165. 435. 

Steueransprüche, Durchsetzung 495. 

Steueraufkommen 471. 

Steueraufkünfte, Verteilung 527. 

Steuerausgleichsfonds 370. 

Steuerausschlag 4835. 

Steuerbedarf 488. 523 ff. 556. 563 !. 

Steuerbefreiung 83. 126 !. 
308. 443. 470. 

Steuerbegriff, staatlicher 3. 532. 

Steuerbeschluss 212. 260. 264 ff. 305. 
520. 554. 565. 

Steuerbetrag 558. 

Steuerbetreffnis 428. 

Steuerbewilligung 451. 

Steuerbewilligungsorgane 23. 480. 

Steuerdistrikt 445. 

Steuereinnehmer 370. 

Steuereinrichtungen, staatliche 579. 

Steuererhebung 23. 266 fi. 322 f. 
327. 331. 335 f. 339 f. 342. 345 f. 
349. 364. 370. 375 f. 392. 899. 
411. 416. 434. 438. 446. 448 f. 
452 f. 458. 473. 479. 563 ff. 

Steuerermässigung 83. 

Steuerertrag 370. 452. 


242 f. | 
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Steuerfestsetzung 520. 558 f. 582. 

Steuerforderung 241. 419. 548. 557. 
564 f. 

Steuerfreiheit, s. Steuerbefreiung. 

Steuergattung 360. 

Steuergesamtbetrag 562. 

Steuergesetz 520. 

Steuergenehmigung, Verweigerung 
590. 

Steuergläubiger 494. 503. 

Steuergrundbetrag 353. 

Steuerhinterziehung 396°. 

Steuerhoheit 367. 493. 528. 

Steuerinteresse des Staates 584. 

Steuerjahr 214*. 318. 558. 561. 

Steuerkapital 164. 

Steuerkapitalien 165. 

Steuerklasse 342 f. 351; untere 73. 
481. 582. 

Steuerkommissär 436. 449 f. 562°. 

Steuerkraft der Individuen 79. 494f. 
582. 

Steuerlehre 3°, 551. 

Steuerliste 457. 558. 562. 564 f. 

Steuernachlass 399. 

Steuerordnung, örtliche 13. 

Steuerorgane 257 ff. 509 ft. 

Steuerperiode 445. 

Steuerpflicht 22. 58. 66. 216 ff. 318. 
326. 328. 333 f. 337. 339. 341. 
343 f. 345. 347 f. 350. 352. 354. 358. 
366. 372. 379. 383. 386. 388. 391. 
395. 401. 413. 423. 442. 454. 464. 
466. 468. 476. 481 fi. 488. 534 ff. 
545. 547 ff. 550. 

Steuerprivileg 90. 99. 103. 242 ff. 
308. 

Steuerprozentsatz 562°. 

Steuerprozess 488. 

Steuerrecht, päpstliches 11. 

Steuerrechtsinhaber, originärer 528. 

Steuerrechtsordnungen 487. 

Steuerregister 429. 434. 

Steuerrolle 197. 

Steuersätze, ermässigte 73. 

Steuerschuld 268. 

Steuerschuldigkeit 323. 436. 562. 

Steuerschuldner 504. 

Steuersoll 2651. 433. 443. 550. 

Steuerstrafrecht 548. 

Steuersynode 23. 195. 8366. 8368. 
512 f. 517 fl. 559. 5805 Wesen 
519. 


Register. 


Steuersystem 17. 437. 521. 551. 572. 
580. 

Steuerträger 544. 558. 

Steuerumlage 309. 549 ff. 

Steuerveranlagung 23. 398.408. 415. 
432. 445. 458. 549. 

Steuerveranlagungsbeamte, 
liche 521. 

Steuerveranlagungskommission 258. 

Steuerverband 204. 503. 505 ff. 521. 
529. 534. 537 ff. 539 f. 544. 549. 
550. 558 f._556 f. 560. 585. 

Steuerverfahren 23. 556 ff. 561. 

Steuerverkürzung 369. 

Steuervertretung 400. 518. 580. 

Steuerverwaltung 559. 

Steuervoranschlag 429. 432. 557. 

Steuervoraussetzung, Fehlen 568. 

Steuerwert 4927 f. 435. 555. 

Steuerwesen, zivilgemeindliches in 
Baden 169. 

Steuerzettel 197. 323°. 351. 355. 

Steuerzugang, s. Zugänge. 

Steuerzuschläge, konfessionelle 198 f. 

Steuerzweck 551. 575. 

Stier-Somlo 168°. 
(490). 

Stifter, in der Reformationszeit 12. 

Stiftung der Vorbesitzer 469. 

Stiftungen 164. 188. 195. 394. 396. 
421. 424. 442. 446. 502. 542 ff. 
544. 545. 547. 

Stiftungsgut 123. 547. 

Stiftungskuratel 478°. 

Stiftungsmittel 421. 

Stiftungsorgan 477. 

Stiftungsrat 124 f. 429 f. 437. 452. 
o1l. 

Stiftungsratsbildung 437. 

Stiftungsratsmitglieder 437. 

Stiftungsrecht 190. 

Stiftungsvermögen 10. 124 f. 127. 
147. 178. 358. 394. 400 ?. 547. 

Stiftungsverwaltung 124. 449. 453. 

Stiftungswidrige Verwendung 64. 

Stimmberechtigung, s. Stimmrecht. 

Stimmengleichheit 362. 

Stimmentscheid 362. 

Stimmgeld 90. 

Stimmrecht 90. 101. 130. 160. 166. 
259°. 330. 361. 362. 430. 536. 
541. 

Stolbergische Konsistorien 260. 


staat- 


267°. 489! 
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Stolgebühren 9°. 16. 16 ?. 26. 28. 46. 
26. 71.80.8922 116813232172 
213. 262°. 232 f. 357. 420. 454. 
463 ®. 464. 526. 574. 

Stolgebührenablösungsfonds 54. 

Stölzel 44°. 541. 

Stolzenhain 86° (87). 

Strafandrohung 358. 569. 

Strafbestimmungen 548. 

Strafe 259. 369. 

Strafjustiz 556. 

Strafprozessrecht 569. 

Strafsachen 570. 

Strafvorschriften 548. 

Stralsund 260. 

Streitfragen 82. 

Streitgegenstand 569 f. 

Streitsache 569. 

Strenge v.- Rudloff-Claus 186 !. 

Striethorst 41°. 

Strosser 52°. 

Studi, vo. 31222178 

Stuhl, bischöflicher 315. 

Stundung 38. 77. 458. 

Stute 9272216 249° 

Subjekt der Besteuerung 527 f. 535. 

Subjektionsverhältnis, staatliches 
und kirchliches 14. 

Subjektives Interesse 582. 

Subjektives Recht 5001. 533 f. 

Subsidiäre Steuerhaftung 63. 442. 

Subsidiaritätsprinzip 48. 529. 

Substrat, persönliches 545 f. 

Successores 29. 

Süddeutsche Staaten 21. 
506 f. 543. 564. 570. 

Sukkursalpfarrei 304. 506. 

Superintendent 160. 336. 408. 

Superrevision 297 '. 

Suspension des Stimmrechts 536. 

Suspensionsgründe 362. 

Suspensiveffekt 569. 

Süssel 469. 

Suiner, v. 365°. 

Sydow 43. 

Synodalabgaben 215. 

Synodalfabschied 134 '. 

Synodalassessor 49. 

Synodalausschuss 286. 336. 483. 

Synodaldeputierte 49. 

Synodales Steuerrecht in Preussen 
285 ff. 

Synodalgemeinde 20. 


22. 23. 
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Synodalkasse 79. 342. 

Synodalkommission 286. 

Synodalkosten 14. 56. 69 *. 71. 79f. 
128 £. 211.262 24286.7291. 297%, 
384 ?. 566. 

Synodalkostenbeiträge 51. 54. 79 ff. 
382. 

Synodalordnung 138. 177. 337 £. 

Synodalorgane 504°, 

Synodalperiode 459. 

Synodalpräses 49. 

Synodalsteuern 285 ft. 

Synodaltagung 369. 

Synodalumlagen 62. 526. 556°. 

Synodalverband 22. 79 ff. 82. 90 £. 
1015105.2110 291148159. 292]% 
2431. 285 ff. 499. 504. 506 ff. 549. 
556. 

Synodalverfassungskosten, 3. Syno- 
dalkosten. 

Synodalvorstand 286. 

Synode 338. 368. 391. 467. 506. 559; 
Emdener 27; Hamburgische 143. 

System, der selbständigen öffent- 
lichen Kirche 585; des Kirchen- 
rechts 579. 


I 


Tagegelder 49. 286. 368. 377. 452. 

Tagung der Steuersynode 368. 

Tanz 553. 

Tatfrage 491. 

Tatsache 491. 570. 

Tatsächliche Voraussetzung 276. 

Taufe 116. 

Tendenz zur Trennung von Staat 
und Kirche 584 f. 

Terminologie 531 £. 

Territorien, konfessionelle Einheit 
der 13. 

Theinert 265 !. 501°. 

Theologische Lehranstalten 244 f. 

Theoretische Steuerfragen 2. 

Thronrede 161. 

Thudichum 285°. 

Tilgung 278. 571. y 

Tilgungsfrist 441. 

Tochtergemeinde 207. 393. 498. 506, 
s. auch Filialgemeinde. 

Tod'231. 242.308. 335. 

Toleranzantrag 21. 147°, 

Tourneau 313° (314). 


F. Giese, Deutsches Kirchensteuerrecht. 


Träger der Steuerpflicht 103. 534 ff., 
bes. 536 ff. 548, s. auch Steuer- 
träger. 

Trauung 116. 238. 308. 

Travemünde 343%. 

Treis an der Lumda 86° (37). 

Trennung von Kirchen- und Zivil- 
gemeinde 124; von Staat und 
Kirche 488. 490 ?. 523. 584 f.; von 
Steuerverwaltung und -festsetzung 
559. 

Tretzel 145 ? (146).182 1.356 !. 

Trier 116 2..119 2.308246 

Truppen, deutsche 193. 

Trusen 41. s 


U. 


Ueberbleibsel 559. 
Ueberbürdung 366. 410. 494. 549. 
Uebereinstimmung evangelischer 


364!. 


und katholischer Kirchensteuer- 


vorschriften 582 f. 

Uebergehung 38. 454. 

Ueberlassungsvertrag 253. 

Ueberlastung 278. 

Ueberleitung 209. 

Uebernahme von KSt. auf den Kom- 
munalkassenetat 47°; von KSt. 
auf das örtliche Kirchenvermögen 
449 £. 

Uebertragung evangelischer Rechts- 
einrichtungen auf die katholische 
Kirche 583; staatlicher Steuer- 

regeln auf die Kirche 579. 

Uebertritt 42. 58. 92. 101. 107. 226° 
(227). 231. 233 f. 319. 352. 372. 
379. 4023. 425. 

Ueberzeugung 452. 

Uebung, militärische 223. 

Ulrich 11T. 

Umbauten 314. 

Umfang, der Heranziehung‘ 548 f.; 
der Steuerpflicht 549; des Steuer- 
rechtsin Preussen 210; des Steuer- 
bedarfs 523 £. 

Umherziehen, Gewerbebetrieb im 
251. 

Umlage 56 !. 531. 

Umlagebeschluss 72. 310. 322. 331. 
336. 346. 349. 363. 375. 381. 383. 
390. 409. 422. 433. 445. 530. 

Umlagefuss 319. 


ne 


Register. 


Umlagekommission 389. 
Umlagemassstab 23, s. auch Ver- 
teilungsmassstab. 
Umlagengesetz, bayerisches 149. 152. 
Umlagenprozentsatz 398. 
Umlageordnung 208. 549 f. 
Umlageregister 458 f. 
Umlagerolle 331 f. 336. 338. 
Umlagezweck 305. 
Umzugskosten 211. 262. 294. 334°. 
366. 401. 
Unanfechtbarkeit des Steuerfusses 
568. 
Unberührte Verpflichtungen und 
Befreiungen 216. 
Unbewegliches Eigentum 188. 402. 
Unbilligkeiten 471 £. 
Unechte Kirchensteuerpflicht 547. 
Unentgeltlichkeit 574. 576. 
Unerzwingbarkeit 241. 
Ungeschriebenes Recht 498. 
Ungetaufte 402°. 
Ungleichheit 460 f. 
Unglücksfall 253. 
Ungültige Umlagebeschlüsse 266 !. 
Unierte 66. 177. 217 £. 395. 
Unikonfessionelle Ehen 240. 
Union 35. 42. 66. 106. 219. 225 ff. 
238. 366. 537. 
Unitätsgemeinde 207. 
Universität Leipzig 404. 
Universitätsbeamte 328. 
Universitätsdiener 328. 
Universitätslehrer 328. 
Unkultivierte Flächen 455. 
Unmittelbare Bedürfnisse 210. 215. 
Unmittelbarer Bedarf 525. 527. 
Unmöglichkeit der Zahlung 535 f£. 
-Unpersönliche Abgaben 58. 
Unrichtige Angaben 369. 
Unständige Abgaben 37. 575 f. 
Unterbeamte, kirchliche 401. 
Unterbehörden, geistliche 186. 
Unterhaltszuschuss 147. 
Unterhaltungspflicht 12. 
Unterlage, steuerliche 510. 
Unternehmung, landeskirchliche 56. 
Unterrichtsanstalt 348; höhere 404. 
Unterscheidungsalter 232. 
Unterscheidungsmerkmale 572. 
Unterstützung 17. 254. 522. 584. 
Unterstützungsgehalt 441. 
Unterstützungskasse 581. 
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Unterverteilung 65 f. 80. 288. 290. 
296 


Unübersichtlichkeit 82. 
Ununterbrochener Aufenthalt 222. 
Unvermögen der Kirchenfabrik 476. 
Unzufriedenheit 275°. 
Unzulänglichkeit der Steuerregeln 

des ALR, 34; der Steueraufkünfte 

370; des mittelalterlichen Rechts 

15. 
Unzulässigkeit der Vollstreckung 77. 
Urkirche, Bedürfnisse 10. 
Ursprungsgemeinde 235°. 236. 
Urteil 558°. 


vw 


Vagierende Distrikte 32. 
Vagierende Gemeinden 295°. 
Vakanzkassen 470. 

Vechta 136. 

Vegesack 349°. 

Veranlagung 162. 197. 240. 253. 
263 ff. 310. 321. 327. 331. 333. 
335 f. 338 f. 341. 345 f. 363. 369. 
521. 555. 558 ff. 

Veranlagungsbehörde 558. 569. 

Veranlagungsgeschäft, s. Veranla- 
gungsverfahren. 

Veranlagungskommission, staatliche 


Veranlagungskosten 265. 
Veranlagungsverfahren 264 ff. 384. 
520. 558 ff. 
Veranlagungszeit 263 £f. 
Veranstaltungen, gottesdienstliche 
226. 249. 276. 367. 540. 
Veräusserungsbeschränkungen 440 !, 
Verbände, s. Steuerverbände. 
Verbandsangehörigkeit, s. Verbands- 
mitgliedschaft. . 
Verbandsarten 527 f. 
Verbandsausschuss 312. 511. 
Verbandsgemeinde 281. 312. 
Verbandsmitgliedschaft 573 f. 575 f. 
Verbandsvertretung 281. 285. 312. 
516. 
Verbilligung 551. 
Verbot der Lüge 569. 
Verbrauchsgegenstände 468. 
Verdinglichter Beitrag 574. 
Vereinbarung 255. 460. 471. 473. 
492 f. 497. 553 f. 563%. ” 
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Vereine 424. 544. 

Vereinfachte Zustellung 267. 

Vereinigte evangelisch-protestanti- 
sche Kirche 166 ff. 418 ff. 435 f. 

Vereinigte Kirchspiele 407. 

Vereinigte Kreissynoden von Berlin 
56. 80. 279 f. 282. 

Vereinigte Staaten 249. 

Vereinigte Stadtsynoden 506. 

Vereinigtes Kirchen- und Schulamt 
245. 

Vereinigtes Pfarr- und Konsistorial- 
amt 245. 

Vereinsgeistliche 244. 

Vereinsmitglieder 329. 

Verfahrensmangel 568. 

Verfassung, kirchliche 578. 

Verfassungsgemässheit des Entw. d. 
bayer. KGemO. 153 ff. 

Verfassungsorganisation 169. 488. 
494. 


Verfassungsorganismus, kirchlicher 


Verfassungsrecht, bayerisches 153 f. 

Verfassungsstatut 172. 374 f. 377. 

Verfassungswidrigkeit des Entw. d. 
bayer. KGemO. 153 ft. 

Verfügbare Bestände 63. 

Verfügbare Einnahme 213. 475. 

Verfügungsmöglichkeit 534. 

Vergünstigung 541 f. 

Vergütung 271. 338. 340. 345. 370. 
411. 429. 484. 

Verhältnis der kirchlichen Rechts- 
ordnungen zu einander 582 f.; 
der kirchlichen und staatlichen 
Rechtsordnung 490 f.; von Staat 
und Kirche 488. 

Verhältnismässigkeit 405. 

Verheiratung 253. 

Verjährung 32. 38. 216*. 270. 273. 
278. 412. 416. 434. 446. 458. 562. 
571. 

Verjährungsfrist 38. 562. 

Verkündungsformel 291. 

Verkürzung der Steuer 259. 

Verleihung 216 *. 584. 

Vermächtnis 188. 253. 

Vermeintliche Mängel 271. 

Vermögen 167. 501. 

Vermögen, Verwaltungsordnung für 
das kirchliche 62 ff. 

Vermögensansammlung 64. 212. 524. 
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Vermögensassoziation 545. 

Vermögensbesitz, staatlich aner- 
kannter 503. { 

Vermögensgemeinschaft 426 f. 545 f. 

Vermögensmassen, erwerbsfähige 
404. 

Vermögenssteuer 250. 

Vermögenssteueranschlag 443.445 f. 

Vermögenssteuergesetz, badisches 
170. 

Vermögenssteuerwert 427 f. 544. 

Vermögensverhältnisse 260. 555. 

Vermögensverwaltung, selbständige 
500 f. 

Vermögensverwaltungsfunktionen 
564. 

Vermöglichkeit der Pflichtigen 94. 

Verordnungen, Verwertung der 51. 

Verpflichtungsgrund 564. 

Verquickung von Staat und Kirche 
488. 564. 585; von Zivil- und 
Kirchengemeinde 15. 20. 22. 88. 
123. 145. 521. 559. 

Verrechnung 376. 

Verringerung des kirchlichen Ver- 
mögens 16. 

Versagung der Genehmigung 566. 

Versammlungslokal 286. 

Verschiedenheit, konfessionelle 15. 

Verschlossene Form 562. 

Verschonung der Mindervermögen- 
den 94. 552. 582. 

Verschwiegenheit 351. 

Versetzung 401. 

Versorgung der evangelischen Aus- 
landdeutschen 295. 

Verstärkter Gemeinderat 477f. 
521. 

Verstösse gegen Steuerprinzipien 
538 f. 

Verstümmelungszulage 248. 

Verteilung des Steuerbedarfs auf 
die Verbände 526 f£. 

Verteilungsantrag 273. 276. 566. 

Verteilungsform 555 £. 

Verteilungsfuss 554 f. 

Verteilungsgrundsatz 550 f. 

Verteilungsmassstab 22f. 59. 70 £. 
250 ff. 319. 322. 326. 329. 333. 
335. 339. 341. 348. 360. 867. 
379. 383. 386. 389. 392. 397. 405. 
414. 427. 443. 456. 464. 466. 470. 
477. 481 ff. 488. 550 ff. - 


Register. 


Verteilungsmatrikel 514, s. auch 
Matrikel. 
Verteilungsmodus im ALR. 32. 
Verteilungsplan 459 !, 
Verteilungsregeln 252 ff. 
Verträge 215. 278. 380. 404. 407. 
555 f. 
Vertragschliessung 553 £. 
Vertragsmässige Elemente 554°. 
Vertragsrecht zwischen Staat und 
Kirche 497. 
Vertretung der Kirchengenossen, 
badische 441 f. 444 f. 447 f. 
Vertretungskörper, landeskirchliche 
18. 
Verwahrloste 212. 
Verwahrlostenpflege 525. 
Verwaltende Funktionen 514. 
Verwaltung, kirchliche 556. 578. 
Verwaltungsakt 560. 
Verwaltungsaufwand 394. 
Verwaltungsausschuss 321 £. 
Verwaltungsbehörde 510 ff. 513. 568. 
584. 
Verwaltungsbescheid 275°. 
Verwaltungsbeschwerdeverfahren 
567. 569. 
Verwaltungsbezirk 507. 513. 
Verwaltungsentscheidung 431. 
Verwaltungsexekution 35 ?. 
Verwaltungsfunktion, kirchliche 519. 
573. 
Verwaltungsgerichte 520. 570. 
Verwaltungsgerichtliches Verfahren 
569. 
Verwaltungsgerichtsbehörden 407. 
568. 
Verwaltungsgerichtshof149.151.153. 
184. 323 ff. 361. 365. 371. 429 f. 
447. ATS f. 
Verwaltungsordnung, altpreussische 
62 ff.; rheinische 72. 
Verwaltungspraxis, Förderung der 
KSt. durch 21. 
Verwaltungsrecht 565; kirchliches 
579. 
Verwaltungsrechtspflege 126. 434. 
Verwaltungsrechtspflegegesetz 324 f. 
Verwaltungsrechtsweg 126. 417. 
Verwaltungsstrafsache 416. 
Verwaltungsstreitverfahren 23. 83 f. 
261 *. 263. 277 f. 288°. 399. 566. 
569 f, 
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Verwaltungsweg 458. 467. 

Verwaltungszwangsverfahren 59. 76. 
101. 104. 110. 119 f. 131. 200. 
256 f. 269. 339. 565. 

Verweisung, „echte“ 253°. 

Verwendung der Steuersumme 434. 

Verwendungszweck 576. 

Verwirklichung der Steuerforderung 
488. 548. 557. 561, s. auch Ein- 
ziehung, Beitreibung. 

Verzierung der Kirche 191. 475. 

Verzug 562. 

Vierteljahr 230. 

Vierzehnjährige 232. 

Vikar, apostolischer 189; ständiger 
199. 

Vikariat, apostolisches 414 f.; pro- 
testantisches 475 *. 

Vogtherr 145? (146). 

Völkerrecht 247. 

Volksinteresse 516. 

Volksschulgesetz 400 !. 

Volksschulwesen 70 ?. 

Volksvertretung, staatliche 519. 

Volkszählung 456. 

Vollbesitz der Rechtsfähigkeit 430 !. 

Volle Steuerpflicht 548. 

Vollert 128°. 

Vollstreckbarkeitserklärung 52. 62. 
74f. 399. 458. 462. 560 f. 564. 
564°. 

Vollstreckbarkeitsvoraussetzung73°. 

Vollstreckung 23. 73. 256 f. 

Vollstreckungsbehörde 60. 269. 

Volistreckungshandlung 399. 

Vollstreckungsstadium 552%. 

Vollziehbarkeit 167. 

Vollzugsorgane 399. 

Vollzugsreiferklärung 167.318 °?.338. 
434. 436. 446. 564. 

Voranschlag 74. 264. 369. 374. 375. 
410. 423. 435. 445. 465. 484. 

Voranschlagsanweisung 435. 

Voranschlagsperiode 432 f. 435 f. 
441. 446. 

Vorarbeiten, gesetzgeberische 2. 

Voraussetzungen der Steuerpflicht 
537 f. 

Voraussetzungsmoment 560. 

Vorbelastung 83. 

Vorbereitende Behörde 559. 

Vorbereitendes Verfahren 557. 561£. 

Vorbereitung 258, 
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Vorbesitzer 469. 

Vorbildung der Geistlichen 294. 

Vorjahr 75°. 

Vorläufer der Kirchensteuern 9. 

Vororte 143. 

Vorrechte 341. 

Vorreformatorisches Steuerrecht 
TOT 

Vorsitzender, Rechtsmittelrecht 568. 

Vorstädte 142. 344. 

Vorstand der politischen Gemeinde 
374. 

Vorstandsälteste 49? (50). 

Vorzüge der kirchlichen Abgaben 
132. 


W. 


Wählbarkeit 430. 

Wahlbezirke 452. 

Wahlen 377. 

Wahlgemeinde 231. 

Wahlkosten 103 ?. 

Wahlmänner 448. 

Wahlordnung f. die badische Steuer- 

svertretung 444. 

Wahlprüfung 444. 

Wahlrecht 66. 66 °. 2175. 231. 324%. 
430. 536. 541. 

Wainsdorf 865 (87). 

Waisen 194°. 195. 308. 

Waisengeld 441. 

Waldeck-Pyrmont, Geschichte 137 £.; 
geltendes Recht 334 ff., vgl. auch 
17. 24. 205. 520. 530. 556 !. 

Waldenser 220 !. 

Waldungen, staatliche und der Uni- 
versität Leipzig 404. 

Wales 249. 

Walle, Gemeinde 347. 

Wallonische Gemeinde Hanau 224°. 

Walter 551°. 

Walz 163. 

Wand 476°. 

Wandergewerbesteuer 320. 

Wanderlager 395. 

Wangemann 225. 

Wäntig 400'. 

Warenhaussteuer 251. 

Wartegehalt 381!. 

Wartegeld 335. 

Weber 150°. 

Wechsel der Parochie 223° (229). 
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Wegzug 95. 

Weimar, s. Sachsen-Weimar. 

Wein 162. 

Weitere Beschwerde 566. 

Weiterer Verband 472. 

Weiterzahlung bei Austritt 538. 
5381, 

Weltliche Abgeordnete 517. 

Weltliche Angelegenheit 154. 

Weltliche Mitglieder 444. 517. 

Weltlicher Arm 495. 

Wendland 226°. 

Wenzel 554°. er 

Werder, Danziger 208 ?. 214 ?. 537. 

Wesen des Besteuerungsrechts 532 ff. 

Wesentliche Begriffsmerkmale 976. 

Wesentliche Mängel 277. 

Westfalen 25. 36?. 44 ff. 60. 60% 
63. 67 £., s. auch Rheinland-West- 
falen. 

Westfälischer Friede 218. 

Westphalen 142. 

Westpreussen 25. 

Westrum 92° (93). 

Widerruf 141. 345. 

Widerspruch 325. 406. 472. 552. 
566. 

Widerspruchsrecht 474. 

Widmung, stiftungsmässige 423. 

Wiederkehrende Umlagebeiträge 
548. 

Wielandt 163". 

Wiesbaden, Geschichte 110 ff., vgl. 
auch 244. 251. 257 f. 262. 282. 
293°. 2941, 301. 553. 

Wiese, staatliche 404. 

Wilhelmi 110°. 

Willensmacht 533. 

Willigeung 369, s. 
gung. 

Winkler 67°. 

Wirksamkeit des Steuerbegrifies 
488; des Steuerbeschlusses 560. 

Wirksamkeitsvoraussetzung 565. 

Wirkung des Besteuerungsrechts 
529; der Steuerfestsetzung 560 f. 

Wirkungskreis von Staat und Kirche 
492; s. auch Kompetenz, Kom- 
petenzabgrenzung. 

Wirtschaftliche Anschauungen 82, 

Wirtschaftliche Betrachtung der 
juristischen Personen 545 f. 

Wirtschaftliche Momente 213. 


auch Bewilli- 
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Wirtschaftliche Verhältnisse der 
Geistlichen 292. 296. 

Wirtschaftsgebäude 46. 407. 

Wissenschaft 455. 

Wittum 244. 481 ff. 

Witwe 1945. 195. 219. 308. 

Witwengeld 441. 

Wohltätigkeit, öffentliche 455. 

Wohltätigkeitsfonds 254 ?. 

Wohnbare Gebäude 107. 

Wohnberechtigte 107. 

Wohngebäude 407. 

Wohnhaus 228°. 

"Wohnsitz 91. 111f. 130°. 222. 
227 ff. 239. 251. 307. 318 f. 334°. 
335. 337. 404. 428. 442. 454. 539. 

Wohnsitzaufgabe 273. 

Wohnsitzgemeinde 403. 

Wohnsitzkirchengemeinde 235. 239. 
940. 

Wohnung 222. 

Wohnungsentschädigung 193. 

Wohnungsgrundstücke 348, 

Wolffson 142". 

Woltmershausen 347. 

Wünsche, kirchliche 496. 

Württemberg, Geschichte 122 ff.; 
geltendes Recht 316 ff., vgl. auch 
22. 13. 242 205. 498. 508.2. .505. 
507. 509 ?. 516. 5381. 539. 539. 
552 2, 555. 559. 559°. 568. 


2. 


Zahlung 77; freiwillige 268. 

Zahlungsaufforderung 268. 274. 323. 
458. 562 f. 

Zahlungsfrist 563. 

Zahlungsort 563. 

Zahlungstermin 563. 

Zehendherr 164. 

Zehnt 9. 16. 17; päpstlicher 11, 

Zehntablösung 16. 

Zehntbewilligung 11°. 

Zehntgebot 9, 

Zeitanschauung 574. 

Zeller 173!. 320°. 

Zensit, s. Steuerpflicht. 

Zensiteninteresse 504. 515.517 ff. 557, 

Zensitenliste, Mitteilung 520. 

Zentralausgaben 459, s. auch All- 
gemeine Ausgaben, Allgemeine 
Kirchenausgaben. 
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Zentralbureau für die Kirchensteuer 


Hs 
Zentralfonds 129. 328. 
Zentralinstanz ın Kirchensteuer- 
sachen 84. 


Zentralkirchenfonds 293 ® (294). 376. 

Zentralkirchenkasse 459. 

Zentralkommission für die Kirchen- 
steuern 351 ff. 515 f. 

Zentrumsfraktion 147 ?. 

Zivilehe 308. 

Zivilgemeinde 46°. 183 ff. 187. 188. 
190 f. 192. 204. 214 ?. 3181. 322. 
329.7356.873 f: 381. 385: 897. 
399. 404. 409. 421°. 459. 470 ff. 
474 fi. 502. 506. 521. 523. 536. 
544. 554°. 559. 561. 563. 566. 

Zivilgemeindeanlagen 401. 

Zivilgemeindeglieder 476. 

Zivilgemeindekasse, Uebernahme 
auf 563. 

Zivilgemeindeumlagengesetz 357. 
360. 

Zivilgemeindeversammlung 361. 

Zivilgemeindevertreter 409 f. 

Zivilgemeindevorstand 374. 

Zivilgerichte 365, s. Gerichte. 

Ziviljustiz 556. 

Zivilkirchengemeinde 69. 506. 

Zivilkommissar 193°. 

Zivilobrigkeit 464, 

Zivilpersonen 230 ’. 

Zivilprozessordnung 364 f. 

Zivilrechtliche Färbung 571. 

Zöpfl 163. 

Zorn 3°. 9°. 16!. 71°. 489! (490). 

Zu- oder Beisteuer 29. 

Zugänge 197. 266. 336. 436. 449. 

Zugangsliste 258. 

Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Steuerverband 539 f. 

Zulage der Gemeinde 28 f. 

Zulagen 400. 

Zulässigkeit des Rechtsweges, 8. 
Rechtsweg. 

Zulassung, stillschweigende 529. 


Zurückhaltung der katholischen 
Kirche 18. 
Zusammengesetzte Kirchenge- 


meinde 380. 506. 
Zusammengesetzte Parochie 330. 
Zusammengesetzte Pfarrgemeinde 

397. 
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Zusammengesetzter Kirchenbezirk 
407. 

Zuschlag 194. 253 f. 557. 576; nach- 
träglicher 270. 

Zuschlagsbesteuerung 241. 

Zuschuss 156. 171. 187. 191. 1945. 
314. 

Zuschussfonds 211°. 

Zuständigkeit zur Regelung der 
Kirchensteuern 4. 

Zuständigkeitsbereich von Staatund 
Kirche 489 ff., s. auch Kompe- 
tenz. 

Zustellung 268°; vereinfachte 267. 
‘ Zustimmung der Steuerpflichtigen 
504; kommunaler Organe 559. 

Zustimmungserklärung 363. 

Zuwachsvermögen 468°. 

Zuweisung 230. 

Zwang, staatlicher 19. 495. 520. 
534. 548. 585. 

Zwangsbefugnisse 423. 

Zwangsbeiträge 142. 144. 345. 531 f. 
576. 5771. 

Zwangsbeitreibung 76. 131. 269 ff. 
563 ff., s. auch Beitreibung. 

Zwangsetatisierung 52. 95. 101. 104. 
108221182 16192099, 215:7255:£ 
262 f. 265. 284. 288. 299. 306. 
310. 313. 315. 331'. 358. 364. 
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383. 392. 398. 478. 515. 520. 525 f. 
531. 566. 585. 
Zwangsgewalt 528. 548. 564. 
Zwangsmassregeln 331'!. 531. 
Zwangsmoment 493 *. 575. 
Zwangsverfahren 563 f. 
Zwangsversteigerungsgesetz 
564°. 
Zwangsverwaltung 564°. 
Zwangsvollstreckung 178f. 213 £. 
269. 272. 309. 324. 331. 336. 338. 
340. 342. 345f. 353. 355. 364. 
381. 383. 385. 411. 434. 446. 449. 
458. 568. 
Zwangsweise angeordnete Umlagen 
216. 
Zwangsweise Beitreibung, s. Zwangs- 
beitreibung. 
Zwangsweise Eingliederung 3521. 
Zweck der Steuerorgane 504 f. 
Zweck, kirchlicher 521 f. 547. 575. 
Zweck, steuerlicher, der Behörden 
515. 
Zweckbestimmung, 
547. 
Zweckbewusstsein, gemeindliches 13. 
Zweckmässigkeit 74°. 325. 550 f. 
551 ?. 
Zweckverwendung 548, 
Zweigverbände 220°. 
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